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s 1 

Der eigentliche Titel diefer Schrift, nach der Beſtim⸗ 
ung des Verfaſſers, ift: Das Wefentliche der Geſetz⸗ 
gebung ded Großherzogthums Baden aus dem Gebiete 
ber Zandesordnung. 

Daß unfere Landedordnung einer neuen Bearbeitung 
bedürfe, die Materialien dazu aber fehr zerftreut feyen, 
ift wohl allgemein anerfannt; der Zwed der gegenwärs 
tigen Schrift ift, eine Vorarbeit zu ber erftern zu liefern, 
und einftweilen aus ven letern ein Handbuch für den 
Geſchaͤftsgebrauch zufammenzuftellen. 


$ 2 

Die Schwierigkeiten meined Unternehmens verfenne 
ich nicht, vor Allem der Frage: „mas gehört in den 
Umfang der Landedordnung?” AB allgemeine Norm 
nahm ich zwar den Begriff der Polizei oder derjenigen 
Xhätigfeit der innern Staatöverwaltung an, welche zur 
Erreihung des allgemeinen Staatszweckes fich ſelbſt⸗ 
ftändig aufreget, ohne Rückſicht auf den einzelnen Fall 


av 


zu nehmen, und ohne abzuwarten, bis fie für diefen 
ausdrücdrüdlich in Anſpruch genommen werde, ich fand 


aber 


in der Ausführung, daß diefer Begriff allzumweit 


führe, 3. B. Aufſicht auf die Nechtöpflege und Sorge 
für deren ungeftörten Fortgang einfchliege, weßhalb ic) 
mich genöthigt fah, zu Ausſcheidungen meine Zuflucht 
zu nehmen, 

Hiernach liegen aufferhalb ver — Grenzen 
meiner Zuſammenſtellung: 
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das geſammte Civilrecht und ſeine Prozeß— 
2dnungen, nicht aber diejenigen ftaatöpolizeili- 
hen Borfchriften, welche hier und da in unfer 
jegiged Civilgefegbucd aufgenommen worden find, 
namentlih binfichtlih der Ehe, der elterlichen 
Gewalt, ver Vormundfhaft, Mundtodterflärung 
u. f. mw. 


das peinlihe Recht und feine Formen; 
.. die Rechtspolizei mit Ausnahme derjenigen 
‚Zweige derfelben, in welden die. Gemeinden und. 


ihre unmittelbaren Vertreter felbftjtändig wirken. 
ober wenigitens mitwirken; 


. Staatdredht, fowohl äuſſeres oder Rechtsver⸗ 


hältniß zu auswärtigen Staaten und dem deutſchen 
Bund, ald innered oder Staatöverfaflung mit den 
ftaatörechtlihen Verhältniffen ver Standes- und 


Grundherrn, dem Lehnrecht und der Organifation 


der Verwaltungsſtellen. 

Der Gemeindeordnung konnte ih, ald Eingang 
zum Ganzen, nicht entbehren; fie bildet gleichfam 
dad Mittelglied zwifchen Staatsverfaſſung und Staats⸗ 


vw. 


verwaltung und ohne fie hätten fehr viele ftaatd- 
- polizeiliche Anordnungen: ihre — Eene nicht 
gefunden; ; 1 nor nd Sud 
e. Kirchenrecht. Die FERN Vorſcheiſten · fur 
Schulen als ein, wiewohl "unter Firchlihe: Mitauf⸗ 
ſicht geſetztes Cemiöinpkur glaubte ich aa 
zu müſſen; 
f. die gefammte Finanzverwaltung, inte 
der Vorſchriften für Taranfäge; : 
'g. Militärverfaffung und Reglement ; 
h. alle eigentlihe Dienftinftruftionen, als all 
. zufehr ins einzelne gehend und in der ‚Regel, nur 
derjenigen Stelle unentbehrlich, — ſie ie ‚gegeben 
find ; 1.39 Dig 
. Statute für einzelne Lokalanſtalten und — 
rationen, namentlich die Artikel der — 
— 


6. 3. 
—* ‚weitere Schwierigkeit bietet die Frag⸗ dar: 

„was von ältern Verordnungen dermalen noch geltend 
und praktiſch ſey?“ Nicht immer hat ver ſpaͤtere Ge: 
feßgeber der ältern einfchlägigen Verordnungen erwähnt, 
bisweilen hat er fich fo ſchonend ausgedrüdt, daß ſchwer 
zu entfcheiden ift, ob er eine Abänderung oder nur eine 
Erläuterung der frühern geſetzlichen Beſtimmung beab⸗ 
ſichtiget babe? manches iſt auch in dem Laufe der Zeiten 
unpaſſend und deßhalb allgemein, aber nur ſtillſchwei⸗ 
gend/ aufgehoben wotden. Um mich nicht in Zweifeln 
zu verlieren, müßte ich hierin bisweilen meiner eigenen 
praktiſchen Anficht folgen. 


$ 4 
Sogar die Verfchiedenheit in dem Styl und Aus⸗ 

drud bat mir bei der Außfertigung mandye Bedenklichkeit 
gebracht, nicht allein, weil fi mit den Kunftwörtern 
auch die Begriffe verändert haben, fondern auch, weil 
der Geift der Zeit und Zeitläufte mit der Sprache zus 
gleich die Tendenz der Verordnungen ſchwankend werden 
lieg. In folhen Fällen mid an unfere trodene, aber 
folide ältere Gefeßgebung zu halten, ſchien mir ber 
ficherfte Weg zu feyn. 

$ 5. 
Ein künftlihes neues Spſtem aufzuftellen, war 
nicht der Gegenftand meined Strebend; ic) begnügte mic), 
die verfchiedenen Materien nach einer leicht faßlichen 
logifhen Ordnung zufammenzuftellen. Der Ideengang 
dabei ift folgender: 

1) Der Staatöherrfcher weifet jedem Staatsangehöris 
gen feine Stellung an, und macht ihn _mit den 
daraus abfließenden Rechten und Verbindlichkeiten 
befannt ; Gemeindeordnung, erfted Buch. 


2) Seine erfte Sorge ift auf Geifteöbildung, Sitt- 
lichkeit und Humanität gerichtet, daher reihen ſich 
an: die allgemeinen Vorfchriften zu deren Beför: 
derung, die Eheordnung, Eivedordnung, Verforgung 
der Unmündigen und der Armen; zweited Bud). 


3) Ihr zunaͤchſt ftehen die Anftalten zur Handhabung 
der öffentlihen Sicherheit und zum Schuß ber 
Perfon, der Gefundheit und des aa 
britted Buch, 
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4) Erft in diefem Zuftande kann mit Gebeihen geforgt 
werden ‚für dad Aufblühen der Produktion, für 
die. Benugung fämmtlicdier Naturerzeugnifle, ihre 
Verarbeitung und Erhöhung ihres Ertraged durch 
den Handel und feine Hülfsmittel, Land⸗ und 

. "Wafferfiraßen ; viertes Bud. Endlich ſchleppt ſich 

5) in dem fünften Buch die Vorfchrift für den trau 
rigen Fall nad), da unfer gedeihlicher Rechts- und 
Friedenszuſtand durch Kriegedzüge geftört wird. 

$ 6. 
Meine Materialien find: 

1) 2.D. Bavendurlachifche Landesordnung von 1715. 

2) A.A. Alphabetifcher Auszug der Badischen Geſetz⸗ 
gebung von 1782 und 1801. 

3) HRS. Hofrathöinftruftion von 1794, 

4) K.R.J. Kirchenrathäinftruftion von 1797. 

5) K. CO. Kirhencommiffionsordnung von 1804. 

6) MO. Mepvizinaloronung von 1806. 

n ED. Eheordnung von 1807; 

8) ED. Eenfurordnung vom 19. Dez. 1803. 

9) D.E. Die Organifationd- und Konftitutionsedifte, 

10 L. R. — L. H. R. Badiſches Landrecht von 1810. 

11) R.B. Regierungsblätter von 1803 — 1824. 

129 P.B. — A.B. Provinzials und Anzeigeblätter, 

D. des Dreifamfreifes, M. des Murgfreifes, N 

des Neckarkreiſes,) P. ver Pfalzgrafihaft, M. 

das Mittelrheinifche Provinzialblatt, N. bad Nie: 

errheiniſche Provinzialblatt. 


77 Anm. Jetzt: des Seekreiſes S. 


des Obertheinkreiſes O. 
des Mittelrheinkteiſes M. und 
des Unterrheinkreiſes U. 


va 


13) 5.3. Forftinftruftion von 1808, | 

14), Einzelne: 'gefchriebene und gedruckte Generalreferipte, 
weldye mir bie dahiefige Amtöregiftratur , . eigene 
Sammlung, und die Aueheiſe werther Freunde 
darboten. 

Zugleich habe ich auch, zur Etleichterung des Nach⸗ 
ſchlagens, durch die an dem Rande erſichtlichen Zahlen 
auf die korreſpondirenden Sätze dieſer Schrift hinge⸗ 
wieſen. 

Allen denjenigen, welche mein Unternehmen mit Bei⸗ 
traͤgen an erbetenen Materialien und ihrem gütigen Rath 
unterſtützt haben, ſage ich oͤffentlich meinen verbindlichen 
Dank, und bitte, mir auch fernerhin Ergänzungen und 
Erinnerungen zukommen zu laflen, damit ich fie bei 
einer neuen Auflage benußen Tönne. | 

Weinheim, am 1. Mai 1825, 


Nachſchrift. 


Meine Abſicht war urſprünglich nicht, die einzelnen 
Geſetzesſtellen anzuführen und ihr Nachtrag wurde durch 
meine inzwifchen erfolgte Entfernung von einem wefents 
lichen Theil der benußten Materialien erſchwert. Da; 
gegen gab mir der fpätere Druck noch Zeit, die Verord⸗ 
nungen bed Jahrs 1825 ebenfalld zu benußen, 


Vorwort zur zweiten Auflage. 





Dieſe Geſetzes- Sammlung hat durch die in den 
Jahren 1826 und 1827 erfchienenen Verordnungen und 
durch Benußung eines‘ audgedehntern Materialienvorraths 
eine nicht unbedeutende Vermehrung und ' mehrere: Ver⸗ 
befierungen erhalten, auch habe ‚ich zur Erleichterung 
ihres Gebrauchs , einen ;.umftändlichen.: Realinder : beige; 
fügt. Gerne-wäre ich bei dem letztern dem Grundſatz 
gefolgt, alle verwandten. Gegenſtaͤnde unter das Haupt⸗ 
wort des Grundbegriffs zu bringen, weil aber der Auf 
ſuchende nicht immer in der Laune iſt, daruͤber mit ſich 
ſelbſt ins Reine zu kommen, und ich aus Erfahrung 
weiß, wie verdrießlich ed für den Geſchäftsmann ſey, 
lange bin; und berzublättern, um endlich das rechte 
Stichwort zu finden, fo habe ich mich die Mühe nicht 
verbrießen laflen, die meiften Gegenftände zweis und 
dreifach einzutragen, wovon freilidy eine unvermeidliche 
Folge ift, Daß manche Nebenbezeichnung nun ald Haupt: 
begriff daftehet. 

Karlörube, im März 1828. 


% 


Vorwort zur dritten Auflage. 


Da die im vergangenen Jahrzehnd erfchienenen 
Geſetze und Verordnungen beinahe alle Materien diefed 
Buches ganz oder doch meift zum größten Theile ge 
Andert haben, warb eine neue Umarbeitung deffelben 
dringended Bebürfniß; ich habe diefe unter Zuftimmung 
ded Herrn Verfaſſers unternommen und übergebe fie 
biemit dem Publikum, indem ich zugleich allen Denen, 
die mic mit Beiträgen oder ihrem Rathe unterftügten, 
meinen Dan audfpreche. 

Karlöruhe im Februar 1839, 


Dep. 
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Erster Titel. 
Allgemeine Beftimmungen. 


$ 1. Die Gemeinden theilen fich in Stadt- und Land» 
gemeinden. Wo das Geſetz Feinen Unterfchied machts gelten 
deſſen Beftimmungen für beide Arten von Gemeinden. 
Deifpiele von folhem Unterſchied f. 5.16, 20,.27, 31, 40, 
44, 51, 54, 78, 83, 115, 127, 151; 2 
ferner: Buͤrgerannahmsgeſetz unter $.,12,:%3,:30; 42; 
ferner: Wahlordnung zu $ 11, Abſ. 7 und 49 
1. 


8 2, Die Bewohner eines Ortes find entweder Ge— 
meindebürger, (B. % Gef. Tit. 1 nnd 11) oder 
ftaatsbürgerlihe Einwohner mit dem Necht des 
Händigen Wohnfiges, oder Fnfaffen (8. A. ©. Tit. 3). 
Der Unterfchied zwifchen Orts- und Schuß bürgern ift 
aufgehoben. Beide sufammen bilden die Klaffe der Gemeinde- 
bürger, 

Vergleiche jedoch $ 253; fiche auch M. d. 3. d. d. 3 April 
1837, N. 3844. U. B. M. Beil. N. 19 und unten $ 259. 

Die Benennung ald Ehrenbürger einer Gemeinde 
if mit Teinerlet Anſpruch auf gemeindehlirgerliche Nechte 
verbunden. 

MM. d. 3.d.d. 15. April 1836, N. 3608, in A. B. S. N. 41. 

A. B. M. 1836 N. 40. ——— 

$ 3. Waldungen, einzelne Höfe und andere Güter, die 
ſeither keiner Ortsgemarkung angehört haben, bleiben als 
beſondere Gemarkungen auch ferner davon getrennt. 

Sie können auch unter Einwilligung der Betheiligten 
mit anſtoßenden Ortsgemarkungen unter Smasttgencduigung 
verbunden werden, 

Die Entfheidbung hierüber in aiſter Inſtanz bat ‚die ateis 
regierung R. B. 33, N. 32, $ 3, b. 

Die Verhaͤltniſſe ſolcher abgeſonderter Gemarkungen ſiehe unter 
$ 153 u. f. 

Es koͤnnen auch mehrere Orte mit abgeſonderten Gemarkungen 
zu Einer politiſchen Gemeinde verbunden ſeyn. S. unten 
$ 140 u. f. | 

5 4. Keine beitebende Gemeinde ann aufgelöst und feine 
neue gebildet werden, außer im Wege der Geſetzgebung. 

In der Berichterſtattung uͤber ſolche ag iſt Auftebvung 
über folgende Verhältniffe zu geben: 

1) welde Buͤrgerwahl, überhaupt welche Bevoͤlkerung 

jeder der verſchiedenen Orte, die zu einer Gemeinde 


verbunden, ober in mehrere — aufgelöfer 
. follen, babe? 
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-. 2) ob jeder Ort eine eigene Gemarkung habe ?. und wie 
viel Morgen fie umfaffe? und zwar wie viel en 
MWiefen, Waldungen x. _ 

3) weldes das Geſammtſteuerkapital jedes Orts fey 2 
4) wie weit diefe Orte von einander entfernt feyen ? 

5) ob fie gemeinfhaftliches Vermögen befigen, in was 
‚8, beftehe und welchen Werth es habe, 

6) ob fie gemeinfhaftlihe Schulden haben und wie viel, 

7) wie viel jedes diefer Orte noch eigenes Vermögen an 
Liegenfhaften und Berechtigungen und 

8) wie viel eigene Schulden es hat, 

9) wie viel jeder Dre nah dem Durchſchnitt der drei 

‚legten Jahre Einnahmen und Ausgaben gehabt habe 
Uſt mit Rechnungsauszuͤgen zu belegen), | 

10) wie viel gemeinfchaftliche Eianahmen und Ausgaben 
fie gehabt haben, _ 

11) ob jeder Drt eine eigene airche Habe, ober — er 
in die Kirche gehöre, 

12) ob er eine eigene Schule habe, oder zu welcher Säule 
er gewiefen fey, 

13) aus welchen — die Dotation dm. Säule 
beftebe, - 

14) welche. fonftige Anflalten bie verſchiedenen Drte etwa 
‚ gemeinfchaftlid und welche jeder befonders befige, 

15) binfichtlich welcher Ausgaben, im Fall einer Vereini⸗ 
gung. oder. Trennung, tünftig eine Erfparniß ober 

| größere Belaftung eintreten würde, 

- 46): welche weitern Umftände vorhanden feyen, bie füc 
‚oder gegen bie beabfichtigte Vereinigung ober Trennung 
fprehen? M. d. 3. vom 16. Aug. 1835, N. 7300, 

in A. B. © N. 76. 
8 5. Die nen zu bildende Gemeinde muß den Behs 
einer abgefonderten Gemarkung nachweifen. 
Einzelne Weiler und Hofgüter, die feither mit einer 
Gemeinde vereinigt waren, Fünnen, wenn fie eine eigene 


Gemarkung haben, fich mir einer andern Gemeinde, mit 
Einwilligung der betheiligten Gemeinden und unter Staats. 
genehmigung verbinden, 

Die Ertheilung der Staatsgenehmigung hat fih das Staats: 
minifterium vorbehalten. 

$ 6. Jede Gemeinde hat das Recht, die auf den Ge- 
meindeverband ſich bezichenden Angelegenheiten zu beforgen. 
und ihr Vermögen felbftftändig zu verwalten. 

Vergl. Fir. 3, Kap. 5 und Tit. 5. | 
Es wird ihr ferner die Ortspolizei im Umfang des 

Drts und der Gemarkung übertragen, fo weit nicht aus- 
nahmsweiſe einzelne Zweige derferben einer befondern, vom 
Staat aufgeftellten Borizeiftelle zugemwiefen werden, 

Vergl. $ 41, 47, 48, 51. Im denjenigen Städten nämlich, 
in welchen für die unmittelbare Verwaltung der Ortspolizei 
eine befonbere vom Staate aufgeftellte (oder mit dem Stadt: 
ober Bezirksamte verbundene) Pollzeiftelle befteht, verbleibt 
den Bürgermeiftern, unter Auffichte des Stadt: ober Be: 
zirksamtes, nur die Gemarkungspolizei und bie polizeiliche 
Fuͤrkehr zur Sicherung flädeifcher Gefälle. Alle übrigen 
Bweige der Drtspoligei werden. von der Staatspolizeiftelle 
unmittelbar verwaltet: — und es haben die Staatskaffe 
und bie Gemeindekaffe gewiffe Antheile der durch biefe Ver: 
mwaltung der Ortspolizei erwachfenden Koften zu tragen. 

Verordnung vom 22. Dez. 36, R. B. N. LIX. 

Die niedere Polizei im Umfang der in ihren flandes- 
und grundberrlichen Bezirken gelegenen Schlöſſer, Wohnun- 
gen und Zubehörde der Standes. und Grundherren wird 
von diefen, untergeordnet unter die amtliche Diſtriktspolizei, 
ausgeübt. 

$ 7. Die Verwaltung der Gemeinden unterliegt dem 
Wuffichtsrechte ded Staats, nach Maßgabe der. Vorfchriften 
des gegenwärtigen oder Fünftigen ee 

— 8 151, :152. | 





Zweiter Titel. 
Bon den Berwwaltungsfiellen und deren Bildung. 


$ 8. Die Verwaltung in jeder Gemeinde ift dem Ge 
meinderathb anvertraut. Er beftebt aus dem Bürger 
meifter ($ 41) und den Gemeinderäthen ($ A2). 
Feder Gemeinderath fol einen Ratbfchreiber haben, 
Vergleiche $ 18 und 46, 
$ 9. Neben dem Gemeinderath beftebt in jeder Gemeinde | 
ein Bürgerausfchnf ($ 27, 135) und die Gemeind« 
verſammlung ($ 36). 
Die Stelle der Gemeindeverfammlung vertritt in Städten über 
3000 Seelen der größere VBürgerausfhuß. Vergleiche $ AO, 


Erstes Kapitel, 
Don dem Gemeinderath. 


$ 10, Die Zahl der Mitglieder des Gemeinderaths fol 
außer dem Bürgermeifter nicht unter drei und nicht über 
fünfzehn feyn. Die Beſtimmungen, die in der Mitte 
liegen, richten fich nach der Zahl der Einwohner und nach 
dem Berhältniffe der Dertlichkeit. Durch Gemeindebefchluß 
wied die Zahl der Gemeinderäthe fefigefebt und von der 
Staatöbehörde (dem Amt R. B. 33, N. XXXII, $ 1) beſtätiget. 
In dem Beftätigungsrecht liegt aud die Befugniß, eine un⸗ 
verhältnigmäßige Anzahl von Gemeinderäthen nicht zu ges 
nehmigen und die Gemeinde anzumeifen, durch nochmalige 
Berathung eine angemeffene Zahl zu beſtimmen. M. d. J. 
d. d. %. Zuti 1832, N. 10,075. Ä 
611. Der Bürgermeifter und die Gemeinderäthe 
werden von der Gemeindeverfammlung, besiehungs- 
weife durch den großen Bürgeransfchuß, (vergl, 5 40) ge- 
wählt (vergl. die Wahlordnung unten $ 11 f.) nnd der 
erfiere wird von der Staatsbehörde, dem Amt, beflätiget. 
Für die Beſtaͤtigung der Würgermeifterwahl ift anzufegen : 


Zare 3 fl., Sporteln 30 kr., Stempel 6 Er. ; für die Anzeige 
von ber Beftätigung aber ift Feine Sportel anzufegen. 
R. B. 32, N. LI. 
$ 11... Die Verſagung der Beſtätigung kann nur 
von der Mittelbehörde (Kreisregierung) nach collegialiſcher 
Berathung beſchloſſen werden. 
R. B. 33, N. XXXI, 5 3 4. | | 
Wenn von dem Amt eine Bürgermeiftertvahl beftätigt iſt, 
aber durch den Rekurs eines Theile der Bürger ſolche Ber: 
hältniffe dargethan worden, vermöge welcher die Kreisregie: 
tung, wenn ihr die Sache fogleich Anfangs zur Entſchei— 
dung märe vorgelegt worden, ſich veranlaßt gefehen hätte, 
dem Gemählten die Beftätigung im öffentlichen Intereſſe 
zu verſagen, ſo kann ſie die von dem Amt ertheilte Beſtaͤ— 
tigung aufheben, ſolche nach eigenem Erkenntniſſe ver⸗ 
. fagen und eine neue Wahl anordnen. M. d. J. vom 
11. Zebr. 1833, N. 1437. A. B. S. N. 20. 
8 $11 b. Zur Gültigkeit der Wohl durch die Gemeinde- 
verſammlung wird erfordert, daß ſämmtliche Wahlberech⸗ 
tigte dazu eingeladen, und daß wenigſtens die Hälfte der 
Wahlberechtigten die Stimmen abgibt (R. B. 37, R. XXVIII, 
I 7). Zn dem Einladungsſchreiben mug die Zeit beſtimmt 
werden, innerhalb welcher die- Abſtimmung zu gefchehen 
bat. Nach Ablauf der beftimmten Friſt wird die Wahl, 
handlung gefchloffen. 
$ 11 0. Bei der Wahl des Bürgermeifters gilt derjenige 
für ermählt, auf welchen die meiften Stimmen gefallen 
find, vorausgefeßt, daß er wenigfiend Ein Drittheil 
der Stimmen aller Wahlberechtigten erhalten bat. Kann 
dieſes Reſultat durch die. erfte Abſtimmung nicht erreicht 
werden, ſo wird fogleich zu einer weitern Wahl gefchritten, 
ohne Verfchiehung auf einen andern Termin. CM. d. 3. 
vom 24, Auguſt 1832, N. 11,44. A. 8, S. 1835, N. 2.) 
Wird der Gewählte von der Regierung nicht beſtätigt, fo 
muß zu einer nochmaligen Wahl gefchritten werden, zu 
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welcher : die. Einladung auf die borreſquichen⸗ Weiſe zu 
geſchehen hat. 
41d. Wird auch der bei * zweiten Wahl Gewählte 
von der Regierung nicht beſtätigt, ſo wird zur dritten Wahl 
geſchritten, und dem bei dieſer Wahl Gewählten kann unter 
der Vorausſetzung, daß er die geſetzlichen SUN. 
die Beſtätigung nicht verfagt werden, | 
Das Amt Hat die Beftätigung der Wahl nicht blos in ou 
Fall auszufegen und die Akten ber Kreistegierung zue Ent: 
fheibung vorzulegen, wenn der Gemählte die in $ 13 
erwähnten Eigenſchaften nicht: befigt,, fondern auch, menn 
in dem Sntereffe der Gemeinde Gründe vorhanden find, 
die Beftätigung zu verfagen, 5. B. a) wenn der Gemwählte 
früher ſchon Bürgermeifter oder Gemeinderath war, unb 
wegen Streitigfeiten mit ber Gemeinde von feinem Amt 
entfernt ‘wurbe; 5b) wenn er fi früher: Handlungen zu 
.. ‚Schulden kommen ließ, vermöge deren: er nah $ 22 ent: 
laſſen werden. müßte, unb nicht im der Zwifchenzeit hinläng- 
— liche Beweife von Befferung abgelegt hat; e) wenn er fonft 
als ein leidenfhaftlicher Mann befannt ift, nur eine geringe 
. Stimmenmehrheit erhielt, und ‚dabei fihere Spuren vors 
handen. find, daß er die Stimmenmehrheit durch unerlaubte 
Handlungen auf fih brachte. M. d. J. vom 23. Nov. 
»1.. 1832, N. 15,021: 
641e. Wenn bei wiederholter Wahl kein Wählbarer 
ein Drittel der Stimmen erhält, ſo iſt bei Anordnung der 
dritten Wahl das Präjudiz zu ſetzen: „daß wenn auch bei 
dieſer dritten Wahl keiner der Gewählten wenigſtens ein 
Drittel der Stimmen erhalte, alsdann mit einſtweiliger Um⸗ 
gehung einer mweitern Wahl der Bürgermeifter von der 
Kreidregierung auf ein Fahr proviforifch ernannt werde.’ 
Erhält fodann auch bei der dritten Wahl Fein Bürger ein 
Drittel der Stimmen, fo bat das Amt zu veranlaffen, daß 
die Regierung den Bürgermeifter auf Ein Jahr ernenne. 
M. d. %,d.d. 14, Des. 1832, N. 15,803. A. B. ©. 183,0. 5. 
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511 1. Kann die Zahl der Bürger durch Drei nicht 
getbeilt werden, fo werden eine oder nach Umſtänden zwei 
Stimmen von der Gefammtzahl abgezogen. 

Erhalten mehrere gleiche Stimmenzahl, fo entfcheider 
dad Loos. 

$ 11 g. Die Wahl des Bürgermeifters gefchieht mittelſt 
geheimer Stimmgebung. 

Für diefe Wahl ift folgende Inſtruktion ertheilt R. B. 32, 
M. XXXIII: 

1) Binnen vier Wochen, vom Tage der Erledigung der 
Stelle des Buͤrgermeiſters, iſt die neue Wahl vor: 
junehmen ; 

2) fie gefchieht durch Uebergabe eines in Brieffotm zu⸗ 
ſammengelegten Zettels, auf deſſen innerer Seite der 
Name deſſen geſchrieben iſt, der in Vorſchlag gebracht 
wird; der Stimmgeber kann den Namen ſelbſt ſchrei⸗ 
ben, oder durch einen andern ſchreiben laſſen, er 
kann dieß zu Hauſe oder auf dem Rathhauſe thun, 
er kann den Zettel verſiegeln, wenn er will. Seinen 
Namen darf er nicht auf die aͤußere Seite des Zettels 
ſchreiben; wenn er ſeinen Namen beifuͤgen will, ſo 
kann dieß nur auf einem use um den Wahl: 
gettel gefchehen. 

3) Der Borgefchlagene ift mit Tauf⸗ und Familiennamen 
auch nad; ortsbärgerlicher Bezeichnung genau zu bes 
nennen. 

4) Ieber Wahlberechtigte muß den Wahlzettel der Wahl: 
behoͤrde perfönlich übergeben. Webergabe durch Dritte, 
felöft mit Vollmacht verfehene, wird in feinem 
Fall geſtattet. 

5) In der Regel hat der erſte Beamte, unter Zugiehung 
des Amtsactuars als Protofollführer für den ganzen 
Akt, (nur in den vier geößern Städten ift zur Samm⸗ 
lung der Stimmzettel der Ratbfchreiber als Actuar 
beizuziehen. M.d.3.d.d. 14 Sept. 1832, N. 12264.) 
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die Wahl: der Bürgermeifter ſelbſt vorzunehmen. Aus: 
nahmsweiſe kann fie dem zweiten ober dritten Beam: 
ten oder auch dem Amtsrevifor (vergl. Abfag 16 der 
W. O.) Übertragen werden. Die Beftätigung ift 
fogleih nad) gültig befundener Wahl zu ertheilen. 

6) Finden Anftände ſtatt, die aus dem Wahlgefchäft 
ſelbſt hervorgegangen find, oder glaubt der Beamte 
im öffentlichen Intereffe die Beftätigung nicht ertheilen 
zu Eönnen, fo iſt fie zu verſchieben, bis die Anftände 

beſeitigt find. Die Beftätigung wird a ſchrift⸗ 
lich ertheilt. 

7) Wenigſtens ſechs Tage vor dem Tag, an welchem 
bie Wahl beginnt, dieſen nicht mitgerechnet, hat 
das Amt eine Einlabung zur Wahl an dem Gemeinde: 
haus anfchlagen und dem Gemeinberath eine gleiche 
Ausfertigung zugeben zu laffen. 

8) Sie mehält a) die Urfache der Wahl, b) den Drt, 
Tag und Stunde, da fie vorgenommen wird; c) den 
Inhalt des $ 11, fo weit nöthig, dann der $ 12, 
13, 15 der ©. D. 

9) Derẽ Stellvertreter des Bürgermeifters hat ſogleich für 
die gehörige Verkündigung zu forgen, auch mit dem 
Gemeinderath die Bürgerlifte zu durchgehen und nöthi= 
gen Falles zu berichtigen. Der Stellvertreter ift, wo 
ein zweiter VBürgermeifter beftehet, dieſer, andern 
Falles der dienftältefte Gemeinderath. M. d. 3 d.d. 
20. Zuni 1832, N. 8440. 

10) Die Einladung der Wahl ift jedem einzelnen Wahl: 
berechtigten oder feiner Familie anzufügen, und das 
von dem Gerichtsdiener befcheinigte Mamensverzeichniß 
zum Wahlprotokoll zu bringen. 

11) Am Morgen des Wahltages ift eine Öffentliche Ver: 
kuͤndung zu veranftalten, daß diejenigen, weldye allens 
falls aus Verſehen nicht eingeladen worden, fich ein 
finden follen, ‚Eine Beſchwerde wegen nicht erhaltener 
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‚Einladung hat: auf bie: Ren der Wahl Keinen 
Einfluß. 


‚12) As Urkundsperſonen bei dem Wahiakt ſind zwei 


Wahlberechtigte, die aber weder Mitglieder des Ge- 
meinderathes noch des Ausfchuffes ſeyn dürfen, durch 
Gemeinderath und Ausfchuß. zu ernennen und dem 
Beamten, der die Wahl: leitet, zur Berpflihtung 


- mittelft Handgeluͤbdes vorzuftellen. 
13) Am Wahltage werden von den einzeln .erfcheinenden 


die Stimmzettel in Gegenwart der Urkundsperfonen 
in Empfang genommen und. die Namen ber Stim:- 


„menden von dem Actuar in das Protokoll eingetragen. 
14) Wenn am Schluß des Wahlafts noch nicht zwei 
Drittheile der Wahlberechtigten ihre Stimmen 


abgegeben haben, fo find die Ausgebliebenen zu Abs 
gabe eines Mahlzetteld unter dem Bedrohen aufzu- 
fordern ,. daß, wenn auf: folhe Weife die Wahl nicht 
zu Stande kommt, von Seiten der Kreisregierung 
der Bürgermeifter auf ein Jahr ernannt. werde. 


15) Nach gefhloffenem Wahlakt werden .die Stimmzettel 


eröffnet. Der Actuar trägt die in denfelben aufge: 
zeichneten Namen in das Protofoll und eine ber 
Urkundsperſonen führt die Gegenlifte. In dem Pro: 
tokoll ift die Zahl der Wahlberechtigten und ber zur 
Abftimmung Erfchienenen genau anzugeben. 


‚16) In den vier größern Städten des Landes findet eine 


Abtheilung der Wählenden nach Quartieren und Wahl: 
tagen ftatt; für jeden Wahltag werden befondere Ur: 
undsperfonen erwaͤhlt und verpflichtet, und ftatt des 
Amtsactuars führt der Rathſchreiber das Protokoll 
über die Sammlung der Stimmen. M. d. 3.d.d. 
14. Sept. 1832, N. 12,264. 


s 11. bh. In ftandes- und grundherrlichen Orten kann 


die Betätigung des Bürgermeifters nur dann erfolgen, wenn 
der betreffende Standes, oder Grundherr über die Wahl 
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mit ‚feiner Erklärung vernommen und: feine etwaigen Ein. 
wendungen gegen die Berfon des Gewählten durch collegia- 
gifche Entfcheidung ‚der mittlern Berwaltungsbehörde (Kreis. 
regierung) als ambegründet verioorfen worden ſind. R.B. 
33, N. XXXU, $3, lit. a. ‚We8l, mn * vom 
26. Zuli 1882, R. 10,074. 

$ 11 u Bei der Wahl der ENTE entſchei⸗ 
der immer relative Stimmenmehrheit der erſcheinen— 
den Wahlberechtigten. Haben mehrere gleiche Stimmen, 
fo entfcheider das 2008, 

DIE Wahl Teitet der Bürgermeifter mit Zuziehung des 
Rathſchreibers und des Alteften und jüngiten Mitalieds des 
Gemeinderatho. Auch bei einer Integral erneuerung find 
das Ältefte und jüngſte Mitglied des frühern Gemeinde- 
rathes als Urkundsperſonen beizuziehen. mM. d, 3. d. d. 
3, Sept. 183%, N. 11,809, in A. 65, N. 81. 


„Sie iſt G. B. 32, NR. XXXIU.) binnen vier Wochen nad 

Erledigung der Stelle vorzunehmen. Die Wahl der; Ge 
meinbderäthe geſchieht, wie jene bes Bürgermeifters , in allen 
Gemeinden. durch geheime. Stimmgebung. R. B37, 
N. XXVIU,S58, RB. 37, N. XXXIV, $.19. 

Da die Gemeinderäthe zur Zeit noch die Pfandgerichte bilden, 
fo haben die Wahlberechtigten ihr Augenmerk auf ſolche 
Gemeindebürger zu richten, die neben den übrigen Erfor— 
derniffen noch ſchuldenfreies Vermögen befigen. R. B. 
32, N. Xxxxiii, 5 24. 

11 k In Städten Tann auch durch Abgabe von 
Stimmzertein Abgeftimmt werden, Der Wählende muß aber 
den Namen des Gewählten eigenhändig fchreiben,, oder 
bei der Uebergabe durch den Rathſchreiber darauf. beurfun- 
den laſſen, daß er ihm von der Wahlkommiſſion vorgeleſen 
und von ihm beſtätigt worden ſey. Aus den geſammelten 
Stimmz etteln wird nach geſchloſſener Wahl dit — 
ſtellung gefertigt. R. Br 34, N, XI. 
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Die Einladung zur Wahl iſt wenigftens ſechs Tage vorher 
an dem, Rathhauſe anzufchlagen. 

Sie enthält a) den Namen ded Austretenden, b) die 
Urfache des Austritts, e) Ort, Tag und Stunde der Wahl, 
a). den Inhalt des $ 11, fo weit nötbig, dann der $ 12, 
13 0.1, 2, 3, 5, 6 und des 5 15 der ©, O. Weberdieß 
iſt die Wahl öffentlich zu verfündigen und jedem Wahlbe- 
rechtigten einzeln anzufagen. Die Befcheinigung des Gerichte» 
dieners hierüber it zum Wahlprotofol zu bringen. Am 
Morgen des Wahltages ift öffentlich zu verfünden, daß wenn 
ans Verſehen bei einem Wahlberechtigten die Einladung 
nicht erfolge ſeyn Sollte, Diefe Verkündigung dafür anzuſehen 
fen, Eine Befchwerde wegen nicht erhaltener Einladung 
hat auf die Gültigkeit der Wahl feinen Einfluß. 

Wenn zu der Wahl nicht wenigſtens zwei Drittel der 
Wähler erfcheinen, fo find die Ausbleibenden unter dem 
Bedrohen vorzuladen, daß, wenn Feine Wahl zu Stande 
komme, die Stelle durch die Regierung auf Ein Jahr befegt 
werde. 

Das Protokoll if zu Jedermanns Einficht drei Tage 
auf dem Rathhauſe aufzulegen, und von dem Nefultat der 
Wahl dem Amt die Anzeige zu machen, damit“ es die Se- 
wählten verpflichte. 

$ 12. Wahlberechtiget find fämmtliche Ge. 
meindebürger mit Ausnahme der Abweſenden ($ 207), 
der Armuthshalber aus öffentlichen Kaſſen Unterftügten, der 
Entmündigten und Mundtodten ($ 218). 


. Der buch das proviforifche Gefeg vom 4. Des. 1833, U. B. 
S. 48, eingeführte Waplcenfus ift dadurch wieder außer Wirk: 
famfeit gefommen, daß jenes Gefeg auf dem Landtage von 
1835 nicht verfünder wurde, Berfaffungsurfunde $ 65,66. 


$18. Wählbar find alle Gemeindebürger: chriftlicher 


Religion, Ausgenommen find und können nicht gewählt 
werden: | 
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. 4) die nicht wenigftend Ein Jahr in der Gemeinde das 
Bürgerrecht haben; 

2) die das fünfundzwanzigſte Lebensjahr nicht zurückge⸗ 
legt haben; | | 

3) die Entmündigten, Nundtodten und in Sant 
gerathenen; 

4) die mit dem Bürgermeiſter oder einem Gemeinderath 
in auf- oder abfteigender oder im zweiten 
oder dritten Brad der Seitenlinie ver- 
wandt oder verfchwägert find. Hiernach können Vater 
und Sohn, Großvater und Enkel, Schwiegervater und 
Tochtermann, Sroßfchwiegervater und Großtochtermann, 
Brüder und Schwäger, Obeim und Neffe nicht zu 
gleicher Zeit im Gemeinderath firen. Eben. fo auch 
nicht die Ehemänner noch lebender Schweitern. 

Tritt Derwandtfchaft unter zwei Gemeinderäthen erſt nad) 

‚ihrer Emmennung ein, und will Feiner von ihnen freimillig 
austreten, fo entfcheidet das Loos. 

5) Soldaten im wirklichen Dienft, 

Rechtspraktikanten und Scribenten, welche zu Bürgermeiftern 
gewählt werben, können ihre Eigenfhaft vorbehalten, um 
nach Ablauf ber ſechs Jahre mit Beibehaltung ihrer Anciene 
netät zuruͤckzutreten. M. d. 3. d. d. 10. Auguft 1832, 
N. 10,942. Advokaten müffen ihre Procuratur ganz 
aufgeben, die Praris können fie als Schriftverfaffer beibe- 
halten, nur nicht für oder gegen ihre Amtsuntergebenen. 
M.d. 3. d. d. 9. Nov. 1832, N. 14,551. U. 8. ©. 
N. 8. 

6) Alle, welche eine Zucht. oder Gorrestionshanstrafe 
erſtanden haben: 

Oder melde dazu verurtheilt wurden, wenn die Entlaffung 
‚nice ſchon im Urtheil ausgedruͤckt ift. Vergl. 5 22, kit. b. 

7) Wenn ein.als Bürgermeifter Gewählter das Wirth“ 
ſchaftsgewerbe treibt, fo kann er: nur beſtütigt 
‚werden, wenn er fein Gewerbe niederlegt. In höch ſt 
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dringenden Fällen kann jedoch: Staatsnachficht ein- 
treten, wenn der Gewählte zwei Drittbeile der 
Stimmen aller Wahlberechtigten vereinigt bat, 


Die Staatönahfiht wird von der Kreisregierumg. — 
R. B. 33, N. XXXII, F3 .. 


Gemeindebürger die zugleich als — oder 
ſtandes⸗/ oder grundherrliche Beamte, als Ortsgeiſtliche 
oder Schullehrer angeſtellt ſind, können die auf ſie 
gefallene Wahl alsdann annehmen/ wenn ſie ihre 
Stellen niederlegen. 

Staatspenſionaͤre muͤſſen vorher auf ihre Penſion verzichten, 

wenn fie nicht von ihrer Dienſtbehoͤrde die Erlaubniß zur 
Annahme ded Bürgermeifteramts erhalten. Iſt diefe nad: 

+ gewiefen, fo ſtehet die Befkitigung der Wahl dem Bezirke: 
amte zu. M. d. J. d.d. 15. Ian. 1833, Mr. 443. 
% B. S. 1833, N. 14. | 


Die Erlaubnif wird nur auf Widerruf ertheilt, und zwar 
den Beamten und Amtsteviforen durch die Kreistegietung. 
M. d. 3. d. d. 31. Mai 1833, N. 6146. U8. © 
N. 53. 


514, Das Amt des Bürgermeiſters und der Gemeinde- 
räthe dauert ſechs Fahre, a it der Austretende wieder 
wählbar, 


Det —— erneuert kb alle zwei Jabr zu einem 
Drittel. Wird die Stelle eines Gemeinderaths durch den 
Tod oder Austritt ſechs Monate vor dem Ablauf der geſetz- 
lichen Dienftzeit erledigt, fo haben der Gemeinderath und 
der Ausſchuß, und in Städten über 3000 Seelen noch! weiter 
der größere Ausfchug zufammen einen Stellvertreter für ihn 
au wählen, deſſen Stellvertretung nur bis zur nächften regel: 
mäßigen, bei der Erneuerung des. Gemeinderaths eintretenden 
Wahl; dauert. Der bei dieſer Wahl neu Gewählte wird nur 
für: fo viel Zeit gewählt, als. derjenige, an deſſen Stelle 
er tritt, noch im Gemeinderath zu: bleiben ‚gehabt hätte. 
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Wo Jemand die Wahl ars Mitglied des Gemeinderathes 
(ober Eleinen Bürgerausfhuffes, fiehe unten $ 27 seqq.) 
ablehnt, ift ein Stellvertreter nach obigem und nah $ 31 
eben fo zu wählen, wie ba, wo ein Gemählter eine folche 
Stelle bereitd angenommen, und alsdann wieder abgelehnt 
hat. Die Wahl geſchieht durch Gemeinderath und Beinen, 
beziehungsmeife auch großen Ausſchuß. Gleiches wie oben gilt, 
wenn eine Wahl ald Mitglied des großen Ausfchuffes ab⸗ 
gelehnt wird, M. d. 3. d, d. 2. Okt. 1837, N. 8927. 
A. B. u. N. 86. A. B. M. 1837, Beil. 43. Siche 
auch $ 31 u. 40. 

Erfolgt die Erkedigung fpäter, fo finder Feine Stellver⸗ 
tretung ſtatt. 

Da wo die Zahl der Gemeinderäche duch 3 nicht getheilt 
werden Fann, tritt, wenn Einer mehr ift, diefer im erften 
Jahr, wenn zwei mehr find, einer im zweiten, der andere 
im festen Jahre aus. Später, wenn die im Jahr 1832 
Gewaͤhlten ſaͤmmtlich erfegt find, treten jedesmal alle dies 
jenigen aus, bie feh® Jahre im Amt find, und werden 
durch eine gleiche Anzahl erfegt. M. d. 3. d. d. 26. Zuli 
1832, N. 10,075. Die bei Erneuerungsmwahlen . wiederers 
wählten Gemeindebeamten mitffen wiederholt verpflichtet 
werden. 4. B. M. 1838, Beil. 29. 

$ 15. Feder Gewählte muß die auf ihn gefallene Wahl 
annehmen, 

Ausgenommen find, und können folche ablehnen diejeni⸗ 
gen Gemeindebürger : 

1) welche als Staatsdiener, als Geiftliche oder Schul. 

lehrer in Ruheſtand verſetzt find; 

2) welche das fechzigfte Lebensiahr zurückgelegt; 

3) welche das Bürgermeifteramt fchon ſechs Jahre ver 
ſehen; und die 

4) welche die Stelle eines Gemeinderaths fechd Jahre, 

oder als Stellvertreter wenigftend bei Fahre vermi 


tet haben, 
2 
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Jedoch Hebt den in Nr. 4 erwähnten. Berfonen die 
Befugniß, die Wahl aus. dieſem Grunde. abzulehnen, 
nur fechd Jahre, von der Zeit ihres Anstritts an, zu, 
nachher tritt die Pflicht zur Annahme wieder ein, 

Endlich 

5) diejenigen, welche andere erhebliche Entfchuldigungs- 
gründe vorbringen, worüber der Gemeinderath 
und Bürgerausfchuß, vorbehaltlich des Necurfes, 
entscheidet, Die Verweigerung der Annahme der, auf 
einen Gemeindebürger gefallenen Wahl, felbit wenn 
er nur als Gtellvertreter gewählt worden ift, obne 
genügende Entfchuldigungsgründe, zieht die Suspenfion 
der Wahlberechtigung auf ſechs Jahre und die Erle- 
gung eines Beitrags von 25 fl. bis 50 fl, in die Orts. 
armenfaffe nach fich. 

Ueber die von dem Bürgermeiſter oder einem Ge- 
meinderath, oder dem Stellvertreter derſelben ange- 
aebenen Urſachen des Austrittd entfcheidet gleichfalls 
der. Gemeinderath und Bürgerausſchuß vorbehaftlich 
des Recurſes. 

In allen Faͤllen der Ablehnung oder Entſagung von der 
Stelle des Buͤrgermeiſters oder Gemeinderathes entſcheidet 
der Gemeinderath und Ausſchuß in erſter Inſtanz. Die 
Staatshehoͤrde kann ſich nur einmiſchen, wenn Recurs er: 
griffen wird. Dieſer geht in letzter Inſtanz an die Kreise, 
regierung,. R. B. 33, N. XXX, $,8, lit. b und M. 
d. J. d. d. 5. März 1833, N. 2479. 

Wenn der Bürgermeifter vor Ablauf der, fehsjährigen Dienft: 
zeit entlaffen wird, ſey es auf fein Geſuch oder gegen 
feinen Willen, fo wird hiefuͤr angefegt: Zare 3 fl., Sportel 
30 Er., Stempel 6 Er., aber für die Anzeige von der Entlaffung 
Nichts, NR. B. 32, N. LI. 

$ 16, In den Städten über 3000 Seelen kann auf den 
Borfchlag des Gemeinderaths von der Generalverfammlung 
neben dem eriten Bürgermeifter ein zweiter Bürgermeifter 
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als deſſen Stellvertreter und zu feiner Unterſtützung gewähft 
werden. | 

Er iſt Mitglied des Gemeinderaths, und wird in die 
fefigefegte Zahl der Gemeinderäche eingerechnet, die durch 
ihn nicht überfchritten werben darf, 

Hinfichrlich der Wählbarfeit, Wahlart, des Gehalts, 
der Entlaßbarfeit und der Beſtätigung fommen die Beftim- 
mungen der $$ 11, 12, 13, 19, 20,.21, 22, 23, 24 und 35 
in Anwendung. | 

Das Amt des zweiten Bürgermeifters dauert ſechs Jahre; 
der Austretende ift wieder wählbar. 

Wenn in dem Gemeinderath die Wahl eines zweiten Bürgers 
meiſters in Vorſchlag gebracht wird, fo hat er duch) Stim⸗ 
menmehrheit zu erkennen 

1) ob es nöthig umd raͤthlich fed, einen zweiten Buͤrger⸗ 
meifter aufzufteller, 
2) weldhhe Beſoldung demfelben auszumerfen fey? 
Sodann verfammelt der VBürgermeifter den größern und 
Efeinern Ausfhuß mit dem Gemeinderath,, um ihnen diefe 
Fragen zur Entſcheidung vorzulegen. Nach erfolgter "Zus 
ſtimmung ift die Genehmigung ber Staatsbehörde zu der 
neuen Befoldung einzuholen (vergl. $ 151, N. 7,) und 
demnächft die Wahl vorzunehmen in derſelben MWeife, wie 
die Wahl des erften Buͤrgermeiſters. W. DO. $ 19 in 
R. B. 32, NR. XXX. | 

$ 17. Wird die Stelle des Bürgermeiſters durch Tod 
oder Austritt eriedigt, fo muß binnen vier Wochen zu einer 
neuen Wahl gefchritten werden. Das Nämliche tritt auf 
Antrag des Gemeinderarhs oder Bürgeransfchuffes ein, wenn’ 
die Krankpeit des Bürgermeiſters ein Fahr dauert. 

Bleibt der Bürgermeifter über die von der Staatsbehörde 
und dem Gemeinderath ihm bemilligte Urlaubszeit aus, und 
fehrt er in dem weiter ihm zur Rückkehr anberaumten Ter- 
min nicht zurück, fo bat der Bemeinderath, nach Vernehmung 
der Gemeinde, bei der Staatsbehörde den Antrag zu ftellen, 

2; 
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dag der Dienſt als erledigt erklärt, und eine neue Wahl 
angeordnet werde, | 

Auf den im öffentlichen Dienſt Abweſenden finder diefe 
Vorſchrift Feine Anwendung. 

In der Zwifchenzeit, wenn fein zweiter Bürgermeifter 
da ift, verfiebt der dienftältefte Gemeinderath die Stelle 
des Bürgermeiſters. 

Ueber bie Frage, ob die Stelle des Bürgermeifters als erledigt 
zu betrachten fey? entfcheidet die Kreisregierung in legter 
Inſtanz. R. B. 33, N. XXXI, $ 8, lit. c. 

$ 18, Der Ratbsfhreiber wird von dem Be 
meinderath unter Zufimmung des Ausfchuffes aus der 
Zahl der Gemeindebürger auf längere oder kürzere Zeit 
ernannt. Nach Ablauf diefer Zeit kann der Abtretende 
wieder angeftellt werden, 

— welche vor dem Org. Ed. v. W. Nov. 1809 
angeſtellt wurden, find als unwiderruflich angeſtellt zu bee 
traten, menn fie nachweiſen, daß in ihrer Gegend nad 
den damals beftandenen Vorfchriften eine ſolche Anftellung 
als unmiderruflich gegolten hat. Nah dem Jahr 1809 
angeftellte müffen fi) einer neuen Wahl unterwerfen, wenn 
fie nicht den Beweis liefern, daß fie auf Lebenslang anger 
ftellt worden find. M. d. 3. d. d. 14. Sept. 1832, 
N. 12,261. Wegen Beftallung von Penfionärs zu Rath: 
f&hreibern vergl. $ 13 in fine, 

Nur in Landgemeinden können Schullehrer , jedoch nur 
nach erfangter Erlaubniß der obern Schulbehörde, welche 
‚jederzeit widerruflich ift, die Rathsſchreiberſtelle erhalten, 
auch wenn fie nicht Gemeindebürger find. 

Auch Hülfslehrer und Proviforen haben die Genehmigung ber 
oberften Schulbehörde vorher nachzuſuchen. M. d. J. d. d. 
7. April 1834, N. 3436. 

Die Stelle des Rathsſchreibers und des Gemeinderechners 
können nicht in Einer Perfon vereinigt werden. M. d. J. 
d. d. 21. Okt. 1833, N. 11,510, in A. B. 1833, N. 93. 
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Der Gemeinderath nimmt bie Wahl des Mathfchreibers Allein 
vor (unten $ 135, N. 3) und hört alsdann Über den Ge« 
wählten den Ausfhuß. Ertheilt diefer zur Wahl feine Zus 
flimmung, fo ift die Sache erledige, Wo nicht, fo ann 
der Gemeindberath eine andere Wahl vornehmen und die 
Genehmigung für den Neugemählten von dem Ausſchuß 
einholen Er kann aber auch bei Verfagung der Zuffimmung 
des Ausfchuffes die Sache nah) $ 137 der Gemeinde: 
verfammlung vorlegen. Die Genehmigung der Ge: 
meinde erfegt jenen des Ausſchuſſes. M. d. I. d. d. 
7. April 1834, N. 3436, in A. B. ©. N. 36. | 

Die Frage, wer zum Rathſchreiber wählbar fey? muß, ba 
bie G. D. keine Eigenfhaften vorfhreibt, nach den allges 
meinen Grundfägen über die Fähigkeit zu Begleitung öffent: 
Sicher Aemter beurtheilt werben. Die zur Stelle des Bürger: 
meifters oder Gemeinderaths erforderlichen Eigenfhaften find 
nicht weſentlich nothwendig. Unfähig find aber nad Anas 
kogie des 5 66 des Bürgerannahmsgefeged Entmündigte 
und Mundtodterklaͤrte, auch diejenigen, welche nad) $ 2 
der Eidesordnung wegen Verbrechen eidesunfähig geworden 
find. M. d. 3. d. d. 15. Jan. 1833, N. 433. Ferner 
find nah Erlaß M. d. 3. d. d. 12. Oft. 1837, N. 9350, 
A. B. M. Beil. N. 45 diejenigen zur Bekleidung einer 
Nathfchreiberftelle unfähig, welche mit dem Bürgermeifter 
in einem der in $ 13, Abfag 4, bezeichneten Verwandt⸗ 
fhaftsverhäftniffe ftehen, und eben fo, wer nicht volljährig 
ift; ferner kann bem, welcher eine Rathfchreiberftelle nicht 
definitiv bekleiden darf, diefelbe auch nicht proviforifch über: 
tragen werben. U. B. O. 1837, Beil. 23. Vergleiche 
auch $ 46. 

S 19. Die gegenwärtigen Gehalte der Bürgermeiſter, 
Gemeinderäthe and Rathsſchreiber Tonnen durch einen Be- 
fchluß der Gemeindeverfammlung erhöht, vermindert 
und umgewandelt, auch können auf gleiche Weife da, wo 
noch Feine Gehalte befianden haben, folche eingeführt, nie 
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" aber während der durch das Gefe oder durch die Ernennung 
beftimmten Dienstzeit die eingeführten Gehalte vermindert 
werden. 

Dergleihe unten $ 135, N. 3 und 151, N. 7. Die Geneh: 
migung hierzu ertheilt die Kreisregierung. R. B. 33, 
N. XXXIL 5 3, lit. e. 

Buͤrgermeiſter, Gemeinderäthe und Rathsſchreiber haben keinen 
Anſpruch auf Penfion; wenn die Gemeinde ihnen Pen: 
fion bewilligt, fo bedarf ein folher Beſchluß der Genehmir 
gung der Kreisregierung. M. d. 3. d. d. 11. Jan. 1533, 
N. 243. 

$ %. Für Dienfiverrichtungen innerhalb des Orts 
erhalten der Bürgermeifter, die Mitglieder des Gemeinde- 
raths und der Nathöfchreiber Feine Belohnung, für Dienft- 
verrichtungen in der Gemarfung aber die geſetzlichen 
Gebühren. 

Statt diefer letztern können jedoch für einzelne, Jährlich 
wiederkehrende beftimmte Verrichtungen beftimmte Belobnun- 
gen von der Gemeindeverfammlung angeordnet werden, 

Fuͤr Anmwohnung bei der Gonfeription bezieht der Bürgermeifter 
des Amtsfiges Tagsgebühr aus der Amtskaſſe. M, d. J. 
d. d. 5. Febr. 1836, N. 2357. 

Auch für auswärtige Verrichtungen, fo wie für Dienit- 
geſchäfte bei Privaten, können die gefeklichen Gebühren 
gefordert werden, 

Vergleiche $ 130 wegen der Decretur. Die Zaggebühren find 

folgendermaßen regulitt: R. B. 35, N. LI, 
1) außerhalb der Gemarfung 
a. in den vier größten Städten Bürgermeifter, Ge: 
meinderäthe und Rathsſchreiber täglich 2 fr 30 Er. 
b. diefelben in den andern Städten 2 fl. 
c. in Landgemeinden ber Bürgermeifter 1 fl. 30 kr., 
Gemeinderäthe und Rathsfchreiber 1 fl, 12 Er. 
d. bie Rathsglieder in Städten noch überdieß den auf⸗ 
gewendeten Rittlohn nebſt Pferdfutter und Trinkgeld. 
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Bei Verfendimgen an Halfeenlere Orte ſind die 
Diaͤten Zum Voraus vom Gemeinderäth und Aus: 
(huß zu beſtimmen und amtlic zu genehmigen. 
2) Annerhatb der Gemarkung erhält jedes Rathsglied 
a. in Städten 1 fl. 20 kr. 
b. in Landgemeinden 48 Er. 
3 Innerhalb Dres in Privargefhäften eben daſſelbe, 
in Gemeindsangelegenheiten nichts. | 
Liegen die Haͤuſer ih der Gemarkung jerſtreut, fo 
gilt das Gefhäft als außer Orts verrichtet, wenn es 
eine PVierterftunde von dem Gemeindehaus entfernt 
* ft. Für Verrichtungen von vier Stunden oder weniger 
wird die Hälfte angefegt. | 

4) Waiſenrichter, Schaͤtzer, fonftige Urkundsperfonen, 
Ausfhäfmitäfieder, Gemeinderechner und MWaldmeifter 
werden bei Gefhäften außer Orts den Gemeinde: 
räthen gleich gehalten. 

5) DOrtödiener, Feldſchuͤtzen ze. erhalten, ſoferne dafuͤr 
fein Fixum regulirt iſt, außerhalb der Gemarkung 
40 kr., innerhalb derfelben 30 kr., fük bier Stunden 
oder darunter die Hälfte. Für das Aubſchellen wird 
die Gebühr in jedem Dre beſonders feſtgeſetzt. 

6) Für andere gerihtlihe Gefhäfte paffirt 

a. für Ausftelung ber Heirathsutkunden dem Bür: 
germeifter 12 Er. 

b. für einfache Zeugniffe 6 Er. 

c. für Heimathſcheine, einſchließlich der Impreſſen 
und des Stempels 6 Er. 

d. für Viehurkunden und deren Eintragung 6 fr. 

e. für Verhandlungen in Privarfahen dem Bürger: 
germeifter oder feinem Stellvertreter 20 Er., Über 
einen halben Tag 40 kr. 

f. für Berichte und ſchriftliche Vetfligungen (mit 
Ausnahme bloßer BVotlageberichte und einfacher 
Erinnerungen) 6 fr. 
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7) Wird ad d der Rathſchreiber zugezogen, fo ift ihm 
die Hälfte der Gebühr zu uͤberlaſſen; außerdem bes 

zieht er von obigen Ausfertigungen (a—f) für die 
Seite 2 Er. Werden Impreſſen gebraudt, fo hat 
fie der Rathsſchreiber anzuſchaffen, aber gleiche Gebühr 
von ber gebrudten Seite zu beziehen. Der Betrag 
bes Stempels wird, Heimatfchein ausgenommen, bes 
ſonders angefegt. 

8) Für Verhandlungen und Beſchluͤſſe, welhe auf bie 
Gemeinde felbft fallen würden, wird nichts bezahlt. 

Lokalftiftungen find von Gebühren, nicht aber von 
Diäten und Taggebuͤhren frei. Pr 

Andere Gorporationen und ber Fiscus werben wie 
Drivatperfonen behandelt. 

Armenfahen und die Sittenzeugniffe der Dienfts 
boten find frei. 

9) Wo VBürgermeifter, Gerheinderäche und Rathsſchreiber 
für die Gebühren ein Averfum aus der Gemeinbefaffe 
beziehen, wird durch Gemeindebefhluß feitgefegt, ob 
bie Gebühren für die Gemeindekaſſe verrechnet, oder 
gar nicht erhoben werben follen. 

10) Das Gemeindedienftperfonal hat in den Fällen 
unter Rubr. 6 Feinerlei, auch keine Zuftellungs: 
oder Siegelgebühr zu beziehen. 

11) Gebühren für Veräußerung und VBerpfändung von 
Liegenfhaften find nah N. B. 33, N. XV, Mars 
kungs- und Steinfaggebühren nah R.B. 18, N. XXI 
anzufegen. Vergl. auh U. B. S. 1833, N. 56 und 
1834, N. 103. 

12) Die Gebühren find bei Strafvermeidung auf bie 
Ausfertigung zu verzeichnen. | 

13) Gebührenübernahme wird neben zweifacher 
Zurädgabe des zw viel Wezogenen noch angemeffen 
beftraft. 
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5 21. Die einſtweilige Enthebung des Bürger. 
meifters, der Gemeinderäthe und des Rathöfchreibers vom 
Dient kann von den Staatöverwaltungsftellen erkannt 
werden , wenn fich gegen fie im Laufe einer Unterfuchung 
nabe Berdachtsgründe eines folchen Verbrechens an den Tag 
legen, das, wenn ed erwieſen wäre, die Entlafung zur 
Folge haben würde, oder wenn die Unterſuchung durch die 
fernere Dienftführung des Angefchuldigten ſche erſchwert 
oder verhindert würde. 

Auf Antrag des Gemeinderaths und des Bürgerausfchufes 
fann wegen Befchuldigungen, auf. deren Grund die 
Dienftentlaffung eintreten kann, die einftweilige Enthebung 
vom Dienft erkannt werden. 

Competente Behörde ift bie — Vergl. 6 26 und 

R. B. 33, N. XXX, 6 3, lit. c. 

$ 22, Die Dienitentlafung der vorgedachten Perſonen 
muß im Wege der Verwaltung ausgefprochen werden : 

1) wegen erwiefener Dienftunfähigfeit ; 

2) wegen jeder peinlichen Strafe, wenn die Entlafung 
nicht Schon im Urtheil ausgedrüdt if; 

3) wegen einer die öffentliche Achtung ihnen entziehenden 
bürgerlichen Strafe, worunter insbefondere die. Strafe 
des Ehebruchs begriffen ift, und. 

4) wenn durch Unſittlichkeit ein folches Aergerniß gegeben 
wird, daß eine wirkfame Dienfiführung wit mehr zu 
erwarten if. 

Hält das Amt als — eine von einem 
Gemeindebeamten in feinem Dienfte begangene ftrafbare Hands 

lung für eine folhe, welche zur hofgerichtlichen Abur- 
theilung geeignet ift, fo bedarf. es, um die Stellung befs 
felben vor Gericht zu verfügen, nicht: mehr der Vorlage 
an bie Kreisregierung , ſondern das Amt als Verwal 
tungsbehörde. fpricht. diefe -Werweifung der Sache zur 
gerihtlihen  Aburtheilung felbft aus, unter Angabe der 
Entſcheidungegruͤnde. Von dieſem Ausſpruch geht ber Rekurs 


an die Kreistegierung. M. d. 3. d. d. 12. Febt. 1836, 
N. 1357. Die Entlaffung iſt von det: Kreistegierung aus. 
zuſprechen. R. B. 33, N. XXXI 63, Ik. c. 

523, Wegen Willkührlichkeiten im Dienſt, im fo fern 
fie nicht zu einer peinlichen Unterfuchung fich eignen, weheh 
Dienftnachläßigtehten und Ungehorſam gegen Auftändige Ber. 
fügungen und Anordnungen der Staatsbehörden müffen WB hy. 
aangen zum Zweck der Beſſerung in nachfolgender Ord⸗ 
nung ergeben: 

1) Bermeife ; 

2) Androhung der Dienſtentlaſſung. 

Die Berheiligten müſſen, wenn die Warning Als ein 
gefeglicher Beſſerungsverſuch gelten ſoll, jedesmal vorber 
vernommen, fodann muß das Brotofoll von ihnen unter- 
zeichnet und das Erkenntniß unter Beziehung auf die Gefes- 
ſtelle ertheilt werden. Auf den zweiten Verweis ift zur 
Androhung der Dienſtentlaſſung zu fchreiten, und wenn 
diefe nicht fruchtet; in dem -weitern Falle die Entlaſſung 
auszuſprechen. | 

Die dienſtpolizeilichen Unterfuhungen gegen Buͤrgermeiſter und 
andere Gemeindebeamte, fen es, daß fie von Dienſtwegen 
oder auf erhobene Denunciation geführt werden, find von 
dem Bezirksamt in erſtet Inſtanz zu etledigen; und 
nur dann det Kreisregierung zum Erkenntniß Yorzulegen , 
wenn das Amt daflıe Hält, daß der Blirgetieifter ıc. ent- 
laſſen oder fuspendirt werden fol. M. d. J. d. d. 
10. Nov. 1835, N. 9812, öder daß einer von den obigen 
Befferungsverfuhen gegen ihn zu erkennen ſey. M. 
d. J. d. d. 21. De. 1835, N. 11,369. 

524 Auch aus andern Urſachen, welche die Dientt- 
führung fehr erfchmeren oder vereiteln, kann auf Antrag - 
des Gemeinderaths und Bürgerausſchuſſes die Dienftentlaf- 
füng. ſtatt finden; die Urſachen müſſen nach gepflögener 
Unterfuchung in dem Erkenntniß angesehen, und der Ge⸗ 
meinde und den Betheiligten eröffuet werden. Der in dieſem 
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Fall Entlaffene Tann senft mach ſechs Fahren wieder ‚gewählt 
werden. 

$ 25. Wenn gegen den Bürgermeißer wer einzelne 
Gemeinderäthe wegen Schulden die Vollſtreckung vollzogen 
werden muß, fo findet die Dienſtentlaſſung ſtart, in fo fern 
fie nicht nachweiſen, daß ihre Vermögensumftände nicht 
jerrüttet find. 

5%. Zn allen in 521 bis 25 erwähnten Fällen führt 
die nächſt vorgefeßte Staatöverwaltungsftelle die Unter⸗ 
fuchung ; und die nächſt höhere fällt das Erkenntniß in colle- 
gialer Form, 


Zweites Kapitel, 
Bon dem Bürgerausfchuf. _ 

$ 27. Die Zahl der Mitglieder des Bürgerausſchuffet 
it der Zahl der Gemeinderäthe, mit Einfchluß des am 
meiſters, gleich, 

. Sn Stäbten über 3000 Seelen muß die Zahl der Aus. 
fchußmitglieder um die Hälfte höher ſeyn, als die des Ge⸗ 
meinderathed. Sie werden von der Gemeinde gewäblt. 

Die Leitung der Wahlhandlung gefchieht von dem Bürger⸗ 
meitter, unter Zuzug des Rathsſchreibers und des älteſten 
und jüngften Mitglieds des Ausſchuſſes, der Letztern als 
Urkundsperſonen. 

5. Die Mitglieder des Ausſchuſſes muͤſſen zu einem 
Drittheil ausden höch ſt beſt eue rten Drittheil der Bürger“ 
ſchaft nach dem Ortskataſter, zu einem Drittheil aus dem 
niedrigſtbeſteuerten Drittheil, und zu einem Drittheil 
aus jenen gewählt werden, welche ſich zwiſchen dem 
erſten und dem letzten Drittheil in der Mitte befinden. 

Wenn bei der Theilung diefer Zahl durch drei Einer 
übrig bfeibt, fo muß diefes Mitglied aus der mittlern, und 
wenn zwei übrig bleiben, fo muß eines von diefen Mitglie- 
deru aus der höchft - und das andere aus: der —— 
ten Klaſſe gewählt werden. 
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Denjenigen, welhe gar Feine Steuer bezahlen, fo wie 
jenen, bie nur Klaffenfteuer entrichten und darum 
nicht in dem Ortöfteuerkatafter ſtehen, Fann darum die 
Waͤhlbarkeit nicht entzogen werden. Sie find in die niederfte 
Klaffe zu fegen, ohne Rüdficht auf die Größe der Klaffen: 
‚feuer. Ihnen find fo viele Niederfibefteuerte beizuzählen , 
bis ein Drittheil ſaͤmmtlicher Bürger heraustommt. M. b. 
3. d. d. 12. Des. 1834, N. 19,287 in A. B. S. N. 105. 
$ 29. Wahlberechtigt find alle Gemeindebürger. | 

Die Wahl der Mitglieder des Buͤrgerausſchuſſes geſchieht auf’ 
gleiche Weife, wie jene ber Gemeinderäthe. R. B. 32, 
N. XXXIII, $ 32. Vergleiche oben $ 11. 
$ 30. Wählbar ift unter der fo eben gedachten Aus. 

Dehnung jeder Gemeindebürger,, ohne Rückſicht auf Religion, 
jeboch jeder nur für diejenige der obgedachten Klaffen, zu 
welcher er gehört. 

Ausgenommen ſind und können nicht gewählt werden: 

1) Vorgeſetzte Staatsverwaltungsbeamte. Andere Staats⸗ 

diener können nur mit Erlaubniß — vorgeſetzten 
Stellen das Amt annehmen. 

2) Die Gemeinderäthe. 

3) Die Gemeindebürger, die nicht zu Gemeinderäthen 

gewählt werden können. 

Doch find vermandtfchaftliche Verbältniffe zu dem Bürger, 
meifter und den Gemeinderäthen, oder unter fich felbft, und 
der Umftand, daß ein Bürger in Gant geratben ift, fein 
Hinderniß der Wählbarkeit. 

$ 31. Das Amt eines Mitgliedes des Ausſchuſſes dauert 
vier Fahre. Der Ausfchuß erneuert fich alle zwei Fahre 
zur Hälfte. Wird eine Stelle im Ausfchuß durch Tod oder 
Entlafung fechd Donate vor Ablauf der gefelichen Dienft- 
zeit erledigt, fo wird vondem Bemeinderatb und Aus⸗ 
ſchuß, und in Städten über 3000 Seelen von dem größeren 
Ausschuß zufammen ein Stellvertreter erwählt, deffen Stell⸗ 
vertretung nur bis zur nächften regelmäßigen, bei der Er⸗ 
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neuerung des Bürgerausſchuſſes eintretenden Wahl dauert. 
Der bei diefer Wahl Gewählte tritt zu der Zeit wieder aus, 
in welcher derjenige, an deffen Stelle er gewählt ift, aus. 
jutreten gehabt hätte, Bei einer fpäteren Erledigung unter. 
bleibt die Wahl eines Gtellvertreters. 


Was zur Ergänzung des Bürgerausfhuffes zu gefhehen hat, 
wenn ein Mitglied deſſelben die auf ihn gefallene Wahl 
ablehnt, darüber fiehe Erläuterungen in $ 14 Anmerkung. 


$ 32. Jeder Gewählte muß die auf ihn gefallene Wahr 
eined Ausfchußmannes annehmen, und nur derjenige kann 
foiche ablehnen, der diefe Stelle, oder die eines DBürger- 
meifters oder Semeinderaths/ die geſetzliche Zeit ſchon ver- 
feben bat. 


Die Verpflichtnng zur Annahme tritt jedoch nach Verlauf 
von vier Jahren, von der Zeit feines Austrittd von einer 
der obgedachten Stellen an gerechnet, wieder ein. 

Wegen grundlofer Verweigerung der Annahme einer auf 
einen Bürger gefallenen Wahl tritt der im $ 15 beftimmte 
Nachtheil ein, 


5 33. Der Ausfhug wählt unter fih nach Stimmen. 
mebrheit einen Obmann. Sein Amt dauert zwei Fahre, er 
ift nach deren Ablauf wieder wählbar, 

Zunction des Ausfhuffes f. $ 135, feine Berathungsweife 
$ 136, 137. | | 


6 34. Die Mitglieder des Ausſchuſſes erhalten weder 
Gehalt noch Gebühren, 


Bei Gemeindeangelegenheiten auſſerhalb Orts, wobei der 
Bürgerausſchuß, aus Auftrag des Gemeinderaths oder ver⸗ 
möge Vorladung einer Staatsſtelle, zu erſcheinen hat, ſind 
die Erſchienenen berechtigt, die geſetzlichen Gebühren aus 
der Gemeindekaſſe, gleich den Gemeinderäthen, zu fordern. 
In ſolchen Fällen hat nur der Obmann mit höchſtens zwei 
Mitgliedern des Bürgerausſchuſſes zu erſcheinen. 
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Die, Mitglieder: bed: Ausfchuffes: werden, ba fie keine eigent ⸗ 
lie: Verwaltungshandlungen vorzunehmen Haben, nicht: 
handgeluͤbdlich vrrpflichtert:. R..B: 35, N. V. 

35H Landgemeinden umter fechzig Bürgern koͤnnen, 
mittelſt eined Beſchluſſes der Gemeindeverfammlung, Bis 
auf Widerruf, auf das Inſtitut des VBürgerausfchuffes ver- 
sichten , und in diefem Falle tritt die Gemeindeverfammiung 
an ſeine Stelle, 


Drittes: Kapitel, 
Bon der Gemeindeverfammlung. 


63%. Zum Erfcheinen bei der Gemeindeverfommiung 
find alle Gemeindebürger berechtigt und verpflichtet ,. die in 
der Gemeinde ihren ſtändigen Wohnfis haben. 

Der Gemeinderath kann, mit. Zuſtimmung des Bürger⸗ 
ausſchuſſes, Strafen des nicht gerechtfertigten Ausbleibens 
feſtſetzen, deren Betrag nicht einen Gulden überſteigen darf. 

Jeder muß in Perſon erſcheinen; Abweſende Fönnen durch 
Benollmächtigte nicht vertreten werden. 


$ 37. Zu. der Gültigkeit eines Gemeindebefchluffes wird 
erfordert: 
1) Daß fämmtliche ſtimmfähige Gemeindebürger zeitig zu 
der Gemeindeverfammlung eingeladen werden. Die 
Art der öffentlichen Vorladung wird durch eine In— 
ſtruttion beftimmt. Die VBorkadung' nach Zünften iſt 
unzuläßig. 
2) Daß wenigſtens zwei Drittheile davon erſchienen 
find. 
3) Daß mehr als die Hälfte der Stimmen aller ſtimm⸗ 
fähigen Bürger ſich für eine Meinung entſchieden habe. 
Ausgenommen von der obgedachten Mehrheit ſind die 
Fälle, in welchen das: Gefeg einen größere oder kleinere 
Stimmenzahl feſtſetzt 
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Für, die, Verſammlungen ber Gemeinden: abenbea größeren 
Birgerausfhuffes (6:40) find in R. B. 32, N. LXIII 
und, 33, N, XV die nähern: Vorſchriften erteilt. Sie 
enthalten im. Weſentlichen folgende Beftimmungen : 

1), die. Einladung zur. Gemeindeverfammlung wird am 
Rathhauſe Öffentlich, angeſchlagen. Sie kann noch 
außerdem an der Kirche oder — — Orten 
angeſchlagen werden. 

2): Sie enthält die. Bezeichnung: von: Dre, Tag und 
Stunde der Berfammlung., fo wie. des Gegenftandes 
ber. Berathung. 


3) Sie findet vier Tage vor der Verſammlung flatt, 
foferne der WVBürgermeifter nicht wegen Dringenpeit 
ber Sache bie Frift abkürzt. 


4) Der Gemeinderaty und Ausfhuß koͤnnen ein für 
allemal beſchließen, auf welche weitere Weife bie 
Einladung gefhehen fell, 3. B. duch Läuten, Aus: 
hellen, Umfagen ober durch, Lofalblätter. Außer Orts 
MWohnenden ift die Einladung anzufagen, ober fie 
ſind anzuweiſen, daß fie Jemanden im Ort aufftellen, 
ber ihnen die Vorladung jedesmal befannt madıt. 

5) Beſchwerde Über unterbliebene,Anfage ‚bei einem Ein: 
zelnen hat auf bie Gültigkeit des Gemeindebeſchluſſes 
feinen Einfluß. Unterblieb der, Anfchlag, die 
Umfage, überhaupt ‚oder ‚die feftgefegte Verkuͤndigungs ⸗ 
weife, , ober fehlte in dem Anfchlag die Bezeichnung 
des Gegenftondes der Berathung, fo. kann, nochmalige 
Gemeindeverfammfung begehrt werben,, Dieß Bes 
gehren muß binnen. drei Tagen ‚angebracht, und 
wenn es von dem Bürgermeifter zuruͤckgewieſen wird, 
binnen acht Tagen ‚die Beſchwerde dagegen bei Amt 
erhoben merben. 

6) Wegen der Einladungen: zu :Gemeindewahlen ver: 
gleiche oben $ 11. 
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7) Der Bürgermeifter führe in der Verfammlung ben 
Vorſitz; er ftelle die im der Einladung bezeichneten 
Gegenftände einen nad) dem andern zur Berathung 
and, Niemand darf einen- andern Gegenftand 
zur Sprache bringen, der nicht auf gefeglichern Wege 
auf die Tagesordnung gebracht worden ift. 

8) Der Blrgermeifter verliest den Antrag und die Gründe; 
bei abweichender Meinung des Ausfchuffes verliest 
der Obmann beffelben beffen Antrag; dann eröffnet 
der VBürgermeifter die allgemeine Berathung. 

9) Er verleiht denen, bie fprechen wollen, bas 
Wort nah der Neihe der Anmeldung dazu durch 
Aufftehen oder Emporheben der Hand, 

10) Niemand darf den Sprechenden unterbrechen, aus: 
genommen ber Bürgermeifter. 

11) Diefer erklärt die Berathung für befchloffen, 
wenn er glaubt, daß die Sache gehörig erörtert fey. 
Wird dagegen die Fortfegung der Berathung verlangt, 
fo entfcheidet vorerft die Gemeinde über diefe Vor⸗ 
frage. 

42) Der Bürgermeifter fteilt die Fragen, über welche 
entfhieden werden fol; es wird mit ja ober nein 
Mann für Mann abgeftimmt. Weber Zwifchenfragen 
ann auch auf Einmal durch Beithen abgeftimmt 
werden. 

13) Nah erfolgter — verkuͤndet der Buͤrger⸗ 
meiſter den Beſchluß und die Zahl der Stimmen fuͤr 
denſelben. 

14) Der Rathsſchreiber führt über jeben Gegenftand ber 
Berathung ein befonderes Protokoll, es enthält Tag 
und Drt der Verſammlung, Bahl ber anmefenden 
Bürger, Antrag, über welchen berathen wurde, bie 
zur Abftimmung ausgefegte Frage, den gefaßten Ber _ 

ſchluß, Angabe, wie viele Stimmen dafür und da⸗ 

gegen waren. (Die namentlihe Aufzeichnung, welche 
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‚ Stimmen daflıs und dagegen waren, iſt nicht noth⸗ 
wendig; ,. M. d. J. d. d.4.Okt. 1833, N.11,078) 

* Wenn diejenigen, die gegen den Antrag geſtimmt 

daben, verlangen, daß ihre Namen in dem Protokoll 

aufgezeichnet, werben, ſo hat, dieß zu. gefchehen. 
46) Das, Progofoll, wird öffentlich verlefen und vom Bürger 
meifter, älteften Gemeinderath, dem Obmann des 
Ausſchuſſes und dem Matböfchreiber unterzeichnet ; 
ſeine Einſicht fteht jedem Bürger offen. 

17) Alle ſolche Protokolle werden unmittelbar nachher von 
dem Rathsſchteiber in ein hierzu beftimmtes Buch 
nad) einander eingetragen und die Einträge von ihm 

und dem Buͤrgermeiſter beglaubigt. - 

18) Wird bei einer Gemeindeverſammlung die Ruhe dur 
—— Zuhörer geſtoͤrt, ſo weiſet der Buͤrgermeiſter die Ruhe⸗ 
ſtoͤrer ‚fort. und laßt fie, wenn ſie nicht gehen wollen, 
— durch den, Polizeidiener oder die Wache fortführen. 
mu 3% 49) Mitglieder ber Verſammlung, welche die Ordnung 
—uüuͤbertreten, werden zur Ordnung vom Buͤrgermeiſter 
05, gerufen; bleibt bieß nach vorheriger Wiederholung 
nis in. erfolglos, fo werden bie Störer auf obige Weife 

ns N. 18) fortgewiefen. Wann 
20) Der Bürgermeifter kann — gegen bie. Störer nad) 

— ‚deiner Gompetenz, (8. 9, $.51) Strafen. erten: 

— ‚nen, er kann nöthigenfalls die Sigung auf eine 

— Stunde unterbreden ober ganz aufheben. 

In dieſem Fall ſind die Stoͤrer dem Amt zur 

EB Beßtrefung anzuzeigen. 

m») ‚Ale vorerwähnten, Befugniffe des Bürgermeifters ftehen 
auch ſeinem Stellvertreter zu (und dem Staatövers 
se „‚waltungsbeamten,, im Sale des $,38, N, 6, oder 

— aus anderer V ranlaſſung). 

F 38... - Eine ————— muf ſtatt finden: 

Äh wenn, Kraft Geſetzes oder Verordnung eine öffentliche 

Vertündung an die Gemeinde zu geſchehen ‚hat, in fo 
3 
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fern nicht durch die an einem Orte erfcheinenden Wochen- 
blätter, oder anf ianderk in der Gemeinde übliche Weife 
die Bekanntmachung eben fo gut gefchehen- kann; 

: 2) wenn die Vornahme einer Handlung an die Einwilli- 
gung einer Gemeinde gefenlich gebunden iſt; | 

3) wenn von den Staatöbehörden die Bernehmung der 
Gemeinde befohlen wird; 

: 4) wenn von dem Bürgermeifter bei Meinungsverfieden. 
beit des Gemeinderarhes und des Bürgerausfchuffes 
der Gegenſtand der Gemeinde zur Entfcheidung vorge- 

legt werden muß. Vergl. $ 137. 

5) Auf den Antrag ded Gemeinderaths oder des Bürger- 
ausſchuſſes, oder einer Anzahl von Bürgern, die der 
Zahl der Mitglieder des Gemeinderaths und des Aus- 
fchuffes aufammengenommen gleich fommt, wenn im 

- Namen und aus Auftrag der Gemeinde eine Vorftellung 
an den Regenten, an die Ständeverfammlung, oder 
die Staatsbehörden gerichtet, und die Gemeinde um 
ihre Zuftimmung vernommen werden fol. Zn der be- 
fchloffenen Vorſtellung oder Befchwerde muß ausdrüd. 
fich des Gemeindebeſchluſſes gedacht feyn, um als eine 
Bitte der Geſammtheit angefehen werden zu können. 

6 Auf die fchriftliche, von wenigſtens eben fo viel Mit- 
gliedern der Gemeinde, als der Gemeinderath und 
Ausſchuß ſtark find, unterzeichnete Anzeige bei der 
Staatsverwaltungsftelle, daß fie Vefchwerden gegen 

die Amesführung und Verwaltung des Bürgermeifters 
oder des Gemeinderaths, oder des Ausfchuffes zu 
führen hätten, und auf ihre Bitte die Gemeinde zu 
vernehmen, ob fie diefe Befchwerden ald Gemeinde- 
befchwerden unterfücht wiffen wolle, bat die Bermwal- 
tungsftelle die Gemeinde zu verfammeln, und in Ab- 

weſenheit derjenigen, gegen welche die Befchwerde 
gerichtet iſt, zu vernehmen, Wird durch die Gemeinde: 
verſammlung die Beſchwerde nicht als Gemeinde- 
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befchwerde erkannt, fo haben diejenigen, welche die Ver⸗ 

ſammlung veranlaßten , die Koften derfelben gu tragen. 

Eine von einzelnen Bürgern bei Staatsſtellen eingereichte, 

nicht: auf die in N. 5 und 6 bezeichnete Art gu Stande 

gelommene VBorfiellung wird ald Sache der Einzelnen, welche 
die Vorſtellung unterzeichneten, behandelt. 


Es ift einzelnen Bürgern hiernach unverwehrt, fi zum Zweck 
gemeinfamer Anträge und Vorftellungen in Gemeindeſachen 

zu vereinigen und zu biefem Behufe die Sache auch andern 
Bürgern zur Unterfchrift vorzulegen, ohne daß es deßhalb 
einer vorherigen befondern Erlaubniß beduͤrfte. (S.$656 ) 
Abet der Buͤrgermeiſter und bie Staatsbehoͤrde haben bie 
Befugniß, zu WVefeitigung allartiger Umtriebe, auch ſchon 
gm die Berathung und Beſchlußfaſſung der Gemeindever⸗ 
ſammlung unbefangen zu maden, das Sammeln fol 
te Unterfhriften gu jeder Zeit einzubieten 
Ku gab eine Gemeindeverfammiung zu veran— 
4ſtalten, damit der Gegenſtand der Beſchwerde allda bera⸗ 
then werde, im Fall der Verwerfung des Antrags aber bie 
jur Minderzahl gehdrigen Buͤrger Gelegenheit erhalten, 
53 Hffen und nad Anhörung der Gegengründe als Einzelne 

| " ’ zufammenzutreten und ihte Sache bei der Behoͤrde weiter 


49% zu verfolgen. M. d. J. d. d. 28. April 1834, N. 4176. 
nd, d. d. 29. Dez. 1834, N. 13,283 in A. B. ©. 
"1835, N. 2. 1 


— 39. Die Verſammlung der Gemeinde kann ſtattſinden, 
wenn der Blirgermeifter, oder der Gemeinderath, oder der 
Bürgerausſchuß ſolche in irgend einer Angelegenheit für 
zäthlich erachtet. . | 
5 $.40.,.3n allen Gemeinden über 3000 Seelen wird ein 
großer Ausſchuß gemählt, mo nicht die Gemeindever- 
Sammlung mit Staatsgenehmigung das Gegentheil befchlieht ; 
auch in Heineren Gemeinden kann bie Gemeindeverſammlung 
mit Staatsgenchmigung die Wahl eines großen Ausſchuſſes 
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beſchließen/ dieſe Einrichtung aber darch Gemeindebeſchluß 
auch wieder abändern. et 
Die Staatsgenehmigung, ums in einer: Gemeinde‘ über 3000 
401. Seelen won der. Wahl eines großen Ausſchuſſes Umgang) zu 
>. nehmen j’ oder um im einer,Eltimeren Gemeinde einen ſoichen 
zu wählen, fteht der betreffenden Kreisregierung zu,kann 
im erſten Falle jedoch nur mit Widerzufsvorbehalt extheilt 
werden. R. B. 37, N. Xxxv. 

Die Zahl der Mitglieder des großen Ausihufes, zu 
welchem auch die Mitglieder des Gemeinderathes und des 
Bürgerausfchuffes gehören, fol. in den vier größten Städten 
‚ein, Zwölftel, in den übrigen Städten über ‚3000 Seelen 
‚ein Zehntel, und in kleinern Gemeinden ein Siehentel der 
ganzen Bürgerſchaft betragen, Läßt die Zahl der Bürger- 
Schaft durch 12, besiehungsmweife durch) 10, oder. 7,,hieh, nicht 
‚sbeifen, ſo wird, für den fich ergebenden. Reſt ein, weiteres 
Mitglied des großen Ausſchuſſes gewählt; in keinem Fall 
kann die Zahl der Mitglieder des groben Ausfchufes: unter 
‚fünfzig herabſinken. 

,$:40 a.. Wo ein großer Ausſchuß aufgeſtelit wird/ werden 
„de drei Klafen, aus welchen nach, dem $ 28, der Bürger- 
ausſchuß zu wählen iſt, in der Art gebildet, daß die Klaſſe 
den Höchſtheſteuerten ein Sechoͤtel, die Klaſſe der Mittel- 
beſtenerten die nächſtfolgenden zwei Sechstel, und, die Klaſſe 
der Niederſtbeſteuerten die übrigen drei Sechstel den Bürger- 
schaft umfaßt; wenn hier bei dem Uebergange von der einen 
zur andern. Klafe mehrere gleich“ hochbeſteuerte Bürger 
ſuſammentteffen, fo gehen bei’ der Einreihung in die höhere 
Klaſſe die Im’ Vürgervecht Aelteren den Züngeren vor. Jede 
der drei Klafen wählt für fich allein den dritten Theil‘ der 
Mitglieder des großen Ausſchuſſes befonders ’' und. zwar ein 
Drittel dieſes ihres Antheils aus: der Klaſſe der Höchſtbe⸗ 
ſteuerten/ ein Drittel aus jener der Mittelbeſteuerten nnd 
ein Dritter aus der der -Niederfibeteiterrem Der große 
Auoſchuß efnenere “ich nach det Vorſchrift des s 31 alle 

.t \ br 
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zwei Jahre zur Hülfte, und dann tritt mus jeder: Anis 
die Hälfte nach dem: Loos beſonders ansiıt ms «ma. 
+ Wierdie Zahl der Wähler: und. der zu Waͤhlenden/ — 
weiſe auch der bei der Erneuerung: des Ausſchuſſes Austre— 
en on tenden zu finden iſt, wenn - die Geſammtzahlen ungleich 

: find; daruͤber -gibei die Vollzugsverordnung im R. B. 37; 
m ir XXXIV die maͤhern Vorſchriften, fo wie auch are die 

Art, wie „die Wahlhandlung zu: leiten if 155 Yun land 

40 b.. Der große Ausſchuß vertritt die Siele der 
Gemeindenerfommfng ausgenommen:a) wenn eine Ver⸗ 
dündung an: die ganze Gemeinde geſchehen ſoll, b) fo: oft 
der Gemeinderath oder. größere Ausſchuß die Zuſammenbe⸗ 
rufung der. Gemeinde, verlangt, und o) bei Wahlen, in ſo 
fern nicht der Bürgermeiſter, der Gemeinderath, der kleinere 
Bürgerausſchuß oder Stellvertreter in die beiden letztern 
gewahlt werden: ſolche Wahlen: liegen wlich in den, De 
fugniß des großen: Ausſchuſſesßs. 

8.40 ce. Bei den Wahlen, die 4 — Anc⸗ 
ſchuß vornimmt, müſſen drei Viertel der Mitglieder deſſelben, 
einſchließlich der Mitglieder des Gemeinderaths und Bürger- 
ausſchuſſes, mitſtimmen, ‚während. es bei. andern Wahlen 
genügt, wenn / nur wenigſtens die Hälfte der. Wahlberech- 
tigten die Stimmen abgibt; nimmt der große Ausfchuß die 
Wahl eines Bürgermeifters vor, fo ift abfolute Stimmen- 
mehrheit der anweſenden Wähler erforderlich; die Wahl 
der Gemeinderäthe gefchieht wie jene des Bürgermeifters in 
allen Gemeinden durch geheime Stimmgebung (ſiehe $11 1.) 
N. 3. 37, N. XXVUI. Wenn bei einer durch den großen 
Ausſchuß vorzunehmenden Bürgermeiſterwahl nicht mehr 
als die Hälfte der Stimmen aller Anweſenden auf einen 
Bürger falten, fo wird die Wahl ſogleich bei der nämlichen 
Zagfahrt wiederholt „und: es find biebei nur. noch diejenigen 
drei, welche ‚bei der. erſten Wahl: die. meiften Stimmen hatten, 
wählbar. - Erhält auch bei der: zweiten Wahl fein Bürger 
mehr als Die “Hälfte, der Stimmen aller Anweſenden, fo 


wird unter jenen Zweien, welche dabei die meiſten Stimmen 
erbielten, eine dritte Wahl vorgenommen, und wenn bei 
dieſer dritten Wahl beide gleich viel Stimmen erhalten, fo 
entfcheidet unter ihnen das Loos; dieſes entfcheider Auch, 
wenn fchon bei der erften oder zweiten Wahl alle Stimmen 
ausfchließlich anf zwei Bürger und zwar auf jeden zur 
Hälfte gefallen find, Sind in diefen Fällen bei der erften 
Wahl auf den Dritten und einen oder mehrere Andere, oder 
‚bei der zweiten Wahl auf den zweiten und einen oder mehrere 

Andere gleich viel Stimmen gefallen, fo find diefe ſämmtlich 
bei der folgenden zweiten beziehungsmweife dritten Wahl wieder 
wählbar und es wird, wenn in einem folchen Falle bei der 
dritten Wahl fich noch nicht alle Stimmen unter zwei Bor- 
gefchlagene theilen, zu einer vierten oder weiten Wahl 
gefchritten, big entweder eine abſolute Stimmenmehrbeit 
berausfommt , oder alle Stimmen in gleicher Anzahl aus. 
fchließlich auf zwei Bürger fallen. R. 3. 37, R. XXXIV, 
$ 17 und 18, Siehe $ 11, 

In Betreff der Ablehnung einer Wahl und ber badurch ade 

gen Ergänzung fiehe $ 14, 31 und 32. 
Die. Mitglieder des großen Ausfhuffes werden nicht mit 
Handgelühde verpflichtet. R. B. 85, V, 


Dritter Titel, 
Bon der Verwaltung der Gemeinden. 


Erstes Rapitel, 
Bon den Amtsbefugniffen des Bürgermeifters. 


$ 4. Der Bürgermeifter verfünder und vollzieht bie 
Geſetze, die allgemeinen und befondern Verordnungen, fo 
wie die Werfügungen der ihm vorgefeßten Staatsbehörden, 
und verfügt auf die Erfuchungsfchreiben anderer Behörden. 


Alle amtlichen Erlaſſe werden an ihn gerichtet » und er unten. 
zeichnet alle Ausfertigungen. „st 1A 
‚.3w bein vorgefeßten : Staatebehörben gehören: auich iin 
Drganifationsebikt von 1809; $ 3, die, Forſtaͤmter, Mid 

.! 70.725. Yan. 1833, N. 654 in A. B S. 1833, N: 15. 

Die Heimathſcheine und die Vermögenszeugniſſe müſſen 
von den zwei älteſten Gemeinderathsmitgliedern mit unter⸗ 
ſchrieben werden. 

Er verwaltet die Ortspolizel felbft da," wo die Staats- 
verwaltungsſtelle ihren Sig hat, fo weit nicht der im 46 
bemerfte Fall eintritt, aber unter der ununterbrochen 
Aufficht der Staatsbehörde, $ 151. 

Vergl. $ 48 und 51. Der Rekurs von feinen Erfenntniffeh 
gehet an das Amt und in Iegter Inſtanz an die Kreis» 
regierung. R. B.)33,.M. XXXII, $ 8, lit. e. | 

Die Anzeige des Rekurſes gegen Verfügungen des. Bürger: 
meifters ift nicht bei ihm, fondern bei der ihm vorgefegten 
Bezirkoftelle zu machen. R. B. 33, N. XIH. ° 
Er führe die Aufſicht über das Gemeindeveriidgen und 

Teitet deſſen Berwaltung, fo wie die öffentlichen Bauten und 
Arbeiten der Gemeinde, 
Vergl. $ 114 bis 133. 


In dem Gemeinderath hat er den Vorſitz, bringt die 
Gegenſtände zum Vortrag und die Berchlüffe des erſtern zum 
Vollzug. 

Er allein in der Gemeinde iſt berechtigt, ſolche zu einer 

Verſammlung zu berufen. Jede andere Zuſammenberufung 
it, bei Vermeidung einer angemeſſenen polizeilichen Strafe, 
in fo fern nicht die Handlung ein geſetzlich höher zu beftra- 
fendes Verbrechen enthält, verboten. Vergl. $ 38, 
In dem Gemeinderath und in der Gemeindeverfammlung 
entfcheider feine Stimme, wenn, diefe mit eingerechnet , 
Stimmengleichheit entſteht. 

Die Verwahrung. des Gemeindefiegels ift ihm anvertraut, 
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und er ſtellt innerhalb feiner — — 
gen aus. 

Er verſieht gerichtliche Suntrionen 1 ö mei ihm fofche 
durch die Geſetze übertragen find, | 

Er it Mitglied des — — B. 7, N. J. 
Desgleichen des Schulvorſtandes R.B. 34, N. XXV. 

Er nimmt. die Zwangsverſteigerungen vor. R. B. 32, 
N. XXI. 

Wenn der Bürgermeiſter in ſeinem Dienſie volizeiliche 
Vergehen wahrnimmt und zur Anzeige bringt, hat derſelbe 
eben ſo viel Glauben, wie die Polizeidiener und Gendarmen. 
M. d. J. d. d. 7. DR, — N. 14,138, ” B. M. 1837, 
Beil N. 2% Ä 


— — 
Don den Amtsbefugniſſen des Gemeinderaths. 


$ 42, Der Gemeinderath berathſchlagt und beſchließt: 

1) über alle Angelegenheiten, die. nach. den Geſetzen und 
Verordnungen, fodann nach den, Verfügungen. ber 
Staatöbehörden feiner Berathung unterlegt, werben; 

2) über alle Angelegenheiten der Gemeinde; - ... 

3) über Alles, was auf die Verwaltung, Vermehrung 
und Verwendung ded Gemeindevermögend, fo wie 
auf Stellung und Abhör der Gemeinderechnung Be- 
zug bat; 

4) über Vürgeranfnahmen und über Antritt des ange» 

bornen Bürgerrechts; 

5) über den Gehalt und die Anftellung des — 
Dienſtperſonals. 

Zu Errichtung neuer Gemeindedienſte und Erhoͤhung beſtan⸗ 
dener Gehalte wird die Zuſtimmung des Aueſchuſſes erfor · 
dert. Vergl. 8 135, N.A4 

Zu neuen Gehalten wird die Genehmigung ber Kreisregie: 
rung erfordert. M. B. 33, N. XXXI, $ 3, lit. e. 
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Die Feld ſchuͤtze n werben als Gemeindediener nom Gemeinde: 
rath ernannt, wenn auch ihre Beſoldung als Sociallaſt 
erkaunt werden ſolltez ihre Anſtellung iſt zwar jederzeit 
vwiderruflich (NR: B:09, MALIL.BHt. by 5 15) aber ihre En 
laffung nicht willkuͤrlich, vielmehr kann fie; wenn ſie micht 
in dem Intereſſe der Gemeinde ſtatt fand auf den dage⸗ 
gen ergriffenen Rekurs von dem Amt aufgehoben werden. 
M. d. I; did; 26. Mai 4833, 8. t. ME MACD. ©. 
MR. 735% 2.93 Bin soon mg 


Wegen Anſtellung ber aibfdugea ist, 3, 
ee mM. XVI und A. B. ©. 1832, N. 47. ER — 
Den Bemeinbe Bonschausuerweiten: — die ‚Ger 
meinbe;und beftätigt-die-Boßdirektion; im Fall ‚ber, Verimers 
- ‚fung der Wahl geht der Rekurs an das Finanzminiſterium. 
‚ Die $inanzbepörhe kann bie-Entlaffung des Ragerhauspermwal 
ters gegen, ben Willen. der, Gemeinde. ‚nerfügen. Der. Gehalt 
muß bei der, Ernennung feligefept werben, und mit, Rüdficht 
auf fonfliges Gewerb zur Lebſucht hinreichend ‚erachtet ſeyn. 
VBVexſteht ſich bie Gemeinde, nicht zu dem von der Finanz 
behoͤrde feſtgeſetzten Minimum, ‚ fo ift ihr eine kegeihaus· 
anſtalt nicht zu geſtatten. R. B. 32 N. XV. 


Dad Steinſetze ramt iſt ein flün ſich beſtehender Gemeinde⸗ 
dienſt, den der Gemeinderath zu vergeben hat; er kann 
Mitglieder aus ſeiner Mitte waͤhlen, wenn dieſe aber als 
Gemeinderaͤthe austreten, ſo bleiben ſie Steinſetzet. M. b 

I d. d. 28, Jan. 1833, N. 807 in A. B. N. 18. 


Die Gemeinden innen Drtsärzte. oder Mundärzte anftsien 

und bedingen, daß ſie fuͤr das ihnen ausgeworfene Gehalt 
a 2 Armen des Orts unentgelblich zu bedienen haben. mM. 
d. J. A. d. 10. Juni 1834, N. 5806 in A. B. N. 57, 


— Gemeinderath iſt ferner die Führung der Sruude, 
Gewähr⸗ und Ynterpfandsbücher nach den er und 
fünftigen Geſetzen übertragen. 


Wegen Theilnahme bes. Natheſchreibers verglih *6 
Wegen der Gebühren 5 130 und 520: . — 
7943, Die Form der: Verhandlung in dem Gemeinde⸗ 
rath iſt kollegialiſch· Der Beſchluß wird ee. ann 
—— gefaßt st 

Das Rathsprotokoll muß von allen annefenden Rats. 
gticdern unterfchrieben werden. | 

Sur Gültigkeit eines Beſchluſſes wird —— daß 
menioftens mebr als die Hälfte der Mitglieder, 
den Bürgermeifter nicht, eingerechnet, anweſend fey. 

$ 44. In den Städten bat fich der Gemeinderath in 
der Regel wöchentlich einmal, in Landgemeinden monatlich 
zweimal zu verſammeln, wenn nicht außerordentliche Ber. 
anlaſſungen weitere Verſammlungen nöthig machen. 

545. Wenn der Gegenſtand der Berathung dei Bürger. 
meifter oder ein Mitglied des Gemeinderathes oder deſſen 
Verwandte und Verſchwägerte in auf⸗- oder abfleigender 
Linie und bis zum zweiten Grad betrifft, ſo dürfen ſolche 
an der Berathung keinen Antheil nehmen, | 


In allen andern Fällen darf fein Mitglied von der Be- 
rathung ausgefchloffen werden. 


Von dem Pflichten des Nathsfchreibers. 


6 46. Der NRatböfchreiber führt und beslaubigt das 
Rathsprotokoll, beforgt und unterfchreibt die Ausfertigungen 
des Bürgermeifters und Gemeinderathes und die Regiftratur, 
und bewahrt die Gefeg- und Verordnungsblätter, fo mie 
die bffentlichen Bücher, unter Aufficht des Bürgermeiſters. 
Er ift verpflichtet, die ihm vom Bürgermeiſter ober dem 
Gemeinderath aufgetragenen ſchriftlichen Verhandlungen und 
Kanzleigefchäfte aller Met, fo wie — das — waeumie 
Tagebuch zu beſorgen. 
Vergl. 5 18. 


Er iſt nicht Mitglled des Gemeinberaths;sihat: den Partheien 
gegenüber” keine Verantwortlichkeit fuͤr die Richtigkeit ber 
MEinttuge in Die Gtund⸗ und Pfandbuͤcher und keinen Authei 
or an den Erkenn⸗ und Gewährgeldem. Der Gewmeindetath 
kann aber mit dem Rathsſchreiber einen Vertrag ſchließen, 
vermöge deſſen dieſer, ihm gegenuͤber, gegen Bezug eines 
Antheils an ben. obigen Geldern, einen verhaͤltnißmaͤßigen 
Antheil an der Verantwortlichkeit uͤberrimmt Dä ;; wo 
der Rathsſchreiber einen ſolchen Vertrag. einzugehen ſfich 
weigert, bleibt es dem Gemeinderath uͤberlaſſen, ihm eine 
jeweilige Prüfung der öffentlichen Bücher förmlich zu uͤher⸗ 
tragen , fo daß er hierdurch in das Verhaͤltniß eines Gewalt⸗ 
habers gegen den Gemeinderath kommt, und fi bie Vers: 
antwortlichkeit felbft zufpreiben muß, welche L. R. Sag 1992 
feftfege. M. d. I. di d. 25. ‚Jans: A, R 
AB. S. M. 14. | — a Je 
Bean‘ feiner Berner vergl; 5 20.. tee Sn 4oY 


Diertes, Kapitel, dat * 
Von der Verwaltung der Ortovolizei. TR 


s AT. Die Ortspolizei if nach den beſtehenden und 
künftigen Geſetzen, Verordnungen und Inſtruktionen u 
verwalten. 

$ 48, Zur Ortspoligei gehören die Sicherheits, Kein. 
lichkeits⸗ Geſundheits, Armen, Straßen-, Feuer⸗, Marft-, 
niedere Gewerbs⸗, weltliche Kirchen., Sittlichkeits⸗, Gemar⸗ 
tungs⸗, Bau- und Gefindepolizei, fo mie die Aufſicht auf 
Maaß und Gewicht. Vergl. 66. | 

Vergl. $ 41 und 57. 

$ 49, Zu jedem Aufwande aus der Gemeindetafte, wozu 
die vom Staate aufgeftellte Polizeiſtelle des Orts nicht durch 
den Boranfchlag der Gemeindebedürfniſſe im. Voraus ex⸗ 
mächtige ift, muß folche die Zuſtimmung ded Gemeinderaths 
einholen. - 


I, 


In Fällen wo Gefahr auf dem Verzuge ſchwebt und 
wo die vorgänugige Vernehmung des⸗ Gemeinderaths nicht 
möglich: iſt, können von ihr, jedoch auf ihre Verantwortung, 
Maßnahmen und Anordnungen In ——— eine 
Koſten zablung zur Folge haben. | 

6 650. Dem Bürgermeifter: — zur Anterfügung in 
der Berwaltung der Polizei, wo es die: Ausdehnung des 
Dienfies erfordert, Mitglieder des. —— — Bei⸗ 
geordnete zugegeben werden. = 
Das Dienſt⸗ und —— fer aniher: fein Be⸗ 
fehlen. 

Vergl. $ A. 

In wichtigern, das —— ——— Ge⸗ 
niit; befonders hinſichtlich der Semarkungspolizei, 
har er ſich mit dem Gemeinderath zu beratben, in jedem 
Fall aber zu jedem Koſtenaufwand aus der. Gemeindekaſſe 
vor der Bornahme einer mit Koften verbundenen Einrich⸗ 
tung die Zuftimmung des Gemeinderaths zu ermwirfen, 

In Nothfällen tritt die obengedachte Ermächtigung ein. 

$ 51. . Dem Bürgermeifter ſteht, wo ihm die Ortspolizei 
übertragen. ift, die Befugniß zu, gegen jeden Mebertreter 
wegen Ungehorſams und Polizeifreveln © trafen zu er⸗ 
kennen und zu vollziehen, und zwar: 

a. Geldſtrafe | 

in Städten .biö zu fünf Gulden, 

in Landgemeinden bis zu zwei Gulden. 

Die von dem Bürgermeifter innerhalb feiner Competenz er 
kannten Geldftrafen fallen in die Gemeinbetoffe. R. 8. 
34, N. LU 

B. In beiden anftändiges bürgerliches Orfingnis bis zu 
achtundvierzig Stunden: 

Andere und beſonders hrendelebeme Srsfe Dürfen 
nicht erfannt werden, 

Ausgenommen von diefer poliheilichen Gewalt des Bürger⸗ 
meiſters find die Standes⸗ und Grundherren, Staatsdiener, 


48 
Seifliche, Schullehrer, ſtandes⸗ und grundherrliche Beamte 
und die Fünfter): in ſo fern fie in ihrem Dienſtbezirke eine 
Uebertretuug begehen. Polizeifrevel, welche dieſe begehen, 


bat er feiner ihm vorgeſetzten Stelle: anzuzeigen, — 
Weitere zu beſorgen hat. Hu dei zoom 


Poligeifihe Geldtrafen aber, welche für gewiſſe Ueber. 
tretungsfälle fchon Voraus beſtimmt ſind, werden von 
dem Bürgermeiſter gegen jeden Uebertreter erkannt, und, 
ausgenommen „gegen. die, ‚unmittelbar Vorgeſetzten, ſodann 
gegen Standes- und Grundperren im Umfange der Standes. 
and Grundherrſchaft/ vollzogen. Gegen dieſe iſt deren 
unnictetvat vorgeſerte Steite um den Bolling anzugehen. 

EL WIE BLEIBE IE} rd. jr7g4) 

 Brgteiäy $ w 48, 354. AT a 
ar Öl Uehertretung weligeiticher: Vorſcheiften, — —* 
mut, Gehd ſtrafle n geſezt ſind, und wo die, Strafe 
————— Buͤrgermeiſters auf. Reine Summe be 
ſchraänkt iſt, hat and: die Staatsbehörde, das Recht, 
una Strafen ſeſbſt zu erkennen, weun fie, bei Ausuͤbung 
the Aufſichtsrechtes dazu Anlofı.findetz M. d. Bud. de 

27. Okt. 1835, N. 9334 — 437in A. B. S. N68 my 
SGarddten und Felddieb ſtaͤ hte gehoͤten im erſten Straffall 
zut Ehmpetenz' dis Buͤrgermeiſters (vergliaß 76 der Erldͤu. 
+12 terungen / zum Strafedikt in R. BIA2,HM) XX)chatt 
u Aber dieſer nach den Umſtaͤnden seine,‘ feine Competenz 

uͤberſteigende Strafe fuͤr angemeſſen, ſo gibt: er die Sache 

an das Amt ab. Zweiter Felbddiebſtahl eignet ſich ohne⸗ 
157 Hin ſchon nach h 783 lit e des Strafedikts zur | amtlichen 
Cognition. M. d. J. d. d. 14. Juli 18220 M. 9487 in 


ya RB EHE 66. nano ein uns nz 
Wegen Verkauf von Gabholz fi 90. mm nt raus inaym 
Ueber Straßenfrevel ſiehe — 1455. a Een): 


BT Fri DRS ne“ 


ty: Hin 


"Ye Rubeftdrungen 5 745. nmprinilefiet me 
Gegen Soldaten kann ber Buͤrgermeiſter auf ‚Beibftrafen , 


Imt nicht aber auf Gefaͤngnißſtrafe erkennen. St. Mi; d. d. 
22Aptil 1634 N. 757 in U B. S. N. 44. 
6 652. Waldfrevel werden nach beſondern Geſehen und 
von den darin bezeichneten. Stellen — 

S. unten $ 1091 u. ff. 


Fünftes Kapitel, 
Von der Derwaltung des Gemeindevermögens. 


Hi — Allgemeine Beſtimmungen. 


58. Alles Tiegende und fahrende Vermögen der Ge⸗ 
meinden, ‚erfiered mag Gemeinde» oder Allmendgut 
ſeyn, iſt das Eigenthum der Gemeindebürger als Befammtheit. 

Allmendgut ift derjenige Theil des Gemeindeguts, der zur 

" genteinfamen Benugung durch bie Bürger beſtimmt ift, und 
1. zIwar unvertheilt, 5 B. als Viehweide ober in Abtheilung 
3 unter die einzefnen Genußberechtigten zum  felbfteigenen 

Umtteieb.  & unten $ 85 und: folgende, 
eu 54. Der Ertrag des Gemeindevermögens ift zunächſt 
Auer Behreitung des Gemeindeaufwandes nach den Berthrif- 
ven dNeſes Geſetzes beſtimmt. 

Ausnahmsweiſe verbleibt der Genuß von * Allmend⸗ 
gut x welcher feither allen Bürgern, oder ‚einer berechtigten 
Klaſſe dee Gemeindebürger gugeftanden ift, den.gegenwärtig 
und künftig Berechtigten mit den darauf ruhenden Laften 
ante den :unten folgenden Beitimmungen. 

: 8 55, :Das Grundflodövermögen darf nur in. außer⸗ 
— Fällen zu laufenden Vedurſnißen ver⸗ 
wendet werden. 

Zu einer ſolchen Verwendung iſt ein Beſchluß der Ge—⸗ 
meindeverfammlung erforderlich, 

Vergl. 5 66. 

$ 56. Die Beförfterung der Gemeindewaldungen unter- 
liegi den Forſtpolizeigeſetzen. 
unten $ 1048 u. ff. 


Erſter Abſchnitt 
ar ven’ Einnahmen und er der — 


vBa 1 4 

Ar Die neben der Zahl des F in Kikmmasten angspelate 
en ben. $ des Belense vom 28, Zuou 18I5 8.8. 
MR. ALL. ., 

857 fi). Au⸗ J aiuſchlieſlich 
tan für. Schuldentilgung, mit Ausſchluß der Soriallaften, 
werden gunächft. ns ven: — ünf — der — be 
—— naͤmlich: 

a. aus dem; Ertrag - liegenden un fahrenden Bernd 

gens derfelben; ;. ji. 7; 

b. aus dem Ertrag ihrer ÄRA und Gefähe, zu 
welchen auch die etwa bemilligte Berbeauchsfteuer zu 
xechnen iſt. 

a 58.[2). Reichen, die Bemeindeeintünfte zur Betreitung 
— Gemeindeausgaben nicht hin, ſo wird zur Deckung des 
weitern Bedarfs eine Auflage auf die Bürgernutzun⸗ 
Ben gemacht/ fo. weit deren bei Regulirung der Bürger, 
einfayfsgefder (unter |. 188) erbobener Anfchlag den Betrag 
für zwei Klaftern Gabholz und, einen Morgen 
Adler oder Wieſe überſteigt. Die Auflage finder ſtatt, fo- 
wohl wenn die Allmendnutzung nach Köpfen oder Klaſſen 
ver cheilt iſt, als auch, wenn fie gemeinderechtlich auf Haͤu⸗ 
ei oder beſtimmten Gütern ruht; fie darf aber die Hälfte 
des reinen Werths der belafteten Allmendnutzung nicht über- 
Heigen. "Die, den Bürgern zuſtehende Weide, dad Sammeln 
von Land, Stren und Leſeholz wird bei der m * 
die Bürgernutzungen nicht berückſichtiget. | 
"Wergt. WB 35; N. LI, 5 9 8 

—— Buͤrger, welche den dreifachen ———— 

der Allmendnutzung zum Einkaufsgeld entrichtet haben 
00 6*191), bleiben während drei Jahren von allen Umlagen 
auf den Allmendnutzen frei. R. B. 33, N. XVI, 9 


Bauholz, welches dem Bürger aus Gemeindewalbungen une 
entgeldlich oder um herabgefegte Taxe abgegeben wird, foll 
bei Berechnung. der VBürgernugungen nicht in Anſchlag 
gebracht werden. M. d. 3. d. d. 13. Sehr. 1835, N. 1236 
in An B. S. N. 31. 

659 [3]; Wenn in einer Gemeinde die nach $ 64 zu 
— Umlage 4 fr. vom 100 fl. Steuerkapital überſteigt, 
ſo kann durch Gemeindebeſchluß die auf die Bürger 
nutzungen zu machende Auflage bis auf drei Viertheile 
des reinen Genußwerthes erhöhet werden und unter den- 
felben Vorausfegungen auf den font von: der Auflage ganz 
frei zu laſſenden Theil der Bürgernutzungen eine folche Auf- 
lage bis auf ein BICHDEN * N * 
Anden, "Ti. m 
EL RTERE A  EIEAE 40 au: 9 

$ 60 [4]. Demjenigen Ausmärker und ſtaatsbürgerlichen 
Einwohner; welcher an’ einer Laſt, für’ die eine Schuld 
Tonträhirt wurde, ſein Betreffniß bereits bezahlt hat, wird 
der erweislich bezahlte Betrag ' als!“ ein Guthaben an die 
Gemeinde gutgeſchrieben/ in der Art daß er von der nach 
E64 anf ihn fallenden Umlage fo lange frei bleibt, bis 
dadurch jener bezahlte Betrag ausgeglichen iſt. 


Be ist er zu der Zeit, da die Umlage gemacht wird, 
ein kleineres Steuerkapital, als er zu der Zeit, da die 
Schuld kontrahirt würde, hatte, fo wird der gut au ſchrei⸗ 
bende Betrag in demſelben Verhältniß gemindert. | 


So weit Prozeßkoſten, zu deren Bezahlung die Gemeinde 
‚Verueheilt its nicht- aus den Gemeindeeinkünften getilgt 
werden können, alfo Umlagen dafür erforderlich, find, - wird 
demjenigen, gegen den der Prozeß geführt wurde, das auf 
fein Steuerfapital fallende Betreffniß an den. umzulegenden 
Prozeßkoſten als ein Guthaben. an die Gemeinde um Behufe 
der — mit der * ihn ——— zum gut⸗ 
geſchrieben. Ya 
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$.61 [5]. Wenn aus den Gemeindeeinkünften einſchließ⸗ 
lich der in 5 58 erwähnten Auflage auf die Bürgernusungen, 
nach Abzug der Einnahmslaſten, nicht menigftend Gin 
Dristheik aller, nach gleichmäßigem Abzug jener Ein- 
nahmslaſten, noch übrigen Gemeindeausgaben befiritten wer- 
den Tann, fo foll der biernach noch wicht gedeckte Theil 
dieſes Drittheild zum Vor aus von den Gemeindebürgern 
und denjenigen, welche ihnen nach. S 63 gleichgeftellt find, 
aufgebracht werden. | 

As Einnahmslaften find alle mit der Erhaltung und 
Verwaltung des Gemeindevermögens, einfchließlich der AIL- 
menden und mit der Erhebung der Gemeindeeinkünfte ver- 
bundene Koften, wenn fie auch die Einnahme überfteigen 
folten, einſchließlich der Gefällverlufte und der Staats. 
feuern vom Gemeindevermögen zu behandeln; jedoch wird 
der Aufwand für die Gehalte der Gemeindebedienfteten, 
welche, mie namentlich Bürgermeifter, Gemeinderäthe, 
Marbsfchreiber und Gemeindeverrechner, nur theilmweife mit 
der Erhebung und DBerwaltung des Gemeindevermögeng, 
theilmeife aber mit andern Gemeindeangelegenheiten befchäf- 
tiget find, nicht als Einnahmslaſt angefehen. 

WVergl. R. B. 35, N. LII, $ 11 und 12. 

62 [6]. Auf den Grund der Rechnung der letzten drei 
Fahre wird ausgemittelt, wie viel nach Verwendung der 
reinen Einkünfte, einfchlieglich der im 5 58 erwähnten Auf- 
lage, zu Beſtreitung eines Drittheils der Gemeindeausgaben 
noch aufgebracht werden muß und biernach mit Staatöge- 
nehmigung jeweils auf ſechs Fahre beſtimmt, wie viel zu 
Deckung diefes Drittheild alljährlich auf 100 fl. Steuer⸗ 
fapital der Bürger sum Voraus umzulegen fey. 

Wegen Abweichung der Nechnungsrefultate von dem 
Boranfchlage finder eine nachträgliche Abrechnung und Aus- 
gkeichung über diefe Boransbeiträge nicht ftatt. Wenn jedoch 
im Laufe der ſechs Jahre, für welche fie feſtgeſetzt worden 
find, außerordentliche Veränderungen in den Gemeinde 
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einfünften oder Ausgaben, oder Hinfichtfich des Verhält⸗ 
niffes der Steuerfapitalien der Gemeindebürger zu den 
übrigen Steuerfapitalten eintreten, fo fieht den Berheiligten 
zu, auch vor Ablauf jener fechs Jahre eine neue. Beſtim⸗ 
mung der Vorausbeiträge der Gemeindebürger zu verlangen, 

Am Ende des dritten Jahrs nach der erften Regulirung 

der Borausbeiträge kann jedoch auf Antrag eines Bethei— 
listen ausnahmsweiſe eine Abänderung und Ansgleichung 
über diefe Vorausbeiträge, fo wie eine neue Sehimmang 
fiber diefelben ftattfinden, 

Wegen Aufftelung des Voranſchlags und bes Einzuges ber 

- darauf ſich gründenden Beiträge vergl. $ 132. 

863 [7 Den Gemeindebürgern werden in der Be- 

ſteuerung für die ————— ——— 

a. die Inſaſſen; er 
Zu dieſen werden die Sfraelitem eingereihet. &. m. 
d. d. 2. Yan. 1835, N. 18 in 1. B S. N. 16. 

b. diejenigen ftaatsbürgerlichen Einwohner, melche ein 
bürgerliches Gewerbe oder eine eingerichtete 
Landwirthſchaft in der Gemeinde betreiben, oder ein 
zu Bemirtbfchaftung ihrer in der Gemarkung Tiegenden 
Güter erforderliches Geſpann befiten, oder ein bürger- 

liches Gewerbe oder eine Landwirthſchaft durch einen 

Pachter oder Verwalter betreiben laſſen, rücfichtfich 
des Steuerfapitals des Gewerbes oder der Landmwirth- 

ſchaft und der Gegenflände, worauf eines oder das 
andere betrieben wird. | 

e. Diejenigen, welche das nah $6 — 8 und 55 des 
Bürgerannahmsgeſetzes (unten F 163 — 165) ihnen 
zuſtehende Bürgerrecht noch nicht angetreten haben. 

d. Die Beſitzer von Erb- und Schupflehen, ohne 
Unterfchied, ob die letztern auf einen Leib oder 
mehrere Leiber verliehen fenen, und zwar diefe mit 
dem Betrage des Steuerfapitald vom Lehen nach Ab⸗ 
rechnung des Steuerfapitald vom Raum, 


N) 


85864 [I Was durch die Gemeindeeintünfte, oder wo 
dieſe den dritten Theil: der Ausgaben nicht erreichen, durch 
die, Boransbeiträge der Gemeindebürger und der ihnen gleich“ 
geftellten ftantsbürgerlichen Einwohner nicht gedeckt if, wird 
nach dem Semeindelatafter auf das gefammte Gewerbs, 
Hänfer- und Gefällſteuerkapital umgelegt. 


Die zur a dleſes Kataftere ſ. R.B.35, 


Zu Verlangen find hierzu Abfchriften der Staatsfteuerkatafter 
ſo wie der Staatsſteuerzettel durch die Steuerpetaͤquatoren 
abzugeben. R. B. 3, N. J. 


Zuſchüfſe Der Staatstaffe (Amtstaffe) zu Beftreitung 
- von. Gemeindebebürfniffen finden nur bei Gemeinden ſtatt, 
welche das Erforberniß nicht aufzubringen vermoͤgen. Zu 
Begruͤndung des Antrags. darauf iſt zu erheben: 
2 5.1): wie, viel Allmend-⸗ und Gemeindegut: und welche 
em, 2: mie Fonds die Gemeinde befige, 
nn, 2) wie viele Schufden fie habe, _ _ 

3) wie viel in den Iegtvergangenen drei Fahren bie 
Einnahmen und Ausgaben der Gemeinde alljährlich 
betragen haben, unter Anfhluß fummarifcher Rech⸗ 

f nungsauszüge, 
: 4) welde Auflage auf den Bürgernugen gemacht ift, 

5) Wie viel Kreuger auf das 100 fl. Steuerkapital in 
jenen drei Jahren alljährlicy nach dem direkten Steuer« 
fuß umgelegt wurden, 

TER? (Welche außerordentliche Beſteuerung ($ 77) in der 
1:2... Mbemeinde eingeführt, ober einzuführen möglich fey,) 
3:4 6) Weſlſches die Seelenzahl der Gemeinde: fey. 

7) Wie viel die ſaͤmmtlichen Steuerkapitalien der Ger 
meindegenoffen und mie viel die: übrigen Steuer: 
fapitalien der Gemarkung. betragen. | 

18) Welche, Erwerbögelegenheiten die Gemeinde habe. 
M, d. 3. d. d. 17. Mai 1833, R. 5660 in A. B. S. N. 54. 
| 4: 
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$.65 [91: Neue Ermwerbungen, welche zunächſt die 
Vermehrung der Gemeindeeinkünfte zum Zweck 
haben ‚ können nur aus Meberfchüffen , die fich nach Beftrei- 
tung aller Gemeindenusgaben an den Einkünften der Ge 
meinde und den Auflagen auf den Allmendgenuß ergeben, 
bezahlt werden, Umlagen dafür oder zu Tilgung und Ber- 
zinfung eines zur Zahlung einer folchen Erwerbung aufge- 
nommenen Anlehens, findet nur flatt, wenn 

a. der Ertrag der neuen Erwerbung zu Beftreitung noth- 

wendiger Gemeindeausgaben beſtimmt ift und 

b. drei Viertheile der Beltragspflichtigen, welche 

zugleich drei Viertheile des Steuerkapitals haben, ſich 
dafür erklären. 

In Gemeinden, in welchen die Gemeindebürger wegen 
Unzulänglichkeit der Gemeindeeinkünfte zu Deckung eines 
Drittheils der Ausgaben nach Maßgabe des 5 61 einen Vor⸗ 
ausbeitrag zu leiften haben , fällt die Amlage für: die neue 
Ermwerbung allein auf. die Gemeindebirger. Wenn in andern 
Fällen die Umlage auf das Gefammeftenerfapital gemacht 
werden foll, fo wird 

ce. noch: die Zuftimmung des Ausfchuffes der ſtaatsbürger⸗ 

lichen Einwohner und der Ausmärker (5-78) erfordert, 

Hat die neue Erwerbung nicht die Vermehrung der Gemeindee 

einkünfte zum Zweck, fo ift nah $ 114 zu verfahren. M. 
dv. 3. d. d. 15. März 1836, N. 2813 in A. B. S. N. 20. 

Vergl. auch $ 121. 

- 8 66 [10]. Heimbezahlte Kapitalien und andere Be- 
ſtandtheile des Grundſtocks, eben fo aufgenommene 
Kapiralien, Fönnen in der Regel nur zu Abtragung von 
Schulden und zu folchen Ausgaben verwendet werden, durch 
welche der Grundftod vermehrt mird. 

Murde in dringenden Fällen durch Gemeindebefchluß 
mit Staatsgenehmigung (der Kreisregierung R. B. 3, 
MR. XXX, $ 3, Hit. h) eine Verwendung von Grundſtock⸗ 
vermögen zu Tanfenden Ausgaben verwilligt, fo finden bei 
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Ergänzung bes Grundſtocks durch Umlagen die.im 665 
erwähnten Befchränfungen feine Anwendung. Zn fo fern 
durch eine Verwendung von Grunditodvermögen zu laufen. 
den Ausgaben die. nach $ 62 [6] beftimmten VBoransbeiträge 
der Bemeindebürger gemindert: oder aufgehoben wurden, 
gefchieht die Ergänzung deſſelben durch Umlagen auf die 
BSemeindebürger und diejenigen, die ihnen gleichgeftellt find, 
Bergt. $ 419, - 


$ 67 m). Das Berrieböfapital der —— — 
und das Steuerkapital der Fabrikgebäude, ſo weit letztere 
zur Fabrikation benutzt werden, kommt in der Regel nicht 
in den Gemeindekataſter; die Fabrikbeſitzer haben davon einen, 
nach Verhältniß des Nutzens, den der Fabrikant von der 
Gemeinde und diefe von ibm bat, zu bemeflenden jährlichen 
Averfalbeitrag zu den Gemeindebedürfniffen zu entrichten, ' 
oder es ift ftatt deffen ein geringerer, nach denfelben Ver⸗ 
bäftniffen zu bemefiender Theil des Betriebskapitals und des 
Steuerkapitals der Fabrikgebäude in den Katafter aufzır- 
nehmen, 

Kommen der Gemeinderarh und Ausſchuß mit dem Fadrif- 
beſitzer hierüber nicht überein, fo beftimmt die Staatsbehörde 
(dad Amt) den von dem lebtern zu bezsahlenden Averfal- 
beitrag oder einen ſtatt deffen in den Katafter aufzunehmen- 
den Theil der erwähnten Steuerfapitalien. Hinfichtlich aller 
übrigen Stewerfapitalien, namentlich in Beziehung auf 
Wohngebäude und Detailhandel, werden die Fabrifanten 
den Gemeindebürgern gleichgebalten. 


$ 68 [12, 13, 14, 15]. Die Bfründen der Ortögeift- 
lichen und Schullehrer werden in der Gemeinde, in 
der fie angeſtellt find, nur in fofern beigezogen, als das. 
Bfründeinfommen die Congrua nicht überiteigt, Letztere 
wird aber in Beziehung auf die Gemeindeumlagen für die 
Pfarrer auf. 1000.f. und für die Lehrer an Vollsſchulen 
auf 400 Al. feſtgeſetzt. 
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Fuͤr jeden Vikar, melden ber Pfarrer zu halten verpflichtet 
ift, wird an dem Dienfteinfommen 300 fl. und für einen 
Schulgehirtfen 150 fl. abgerechnet. Unftändige Vikare, welche 
wegen Alters, Kraͤnklichkeit ıc. gehalten werden, kommen 
nicht in Betracht. M. d. J. d. d.3. De. 1832, N. 15,343 
in 4. B. S. N. 104 und d. d. 2. Juni 1834, N. 5510 
in A. B. S. N. 55. 

Erſtreckt ſich die Pfarrei über mehrere Gemeinden, ſo iſt 
das Steuerkapital, in fo weit es nach vorſtehender Beſtim⸗ 
mung beigezogen wird, auf die einzelnen Gemeinden Der 
Bfarrei, nach Verhältniß der in denfelben kataſtrirten Steuer- 
fapitalien der Pfründe zu ;repartiren, und der Pfarrer. hier. 
nach in jeder Gemeinde mit einem verhältnigmäßigen Antheil 
jenes Kapitals beizuziehen. 

Bei Berechnung der fteuerfrei zu belaffenden Summe 
werden diejenigen Beſitzungen der Pfründe, welche in andern 
nicht zur Pfarrei und Schule gehörigen Orten in den Ka 
tafter aufgenommen find, nicht in Anfchlag gebracht. 

Pfarrer und Schullehrer können in ihren Anftelungs- 
orten mit dem Gemeinderathe und Ausſchuß über ein von 
ihrer Pfründe ftatt der jährlichen Umlage zu bezahlendes 
Averfum auf die Dauer ihrer Anftelung oder auf kürzere 
Zeit übereinfommen, 


$ 69 [16]. Der Großherzogliche Fiskus, die: Sf. 
tungen und andere öffentliche Anftalten werden ald Aus 
märfer behandelt. 

Wenn fie an einem Orte ein bürgerliched Gewerbe oder 
eine eingerichtete Landwirthfchaft durch einen Pachter oder 
Verwalter betreiben laſſen, fo werden fie den flaatsbürger- 
lichen Einwohnern ($ 61) gleichgehalten, 


$ 70 [17]. Ganz ausgefhloffen von dem Katafler 
find: — 
1) die Steuerkapitalien der Gemeinde ſelbſt und derjenigen 
Anſtalten, welche auf ihre Koſten unterhalten werden, 
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Die landesfürſtlichen Reſidenz⸗ und Luſtſchlöſſer und 
Gärten, fo wie die Schlöſſer und Gärten der Groß— 
berzoglichen Bringen. 

3) Die Refidenzfchlöffer und die dazu gehörigen Gärten 
der Standesherren. 

4) Kirchen, öffentliche Bethäuſer, Sunagogen, Friedhöfe. 

5) Lehr⸗ und Bibliotbefgebäude und andere: für Kebr. 

anſtalten fo wie für Willenfchafts- und Kunſtzwecke 
beftimmte öffentliche Gebäude und Gärten. 

5) Hofpitäler, Entbindungs-, Waifen- und Armenhänfer, 

T) Kafernen, Zeughäuſer, Lazarethe und andere, zum 
Mititärdienit gehörige Gebäude und Plätze. 

8) Die dem Staat gehörigen Kanzleien, Amthänfer und 

andere zum Staatsdienfte, nicht aber zur Verwaltung 
der Staatsdomänen. benugte Baulichkeiten. 
. Unter den Amthaͤuſern iſt die darin 05 Mohnung der 

- Beamten mirbegriffen. Mod J. d. d. 28. Juli 1834, 

N.7606 in A. B. S. N. 68, 

9) Gefängniffe, Zucht-, Arbeits,, Irren und Siechen- 

bäufer. 


$ 71 [18, 19). Durch Gemeindebefchlug mit Staats. 
genchmigung, 5.151 (diefe ertheilt das Minifterium des 
Innern, R. B. 3, N. XXXU, $ 4, lit. d) kann nach 
Vernehmung des Ausfchuffes der ftantsbürgerlichen. Ein- 
wohner.($ 78) eine Berbrauchsiteuer eingeführt werden, 
Es wird dazu erfordert: 
4) Berwendung zu beſtimmtem Zwed ; 
2) Nachmweilung über die Nothwendigkeit des Zweckes; 
: 3) Nachmeifung über die Unzulänglichkeit des ordent⸗ 
lichen Einfommens ; 
4) die Auswahl folcher. Gegenttände, deren Beſteuerung, 
ſo viel möglich, nur die Einwohner und auch nicht 
die ftaatsbürgerlichen Einwohner mehr als die Bürger 
teifft; 
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5) die Beſchränkung auf eine gewiſſe Zeit, nach deren 
Ablauf die Bewilligung erlifcht, wenn fie nicht er. 
neuert wird, 

Befreit von der Verbrauchfteuer find die Fabriken bin- 
fichtlich der zu ihrem Gewerböbetrieb eingeführten Gegen- 
fände. Gebraucht aber der Fabrifant letztere auch zu feiner 
Conſumtion, fo hat er dafür einen Averfalbeitrag in die 
Gemeindsfaffe zu bezahlen. Kommt er hierüber mit dem 
Gemeinderath und Ausſchuß nicht überein, fo wird der 
Beitrag durch die Staatsbehörde (das Amt) feſtgeſetzt. 


$ 72 [20, 21,22, 23). Die Hand. und Fuhrdienfte, 
deren die Gemeinde bedarf, werden an den Wenigfinchmen- 
den verfteinere und der Aufwand dafiir wird gleich andern 
Gemeindeausgaben aus der Gemeindefaffe beftritten. Die 
Gemeinde kann auch befchliegen, daß die Hand- und Fuhr⸗ 
dienfte unentgefldlich oder gegen eine aus der Gemeindsfaffe 
zu besablende Vergütung in Natur geleiftet werden. In 
diefem Fall find hierzu die Gemeindebürger, die Inſaſſen 
und die im Ort Gewerb oder Landmwirtbfchaft treibenden 
andern Einwohner verpflichtet, und zwar jene, welche zum 
Betrieb des Gewerbs oder der Landwirthſchaft Zug- 
vieh befigen, zu deu Fuhrdieniten, und die hin zu den 
Handdienften. 

Frei von Naturaldienften find die unter $ 203 — 


Die Anordnung einer unentgeldlichen Leiſtung von Ge- 
meindedienften, die Nothfrohnden ausgenommen, findet nur 
ftatt, wenn ſowohl die Mehrheit derjenigen, welche vermöge 
des Beſitzes von Zugvieh zu Fuhrdienſten in Anfpruch ge- 
nommen werden, als auch die Mehrheit der übrigen, die 
zu Handdieniten berufen werden, dazu beiftimmen, 


Wurde die Leitung von Gemeindedienften gegen eine 
Vergütung befchloffen, fo wird der Betrag der letztern vom 
Gemeinderatb und Ausfchuß feſtgeſetzt, darf aber bei Fuhr⸗ 
dienften für den Tag umd das Pferd vierzig Kreuzer 
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und für den Handdienit täglich ſechzehn Kreuzer wu 
überfleigen. 

$ 73 [24]. Auch diejenigen ſtaatsbürgerlichen Einwohner; 
un weder ein bürgerliches Gewerbe noch Landwirthfchaft 
treiben, und die Ausmärfer, find berechtigt, gegen: die feſt⸗ 
gefeßte Vergütung nach Verhältniß ihrer, in dem Gemeinde 
fatafter aufgenommenen Steuerfapitalien Naturaldienfte zu 
leiſten, die Ausmärfer jedoch nur unter der Bedingung, 
daß fie vorher einen Ortseinwohner bezeichnen, welchem an 
ihrer Stelle die Aufforderung zu Leiſtung des Dienſtes ge⸗ 
ſchehen ſoll. 

$ 74 (26J. Werden die Hand. und Fuhrdienſte auf 
Rechnung der Gemeinde verſteigert, ſo ſind wenigſtens vier 
Tage vorher die Ausmärker, welche in angränzenden Orten 
wohnen, durch Umſage oder durch öffentliche Verkündigung 
in ihren Orten von dem Tag der Verſteigerung in Kenntniß 
zu ſetzen, und unter der in vorſtehendem $ erwäbnten BG 
dingung als Steigerer zuzulaſſen. 

Die Vorſchriften dieſes und des vorfichenden | finden 
nur Anwendung, wo Umlagen zu Befreitung der Gemeinde⸗ 
ausgaben erfordert werden. 

‚5 75 [26]. Zeder Gemeinde bleibt in der Regel die 
Unterhaltung der durch ihre Gemarkung ziebenden, nicht zu 
Staatsſtraßen erklärten Seiten- und Nebenftraßen 
allein überlaſſen. R. B. 10, N. XX. R. B. 32, N. VII. 
Die Konkurrenz zu Vicinalwegen iſt durch die Beſtimmun—⸗ 
gen der Gemeindeordnung nicht aufgehoben. DM. d. %.d.d. 
9, Juli 1833, N. 7927 in A. 8. N. 68. 

Da, wo die Staatsftrage durch die Ortfchaften — 
iſt von der Gemeinde ein Beitrag zu den Koſten der Unter⸗ 
haltung zu leiſten und zwar für gepflafterte oder mit Klopf⸗ 
feinen unterbaltene Straßen von der Ruthe 8 fr. , für Kies⸗ 
ſtraßen per Ruthe 5 fr; wo Steigen oder Brücken über 20 
Schuh Deffnung vorkommen, wird die Hälfte diefer vn 
beigefchlagen. R. B. 35, N. IX, 


gür ſolche Seitenſtraßen, deren befiere Herfiellung von 
einer ganzen Landesgegend gemlinfcht wird, die. aber nicht 
von der Wichtigkeit find ,. daß fie auf die Staatstaffe über- 
nommen werden können, dürfen befondere Weggelder 
sum Bortheil der unterbaltspflichtigen Gemeinden mit Staats⸗ 
genehmigung. (ded Minifteriums des a. eingeführs 
werden. R. B. 20, N. XV. 


Das Bahnen der Landfirafen und Berbindungs- 
wege bei tiefem Schnee ift Obliegenbeit der Gemeinden , 
durch deren Gemarkung die Straßen ziehen, gleich jeder 
andern Hülfeleiftung in Nothfällen. R. B. 32, N. VL. 


Wird ein Vicinal- oder Gemarkungsweg zum Behuf der 
gewöhnlichen oder außergewöhnrichen Benusung für größere 
Waldungen, von Salinen, Berg. und Hüttenwerfen oder 
irgend einer andern Gewerbsunternehmung in befonderem 
Maße gebraucht und verborben, ſo kann der Eigenthämer 
oder Unternehmer angehalten werden, außer feinem Antbeil 
an den Umlagen, zu Beffreitung der Gemeindeausgaben noch 
einen befondern Beitrag zu Unterhaltung des Weges in die 
Gemeindekaſſe zu bezahlen, welcher mir Rüdficht auf die 
Art und den Umfang feiner ſtärkern Benutzung des Weges 
and auf die der Gemeinde durch feine Unternehmung zuge— 
benden Vortheile gütlich mit dem Gemeinderath und Ausſchuß 
ausgemittelt, oder von der Staatöpehörke (dem Amt) regu- 
lirt wird. 


Wird die neue Anlage eines Wegs oder eine Haupt- 
verbefferung deſſelben wegen einer folchen Beſitzung oder 
Gewerböunternehmung nöthig, fo kann ein verhältnißmäßiger 
Beitrag zu den Koften von dem Eigenthümer oder Unter- 
nehmer verlangt werden. 


6 76 127). Durch Gemeindebefchluß. kann auf den Bei⸗ 


zug der Ausmärfer einzelner benachbarter Gemeinden, oder 
anf den Beisug ſämmtlicher Ausmärker und ſtaatsbürgerlichen 
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Einwohner hinſichtlich einzelner Ausgaben. oder einzelner 
Klaffen derfelben auf unbeflimmte Zeit verzichtet werden 
Sol auf den Beisug der Ausmärfer allein verzichtet werden, 
fo if die Zuftimmung des Ausfchuffes der Munttblrgerlichen 
Einwohner nothwendig. 


$ 77 [28). Durch Beſchluß von zwei Drittheilen 
der Gemeindeverfammlung mit Staatsgenehmigung Tann 
auch ſtatt des gefeslichen Umlagefußes ein anderer Maßſtab 
für die Beiträge zu Beftreitung des durch Umlage zu dedien- 
den Bedürfniffes auf unbeſtimmte Zeit feftgefekt werden. 

Fedoch dürfen hierdurch die Beiträge der Ausmärker und 
ſtaatsbürgerlichen Einwohner ohne Zuſtimmung ihre s Aus⸗ 
ſchuſſes nicht erhöhet werden. 

Die Genehmigung hiezu hat die Kreisregierung zu ertheilen. 
R. B. 33, N. XXXII, $ 3, lit. d. 

Fuͤr eine außergewoͤhnliche Gemeindebeſteuerung iſt auch zu 
halten, wenn durch Gemeindebeſchluß eine Schaafweide 
auf ſaͤmmtlichen Feldern der ganzen Gemeinde fuͤr Rechnung 
der Gemeindskaſſe eingefuͤhrt wird, daher iſt auch dazu die 
Genehmigung der Kreisregierung einzuholen und zwar, wenn 
dee Gemeindebeſchluß nicht auf laͤngere Zeit lautet, alljaͤhr— 
ih. Mob. J. ä. d. W. April 1834, N. 4142. A. B. S. 
1836, N. 17. 


Ss 78 [29]. Obiger Ausſchuß wird von ſämmtlichen 
ſtaatsbürgerlichen Einwohnern und Ausmärkern mit rela- 
tiver Stimmenmehrheit gewählt; die Zahl ſeiner Mitglieder 
wird nach dem Verhältniß des Steuerkapitals der Wahl. 
berechtigten zu jenem der Ortsbürger beſtimmt, jedoch nicht 
höher, ald bis zur Zahl der Mitglieder des Ausſchuſſes der 
Gemeinde uad mindeſtens auf ein Mitglied, 

Die Zahl ber Mitglieder des Ausfhuffes wird von dem Ger 
meinderath ermittelt. R. B. 35, R. LII, $ 1. 

Die Wahl findet ſtatt, wenn auch auf die vorausge⸗ 

gangene Einladung nicht alle Betheiligten oder Deren Ver⸗ 
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treter erfchienen find, oder nicht alle ihre Stimme abgegeben 

haben. | 

Die Verwalter des Domainenfisfus, der Standes- und Grund⸗ 
herren fo wie der Über mehrere Orte ſich erſtreckenden Stife 
tungen nehmen an ber Wahl Beinen Antheil, da fie neben 
bem Ausfhuß der ftaatsbürgerlihen Einwohner und Aus: 

maͤrker noch befonders einzuvernehmen find. M.d. I. d. d. 
11. März 1836, N. 3315. A. B. S. N. W. Vergl. 
auch $ 132. | 

Zu der Wahl werden nicht blos die Ausmärker und diejenigen 

ſtaatsbuͤrgerlichen Einwohner, welche ein Steuerkapital ber 
figen, fondern alle vorgeladen, die, ohne Bürger zu feyn, 
eine felbftftändige Hauptniederlaffung in der Gemeinde haben. 
Statt der Minderjährigen, welhe ein Steuerkapital in der 
Gemarkung haben, deren gefegliche Vertreter, 

Der Bürgermeifter leitet die. Wahl unter Beiziehung bes 
Rathsſchreibers. Sie gefhieht mittelft geheimer Stimm: 
gebung (f. oben $ 11) in einer Handlung, nad) relativer 
Stimmenmehrheit. Bei gleihen Stimmen entfcheidet bas 
Loos. 

Die Eingeladenen koͤnnen auch einen von ihnen unterſchrie— 
benen Stimmzettel einſchicken. Dieſe Stimmzettel werden 
erſt eröffnet, wenn ſaͤmmtliche Erſchienene abgeſtimmt haben. 
Wenn Niemand ſeine Stimme abgibt, ſo ruhen die 
Rechte des Ausſchuſſes auf Ein Jahr, nach deſſen Ablauf 
eine neue Wahl anzuordnen iſt. 

Die Abgeordneten zu dieſem Ausſchuß werden auf ſechs Jahre 
gewaͤhlt. 

Der Buͤrgermeiſter hat das Verzeichniß der Wahlberechtigten 
zu fertigen und ihnen die Wahlhandlung vier zehn Tage 
vorher anſagen zu laſſen. Die Urkunde daruͤber iſt zu den 
Akten zu nehmen. 

Die Wahl iſt guͤltig, wenn auch nur Eine oder weniger 
Stimmen abgegeben worden find. 

N. B. 35, N. LU, 5 1,2, 3. 
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In Städten können die ſtaatsbürgerlichen Einwohner 
nach Verhältniß ihrer Steuerfapitalien zu jenen der Aus. 
märfer befondere Ausſchußmitglieder ans ihrer Mitte wählen, 
Die Zahl derfelben und derienigen, welche alddann nach 
dem nämlichen Verhältniffe von den Ausmärkern allein zu 
wählen find, darf jedoch im Ganzen die 0008 detenn⸗ 
Zahl nicht überſchreiten. 


Die Wahl der ſtaatsbuͤrgerlichen Einwohner wird zuerſt vor⸗ 
genommen. R. B. 35, N. LI, 5 1-3. 


$ 79 [30]. Unter Soeialausg aben werden diejenigen 
Ausgaben beariften, welche weder durch Zwecke der Gemar- 
Iungsgenoffenfchaft , in ihrer Geſammtheit betrachtet, _ noch 
durch Zwecke des Gemeindebürgervereins veranlaft, fondern 
zu Abwendung befonderer Nachtheile oder zu Erreichung 
befonderer Bortheile einzelner Einwohner oder Beſitzer oder 
einzelner Klaffen von Einwohnern und Befipern aufgewendet 
werden. 


Ausgaben für Zwecke, welche unmittelbar der ganzen Bürger: 
ſchaft oder der Gemarkungsgenoffenfhaft zum Vortheil ges 
reihen, koͤnnen in einem Fall als Sociallaften behandelt 
werden; eben fo werden diejenigen Ausgaben nicht hierher 
gerechnet, welche, obgleich fie der Buͤrgerſchaft oder ber 
Gemarkungsgenoſſenſchaft nicht unmittelbar zu gut kommen, 
dennoh nad den in ber Gemarkung beftehenden Kulture 
arten und andern örtlihen Verhältniffen für die Gefammte 
heit von folher Exheblichkeit find, daß fie wenigftens mite 
telbar als buch Zwecke der Gefammtheit gefordert fich 
darſtellen und nicht blos den Vortheil Einzelner bezweden. 
R.B. 35, N. LII, 65. 

Daher ſind auch die Koſten fuͤr Anſchaffung und Unterhaltung 
der Feuerloͤſchgeraͤthe, zumal der Spritzen, Gemeindeaus« 
gaben. M. d. 3. d. d. 18. Auguft 1834, N. 8304 in 
48. S. N. 75. 

Die Soriallaften werden nach einem, den. befondern 


Verhältniſſen des — Falles entfprechenden Umlagefuß 
ababen. eo 
‚gr: jeder Gemeinde if nad} Bernchmiung. aller Bethei⸗ 
un nämlich der Gemeindebürger, der faatsbürgerfichen 
Einwohner: und der Ausmärker, nach der Verfchiedenheit 
der Dertlichfeit und Kulturarten, unter Staatögenehmigung 
zu beftimmen, welche Arten von Ausgaben als Sorialaus- 
gaben betrachtet werden follen. 
Der hierüber gefaßte Beſchluß ift dem Amt zur Genehmigung 
vorzulegen. Die einmal gegebene Beftimmung gilt nicht 
"nme für einzelne Fahre, fondern auf unbeflimmte Zeit, fo 
—Mlange nicht etwa durch ‚einen Gemeindebeſchluß ober durch 
+ Antehge des Ausfchuffes der ſtaatsbuͤrgerlichen Einwohner 
"1. Und Ausmaͤrker eine neue Beſtimmung veranlaßt wird. 
RD, 35, N. LII, 66. 
Bei Rekurſen Über die Beitragspflicht zu Sociallaſten bilder - 
die Reristegiernug die letzte Inſtanz. R.B. 33, N. XXX, 
Bf. 
580 [31]. Die Soeiallaften Finnen auch aus der Ge- 
meindekaſſe beffritten und durch die dafür zu machenden Um⸗ 
fagen an diefelben wieder erfeist werden. 


Durch Gemeinderath und Ausfhug Fünnen Sociallaſten 
ohne Vorbehalt des Rüderfages ganz oder theilweife auf 
die Gemeindefaffe übernommen werden, 

Wenn jedoch durch die Gemeindeeinfünfte, einfchließlich 
der Auflage auf den Bürgernutzen, nicht wenigſtens zwei 
Drittel aller Gemeindeausgaben gedeckt ſind, ſo iſt zu einer 
ſolchen Uebernahme von Sociallaſten die Zuſtimmung des 
Ausſchuſſes der ſtaatsbürgerlichen Einwohner und der Aus- 
märfer erforderlich, 

Sie find dann in ben Voranſchlag ($ 132) aufzunehmen. R. 

8.35, N. LI, $ 7. 


5 81 [3%9. Die befondern Geſetze und Verordnungen 
Über die Tilgung und Versinfung von Kriegsſchulden 
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und der hierzu erforderlichen Umlagen, fo wie über Kirchen. 
und Schulhausbaulichteiten bleiben in Kraft. 


Zweiter Abſchnitt. 


Yon den Anleihen der Gemeinden. 


$ 82, Der Gemeinderath beſchließt die Kapitalaufnah⸗ 
men, ‚welche zu Abtragung Fünftiger . Kapitalien gemacht 
werden, 
Zu andern nöthigen. Anleihen. it die Einwilligung der 
Gemeinde erforderlich. | 
Cie können nur nöthig werden, wenn die ordentlichen 
Einkünfte der Gemeinde -erfchöpft und zu einer unvermeid- 
lichen, oder höchſt nützlichen Ausgabe feine anderen zweck⸗ 
mäßigeren außerordentlichen Einnahmen aufanfinden ſind. 
Hierbei iſt zu unterſcheiden: 
1) Kapitalaufnahme und zwar 
a. zu Abbezahlung eines aufgekuͤnbigten PINS ber 
forgt fie det Gemeinderath unter Zuffimmung bes 
Bürgerausfchuffes ($ 135, N. 145 
b. zu allen andern Kapitalaufnahmen ift erforberfich 
ein. Gemeindebefhluß (oben $H82) und bie Staats- 
genehmigung ($ 451 I, NR. 3) unb zwar ber 
Kreisregierung (R. B. 33, N. XXXII, 63, hit.g.) 
2) Bu VBerpfändung von Gemeindetiegenfhaf: 
ten ($ 120) und zwar 
a. für ein neues SKapitalanlehen if jedenfalls die 
Zuftimmung des Bürgerausfchuffes erforderlich 
($ 135, N. 6), Überdieß in Orten unter 3000 
Seelen die Staatsgenehmigung ($ 151 I, N. 1) 
und- zwar des Amtes. R.B.33, N. XXXI, $1) 
b. werden für eine alte Schuld andere Liegenſchaften 
+ oder diefelben Liegenfhaften einem andern Gläus 
biger verpfändet, fo treten diefelben Erforberniffe ein. 
c. Unterpfandserneuerung für eine bereits rechts⸗ 


>, gültig zu Stande gebrachte Schuld auf. die alten 
Unterpfänder können Gemeinderarh und Ausfhuß 
für ſich allein bewirken, body ift es raͤthlich, wenn 
das Vorhandenſeyn der frühern Legitimation zur 
Kapitalaufnahme und Verpfändung neuerlich beur ⸗ 
kundet wird. M. d. 3. d. d. 17. Sept. 1833, 
N.10,479 und I. M. d. d. 4. Dt. 1833, 
N. 5441 in A. B. S. N. 8. 


Dritter Abſchnitt. 
Von den Ueberſchüſſen der Gemeindekaſſe. 


8 83. Die nach geſetzlicher Beſtreitung der Gemeinde⸗ 
bedürfniſſe vorhandenen Ue ber ſchüſſe find zur Schulden- 
tilgung zu verwenden, und, wenn keine Schulden vorhanden 
ſind, zu Kapital anzulegen. Die Größe der Kapitalanlage 
richtet ſich nach dem Werth der Gemeindegebäude, welche 
durch ein Unglück zerſtört werden können, oder wenigſtens 
nach dem, das den höchſten Werth hat, und nach den wahr- 
fcheinlichen Koften, welche Naturereigniffe, denen dad Ge⸗ 
meindegut ausgefegt iſt, außergewöhnlich veranlaſſen können, 


Vergl. $ 65 und 66. Zu dem Beſchluß des Gemeinderaths 
wird die Zuftimmung des Bürgerausfhuffes erfordert ($ 135, 
N. 5) und in Orten unter 3000 Seelen bie Genehmigung 
des Amtes ($ 151 I, N. A). 


Eine andere Verwendung, bevor noch fammtliche obige Vor: 
ausfegungen erfüllt find, mag nur in ganz feltenen Fällen 
befonderer Noth ausnahmsweiſe ftatt finden. M. d. 
5. d. d. 15. Aprit 1836, N. 3584 in A. B. ©. N. 41. 


584 Eine andere Verwendung der Ueberſchüſſe, als 
sur Schuldenbesahlung und zu Kapitalanlagen umd über die 
Verwendung derer, die nicht mehr zu Kapital angelegt 
werden follen, kann nur von der Gemeindeverfamm- 
kung befchloffen werden, 


Werden folche Ueberſchüſſe unter die Gemeindebürger 
vertbeilt, fo gefchieht die Vertheilung nach Köpfen, 

Die Wittwen der Gemeindebürger erhalten den vollen 
Antheil, der ihrem verfiorbenen Ehemann, wenn er noch 
am Leben wäre, zufiele. 

Vergl. $ 110. 

Wenn eine Gemeinde eine Freigebigkeitshandlung anders als 
mittelft Verwendung einmaliger (d. h. einjährige) Ueber 
fhüffe vornehmen will, fo wird die Genehmigung der Kreise 
segierung erfordert. R. B. 33, N. XXXL, $ 3, lit. £. 

Bewilligung von Penfionen an Perfonen, die folde nicht 
von. Rechtswegen anfprechen koͤnnen, gehören zu ſolchen 
Freigebigkeitsakten. M. d. 3. v. 11. Fan. 1833, N. 248. 


Vierter Abſchnitt. 
Don dem Allınchdgenufs, 


885 Die Art der Benutzung der ungetheilten Allmend⸗ 
‚güter, die Größe der Genußtheile, und die Art der perio- 
difchen Bertheilung der Tegtern bei getheilten Allmendgütern, 
fo. wie die Größe der Bürgerholsgaben, richtet fich nach 
dem unbeftrittenen Zuftande vom 1. Januar 1831. 

Er kann durch einen Befchluß von zwei Drittel der 
Stimmen aller Berechtigten auf eine andere Weife feſtgeſetzt 
werden, und zwar nur in fo fern nicht die Genußtheile 
unwiderruflich auf dem Beſitz beflimmter Güter oder Häufer 
haften. Der Gemeindebefchluß bedarf der Staatsgenehmi⸗ 
gung durch das Amt, $ 151, 1.9. 1. 

Ueber Streitigkeiten, welche hierbei entftehen, entfcheidet 
das Amt in erfter, und wenn es fih um einjährigen 
Genuß handelt, die Kreisregierung in legter Inftanz, wenn 
es fih aber im Bertheilung von Allmenden oder um den 
Maßſtab von alljaͤhrlichem getheilten Genuß handelt, fo geht 
ber Rekurs an das Minifterium des Innern. R. B. 33, 
N. XXXII, 58, bit. a. Eine Erläuterung über dieſen 

5 


66 


Gegenſtand enthaͤlt der Erlaß des M. d Jo di. d. 8. * 
1837, M. 11,319. A. B. M. 4638, Beill N. 2. 

Zu einem guͤltigen Gemeindebeſchluß wird hier: erforbert, va 
nicht blos zwei Deittel der. Erſchienenen, ſondern zmei Drittel 
fämmtliher Berechtigten eingewilligt Haben. : Dazu 
gehören nah $ 102, 108, 113 und: 20% Auch bie 
Wittwen, nah $.103 und. 109 der. Drtspfarrer,, mo er 
Almendgenuß hat, auch der Minderjährige, wo er ein 

Genußtheil im Befig hat, wenn gleich alle dieſe Beine 
Stimme. abzugeben haben. M. d. J. d.d. 14. Mai 1833, 
N. 5595 in A. B S. N. 54: Ferner jene Bürger, welche 

noch keinen Bürgergenuß'haben,, ſondern erſt fpäter in ers 
ledigte Theile einruden werden. (Vergl. 9 87 und 89 
mit $ 157) St. M. d. d. 2. Yan. 1833, N. 25 in 4. 
B. S. N. 12. Betrifft -die Abänderung ber feitherigen 
Benugungsweife ungetheilt bleibende Allmenden, fo ift nad 
$ 97 nur ber Beſchluß der abfoluten Mehrheit der Bürger 
erforderlih. M. d. 3. d. d. 4. Nov: 1833; N. 11,891. 

Durch Beſchluß St. M. d. d.-2. Januar 1833, N. > 
wurden folgende Erläuterungen gegeben: 

en Merden unter einem landrtechtlichen Titel per⸗ 
ſfoͤnliche oder dingliche Anſpruͤche an ein Allmend⸗ oder 
Gemeindegut gemacht, in der Art, daß. ber Anſpre⸗ 
chende einen Pacht (L. R. S. 1708) behauptet, elite 
perſoͤnliche Nutznießung, (S. 5378. und: 4831... e.) 
‚oder ein erbliches Nutzeigenthum, (S. 577 aiesund 
&..1831 b. e.) eine Erbdienſtbarkeit (S. 710 b) 
oder eine Grunddienſtbarkeit (S. 637 ‚vergl, mit 
G. ©. $ 85, 89, 92 und 99) darauf anſpricht, fo 
ift dee Streit vor dem Givilrihter zu verhan⸗ 
‚dein und zu entfcheiden. 


V In allen andern Fällen, wo es fih um die gegen: 
feitigen Genußrechte der Bürger Kraft Gemeinde 
rechts handelt, entfcheiden barüber nach 151 
tediglich die VWerwaltungsftellen, wenn glei 
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derartige Beſtimmungen früher durch Gemeindebe: 
ſchluͤſſe oder buch rihterlihe Erfenntniffe 
oder felbft unter der Form landrechtlicher Ziel, 5.8. 
von Berträgen oder: Vergleichen gegeben wurden. 

3) In ſolchen Fällen geſchieht, nach Befeitigung der 
etwaigen Privatrechte , die Xheilung des Gemeinde: 
guts immer, jene bes Allmends fo oft, als 
die Gemeinde nichts Anderes beſchließt, nad 
Köpfen. 

4) Wo die Almenden fhon früher zu ungleichen Theilen 
vertheilt, oder Bürgerholggaben von ungleicher Größe 
abgereicht : wurben, behält e6 vor der Hand beim 
Befisftand vom 1. Ian. 1831 fein Werbleiben, 
ohne Rüdfiht, ob diefer Befigftand den damaligen 
wirklihen Berechtigungen angeneffen war, oder 
nicht, 

5) Iſt aber beftritten, was am 1. Januar 1831 ber 
Befigftand ‚wor, fo ift dieß von den. Verwaltungs: 
behörden auszumitteln und feflzufegen. 

6) Wenn ungleiche Genußtheile nach verfchiedbenen Kla fe 
fen des Güterbefiges beftehen, fo bleibt diefe Art 
ber Genußtheilung, bis eine andere befchloffen wird. 
Es rhden daher, in dem Fall, ba ein folher Genuß 
offen wird, die Bürger nicht nach ihrem Alter: 
rang ein, fondern nad ber. Klaffe..ihres Güter: 
befiges, nach welcher ber frei werdende Genuftheil 
bisher befeffen war. A. B. ©. 1833, N. 12. 

— ruͤckt in ein erledigtes Bauerntheil nicht der Halb⸗ 
bauer oder Tagloͤhner ein, wenn er auch dem Antritt des 
Bürgerrechts nach der Ältere ift, fondern der zunächft ſtehende 
Bauer, bei Erledigung eines Halb bauerntheilg der Halb- 
bauer u. f. w. DM. d. J. d. d. 14 Januar 1833, N. 279. 

Eine gleiche Vertheilung, mithin Aufhebung der Allmendklaſſen, 
vergl. 5 101, kann allerdings durch zwei Drittel der Be⸗ 


theiligten befchloffen werben, allein ba fie der Staatsgeneh: 
— 


migung bedarf, fo wird fie die Kreisregierung in ben Fällen 
verfagen, da. eine Majorität offenbar ein Unrecht zum 
Nachtheil der Minorität befchließt, z. B. wenn die Mino« 
rität bei den Holzgaben und die Majorität bei den Gütern 
im Vortheil ift, wird fie nicht eine Abänderung in DVer« 
theilung des erftern zugeben, wenn bie Majorität nicht 
gleichzeitig auf ihre Wortheile am Gütergenuß verzichtet. 
M.d. 3. d. d. 7. San. 1834, N. 109. 

In denjenigen Orten, in welchen feither ungleiche Genuß« 
theile beftanden haben, ift auch von der Staatsbehörbe 
vor Ertheilung der Genehmigung zu erwägen, ob biejeni« 
gen, die fi im Beſitz der größern Theile befinden und fie 
vermöge Gemeindebefchluffes zu gleicher Vertheilung abtreten 
ſollen, lange auf diefelben haben warten mäflen, eb ihr 
Hauswefen auf diefen größern Genuß berechnet war, 
oder fie gar ber Meinung waren, daß er auf die jemeiligen 
Gutsnachfolger übergehe. In biefen Fällen ent« 
fprihe es der Billigkeit, daß der Gemeindebefhluß auf 
gleihe Wertheilung nur unter der Bedingung genehmigt 
werde, daß die größern Genußtheile den jegigen Beſitzern 
und ihren Wittwen auf lebenslang belaffen, und erft nad 
deren Ableben in der Weiſe vertheilt und den Zunaͤchſt⸗ 
ftehenden zugetheilt werden, wie e8 ber Plan der allgemeinen 
gleichen Zutheilung mit fi bringt. Da, two früher die 
größeren Genußtheile auf Gutsnachfolger übergingen, unb 
auf die Kultivirung vor noch nicht langer Zeit bebeus- 
tende Koften verwendet wurden, kann eine Zeit von 
etrog 10 — 20 Jahren feftgefegt werden, binnen welder 
die Allmend zu Vergütung ber Kulturkoften bei dem Gut 
verbleibt. Mur in denjenigen Fällen, wo die - Inhaber 
größerer Genuftheile eine befondere ſtark begüterte 
Klaffe bilden, ihnen alfo eine Schmälerung weniger em: 
pfindlich ift, und babei ihre Theile un verhaͤltnißmaͤßig 
groß find, kann nad) Umftänden eine Verminderung ber 
größern Genußtheile, auch mährend der ebzeit ihrer gegen: 


69 


wärtigen Beſitzer, noch zugelaffen werben. M. d. J. d. d. 
16. Juni 1834, N. 6011 in A. B. S. 1835, N. 10. 
Eine Verminderung der Größe der Holzabgaben 

lann in Folge der verminderten nachhaltigen SEEN 
Seit. der Waldungen flatt finden, 

Die Größe der Buͤrgerholzgaben richtet fich nach dem Zuflanb 
vom 1. Januar 1831 bis durch eine Mehrheit von zwei 
"Drittel der Genußberehtigten mit Staatsgenehmigung ein 
anderer Maßſtab feftgefest ift. Wird inzwiſchen ein größerer 

12. Genuftheil, 3. B. ein „Bauernantheil“ ledig, fo tritt ber 
4 ättefte Genufberechtigte der nächften niederen Klaffe 3. B- 
der 'Ältefte Halbbauer in das Loos und; der. Ältefte Taq⸗ 
loͤhner in jenes des Halbbauern, mogegen ber neuaufgenom: 

1 .imehte Buͤrger, wenn er gleich ein Bauerngut befigt, nur 
ben Antheil:der geringften Klaffe erhält. Wollen die Bauern 
die größeren Holzgaben unter einem privatrechtlichen Titel 
anſprechen, fo haben fie ihren Anſpruch vor dem Eivilrichter 
auszutragen, ſo lange ihnen aber diefer nicht rechtskraͤftig 

:, zuerkannt ift, muß das Nachruͤcken auf obige Weife ftatt 
finden. M. d. 3. d. d. 23. Zuli 1832, N. 9912 in 

4.83 © N. 69. 

Wenn durch Beſchluß von zwei Drittel der Berechtigten eine 
Abänderung . eintritt, kann nach Umftänden eine Vermin⸗ 
derung der geößern Genuftheile aud während ber Lebzeit 
der jegigen Befiger zugelaffen werben, wenn ein bedeutender 
Theil der Bürger bisher gar Feine oder nur unverhältniß« 
mäßig geringe Holzgaben erhielt. M. d. 3. d. d. 16. Juni 
1834, NR. 6011 in X. B. ©. 1835, N. 10. 
$ 86. In dem obengedachten Falle trifft die Berminde- 

rung ſämmtliche Gaben. in gleichem Verhältniſſe. Sinken 
die Gaben auf ein halbes Klafter herunter, fo fünnen 
ſolche nicht: weiter vertheilt werden, und wenn fie noch 
weiter vermindert werden follten ‚ fo ift ihre Anzahl fo zu 
befchränten, dag nur die, welche am längſten im Genuffe 
find, fo weit es der Ertrag des Waldes zuläßt, ein halbes 
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Klafter erhalten ‚die: fpäter Eingetretenen aber ihren Antheil 
auf fo lange verlieren, bis er in erledigte Genußtheile ein⸗ 
— fönnen. 

$ 87. Der zum — Berechtigte rückt in 
ſolchen ein, wenn er das fünfundzwanzigſte Jahr zurückgelegt 
und eine eigene Haushaltung oder Gewerbe auf digen Rech. 
nung gegründet hat. 

Erlaͤuterung hiezu fiche im Erlaß des M. d. J.d. d; 21; ne 
1837, R. 1838. A. B. M. Beil. N. 16. n 

Nach zurücgelegtem 25. Fahre tritt auch der Soldat 
in. den Rang ‚des Bürgergenuffes ein, er kann aber den 
Genuß nur unter den obengedachten Befimmungen erhalten. 

Den Soldaten aus der Linie werden diejenigen gleichgehalten, 
welche: bei der Landwehr geftanden find. M.d. J. d. d. 
23. Juli 1832, NR. 9900 in A. B. S. N. 70. 

Den Soldaten ift diejenige Zeit, welche fie nach zuruͤckgelegtem 
Vften Jahre noch bei dem Militär verbleiben, im Buͤrger⸗ 
rang gut zu fehreiben, als hätten fie das Bürgerrecht ans 
getreten, wenn fie aber nach erfolgter ‚Entlaffung noch Zeit 
verftreihen laffen, ehe fie Bürger werden, fo ift ihnen 
diefe Zeit, welche zwifchen die Entlaffung und den Bürger- 
rechtsantritt fällt, nicht gut zu ſchreiben. M. d. J. d. d. 
13. Jan. 4835, N. 308 in U. B. S. N. 9. 

Vergl. auch $ M. 

588. Iſt das Allmendgut in beſtimmte Theile getheilt, 
und die Zahl der Berechtigten iſt größer, als die der Theile, 
fo findet das BIRERR erft flatt, wenn ein — erledigt 
wird. 

Das Gleiche tritt bei den Holzgaben ein. 

Sind in ſolchen Fällen zur nämlichen Zeit mehrere zum 

Einrücken gleich Berechtigte vorhanden, ſo entſcheidet das 

Loos über den Vorzug des einen vor dem andern; die, welche 
in dem Looſe durchfallen, ſind bei der nächſten Austheilung 
der Allmendgenüſſe die zuerſt Berechtigten. | 

Vergl. oben $ 85. 
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4 60.0 Die Berechtigung 'gum Allmendgennß darf -durch 
Beräußerung oder Erbſchaft auf: Andere nicht übertragen 
werden, außer wo das Nußungsrecht auf dem Beſitze gewiſſer 
Liegenfchaften: haftet, und in ſolchem geue nur zugleich 

mit dieſem letztern. 
Diejenigen, die ihren Allmendgenuß fruͤher Pen haben, 
koͤnnen einens neuen Genuftheil nur in. fofern erlangen, als 
jene , an die fie. ihren Genußtheil abgetreten haben, nicht 
neben folhem noch eigene Genuftheile . befigen, ‘fo daß 
— Kaͤufer und Verkäufer mit einander in feinem Fall mehr 
als zwei Genußtheile haben durſen M. d. J. d. d. 31. 

San. 1834, N. 958. 

Da, wo einmal ein Allmendgenuß: auf geſeblich guͤltige Weiſe 

— aauf beſtimmte Haͤuſer oder Güter radicirt iſt, gehet er als 

MHPrivatberechtigung mit ihnen auf den neuen Erwerber über 
und es fiehet :nicht mehr deri Gemeinde zu, zu verfügen, 
‚ wie e6 damit in Gantfällen gehalten: werden ſolle. M. d. 
J. d. d. 13. Mai 1834, N. 4819. | 
— welche, nach Aufſage des. Staats⸗ und Ortts⸗ 
buͤrgerrechts, fortgezogen, aber wieder zuruͤckgekehrt ſind, 
werden als Inſaſſen (unten $ 238). behandelt, und koͤnnen 
‚nur alsdann Anfprud auf Almendgenuß maden, wenn 
fie fi) in das Bürgerrecht und in. den Allmendgenuf eina 
kaufen. M.d. 3. d. d. 24. Febr. 1834, N. 1891. 
$ 90. Der Verkauf von Bürgerholzgaben ift nur erlaubt, 
wenn der Bürger nachgewiefen hat, daß er für feine eigenen 
Feuerungsbedürfniffe gededt iſt. 
Die Eriaubniß zum Verkauf der Bürgerholzgaben, ertheilt der 
Bürgermeifter. 
Der Nachſuchende Hat nachzuweiſen, daß fein Holzbeduͤrfniß 
bis ju der, Beit, da wieder Gabhölz ausgegeben wird, gedeckt 
ſey · Wird die Machweiſung für hinlaͤnglich befunden, fo 
ertheilt der Bürgermeifter unentgeldlich einen Erlaub— 
mißſchein· Er fuͤhrt hieruͤber ein Verzeichniß, ‚enthaltend 
den Namen des Gabholzbeziehers, ‘das Datum und die 
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Quantität, für welche bie Verkaufsbewilligung ertheilt wor ˖ 
den. Dieb Verzeihniß hat er den Borkbeamten auf Ver⸗ 
langen vorzulegen. 

Wer Gabholz ohne obige Erlaubniß wegniht, verfällt in eine 
Geldſtrafe, welche dem Werth des verkauften Holzes gleich 
kommt; in eine arbiträre Strafe, die. jedoch keinenfalls 
höher feyn darf, als die dem Verkäufer angefegte, verfällt 
auch der, welcher wiffentlich Buͤrgergabholz ankauft, 
für deffen Verkauf obige Erlaubniß nicht gegeben iſt. Kön« 
nen bie Geldftrafen nicht erlegt werben, fo find diefelben 
nah $ 38 des Strafebitts in Gefängnif zu verwanbeln. 
4. B. M. 1837, Beil. 33. Die Anzeige geſchieht bei 
dem Bürgermeifter, welcher die Strafe erkennt. ($ 51), : 
Der Rekurs geht an bas Amt und in letzter Inſtanz an 
bie Kreisregierung. Sowohl ber Anzeiger als der Beftrafte 
Tann rekurriren. Bon der Strafe erhält der Anzeiger ein 
Drittel, ber Weberreft fällt in das —— R. 
B. 33, N. VI. 


F 91. Auf den Ertrag von einem halben Morgen 
Allmendadkerland und von einem halben Morgen Allmend⸗ 
wiefen, oder wo feine Allmendwiefen vorhanden find, von 
einem Morgen Aderlande, oder umgekehrt, welche ein Ge- 
meindebürger im Genuß bat, fodann eben fo auf zwei Klafter 
Bürgerbolsgaben darf fein gerichtlicher Zugriffen 
kannt werden, 


Fünfter Abfchnitt. 


Von der Vertheilung des Almend- und Gemeindeguts. 


A. Allgemeine Beffimmungen. 


$ 92. Allmend⸗ und Gemeindegut, fofern fie volles 
Eigenthum der Gemeinde, find zum Genufle oder zu . 
thum theilbar. 

In dem letztern Falle muß jedoch vorher unter —** 
liche Gemeindebürger ein halber Morgen Acker und ein 
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halber Morgen Wiefen, oder ein Morgen Ackerland 
oder ein Morgen Wiefen, zum Allmendgenuſſe vertheilt 
werden, in fofern nicht jeder einen — großen — 
genuß bereits befigt. a 

Nur das noch Uebrige kann zu cEugethun venoin 
werden. 

Ausgenommen von aler Bertpirug ind die Gemeine: 
waldungen. 

Ausgenommen find ferner die Almendgüter, von sn 
die Genußrechte in einer beſtimmten Morgenzahl unwider- 
ruflich an befiimmten Hofgütern oder Häufern haften. 

BDertheilung von Allmenden zu Eigentbum an die Bürger .oder 
durch Zutheilung auf gewiffe Häufer.oder Güter genehmigt 
das Minifterium des Innen. R. B. 33, NR. XXX, 
544. 

J93. Iſt das zu vertheilende Gemeinde- oder Almend- 
gut zu Unterpfand gegeben, fo fann, wenn der Gläubiger 
nicht einwilliget, defien Vertheilung zu Eigentbum fo lange 
nicht ſtatt finden, bis folches von diefer Laft befreit iſt. 

$ 94. Wo die Beibehaltung eines gemeinfchaftlichen 
Waidfeldes oder eines Tummelplapes für dad Vieh nöthig 
ift, oder die Verwendung eines freien Raums zu Öffentlichen 
Blägen zweckmäßig erfcheint, muß vor der Theilung ein den 
örtlichen Verhältniſſen angemeſſener Tbeil zu diefem Zwecke 
ausgeſchieden werden. 

Das zur Einhaͤgung der — noͤthige Hot; iſt aus 
ben Gemeindewaldungen unentgelblich zu liefern. M. d. J. 
d. d. 4. Mai 1832, NR. 6060 n A. B. S. N 4. 

$ 95. Ruht auf den zum Eigenthun oder zum Genuffe 
zu vertheilenden Ländereien eine unbeftrittene, unwiderruf⸗ 
liche Berechtigung Dritter, die mit der Vertheilung nicht 
befteben kann, der dritte Berechtigte. will aber folche nicht 
abtreten, fo kann bei der oberften Staatsbehörde nachgefucht 
werden, daß er dazu gegen. vollfändige vorgängige — 
digung verbindlich erklärt werde. 
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sc gr Diele Erllürung erfolgt / und der dritie Berechtigte 
und die zur Theilung Berechtigten kommen nicht im güt⸗ 
lichen Wegen stiberi,eine Abſindung überein, ſo iſt der Werth 
in rechtlicher Form abzuſchätzen, und dem Berechtigten wor 
der Vertheilung zw enträchten 5: dem! Letztern «bleibt der 
Rechtsweg vorbehalten, jedoch nur wegen vermeintlich zu 
geiingenVBertaged Des abgeſchätzten Werthes. Wenn der 
Nechtöftreit erhoben ift, fo bleibt die Vertbeilung bis zur 
rechtsträftigen Eutſcheidung aufgefchoben. 
I Sieht zwei oder mehreren Gemeinden eine Län- 
derei in Gemeinſchaft zu, ſo muß ſolche zwiſchen den Ge⸗ 
meinden ſelbſt getheilt ſeyn, ehe die Theilung unter die 
Einzelnen erfolgen kann. Jede Gemeinde kann die Thei- 
lung, wenn die andere Gemeinde nicht beiftimmt, ı vor Breit 
verlangen. 

ZU 2 zu BR. Before: aan Dur 

i. Von der Vertheilung des ſeither gemeinſchaftlich benutzten 

——— zum Genuſſe unter die Einzelnen. 


5697. Zu der, Vertheilung gemeinſchaftlich benutzter 
Allmendländereien unter die einzelnen berechtigten Gemeinde⸗ 
bürger zur Kultur und zum Genuß, if, die Zuſtimmung der 
letztern mit abſoluter Mehrheit erforderlich. 


Will ſich die Mehrheit zu einer Theilung nicht ent⸗ 
ſchließen, ſo können Einzelne, unter Verzicht auf den 
gemeinſchaftlichen Genuß, verlangen, daß jedem von ihnen 
ein ſeinem Genuß verhältnißmäßig gleich kommender Theil 
an seinem: ſchicklichen Ende des: Allmendguts auf ihre Koſten 
zur ausſchließlichen Beuutzung zugeſchieden werde. 
rede Vertheilung von Allmendgut zum Genuß unter ‘die 

Einzelnen bedarfı: bern amtlichen Genehmigung. $:151 I. 
SERIE Werge mit Id B. 33, MINXIL 5 1. ı. | 
EB, Iſt die Theilung vonder‘ Gemeinde beſchloſſen 
fo find die Art der Theilung, ſo wie die den künftigen 


15 
einzelnen Theilnehmern aufzulegenden Bedingungen fetu- 


feben; » —— a a Br Dr | * 

59. Die Theilung geſchieht, wenn nicht die Gemeinde 
etwag Anderes beſchließt, oder nicht. ein anderer Maßſtab 
vermöge Privatrechtstitel einzelnen Bürgern Vorrechte giebt, 
nach. Köpfen in. möglichtt gleichem Werth Durch das Loos, 

Die Theilung muß, wenn fie ‚eigentliches Gemeinde 
gut ‚betrifft, immer nach Köpfen. geſchehen; betrifft fie 
Aumendgut, ſo hat ſie nach Köpfen Hast wenn die Ge⸗ 
meinde nichts anderes beſchließt. St. M. d. d. 2. Januar 
1833, N: 235. Vergl. $ 85 und 111. er 

Beier ſtmalis er Vertheilung von ſeither gemeinſchaft⸗ 
lich benutzten Allmendgütern zum Genuß werden ſo viele 
Theile gemacht, als Bürger und andere Genußberechtigte 
($ 102, 103) da find, ein ſchließlich derjenigen, die 
nach S 87 zum Einrücen noch nicht befähigt find, und mit 
> Hinzurechnung der Soldaten welche: das: Zöfte. Jahr zurück⸗ 
gelegt haben. ‚Die für. ſolche noch nicht zum; Einrürfen 
geeignete ‚jüngere Bürger und Soldaten werden einſtweilen 
verpachtet. M.d.%.d. d. 8. Des. 1835, N. 10,/806 in A. B. 
S. 1836, R. 3. 

F 100. Wo bereitd Allmendgut in einzelnen Theilen 
zum Genuß gegeben ift, Tann bei: zunehmender Zahl der 
Berechtigten eine weitere Vertheilung diefer Genuftheile 
hatt finden , jedoch nur in fo weit, als ſolche das in $ 91 
beſtimmte Maß überſteigen. a 

$ 101. In diefe Genußtheile, welche wo möglich alfe 
in der fo eben angegebenen Größe zu bilden, oder im ſofern 


. ! 


einige einen geringern Betrag erhalten, nach und nach auf 


fötche zu bringen find, rücken die neu hinzutretenden Be- 
rechtigten ein, und verbleiben darin, Bis fie in geößere 
erledigte Genußtheile einrücken können· En 
Wenn eine Gemeinde eineineue Vertheilung:.periddifhrim 
— Aullmendgenuß vertheilter. Güter vornimmt, fo 
‚+ ‚hängt es von ihrem Beſchluß ab, ob bie Zahl der Genußtheile 
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vermehrt oder beſchraͤnkt werden fol. Hierbei innen bier 

jenigen nichts erhalten, welche noch nicht nad $ 87 das 
Buͤrgerrecht angetreten ober noch Beine eigene Haushaltung 
“oder eigene® Gewerbe begründet haben, eben fo wenig 
ESoldaten, welche das 2fte Fahr zwar zuruͤckgelegt, aber 
das Buͤrgerrecht noch nicht angetreten haben. MWerden 
mehr -Loofe: gemacht, als bie Zahl der Würger berrägt, 
ſo werden ‘fie einftweilen auf Rechnung bet Gemeinde ver 
pachtet und ben fpäter einrüdenden Bürgern und Soldaten 
"loben $-87) nad) ihrem Rang zugewieſen. M. d. J. d. d. 

8. Da. 1835, N. 10,896 in A. B. ©. 1836, N 3. 


u 102, Wittwen erhalten, fo lange fie im Wittwen⸗ 
ſtande verbleiben, dasjenige, was ihr verſtorbener Ehegatte 
erhalten baben würde. 


Siehe oben $ 85. 


5103, Wo Orts geiſt liche und Schallehrer Ans 
theil an dem gemeinfchaftlichen Genuß hatten, muß jedem 
von ihnen zu gleichem Zweck ein im Verhältniß feines Ge⸗ 
nuffes zu bemeſſender Antheil zugetheilt werden. 

Siehe $ 85. 


1. Don der Vertheilung ded Allmendguts zu Eigenthum. 


5104 Einzelne können nicht auf Theilung des Almend- 
guts zu Eigentbum und zur Kultur flagen. Wenn aber 
eine Anzahl von Gemeindebürgern, die doppelt fo groß iſt, 
ald der Gemeinderarh und Ausfchuß zufammen genommen , 
dem VBürgermeifter den Wunfch ausdrückt, daß getbeilt 
werden. möchte, fo ift er ENG) der Gemeinde diefen 
Wunſch vorzulegen. 


Das Nämliche hat zu — wenn der — 

rath die Theilung für nöthig und nützlich hält. 
Zu einer Vertheilung zu Eigenthum, oder einer ſolchen, wobei 
der Genuß auf beſtimmten Haͤuſern oder Guͤtern ruhen 
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fol, wird die Genehmigung bes Minifteriums des Innern 
‚erfordert. R. B. 33, N. XXXI, $ 4, lit. a 

In dem hierüber zu erftattenden Bericht find folgende Punkte 
nachjumeifen : 

4) Wie viel die Gemeinde Gemeindegut und Allmend 

| ‚on Waldung, Wiefen, Aderfeld, Waide ıc. habe; 

2) wie jede dieſer verfciebenen Gattungen von Ger 
meindegut und Allmend benugt werde ;, 

3) wie viel der Morgen jeder Gattung im Durchſchnitt 
werth ſey, unb wie hoch er, in der Steuer liege; 

4) Wie viel Bürger die. Gemeinde zähle und in welchem 
Verhaͤltniß die Bevölkerung in den legten eg 
. jugenommen habe; 

5) wie viel Genußtheile bisher vorhanden waren und 

worin. jeder befland; ni 

6) wie viel Morgen die ganze Gemarkung meffe ; 

7) wie viel das Gefammefleuerkapital der Gemarkung 

4) an Grundfteuer, b) Häuferfteuer, c) Gewerb⸗ 
feuer betrage ;.. | 

8) wie viel eben diefe Steuerkapitalien der Gemeinde 
genoffen ($ 132) betragen ; 

9) wie viel an Einkaufsgeld in bie Gemeinde und wie 
viel für den Bürgernugen zu bezahlen ſey; 

10) wie viel der Aufwand für die Ortsſchule, insbefondere 
für tie Lehrersbefoldung betrage, von wem dieſer 
Aufwand beftritten werbe,. wie viel der Schulfond 
betrage und was die Gemeinde beifchieße ; 

11) melde andere Ortsfonds vworhanden ſeyen, wie viel 
die Roheinnahme eines jeden — und wo 
fie verwenbet werben; 

12) 05 und welde Beiträge zu ſolchen RE bei 
neuen Bürgerannahmen, ob bei dem Bhengereijtte 
antritt bezahlt werden müffen; 

13) ob und wie viel Schulden die Gemeinde Habe, ob 
eine eigene Schuldentilgungdfaffe beſtehe; 
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48) ob die Gemeinde‘ zu einem ‚andern Schulbentilgungs⸗ 
verband gehöre, und wie viel fie von den Schulden 
diefes Verbandes treffe; | 

15) wie viel die fämmtlihen Einnahmen und Ausgaben 
der Gemeinde betragen; unter Anfchluß eines Rech: 
nungsauszugs , welcher die fummarifhe Weberficht 
aller Einnahmen und — der drei lesten Jahre 
enthaͤlt; 

16) welche Auflage auf den Buͤrgergenuß in den legten 

drei Fahren’ für die Gemeindekaffe gemacht worden 
ſey, und worin die verſchiedenen Gemeindeumlagen 

"nach dem Steuerfapital beftanden haben ; 

47) welche Gemeindegebände vorhanden fepen und welchen 

| Werth jedes derfelben habe; j 

18) welche wahrſcheinliche Koſten Natureigniffe, denen 
das Gemeindegut ausgefegt“ ii aufergewÄßnlich dere 
anlaſſen koͤnnen; 

| 19 ob ettva ein Schulhausbau oder eine Ähnliche Aus⸗ 
gabe in der Gemeinde in Baͤlde nothwendig werden 
könnte. DM. d. I. d. d. W. Mai 1834, N. 5161 
in A. B. S. N. 49. | 
6405. Iſt die Theilung durch drei Viertel aller 
fimmfähigen Bürger vor der Semeindeverfammlung, unter 
MRückſicht auf den $ 92 befchloffen ; fo find die Art der Ver- 
theilung und die Bedingungen, unter welchen die Antbeile 
den künftigen Beſitzern zufallen ſollen, feſtzuſetzen. 

F.406. Werden ſeither gemeinſchaftlich benützte Allmend⸗ 
güter zu Eigenthum vertheilt, ſo geſchieht die Theilung, 
wenn von der Gemeinde nichts Anderes beſtimmt iſt, ohne 
Rückſicht auf den Genuß, unter ſämmtliche Gemeindebürger 
nach Köpfen, in Theilen, von moglichſt gleichem Werth, 
durch das Loos. 

Feder Bürger erhält ein Antheil, wenn er gleich das 25fte 

Jahr noch nicht zuruͤckgelegt oder noch feine eigene Hauss 
haltung oder eigenes Gewerbe begründet hat. Denjenigen 
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Soldaten, welche. zur Deit der Verthellung: der Allmend 
das Blte Jahr beteits zuruͤckgelegt haben, iſt ein: Antheil 
vorzubehalten, 'auszuſcheiden und zeinfimeilen auf Rech⸗ 
nung der Gemeinde zu verpachten, ihm aber, wenn er nach 

; „erhaltenem Abſchied das Buͤrgerrecht antritt, auszufolgen. 
Tritt er das Buͤrgerrecht binnen ſechs Jahren nach 
erhaltenem Abſchied nicht an, ſo faͤllt das ihm beſtimmte 
Antheil der Gemeinde unbeſchraͤnkt wieder zu. M. d. J. 

d. d. 8. Dez. 1835, N, 10,896. in: A: B. S. 1836, N. 3. 

$ 107. Allmendgut, das ſeither in einzelnen Theilen 
zum Genuß abgegeben worden iſt, kann unter PARSE 
des: $ 92 ebenfalls getheilt werden. 

Dieſe letzteren in Gemäßbeit des $: 92. von den Aumend⸗ 
theifung ausgenommenen Antheile (nämlich: ſolche, die auf 
beſtimmten Häuſern oder Gütern ruhen) find unt heil bar, 
und müſſen fortdauernd als Bürgergenuß erhalten werden. 

$ 108. Wittwen erhalten bei aller Vertheilung zu Eigen⸗ 
tbum den Antheil, den ihr letztverſtorbener Ehemann erhal⸗ 
ten baben würde, menn er am Leben gewefen wäre, Stirbt 
ein Gemeindebürger, nachdem die Theilung bereits rechts- 
gültig beſchloſſen, und von der Staatsbehörde ge—⸗ 
nehmigt, aber nicht vollzogen war, fo; geht. fein, le 
an feine Erben über. 

 Hiernad) iſt für die Berechtigung zu einem Ancheil an den 
zu Eigenthum zu vertheilenden Almenden ber Zeitpunkt 
maßgebend, da die Theilung nicht allein von der Gemeinde 
beſchloſſen, ſondern auch bereits von der Staatsbehörde 
genehmigt ift. M. d. 3. d. d. 3. Juni 1886, N. 5701. 
$ 109. Wo Drtsgeiftlihe und Schullehrer Antheil an 
dem Allmendgenuß hatten, muß der Bfarr- fo wie der Schul. 
pfeünde ein Bürgertheil zu Eigenthum sugefchieden werden. 
1m Dar der Vertheilung des Genmeindegurd zu Eigentum | 

is - oder Genuß. : 

$ 110, Einzelne: Theile des Gemeindeguts önnen nur 
in fo weit zu Eigenthum oder Genuß vertheilt werden, als 


ihr Ertrag zur Beſtreitung fämmtlicher Gemeindebedürfnifie 
nicht erforderlich und zugleich nach dem $ 83 für mögliche 
Ereignifie Fürſorge getroffen if. 

Die Vertheilung kann nur gefcheben, wenn drei 
Biertet der Stimmen aller ſtimmfähigen Er in die 
Theilung willigten. 
>. BVergleihe $ 84. 

. Die Zutheilung zu Eigenthum oder auf beflimmte Häufer 
‘oder Güter bedarf der Genehmigung des Minifteriums des 
2... Innern. R. B. 33, N. XXXII, $ 4, lit. a. . 
4411. Kein Einzelner Tann auf Ausfcheidung und Thei- 
lung Magen. Wenn aber nach der in $ 104 vorgefchriebenen 
Weiſe die Vertheilung des von der Gemeinde für entbehr- 
lich erklärten Gemeindeguts von folcher zu Eigenthum oder 
zum: Genuß befchloffen worden ift, fo gefchieht die Theilung 
in jedem der beiden Fälle unter ſämmtliche Gemeinde- 
bürger nach Köpfen in —— — Bert) und durch 
2008; 

+6 112. Auf gleiche * wird das Rottfeld von aus⸗ 
— Waldungen zu Eigenthum und zum Genuſſe, je 
nachdem das eine oder das andere von der Gemeinde be- 
ſchloſſen worden ift, vertheilt. 

$ 113. Hinfichtlich der Witwen und der zwifchen der 
befchloffenen Theilung und dem Vollzuge verftorbenen Bür- 
ger finder der $ 108 auch hier feine Anwendung. 


Sechster Abfchnitt. 
vVon der Erwerbung, Veräufserung, Verpahtung und Verpfändung 
des Gemeindevermögens und von KAulturmeränderung. 


5114. Die Erwerbung von Liegenfchaften, Gebäuden 
und. Berechtigungen genehmigt der Gemeinderath, wenn der 
Werth dafür aus den ordentlichen Einkünften der Gemeinde 
befiritten werden kann. Dabei ift jedoch die Zuſtimmung 
des Bürgerausfchuffes erforderlich. $ 135, N. 7. 
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Sind außerordentliche Mittel dazu nöthig , fo wird die 
Zuftimmung der Gemeinde erfordert. 


Solche Erwerbungen der Gemeinden, fo wie neu a 
geführte Gebäude derfelben, find aus dem etwaigen Leber- 
ſchuß des Ertrags des Gemeindevermögens, oder fo weit 
feiner vorhanden ift, aus befondern Umlagen auf die Ge- 
meindebürger zu beftreiten. 

Wegen Ermerbungen, melde zunädft die Vermehrung der 
Gemeindeeinkünfte zum Zweck haben, vergl. $ 65. Kür 
andere Erwerbungen, welche diefen Zweck nicht haben, ber 

ſtehen noch die Vorfchriften des gegenwärtigen Paragraphen. 
M. d. 3. d. d. 15. März 1836, N. 513 in A. B. ©. 
N. 29. Vergl auch $ 121. 

Aud die Unterhaltung berjenigen Gebäude, melde die 
Gemeindeeinkünfte vermehren, gehören unter die gemeinen 
Ausgaben. M. d. 3. d. d. 2. Zuni 1834, N. 5512. 


$ 115. Freiwillige Veräußerung von einzelnen Theilen 
des Gemeindeguts und von Berechtigungen kann in fo fern 
ftatt finden, als folche zu entlegen find, oder aus irgend 
einem Grunde einen weit mindern Ertrag für die Gemeinde 
abwerfen, als der Erlös aus folchen gewähren würde, 

Gebäude fünnen veräußert werden, wenn fie für die 
Gemeinde nicht mehr nöthig find. 

Zu allen Beräußerungen von Liegenfchaften und Gebän- 
den, die in Städten über 3000 Seelen den Anfchlag von 
1000 A., in den übrigen Städten und Landgemeinden den 
Anfchlag von 300 fl. überfteigen, wird der Befchluß der 
Gemeinde erfordert. 

Bu Beräußerungen von geringerm Betrag die Zuflimmung 
des Ausſchuſſes. $ 135, N. 6. 


$ 116, Bertaufchung, Verpachtung und — 

des Gemeindeguts in der Kultur genehmigt der Gemeinde⸗ 

rath; zu Waldausftodungen und außerordent— 

lichen Holzhieben if die Zuftimmung der Gemeinde 
6 
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notbwendig, nachdem vorerft das Gutachten der Forfibehörde 
eingeholt worden iſt. 

Die hierauf bezuͤglichen Belhlüffe des Gemeinderaths bebürfen 
der Zuftimmung des Ausfhufes ($ 135, N. 6) und der 
Genehmigung des Amtes ($ 151 U, N. 1), in Städten 
über 3000 Seelen aber nur dann, wenn bas Object 1000 fl, 
beträgt ibid. I, N. 1. Zu Waldausftodung und außers 
ordentlihem Holzhieb wird bie Genehmigung ber Kreis 
regierung erfordert. R. B. 33, N. XXXI, $ 3, lit. k. 
Bevor das Bezirksamt die Erlaubnig zum Waldverkauf 
ertheilt, hat es das Forftamt darüber zu vernehmen: 

4) wie viel die Waldungen, welche die Gemeinde nad) 
Abrechnung der zu veräußernden noch behält, nach⸗ 
haltig ertragen ; 

2) wie viel die Gemeinde außer dem VBürgergabholz alle 
jährlih an Holz bedürfe für Bauunterhaltungen, 
Brüden, Stege und bergl. 

3) Ob und melde Bedenken in forftpolizeiliher Hinz 
fiht der beabſichtigten Waldveräußerung entgegen 
ftehen ; 

4) weichen Beftand und Werth der zu veräußernde Wald 
babe. 

Wenn der nachhaltige Ertrag der Waldungen, welche ber. 
Gemeinde verbfeiben, nicht fo weit reicht, daß daraus nad) 
Abzug des eigenen Holzbeduͤrfniſſes der Gemeinde jedem 
Bürger noh zwei Klafter Gabholz verabfolgt werden 
Eönnen, fo hat das Amt die Genehmigung jedesmal zu 
verfagen, andernfalls je nach den fonftigen Verhältniffen 
darüber zu beſchließen, der Genehmigung aber jedesmal die 
Bedingung beizufügen, daß wenizftens neun Zehntheile 
des von dem Forſtamt mitgetheilten Anſchlags erlöfet 
werden. Sind in einem einzelnen Fall vorftehende Bedin⸗ 
gungen nicht vorhanden, erfcheint aber dennoch die Vers 
außerung als hoͤchſt dringend, fo ift ausnahmsweiſe 
Nachſichtsbewilligung bei der Kreisregierung nachzuſuchen, 
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welche daruͤber unter Kommunikation mit ber Zorftpolizeie 
direftion befchließt. Auch da, wo nah $ 151 I, NR. 1 
eine Staatsgenehmigung für Städte über 3000 Seelen 
erfordert wird, ift von dem Gemeinderath forftamtlicher 
MWerthanfhlag einzuholen. R. B. 36, NR. XVII. 


Beſchließt die Gemeinde eine Waldausftodung oder einen 
außerordentlihen Holzhieb, der nicht als ein bloßer 
Borhieb erfcheint, welcher in den nädhftfolgenden zwei Jahren 
eingebracht werden Bann, fo wird der motivirte Gemeinde» 
befhlug dem Amt vorgelegt, und von diefem mit einem 
Gutachten über die Raͤthlichkeit in Beziehung auf bie 
Bedürfniffe und den Haushalt ber Gemeinde an das 
Forſtamt begleitet. 


Diefes legt die Sache der Forftpolizeidireftion mit Gutachten 
vor, welche ihre Genehmigung ber Kreisregierung mittheilt, 
damit diefe, geeigneten Falles, die Staatsgenehmigung 
ausfprehe. MR. B. 36, N. IX, 5 24. 


514117, Der Gemeinderath befchließt ferner über die 
Verwerthung des Ertrags des Gemeindeguts und über die 
Veräußerung und VBertaufchung alles beweglichen Vermögens, 


Er hat daher aud zu beffimmen, ob und wie viel Holz in 
den Gemeindewaldungen gefällt und veräußert werden fol, 
ohne daß dazu bie Zuflimmung des Ausfchuffes oder die 
Genehmigung des Amts erforderlid wäre, Er kann aber 
das Holz nur auf Anweiſung der Forftbehörde und nur fo 

viel fällen Iaffen, als der Waldftand erträgt. 


Die BVerfteigerung wird in der Regel durch den Bürgermeifter 
und den Rathsfchreiber vorgenommen; bei einem Anfchlag 
von 50 — 100 fl. ift Ein Ausfhußmitglied, und bei höherem 
Anſchlag ein zweites ($ 135, N. 15) beizuziehen. M.d. 3. 
d. d. 10. Auguft 1832, N. 10,925 in A. B. S. N. 70. 

In Gemeinden unter 3000 Seelen darf die Veräuferung 
‚beweglicher und unbemweglicher Gegenftände außer der 
Berfieigerung, wenn der Ertrag 50 fl. überfteigt, und 

6. 
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Verpachtung auf’ mehr als neun Jahre nur mit amtlicher 
Genehmigung ftatt finden ($ 151 II. NR. 2. 

$ 118. Alle Veräußerungen des beweglichen und unbe- 
weglichen Bermögend und alle Verpachtungen müffen in 
öffentlicher Steigerung gefcheben, 

Eine andere Art der Beräußerung und Verpachtung kann 
nur ſtatt finden, wenn ein beweglicher Gegenſtand zweimal, 
und ein unbeweglicher dreimal zur öffentlichen Steigerung 
ausgelegt war, und nicht angebracht werden fonnte, oder 
wenn bei beweglichen Sachen der Gemeinderath und Bürger- 
ausſchuß, bei unbeweglichen Gegenftänden die Gemeinde, 
eine andere Veräußerungs⸗- oder Berpachtungsart für zweck⸗ 
mäßig finden. 

Bei Verfteigerungen von Holz und Nebennugungen find bie 
Verfteigerungsbedingungen dem Bezirksfoͤrſter vorher mite 
zutbeilen, feine forftpolizeilihen Erinnerungen bagegen zu 
beachten, feine Anfchläge zum Grunde zu legen und ihm 
die Protokolle zur Beurkundung zu überfenden. R. 3.36, 
MN. IX, $ 19 und 27. Die Anwefenheit des Förfters bei 
folhen Verfteigerungen ift nicht erforderlich. St. M.d.d. 
24. Mai 1832, N. 1685 in A. B. ©. N. 55. 

Wer zweijährige Rückſtände in die Gemeinde fchuldig 
it, darf vor deren Berichtigung zu feinem Kaufe von Ge- 
meindevermögen und zu feinem Pacht zugelafen werden. 

Zu allen Veräußerungen von Liegenfhaft in Gemeinden 
unter 3000 Seelen und zu allen Veräußerungen im Werth 
von mehr als 1000 fl. in den groͤßern Städten, ift die 
amtlihe Genehmigung einzuholen. $ 151 1, N. 1 und II, 
N. 1. R. B. 33, N. XXX, $ 1. 

Vergl. $ 55, 56, 

S 119. Der Erlös aus veräußerten Liegenfchaften und 
Bebäuden, der Erlös von ausgeftodten Waldungen und 
außerordentlichen Holzhieben muß zum Grundſtocksvermbgen 
gezogen, und daher entweder zu Kapital angelegt; oder zu 
- Schuldentilgung, oder zu neuen Ermwerbungen verwendet 
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werden. Es iſt jedoch geitattet, einen Theil des Erlöfes 
von Waldausftocfungen und Holzhieben zur Kultur des aus- 
geftocdten Bodens zu verwenden. 

Vergl. $ 66. | 
51%. Das Tiegende Vermögen der Gemeinde darf in 
folgender Ordnung zu Unterpfand gegeben werden: 

1) Die Grundrenten, Gefälle und nutzbaren Bercchtigun. 

gen, dad Gemeindegut und die Gemeindewaldungen. 

2) Das Allmendgut, 

Nicht zum Unterpfand dürfen gegeben werden: Kirchen, 
Pfarr. und Schulhäufer, Pfründ- und Krankenhäufer, 
Die nähern Beftimmungen fiehe unter $ 82. 


Siebenter Abfchnitt. 


Vom Gemeindebauwefen, 


$ 121. Weber die Aufführung neuer Gebäude, fo mie 
über Ausbefferung der vorhandenen , befchließt der Gemeinde. 
rath, wenn der Aufwand aus den ordentlichen Gemeinde- 
eintünften beftritten werden kann. 

Werden aber dazu außerordentliche Mittel erfordert, fo 
if vor aller Vornahme eines neuen Baues und aller, Haupt- 
ausbefferungen im Sinne des Gates 605 und 606 des 
Landrechtes die Zuftimmung der Gemeinde einzuholen. Die 
fleineren Ausbeflerungen find aus den parateften ordentlichen 
und in deren gänzlicher Ermanglung, aus den parateften 
außerordentlichen Mitteln zu beftreiten. 

Die Baukoften für Gebäude, in fo weit fie die Vermeh- 
rung des Gemeindeguts und Einfommens zum Zwed haben, 
find nach den Vorfchriften des $ 65 zu behandeln. 

As Hauptausbefferungen bezeichnet der obige Landrechtsſatz 
606 Herftellung der Hauptmauern und Gewölbe, Einziehung 
neuer Balken, neue Belegung der Dächer, Wände, Zims 
merdeden und Fußböden, neue Herftellung der Dämme, 
Grundmauern und Ringmauern. 


Achter Abfchnitt. 
Yon den Verträgen, Vergleihen, Forderungen und gerichtlichen 
Verhandlungen. 


$ 122, Verträge, die eine Lieferung von beweglichen 
But oder eine Leiftung zur Folge haben, und alle zum 
laufenden Dienfte ‚erforderlichen Anfchaffungen und Koften- 
aufwendungen, genehmigt der Gemeinderath; Vergleiche 
genehmigt er dann, wenn der dafür zu entrihtende Betrag 
oder die Summe, welche durch den Vergleich zum Opfer 
gebracht werden fol, aus den im Boranfchlag aufgenommenen 
Einkünften der Gemeinde beftritten werden kann. 

Die hierher gehörigen Beſchluͤſſe des Gemeinderathes bedürfen 
ber Zuftimmung des Bürgerausfhuffes. $ 135, N. 9. 

Zu andern Vergleichen, fo wie überall, wo der Vergleich 
ein dingliches Recht an Liegenichaften zum Gegenftande hat, 
ift die Zuftimmung der Gemeinde erforderlich. Bei öffent- 
lichen, um Lohn zu verrichtenden Arbeiten und bei Liefe- 
rungen, die nicht der laufende Dienft erfordert, wird 
Steigerung eingeleitet, nachdem der Gemeinderath einen 
Veberfchlag eingebolt bat. Ausnahmen treten nur bei Ar- 
beiten ein, die eine befondere Kunitfertigfeit vorausfeken, 
oder wo Gefahr auf dem Verzuge fchwebt, oder wo Ge- 
meinderath und Bürgerausfchuß die Verfleigerung nicht für 
zweckmäßig erfennen,. - 


$ 1233. Erfült eine Gemeinde ihre perfünlichen Ver- 
bindlichfeiten nicht, fo kann fich der Forderungsberechtigte 
vor Anftellung der Klage an die derfelben vorgefekte Staats. 
verwaltungsftelle befchwerend menden, in foferne er nicht 
vorzieht, den Rechtsweg ‚fogleich zu betreten. Letztere hat 
in diefer Eigenfchaft den Gemeinderath darüber binnen 14 
Tagen zu vernehmen, und wenn folcher die Nichtigkeit der 
Forderung anerfennt , binnen vier Wochen, vom Tage des 
dem Gläubiger zu eröffnenden Anerfenntniffes an gerechnet, 
für die Befriedigung defielben aus den ordentlichen oder 


87 


außerordentlichen Mitteln der Gemeinde zu forgen. Erfolg, 
die Befriedigung des Gläubigers nicht, fo fteht es ihm 
frei, bei den höheren VBerwaltungsftellen darüber er 
zu erheben. 


Iſt die Forderung durch Unterpfand gefichert, fo muß 
die Verwaltungsftelle, wenn fich der Forderungsberechtigte 
zuerit an fie gewendet bat, für die Zahlung der geforderten, 
verfallenen Zinfen in der oben gedachten Zeit, für die Ab— 
tragung des aufgefündigten Kapitals aber längſtens binnen 
einem Fahre forgen. Gefchieht Letzteres nicht, fo kann 
der Forderungsberechtigte im gerichtlichen Wegen den Zu- 
griff auf das Unterpfand verlangen. 


Das Gemeindeeigenthum ift, wie das Eigenthum eines jeden 
Privaten, dem gerichtlihen Zugriff unterworfen, mit Aus- 
nahme der Gebäude, die nicht verpfändet werden dürfen 
(oben $ 120). Solches Eigenthum ann alfo auch im 
Wege ber Zmwangsverfteigerung ohne die zu einem 
Berkauf fonft erforderlihe Staatsgenehmi, 
gung veräußert werden und es ift- Iediglih Sache des 
Richters, wenn mehr Schulden als Vermögen vorhanden 
find, unter den £onfurrirenden Gläubigern ein Priori— 
tätsverfahren einzuleiten. 


Weiter kann aber bie rihterlihe Gewalt nicht gehen, 
namentlih fann fie nit die Einzelnen ald Steuer: 
pflihtige zu Wertretung ber Gefammtheit binfichtlic) 
des Deficits in Anſpruch nehmen, fomit das Deficit nicht 
auf die Bürger umlegen, überhaupt eine Umlage decretiren. 

Unter Einvernahme der Gemeinde und der Berheiligten ijt in 
folhen Zälen ein Schuldentilgungsplan von dem 
Amt als Berwaltungsbehörde zu entwerfen und von ber 
Kreisregierung mit Nüdfiht auf die fonftigen Beduͤrfniſſe 
der Gemeinde und die Kräfte der Beitragspflichtigen zu 
beftiimmen, mie viel alljährlicy auf das 100 fl. Steuerfapital 
zu diefem Zweck umgelege werden fol. Für die Schulden— 
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tilgung ift alsdann befondere Rechnung zu führen M. d. 

J. d. d. 23. März 1835, N. 2680. 

$ 124. Hat der Gemeinderarh die Richtigkeit der For⸗ 
derung in dem anberaumten Termin nicht anerkannt, fo ift 
dem Gläubiger unter Eröffnung der Gründe des verweiger- 
ten Anerfenntniffes fogleich davon Nachricht zu geben. 

Vergl. $ 135, N. 10. 

$ 125. Der Gemeinderath hat darüber zu beratben und 
zu befchließen, ob einem gegen die Gemeinde angebrachten 
Anſpruch gerichtlich zu begegnen, oder ob: ein Anfpruch 
oder eine Forderung der Gemeinde, deren Nichtigkeit und 
Gültigkeit nicht anerfannt, oder denen nicht Genüge gethan 
werden will, in gerichtlichem Wege zu verfolgen fey. 

Die Zuftimmung der Gemeinde mird immer erfordert, 
wenn der Gegenftand, er mag gegen oder für die Gemeinde 
In Anfpruch genommen werden, ein dingliches Necht an 
Liegenfchaften betrifft, 

In allen andern Fällen jene des Ausfchuffes. $ 135, $ 11. 

Verweigert die Gemeinde diefe Zuſtimmung, oder wird 
der Entfchliefung des Gemeinderatbes, wo es der Einwil⸗ 
ligung der Gemeinde nicht bedarf, die Zuftimmung des 
Ausfchuffes verfagt, fofort aus diefem Grunde der Gegen. 
fand von dem Bürgermeifter zur Entfchließung der Gemeinde 
ausgeſetzt, und es verweigert auch diefe die Zuflimmung 
zur Führung des Nechtöftreites, fo können einzelne Mit- 
glieder der Gemeinde_denfelben auf ihre Gefahr führen. 

Erfolgt die endliche rechtökräftige Entfcheidung entweder 
ganz, oder wenigftend in einem erheblichen, der Koften 
werthen Theil zu Gunften der Gemeinde, fo müſſen ibnen 
die Koften aus der Gemeindefaffe erſetzt werden, 

1) Wird duch das Aufgeben des Rechtsſtreites eine 
Berbindlichkeit anerkannt, oder eine Forderung aufs 
gegeben, daß dadurd eine von benjenigen Eigen— 
thumsveränderungen entfteht, melde der Staats: 
genehmigung bedürfen ($ 151), fo ift diefe, wenn 


das Amt als Michter zu handeln hätte, oder deſſen 
Lompetenz überfchritten würbe (R.B. 33, NR. XXXII, 
$ 3) bei der Kreisregierung einzuholen. Vergl. $ 118. 
Sn den Fällen, da die Staatsbehoͤrde einen für 
bie Bemeinde günftigen Ausgang des Prozeffes er: 
wartet, mithin Anftand nimmt, einen Gemeinde: 
befhluß zu genehmigen, der gegem ‚die Progefführ 
rung ausgefallen ift, fo bat. fie ‚die Gemeinde felbft 
— nöthigen Falles buch Abordnung eines Kommif: 
ſaͤrs — über das Mectsverhältniß gehörig zu bes 
lehren, fofort einen neuen Gemeindebefchluß zu verans 
laffen. Beharrt bie Gemeinde alsdann auf ihrem 
Verzicht, fo ift dieſem Gemeindebefhluß die Gench« 
migung nur alsdann zu verfagen, wenn ber baraus 
bervorgehende Machtheil zum größten Theil niche die 
wirklih vorhandenen fondern die nachkommenden 
Bürger trifft. | 
2) Wird die Staatsgenehmigung zum Verzicht auf 
einen neuen Rechtsſtreit verfagt,, ſo hat die Staats: 
behörde die Führung des Rechtsſtreites auf Koften 
der Gemeindstaffe zu verfügen und fie 
Bann nach Umfländen dem Bürgermeifter und feinen 
zwei Beigeorbneten ($ 126) noch einen oder mehrere 
Bürger zu Beforgung des Intereffes der Gemeinde 
beigeben. 


3) Bei der Abftimmung können diejenigen Bürger nicht 
mitftimmen, welche in dem Rechtsſtreit ein, ber 
Gemeinde entgegengefegtes Sntereffe haben. Sind 
von dem Gemeinderathb und Ausſchuß fo 
viele Mitglieder gegen bie Gemeinde betheiligt, daß 
ein gültiger Beſchluß ($ 43 und 136) nicht gefaßt 
werden kann, fo ift die Sache burch den Bürger: 
meifter, oder, wenn aisch dieſer betheiligt iſt, durch 
bas Amt ber Entiheidung ber Gemeinde zw. unters 
ftellen. 


Iſt die Zahl der gegen bie Gemeinde bethei. 
ligten Bürger fo groß, daß fein gültiger Gemeindes 
befhluß ($ 37) gefaßt werden kann, fo wird durch 
die Staatsbehörbe, nach Vernehmung der nicht gegen 
die Gemeinde beiheiligten Bürger entfchieden, ob 
ber Prozeß auf Rechnung der Gemeindekaffe geführt 
werben fol, oder nit. In legterm Fall bleibt den 
Einzelnen die Führung des Prozeffes auf eigene 
Koften überlaffen und es ift ihnen eine Befceini« 
gung zuzuftellen, daß auf bie Führung des Prozeffes 
auf Rechnung der Gemeinde verzichtet fey. Beſchließt 
die Staatsbehörde die Fuͤhrung des Rechtsſtreites, 
fo ernennt fie auch diejenigen Bürger, melde den 


Rechtsſtreit zu führen haben. Die nicht zur Gegen: 


partei der Gemeinde gehörigen Bürger können einen 
ober mehrere wählen, welche gemeinfchaftlih mit 
ben von der Staatsbehörde Ernannten das Intereffe 
ber Gemeinde beforgen. 


4) Wenn in einem MRedtäftreit, in welchem die Ger 


- 


$ 126, 


meinde Beklagte ift, fo viele Mitglieder des Gemeinbes 
raths zu den Klägern gehören, daß fein Beſchluß 
von den übrigen gefaßt werden kann, mithin das 
gefeglihe Organ fehlt, dem die richterlihe Ladung 
infinuirt werben koͤnnte, fo hat die Staatsbehörde 
auf den Antrag der Gerichtsbehörde oder des Elagen« 
den Theile dafür zu forgen, daß binnen 14 Tagen 
über die Progeßführung für die Gemeinde ein Beſchluß 
gefaßt und die Aufftellung der Vertreter bewirkt 
werde. R. B. 34, N. XXXIV. 


Iſt die Uebernahme des Rechtöftreites in gefeh- 


licher Form befchloffen, fo führt ſolchen der Gemeinderath 
durch alle Rechtszüge. 

Er ernennt aus ſeiner Mitte zwei Beigeordnete, welche 
mit dem Bürgermeiſter im Namen der Gemeinde das Ge- 
eignete beforgen. 
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Neunter Abſchnitt. 


Vom Gemeinderechnungsweſen. 


$ 127. Der Gemeinderechner wird von dem Gemeinde, 
rathe mit Zuftimmung des größern Ausſchuſſes in’ den 
Städten, und in den Landgemeinden nach Gemeindebeſchluß 
auf längere oder kürzere Zeit aus der Zahl der Gemeinde- 
bürger ernannt. | 
Die Wahl wird von dem Gemeinberath allein vorgenommen, - 
und wenn fie zu Stande gefommen ift, bie Zuſtimmung 
der Gemeinde eingeholt. Erfolgt die Zuſtimmung der ab: 
foluten Mehrheit ($ 37) nie, fo hat der Gemeinderath 
eine neue Wahl vorzunehmen. M. d. 3. d. d. 17. Mai 
1833. N. 5666 in A. B. S. N. 51 und d. d. 13. Dy. 
1833, N. 13,092. | 
In Landgemeinden und in Städten unter 3000 Seelen 
kann er zugleich Mitglied des Gemeinderaths feyn. J 
Die Stellen des Gemeinderechners und Rathoſchreibers koͤnnen 
niemals in Einer Perfon vereinigt werden. M.d. J d.d. 
21. Okt. 1833, N. 11,510 in A. B. S. N. 8. | 
Der Gemeinderechner iR für die richtige Erhebung der 
Einkünfte, fo wie für die Beobachtung der vorgefchriebenen 
Drdnung in den Ausgaben, allein verantwortlich. 
Die Vorfchriften der $$ 19, 21 — 26 find auch anf 
den Semeinderechner anwendbar. , I 
Niemand kann durch Zwang angehalten werden, biefe Stelle 
anzunehmen; im Weigerungsfall erübrigt nur, entweber 
eine anderweite Wahl vorzunehmen, oder den Gehalt fo 
weit zu erhöhen, daß ber Gewählte die Stelle annimmt. 
M, d. 3. d. d. 4. Zuni 1833, N. 6371 in dB. ©. 
N. 52. 
Siehe hierüber auh U. B. S. 1837, N. 64. | 
$ 128, Er erhält einen beftimmten, von dem Gemeinde- 
rath und Ausfchuß (nicht der Gemeindeverfammlung M. d. 
J. d. d. 27, Sept, 1837, R. 8803, A. B. O. Beil, R. 24 


von 1837) feftzufegenden Gehalt. Durch Beſchluß der Ge- 
meinde kann auch fein Gehalt auf Tantiemen geſetzt werden. 

Für die Stellung der Gemeinderechnung wird ein dem 
Umfange derfelben angemeflener Betrag ausgeworfen, für 
welchen er die Rechnung felbft zu ftellen, oder ſolche durch 
einen tauglichen Rechner ftellen zu laſſen hat. Für Schreib. 
materialien dürfen feine befonderen Anfäge gemacht werden, 

Zu der Megulirung oder Erhöhung feines Gehalts wird die 
Genehmigung des -Bürgerausfchuffes $ 135, N. 3 und 
ber Kteisregierung erfordert. R. B. 33, N. XXXIL, $ 3, 
lt. e. Siehe auh U. B. S. 1837, N. 64. 

6 129. Der Ratböfchreiber hat die Pflicht, ein genaues 
Tagebuch über alle wandelbaren und zufälligen Einnahmen 
der Gemeinde zu führen, und dem Bürgerausfchuß alle 
Monat vorzulegen. 

5130. Der Gemeinderath defretirt alle Einnahmen und 
“ Ausgaben auf die Gemeindekaffe, 

Die Tagesgebühren und Auslagen des Bürgermeifters, 
der Gemeinderätbe und des Rathsſchreibers werden von der 
nächſt vorgefeßten Staatsverwaltungsbehörde defretirt, Bon 
diefer Dekretur gebt der Rekurs in Tester Inſtanz an die 
Kreisregierung. R. B. 33, N. XXX, 5 8, hit. d. Wegen 
des Anfages vergl. $ 20. Das Amt Tann die gerichtlichen 
Gebührenzettel vorher durch das Amtsreviſorat prüfen Taffen, 
das feine Bemerkungen auf den Zettel ſetzt, die einzelnen 
Anfäge mir Revifionszeichen verfieht, fie zufammenzählt und 
den Defreturentwurf unter Offenlaffung der Summe bei- 
fügt. M. d. J. d. d. 2, Des. 1834, N. 12,316, 

Jede Bezahlung einer Rechnung ohne vorherige Defretur 
des Gemeinderathes, oder, fo weit folche die vorerwähnten 
Gebühren und Auslagen betrifft, ohne Defretur der Staats- 
verwaltungsbehörde, gefchieht auf Gefahr des Gemeinde- 
verrechners, | Ä 

Abgangsdekreturen über Schuldigkeiten zur Gemeindekaſſe ber 
bürfen der Zuftimmung bes Ausſchuſſes, 5 135, N. 12; 


und fo ferne fie im Voranſchlag nicht vorzuſehen find, bes 

Amtes; $ 133 U, 3. Bezirksbeamte, welche für. Dienſt⸗ 

verrichtungen Diäten an eine Gemeinde zu fordern haben, 

find- ſchuldig, ihre Koftenverzeichniffe, bevor. fie biefelben 
dem Gemeinderath zur Dekretur auf die Gemeindekaſſe 
übergeben, der ihnen vorgefegten Behörde zur: Prüfung, 
ſowohl binfichtlich der Statthaftigkeit der Forderung an ſich, 
als hinfichtlich der einzelnen "Anfäge vorzulegen. Diefe gibt 
fie ihnen, nach ftattgehabter Prüfung mit ihrem Vidit ver 
fehen,, zutuüͤck. M. d. 3. d. di 34: Auguft 1836, N. 7562 
im %. B. ©. N. 78. 

Die Dekretur der Advolatengebühren in. Gemeindeonge 
legenheiten ftehet ‚derjenigen: Behörde zu, melde. die Ders 
handfungen geführt hat M. d. 3. d. d. 12.:Mai 1835, 
N. 4352. 

5 131. Keine Staatsbehörde kann unmittelbar auf die 
Gemeindekaſſe dekretiren, wohl aber Verfügungen wegen 
Auslagen, wozu Geſetze oder Verordnungen die Staatsbe⸗ 
börde ermächtigen, zur Dekretur erlaffen, mit Ausnahme 
des im vorigen 5 gedachten Falles, 

$ 132. In jeder Gemeinde muß jährlich auf den Antrag 
des Bürgermeifters ein Boranfchlag der Gemeindebedürf- 
niffe von dem Gemeinderath, unter Zuzug des Gemeinde- 
rechners aufgeftellt werden. 

Er muß enthalten: 

1) Die Gemeindeeinnahmen , 

2) die Gemeindeausgaben , 

3) die Dedungsmittel der Tebtern. 

Die ftaatsbürgerlichen Einwohner in einer Gemeinde, 
die Ausmärfer, und überhaupt alle, die zu Umlagen oder 
Gemeindedienften beigezogen werden follen, find von dem 
Bürgermeifter einzuladen , durch Abgeordnete der Berathung 
über den Voranfchlag beisumohnen. 

Diefe Abgeordneten haben mir den Mitgliedern des Ge⸗ 
meinderaths entfcheidende Stimme. Vergl. $ 78. 
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Die Verwalter des Domänenſiskus, der Standes. und 
Grundherren, fo wie der über mehrere Orte oder über einen 
. oder mehrere Bezirke fich erſtreckenden Stiftungen find außer⸗ 
dem zur Berathbung des Boranfchlages einzuladen, und 
Feder von ihnen, der perfönlich erfcheint, bat Stimmrecht. - 
Vergl. $ 78. | 

Auf Verlangen muß jedem Betheiligten Einficht des 
Boranfchlags bewilligt, und gegen die Gebühr Abſchrift 
mitgerbeilt werden. 

Ausnahmsweiſe kann auf den Antrag des Gemeinderaths 
(durch das Amt) die Stellung des Voranfchlages auf drei 
Fahre geftattet, den Gemeinden aber, welche geringe Ein- 
nahmen und Ausgaben haben, die Stellung ganz nachge- 
laffen werden. 
Zu Aufitelung des Voranſchlags wird bie Zuftimmung bes 
Ausſchuſſes erfordert. $. 135,;N. 13. Er wird von dem 
Amtsreviforat geprüft, aber die Genehmigung und die Ent⸗ 
fheidung über dabei entfiehende Streitigkeiten ftehet bem 
Amt zu. Der Refurs geht in legter Inftanz an die Kreise 
regierung. R. B. 33, N. XXX, $ 8, lit. f. 
Der Voranſchlag erftredt ſich: 
1) über dlle Einnahmen und Ausgaben mit Ausnahme 
a. ber Kriegsfchulden und Kirchen: und Schulhaus: 
baukoften ($ 81), 
b. der Sociallaften ($ 79), und 
c. wenn wegen Vermehrung ober Ergänzung des 
Srundfiods ein eigenes Verfahren nothwendig 
wird. ($ 65, 66.) In Bezug auf die darin 
aufzunehmenden Ausgaben fiehe noch $ A und 5. 
R. B. 37, N. XLIL 
2) Dem Voranfhlag ift (nicht die legte Jahresrechnung, 
fondern) die Rechnung desjenigen Jahres zu 
Grunde zu legen, bas dem Rechnungsjahr, in wels 
hem der Voranfchlag gefertigt ift, unmittelbar vor⸗ 
ausgegangen iſt; in Beziehung auf das Jahr, für 
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welches ber Voranfhlag gemacht wird, alfo bie 
vorlegte Rechnung. R.B.37, NR. XL, 652 und 3. 
Ueberfteigen die Einnahmen bie Ausgaben, fo 
wird die Auflage auf den Allmendgenuß um ben 
Betrag des Ueberfchuffes herabgefest. 
Reihen die Einnahmen nicht bin, fo wirb für 
das Fehlende eine Umlage angeordnet ($ 64, 59), 
fo feme bie Gemeinde nicht andere Dedungsmittel 
in Antrag bringt ($ 77). Siehe hierüber noch $ 6 
et seqg. in R. B. 37, N. XLU. 
3) Beftehet eine Gemeindefchufdentilgungstaffe, fo ift 
bafür ein befonderer Voranfchlag zu entwerfen. 
5) Bei Fertigung, Prüfung und Genehmigung bes 
Boranfchlags ift darauf zu wachen, daf 
a. dee Grundfiod nie zu laufenden Bebürfniffen 
vermindert ($ 55, 66), vielmehr 

b. alles was nach dem Gefeg dem Grundftod zus 
gewiefen ift, 3 B. Einkaufsgeld ($ 188), Erlös 
von auferordentlihem Holzhieb ($ 116) zur 
Vermehrung beffelben verwendet werde, 

c. daß der Schuldenftand ber Gemeinde nad) einem, 
ihren Werhältniffen anpaffenden Zilgungeplan 
gemindert werde. 

6) Die Aufftellung des Voranſchlags fuͤr das naͤchſt⸗ 
folgende Rechnungsjahr geſchieht jeweils im Monat 
Maͤrz und zwar ſo, daß derſelbe vor Anfang des 
Rechnungsjahres ſchon genehmigt, auch allenfalls 
dabei entſtandene Anſtaͤnde ſchon endguͤltig erledigt 
ſind, und der genehmigte Voranſchlag ſogleich mit 
dem Anfang des Rechnungsjahres vollzogen werden 
ann. R. B. 37, N. XLII, $1. Nur in kleineren 
Gemeinden und überhaupt in foldhen, in melden 
die jährlih Iaufenden (den Grundfiod nicht ber 
rührenten) Ausgaben weniger als 5000 fl. betragen, 
kann der Gemeinderach mit Zuftimmung bes Aus: 


fchuffes beſchließen, den Voranſchlag erft wenn bie 
Rechnung des vorhergehenden Jahres geftellt ift, mit 
beren Zugrundlegung, im Monat Juli oder Auguft 
zu fertigen. ibidem $ 11 seqq. Der Bürgermeifter 
beftimmt ben Zag, ba fie vorgenommen werben fol; 
er it allen zur VBerathung Berufenen wenigſtens 
8 Tage vorher anzufagen und darüber Beſcheinigung 
zum Protokoll zu bringen. In diefes find ſaͤmmt⸗ 
liche Bemerkungen und Einwendungen einzutra« 
gen, über die man fich nicht vereinigen ann, fo 
wie die Entfcheidung der Mehrheit. 

7) Acht Zage ift der Voranſchlag mit feinen Beilagen 
und ber festen Rechnung auf dem Rathhaufe zur 
Einfiht aller Berheiligten aufzulegen, aud) find 
diefen auf Verlangen Abfchriften davon gegen die 
Gebühr ($ 20) mitzutheilen. Sofort'ift er dem Amtsre⸗ 
viforat zu übergeben, und von diefem binnen weitern 
8 Tagen mit feinem Butachten bem Amt vorzulegen. 
Sobald die amtliche Genehmigung erfolge ift, laͤßt 
der Gemeinderach die Umlageregifter darnady fertigen 
und jtelle fie dem Gemeinderechner zum Einzug zu. 


8) Wer gegen den Voranfchlag Einwendungen zu madyen 
bat, die er nicht ſchon bei deffen Berathung zu 
Protokoll gab, hat fie noch vor Einfendung des 
Voranſchlags an das Amtsreviforat dem Gemeinder 

rath ſchriftlich zu übergeben, damit diefer fie, fammt 
feiner Ermwiederung dem Voranſchlag beilege. 

Nur demjenigen, der gegen die Beftimmungen 
des Voranſchlags rechtzeitig Einwendungen erhoben. 
bat, die von dem Amt bei der Beftätigung nicht 
beachtet wurden, ftehet der Rekurs an die Kreis— 
regierung zu. 

9) Das, nach erfolgter Genehmigung des Voranſchlags 
auf den Grund beffelben gefertigte Umlagsregifter 
ift gegen jeden Steuerpflihtigen vollzugsreif, 
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ohne daß es hierzu einer Klage, ober eines Beweiſes 


. ber Richtigkeit der Umlageforberung bedarf. Nur. 


dann, wenn das Amt den Voranfchlag nicht fo, wie 
ihn die zu feiner Berathung Berufenen aufgeſtellt 
haben, genehmigte, fiehet den Betheiligten der Re: 
kurs wegen der abändernden Beftimmungen an bie 
Kreisregierung zu. 

Sf eine Beſchwerde angebracht, fo ann bie 
Behörde den Vollzug für das Umlagebetreffniß des 
Beſchwerdefuͤhrers fiftiren, che dieß gefchieht,, findet 
der Einzug ftate, ohne Ruͤckſicht auf erhobene Ein- 
wendung oder auf perfönlichen Gerichteftand. (M. d. 
J. d. d. 20. San. 1834, N. 589 in A. B. S. 
N. 17.) 


m Die Behauptung eines Guthabens nach $ 60 befreiet 


6 133. 


nicht von ber einftmweiligen Zahlung der Umlagefchul: 
digkeit, erft bann, wenn barüber entfchieben ift, 
tritt Abrechnung ein. R.B.35, N.LII, 6 18— 38. 
Die Prüfung der Voranſchlaͤge und der Umlagsregifter 
durch das Amtsreviforat geſchieht Loftenfrei. 5151, 
N. 2. Uber bei der Abhör der Rechnungen wird 
der Voranfchlag als Rehnungsbeilage bei Berechnung 
ber Serterngebühr mitgezählt, A. B. ©. v, 1836, 
N. 17, 


Die geftellte Gemeinderechnung ift in dem ver- 


fammelten Gemeinderath , unter Zuziehung des Ausfchuffes, 


$ 135, 


N. 15, zu prüfen, und fodann mit dem Prüfungs. 


protofoll in dem Rathhauſe, oder in einem anderen geeig- 
neten Gebäude, vierzehn Tage lang zur Einficht der Gemeinde» 
fteuerpflichtigen aufzulegen. 

Nach diefer Zeit iſt folche Öffentlich zu verkünden, die - 
Bemerkungen der Einzelnen find zu Protokoll zu nehmen ; 
endlich ift die Rechnung mit ſämmtlichen Brüfungsprotofollen 

7 


38 


zur, 


Abhor einzuſenden, fofort: nach ihrer Abhör nnd Rück⸗ 


funft abermals auf Die obgedachte Art vorzulegen. 


Ale Fahre kann von dem Gemeinderathe ein Nechen- 
fchaftsbericht , mit Angabe aller Einnahmen und Ausgaben 


und 


nit den wichtigiten Nachweifungen, bearbeitet und ge- 


druckt unter alle Bürger und Einwohner vertheilt werden, 


In 


den Städten Karlsruhe, Mannheim, Heidelberg und 


Freiburg muß eine ſolche Vertheilung geſchehen. 
Fuͤr die Abhoͤr und Verbeſcheidung der Gemeinderechnungen 


iſt durch Erlaß des M. d. J. d. d. W. Okt. 1835, N. 9286 
eine genaue Inſtruktion gegeben, (X. B. S. 1836, N. 15) 
in Bezug auf welche durch Erlaß des M. d. J. d. d. 
W. Jan. 1837, N. 598 (A. B. S. 1838, N. 14) verfügt 
ift, daß den Amtsreviforaten nur die Rechnungsabhoͤr, alfo 
nur die WVerbefheibung deſſen zufteht, was fih auf bie 
Verrechnung bezieht, nicht aber aud die Erledigung 
deffen, twas in dee Verwaltung felbft zu rügen ift, 
und daß diefelben letzteres dem Bezirksamte als nächfter 


Aufſichtsbehoͤrde uͤber die Gemeindeverwaltung anzuzeigen 


ee 


haben (woraus auch folgt, daß die Amtsreviforate wohl 
dem Rechner, nicht aber audy dem Gemeinderath, Poften 
zu Rezeß ſchlagen koͤnnen, und die Strafe und Erfagver: 
“fügling- gegen den- Gemeinderath, allein dem Bezirksamt 
vorbehalten bleibt). Gegen ben MRechnungsbefcheid bes 
‚AUmtsreviforats. fteht dem Rechner der Rekuts an bie Kreis: 
regierung ZU. 


r 134, Weber die Form des ra fiehe Ver⸗ 


ordnung vom 8. Dft. 1832, R. B. N. LVII, auch A. > m: 


von. 


1838, Beil, R. 18. 


Am Schluſſe des Rechnungsjahtes (1. Juni) hat in ‘jeder 
— . Gemeinde der VBürgermeifter unter Beizug eines Gemeinde: 


raths und des Rathefchreibers einen Kaffenflurz vorzunehmen, 
und ift daruͤber ein Protokoll zu fuͤhren. A. B. M. 1838, 
Beil. 30. 





Zehnter Abſchnitt. 


Bon den Amisbetugniſſen des Pürgerausfdufes. 


F 135, Ohne Zuſtimmung des Bürgeransfchuffes können 
die Beſchlüſſe des Gemeinderathes über folgende Gegenſtände 
nicht zum Vollzug kommen: 

1) wenn der Antrag auf Suspenſion oder Dienſtentlaſſung 
des Bürgermeiſters, eines Mitgliedes des Gemeinde- 
rathes, Rathsſchreibers and Gemeindeverrechnerd ge⸗ 
ſtellt werden ſoll; 5 4. 

2 bei Feſtſerung des Werthes der Spann⸗ und Hand⸗ 
3) über die Ernennung und den Gehalt des Rathoſchrei⸗ 
bers und Gemeindeverrechners; $ 18 und 127, 18. 
Bw: Regulirung des Gehalts des Rathsfchreibers wird die Zus 

flimmung der Gemeinde erfordert, oben $ 19. 

4) über die. Errichtung neuer fändiger Gemeindedienfte, 
den dafür anszumerfenden Gehalt, fo. wie über die 
Erhöhung der feither beßenbenen Gehalte der Gemeinde. 
Diener; $ 42, N. 5. 

5) über die Beitimmungen des Betrages, bis zu. weichem 
‘die Weberfchüffe der Gemeindefaffe zu Kapital angelegt 

werden follen; 5.88, 

6) über Veräußerung von —— Kanes, fo 
weit folche nicht von der Zuſtimmung der Gemeinde 
($ 115) abhängt, über VBerpfändung des unbeweglichen 

Vermögens, über Verpachtungen, über Kufturverän. 
derungen des Gemeindegutd, über Veräußerungen, 
welche nach $ 118 aus freier Hand geſchehen; $ 120, 

7) Über die Erwerbung unbeweglicher Güter, fo weit 
nicht die Genehmigung der Gemeinde erforderlich — 
66/, 114. 

8) über neue Bauten und SHauptausheferungen, fd weit 
nicht die Zuftimmung der Gemeinde erfordert ehe 
$ 121. ' 

7, .. 
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9) über Vergleiche, die nach 5122 der Gemeinderarh 
genehmigt, fo mie über die in $ 122 ermähnten andern 
Verträge, Anfchafungen und Ausgaben, fo weit dazu 
nicht. die Einwilligung der Gemeinde nothwendig ift, 
und nicht dadurch die im VBoranfchlag dafür beftimmten 
Summen überfchritten werden ; 

40) über Anerkennung und Befriedigung jeder Fordernng, 
die aus Mechtögefchäften abgeleitet wird, zu deren 
Eingebung die Zuitimmung des Ausfchuffes gefeglich 
erforderlich ift, in fo fern die Ausgabe nicht fchon 

im BVoranfchlag begriffen, oder als auf einer öffent⸗ 
lichen Urkunde berubend, nach ihrem Rechtstitel und 
Umfang ganz unzweifelhaft. iſt; $ 127. Ä 

41):Über die Eingehung eines Nechtöftreites ſowohl für 

als gegen die Gemeinde; fo weit nicht die Zuſtimmung 
der Gemeinde nöthig iſt; F.125, 126. 
42) über Abgangsdekreturen von Schuldigkeiten an: bie 
Gemeinde; 5 130, 
43) über die Aufftelung der Gemeindevoranfchläge und 
Schuldentilgungsplane; $ 132 vergl. mit $ 61 und 62. 
44) über Kapitalaufnahmen, welche zur Abtragung aufge- 
: Zündigter Kapitalten gemacht werden follen; $ 82. 

15) Über Akkorde wegen öffentlicher Arbeiten und Liefe- 

gungen, die nicht auf dem Steigerungswege eingeleitet 

werden follen. $ 121, 122. 


Er muß endlih zur Prüfung der Gemeinderechnung 
in den Gemeinderath zugezogen und feine Bemerkungen, 
MWünfche und Befchwerden müflen zu Brotofol genommen 
werden. $ 133. 


Zu Holzverfleigerungen müſſen, wenn der Anfchlag des 
zu verfteigernden Holzes die Summe von 50. bis 100 fi. 
beträgt, ein Mitglied des Bürgerausfchuffes, wenn er aber 
100 fl. überfleigt, zwei Mitglieder deſſelben beigezogen 
werden, Berge, $ 118. 
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54136, In allen Fällen, in welchen die: Zuftimniung 
des re zur Wirffomkeit eines Gemeinde 
rathsbeſchluſſes nöthig if, hat der Bürgermeifter .denfelben 
in den Gemeinderath einzuladen, ihm den Gegenſtand der 
Berathung und die Anſicht des Gemeinderathes zu eraten⸗ 
und ſeine Meinung zu vernehmen. 

Es müſſen wehrt. als die Hälfte, der Obmann mit 
eingerechnet, erſcheinen, wenn eine gültige — * 
folgen ſoll. 

Der Durgerausſchuß kann ſich auch ohne — 
fung oder Ermächtigung des Bürgermeiſters verſammeln, 
hat dieſem jedoch vorerſt über den Ort, die Zeit und den 
Gegenſtand der ſtatt zu findenden Berfammlung die Anzeige 
zu machen, 

$ 137. Sf die Mehrheit der erfchienenen Ausſchußmit⸗ 
glieder mit dem Gemeinderath einverſtanden, fo iſt die Er- 
klärung der Erfiern im das Protofoll einzutragen und von 
dem Obmann und den zwei älteften: Bütgtiebenn. des Mint 
ſchuſſes zu unterzeichnen, ji 

Findet der Ausſchuß Anſtände, fo ift ihm eine — 
derte Berathung zu geſtatten. Der Ausſchuß kann, ſo oft 

er es verlangt, eine ſolche Berathung pflegen. I 

Kommt nach folcher eine Vereinigung nicht zu Stande, 
fo it die Weigerung der Zuftimmung ebenfalls in das gre⸗ 
tokoll einzutragen. 

Sofort tritt die Pflicht des Bürgermeiſters ein, den 
Gegenſtand der Gemeinde zur Enticheidung vorzulegen, 838, 
N. 4. Nur in den Fällen, in welchen durch diefe Meinungs- 
verfchiedenheit eine unverfchiebliche Verpflichtung der Ge⸗ 
meinde oder des Gemeinderathes gegen die Gemeinde uner- 
füllt bleiben würde, und dabei Gefahr auf dem Verzug 
haftet, bat der: Bürgermeifter mit Umgehung der Gemeinde 
die : verfchiedenen Anfichten des  Gemeinderatbs und des 
Bürgerausfchuffes der ihm vorgefegten Staatsverwaltungs- 
fielle zur Entfcheidung vorzulegen, welche Entfcheidung 


ſogleich zu vollziehen ift, vorbehaltlich der. DOIRWORT des 
einen. oder des andern Theile, 

5 138, Schriftliche Verhandlungen zwiſchen dem Ge⸗ 
meinderath und dem Bürgerausſchuſſe finden nicht ſtatt. 

Es ſteht Jedoch dem Bürgerausſchuß frei, feine abwei- 
chenden Anfichten dem Protokoll fchriftlich beizufügen. 

.$ 139. Auf Berlangen der vorgefeßten Staatsbehörde 
muß der Ausfchuß auch in andern Angelegenheiten zu den 
Beratbungen des Gemeinderaths zugezogen werden, 


Dierter Titel, 


Bon den Gemeinden, welche aus mehreren 
Orten zufammengefegt find. 


5 140, Wenn eine Gemeinde. aud zwei oder ‚mehreren 
Drten befteht , fo bat fie den Namen von einem biefer Orte, 
in der Regel von dem größeren, zu führen, der dadurch 
der Hauptort wird, 

$ 141, Der Bürgermeifter ift in der Megel aus den 
Bürgern des Hauptorts zu wählen, doch fann er, ment 
die einzelnen Orte nahe Beifammen liegen, aus einem der 
übrigen gewählt werden, 

Vergl. $ 11. 

$ 142, Die Gemeinderäthe find aus fümmtlichen Orten 
zu wählen, über welche fich der Gemeindeverband erſtreckt. 

Die Wahl des Bürgermeiſters und der Gemeinderäthe 
gefchieht nach Vorfchrift diefes Geſetzes. 

Die Staatsbehörde (das Amt) hat nach — 
der Gemeinde, und unter Berückſichtigung der Bürgerzahl 
jeden Orts und der übrigen Verhältniſſe, zu beſtimmen, wie 
viel Gemeinderäthe aus jedem Orte von den — — 
gewählt werden müſſen. 


4103 


Das Namliche findet — des zu wähieuben Bür⸗ 
gerausſchuſſes ſtatt. 

$ 4143, Der Bürgermeißer: —* die Poligei in 
ſaͤmmtlichen Orten. 

Jedoch können dem dienſtälteſten Gemeinderath in jedem 
der übrigen Orte unter dem Namen „Stabhalter“ 
einzelne Zweige der Ortspolizei, namentlich die Sicherheits⸗ 
Holisei und: die Erhaltung der Ruhe und Ordnung, über- 
tragen werden. 

$ 144. Haben ſammtliche Orte eine gemeinſchaftliche 
Gemarkung, ſo ſind die Verhältniſſe aller Bürger unter ſich 
und in Bezug auf die Gemarkung gleich, ſo weit nicht 
dieſes Geſetz überhaupt in irgend einer Beziehung einen 
Unterſchied macht. Es beſteht nur ein e Gemeindeverwaltung. 
5445. Hat einer und der andere Nebenort eine von 
der. Gemarkung: des Hauptörts verfchiedene Gemarkung, fo 
find diefe Orte in Bezug auf das Gemeindegut, Allmend⸗ 
gut, und das. Gemarkungsverhältniß als getrennt * be⸗ 
trachten. 

Daſſelbe iſt in Bezug auf das Gemeind⸗ und Allmend⸗ 
gut der Fall, wenn dieſe Orte zwar eine gemeinſchaftliche 
Gemarkung, aber beſonderes Gemeindevermögen haben. 

In diefem: Fall werden in ben Voranſchlag der Gefammt: 
gemeinde nur diejenigen Einnahmen und: Ausgaben 
aufgenommen, welche die Geſammtheit der. Orte berühren. 

‚Der durch die Gemeindeeinkimfte- und Alkmendauflagen nicht 

gedeckte Theil. ihrer Ausgaben wird unter die. einzelnen 
Drte nah dem ein für allemal unter ihnen feflgefegten 
Werhaͤltniß ($ 150) -repartiet. Iſt ein. ſolches Beitrags- 
verhaͤltniß der einzelnen Orte nicht feſtgeſetzt, fo wird nach 
Worſchrift der Ih 61 and 62: hinſichtſich der Einkuͤnfte und. 
Ausgaben der Geſammtgemeinde berechnet, ob und 
sin Welche Vorausbeitraͤge quf das Steuerkapital der Gemeinde: 
Anduͤrger und der ‚ihnen: Gleichgeſtellten fallen und dieſe,ſo 
wie die zur Deckung der übrigen Ausgaben erforderlichen 
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Umlagen werden nad dem ganzen Gemeindekataſter von 
ben Steuerpflichtigen derjenigen Orte, die keine eigenen 
Einkünfte oder Ausgaben haben, erhoben, wogegen benjes 

nigen Drten, die eigene Einkünfte und Ausgaben haben, 
ihr Betreffniß an Worausbeiträgen und fonftigem Bedarf 
in einer Summe zugefdieden und von benfelben mit 
den übrigen Drtsausgaben in ihren befondern Ortsvorans 
fhlag aufgenommen wird. R. B. 35, N. LU, $ 29,.30 
Der Aufwand für Schulen, welchen die Kinder der Neben: 
orte nicht zugeteilt find, gehört nicht zu den Ausgaben 
der Gefammtgemeinde.. M. d. 3. d. d. 20. Febr. 1835, 
N. 1623. 

$ 146, Der Bürgermeilter und Gemeinderath beforgen 
in Fällen des $ 145 nur die Angelegenheiten, welche den 
Gemeindeverband betreffen, für alle Orte gemeinfchaftlich, 
In dem Hauptorte beforgt der Bürgermeifter und der Ge- 
meinderath auch die Gemeindevermögensangelegenheiten, je» 
doch haben in folchen die Semeinderäthe der Nebenorte seine 
Stimme. 

$ 147, Zn den Nebenorten verwaltet unter der Leitung 
des Ddienftälteiten Gemeinderachd oder Stabhalters ein von 
den Bürgern ded Orts zu wählender Bermaltungsrath 
das Gemeindevermögen. Er kann die Zahl von vier nicht 
überſteigen. 

Die Gemeinderäthe, welche von den Nebenorten gewählt 
wurden, ſind von Rechtswegen Mitglieder des Verwaltungs⸗ 
rathes. Die Erneuerung der übrigen Mitglieder geſchieht 
alle zwei Jahre zur Hälfte. 

In Fällen, in welchen nach dieſen Geſetzen die Zuſtim⸗ 
mung des Bürgerausſchuſſes erforderlich iſt, wird in den 
Angelegenheiten dieſer Orte die Zuſtimmung der Bürger⸗ 
ſchaft des Orts ſelbſt erfordert. 

Die oben feſtgeſetzten Vorſchriften hinſichtlich der Wahl⸗ 
berechtigung und Wahlfähigkeit der Gemeinderäthe finden 
auch hier Anwendung. 
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4448. Die Ortsbürger haben ferner einen Ortorechner 
auf längere oder Fürgere Zeit zu wählen, der in die Zabl 
der vorgedachten Berwaltungsmitglieder einzurechnen iſt. 

Derfelbe ift an die dem Gemeinderechner — 
geſetzlichen Beſtimmungen gebunden. 
$ 149, Die geſtellte Rechnung bat der älteſte Gemeinde 

rath den Ortöblirgern gehörig zu verkünden, und mit ihren 
Bemerkungen durch den Bürgermeifter zur Abhör einzufenden. 


$ 150. Wo das Beitragsverbältnig der Nebenorte in 
die Gemeindefaffe zur Beftreitung der Ausgaben des Ge- 
meindeverbands noch nicht geordnet ift, bat ſolches, fo wie 
die Rechnungsführung, die Staatsbehörde nach Vernebmung 
aller Berheiligten zu reguliren. 


Die Ausgaben, welche die Bedürfniſſe des — 
ſelbſt nöthig machen, hat derſelbe aus dem — 
zu beſtreiten nach Vorſchrift des Geſetze. 

Bei Rekurſen hieruͤber entſcheidet die Kreisregierung in — 
Inſtanz. R. B. 33, N. XXII, 65 BL. 
Der Verwaltungsrath in. ſolchen Orten regulirt auch die 

Groͤße des Einfaufsgeldes und des Beitrags fuͤr Buͤrger⸗ 

nutzungen, vorbehaltlich der Genehmigung des Amtes. R. 
B. 33, N. XVII. In Betreff der Armenunterhaltung 
fiehe auch Erlaß des M. d. J. d. d. 1. ee — 
A. B. M. Beil. N. 24. 


Sünfter. Titel. ” 
Bon der Aufficht des Staats über die | 
Gemeindeverwaltung. 


$ 151, Die Verwaltung der Ortspolizei ſteht unter 
der ununterbrochenen united des BISRER — 
S 4, 48, 51. 


Hinſichtlich der. Übrigen Gemeindeverwartung wird die 
Stantsbehärde das: Auffichtsrecht im: All gemeinen der 
Art ausüben, daß fie. 

4) den Gang derfelben beobachten und. bei den Hggerich- 

ten davon Einficht nehmen: läßt, in welchem letztern 

Falle der Staat die Hälfte und die Gemeindelaffe die 

. andere Hälfte der Rüggerichtsfoften zu tragen hat. 

In andern Fällen, in welchen die. Einficht des 

Gemeindehaushaltes dienftpflichtgemäß nöthig wird , hat 

"die Gemeinde die Koften zu beftreiten, 

2) Sie wird die VBoranfchläge des Gemeindehaushaltes, 
jedoch ebenfalls ohne Koſtenaufwand für die Gemein— 
den, prüfen und genehmigen. $ 132. 

3) Die Gemeinderechnungen abhören, die entdeckten Män- 
gel verbefern, die Rachläßigkeiten rügen, und vor- 

ſatzliche Gefesübertretungen betrafen laſſen. 5 133, 

Außer diefen erfordern folgende Handlungen vor deren 
Vornahme die Staatsgenehmigung : 

I. $n allen Gemeinden. 

1) Alle Veräußerungen des unbeweglichen Gemeindeber- 
mögend, das den Anfchlag von 1000 fl. überfteigt, und 
die Vertheilung defielben, fo wie die Art der Ber- 
theilung und alle Abänderungen im Allmendgenuß. 
115, 97 8eq. 

2) Alle Verwendung des Grundftodvermögens zu Taufenden 
Bedürfniffen. $ 66, 119. 

3) Die Kapitalaufnahmen, wenn die aufzunehmenden 
Gelder nicht zu Tilgung aufgefündigter Kapitalien 
verwendet werden follen. 5:82. - 

4) Ale Neubauten, die nicht aus den ordentlichen Ein- 
fünften der Gemeinde beftritten merden können, $121. 

5) Die Einführung eines Detroi. $ 71. 

6) Alle: Daldansfodunges: und: —— Holz⸗ 
hiebe. $56,:116,. nruun LT 

7) Die Vermehrung oder —— er Gehalte des 
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Buürgermeiſters, der Gemeinderäthe, des Mathefchrei- 
bers und Gemeinderechners, fo -wie die Einführung 
neuer Gehalte, $ 19,- 

8) Die Genehmigung der oberiten Staatöbehörde iſt noth⸗ 
wendig, wenn das Markungsrecht über einen gewiſſen 
Diſtrikt, worüber daſſelbe einer Gemeinde unbeſtritten 
zuſteht, einer anderen Gemeinde eingeräumt werden 
fol. (Iſt das Markungsrecht zwiſchen beiden Ge⸗ 
meinden ſtreitig, fo find die übrigen Verwaltungs⸗ 
behörden zur Entfcheidung zuftändig.) M. d. 3. d.d. 
5. Febr, 1838, N. 4438, A. B. M. Beil; 12. 

II. Xn Städten unter 3000 Seelen und in Land- 
gemeinden außer den unter Rei BETBEIRIE 
tew Fälben. 

| ») Die Veräußerung und Berpfänduing der Gemeinde 

liegenſchaften ohne Nüdficht anf dem Werth. $ 115, 

2) Die Veräußerung beiveglicher und unbeweglicher Gegen» - 
Hände außer der Steigerung, mern der Betrag 50: fl 
überfteigt, und die Verpachtung, im fo Fern fie Ha 
Dauer von 9 Jahren überfteigt. $ 118. 

3) Die Erwerbungen unbemeglicher Büter, wenn eotche 
nicht aus den ordentlichen Einkünften erkauft werden. 
8 114. 

4) Die Verwendung der Gemeindeüberſchüſe. F 83, 

Siehe auch die Verordnung über die Kompetenz in Gemeinde: 
fachen und die Zahl der Inftanzen dabei R.B.33, N. XXXU, 
welche bei den einfläglihen Sen ſchon im a Einzeiuen auf: 
gefüper if. — 

In Betreff der dienſtpolizeilichen Unterfuhungen gegen Bürger: 

meiſter ober Gemeinderäthe hat das M. db. J. unterm 

10 Nov. 1835; N. 10,812 und MA. Dez 1835, R:11,369 
(A. B. M. von 1836, N. 7) verfügt, doß ſolche Unter 
ſuchungen durch die Wemter in erfter Inſtanz zu erfebigen 

ſeyen, fobald jedoch nach ihrem - Dafuͤrhalten im konkreten 
Falle Entlaſſung, einſtweilige —— vom Dienſte, oder 


— — — 
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auch nur nach $ 23 ein Beſſerungsverſuch ‚gegen. ben frag: 
lichen Buͤrgermeiſter, Gemeinderath, Gemeinderechner, oder 
Rathsſchreiber zu erkennen ſeyn moͤchte, Vorlage an die 
Megierung zu machen ſey, (bezlehungsweiſe an das ‘Hof: 
not Md J. d. de 2. — 1836, N. 1357. A. B. 


Sechster. Titel. 
Bon dem Necht des Hekurfes. 


5 152, ‚Gegen alle. den. Beſtimmungen diefed Geſetzes 
zuwiderlaufende entfcheidende Verfügungen, und alle Anord- 
nungen in Gemeindeangelegenheiten fieht jedem Berbeiligten 
der Rekurs von dem Bürgermeiſter und Gemeinderath oder 
eine Befchwerde gegen folche an die nächſtvorgeſetzte, und 
von einem. Erkenntniß diefer letztern an die höheren Ver- 
mwaltungsftellen nach. den beſtehenden und künftigen Verord⸗ 
nungen über Rekurſe zu. 

Die Verwaltungsbehoͤrden ſind in ihren Entſcheidungen uͤber 

Almendberechtigung an frühere richterliche Erkenntniſſe nicht 
gebunden. M. d. J. d. d. 14. Jan. 1833, N. 206 in 
A. B. S. N.144. 

Auch kann die Betretung des Wechtsweges den Vollzug von 
Verfuͤgungen, die im Verwaltungswege ergangen ſind, nicht 
hemmen, ſo lange nicht ein richtet liches Etkenntniß, ſey es 
in petitorio ober possessorio, ein Anderes verfügt, M. 
d, 3. d. d. 2. Mai 1835, N. 4419. 

‚Die Anmeldung eines unzuläßigen Rekurſes hat niemals auf: 
fhiebende Wirkung. M. d. J. d. d. 3. Febr. 1834, N. 1056. 
Siehe audy hier die bei den einfchläglichen Stellen ſchon im 
Einzelnen erwähnte Verordnung über die Kompetenz in 
Gemeindefachen und die Zahı der Inftanzen babei. R.B.33, 

N. AXXIL 





Sicbenter Titel. 


Bon den abgefonderten Waldungen und 
Hofgütern. 


158, Befinden fih in Waldungen, die eine — 
derte Gemarkung haben, ſie mögen an zwei oder mehrere 
Gemeindegemarkungen angränzen, Einſaſſen, ſo iſt die poli⸗ 
zeiliche Aufſicht über ſolche dem Bürgermeiſter desjenigen 
Orts zu übertragen, welcher dieſen Waldeinſaſſen am nächſten 
liegt, beziehungsweiſe einem Stabhalter nach $ 154; die 
von. ihnen zu verwaltende Polizei umfaßt alle in $ 48 be⸗ 
zeichneten Zweige derſelben. R. B. 37, NR. XXXV, 55. 
Das Drtögericht des naͤchſt gelegenen Orts führt auch bie 
.: Grund» und Pfandbüher, aber. auf Koften der Eigen« 
thümer, getrennt von. jenen. feiner eigenen Gemarkung. 
R. B. 31, N. I. | | 

Eben daſſelbe verwahrt die Sieuertegiſtratut. 5. M. d. d. 
24. Nov. 1832, N. 7763. 

Der Bürgermeiſter hat die Tagsgebühren für polizeiliche 
Verrichtungen in dieſen Kolonien von dem Eigenthümer des 
Waldes zu fordern, wenn ſolcher nicht über eine jährliche 
Averſalſumme mit ihm übereinkommen will; dagegen hat 
der Eigenthümer die ertannten polizeilichen Geldſtrafen zu 
beziehen. 

Für die Sicherheit in ſolchen Waldungen, die mehreren 
Gemarkungen angränzen, hat die Staatsverwaltung zu ſorgen. 

Das Bezirksamt beſchließt uͤber die Aufſtellung eines Polizels 

dieners in der Kolonie, welcher ſodann von dem Vorgeſetzten 
derſelben (fiehe 5 154) votgeſchlagen und vom Bezirksamt 
nach Vernehmung' des Eigenthuͤmers beſtaͤtigt wird; ber 

Netwa nöthige Feldſchuͤtze wird vom. Eigenthuͤmer vorgeſchla⸗ 
>.» gen ‚und‘ vom Bezirksamt beſtaͤtigt. Auch. die Gehalte des 
Stabhalters (firhe 5154) und Polizeidieners werden, wenn 
dieſe darkber mit dem Eigenthuͤmer fid nicht. vereinbaren, 

vom Bezitksamte feftgefegt.: R.B. 37, NR. XXXV, 5 3,4. 


a 


5 154. Beläuft fich die Zahl der auf einem abgefon- 
derten Hofgut lebenden Menſchen wenigſtens auf vierzig, fo 
kann einem des’ Schreibens und Lefens fundigen Einwohner 
die polizeiliche Aufficht Über folche unter dem Namen ‚‚Stab- 
balacı“ übertragen werden: 

Derfelbe iſt der  Stantsverwaltungsftelle des Bezirls un⸗ 
mittelbar untergeordnet, an welche erfiere auch die Relurfe 
zu richten ſind. 

Die von dem Stabhalter nach Vorſchrift der Geſebe 
— Strafen fallen dem Eigenthümer des Hofguts zu, 
unter der Verbindlichkeit, dem Erſtern eine billige Entfchä« 
diguing für feine Bemühungen abzureichen. 

Wird ein folcher Stabhalter nicht aufgeftellt, fo ift das 
Hofgut der polizeilichen Aufſicht des Bürgermeifters des 
nächitgefegeneh Orts zu untergeben. 

Die Strafen fallen in die Kaffen der Gemeinde, welcher 
der Bürgermeiſter vorgeſetzt iſt. 

Ob die polizeiliche Aufſicht uͤber die Einſaſſen einer ſolchen 
RKolonie einem benachbarten Buͤrger und welchem, oder ob 
fuͤtr ſie ein eigener Stabhalter aufzuſtellen ſey, daruͤber ent⸗ 

ſcheidet, auf Vernehmung des Eigenthuͤmers ber abgefon« 
derten Waldung oder des Hofguts, und auf Vernehmung 
einzelner oder aller ſelbſtſtaͤndigen Einſaſſen, in erſter Ins 
ſtanz das Bezirksamt. In gleicher Weiſe wird der Stab: 
hoalter, wo ein folder aufzuftellen oder aufgeftelle ift, vom 
Bezirksamt (auf unbeftimmte Zeit und widerruflic) ernannt 
und entlaffen, R. 2. 37, N. XXXV, $ 1 und 2. 

8.155, Vieinalwege, die durch abgefonderte Waldungen 
und Hofgüter ziehen, bat der Eigenthümer derfelben zu 
unterhalten. Er ift aber berechtigt, von den Einwohnern 
auf dem Hof, welche Zugvieh befisen, ein bis vier Tage 
Fuhrdienſte von jedem, und von denen, die Feines beſitzen, 
ein bis vier Tage Handdienfte im Jahr zur Unterhaltung 
der Wege geſetzlich zu fordern. 


* 
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Das Nämliche iſt der : Eigenthümer eines Waldes in 
gleichem: Fall von den Waldeinſaſſen zu verlangen berechtigt. 

#156 Die Eltern in Waldfolowien und auf Hofgütern 
haben die. Koften für dem Unterricht ihrer Kinder, wenn fie, 
der ‚Entfernung wegen, nicht in- eine benachbarte Schule 
— werden können, ſelbſt zu beſtreiten. 

Der Eigenthümer der Waldungen oder des Hofs aber iſt 
zu einem billigen, im Weigerungsfalle von den Staatöbe- 
börden fefzufegenden Beitrag ‚verpflichtet. 

Wenn auf einer abgefonderten Gemarkung für.den Unterricht 
der Kinder der Einfaffen eine eigene öffentfihe Schule be: 
ſteht, fo richter fi die Frage, ob umd was der Staat 
zum Pehrergehalte beizutragen habe, nach dem Volksſchul⸗ 
gefege vom 28. Auguft 1835,- wogegen das, was vom 
Staate nicht Übernommen wird, nach obigen theilweis auf 
den Eigenthämer, theilweife auf die ‚Einfaffen * R. B. 
37, N. XXXV, $ 13. 

Auch hat der Eigenthümer für die Unterhaftung der Ein- 
woher in Fällen der Arbeitsunfähigkeit und Dürftigkeit 
zu ſorgen, wenn ſolche fein anderes Heimathsrecht Haben, 
Siche R. B. 37, MXXXV, 65 

- Bei’ Streitigkeiten über die Vertheilung der Koſten In Wald: 

"Kolonien geht: der Rekurs in letzter Inftanz an die Kreis: 

regierung: R. Bi 33, N. XXXU, 5 8, It. . 
Wenn 'eine abgefonderte Waldung oder ein abgeföndertes Hof: 
— gut nice mehroeinen: Eigenthuͤmer hat; ſondern mehreren 
gehört, fo find die dem Eigenthuͤmer obliegenden Laften 
ARD. 37, M. XXXV, 6.7), wenn nichts Anderes be: 
dungen iſt, auf: die verſchiedenen Eigenthuͤmer nach Ver: 
haͤltniß ihrer in der Gemarkung gelegenen Steuerkapitalien 
zu repartiren. Nur der Eigenthuͤmer kann neue Einſaſſen 
aufnehmen; find. es mehrere Eigenthuͤmer, fo iſt die Ver: 
nehmung und Zuftimmung aller biefer Eigenthuͤmer babei 
erforderlich, fo mie überhaupt bei allen die Kolonie betrefs 

:fenden Angelegenheiten, wo des alleinigen Eigenthuͤmers 


112 


Bernehmung und: Zuſtimmung erforderlich wäre. R.B. 37, 


CM XXXV, 56, 7. Auch folln diefe verſchiebenen Eigene 


thuͤmer in Beziehung auf Alles, was ihnen nad) obigen 


66 zu Laſt faͤllt, überhaupt immer nur gemeinfhaft 
lich handen: M. d. J. d. d. 9. Juli 35, N. 12,424 in 


A. 8. S. N. 71. Sind mehr als fünf. folder Eigen 


thuͤmer vorhanden, fo koͤnnen alle diejenigen, welche einzeln 


. weniger als den Einfünftel alles Grundeigenthums (nad 


dem Steuerkapital) befigen, angehalten werden, einen ober 


- mehrere gemeinfchaftliche Vertreter zu wählen; die Gewaͤhl⸗ 


ten find dem Bezirksamt anzuzeigen; gefchieht dieß innerhalb 


‚ einer vom Bezirksamt dazu. anberaumten Friſt nicht, fo 


ernennt ‚baffelbe einen ober mehrere Vertreter felbft; dieſe 
haben überall, wo die Vernehmung ober Zuflimmung der 
Eigenthümer erforderlich iſt, ſo mie hinfichtlich der den leg« 


. ‚teren obliegenden Laften, unbefchränkte Vollmacht, Namens 


derfelben zu handeln. R. B. 37, N. V, 5 8, 9. 


Ueberall, wo. die abgeſonderte Gemarkung verſchiedenen Eigen⸗ 


thuͤmern gehoͤrt, und ſich nicht einer derſelben bereit erklaͤrt, 
die gemeinſchaftlichen Laſten vorſchuͤßlich zu beſtreiten, und 
die Betreffniſſe der anderen Eigenthuͤmer von dieſen wieder 
zu erheben, ſind dieſelben ſchuldig, einen Verrechner zu 
ernennen, und einen vom Bezirksamt zu beſtaͤtigenden Vor: 
anfchlag (für 1—3 Jahre) aufzuftellen, nach welchem ber 


Verrechner die Beiträge der einzelnen Eigenthümer und bie 


etwaigen Geldſtrafen zu erheben und die Ausgaben zu bes 
fireiten, fofort ihnen Rechnung zu ftellen hat. ibid. $ 10. 


gaften, melde nicht dem Eigenthuͤmer oder den Eigenthuͤmern 


"obliegen, alfo von den Einfaffen felbft zu tragen find, 


werden auf bdiefelben nad gütlihem Webereintommen, ober 
wo ein folhes nicht zu Stande kommt, nad einem den 
betreffenden Verhältniffen angemeffenen, vom Bezirksamt 
feftzufegenben Umlagsfuße umgelegt, in welcher Beziehung 
die Einfaffen unter fi einen. Verrehner, und wenn ihrer 


miehr als 10 find, einen Ausfhuß von 2 —5 Mitgliedern 
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erwählen Fönnen; auf ihe Verlangen wird ihte Rechnung 
glei Gemeinderehnungen einer. Revifion und ihe Voran⸗ 
ſchlag einer amtlihen Prüfung unterworfen. R. B. 37, 
N. XXXV, 6 8— 12. Ä 

Weber Verehelihung und Gruͤndung einer neuen — in 
einer Kolonie ſiehe $ 6 ibidem. 





Siebenter Titel, 
Vom Bürgerrecht. 


Erstes fapitel. 


Allgemeine Befimmungen. 
Bon den Nechten der Gemeindebürger. 


5 emt eu ng: Die inclavirten Zahlen bezeichnen bie $$ des Gefeges 
vom 31. Dezember 1831 über die Rechte der Gemeindebürger, 
R. B. 32, VIII. 


8 157 [1]. Die Rechte der Gemeindebürger find: 

4) das Recht des fändigen Aufenthalts in der Gemeinde 
und der Benusung aller Gemeinde-Anftalten; 

2) der Stimmengebung bei Gemeindeverfammiungen; 

3) der Wahlfähigkeit und Wählbarfeit zu allen Gemeinde, 
Aemtern; 

4) der Theilnahme an dem Gemeinde- und Allmendgut, 
und zwar die unter Nr. 2, 3, 4 bezeichneten Rechte 
nach Borfchrift des Geſetzes über Verfaſſung und 
Berwaltung der Gemeinden; 

5) des Betriebes eines jeden Gewerbes, nach Vorſchrift 
der Geſetze; 

6) des unbefchränften Erwerbs von Liegenfchaften; 

7) das Recht, in der Gemeinde, deren Bürger Jemand if, 
durch Heirath eine Familie zu gründen; 

8 
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8) das Necht des Anfpruches auf Unterſtützung aus den 

Gemeindemitteln in Fällen der Dürftigfeit, 
Denjenigen, die ein angebornes Bürgerrecht be- 

fiten, dad Bürgerrecht aber noch nicht angetreten 
haben, fteben die unter Nr. 1, 6 und 8 genannten 
Rechte zu. 

$ 158 [2]. Die Rechte aller Gemeindebürger find gleich, 

wo nicht das Gefe einen Unterfchied macht. 
Vergl. oben $ 2. 


$ 159 [3]. Niemand kann das Bürgerrecht in mehr als 
einer Gemeinde befiken. 
Eben fo wenig ann baffelbe neben ausmwärtigem Staatsbürs 
gerecht beftehen. Sechstes Konftitutionsedikt in R. B. 08, 
NR. XVIL, $ 9. 


Die Standes: und Grundherren, melde durch ihren Güter: 
befig zur Zeit der Mediatifirung Untertanen mehrerer beut« 
(hen Souveräne geworden find, können gleichzeitig neben 
dem Babdifhen auch fremdes Staatsbürgerreht genießen, 
wenn die fremden Staaten diefe Gleichzeitigkeit anerfennen. 
R. B. 234, N. XL,$5. 


Zweites Kapitel, 
Bon der Erwerbung des Bürgerrechts. 


$ 160 [4]. Das Bürgerrecht wird erlangt: 
1) durch Geburt; 
2) durch Annahme, 

5 161 [5]. Bürgerstöchter haben ein angebornes Bür- 
gerrecht, können aber daffelbe erſt antreten, wenn fie 
fih mit einem Gemeindebürger verheirathen. Andere 
Srauensperfonen erlangen dag Bürgerrecht nur durch 
Berebelichung mit einem Gemeindebürger, wodurch fie 
zugleich das Indigenat erlangen (vergl. $ 197), oder durch 
Aufnahme ihres Ehemannes in das Bürgerrecht. 
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Auch nad getrennter oder nichtig erflärter Ehe be. 
bält die Ehefrau ihr Bürgerrecht in der Gemeinde, in 
welcher ihr Ehemann daſſelbe zur Zeit der Anflöfung der 
Ehe harte. Sie bat jedoch, fo Tange ihr Ehemann lebt, 
feinen Anfpruch an die Bürgernusungen. 

$ 162, Eine, ohne dieffeitige Staatserlaubnig im Aus. 
land gefchloffene Ehe ift nichtig R. B. 12, N. XI, über die 
rechtlichen Folgen, 3. B. Erbrecht der Kinder, Unterhalts⸗ 
pflicht ze, erfennt der Civilrichter, aber ohne Rückſicht bier- 
auf bat die Polizeibehörde über die Folgen einer folchen 
Ehe im polizeilicher Hinficht zu verfügen, Sie kann daher 
in dem obigen Fall nach Befund das Vorhandenfeyn einer. 
gefeglichen Ehe nicht anerkennen, das Zufammenleben der 
angeblichen Eheleute nicht dulden, den, dem Ort nicht an- - 
gehörigen Ehetheil die Aufnahme verfagen und ihn in feine 
Heimarh zurückweiſen, und zwar Frauensperfonen mit ihren, 
polizeilich als unehelich zu behandelnden Kindern, M. d. J. 
d. d. 8, Mai 1835, N. 4206. Zi ein folcher Ehetheil 
ohne anerfannte Heimath, fo ift nach 5 238 zu verfahren. 

$ 163 [6]. Ale ehelichen Kinder haben das ange- 
borne Bürgerrecht in der Gemeinde, in welcher ihr Vater 
zur Zeit der Geburt, oder wenn er früher geftorben ſeyn 
ſollte, zur Zeit feines Abiterbens Bürger gemwefen if. 

S 164 [7]. Uneheliche Kinder erlangen das Bürger- 
recht in der Gemeinde, in melcher die Mutter zur Zeit 
der Entbindung das angeborne Bürgerrecht hatte, 

$ 165 [8], Durch nachgefolgte Ehe der Eltern er. 
werben die, der elterlichen Gewalt noch nicht entlaffenen , 
im Ehevertrage oder vorher gefeslich von dem Vater aner- 
Fannten Kinder, das Bürgerrecht in der Gemeinde, in wel- 
her der Water zur Zeit der Verehelichung folches hatte; 
das frühere durch die Mutter erworbene hört auf. 

$ 166 [9]. War das Kind zur Zeit der Verehelichung 
feiner Eltern der elterlichen Gewalt bereits entlaffen, fo 
behält es fein bisheriges Bürgerrecht. 

8. 
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167 [10]. Zu dem Antritte des angebornen Bürger- 
rechtd wird erfordert: 
1) die Volljährigkeit; 
Sie tritt nach zurüdgelegtem 2iften Lebensjahr ein. L. R. 
Satz 388. 
2) der Befiß eines den Unterhalt einer Familie fichern- 
| den Vermögens oder Nahrungssweiges, und 
3) in fofern die Ausübung des Nahrungszweiges an ge- 
fesliche Bedingungen gebunden ift, die Nachweifung, 
daß folchem Genüge gethan fey. 
Die Belchäftigung mit Zaglohn ift bei Perfonen, melde ſich 
von Jugend auf mit Handarbeit befaßt haben, in Orten, 
welche daflr Gelegenheit darbieten, als Nahrungszweig, 
welcher den Unterhalt einer Familie fihert, anzufehen. 


8 168 [11]. Wer fein Bürgerrecht antreten will, bat 
bei — Gemeinderathe ſeinen Willen zu erklären, und die 
Erforderniſſe nachzuweiſen. 


$ 169 [12]. Für den Eintritt in das angeborne Bären. 
recht ift zu entrichten: 

in den Städten Karlörube, Mannheim, Freiburg und 
Heidelberg 10 fl.; 

in den übrigen Städten über 3000 Seelen 8 fl,; 

in allen übrigen Städten 5 f.; 

in den Landgemeinden 3 fl. 

Der Gemeinderatb fann unter Zuftimmung des Aus- 
fchuffes den Unvermöglichen diefe Gebühren ganz oder theil- 
weiſe nachlaffen. Frauensperfonen haben für den Antritt 
ihres angebornen Bürgerrechts ($ 161) die obigen Gebühren 
nicht zu bezahlen. 

Herrſchaftliche Zaren werden bei dem Eintritt in das ange 
borne Bürgerrecht nice mehr bezahlt, R. B. 32, N. IL, 
auch Feine amtlihen Sporteln, da die Annahme ber Er: 
klaͤrung des Antritts nicht durch die Staatsbehoͤrde geſchieht. 
R. B. 32, N. LVII. | 
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$ 170 [13]. Außer diefen Gebühren dürfen Feine weiteren, 


unter welchem Namen es auch fen, weder für die Gemeinde- 
faffe, noch für den Gemeinderath gefordert werden. 


8171 [14]. Wo in einer Gemeinde von einem neu auf. 

genommenen Bürger ($ 195) befondere Beiträge für gemein- 
nügige Lofalanftalten gefordert werden dürfen, Fünnen 
folche Beiträge auch für den Antritt des angebornen Bürger⸗ 
rechts bezogen werden. 


Solche Beitraͤge koͤnnen nur mit Genehmigung der Kreis 
regierung eingefuͤhrt werden. N. B 33, N. xvu. 


Solche Abgaben ſind eine Art von Einkauf in den Mitgenuß 
der betreffenden Anſtalt, fie dürfen die Hälfte desjenigen 
Betrages nicht uͤberſchreiten, der herauskommt, wenn der 
Vermoͤgensſtock der Anſtalt durch die Zahl der vorhandenen 
Buͤrger getheilt wird, uͤberdieß ſollen derartige Beitraͤge 
"eines neu aufgenommenen Bürgers in Städten über 3000 
Seelen 50 fl., in andern Städten 40 fl. und in Landge⸗ 
meinden 25 fl. nicht Überfteigen; Ausnahmen hievon finden 
dort flatt, wo auch die das angeborne Buͤrgerrecht An— 
tretenden höhere Beiträge bezahlen; diefe fegtern follen aber 
in Eeinem Fall mehr ausmahen, als was nach $ 169 für 
den Antritt des angebornen Bürgerrechts zur Gemeindskaſſe 
zu entrichten ift. — Alle derartige Beiträge koͤnnen nur in 
firen Summen beftehen ; von Frauensperfonen, welche bie 
bürgerliche Aufnahme erhalten, Eönnen ſolche Beiträge 0 
erhoben werden. R. B. 37, N XLIV. 


Wenn in einzelnen Gemeinden für den neu angehenden Bürger 
der Feuereimer, den berfelbe haben muß , burd) bie Gemeinde— 
kaſſe angefhafft und von ihm der Betrag dafuͤr erhoben 

Ü wird, fo ann dieß nicht als Beitrag zu einer Lokalanſtalt 

in obigem Sinne angefehen werben, da der Feuereimer 
Eigenthum bes Bürgers bleibt. M; d. 3. d. d. 20. Febt. 
4187, N. 1682. U. B. M. Beil. N. 15. 
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Drittes Kapitel, 
Bon der Erwerbung des Bürgerrechts burch Aufnahme, 


$ 172 (15). Dem Gemeinderath ſteht allein das Recht 
der Bürgeraufnabme zu, nach Vorfchrift des Geſetzes. 

Der Beſchluß des Gemeinderaths kann aber nur nach 
erfolgter Zuftimmung des Bürgerausfchuffes in Wirffamfeit 
treten, 

In ſtandes⸗ und grundherrlichen Orten muß auch der 
Standes. und Grundherr in den Fällen der 66 197 und 211 
über die Annahmsgeſuche gehört werden. 

Der Rekurs von diefen Befchlüffen (vergl. $ 17) geht an das 
Amt und von biefem an die Kreisregierung in legter Inftanz, 
wenn die Befchlüffe beider Stellen übereinftimmen. R. B. 
33, NR. XXXIL $ 7. 


$ 173 [16]. Die Bürgeraufnahme darf weder auf eine 
beftimmte Zeit, noch unter einer, die gefelichen Rechte des 
Gemeindebürgers beichränfenden, Bedingung ertheilt 
werden. 

Die Kreisregierung kann bei Ertheilung bes Indigenats ($ 197) 
die Bedingung beifügen, daß der Meuaufzunehmende feine 
Miederlaffung wirklicd in der Gemeinde nehme, für die er 
fie nahfuht und vor Ablauf von drei Jahren fih in 
feine andere Gemeinde überfiedle. M. d. 3. d. d. 2. Mai 

1836, N. 4362 in 4. B. ©. 51. 


$ 174 [17]. Jeder badifche Staatsbürger hat das Recht, 
die bürgerliche Annahme in jeder Gemeinde des Großher⸗ 
zogthums für fich und feine, der Gewalt nicht entlaffenen 
Kinder zu verlangen, wenn er die perfönlichen Eigenfchaften 
befist und die gefeglichen Bedingungen erfüllt. 

Die noch unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kinder des 
Aufgenommenen erwerben das Bürgerrecht durch die Auf- 
nahme des Vaters, verlieren aber das bisher in einer andern 
Gemeinde ihnen zugeflandene Bürgerrecht, 
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Der Inlaͤnder, welcher die gefeglichen Eigenfchaften befigt, 
kann feine Annahme in einem Ort bes Inlands als ein 
Recht fordern. M. d. 3.:d. d. 6. April 1833, N. 3831 
ind. B. S. N. 35. Berg. $ 180, 196 und 198. 


.$ 175. . Der Unterfchied der Religion (Iſraeliten aus— 
genommen, vergl. $ 211) ift, auch in feither ungemifchten 
Orten, kein Hinderniß der-Bürgerannahme, M. d, J. d. d. 
14. Zan. 1833, N. 336 in A. 3. S. %. 14. Diejenigen, 
die dem Religionsbekenntniß der Kirchengemeinde des Orte 
nicht zuggthan ſind, ſollen aber von dem Ortsſchulvorſtande 
angehalten werden, nachzuweiſen, wie ihre Kinder den 
nöthigen Religionsunterricht erhalten. M. d. J. d. d. 
1. Dez 1834, N. 12,267 in A. B. ©. 1835, N. 17 und 
Mm. d. %. d. d. 13, Febr. 1835, N. 1237, 


$ 176. Da der Auswanderer mit dem Staatd- auch 
das Ortsbürgerrecht verliert, fo muß er, wenn er in feinen 
frübern Wohnort zurückkehrt, das Ortsbürgerrecht wie jeder 
andere ortöfremde Inländer (5 174) nachfuchen,, andernfalls 
bleibt er blos Inſaſſe ($ 235). M. d. J. d. d. 24, Febr. 
1834, N. 1891. Für die bürgerliche Annahme des Inlän— 
ders werden feine Taren erhoben. R. B. 32, N. LVII. 


$ 177 [18). Die perfönlichen Eigenfchaften find: 
1) die Volljährigkeit; (vergl. $ 167.) 
2) ein guter Leumund, 


$ 178 [19] Einen fchlechten Leumund haben: 


4) Alle, die durch ein gerichtliches Erfenntniß zu einer 
mebr ald zweijährigen Freibeitsitrafe oder 
zur Dienftentfegung verurtbeilt worden find; 

2) Alle, die in den Testen fünf Fahren, welche ihrer 
Aufnahme vorhergehen, wegen Diebitahis oder Betrugs 
oder wegen Anterfchlagung, oder wegen eines aus⸗ 
fchmweifenden Lebenswandeld mit irgend einer gerin- 
geren Strafe belegt worden find; 
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3) Alle, welche zur Zeit der Anbringung ihres Gefuchs 


in eine peinliche Unterfuchung verwidelt find; 
4) Alle offentundige fchlechte Hauspälter, 


$ 179 [20]. Der Nachfuchende hat das Zeugniß des 
guten Leumunds von dem Gemeinderath derjenigen Gemein- 
den beisubringen, im welchen er fih in dem Testen 
Jahr vor Anbringung feines Gefuchs aufgehalten bat. 

Der Semeinderath derjenigen Gemeinde, in welche die 
Anfnabme nachgefucht wird, kann die Beibringung diefes 
Zeugniffes nachfehen, wenn der Nachfuchende kurze Zeit 
vor ſeinem Anſuchen mit guten Zeugniſſen aus der Fremde 
zurückgekommen iſt, oder wenn überhaupt kein Verdacht 
eines böſen Leumunds vorliegt. 

Eine Entlaffung aus dem ſeitherigen Gemeindeverband 
braucht derjenige, der in einen andern Ort des Inlandes 
überziehet, nicht nachzuſuchen; aber ber. Gemeinberath, 
welcher ihm das Bürgerrecht ertheilt, hat jenen feiner frü« 
bern Heimath davon in Kenntniß zu ſetzen. M. d. J. 
d. d. 18. März 1834, N. 2856 n A. B. S. N. 38. 


$ 181 [21], Auch den Entmündigten und Mundtodten 
fann von dem Gemeinderath die Aufnahme verfagt werden, 


$ 182 [22]. Die geſetzlichen Bedingungen der Bürger 
aufnahme find: 

1) die Nachweifung eines beftimmten Nahrungs zweiges 

nach Vorſchrift des $ 167, N. 2, 3. 

Diefer Nahrungszweig muß an dem Ort der Niederlaffung 
in Ausübung kommen. M. d. 3. d. d. 26. Nov. 1833, 
N. 12,584 in A. 8. ©. 1834, N. 3, mwenigftens in Aus: 
übung gebracht werden koͤnnen. M. d. J. d. d. 31. Des. 
1833, N. 13,718. 

2) der Beſitz des im 5 183 feftgefehten Vermögens; 

4 183 [33], Das Vermögen muß beftehen: 

1) in den Städten Karlsruhe, Mannheim, Freiburg und 

Heiderberg in Eintaufend Gulden; 
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2) in den Städten Konſtanz, Raſtätt, Pforzheim, Wert. 
beim, Bruchfal, Offenburg, Durlach, Lahr; Baden 
und Ettlingen in Sehshundert Gulden; 

3) in den übrigen Städten umd Landgemeinden in Drei 
hundert Gulden. 

5 184 [24]. Bon jeder fremden Granensperfon, welche 
mit einem Gemeindebürger fich vereblicht, fo wie von der 
Ehefrau des in eine Gemeinde aufzunchmenden Bürgers, 
mus ein Vermögen von 150 fl, nachgewiefen werden, 

$ 185 [25, 36], Nur dasienige Vermögen kommt in 
— welches der um die Bürgerannahme Nach 
fuchende SUN und nach Abzug der Schulden im 
Beſitz hat. 

Ausgenommen von der Vermögensberechnung find, und 
fommen bei folcher nicht in Anſchlag, die Kleider und das 
Reibweißzeug. 

$ 186 [27]. Als nachgewieſenes Vermögen wird nur 
dasjenige angefehben, was nach Abzug des von dem Bewer- 
ber zu entrichtenden Einkaufsgeldes übrig bleibt, 

$ 187 [28, 29), Wird die Aufnahme zum Behuf der 
Verheirathung mit einer Bürgerstochter oder Bürgersmittwe 
nachgefucht, fo ift das eigenthümliche fchuldenfreie Ver- 
mögen beider Verlobten sufammen zu rechnen, 

In diefem Falle kann dem Bewerber nur die vorläufige 
Verficherung gegeben werden, daß ihm, wenn die ange- 
gebene Heirath zu Stande fomme, dag Bürgerrecht ertheilt 
werde. Die Bürgerannahme tritt dann erſt in Wirffamfeit, 
wenn die Ehe gefchloffen if. 

$ 188 [30]. Zu den gefepfichen Bedingungen gehört die 
baare Entrichtung eined Einfaufsgeldes vor der Aufnahme, 

Der Betrag des Einfaufsgeldes wird fefigefeut: - 

a. in den Städten Karlsruhe, Mannheim, Freiburg und 
Heidelberg auf Cindundert und zwanzig Gul⸗ 
den; 

b. in allen übrigen Städten üßer 3000 Seelen auf sehn 
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Prozent von der Summe, welche fich ergibt, wenn 

: das Sefammtfteuerfapital des Orts durch deffen Seelen- 

zahl, ohne Einrechnung der fiaatsbürgerfichen Ein” 
woöohner / getheilt wird; 

ec. in Städten unter 3000 Seelen anf acht Brozent, 
- ‚in den Landgemeinden auf fünf Prozent von. der 

Summe, melche durch die vorgedachte Theilung des 
Sefammtfieuerkapitats auf den Kopf fällt. 

Veberfteigt jedoch in beiden Teptgedachten - Fällen der 
Kopftheil von dem Gefammtiteuerfapital den Betrag von 
1000 fl, fo können von dem höheren Betrage Feihe Prozente 
gerechnet werden, 

Zu der unter lit. b und c erwähnten Seelenzahl werden nur 
die Familienglieber der eigentlichen Gemeindebürger gezählt, 
alle andern ſtaatsbuͤrgerlichen Einwohner aber nicht, felbft 
dann nicht, wenn fie ein bürgerliches Gewerb oder eine 
eingerichtete Landwirthſchaft treiben. M. d. J. d. d. 25. Jan. 
1833, N. 638 in A. B. S. N. 15. 

Ueber die Berechnungsweiſe find folgende Vorfchriften 
gegeben: 


1) Der Gemeinderarh ftelt die Berechnung auf und legt 
fie, nach erfolgter Zuftimmung des Ausfchuffes mit 
einem beglaubigten Auszug aus dem Steuerkataſter 
über das Gefammtftenerfapital der Gemarkung mit 
dem DVerzeichniß der Gemeindebürger und ibrer Ange- 
börigen und der Anderen, welche angebornes Bürger- 
recht beſitzen, folches aber noch nicht angetreten haben 
($ 161, 167), dem Amt zur Prüfung und Beitäti- 
gung vor, 


2) Das Amt fest den Betrag des Einfaufsgeldes feſt, 
vorbehaltlich des Mekurfes an die Kreiöregierung. 
Diefe kann auch, wenn fie zur Kenntniß kommt, daß 
das Negulativ zu hoch fen, der amtlichen Beftätigung 

: ungeachtet: felbft wieder eine Prüfung vor. 
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nehmen, und die Anfäge für künftige Fälle berich- 
tigen, R. B. 33, N. XVIL 

$ 189 [31, 32). Für die Fran des Bewerbers , melche feine 
Bürgerstochter oder Bürgersmittwe der Gemeinde iſt, in 
welche die Aufnahme gefucht wird, fo wie für die fremde 
Grauensperfon, welche einen Gemeindebürger heirathet, iſt 
die Hälfte des Einkaufsgeldes, welches die aufzunch- 
mende fremde Dannsperfon nach diefem Geſetz zu bezahlen 
bat, zu entrichten, (fonft aber Feine weitere Leiftung an die 
Gemeinde zu machen. A. B. ©. 1838, Beil. 3, A. B. M. 
1838, Beil. 29). 

Für Kinder des Bewerbers, die noch unter väterlicher 
Gewalt zur Zeit feiner Aufnahme ſtehen, wird t ein be- 
fonderes Einfaufsgeld bezahlt. 

$ 190 [33]. Wird die Aufnahme in das Bürgerrecht 
in der Abficht nachgefucht, um fich mit einer Bürgerstochter 
oder Bürgerswittwe zu verebelichen, fo ift nur die Hälfte 
des Einfaufsgeldes zu entrichten; zerfchlägt fich die Heirath 
nach der Aufnahme, fo ift, in fo fern nicht der Fall des 
$ 187 eintritt, der Aufgenommene die andere Hälfte nach- 
zuzahlen verpflichtet, ‘er mag fpäter eine NBürgerstochter 
beirathen oder nicht. 

Hat der Tod die Verehelichung unmöglich gemacht, fo 
ift die andere Hälfte nicht mehr zu entrichten. 

$ 191 (34). Befinden fich in einer Gemeinde Allmend- 
nußungen, fo bat der Aufzunehmende noch weiter, außer 
dem Einkaufsgeld, den nach einem zehnjährigen Durchfchnitt 
zu berechnenden dreifachen Betrag der jährlichen All— 
mendnußungen, nach Abzug der darauf ruhenden Laften, am 
die Gemeindekaffe, jedoch erſt, wenn er wirklich in den 
Genuß einrüdt, zu entrichten, in fo fern der Genußbercch- 
tigte nicht vorzieht, der. Gemeinde für drei Fahre dem. 
Genug der Allmend zu überlaſſen. 

Iſt der Allmendgenuß in verfchiebene Kiafien von ver⸗ 
ſchiedenem Werthe getheilt, ſo iſt der dreifache Betrag des 
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Durchſchnittswerthes aller Klaſſen bei dem Einrücken in die 
erſte Klaffe zu entrichten: Wenn der Genußberechtigte den 
Betrag nicht baar bezahlen Tann, fo wird dag ihn betref⸗ 
fende Allmendſtück fo Tange von der Gemeinde verpachtet, 
bis durch ee ——— der u zahlende eng ge⸗ 
wonnnen if: 


819 B5l. Beſtehen in einer Gemeinde Bürgerholz⸗ 
gaben, ſo iſt auch dafür ein, nach den oben angegebenen 
Vorſchriften zu entrichtender, Betrag zu bezahlen. 

Genuͤſſe von ungetheiltem Allmendgut, namentlich die 
iedem Bürger offen ſtehende Weide, das Sammeln von 
Laub und Leſeholz, fo wie Bezüge an Bauholz, kommen 
bei der Berechnung nit in Anſchlag. M. d. J. d. d. 13. San. 
1835 in A. B. S. N. 11 und 13. Febr. 1835, N. 1236 in A. 
B. S. N. 31. Der Gemeinderath entwirft bie Berechnung des 
. sehn jährigen Durchſchnitts folcher Bürgernugungen und 
u der davon abzuziehenden Laften und legt fie nad) erfolgter Zus 
ſtimmung des Ausfhuffes dem Amt zur Genehmigung vor. 
Unter den Laften werden die Auflagen auf den Almendnugen 
nicht aufgeführt, wogegen der Newuaufzunehmende in den 
erfien drei Jahren feines Einrüdens in den Allmendnugen 
von ber Auflage frei zu Iaffen  ift. Vergl. R. B. 33, 

N. XVII. Vergl $ 188. 


$ 1% [36]. Außer der. vorgefchriebenen Eintaufsſumme, 
und, in dem vorfommenden alle, dem dreifachen Zabres- 
betrag der Bürgernutzungen, hat der neuaufgenommene keine 
weitere Abgabe in die Gemeindekaſſe und für den Gemeinde- 
tath zu entrichten, unter welchem Namen folche feither auch 
gefordert worden feyn mag. | 


194 [37]. Ueber Bürgereinfaufsgelder , welche feither 
von anderen, als von den Gemeinden, in welche: die 
Aufnahme gefchieht, bezogen wurden, if die nähere Be⸗ 
—— einem beſonderen Geſetze vorbehalten. 
Der Betrag des ſeitherigen Bezugs kann nie erhöht 
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werden, auch ‚nie in einem Antheil an dem ah 
befieben, welches in die Gemeindekaſſe fällt. | 
. Entftehet Streit über die Berechtigung ſelbſt, oder über * 
herkoͤmmliche Maaß derſelben, ſo iſt derjenige, welcher die 
Berechtigung anſpricht, mit feiner Klage an ben Civilrichter 
zu verweifen. In dieſem Fall hat die Gemeinde ihre kuͤnf⸗ 
tigen Bürger zu vertreten. Betrifft der Streit nur die 
Anforderung an einen einzelnen Einwanderer, 5 muß biefer 
ihn felbft führen. 
Die Standes» und Grundherren bleiben in dem Berug in 
dem Umfang, wie er vor 1806 gewefen if. War damals 
bie Beſtimmung in der Art gegeben, daß fie eben fo vief 
— bezogen, als die Gemeinde, ſo kann gleichwohl wegen der 
nieuen Beſtimmungen uͤber die Gemeindebezuͤge die Summe, 
welche der Standes: oder Grundherr zu empfangen hat, 
weder erhöhet, noch herabgefegt werden. Berl. M. d. J. 
d. d. 6. Nov. 1835, N. 9576 mit den ierenen fuͤr 
die Grundherren in R. B. 24, N. XL | 


$ 1% [38]. Wo bisher herkömmlich befondere Beiträge 
der nen eintretenden Bürger zu Armen- oder Verpflegungs- 
oder andern Lokalanſtalten bezahlt werden mußten, follen 
diefe Beiträge auch noch ferner bezahlt werden. Auch in 
anderen Gemeinden können durch den Gemeinderath, mit 
Zuftimmung des Bürgerandfchuffes und mit Genehmigung 
der Staatsbehörde Solche Beiträge zu Lofalanflalten einge- 
führt werden. 


Solhe Beiträge Binnen nur mit Genehmigung der Kreis: 
regierung nem eingeführt werden. R B. 33, N. XV 
und 33, N. XXXII, $ 3, lit. i. Siehe überhaupt $ 171. 


$ 196 [39]. Einer Frauensperſon, die fich. mit einem 
Gemeindebürger verehelicht, Fann, wenn fie den im $ 184 
und 189 enthaltenen Vorfchriften Genüge Teiftet, und wenn 
gegen ihren Leumund, im Sinn des $ 187 nichts einzu⸗ 
menden ift, die Aufnahme nicht verweigert werden. 
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$ 197 [40]. Einem Ausländer können der Gemeinderath 
and Ausfhuß nur die vorläufige Berficherung ertheilen, 
daß er nach erlangtem Indigenat dag Bürgerrecht erhal. 
ten werde, 

Die Aufnahme tritt erft in Wirkfamkeit, wenn der Aus- 
länder das Indigenat von der Staatsbehörde erhalten hat, 

Ein Ausländer bat dad Doppelte ded Vermögens eines 
Inländers nachzumeifen, und das doppelte Einfaufsgeld 
($ 188) zu entrichten. Ein Ausländer, der Unterthan eines 
deutfchen Bundesſtaates it, hat nur das einfache Vermögen, 
gleich einem Inländer, nachzumweifen, aber das Doppelte, 
in $ 188 beflimmte Eintaufsgeld zu erlegen. Die in 
$ 187 und 190 enthaltenen Beſtimmungen kommen einem 
folchen nur dann zu flatten, wenn er fich mit einer Bürgers. 
tochter oder Bürgerswittwe verbeirathet (vergl. R. B. 36, 
S. 250). 

Der Ausländer kann, felbft wenn er bie gefeglichen Eigen: 
fhaften bat, die Annahme nicht als ein Recht fordern; 
aber wenn bie Gemeinde fie ihm verweigert, und die ge 
feglichen Erforberniffe vorhanden find, kann die Kreisregier 
sung aus Gründen bes oͤffentlichen Wohle bie 
Annahme verfügen. M. d. 3. v 6. April 1833, N. 3831 
in %. B. S. N. 35. 

Das Indigenat ertheilt die Kreisregierung, ausgenommen , 
twenn die Gemeinde die Zufage der Annahme verweigert, 
oder ein Ausländer das Indigenat in der Abſicht nachfucht, 
in Staatsdienft zu treten; in diefen Fällen ift es von dem 
Minifterium des Innern zu ertheilen. R. B. 33, NR. XXXIL, 
$3, lit. i und 54 B c. Vergl. auch $ 173 Auslän« 
diſche Frauen, welche ſich mit Inlaͤndern verheirathen, 
haben nicht noͤthig, das Indigenat nachzuſuchen (vergl. 
$ 1% mit $ 8 des Gten Konſtitutionsedikts), aber bei Ge: 
legenheit der bei bem Amt einzuholenden Heirathserlaubnif 
wird ihnen die unten erwähnte Taxe angefegt. M. d. 3. 
d. d. 21. Okt. 1833, N. 11,511 in A. B. S. N. 55. 
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Für die Indigenatsertheilung wird angefegt: Taxe 15 f., 
Sportel 1 fl. 30 Er., Stempel 9 tr. Den Frauen: Taxe 
7 fl. 30 ke., Stempel 9 Er., und zwar ohne Unterfchieb 
zreifhen der Aufnahme in Stadt oder Landgemeinden. 0. 
B 32, N. LVII. 


Ausländer, welche Apothefenverwalter werden, bedürfen bes 
Indigenats nicht, wohl aber Käufer einer Apotheke, M. d. 
J. d. d. 29. Dez. 1835, N. 11,701. 


198 [41]. Wenn der aufzunehmende Inländer die ge- 
feglichen Eigenfchaften hat, fo darf ihm die Aufnahme aus 
dem Grunde nicht verfagt werden, daß die Einwohnerfchaft 
oder das Gewerbe, welches der Aufzunehmende treiben will, 
überfegt Teye. 

Vergl. $ 174. 

Bei dem Ausländer Bann diefe Einwendung Grund zur Abs 
weifung werden. M. d. 3. d. d. 6. April 1833, N. 3831 
in 4. B. S. N. 35. 


$ 199 [42). Dem Gemeinderath flieht in Städten über 
3000 Seelen, unter Zuftimmung des Ausfchufles , in Städten 
unter 3000 Seelen und in Landgemeinden aber unter Zu- 
flimmung der Gemeinde, dad Recht zu, das einzubringende 
Vermögen ganz oder theilmeife nachzuſehen, das Ein- 
faufsgeld theilmeife oder ganz nachzulaffen, wenn es für 
die Gemeinde von befonderem Werthe it, den Aufzunehmen⸗ 
den zu erhalten. 


Die Gemeinde, und in Städten, in welchen ein größerer 
Ausſchuß befteht, diefer Ausfchuß, kann auch das Erfor- 
dernig des guten Leumunds Coben $ 178) des Aufzuneh⸗ 
menden nachfehen. 


$ 200 [43]. Die Einfaufsfumme und alles, mas für 
den Antheil an dem Bürgergenuß entrichtet wird, iſt zum 
Grundfiodsvermögen zu ziehen; das Kapital darf nicht zu 
laufenden Ausgaben verwendet werden. 


Wirkungen des angetretenen Bürgerrecht®. 


5 2%01 [44]. Bon dem Tage des angetretenen Bürger 
vechtd erwirbt der neue Bürger die im $ 157 aufgesäblten 
Rechte. 

In Bezug auf das Recht zu dem Allmendgenuß und zu 
den Bürgerbofzgaben entfcheidet die Vorſchrift des 5 87. 

$ 202 [45]. Bon dem nämlichen Tage des Antritt des 
Bürgerrechts an, tritt er auch in alle Pflichten ein, die 
der Gemeindeverband auflegt, und übernimmt alle Gemein. 
delaften. 

8 203 [46]. Frei von perfönlichen Laften, fo 
weit fie noch ſtatt finden, find: 

1) die Gemeindebürger , die zugleich Staatsdiener, ſtandes⸗ 
und grundherrliche Beamte, Geiftliche und Schullehrer 
find, die Neeiforen und Förfters 

2) der Bürgermeilter; 

3) die Ehemänner der Hebammen; 

4) die Soldaten, Zollgardiften und Gendarmen in aktivem 

Dienſt, Amts, und Gemeindediener; 

5) Invaliden; | 

" Denfelben werden biejenigen gleichgehalten, die den Feldzug 

des Jahres 1812 gegen Rußland ober jenen gegen Spanien 
mitgemacht haben und deßhalb, oder überhaupt wegen einer 
im Feldzuge erhaltenen Wunde Penfionen beziehen. M. d. 
J. d. d. 7. Zan. 1834, N. 112, in A. B. S. N. 11 
und M. d. 3. d. d. 18. April 1886, N. 3762, in A. B. 
S. N. 43. 

6) Diejenigen, welche das 6oſte Jahr ihres Alters er⸗ 
reicht haben, 

Vergl. $ 72. 

$ 204 [47]. Bon Geldleiftungen, welche für Gemeinde» 
dienfte umgelegt werden, finden in der Negel Feine Aus- 
nahmen ſtatt; es Fann jedoch der Gemeinderath mit Zuſtimmuug 
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des Bürgerausfchuffes einzelnen Klaffen von Bürgern diefe 
Leiſtungen nachlaffen, oder weitere Befreiungen vom per⸗ 


fönlichen Dienfte, als das gegenwärtige Geſetz erkennt, be 
willigen, 


Wenn fi die Gemeinden nicht entfchliefen,, bie Ehemänner 
der Hebammen von den für Zahlung von Gemeindedienſten 
zu machenden Umlagen frei zu laffen, fo haben fie ſich 
entweder mit ihnen über bie Aufbefferung bes feitherigen 
Hebammengehaltes zu vereinbaren, oder ihr Betreffniß bei 
der Umlage, als Entfhädigung für die ihnen bei der Ans 
ftellung bewilligte unbebingte Srohndfreiheit auf die Gemeinder 
faffe zu übernehmen. M. d. 3. d. d. 1. Dez 1834, 
N. 12,277, in A. 8. ©. 1835, N. 1. 


$ 205 [48]. Die Laften, die auf dem Bezug des Al. 
mendgenuffes und der Bürgerholzgaben liegen, bat jeder 
erſt von der Zeit an zu tragen, in melcher er in den Ornuß 
einrückt. 


$ 206 [49]. Wenn Naturaldienſte geleiſtet werden, fo 

ſteht es jedem frei, folche felbit oder durch einen tanglichen 

Stellvertreter verfeben zu laſſen. - 
Vergl. $ 72. 


Fin Bürger, der wegen Krankheit, Gebrechlichkeit oder 
Abweſenheit, oder aus andern erheblichen VBerbinderungs- 
urfachen, im einzelnen Fall den Dienft nicht ſelbſt verfehen 
fann, ift zur Stellung eines Stellvertreters nicht, wohl aber 
zur Nachholung des Dienites verpflichtet, wenn ibm folcher 
nicht von dem Gemeinderath nachgelaffen wird, 


Fünftes Kapitel, 
Von den Ortsabwefenden. 


$ 207 [50]. Bon der Zeit an, als ein Gemeindebürger 
feinen fändigen Wohnfig in einer andern inländifchen oder 
9 
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ausländiſchen Gemeinde anfichlägt, und fo lange er in 
diefer anderen Gemeinde feinen Wohnfiß hat, ruhen fein 
Necht der Stimmgebung bei Gemeindeverfammlungen , die 
Wahlfähigfeit zu Gemeindeämtern und die Theilnahme am 
Allmendgenuß. 


5 208 [51]. Der Gemeindebürger, welcher ohne feinen 
fändigen Wohnfis in einer anderen Gemeinde aufzufchlagen, 
ein Jahr lang in einer anderen Gemeinde fich aufhält, 
verliert nach Ablauf diefes Jahres während der Dauer 
der Abweienheit das Recht zum Bürgergenuß, er wird aber 
auch auf eben fo lange von der Entrichtung der darauf 
rubenden Laften befreit. Nach feiner Rückkehr rückt er 
jedoch bei der eriten Eröffnung von Genußtheilen wieder ein. 


Er bat ferner feine perfönlichen Gemeindedienite zu 
leiten, wohl aber die Laften zu tragen, zu welchen die 
Verpflichtung auf dem Beſitze von Liegenfchaften jeder Art 
rubt. Dieſe Vorfchrift finder feine Anwendung auf den. 
jenigen, der feine, eine eigene Haushaltung bildende, Ba- 
milie in der Gemeinde zurücdläßt. 


Der Gemeinderath fann auch anderen Ortsabmwefenden , 
welche einen Stellvertreter zur Erfüllung ihrer &emeinde- 
bürgerlichen Verpflichtungen beitellt haben , den Bürgergenuß 
zufommen laffen. 

F 209 [52]. Die nämlichen Berimmungen treten bei 
der Wittwe eines Gemeindebürgers ein, 

Ausgenommen von dem Verluſte des Bürgergenufles für 
die Dauer ihrer Abwefenheit find die Bürgerwittwen, 
welche außer dem Ort auf längere oder Fürzere Zeit im 
Dienfte treten. 

$ 210 [53]. Wer feinen ftändigen Wohnfis außer der 
Gemeinde verlegt, ift gehalten, jährlich eine Bürgerrechts- 
Recognition, welche die Summe von zwei Gulden nicht 
überfteigen darf, zu entrichten. 
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Sechstes Kapitel. 
Bon dem Bürgerrecht der Ifraeliten. 


$ 211 [54]. In Bezug auf die bürgerlichen Nechte der 
Kfraeliten findet weder dad gegenwärtige, noch das 
Geſetz über Verfaſſung der Gemeinden, eine Anwendung. 
Es bleiben daher die früheren Geſetze, binfichtlich ihres 
Mechtöverhältniffes zu den Gemeinden, in Kraft. 


Die Sfraeliten bezahlen künftig auch in denjenigen Gemeinden, 
wofelbft ein Schuggeld hergebracht war, dieſes nicht mehr, 
fondern fie werden in ber Befteuerung zu ben Gemeinde: 
bedürfniffen den Gemeindebürgern nad den Beſtimmungen 
der 66 57 bis 81 gleich gehalten. St. M. d. d. 22. Jan. 
1835, N. 188. 


Ueber die bürgerlihe oder fhugbirgerlihe Annahme eines 
inlänbifhen Sfraeliten, fowohl wenn er aus dem Drt 
feiner Miederlaffung, ald wenn er aus einem andern Drt 
des Inlandes ift, erfenne das Amt, wenn aber von 
Seiten der riftlihen oder ifraelitifhen Gemeinde Eins 
fprache gefchieht, die Kreisregierung. R. B. 22, N. III, 
$ 2, lt. c. 


Das Indigenat an ausländifche Sfraeliten ertheilt die 
Kreisregierung, aber wenn es gegen den Widerſpruch ber 
chtiſtlichen oder ifraelitifhen Gemeinde, oder zu einem Ge: 
fhäft nahgefucht wird, für deffen Austbung Staatspräfung 
vorgefchrieben ift, das Minifterium des Innern. M. d. 
J. d. d. 28. Juli 1834, N. 7615. A. B. ©. N. 67. 


Aus Ländern, in welchen die Einwanderung ausländifcher 
Juden verboten ift, 3. B. Baiern, follen keine Sfraeliten 
angenommen werden, Diefes Verbot erftredt ſich aber für 
Baiern nicht auf Frauen, welche fid) mit einem Inländer 
verehelihen. M. d. 3. d. d. 12. Ian. 1835, N. 253. 

9, 


4 2 


Siebentes Kapitel. 
Bon dem Bürgerrechte der Kinder der Staatsdiener. 


$ 212 [55). Die Kinder der Staatsdiener, Offiziere 

und die mit DOffisiersrang Angeftellten mit eingefchloffen , 

der Geiftlichen und Schullehrer haben in derjenigen Ge- 

meinde das angeborne Bürgerrecht, wo ihr Vater angeftellt 
ift, oder angeſtellt war, in fo. fern diefer nicht in einer 

Gemeinde das angeborne, oder durch Aufnahme erlangte 

Bürgerrecht bat, oder zur Zeit feines Todes hatte, in 

welchem Falle folches auf feine Kinder übergeht. 

Ein Ausländer, dem eine Lehrftelle an einer höhern Bürger: 
ſchule übertragen ift, erlangt bamit noch Feineswegs das 
Staatsbürgerreht, da er mit einer folhen Stelle Fein 
Staatsamt im Sinne des Art. 8, lit. c bes Konftitutions- 
Edikts vom 4. Juni 1808 oder des $ 9, Abfag 2 ber 
Berfaffungsurfunde übernimmt. M. d. J. d. d. 1. Dez. 
1837, N. 11,039. 4. B. ©. N. 102. 


$ 2313 (56). War der Vater, welcher fein angebornes 
Bürgerrecht hatte, in mehreren Gemeinden -angeftellt, fo 
verliert das Kind durch die Niederlafung in eine diefer 
Gemeinden das Necht, fein angeborenes Bürgerrecht in der 
andern anzutreten. 


$ 214 [57, 58, 59). Die im vorigen Paragraphen ge- 
nannten Söhne find, um das ihnen zuftebende angeborne 
Bürgerrecht anzutreten, an die im $ 167 bis 170 vorge- 
fchriebenen Erforderniffe gebunden, und müſſen, wenn fie 
in den Bürgergenuß einrücen wollen, die im $ 191 und 192 
vorgefchriebene Einfaufsfumme bezahlen. 

Die Pflicht, diefe Kinder ($ 213), fo lange fie ihr an- 
geborenes Bürgerrecht nicht angetreten haben, im Falle der 
Dürftigfeit zu unterftügen, Tiegt dem Staate ob. 

Die Kinder anderer vom Staate Angeftellter haben das 
Bürgerrecht nur da, mo folches ihrem Water Kraft feiner 
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Geburt oder der Aufnahme zuſteht, oder ur Zeit Teint 
Tot bugeranden if. 


Achtes Kapitel, 


Bon dem Bürgerrecht in Gemeinden, die ans verſchie⸗ 
denen Orten zufammengefegt find. 


5 215 [60, 61). In Gemeinden, die aus mehreren 
Orten zufammengefest find, und die eine gemeinfchaftliche 
Bemarfung haben, kann jeder in folchen befindliche Bürger 
aus dem einen Örte in den anderen frei —— und 
daſelbſt ſein Gewerbe treiben. 

Jeder, der in eine ſolche Gemeinde geſetzlich neu auf⸗ 
genommen werden muß, kann in jedem der zu der Gemeinde 
gehörigen Orte ſeinen Wohnſitz nehmen. 

$ 216.[62, 63]. - Haben die Orte, oder haben einige 
derfelben, aus welchen. die Gemeinde zuſammengeſetzt iſt, 
verfchiedene Gemarfungen, und es bat feither ein freier 
Ueberzug aus einem: Ort in den anderen flatt lan fo . 
behält es dabei fein Bewenden. 

Im andern Fall ift der Ueberzug von einem Dr, der 
eine eigene Gemarkung bat, in einen anderen, mie der 
Ueberzug aus einer Gemeinde in eine andere in fo fern an- 
zuſehen, daß der Ueberziehende fich in den Bürgergenufß der 
Gemeinde, in welche er zieht, einkaufen maß. In diefem, 
fo wie in dem Fall des $ 65 entwirft der Verwaltungsrath 
(oben $ 147) die Berechnung und übergibt fie dem Amt. 
N. 3, 33, N. XVI Das Nämliche tritt ein, wenn die 
fänimtlichen Orte zwar eine gemeinfchaftliche Gemarkung, 
aber abgefondertes Allmendvermögen haben. 

$ 217 (64, 65). In zwei Orten kann feiner den All— 
mendgenug und die Bürgerbolzsgaben zu gleicher Zeit be- 
sieben. 

Jeder, der im eine zufammengefehte Gemeinde aufge⸗ 
nommen werden will, in welcher einer oder mehrere Orte 
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eine abgefonderte Gemarkung haben, hat fich zu erklären, 
in welchem er feinen Wohnfig zu nehmen gedenft, und 
folcher das Einfaufsgeld und den Betrag des Bürgernusens 
zu entrichten, fofern letzterer zu bezahlen ift. 


Neuntes Rapitel, 


Bon dem ruhenden Bürgerrechte und dem Verluft des 
Bürgerrechte. 


$ 218 [66]. Das Bürgerrecht ruht: 

1) bei den Ortsabweſenden nach Vorſchrift der 66 207 
und 208; 

2) bei den Bürgern, welche ihren Lebensunterhalt Ar- 
muthshalber aus öffentlichen Kaſſen oder Lofalanftalten 
erhalten, und zwar im der Art, dag diefe Bürger, 
fo lange fie diefe Unterſtützung genießen, von Theil. 
nahmen an Gemeindewahlen ausgeſchloſſen find; 

3) bei den Entmündigten und Mundtodten. 

Bei den umter Nummer 3 Genannten rubt das Recht 
der Stimmgebung bei Gemeindeverfammiungen, die Wahl- 
fähigkeit und die Wählbarfeit, 

S 219 [67]. Das Gemeindebürgerrecht geht verloren: 

1) durch den Verluſt des Staatsbürgerrechts. 

Die Belimmungen des bürgerlichen Geſetzbuches über 
den bürgerlichen Tod und feine Nechtöwirkungen bleiben 
bei Kräften. Zedoch kann der bürgerlich Todte an dem 
Drte, wo er ein Bürgerrecht hatte, fich aufhalten und auf 
Unterfügung aus dffentlichen Mitteln Anfpruch machen. 

$ 220 [68]. Die Berechtigung der Ehefrau des bürger- 
lich Todten zum Allmendgenuß, in welchem fich der Ver⸗ 
urtbeilte vor der Verurtheilung befand, richtet fich nach 
den Grundfägen, welche für die Wittwe eines Bürgers 
gelten. 

$ 221 [69]. Das Gemeindebürgerrecht geht ferner ver- 
loren: 
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2) durch die deſinitive Aufnahme in das PEMENRENIINEN 
recht einer anderen Gemeinde ; 

3) durch Auffündigung zum VBehufe der: —— 
oder des Eintritts in den Staatsdienſt und während 
deſſelben. 

Wegen der Entlaſſung aus dem Gemeindeverband vergleiche 

$ 180. 

8 222, Grundherren haben die unbefchränfte Freiheit, 
in jedem deutſchen Staat Dienſte zu nehmen, ſo ferne ſie 
sicht in badiſchem Staats⸗ oder Militäürdienſt find, oder 
Benfion beziehen, nur haben fie dem NRegenten die Anzeige 
zu machen. R. B. 24, NR: XL, $A4 

%:223. Die Erlaubniß zum Webersng in einen andern 
dDeutfchen Bundesftaat kann, wenn die Annahme in 
Denfelben nachgewiefen iſt, nicht verfagt werden. Die Ab- 
gabe der Nachfteuer (Abzug) ift in dieſem Fall aufge- 
hoben, fie mag von der Staatsfaffe, einem Standes- oder 
Grundherrn, von einer Gemeinde oder fonftigen Korporation 
bezogen worden ſeyn, auch die Abgaben zu Gemeinds- und 
andern Schuldentilgungsfaflen fallen weg. R. 3. 17,0. XXI. 

$.224.. Die Abzugsfreiheit bilder im Großherzogthum 
Baden die Regel, und wird gegen alle Staaten gehand- 
babt, welche fie ebenfalls gegen Baden anerkennen. R. 3. 
10, R. AXXIV. Nur den Standes- und Grundberren ift 
die Erhebung des Abzugs bei Auswanderungen nach Staaten, 
die nicht zum deutfchen Bund gehören, auch. da vorbehalten, 
wo von Seiten der Landesherrichaft Abzugsfreiheitsconven⸗ 
tionen beſtehen. R. B. 24, N. XI 

In Beziehung auf Frankreich it diefe Berechtigung 
ebenfalls aufgehoben. R. B. 08, N. XXXIX und 19, 
N: AXI. Die Ahzugsſteuer der Auswanderer beträgt bei 
Vermögen von 601 big 1000 fl.5 pCt, von größeren 10 pEt,, 
bon geringeren wird gar Feine erhoben. U. B. M. 1838, 
R. 67 (ſo ferne die Nachftener in die Domänenkaffe Rirhen 
fol oder ſollte). 


13% 


6 225. Es befiehen Abzugsconventionen: 
a. mit Nordamerika, jedoch mit der Befchränfung , 


b 


daß die zu einer Erbfchaft gehörigen Liegenfchaften 
nicht den ausländifchen Erben, fondern den nächften 
inländifchen Anverwandten und in deren Ermangelung 
dem Staat anheimfallen, mit Ausnahme von Benfil- 
vanien, wo auch Ausländer die in der Verlaffenfchaft 
befindliche Liegenfchaft erben. R. B. 17, N. XXI. 
Mir Dänemark, R. 2. 10, N. XXXIV. 


.Mit Frankreich, R. B. O4, N. XIX, 08, N. XXX, 


mit der Ausdehnung auf die früheren Bezüge der 
Privaten, R. B. 08, N. XXXIX, ſelbſt auf die drei⸗ 


procentige Abgabe an Die Gemeinden für Kriegs- 


M 


ſchulden. R. B. 19, N. XXI. 


.Mit Holland (K. Niederlande). M. d. J. d. d. 


.Mit Defterreich, unter Vorbehalt der Emigrations⸗ 


tage und der Erbiteuer, R. 3. 05, N. X, auch der 
Bezüge der Stände und Korporationen. R. B. 08, 
N. XLI, Ferner mit Ausnahme von Ungarn, Bali. 
sien, Siebenbürgen, Bannat und der öfterreichifchen 
Militärgränze. R. B. 3, N. VI. 

Mit Preußen RB. 13, RN. IX, 


. Mit Rußland, ausfchließlich Polens, für die in 


die Staatskaſſe fließenden Abgaben. R. B. 25, N. VI. 


» Mit der Schweiz unter Vorbehalt der Bezugsberech⸗ 


tigung der namentlich aufgeführten Stände und Kor- 
porationen, R. B. 04, NR. XXXIII, insbefondere 
Thurgau, R. 3. 11, NR. IV, für 21 andere Kantone 
N. B. 21, N. V und für Genf 1, N. XX. 


. Mit Sardinien. M. d. a. 9%. d. d. 7. Mai 1824, 


N. 868, 
226. Die Gemeinden, welche Kriegsfchulden haben, 


welche noch nicht auf die einzelnen Beitragspflichtigen aus- 
geſchlagen werden, find berechtigt, von dem Vermögen des 
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Adziehenden drei pEt. einzubehatten. R. B. 15,9, VIII 
und R. B. 35, N. XXXV. Diefe Berechtigung ift aber 
aufgehoben bei dem Wegzug in andere deutfche Bundes. 
foaten, R. 3. 17, N. XXI, nach Sranfreich R. B. 19, 
N. XXI, in die Schweis R. 3. 20, N.II. 

8227. Kein Benfionär fol ohne Staatserlaubniß 
ſeinen Wohnſitz im Ausland nehmen — die Erlaubniß dazu 
bat er bei der früher ihm unmittelbar vorgeſetzten Stelle nach⸗ 
zufuchen — und felbft dann, wenn er fie erhält, fol fie in 
der Regel mit dem Abzug eines Drittheits feiner Ben- 
fion verfnüpft feyn. R. B. 20, N. XIV. 


$ 228. Bei der Auffage zur Auswanderung in 
fremdes Land ohne vorherige Ausmittelung eines beftimmten 
Wohnſitzes iſt die Fünftige Annahme am Niederfaffungsort 
wenigſtens ald mahrfcheinfich zu begründen, wo möglich 
Die Genehmigung des Gefandten des künftigen Landesherrn 
bes Auswanderers beizubringen, für die Päſſe aber das 
Difa der Gefandten derjenigen Staaten nachzuſuchen,/ durch 
welche die Reiſe gehet. H. R. J. 99. 
Zu dieſem Zweck ſchickt das Amt den von ihm beglaubigten Paß 
an das Expeditorat der Kreisregierung und dieſe befoördert 
ihn an das Minifterium der auswärligen Angelegenheiten. 


$ 229. Die Erlaubniß zur Ausmanderung an einzelne 
Berfonen oder Familien ertheilt das Amt, R. B. 22, N. III. 
Wo mehr ald 25 der Ortsfamilien zugleich auswandern, 
fich eine befondere Auswanderungsluſt zeigt, oder Verdacht 
heimlicher Anmwerbungen zu Niederlaffungen in fremden Län- 
dern obmwaltet, ift vorher an die oberfte Staatsbehörde zu 
berichten, 


$ 230. Der Auswanderungserlaubniß gehet jedesmal 
vorber : 
a. Amtliche Abmahnung unter dringender Vorftellung der 
Gefahr eines folchen Unternehmens, mit dem Bedro- 
ben, daß der Auswanderer im Fall feiner Rückkehr 


nicht mehr angenommen werde, Aufnahme eines Bro- 
tokolls „hierüber mit. der Unterſchrift des Gemarnten ; 
b. Erörterung des Anlaſſes und der vernünftigen Aus- 

. Achten auf eine zweckmäßige Niederlaffung ; 

c. Prüfung der. Einwilligung fümmtlicher. Berbeifigten ; 

d. Unterſuchung, ob die Reiſemittel bis an Ort und 
‚Stelle und die allenfalls am Niederlaffungsort bedun- 
gene- Mittel zur Anfiedelung vorhanden feyen ? 

Vergl. 5 23. 

$ 231. Die Erlaubniß zur Auswanderung wird jedes. 
mal abgefchlagen. 

1) dem Mann, deffen Ehefrau nicht mitziehen will, oder 
umgefehrt; 

2) Minderjährigen, welchen die Einwilligung ihrer Eltern 
oder Pfleger fehlt; haben fie deren Einwilligung, oder 
sieben fie mit den Eltern, fo wird ihr Vermögen, mit 
Ausnahme eines verhältnißmäßigen Neifegeldes, fo 
lange im Lande zurückbehalten, bis fie die Volljäh— 
rigfeit erreicht haben ; 

3) dem GStiefvater für Stieffinder, dem leiblichen Vater 
für voljährige Kinder, welche nicht mitziehen wollen; 

4) der Wittwe, menn die Anverwandten ihrer Kinder 
väterlicher Seite nicht einwilligen ; ‚ 

5) Mannsperfonen, welche bereits in dem Alter der Miliz- 
pflicht fteben, bevor fie derfelben genügt haben; 

Die Kreisregierung hat zu entfcheiden über das Geſuch 

a. derjenigen, melde in der ordentlichen Gonfeription 
ihres Jahrgangs die Reihe nicht zum Einruͤcken 
getroffen hat, die aber noch zu den Klaffen der 
außerordentlihen Gonfeription gehören; 

b. die zwar einzurüden berufen waren, aber alg Ueber: 
fhuß zuruͤckgegeben wurden ; 

c. die zur ordentlichen Gonfeription gehören , oder im 
nähften Jahr dahin Fommen, aber 500 fl. Kaution 
leiften ;- 


d. welche. das Alter von 19: Jahren bereits uͤberſchritten 
haben, aber mit ihren Eltern oder einem Eltern⸗ 
theil auswandern. 

Dos Miniſterium des Innern erkennt: 

a. wenn ber Auswanderer das 19te Jahr bereits aweicht 
hat oder in die laufende Ziehung gehoͤrt, al feine 
Kaution leiften kann; 

b. wenn er das 19te Jahr überfchritten hat und nicht 
mit Eltern auswandern will. 

Das Kriegsminifierium erkennt bei wirklich in Militaͤr⸗ 
dienſt ſtehenden vorerſt uͤber die Entlaſſung. R. B. 30, 
N. XI und 32, N. XXV. Siehe auch $ 663 


6) denjenigen, deren Entlaſſungsgeſuche fo häufig zuſam⸗ 
mentreffen, daß die Gterpreife ihres Wohnorts allzu 
ſehr berabgedrüdt würden... In dieſem Fall wird die 
Erlaubnig auf eine beſtimmte Anzahl befchränft, und 
den Zurücdgewiefenen erft dann die Erlaubniß ertbeilt, 
wenn fich die Büterpreife wieder gehoben haben, ‚und 
Nachricht von den zuerft Ausgewanderten eingetroffen 
ift, daß die Anfiedelung gedeihe. R. B. 04, N, III. 


$ 232. Vor erfolgter Erlaubniß zur Auswanderung darf 
der darum Bittende feine Liegenfchaften nicht zum Verkauf 
ausfeßen oder veräußern, Bei Strafe der Nichtigkeit des 
Eontracts, A. 3. D. 1816, N. 104, A. U. IT, „Auswan- 
derung’ $ 7, und 10 Rthlr. Herrfchaftftrafe für den Käufer, 
den Verkäufer und die Vorgeſetzten, welche die Veräußerung 
gewähren. M. d. %. d. d. 21. Nov, 1817, N. 10,050, 


8233. Der Auswanderer unterliegt gleich dem Weg- 
zügler der Liquidation feiner Schulden, welche bei 
ibm mit öffentlichem Aufruf. der Gläubiger und Vorſorge 
für. deren Befriedigung durch dad Amt verbunden wird; 
ehe dieß gefcheben und die Nachſteuer, in den Fällen, da 
fie noch erhoben wird, entrichtet iſt, darf der Reiſepaß nicht 
ausgehändigt werden. A. 8. D. 1825, N. 4. 


4.234. Wer nach Neu⸗Rußland auswandern will, 
muß fich ausweiten, daß er nach Abzug. der Reiſekoſten 
wenigftiens 300 fl. beſitze. M. d. J. d. d. 9. Mai 1823, 
N. 6085. R. B. 4, N; V. Die Erlaubniß zur Auswan- 
derung nach Brafilien erhält nur, wer fich ausmweifen 
kann, daß er zur Beſtreitung der Meberfahrtöfoften für fich 
und feine Familie 500 fl. beßde. M. d. J. d. d. 24, Aug. 
1826, N. 12364. 

Auswanderer nach Bere werden nur —— 
wenn ſie 

a. ein glaubhaftes Zeugniß über gute Aufüprung vor. 

legen; 

b. die Reife auf eigene Roten * 

c. 400 fl. freies Vermögen mitbringen; 

d. eine Familie von wenigſtens vier Köpfen bilden. M. 
d. J. d. d. 233, März 1832, m A. B. S. N 3, A 
B. M. 1838, N. 59. 
: Diejenigen Männer, die nach Frankreich auswandern 
wollen, haben fih vorher entweder über ihre Naturalifi- 
rung als Franzofen oder wenigitens über die königliche Er- 
mächtigung zur Wohnfignabme in Frankreich auszu⸗ 
weifen. R. B. 32, N. XXVI Doc können ibnen die 
Tauffcheine umd andere zu ihrer Niederlafung erforderliche 
Ausweiſe einftweilen verabfolgt werden, nur müffen fre den 
Zuſatz enthalten, daß fie nicht zum Behuf einer Verebe- 
lichung, wozu noch befondere Staatserlaubnig einzuholen 
wäre, ausgeftellt feyen. M. d. J. d. d. 4. Juni 1833, 
N. 6373. 

Auswanderer nach Amerika, welche ihren Weg durch 
das Königreich der Niederlande oder über Bremen nehmen, 
müſſen für jede erwachfene Perſon ein Neifegeld von 200 fl., 
für Kinder von 4 bis 15 Fahren von 100 fl. nachweifen ; 
wer durch Frankreich feinen Weg nehmen win, muß fich, 
wenn er das 18te Fahr zurückgelegt bat, über 400 fl., iſt 
er unter 18 Fahren Über 200 fl, Reifegeld ausweiſen. A. B. 
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M. v. 1836, N. 72, pag. 625. Diefer Beſitz des bezeich⸗ 
neten Reiſegeldes iſt in der amtlichen Beglaubigung des 
Reiſepaſſes mit Zahlen auszudrücken, und wird auch von 
denienigen verlangt, welche nur auf die Wanderſchaft dahin 
gehen. M. d. a. A. d. d. 11. März 1836, N. 676. Auch 
muß jeder, der durch Frankreich nach Amerika auswandern 
will, bei ſeinem Eintritt in Frankreich den Beweis über 
ein mit einem Schiffskapitain behufs der Ueberfahrt, gehörig 
abgeſchloſſenes Uebereinkommen beibringen, oder die vor- 
läufige Hinterlegung der zur Dedung der Einfchiffungs- 
foften erforderlichen Summe am Hafenort darthun. Es wird 
ferner in den franzöfifchen Häfen nur denen die Einſchiffungs⸗ 
erlaubniß ertheilt, deren urfprüngliche -NReifeurfunden den 
überfeeifchen Bellimmungsort anzeigen. M. d. J. d. d. 
23. Auguft 1836, N. 9722. A. B. M. N. 77. Siehe ferner 
Belehrung Über das Benehmen beim Auswandern nach 
Amerifa in Bezug auf die Meberfahrtöverträge. M. d. J. 
d. d. 25. Mär; 1836, R. 1865. 9. B. M. N. 34, Ferner 

äbid. 9. 27. | 
Ueber den Durchzug der Auswanderer nad) Amerika durch 
das Königreich der Niederlande ſiehe A. B. M. 1838, 

N. 59. 


Zehntes PEN 
Bon dem Einfaflen: Nechte, 


$ 235: [70], Jeder Staatsangehörige, der nicht ver- 
möge feines Standes oder Berufs, oder des angebornen 
oder durch Aufnahme erlangten Bürgerrechts einen fändigen 
Wohnſitz hat, kann von einer Gemeinde des Großherzogthums 
freiwillig aufgenommen, oder einer folchen zugewieſen werden, 

$ 236 171]. Ein derartiger Heimathsloſer erhält durch 
diefe. Aufnahme oder Zuweiſung für ſich und feine Familie 
‚in folcher Gemeinde das Einfaffenrecht. 

Ehe eine foiche Iumeifung erfolgen kann, muß vorber 
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ausgemittelt ſeyn, ob der Zumelfende als badifcher Staats. 
angeböriger. betrachtet werden muß. 5 241, 


837 [79. Das Einfaffenrecht gibt die Befugniß, einen 
jedem erlaubten Nahrungszweig, nach Vorfchrift der Geſetze, 
in der‘ Gemeinde zu treiben, die öffentlichen Gemeindean- 
ftalten zu benutzen, und endlich den Anfpruch an die Ge- 
meinde auf die Unterſtützung in Fällen der Dürftigfeit; 
ausgenommen, wo der Staat die Verbindlichkeit der Unter⸗ 
ſtützung bat. $ 243, 214. 


$ 238 [73]. Wenn feine Gemeinde einen heimath⸗ 
loſen Staatsangehörigen freiwillig aufnehmen will, fo ift 
er einer folchen von den Stantöbehörden unter Beobachtung 
folgender Vorfchriften zuzuweiſen: 
1) Diejenigen, welche ihr angebornes, oder durch Aufnahme 
erlangtes Bürgerrecht in der Abficht, auszuwandern, 
‚ aufgegeben haben, auch wirklich ausgewandert, und, 
ohne ein anderes Heimathrecht zu erlangen, zurück⸗ 
gekehrt find, werden der Gemeinde zugewieſen, in 
welcher fie früher Bürgerrecht hatten, 

Wegen Wiedererwerbung des Ortsbuͤrgerrechts vergl. $ 176. 

Diejenigen, die nad Polen ziehen, und hierzu die Erlaubniß 

ber ruffifhen Geſandtſchaft erhalten, find nicht als Aus 
wanderer, fonbern als Wegzügler und ruffifhe Staatsanger 
hörige zu betrachten, daher, wenn fie zuruͤckkehren wollen, 
fortzumeifen; dieß ift ihnen zum Voraus anzukuͤndigen und 
in ihren Päffen zu bemerken. M. d. 3. d. d. 25. Nov. 
1833, N. 12,461. 4. B. ©. 1834, N. 1. 

9 Derienige Heimarhlofe, der fih fünf Fahre in einer 
Gemeinde ununterbrochen für fich oder mit feiner Fa- 
milie. aufgehalten bat, it der Gemeinde des Aufent- 
baltö zuzuweiſen. 

Hat er fich in mehreren Gemeinden fünf Fahre lang 
aufgehalten, ſo wird er der Gemeinde des letzten 
fünfiährigen Aufenthalts zugemtefen, 


Der Aufenthalt bei und mit den Eltern begründer als folder 
fein Heimathsrecht, da er nicht felbftftändig ift, wenn daher 
Hei Ausmittelung des Heimathsrechtes der . Eitern Kinder 
vorhanden find, welche das 14te Jahr zurüdgelegt und 

nicht auf andere Weife Infaffenreht erlangt haben, fo find 
fie in ihren Geburtsort. zu verweifen.. M. d. J. d. d. 

25. März 1833, N. 3306. 

3) Iſt ein fünfjähriger Aufenthalt in einer Gemeinde 
nicht darzuthun, fo wird er der Gemeinde zugewieſen, 
in welcher er gefeglich getraut worden ift, und zwar, 
wenn mehrere Gemeinden zu einer Pfarrei gehören, 
derjenigen Gemeinde, in welcher die Trauung vorge» 
nommen wurde, 

Findet auch diefe Beſtimmung keine Anwendung, 
fo iſt 

4) der Heimatbhlofe derjenigen Gemeinde zuzumeifen, in 
welcher er fich zwar nicht fünf Fahre, aber doch mehr 
als drei Monate zulest aufgehalten bat, und 
wenn dies nicht anwendbar ift, fo kömmt 

5) die Reihe an die Gemeinde, wo er geboren, ode 
als Findling aufgefunden worden ift. 

Auf Kinder, welche in Gebärhäuſern, Gtrafan- 
falten oder andern Sefängniffen geboren wurden, findet 
diefe Vorfchrift feine Anwendung. 

6) Iſt der Geburtsort nicht. auszumitteln, fo ift der 
Heimathlofe derjenigen Gemeinde zugumeifen, in welcher 
er fich zulest aufgehalten hat, oder in welcher. er 

— Aufgegriffen worden if. 

7) Die Ehefrauen. der Heimathloſen, deren Ehe. vom 
Staate als bürgerlich gültig erflärt. wird, erhalten in 
dem Orte das. Einfaffenrecht, welchem ihr Ehegatte 
zugetheit worden iſt. | 

6 239 [74]. Die Zuweiſung der. Wittwen: von Heimath- 
loſen iſt nach den: oben. gedachten —— im 238, 
1 bis 6, zu. entfcheiden. 


144 


. Können folche nicht in Anwendung kommen, fo find 
diefelben der Gemeinde zusutheilen, in weiche ihr Ehemann 
hätte gemwiefen werden müſſen, wenn er am Leben geweſen 
wäre. 


$ 240 [75]. Werden Heimathlofe in Waldungen, die 
eine abgefonderte Gemarkung haben, aufgegriffen, fo find 
fie der nächften Gemeinde zuzuweiſen, welcher die polizeiliche 
Aufficht nach 5 153 zuſteht. 


$ 241 (76, 77). Die Kinder der Heimathlofen, die noch 
unter der väterlichen Gewalt find (d. h. bis zur Volljährig⸗ 
feit nach zurückgelegtem 2i1ften Fahr, oder Gewaltsentlaffung, 
"8, R. Satz 372), erhalten das Einfaffenrecht in der Ge— 
meinde, welcher ihr Vater, oder bei unehelichen Kindern 
die Mutter zugemwiefen worden ift, oder zugewieſen worden 
wäre, wenn die Eltern fich noch am Leben befunden hätten. 

Die Einfaffenverhältniffe der, der elterlichen Gewalt zur 
Zeit der Zumeifung der Eltern in eine Gemeinde bereits 
entlaffenen Kinder werden nach den VBorfchriften des $ 238, 
4 bis 6, beurtheilt, 

Mit Baiern, Württemberg und Großherzogtum Heffen bes 
ftehen wegen Uebernahme der Heimathlofen befondere Ver« 
träge. R. B. 16, N. XXXVI, 17, NR. XXV. Wegen 
der Schweiz R. B. 10, N. I und R. B. 26, N. XXII. 


5 242, Die Entfcheidung über Heimathsbeſtimmung 
ertbeilt das Amt; find mehrere Aemter verfchiedener Mei- 
nung, die Kreisregierung; find es mehrere Regierungen, 
das Minitterium des Innern. Im Eonfliet mit auswärtigen 
Regierungen tritt das Minifterium der auswärtigen Ange- 
Vegenheiten ein. Bon den gleichfürmigen Erfenntniffen des 
Amts und der Kreisregierung findet Fein weiterer Rekurs 
fatt, R.B. 3, N. XXXI, $ 5,.6, 7. Dad Amt, zu defien 
Bezirk die Gemeinde gehört, welcher der Heimathlofe zuge- 
wiefen werden. muß, wenn fein flärferer Grund einer Zu, 
meifung ausgemittelt werden kann, hat die Erörterung. zu 
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pflegen und einſtweilen für Untetanft des beimathloſen ze 
ſorgen. | 


$ 243 78). Bei denjenigen Heimathloſen, welche einer 
Gemeinde aus dem Grunde der Trauung in derſelben, oder 
weil fie in folcher geboren, oder in Waldungen, die eine 
abgefonderte Gemarkung haben, aufgegriffen worden find, 
zugemwiefen wurden, liegt in Fällen des Nothſtandes dem 
Staate die Unterbaltspflicht ob, und eben fo nach ihrem 
Abſterben binfichtlich ihrer Kinder, 


Diefe Beftimmung findet auch auf heimathlofe Sfraeliten ihre 
Anwendung St. M. d. d. 14. Sept. 1834, N. 1768, 
in A. B. S. N. 89 


824179). Einſaſſen, die ſich zehn Fahre in der 
Gemeinde, welcher fie zugewieſen worden find, klaglos be⸗ 
tragen, und ihren Unterhalt durch Fleiß und Thätigleit fich 
erworben baben, kann der Gemeinderath, mit Zuſtimmung 
des Bürgerausſchuſſes, das Bürgerrecht ertheilen. 


- 5 245 [80]. Den Söhnen der Einfaffen muß, wenn fie 
das 2fte Fahr erreicht, einen guten Leumund haben, die 
in den $$ 167 —170 vorgefchriebenen Bedingungen erfüllen 
und zehn Fahre bereits in der Gemeinde fich klaglos auf- 
gehalten haben, das Bürgerrecht ertheilt werden. Sie find 
jedoch ſchuldig, fich nach den Vorfchriften der 96 191 und 
192 in den Bürgergenuß RER: | 


Eiftes Kapitel, 
Bon dem Verfahren in. Bürgerannahmefachen. 


$ 246 [81]. Die Gefuche um Aufnahme in das Gemeinde- 

bürgerrecht find mit allen erforderlichen Zeugniffen dem 

Gemeinderathe der Gemeinde, in welche die Aufnahme ge⸗ 

ſchehen fol, vorzulegen, welcher zu entfcheiden bat, ob nach 
10 
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Borfshrift » diefes Geſctzes Die Mufnabıng zu bewilligen ‚oder 
abzufchlagen fey. Nach erfolgter Entfchließung ift der Bürger⸗ 
ausſchuß, und im Falle des $ 199 die Gemeinde über ihre 
Zuftimmüng zu vernehmen, fofort die Aufnahme zu ver⸗ 
jagen, oder zů bewilligen. N 


—* jeber ‚Gemeinde, iſt «in Bürgerduch AR la in⸗ — 
nebſt allen vorhandenen Buͤrgern, die Ortsangehoͤrigen, die 
ihr Buͤrgerrecht antreten, und die Ortsftemden, ı die ſich 
buͤrgerlich annehmen laſſen, einzutragen find. ‚Die Fuͤhrung 
dieſes Buches liegt unter Aufſicht des Buͤrgermeiſters dem 
Rathsſchreiber ob, R. B. 37, MN. LV, wo das Naͤhere 
und ein Fotrmilar zu finden. Das Amt hät ‚bei‘ Belegen: 
heit fie einzufehen. AB. M. 1838, N. 59. 


v3 91047: [82]. Jeder Berheiligte kann den Rekurs gegen 
die Entfchliefung des Gemeinderathed nach dein gegenmwär- 
tigen and künftigen Vorſchriften über Rekurſe einlegen: 
(Der Nekurs geht zunächſt an das Amt. Ueber die Form 
der Rekurſe vergl: R. B. 33, N. XII) Betheiligte ſind: 


I) der, welcher um Bürgerannahme oder als Heimath- 
loſer um Zulaſſung in eine Gemeinde nachgefucht har; 


) der Bürgerausſchuß wenn er über, eine Bürgeranhahme 
nicht gehört, oder feine, Einfprache ‚nicht beachtet 
‚worden iſt. 


3) Standes. und — in: gleichen: N nach 
Maßgabe des $ 172. 


Einzelnen Mitgliedern der Gemeinde ſteht eben ſo wenig 
ein Rekurs zu, als der Gemeinde ſelbſt oder einer Zunft. 


6248 183]. ‚Die Stelle, an. welche, der Rekurs ergriffen 
wird, hat immer nur. darüber, zu entſcheiden, ob die. Vor⸗ 
fchriften des Geſetzes in richtige Anwendung gefommen feyen 
oder nicht, und ob hiernach die abweilende Verfügung zu 
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beftätigen, oder die Gemeinde zur Aufnahme verpflichtet fey. 
Die Gründe eines abändernden Erkenntniſſes find jedesmal 
fur; anzugeben. 


Der Gemeinderath . ift ebenfalls zum Rekurs gegen ab⸗ 
Ändernde Entſchließgungen der Staatsverwaltungsſtellen, oder 
wegen Zutheilung von Heimathloſen berechtiget, nach den 
obgedachten Borfchriften über Rekurſe. 


Bon zwei gleichfürmigen Erfenntniffen des Amts und 
der Kreisregierung findet ein meiterer Nekurs nicht flatt, 
NR. 2, 33, NR. XXXU, $ 7. Vergl. $ 249, 


$ 249 [84]. Jedem, der durch betrügliche Angabe 
oder auf faliche Urkunden, oder auf: Urkunden, weiche un. 
richtige Angaben enthalten, deren Unrichtigfeit er gewußt 
bat, um die Bürgeraufuabme nachſucht, kann von dem 
Gemeinderarh die Aufnahme, als; Bürger -verfagt werden, 
er leidet außerdem die geſetzliche Strafe ſeines Verbrechens. 


$ 250 [88]. Der geſehlichen Strafe unterliegt eben ſo 
derjenige, der auf folche Urkunden oder betrügliche Angaben 
das Bürgerrecht erfchlichen hat. Außer diefem ift demſelben, 
wenn er ein badifcher Staatsangehöriger ift, auf Klage des 
Gemeinderathes von den Staatöverwaltungsftellen das Bürger- 
recht wieder zu entziehen, und berfelbe in feine frühere 
Heimathsgemeinde zurück zu weiſen, wenn der Gemeinderath 
diefer Gemeinde wiſſentlich, oder durch grobes Verfchufden, 
ein falfches Zeugniß ausgeftellt har, durch welches die Auf- 
nahme in der andern Gemeinde veranlaßt wurde, 


Das bezahlte Einkaufsgeld wird demjenigen, deſſen Bürger⸗ 
recht als nichtig erklärt worden iſt, nicht zurückgegeben. 


5 251 (86, 87). Wird im Falle des 8 250 der Aufge⸗ 
nommene auch nicht zurückgewieſen, fo verliert er dennoch , 
und zwar der Inländer auf drei Zabre, der Ausländer 
aber auf ſech s Jahre den Bürgergenuß. 

10: 
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‚u Diele Klage kann jedoch nur ein Jahr — vom Tage 
der: Aufnahme an gerechnet/ angeſtellt werden. *7 


$ 252 [88]. Der geſetzlichen Strafe unterliegen a feiee 
die Eltern , Wormünder , obrigfeitliche Perfonen, und ale, 
welche: an. der Ausſtellung falfcher oder unrichtiger —— 
oder Zeugniſſe — — — RR UN 


—— Sad FE Zuvðilltes Kapitel. un: 
In 14 


Sn dem Mebergang der —— in vos. 
— —— 


106953189]; Bon dein 23. Aprif 1830 an, haben’ de * 
heben Schutzbürger das Gemeindebürgerrecht, mir Ausnahme 
des Bürgernutzens/ wo fie ſolchen ſeither wicht bezogen haben, 
ah zugleich alle Pflichten und: Laſten der Gemeindebürger. N 


Ron dem "nämtichen Zeitpunkt an bören auch Al⸗ be 
fondern perfönlichen Gemeindedientte. und. Gemeindeabgaben 
Auf, welche die En — als am * Pe 
er 1m. 


Ss 254 (90). In Gemeinden, in weichen feüber für den 
Antritt des angebornen Bürgerrechtd eine befondere Gebühr 
bezahlt wurde, baben die Schutzbürger für das ihnen nun 
verlichene Gemeindebürgerrecht die im $ 169 beilimmten 
Antrittögebühren , nach Abzug deſſen, was fie für. ihre 
Aufnahme als Schutzbürger bezahlten, zu entrichten. 


825 [91]. In den Gemeinden, in welchem Bürger- 
genuß beiteht, hat der ehemalige Schußbürger nach den 
VBorfchriften der $$ 191 und 192 den dreifachen Jahresbetrag 
der Bürgernutzungen in die Gemeindekaſſe zw entrichten,. mit 
Abrechnung des Antheild am Bürgergenuffer den die Schuß 
bürger früher zu beziehen harten. Ihm gehen alle Gemeinden 
bürger vor, welche an dem: Tage, an welchem: das. Geſetz 
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in Wirkſamkeit trat zum Bürgergenuß berechtigt und bes 
flühigt waren und alle welche ſich bis zu dem Rage an 
welchem er obgedachte Beiträge in die Gemeindekaſſe ent 
eifhiet, hefähiat, haben, „Diejenigen chemalinen ESthuddüraer 

elche Die Ocmeindebeiträge nicht, banr „bezahlt, haben, ‚und 
ram, den, in der „Aivifchenzeit, aufnenominenen Oemeinde, 
bürgern nacpfiehen müfen, haben, chen darum auch jenen 
Schuebürgern nachzuftehen, welche, obgleich ſpäter Schuß. 
bürger geworden, doch früher als fie und noch vor der 
Aufnahme des neuen dazmwifchentretenden Gemeindebürgers 
Zahlung geleiftet haben. M. d. J. d. d. 13, Yan, 1834, 
N. 280, in A. B. ©. N. 14, 


$ 256 [92]. Durch die Aufnahme der Schußbürger zu 
Gemeindebürgern können die Genußtheile der im Beſitz von 
Bürgergenüffen befindlichen Ortöbürger , fo Tange dieſe Teben, 
nicht gefchmälert werden, 


6 257 [9]. So weit die vorhandenen Genußtheile nicht 
für alle feitherigen Schusbürger binreichen, rücken diefe 
nach der Reihe, nach der fie in dad Schußbürgerrecht auf- 
genommen wurden, in die Fünftig offen werdenden Genuf- 
theile ein. Sind, ehe diefe Genußtheile offen werden, andere 
Bürger aufgenommen worden, oder haben diejenigen, welche 
ein angebornes Bürgerrecht hatten, daffelbe angetreten, fo 
eoneurriren diefe mit den feitherigen , noch mit feinen Genuß. 
theilen verfehenen Schußbürgern binfichtlich des Einrückens 
nach dem Verhältniß ihrer Anzahl zur Zahl aller vorban- 
denen früheren Ortsbürger. 


$ 258 [94]. In den Gemeinden, in welchen die feithe- 
rigen Schugbürger Antheil an dem Bürgergenuß batten, 
verbleibt er denfelben in der früheren Art und Größe, 


$ 259 [95, 96). Die Söhne der feitherigen Schugbürger, 
welche an dem Tage, an welchem dieſes Geſetz in Wirk. 
famfeit trat, noch nicht volljährig waren, werden von da 


ww 
an ſo angefeben, als wenn ihnen das Bürgerrecht angeboren 


wäre. (Siehe hierüber auch den Erlaß des M. d. J. a. d. 
3, April 1837, 9. 3244. A. B. M. Beil. N. 19.) 


Die Töchter der früheren Schutzbürger werden, wenn 
fie fich mit einem Gemeindebürger verbeirathen, in Bezug 
auf VBermögensnachweifungen und Einfaufögelder , wie die 
Töchter der Drtsbürger behandelt. | 
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Erstes Rapite, 
Von den Schulen. . 


Erfter Abſchnitt. 
Volks(hulen. | HR 
. R. B. 34, NR. ZXV. 35, R. XLV. | 


* 


Erfie Abtheilung. 
Ka Lehrplan und Schulorbuung. 

5 2360, Die Gegenftände. des Unterrichts in den Lolu⸗⸗ 
ſchulen find: a) Religion, b) deutſche Sprache, e) Schrei⸗ 
ben, d) Rechnen, e) Gefang, und 5) andere gemeinnützige 
Kenntniffe aus der Naturgefchichte, Naturlehre, Erdlunde, 
Gefchichte, Gefundbeitsichre, aus der Landwirtbfchaft and 
and der Geometrie, Dazu kommt noch, wo die Mittel 
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reichen, g) der Zeichnungsunterricht; jedoch die beiden 
letztern Gegenſtände nur in fo fern und in fo weit, als der 
anter a bis e bezeichnete, für Volksſchulen nothiwendigite 
Unterricht nicht darunter leidet. 

$ 261. Neben den Volksſchulen im engeren Sinne be- 
fteben für die der Schule entlaffenen Knaben und Mädchen 
noch befondere Fortbildungsſchulen, in welchen der 
oben erwähnte Upterrichh noch weiter ale und geübt 
wird. Siehe (9733 ir: yt 

Das Nähere bes Bebrplans, welcher drei Unterrichtöftufen für 

„jeben Unterrichtögegenflond vorfäreibt , bezeirhnet Mb. J. 

d. d. 30. Mai 1834, in R. 8%. N. XXV, wozu als Nach⸗ 
trag die Verordnung des M.d. 8: dom 12. Dez. 1836, 
N. B. N. Ivon 37, pag. 4 und vom 31. Okt. 1837, 
R. B. N. XLIV gehören. Nah $ 8 bes 13ten Organi- 
fationsebifts hat jede Gemeinde, welche eine eigene Volks⸗ 
ſchule hat, wenigſtens den Winter Aber auch eine Indus 
ſtrie ſchule zu halten, in welcher die, Mädchen in dem zu 
ihrem Lünftigen Fortkommen nöthigen weiblichen Arbeiten 
(namentlii im Stricken und Nähen) unterrichtet werden. 
M. d. J. d. d. 1. Auguft 1836, R. B. N. XL. Siehe 
auch A. B. M. von 1837, Beil. N. 7, M. d. 3. 20. Juni 
1837, N. 604. 

5 262, Die Kinder, welche zwiſchen dem 23ften April 
des einen und dem 23ften April des andern Jahrs ihr 
fech stes Lebensjahr zurücklegen, werden mit Oftern des 
letztern Jahres ſchutpftichtig Wegen ſchwächlichen Körpers 
der Kinder, oder aus Ähnlichen Gründen ertheilt der Schul- 
vorftand denfelben auf Verlangen ihrer Eltern - * 
— auftein Jahr lang Nachficht, : 7 

4263. An Oſtern jeden Jahrs ſtellt der — 
die ſchulpflichtig gewordenen Kinder umfaſſenden Auszug 
aus den bürgerlichen Standesbüchern dem Schulvorſtand zu. 
Dieſer fügt die Namen aller nicht im Orte gebornen Kinder 
gleichen Alters bei/ ſey es, daß ſie Ortseinwohnern ange⸗ 


böreny oder bei ſolchen in Ole nſten oder ſonſt in Pflege 
ſtehen/ und: übergibt die Liſte dem Lehrer. 9 „end 
vBierzehn Tage nach dem. Wiederanfange: der Schule hat 

der Lehrer dem: Schulvorftande die Anzeige gu. machen 
weiche: zur Schule: pflichtige ‚Kinder noch fehlen. Gegen fie 
bat. der Schulvorſtand unverzüglich einzuſchreiten, daß fie 
gleichbald zum Schulbeſuch angehalten den: er 
N. B. 05, R. XXI ig; 

5.%4. Die. Schulentlaffung — — Bi 
zur Oſterzeit, und zwar  binfichtlich der Knaben, wenn fie 
auf Oftern ihr vierzehntes, binfichtlich: der Mädchen 
aber, wenn: ſie ihr dreizehntes Lebensjahr zurückgelegt 
haben, oder bis zum 23ften April noch zurücklegen. nn 

Kindern» welche: nach dem 23ften: April, aber: läugſtens 
bis zum 1. Auguſt das Entlaſſungsalter erreichen, kanu auf 
des Antrag des Schulvorftandes der Schulvifitatur Difpen» 
fation ertheilen, wenn fie mehr als "gewöhnliche Fark 
fehritte gemacht. und fich :in: den Unterrichtsgegenſtänden 
volltommen befähigt haben. M. d. Fi :d. di 21Deg: 1835; 
N. 11,333, in A. B. S. 1836, R. 191 Die Verfügungen 
der Schulbehörden über die Schulentlaffung ſind unabhängig 
von jenen der Kirchenbebörden über die Konfienmtion.. M 
d. J. d. d. 23, März 1835, N. 2669 in: A B. S. N 95 
Kinder, welche das Entlaſſungsalter erreicht, aber die 
für das. bürgerliche Leben erforderlichen Kenntniſſe in ‚dei 
oben $ 2360 a — d erwähnten. vier erften Fächern noch nicht 
erlangt haben, find ein: weiteres Jahr, oder nach Umſtänden 
noch zwei. Jahre in der Elementarvolksſchule zurückzube⸗ 
halten. Dieß fann jedoch gegen deu. Willen der Eltern 
nur auf dem Antrag des Gchulsenfiandes won hass Eicnle 
vihterer: angeordnet werden. GSchulorduung $ 18 . 

‚Der entlaffene Schüler erhält, einen. vom —2 
Rand aus zuſtellenden Entlafungsfchein.: 

Die — — werden aus der —R au. 
geſchafft. 


2, Rinde, welche zum Zwecke einer höheren Aus⸗ 
bildung eine höhere: öffentliche: | oder Privatbildungsanſtalt 
befuchen;, “find: frei: von Dem Beſuche der Borköfchule,. Die- 
jenigen Kinder, welchen für den in den Volkoſchulen ertheil⸗ 
ten Unterricht ein Privatlehrer gehalten wird, bedürfen 
um vom Befuche der Volksſchule frei gu ſeyn/ einer | deß⸗ 
falfigen Bewilligung: des Bezirksfchuloifitators.: Hierzu iſt 
erforderlich, daß der Brivatlehrer, - wenn. er nicht ſelbſt 
Lehramtscandidat iſt, ſich vorerſt über die zur Ertheilung 
dieſes Unterrichtes nöthigen Kenntniſſe und ſonſtigen Eigen⸗ 
ſchaften ausweiſe. Unter dieſer Vorausſetzung kann Die 
Befreiung von dem Beſuche der En. we r 
ao. u, VIE! 5 nyid 

Für Kinder, die in Fabriten arbelten⸗ — Betrieb 
— ſehr : gehindert: würde, wenn man jene die allgemeine 
Schule in den geordneten Stunden beſuchen laſſen one, 
bat der Fabrilkbeſitzer einen beſondern Unterricht in den 
beſt geeigneten Stunden zu veranſtalten (und es müſſen die 
Behörden darüber die Aufſicht führen); hiedurch find dann 
ſolche Kinder von dem Beſuche der allgemeinen Schuld be 
frei, m. d. 3. d. — 322% WB m 
Be. N. 18,: 739 me ma 

6'266, Hrivatlehtanſtalten, wenn fie vonder Verbind⸗ 
Kichfeit zum Beſuche der" öffentlichen Volksſchule befreien 
follen, haben in Bezug auf den Unterricht dieſelben Oblie⸗ 
genbeiten, wie die letztern, und find der nämlichen Aufficht 
von Seiten der: Schulbehörde unterworfen. Sie können 
nur: mit Genehmigung der Oberſchulbehbrde errichtet werben 
Einer folchen Anſtalt kann, wenn dabei allein: recipirte 
Lehramtscandidaten angeſtellt werden, und wenn fie "Die 
Aufgabe der Volksſchulen überhaupt gehörig) zu: lbſen im 
Stande iſt, die Genehmigung nie verſagt werden: Fedoch 
iſt in Orten, wo die Errichtung einer derartigen Anſtalt 
lein Bedürfniß iſt, die Genehmigung an die Bedingung zu 
knüpfen, daß die Anſtalt an die Volksſchule für das der 
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letztern durch ſie entgehende Schulgeld eine zu — 
ganze oder theilweiſe jährliche Vergütung leiſte⸗ 


— Dieſenigen Anſtalten weiche, obgleich von Privaten 
hrernon men,’ mach ihren von der Oberfchurbehörde 
genehmigten Statuten kin ihren Fortbeftand ficherndes Ein. 
Eommen haben, und von dem Unternehmern nicht willfürfich 
wieder aufgehoben werden Fönnen, werden, wenn ih ihren 
Statuten zugleich die Bedingungen der Aufnahme der Kinder 
feſtgeſetzt find, von der Oberfchulbehörde ars bffentliche 

erklärt, und find alsdann den andern öffehtrichen voits⸗ 
ſchulen in jeder Beziehung gleich. 


6,267... Am Ende des Sommerhalbjahrs und am. Ende 
des, Winterhalbiahrs vor der Schulentlafung. wird jedesmal 
unter, Auwohnung des nerfammelten Schulvorfiandes im jeder 
Klafie eine Prüfung vorgenommen... Eben.fo wird einmal 
des, Jahres zu unbeſtimmter Zeit eine öffentliche Prüfung 
durch den Besieksichufvifitater vorgenommen. wozu außer 
den Mitgliedern des Schulvorftandes auch noch fämmtliche 
Mitglieder des Gemeinderaths und Bürgerausfchuffes bes 
fonders , einzuladen. find. . In Privatſchulanſtalten werden 
die. nämlichen Prüfungen wie, in den Volksſchulen vorge⸗ 
nommen, und zwar in Gegenwart des Schulvorſtandes und 
derienigen Perſonen, welche außerdem der Schulviſitator 
einzuladen, oder denen er den Eintritt zu gegetten no 
meſſen ‚findet. - | 
ı?$:267.a. An den Sonn⸗ und —— und an zwei * 
Stundenplan zu beſtimmenden Nachmittagen in jeder Woche 
wird in der Volklsſchule im engeren Sinne kein Unterricht 
gegeben. Außerdem werden im Ganzen: jährlich acht Wochen 
Ferienzeit zugeſtanden, deren Vertheilung mit Nückficht 
auf die Feſtzeiten und auf die ländlichen Arbeiten von dem 
Schulvorſtand in Antrag. gebracht und von dem Bezirks⸗ 
ſchulviſtator genehmigt wird... In den größeren Städten 
find: die Ferien auf vier Perioden zu vertheilen, fie. finden 
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ſtatt: nan fern, im ran im Men und an 
BWeibnahtem 

268. Es ift darauf zu daß die Rinder pünkt⸗ 
lich zur beſtimmten Zeit in der Schule erſcheinen, und ſich 
ſowohl in der Schule, als auf dem Wege dahin antändig 
betragen, Br 
..5%9, Alle acht Tage übergiebt der Lehrer dem Oris 
ſchulin ſpettor ‚ein Verzeichniß derjenigen Kinder, welche 
ohne vorber.erhaltene Erlaubniß oder nachträglich. bei dem 
Lehrer vorgebrachte genügende Entfcehuldigung aus der Schul 
geblieben find, mit Anmerkung der Zahl .der Tage, an 
welchen fie auf folche Weife ausgeblieben find. Der Orts. 
ſchulinſpektor ſtellt dieſes Verzeichniß, nachdem er es vorerſt 
auf etwa nachgetragene Entſchuldigungen hin noch berichtigt 
batz dem Bürgermeiſter zu und dieſer ſetzt den Eltern des 
Kindes oder Denjenigen, bei welchen es in Pflege it, für 
jeden Tag ungerechrfertigter Verſaummtß eine 
Gelidſtrafe von wenigſtens zwei Kreuzern und höchſtens 
zwölf Kreuzern an. Der Bürgermeiſter läßt dieſe Straf⸗ 
beträge durch den Gemeindediener ſogleich erheben und nach 
der Beſtimmung des Schulvorfiandes entweder an das Orts- 
almnoſen, oder zur Beftreitung der Schulbedürfniſe für arme 
anne an die Schulfafie abliefern. 

Bei haäuſitgen Wiederholungen der Verſäumniſſe Aini 
der Bürgermeifter gegen die‘ fchufdigen Eltern oder Pfleger 
nach dem $ 3 des Edikts vom 13. Mai 1803 Einfperrung 
von: 4 bis 24 Stunden und in Fällen von Widerfpenttigfeit 
macht er: zur fchärfern Ahndung dem Bezirksamte die Anzeige, 

Wenn Schulverfänmniffe dadurch veranlafı werden, daß 
ſchulpflichtige Kinder. verbotswidrig von den Vorgeſetzten 
zum Dorfhüten, Botengehen, zu Wachen oder Treibjagden 
aufgeboten, oder. von ihren Eltern dazu vermender werden, 
fo ſollen ſolche Verſäumniſſe ohne Nachficht ald muthwillige 
an.denjenigen, die fie veranlaffen, beftraft werden. Auf 
die genaue Befolgung: hat der Schulviſitator zu wachen. 


159 


B,,B.:06 N. Auch babenı mach. Verf. des Miad. J. 
d. d. 2 Maärz 1888, N. 1997 die Aemter jeweils bei Ab⸗ 
haltung der Ruggerichte und ſonſtigen ſchicklichen Gelegen⸗ 
beisensfich vom dem Vollzug vorſtehender Vorſchriften Kennt⸗ 
niß zu verſchaffen, und ‚die nöthigen Anordnungen zu ver⸗ 
anlaſſen. A. Bo Mi Veit 16 von 1838. 37 
sh 270: Schulver ſäumniſſe wen Seiten der: Le huer durch 
ungebührliche Ausdehnung der Ferien oder Ausſetzung ein 
jener: Behritunden. wegen perſönlicher Abhaltung find, fo 
wig alle Unterbrechung und Störung des Unternichts: durch 
unberufene, Dritte, möglichſt zu vermeiden. einzelne unver 
meidliche Verſäumniſſe in Freiſtunden nachzuholen. An 
halhen Feiertagen iſt der Unterricht des: Nachmittags: zu 
ertheilen, wegen Märkten. außerhalb Orts aber niemals 
quszuſetzen. A. A. I. Schulferien.’ Das Ausweißeln 
der Schulſtuben und andere flörende häusliche, ifo wie ſolche 
Samiliengefchäfte ‚ welche. perfönliche Abhaltung des Lchrerg 
mit, ſich bringen, find. in die Ferienzeit zu verlegen. Die 
Auffichtöbehörden haben fireng darauf zu halten, daß ſich 
die Lehrer keine muthwillige Verſäumniſſe zu Schulden 
kommen laſſen: dieſe dürfen fh ohne. Erlaubniß von Hauſe 
nicht entfernen; der Schulinſpeltor hat ſie auf Einen Tag 
der Schulviſitator auf 8 Lage zu ertheilen, auf. längere 
Zeit oder in dad; Ausland iſt der Urlaub bei der Oberſchul⸗ 
behörde nachzuſuchen. K. R. J. FA, B 2: 189% 
N. 83. A. B. N. 1823, R. 70. Die Vorladungen des 
Amts find, mo möglich, auf ſolche Stunden zu verlegen 
da leine Schule gehalten wird: von denſelben hat der Schul⸗ 
lehrer: jedesmal den Schulinſpektor in: Kenntniß zu ſetzen. 
M. d. J. evangel. K. ©. d. d. 27, Nov; 1610, R. AlO. 
21. Die Austheilung von Brömten-finder nur da, 
mo. beftimmte Stiftungszwecke es fordern; zur Zeit noch ſtatt. 
Die an mehreren Orten herkömmliche Vertheilung kleiner 
Gaben an alle Schüler ohne Unterſchied iſt unter dem 
Verbot der Prämienaustheilung nicht. begriffen. 
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2 Das Setzen der Kinder nach ihrem Fleiße, ihren Fort 
ſchritten und nach ihrem Betragen gefchieht nur am Ende 
jeden Monats, oder jeweils am Ende einer Woche, Nur 
in: der unterften Kaffe kann dieß auch häufiger, umd war 
fo. oft der. Lehrer es nöthig finder, geſchehen. | 

Die Nachficht von dem Befuche einzelner Unterrichts“ 
fiunden iſt unter Angabe genügender Gründe beim Bpere 
wachzufuchen, Ä 

Urlaub auf mehrere Tage, fo wie gänzliche Ausſehung 


des Unterrichts an einem Tage, der kein allgemeiner Ferien⸗ 


tag iſt, Tann nur vom Schulinfpeftor bewilligt werden. 
. 8 272. Die Schulftrafen beſtehen: in Verweiſen, in 
Setzung oder Stellung der Schuldigen auf einen befondern 
Platz, im Zurückbehalten derfelben in der Schule unter 
angemeflener Aufficht und Beſchäftigung, in Vorladung der 
Kinder :vor den Schulvorftand, Nur bei beharrlichem bös⸗ 
willigen Widerſtande findet ausnahmsmweife auch eine mäßige 
Züchtigung mittelft der Ruthe auf die Hand, auf unfchäd- 
liche Weife, fatt, 
: Der Schullehrer beftraft nur diejenigen Vergeben, welche 
ſich ein Schüler in der Schule oder gegen andere Schüler 
auf dem Schulwege zu Schulden kommen läßt. 
Wegen anderer Vergehen werden die Kinder nur bei 
vernachläßigter Zucht von Seiten ihrer Eltern oder Pfleger, 
und zwar durch den Schulvorftand, mit Schufftrafen belegt. 
Der Schulvorſtand kann auch an die Eltern oder Pfleger 
felbft die geeigneten Erinnerungen erlaſſen. 
Ueber die Beſtrafung der Schulkinder wegen polizeilicher Ver⸗ 
gehen und Felddiebftählen ſiehe R.B. 32, N. LXTI. Wegen 
Diebſtahls werden fie, wie alle jumgen Diebe unter vierzehn 
Jahren, nad Erforderniß ihrer Befferung polizeilich beftraft, 
bei mehrmals fruchtlofer Beſtrafung in das Arbeitshaus 
. gebracht. R. B. 36, N. XVIL 
8 273. Zn allen Orten find, im Winterhalbjahr Fort 
bildungsſchulen zu halten, welche die Knaben, die 
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weder eine höhere Bürgerſchule, noch eine Gewerbsſchule 
oder höhere Bildungsanſtalt befuchen, noch auch einen nach 
dem Ermeſſen des Schulvorftandes genügenden Privatunter⸗ 
richt erhalten, während der erſten zwei Fahre nach ihrer 
Entlafung aus der Elementarfchule zu befuchen haben, ſo— 
fern fie nicht. wegen erheblicher Abhaltungsgründe durch 
den Schulvorſtand ganz oder wenigſtens für einen Theil 
dieſer Zeit davon befreit werden. 

Dieſe Fortbildungsſchulen werden nach den Beſtimmun⸗ 
gen bes Ortsſchulvorſtandes wöchentlich ein⸗ oder zweimal 
jeweils zwei Stunden gehalten. Ihre Abhaltung zur Nacht. 
zeit finder nur ausnahmsweiſe wegen befonderer örtlicher 
Verhältniſſe mit Genehmigung des Bezirfsfchulvifitatorg ſtatt. 
Wo mehrere Lehrer angeftellt find, beitimmt der Schulvor- 
fand mit Genehmigung des Schulvifitatord, welcher von 
denfelben den Unterricht in diefer Schule zu ertheilen, oder 
ob und wie fie ſich darein zu theilen baden. 

$ 274. Die Sonntagsfehule, an jedem Sonntage 
(die Feſttage und Ferienzeiten ausgenommen) eine Stunde, 
ift von den Knaben und Mädchen nach ihrer Schulentlafung 
drei Fahre lang Cin Städten zwei Fahre Tang) zu befuchen, 
und zwar ohne Lnterfchied im Sommer und Winter, 
Frei davon find nur Diejenigen, welche eine höhere 
Bürgerfchufe, oder eine Gewerbsſchule oder höhere Bildungs«- 
anftalt befuchen,, oder einen nach dem Ermeffen des Schul« 
vorftandes genügenden Privatunterricht erhalten, und die 
Mädchen auch alsdann, wenn fie in einer Vollsſchule mit 
einem erweiterten Lehrplane eine hinreichende Fertigkeit in 
demjenigen, was in der Sonntagsſchule gelehrt wird, erlangt 
haben. 

Wo mehrere Lehrer angeſtellt fi nd, übernimmt der eine 
dberfelben den Unterricht der Knaben und der Andere jenen 
der Mädchen. Iſt nur ein Lehrer angeſtellt, fo hält er 
die. Schule abwechfelnd an einem Sonntage für bie Knaben 
und am andern Sonntag für die Mädchen, 
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1 Zweite Abtheilung. 
. + Bon deu Lehrerftellen und dem perfänlichen Verhältniſſen der Lehrer. 


8.275, An einer Volksſchule, an welcher die Zahl der 
Schulkinder 120 überfteigt, ift ein zweiter Lehrer, und eben 
fo, wenn die Schülerzahl 240 überſteigt, ein Dritter, ſofort 
für jede weitere 120 Kinder in gleicher Weife wieder ein 
weiterer Lehrer anzuftellen. Jedoch kann durch die Ober- 
ſchulbehörde, nach den Verhältniſſen des Orts, der Schule 
oder des Schullehrers , einem Lehrer auf unbeſtimmte Zeit 
anch noch eine größere, nie über 150 ſteigende, Schülerzähl 
überlaſſen werden. — 

Bei keiner Volksſchule follen in einer Klafe mehr als 
70 Schüler zufammen fommen. Schulordnung $ 24. 

$ 276. Sind nah Maßgabe des vorhergehenden Para- 
arapben zwei oder drei Lehrer erforderlich, fo ift der eine 
derfelben nur ald Unter lehrer anzuftellen. Bei vier oder 
mebreren Lehrern werden nur zwei ald Unterlehrer und die 
Übrigen als Hauptlehrer angeftellt. Unterlehrer find nicht 
definitiv angeftellte Schulfandidaten, die aber eine ftändige 
Schulftelle verfehen. 

Bei größeren Schulen, bei welchen mehr als vier Lehrer 
erforderlich find, kann jedoch die Oberfchulbehörde, zum 
Zwecke einer vollfommeneren Vertheilung der Schüler in 
Klaffen und zur Vermehrung der Unterrichtszeit für die- 
felben, flatt eines oder mehrerer Hauptlehrer aus dem für 
diefe beitimmten Dienfteinfommen, eine größere Zahl von 
Unterlehrern anftellen, vorausgefekt, daß jedenfalls noch 
wenigiteng zwei Hauptlehrer an der Schule angeitellt ſeyen. 

$ 277. Nach der Verfchiedenheit der Gemeinden werden 
die Lehrerftellen binfichtlich ihres gefeßlichen Dienfteinkom- 
mens im Allgemeinen in vier Klaſſen eingetheilt: 

Zu der | a 

1. Klaffe gehören die Stellen der Lehrer in Orten, welche 

nicht mehr als 500 Seelen zählen; zur 


IE, Klaſſe jene in Orten von 501 bis 1500 Seelen, zur 

HL Klaſſe jene in Landgemeinden über 1500 Seelen und 
in Städten von 1501 bis Seelen; zur 

IV. Klaffe jene in den mehr ald 3000 Seelen zählenden 
Städten. Ä 

Wenn mehrere Orte zu einer Schule gehören, fo wird 
bei Beflimmung der Klaffe nur die Bevölkerung desienigen 
Orts, in welchem die Schule fich befindet, berüdfichtigt, 
ſelbſt wenn die andern Orte zur nämlichen Gemeinde ge- 
bören follten. 

Nach Vermehrung der Gemeinde kann ein Drt je nach 
der Größe der Lebensbedürfniffe und andern örtlichen Ver⸗ 
bältniffen auch bei geringerer Seelenzahl in die nachfolgende 
böbere, oder bei größerer Seelenzahl in die nächſtfolgende 
niedere Klaffe gefegt werden, Orte, in welchen fich ein 
Bezirksamt befindet, gehören, wenn fie unter 1500 Seelen 
baben , in die dritte Klaffe. 

Iſt die Beſtimmung der Klafe eines Schuldienftes 
erfimals erfolgt, fo if fpäter, megen veränderter Verbält- 
niffe, eine neue Beſtimmung der Klaffe nur bei eintretender 
Erledigung der Hauptlchrerfielle, nach vorheriger Vermeh⸗ 
zung der Gemeinde, wieder zuläßig. 

Die Vermehrung der Lehrerzahl kann zu jeder Zeit, wenn 
die Schülerzahl zunimmt , befchloffen werden, 

Sind mehrere Hauptlehrer bei einer Volfsfchule ange- 
ſtellt, fo kann die neue Beſtimmung bei Erledigung einer 
diefer Hauptlehrerftellen nur binfichtlich der letztern allein, 
oder gleichzeitig auch binfichtlich der übrigen Lehrerftellen 
erfolgen, jedoch ohne Verkürzung der bereits angeftellten 
Lehrer an ihrem Einfommen. 

Wo mehrere Orte zu einer Schule gebören, bat die 
Dberfchulbehörde über die Frage der Trennung zu entfchei- 
den, wenn diefe Frage von einem oder dem andern Orte 
in Anregung gebracht wird. 

$ 278, Für die Ausbildung zum Volksſchullehrer be- 
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fieben zwei ‚Schullehrerfeminarien, das eine für Prote- 
Kanten in Karlsrufe, das andere für Katholifen 
in Ettlingen. Wer fich. dem Schulfache widmen will, 
bat fich nach feiner Schulentlaſſung bei dem Schulvifitator 
feines Bezirks zu melden, demfelben den Schuientlafungs- 
fchein vorzugeigen, und von ibm die weiteren Verhaltungs⸗ 
maßregeln zu empfangen; bat der Schulafpirant die nöthigen 
Vorkenntniſſe, und iſt derfelbe auch körperlich tauglich,‘ d. 
b; gebrechenfrei, fo wird er in die deßfallſige Lifte eingetragen, 
inftenirt, wie er fich auf die Prüfung, die feiner Aufnahme 
insg Schulfeminar vorbergebt, vorzubereiten babe, und, 
wenn dieß geicheben, bat derfelbe vor der Direftion und 
den Lehrern des Schulfeminars eine Prüfung über feine 
Aufnahmsfähigkeit zu beſtehen, — er muß bei diefer vor— 
legen: einen Tauffchein, welcher nachmweist, daß er das 
46te Jahr zurücdgelegt bat, einen Vermögenöfchein, eim 
verfchloffenes Sittenzeugniß von. dem DOrtsgeiftlichen , ein 
Zeugniß über feinen ‚Vorbereitungsunterricht und feinen 
Schulbefuh von dem Lehrer ausgeftellt und von dem Lofal- 
ſchulinſpektor beglaubigt, und einen Impf⸗- und Gefund- 
beitsfchein von dem betreffenden Phyſikat. Weber das Er- 
gebniß der Prüfung und die Ertheilung von Stipendien 
berichtet die Geminardireftion an die Oberfchulfonferenz, 
diefe verfügt über die Aufnahme und communicirt wegen 
der Stipendien mit der betreffenden Oberfchulbehörde,. M.d. J. 
d. d. 13. Dez, 1836. U. B. M. 1837, Beil, 5. R. 8.09, 
N. XV und XLIII, 23 R. XIII und XIX, 29 N. XXL 
$ 279. Als Lehrer an einer Volfsfchule Fönnen nur 
Diejenigen angeftellt werden, welche 
a. in einer Prüfung als binlänglich befähigt befunden, 
durch die Oberſchulbehörde unter die Volksſchulkandi— 
daten aufgenommen find, 
b. und fich nach ihrer Aufnahme wenigitens drei Jahre 
lang in Ertheifung des Unterrichts als Hülfslehrer 
oder als Privatlehrer gebt haben, 
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Wer fich nur durch Ertheilung von Privatunterricht 
übte, bat nach Umfluß der dreiiährigen Uebungszeit bei der 
Schullehrerfeminariumsdirektion noch eine praftifche Prüfung 
zu. erſtehen, um die Anitellungsfähigfeit als Schullehrer zu 
—— 

$ 280, Die Voltsſchullehrer J einſchließlich jener an 
den im $ 266 a. E, erwähnten öffentlichen Anſtalten, werden, 
fofern niche einem Dritten dad Patronatrecht binfichtlich 
einer Schulſtelle zuftebht, von der DOberfchulbehörde ernannt, 
und im legten Fade die Bräfentationen von derfelben gench- 
migt, oder je nach den Umiänden verworfen, (Ueber das 
Berfahren biebei fiche die Verordnung vom 7. Juli 1836 
R. B. N. XXXVIII.) 

Die Verſetzung eines Lehrers auf einen andern Schul. 
dienft, um den er nicht. nachfuchte, kann nur. von ber Ober⸗ 
fchulbehörde verfügt werden. vr 

Deßgleichen beſchließt dieſelbe über die Zuruheſetzung 

eines Schullehrers, ſo wie über die deßfallſigen Aunage 
eines Patronatsherrn. 
Die Entlaſſung eines Schullehrers ATY Ruhegehalt, 
im dienſtpolizeilichen Wege, kann nur auf den Antrag der 
Oberſchulbehörde in dem Großherzogl Stantsaniukfertun 
ausgefprochen werden. 2 

5.281. Der niederfte Gehal t eines Hauptlehrers der 
erſten Klaſſe wird, außer der freien Wohnung und außer 
dem Schulgelde, auf jährlich 140 fl., jener eines Haupt- 
lehrers der zmeiten Klaffe eben fo auf 175 fl., jener eines 
Hauptlehrers der dritten Klaffe eben fo auf 250 fl. ‚ jener eines 
Hauptlehrers der vierten Klaffe eben fo auf 350 fl. beitimmt, 

; Sind bei einer Volksſchule, gemäß der 96 275 und 276 
nach der Schülerzahl wenigftens drei Hauptlehrer anzuitellen, 
fo bat der erite derſelben AO fl., und da, wo vier oder 
mehrere Lehrer. erforderlich. find , der erite 60 fi. und der 
jweite 40 “ u. Seohel u empfangen, als ode * 
ſtimmt iſt. —* er 6un 
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$ 282. Ein Unterlehrer erhält: 

a. einen jährlichen Gehalt von 45 fi. 

b. und außerdem freie Wohnung, Koft nebft Wäfche, Licht 
und Heizung, oder flatt deffen, in den Orten der 
eriten und zweiten Klaffe jährlich 90 fl., in jenen der 
dritten Klaffe 105 fl., und in den Städten der vierten 
Klaffe 115 fl., in den vier größten Städten (Karlsrube, 
Mannheim, Freiburg und Heidelberg) jedoch 150 fi. 

Der Schulvorftand beitimmt, ob einer der Hauptlehrer, 
und welcher, dem Unterlehrer, gegen Empfang des bier 
dafür feſtgeſetzten Betrags, Wohnung, Koft nebft Wäfche, 
Licht und Heizung zu verabreichen babe, oder ob diefer 
Betrag dem Unterlehrer zu verabfolgen fen, um fich feinen 
Unterhalt felbft zu verfchaffen. 

Sind nach Maßgabe des $ 276 in fine an ber Stelle 
eines Hauptlehrers mehrere Unterlehrer angeftellt, fo beftimmt 
die DOberfchulbehörde, wie das Dienfteinfommen der Haupt- 
lehrerſtelle, einschließlich des Schulgeldes, unter fie zu 
vertheilen fey. | 

So weit daffelbe die nach obigem dem Unterlehrern ge- 
bührenden Beträge übersteigt, kann die Oberſchulbehörde 
darüber auch auf andere Weife, jedoch immer nur für 
Schulzwecke des nämlichen Orts, frei verfügen. | 

Hat der Lehrer Naturalien zu beziehen, fo werden fie 
ibm zu fünf Sechstheilen der Steuerperägnationspreife 
an dem firen Gehalt aufgerechnet, und der reine Genuß- 
werth von Beinusungsgütern zu drei Prozent ihrer Stener- 
anfchläge angenommen, 

In fo weit für einzelne Naturalien Feine Stenerperä- 
guationspreife vorhanden find , werden die Aufrechnungspreife 
durch Schägung beftimmt. 

$ 283. Für die Haltung der Sonntags- und Werktags⸗ 
fortbildungsfchule hat der Lehrer Feine befondere Belohnung 
anzufprechen, auch wird ibm, mo der Meßner⸗, Gloöckner⸗ 
und Organiſten dienſt mit dem Lehrerdienfte verbunden 
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iſt, das von daher rührende ſtündige reine Einkommen an 
feinem firen Gehalte aufgerechnet, ohne daß er für dieſe 
befondern — einc mine we Weobern 
onnea: da ı ©: 

Die mit dem Meßner⸗ On. PN Organiſtendienſte 
verbundenen Artidenzen für ein zelne Verrichtungen werden 
aber, fo mie die für die Beforgung der Kirchenuhr etwa 
bergebrachte ‚befondere Belohnung wicht in — 
gebracht. 

Das vom Mefner-, Glödner- und Organiſtendienſt der, 
rührende, dem Lehrer aufgerechnete Einfommen: muß jedoch 
auch fernerbin als ein von den Bezügen des Schuldienſtes 
getrenntes Einkommen erhalten werden. 

$ 284. Hat ein Lehrer bereits ein höheres, als durch 
das Geſetz beſtimmtes Dienfteinfommen (ſowohl an Gehalt, 
als an Schulgeld), fo wird ihm der Mehrbetrag, fo weit 
ſolcher nicht etwa durch ein höheres Schulgeld ausgeglichen 
iſt, als derfönrtcher Gehalt fortentrichtet, wenn gleich 
die vorhandenen Fonds und Dotationen dazu nicht hinreichen. 
8.285. Jedem Hauptlehret iſt außer feinem firen Gehalt 
und außer den Schulgeldern auch hoch eine Dienſtwoh— 
Kung anzuweiſen, es fen denn, daß er biöher feine 
Dienftwohnung hatte, und fein Dieniteinfommen den 
geſetzlichen Betrag, : ‚anfehliehih des Sernaeln⸗ der 
Wohnung) überſteigt. 

Iſt kein Schulhaus vorhanden, oder darin für eihen 
Lehrer feine angemefene Wohnung mehr auszumitteln, fo 
fann, wenn nur ein Hauptlehrer an der Schule angefellt 
it, diefer, oder wo mehrere angeitellt find, der erſte der- 
ſelben verlangen, daß ibm eine ſolche in einem andern 
Gebäude angemwieien oder gemiethet werde. (Zu feiner 
Dienftwohnung gehören auch alle nach der Orts. und Dienft- 
befchaffenheit nothwendige Wirthfchaftsgebände. Edikt von 
26. April 1808 in R. 3. XI.) Den meiteren Haupt- 
Ieprern Tann: Die Gemeinde ſtatt einer Wohnung auch dei 


im nachfolgenden Be. beftimmten Werth derfelben be, 
zahlen. 

Der Werth der Wohnung wird in den Orten der erſten 
und zweiten Klaſſe jährlich zu 40 fl., in den Orten der 
dritten Klaſſe zu 60 fl. und in den Städten der vierten 
Klaffe au 75 fl., in den vier größten Städten des Landes 
aber gu 100 fl. angenommen. 


Die Zahlung des Miethzinſes liegt, mo nicht privat. 
rechtlich verpflichtete, oder nach den Grundſätzen der Sen 
309 — 311 dazu verfügbare Fonds eintreten, in allen Süllen 
der Gemeinde ob, 


5 286, Außer dem firen Gehalt und der freien Woh- 
nung erhält jeder Lehrer noch ein Schulgeld, und zwar 
für jedes Kind jährlich in jeder der vier Klaffen wenig. 
ftens 30 fr. bis höchſtens zwei Gulden, in den vier 
größten Städten jedoch bis auf böchftens vier Gulden. 
Die Kreidregierung beftimmt nach Vernehmung des Schul- 
vorftandes, Gemeinderaths und Ausfchuffes, mit Rüdficht 
auf die örtlichen Bedürfniffe den Betrag ded Schulgeldes. 
Wo in einem Orte mehrere Schulen befteben, ift das Schul. 
geld für alle gleich hoch zu beftimmen, vorbehaltlich defien, 
was im | 292 verordnet iſt. 


$ 287. Der Betrag des für ein. Kind zu. zahlenden 
Schulgeldes kann, wenn er innerhalb der gefeulichen Gränze 
- für einen Ort einmal beſtimmt ift, ohne Zuftimmung des 
Gemeinderaths und Ausfchufles nicht mehr erhöht und ohne 
Zuftimmung der Oberfchulbehörde nicht mehr —— 
werden. 

Bei eintretender Erledigung des Schuldienſtes ſteht es 
der Oberſchulbehörde wieder zu, nach Umſtänden eine neue 
Beſtimmung zu veranlaſſen. Eine vorübergehende Erh ö— 
hung kann die Gemeinde auch einſeitig beſchließen. 

Durch Gemeindebeſchluß kann im Einverſtändniſſe mit 
dem jeweiligen Schullehrer, oder ſtatt deſſen mit Geneh⸗ 
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migung der Oberſchulbehörde, ein dem ‚Lehrer für: das 
Schulgeld zu entrichtendes Averſum feſtgeſetzt werden. 

5.288. Sind am einer Volksſchule mehrere Lehrer an- 
geftellt, fo wird das Schulgeld unter fie gleichmäßig ver⸗ 
theilt. Ueber die hiebei auf die Unterlehrer fallenden Be⸗ 
treffniſſe verfügt die Oberſchulbehörde zum Vortheil einzelner 
Hauptlehrer, oder auch zur Belohnung einzelner ſchon längere 
Zeit dienender Unterlehrer, oder auch zu andern Schulbe⸗ 
dürfniſſen, jedoch überall nur in dem nämlichen Orte. — 

$ 289. Das Schulgeld iſt den Lehrern nach der Zahl 
der die Schule befuchenden Kinder in voller Summe viertel. 
jährig aus: der Gemeindekaſſe zu entrichten. Die Tebtere 
bat bie einzefmen Beträge von den Eltern oder Pfleger der 
Schüler für fich zu erheben, und die Betreffniffe der Unver⸗ 
möglichen ; je nach dem Grade ihrer Unvermöglichfeit, ganz 
oder zu beftimmten Theilen felbft zu tragen. 

Für die Kinder unvermögliher Gensdarmen zahlt der Gil. 

' barmerie- Etat das Schulgeld. M. d. 3. d. a 48. Jun 

4837, N. 6780. A. B. M. Beil. N. 33. 

| ‚ @ine foiche Erhebung des feſtgeſetzten —— * 
Gemeindekaſſe erfolgt auch da, wo dieſe dem Lehrer nach 
$ 287 ſſtatt des nach der Schülerzahl wechſelnden Sagenes 
ein Averſum bezahlt. 

$ 290. Wenn einer Vollksſchule dadurch, daß ſchul⸗ 
pflichtige Kinder. eine. andere öffentliche oder. eine Privat⸗ 
lehranſtalt befuchen oder Privatunterricht erhalten » Schul. 
gelder entgehen, fo kann fie dafür feine Entſchädigung 
fordern. 

20. Wo ſich Fonds - befinden, welche nach ihren 
Zmede, oder gemäß den Beſtimmungen der $$ 309 — 311 
zur Zahlung des Schulgeldes verfügbar find, Fünnen. die 
felben hiezu oder zur Zahlung des für die Schulgelder ber 
fimmten Averfums an, den Lehrer, beziehungsweiſe zur 
Erfiattung deſſelben an die Gemeindekaſſe, für die zum 
Fond Berechtigten verwendet werden. 6 
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Die Zahlung dee Betreffniſſe der Unvermöglichen kann 
in allen Fällen aus den vorhandenen Armenfonds geſchehen. 

Durch einen mit zwei Drittheilen der Stimmen gefaßten, 
von der Staatsbehörde genehmigten Gemeindebefchluß kann 
auch feſtgeſetzt werden, daß die Gemeindekaſſe, ohne Rück⸗ 
erſatz von Seiten der Eltern oder Pfleger der Kinder, das 
ganze Schulgeld oder einen Theil deſſelben ſelbſt trage, ſo 
weit hiezu die jährlichen Ueberſchüſſe der Gemeindeeinfünfte, 
ohne daß umlagen erfordert werden, hinreichen. 


Wenn in einer Gemeinde, wo mehrere Schulen beſtehen, 
die eine. oder andere derfelben einen erweiterten Lehrplan 
bat, und mit einer größern als der gefeulichen Zahl von 
Lehrern beſetzt it, zugleich auch durch die übrigen in der 
Gemeinde befttbenden Schulen für das gewöhnliche Maß 
des Volfsunterrichts fchon hinreichend geſorgt iſt, fo fann 
der Gemeinderath mit Zufimmung des Ausfchuffes und mit 
Staatsgenehmigung zur Deckung desienigen,, was die Be- 
meinde feldft für die Unterhaltung jener, mit einem ermei- 
terten Lehrplane verfehenen Schule Keifter, außer dem ge- 
feßlichen (für die Lehrer zu erbebenden) Schufgelde von 
den jene Schule befuchenden Kindern: auch noch ein weiteres 
Can die — " — — erheben 
laſſfen. 

292. Die — eines Lehrers won einer Schul⸗ 
fell durch Berfegung defielben (vergl. 5"280), ‚wobei 
er an feinem firen Gehalte nicht verkürzte wird, finder un⸗ 
befchränft flatt, gegen feinen Willen aber nur nach vorbe- 
riger Vernehmung des: Schulpatrong, des Schulvorſtandes 
und der Gemeindebehörde oder der Gemeinde, Er erhält, 
wenn die Verfekung gegen feinen Willen umd ohne die 
Vorausfepung des $ 297 geſchieht, aus dem- allgemeinen 
Benfions- und Hülfsfond eine nach der Verordnung vom 
12ten Januar 1826, Negierungsblatt N, II, zu er 
Vergütung der Zugskoſten. 
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5 293. Wird ein bei einer Vollsſchule angeſtellter 
Hanptiehrer nach Umlauf des vierzigſten Dienſtjahrs, 
von feiner erften Anftellung ald Hauptlehrer an gerechnet, 
zur Ruhe gefest, fo kann er den ganzen Betrag feines ge⸗ 
feglichen Gehalts, mir Ausſchluß der etwa bezogenen Zu- 
Tage und mit fernerem Ausfchluffe des Unfchlags der Wohnung, 
des Schulgeldes und der Nebenbezlige, als ———— 
fordern. 


S 294, Wer nach — fünften, — vor der 
Zurücklegung des zehnten Dienſtjahres dienſtuntauglich wird, 
ohne daß er fich in einem der. in den $5 295 und 296 auf⸗ 
gezählten Fälle befindet, erhält 40 Prozent feines im vor- 
bergebenden Baragrapben ermähnten geſetzlichen Gehalts als 
Ruhegehalt, fofore für jedes weitere Dienftiahr zwei Pro 
gente mehr. 

Erläuterung, bie Berechnung diefer Ruhegehalte betreffend, 
enthält Verordnung M. d. 3. d. d. 30. Dei. 1836, 
N. 14,797. A. B. M. Beil. N. 6 von 1837. 

Bor der Zurücklegung des fünften Dienftiahres if die 

Entlaffung des Hauptlehrers ohne Ruhegehalt nicht beſchraͤnkt. 


$ 295. Auch nach zurückgelegtem fünften Dienkiahre 
erfolgt die Entlaffung eines Lehrers ohne Ruhegehalt jedes» 
mal; 

1) wenn derfelbe wegen eines Verbrechens. oder Verge⸗ 
hens, wegen deſſen er die öffentliche Achtung verliert, 
zu einer peinlichen oder zu einer Corrections⸗ oder 
Arbeitshausftrafe verurtbeilt wurde, oder 

2) wenn er Schulkinder zur Unſittlichkeit verleitete, 


$ 296. Die Entlafung eines Lehrers. ohne Ruhegehalt 
Kann. in dienſtpolizeilichem Wege auch alsdann er⸗ 
folgen: 
1) wenn er zu einer geringern, ald der im 5 295, R. 1 
genannten, jedoch höhern, als vierwöchentlichen bürger⸗ 
lichen Gefängnißſtrafe verurtheilt wurde; 
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2) wenn er durch eine unfittliche Handlung vor den Kin- 
dern oder öffentlich :Nergernig gab; oder 
3) wenn er Schulkinder grob mißhandelte, fo mie auch 
4) wegen Anverträglichkeit, wegen Ungehorſams oder 
Bernachläßigung feiner Dienftpflichten, wegen eines 
feines Standes unmwürdigen Betragens, oder wegen 
unordentlichen Lebenswandels überhaupt. 


$ 297. In den Testerwähnten Fällen (4 296, N. 4) 
erfolgt die Entlafung eines fchon über fünf Jahre ange- 
ftellten Hauptlehrers erſt anf zwei vorausgegangene vergeblich 
gebliebene Befferungsverfuche. Diefelben beitehben in VBer- 
weifen, welche dem Lehrer vom Bezirksamte und dem Schul- 
vifitator gemeinfchaftlich und zwar mündlich zu Protokoll 
ertheilt werden. | 


Mit dem zweiten derfelben, welcher nur auf Anordnung 
der Oberfchufbehörde vorgenommen wird, ift die Katrebing 
der Entlaffung zu verbinden. _ 


Ueber die Entlaffung erkennt die Dberfehutbehörde, wobei 
diefelbe ermächtigt ift, dem zu entlaffenden Lehrer, bei be— 
fondern mildernden Umſtänden, oder in Fällen völliger Er- 
werbs. und Vermögensloſigkeit deffelben , einen widerruflichen 
Nothdurftsgehalt, welcher jedoch die Hälfte des nach 5294 
ibm fonft gebührenden Benfionsbetrag nicht überfteigen darf 
zu bemwilligen. 

"Statt des zweiten Beflerungsverfuchd kann die Ober- 
ſchulbehörde auch ſogleich auf Verfekung an eine mit ge— 
ringerem Dienfteinfommen verfebene Schulftelle erkennen. 

Eben diefes kann auch ohne vorgängigen Befferungsver- 
ſuch gefcheben, wenn in einem der im.$ 296, N. 1.— 3, 
genannten drei: Fälle, wegen mildernder Umſtände nicht auf 
Entlafung erfannt wird, fo wie auch, wenn der: Lehrer 
wegen eines. Vergehens ‚zu einer geringern, als zu der im 
$ 296,10. 1, bezeichneten Gefängnißftrafe verurtheilt wurde. 

Die Ruhegehalte der Lehrer, ſo wie: die : erwähnten 
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ai Hülfsfond ($ 322) bezahlt. 

298,% Die: Oberfchulbepärde führt eine Tabene äber 
ehren welche ihr zw diefem 
Zwecke von ihrem Aufenthalte: und von Ihrer Befchäftigung, 
fo:wie von jeder Aenderung ihres Aufenthalts“ oder ihrer 
Beichäftigung durch die —————— ——— die 
—— zu machen haben. 

Kandidaten, die ſich in ihrem Birfen ars — 
ns oder einer Anftellung im Schulfache unwürdig 
mächen, fireicht die Oberfchulbehörde aus der Kandidatenliſte 

Bird ein GSchuldienft erledigt, oder wird wegen an- 
dauernder Krankheit. oder anderer Hinderung -des Lehrers 
eine vorübergehende Dienftverwefung nöthig, fo hat auf die 
Anzeige‘ des Oberfchulinfpeftors der Bezirksſchulviſitator 
fofern fich ein disponibler Schulfandidat in feinem Bejirke 
aufhält; denfelben mit der probiſoriſchen⸗Dienſtver⸗ 
waltung zu ‚beauftragen, und dieß der RETTEN 
en anzuzeigen, 

- Hält fih in jenem Bezirke fein Kandidat auf, fo tet 

er die Sache der RIATSELCDE ? vor, — ſofort einen 
—— ernennt. 

Daſſelbe Verfahren hat Kat, wenn der Lehrer zu feiner 
Unterftügung einen Schulgehülfen verlangt. 

Nie darf er ihm felbft annehmen oder entlaffen,- — 
bat: fein degfallfiges Gefuch dem. Schulvifitator vorgutragen. 
Es iſt unſtatthaft, wenn ein Lehrer für fich allein-die Schufe 
noch gut zu verfehen im Stande ift, und nur um ein 
Rebengefchäft übernehmen zu können, einen Gehülfen haben 

will. 


Die Uebernahme eines ſolchen Nebengeſchäftes, mit And. 
nahme des Mefner- und Organiftendienftes, fol 
dem Lehrer durch die. Oberfchulbehörde überhaupt nur 
widerruflich und alsdann ‚geflattet werden, wenn es ohne 
beforgliche Nachtheife für die Schule gefchehen Fan. 
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Wegen Mebernahme der Rathaſchreib er ſt elle fiche 
§ 18. 

Ald Meßner und Organiſt unterficher der Lehrer 
dan Anordnungen des Pfarramts; wenn er feine beiden 
Funktionen nicht gleichzeitig in der Kirche verrichten kann, 
fo verwendet dieſes einige, durch Sittlichfeit ausgezeichnete 
Schüler zu den Meßnerfunftionen. Nur binfichtlich des 
Läutens fchwerer Glocken kann diefe Berwendung nicht 
Ratt finden , fondern dafür hat der Mefner auf eigene Koften 
zu forgen, wenn nicht eine Bezahlung dafür and Kirchen- 
mitteln bergebracht il. 8. 8. ©. d. d. 9, März 1833, 

N. 6446, 

j Die Führung von Interkallarrechnungen folk dem 
Schullehrern zu Bermeidung von Zerwürfnifien mit den 
Pfarrern nicht übertragen werden 8. K. S. d. d. 12 Nov, 
1831, RN. 12,882, 

‚ Die Stelle eines Gehülfen des Steuerperäguators anzu⸗ 
nehmen, iſt den evangelifchen Schullehrern erlaubt, M. d. J. 
ev. K. S. d. d. 5. April 1816, N. 1652. Auch darf er ohne Ab⸗ 
beuch feines Berufes eine Hille Brofeffion, z. 8. 
Dreher, Weber, Uhrmacher ır, treiben nnd fich, wenn es 
nöthig ift, zünftig deßhalb einlaffen mit Vorwiſſen der Auf- 
ſichtsbehörde. M, d. J. evang. ©, d. d. 7, Mai 1811, 
N. 1603, 

Einmifchung in fremde Rechtshändel, Guts- und 
Jagdpachtungen M.d. J. d.d.13. Zult 1815 u. dal. 
find dem Schullehrer nicht geftattet, Pfleg- und Beiftand- 
fchaft oder Kuratel kann er nur für die Hinterbliebenen 
naher Auvermwandten und Amtsbrüder, für andere Perfonen 
ausnahmsweiſe mit Nachficht des Schulvifitators annehmen, 
R. B. 68, N. H. K. K. ©. d.d. 17. De. 1825, N. 13,603. 
: Den Schullehrern ift verboten, Nebendienfte, mit welchen 
Geldeingüge verbunden find, als Zoller, Aceiſoren u. 
dal, au übernehmen, M. d. 3, d. d. 13. Febr. 182, 
N. 1965, 
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Die Stelle des Stiftungsaktuars kann dem ehr 
Hbutregem werden. .. 

6 299: . Wenn. and was —— für Gründen das In⸗ 
des Dienſtes fordert, daß dem Lehrer gegen feinen 
Willen: ein Gehülfe .beigegeben werde, fo: wird Fit vo 
die Dberfchulbehörde angeordnet. | 

» Der Schulvorftand ordnet; mo die Oberſchalbedorde 
nicht eine beſondere Beſtimmung getroffen bat, die nähern 
Ver hältniſſe zwiſchen dem Schullehrer und feinem Gehülfen, 
und zwar ſowohl hinſichtlich der Vertheilung der Klaſſen, 
als hinſichtlich des Antheils am Meßner⸗ und Organiſten⸗ 
dien ſte. 

Der geringſte Gehalt. des Hütfsichrers befteht in 
jährlichen 30 fl. nebft freier: Koſt, Wohnung und Wäfche, 
Die Oberfchuibehörde Tann -diefen Gehalt höher beſtim⸗ 
men, wenn entweder hinlängliche Mittel dazu vorhanden 
ſind, oder nur die Nachläßigkeit oder ein ſonſtiges Ver⸗ 
ſchulden des Lehrers die Anſtellung eines Gehülfen nöthig 
gemacht, der Lehrer alſo eine größere Schmälerung ſeines 
Einkommens ſelbſt verſchuldet hat. 


Kann der Gehalt des Gehülfen dem Schullehrer nicht 
allein zur Laſt fallen und reichen die unter der Verwaltung 
des Schulvorſtandes ſtehenden Mittel zur Deckung nicht hin, 
fo bat ſich der Letztere wegen Zuſchüſſen an diejenige Be— 
börde zu wenden, unter deren Verfügung die dazu geeig- 
neten Mittel ſtehen. 


Jeder Schulkandidat, der noch nicht als Volksſchullehrer 
und auch nicht bei einer nach $ 11 von der Oberſchulbe⸗ 
börde genehmigten Privatlehranſtalt angeſtellt ift, hat die 
Berbindlichfeit,, ‚ einer jeden von der: fompetenten Behörde 
an ihn ergebenden Aufforderung zur Uebernahme einer Ge⸗ 
bülfenftele oder zu einer Dienfiverfehuug Folge zu leiſten. 
Weigert er Sch, fo wird er auf vorbergegangene —— 
qus der Kandidatenliſte geſtrichen. 
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9 300,. Dem Lehrer, welcher: zur güten Berfehung feines 
Dienftes, aus was immer für einem Grunde, nicht mehr 
binireichend ‚tauglich ift, wird. von der Oberſchulbehörde ein 
Hülfstehrer beigegeben. Auf einen” folchen Hülfslehrer 
findet : die. für: die Unterhaltung der. Unterlehrer gegebene 
Vorſchrift Anwendung. — 

Iſt die Beigebung eines Hülfblehrers wegen Krantheit 
des Lehrers nöthig, fo füllt der nach 5 282 zu berechnende 
Aufwand für denfelben auf den allgemeinen Benfions- und 
Hülfsfond. 

Dauert die Aushülfe langer als ein halbes Jahr, oder 
iſt ſie aus einem andern Grunde, als wegen Krankheit des 
Lehrers nöthig, fo fällt der ganze Aufwand ($ 282) lediglich 
auf den Lehrer, es feye denn, dag derſelbe dadurch von 
feinem ganzen Dienfteinfommen mebr verliere , als er gemäß 
der 293 und 294 durch die Zuruheſetzung verlieren würde, 
in welchem Falle ihm. diefer Mehrbetrag aus dem allgemeinen 
Benfiong- und Hülfsfond vergütet wird. | 
Auf Hülfslehrer, welche mit der einitweiligen Verſehung 
einer erledigten Schullehrerftielle beauftragt werden (Schul- 
verwalter) , findet die Vorfchrift des $ 282 a b ebenfalls 
Anwendung. Die Unterhaltung des Schulverwalterd wäh— 
rend des Gnadenquartals fällt auf die Wittwe des abgefom- 
menen Lehrers, oder nach $ 305 auf die Kinder deffelben. 

Iſt Feine Wittwe vorhanden, und ift das Snadenquartal 
nicht am Kinder zu verabfolgen ($ 305), oder ift andernfalls 
das Snadenquartal abgelaufen, fo erhält der Schulvermwalter 
nebft. freier Wohnung oder einer befondern Vergütung dafür, 
ebenfalls die im $ 282 a b für die Unterlehrer beftimmten 
Beträge. Zedoch können diefe nach den örtlichen Verbält- 
niffen. auch bis um AO Prozent erhöht, oder es kann dent 
Schulverwalter ftatt derfelben das ganze Betreffniß von dem 
Schuleintommen ſelbſt überlaſſen werden, In diefen Fällen 
erhält der Schulverwalter, wenn ihm nicht das ganze 
Schuleinfommen überlaffen iſt, das auf die Periode feiner 
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Dienſtführung fallende Betreffniß an den Gchulgeldern und 


den Neft aus dem übrigen Einfommen der erledigten Lebrer- 
ſtelle. 

Sollte das Betreffniß an Schulgeldern mehr betragen, 
als der Gehalt des Schulverwalters, ſo behält er daſſelbe 
gleichwohl in allen Fällen ganz. 


$ 301. Zu Beförderung der theoretiſchen und praftifchent 
Fortbildung der Schullehrer werden jährliche Verfammlungen 
derſelben (Schulconvente) jeweils im September unter der 
Leitung des Bezirksſchulviſitators, und in der Regel in 
deffen Wohnort veranſtaltet; hiebei haben alle dem betref- 
fenden Schulvifitator untergeordneten Hauptlehrer, Unter⸗ 


Tehrer und Hülfslehrer zw erfcheinen: auch wohnt der erfte 


Beamte des Bezirks oder ein von der Kreisregierung zu 
erniennender Kommiffär bei, und die Geiftlichen des Bezirks 
werden von dem fchon im Mat durch den Viſitator zu be 
ftimmenden Tag in Kenntniß gefeht, um ebenfalls dabet 
erfcheinen zu können. 

Für diefe Schuleonvente gibt der Viſitator den Lehrern 
Fragen aus dem Gebiete der Methodik oder Pädagogik auf, 
{ber deren Beantwortungen dann im Schulconvent gemein- 
fchaftliche Befprechungen ftatt finden, auch haben drei Lehrer 
in wechfelnder Neihefolge jährlich Broben ihrer Unterrichts— 
ertbeilung zu geben. Ein fürmliches Protofon über alles 
fendet der Schulvifitator der Oberſchulbehörde ein, 


Auch ift unter den Lehrern ein Lefezirkel zu bilden, deffen 
Angelegenheiten beim Schulconvente berathen werden, 


Die bei dem Schuleonvente erfcheinenden Lehrer, fo wie 
der NReigerungseommiffär erhalten Diäten aus der Staats⸗ 
faffe, jene 1 fl. 12 kr., dieſer die geſetzlichen. M. d. J. 
d. d. 30, Dftober 1837. R. B. N. XXXXV. — Frühere 


Verordnungen hierüber find: M. d. J. d. d. 11. März 1833, 

N. 2743. 8. 8. ©. d. d. 11. April 1835, N. 4176. Die 

ienigen Schulvifitatoren, welchen ifraelitifche Schulen und 
Sur 12 
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Deren Behrer untergeordnet find, haben die letzteren ebenfalls 
zu den Schullehrerconventen zu berufen. 4. B. M. 1838, 
N. 48, ©. 328, | 

$ 302.. Zu den Heirathen der Schullehrer bat die dienſt⸗ 
polizeiliche Erlaubniß künftig, auf den Antrag des Schul. 
vorftandes, der Bezirfsfchulvifitator zu ertheilen, und erſt 
auf deffen Zeugniß, daß der Verehelichung in dienftpofizei- 
licher Hinficht nichts entgegenfteht, bat das Bezirksamt in 
‚bürgerlicher Hinficht über die Ausitellung des Trauſcheins 
zu verfügen. U, B. M. 1837, Beilage N. 14. 

Die Schullehrer find nicht verbunden, das Bürgerrecht 
vorher in einem Ort des Landes anzutreten, da ihre Kinder 
nach 5 212 angebornes Bürgerrecht haben, wo der Vater 
‚angefiellt war. 

$ 303. Zur Unterfügung der Wittwen der Schullehrer 

und ihrer riücgelaffenen ehelichen Kinder ift für beide 
chriſtliche Confeſſtonstheile gemeinfchaftlich ein allgemei— 
ner Schullehrerwittwen- und Waiſenfond em 
richtet, 
Es wird demfelben der ganze-oder theilweife Betrag aller 
bereits vorhandenen allgemeinen oder Diftriftswittwen- und 
Waiſenfonds für Schullehrer der beiden chriftlichen Kon- 
feſſionstheile zugewieſen. Gind zu demfelben Zwecke nach 
Maßgabe der 55 310 und 311 auch Weberfchüffe anderer 
Stiftungen verfügbar, fo fallen fie nicht in diefen Fond, 
fondern bleiben zu befondern Unterftügungen von Schullehrer- 
wittwen und Waifen vorbehalten. Jedoch blieb denjenigen 
Bezirken, welche bereits eigene Wirtwen- und Waifenfonds 
befaßen , freigeftellt, ob fie dem allgemeinen Wittven- und 
Waifenfond beitreten, oder ihre Fonds für fich behalten 
‚wollen. 

Das Eigenthum der ganz oder theilweis für Schullehrer- 
mwittwen beflimmten Stiftungen, deren Ertrag dem allge- 
meinen Schullehrerwittwen- und Waifenfond ganz oder 
theilweis einverleibe iſt, bleibt dem Eonfeffionstheile, 
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welchem fie angehören, vorbehalten; dieſelben werden gleich 
andern Fonds des betreffenden Eonfeffionstheiles nach Maß- 
gabe der deffallfigen Gefege und Verordnungen verwaltet, 
und nur ihr reiner Ertrag wird in den allgemeinen Schul. 
lehrerwittwen⸗ und Waifenfond eingeworfen. 

$ 304. Jeder Hauptlehrer, er mag verbeirathet ſeyn 
oder wicht, zahlt in diefen Wittwen- und Waifenfond von 
jedem Gulden feines figen Gehalts einfchließlich des Anfchlags 
der Wohnung, jährlich 1 fr. Beitrag. Diefe Verbind- 
lichkeit liegt auch den penfionirten Hauptlehrern ob, R. 2. 
38, XVII. 

Außer dem jährlichen Beitrag zahlt der Lehrer im Laufe 
des erſten Jahrs feiner Anſtellung in vierteljährigen Friſten 
6 fr. vom Gulden des firen Gehalts, und des Anſchlags 
der Wohnung ald Aufnahmstage, 

Die nämliche Tage zahlt er in gleichen Friften auch von 
jeder Aufbefferung feines firen Gehalts ohne Unterfchied, 
ob diefelbe ihm an der nämlichen Stelle, oder mittelft Ueber⸗ 
tragung eines andern Schuldienfted zu Theil werde. 

Anger dieſen Einnahmen erhält die allgemeine Schul. 
lehrermwittwen- und Waifenkaffe noch einen Staatszufchuß. 

$ 305. Die Wittwe eined Hauptlehrers erhält für dag 
erſte Vierteljahr, von dem Todestag des Lehrers an gerech- 
net, das darauf fallende Betreffniß des von demfelben be- 
zogenen firen Gehalts nebit dem Schulgeld. der freien 
Wohnung oder deren Anfchlag ald Gnadenquartal, wo- 
gegen fie während diefer Zeit nach $ 300 den Aufwand für 
den Schulverwalter nach $ 282 a und b zu beflreiten hat. 

Hinterläßt der Lehrer feine Wittwe, aber ein oder mehrere 
eheliche Kinder, fo erhalten diefe, wenn die Knaben nicht 
ſchon ſämmtlich das achtzehnte, und die Mädchen das fechs- 
zehnte Fahr überichritten haben, das Gnadenquartal unter 
der Verbindlichkeit der Unterhaltung des Schulverwalters 
nach Maßgabe des $ 282 a und b und $ 300 und nebfldem 
die Knaben bis nach zurückgelegtem achtzehnten Jahre und 

12. 
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die Mädchen "bis nach zurückgelegtem ſechszehnten Fahre, 
vom Todestag des Lehrers an, einen Nabrungsgehalt vo 
30 Prozent des nachbesichenden Wittwen- oder Waiſengehalts, 
und zwar auch, menn die Witwe des Lehrers firdt, ” 
die Kinder das bezeichnete Niter erreicht haben, 
“8.306, Außer dem Gnadenquartal erhält die Wittwe 
vom Todestag des Lehrers an, fo lange fie lebt und nicht 
wieder heirathet, einen Wirtwengebalt, nebit einem 
20 Brogent dieſes Wittwengehalts betragenden Erziehung 
beitrag für jedes vom Lehrer zurückgelaſſene ebeliche Kind, 
fo lange der Knabe noch nicht das achtzehnte und das Mäd— 
hen das fechszehnte Fahr zurücgelegt bat. 
"Die Größe der Wittwengebalte, der Erziehungsbeiträge 
und der Nabrungsgehalte für die Kinder ift auf Antrag der 
beiden Großh. Kirchenminifteriaffektionen nach dem 5 :76 
des Volköfchufgefekes vom 28. Anguf 1835, von dem Gr. 
Minifterium des Innern durch Verordnung vom 8. Auguft 
1836, R. B. XLI auf fünfzig Gulden, besichungsweife 
10 fl. und 15 fl. jährlich beitimmt. 
Wenn eine, nach $ 383 dem Wittwen- und Waifenfond 
zugewieſene Stiftung fo viel erträgt, daß daraus, ohne 
einen Staatszuſchuß, aber mit Zufchlagung der in $ 304 
feftigefesten Beiträge und Taren der Lehrer des berechtigten 
Bezirks, den Wittwen und Waifen diefer Lehrer nach dem 
‚gegenwärtigen Stande des Fonds im Durchfchnitt höhere, 
als die nach dem obigen gebührenden Gehalte bezahlt werden 
fönnten, fo ift für fie eine diefem Verhältniß entfprechende 
Erhöhung jener Gehalte zu beftimmen, 
8.307. Zur Verwaltung des nah 5 303 errichteten all- 
gemeinen Schullehrermwittwen- und Waifenfonds wird in 
jedem der vier Kreife des Landes ein VBerrechner aufgeftellt, 
Der Staatszuſchuß, welcher nach dem $ 303 a b dem 
allgemeinen Schullehrermwittwen- und Waifenfond alljährlich 
zukommt, wird unter dieſe vier Kreisverrechnungen vertheilt, 
und jede hat ihren Antheil nebſt den Aufnahmstaxen und 
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Jahres beiträgen den Lehrer ihres Kreifes, nach Beftreitung 
der. auf ihr laſtenden Wittwen⸗ und Waiſengehalte zu einem 
Kreispartifularfond anzulegen und zu verrechnen. dieſe wer- 
den aber nicht Eigenthum der einzelnen Kreiſe, ſondern 
ſind nur Abtheilungen des dem geſammten Großherzogthume 
gemeinſchaftlichen allgemeinen Schullehrerwittwen, und Wai- 
ſenfonde; wenn. daher ‚ein Kreispartifularfend, ein Defieit 
bat, ſo wird ihm, von einem oder mehreren andern ‚Krcid« 
partitularfonds, welche gerade parate Mittel ‚haben ‚, ‚der 
Er Bar afehe, R. B. 3: XVII, XIX... 
AA BR RR}; 

Brite Korseitunn. — 

von den Schulbebürfniffen und von den Mitteln zu deren Auſchaffung. 


ei 5 308. Zur Deckung der in 282 feſtgeſehzten Lehrer 
gehalte wird zuerſt der reine Ertrag der Schulpfründe, 
einſchließlich der etwa zu derſelben gehörigen Allmendnutzun— 
gen, ſo wie der Ertrag der für Unterhaltung der Schullehrer 
beſtimmten Ortsfonds, einſchließlich der Leiſtungen, zu 
welchen Andere der Schule, kraft einer rechtsgültigen Der 
tation, oder überhaupt privatrechtlich verpflichtet find, ver. 
ivendet, und, nach Maßgabe des $ 283 das ftändige reine 
Einfommen des mit der Schulſtelle Bisher verbundenen 
Meßner⸗, Glöckner und Organiſtendienſtes aufgerechnet. * 

Alle dieſe Einkünfte verbleiben einer Schule auch dann, 
wenn ſie mehr als die Summe der geſetzlichen Lebtgehalut 
betragen. 

Zu dieſen Dotationen gehören die bisherigen Staatsbei- 
träge, obgleich für die Unwiderruflichkeit ihrer urfprüng- 
lichen Veriwilligung ein ausdrücdlicher Rechtstitel nicht nach« 
gewiefen werden kann, fchon alddann ,. wenn: und ſo weit 
fie, nur. ‚bereits vor dem 29ften Auguſt 1818, und ſeither 
oder auf die Lebensdauer des Lehrers und "ohne ausdrücklichen 
Widerrufsvorbehalt geleiſtet worden find... 
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5 309. Hat ein nur theilmeife für die Unterhaltung des 
Schwllchrerd gewidmeter DOrtöfond zugleich noch andere 
Stiftungszwecke, fo wird ermittelt, welcher Antheil vom 
feinen Ertrage ded Fonds vom Iften Januar 1825 bis 1ften 
Januar 1835 alljährlich im Durchſchnitt für Lehrergehalte, 
und wie viel für andere Zwecke verwende wurde, 

Nach eben demfelben Verhältniffe wird fofort der Ertrag 
des Fonds, wenn nicht ausdrückliche Stiftungsvorfchriften 
einen andern Maßſtab angeben, theilweife der Unterhaltung 
des Schullehrers und theilmeife den andern Zwecken zuge- 
wiefen, jedoch in der Art, daß der für Unterhaltung des 
Schullehrers zu verwendende Betrag auf unbeftimmte Zeit 
in einer gleichen Summe feſtgeſetzt wird, bis etwa die 
Vermehrung des Ertrags des Fonds eine verhältnißmäßige 
Erhöhung eines Beitrags geitattet, oder deffen verhältniß- 
mäßige Herabfesung in Folge einer Verminderung des Ertrags 
nöthig wird. 

In diefen Fällen Tann der bisherige Beitrag einer Orts⸗ 
ftiftung zu den GSchullehrergebalten, auch ohne daß der 
Ertrag des Fonds fich vermehrte, alsdann erhöht werden, 
wenn diejenigen, welche binfichtlich der andern Zwecke der 
Stiftung berechtigt find, oder ihre Vertreter dazu einmwilli- 
gen, oder wenn dadurch die Erfüllung diefer andern GStif- 
tungszwecke nicht beeinträchtigt wird, 

$ 310. Hat ein Ortsfond, der urfprünglich nicht aus. 
drücklich zugleich für Unterhaltung der Schullehrer geftiftet 
ift, dennoch bis hieher Lehrergehafte oder Beiträge hiezu 
(jedoch nicht blos vorübergehende Unterftügungen) aus feinen 
Weberfchüfen bezahlt, fo fommen dabei die Beſtimmungen 
des 5 309 ebenfalld zur Anmendung , jedoch fünnen bier 
die binfichtlich der übrigen Stiftungszwede Berechtigten, 
oder ihre durch die Kirchenverfaffung bezeichneten oder andere 
gefeslichen Bertreter eine Minderung oder Aufhebung jener 
Beiträge verlangen, fobald fie nachweifen, daß die vollfom. 
mene Erfüllung der nächiten Stiftungszwecke gar feine, oder 
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feine fo großen Ueberſchüſſe mehr. übrig laſſe, alſo Die Auf- 
bebung oder Verminderung jener Beiträge zu: Lehrersgehalten 
aöthig mache, | 

Neue Beiträge aus folchen. Ueberſchüſſen, oder Erhöhung 
der bisherigen, können nur mit Zuftimmung der binfichtlich 
der übrigen Stiftungsswede Berechtigten oder. ihrer. oben 
bezeichneten Vertreter. bewilligt werden, fo. lange fie nicht 
durch die urfprünglichen Stiftungsswede wieden in dearuch 
genommen werden. 

$ 311, Bei Difriftöfiftungen, aus. weichen bereits 
Lehrergehalte oder Beiträge hierzu bezahlt werden, iſt nach 
denſelben Grundſätzen 5 309 und 310 auszuſcheiden, wie 
viel davon künftig zu dieſem Zwecke zu verwenden: ſey. 


Was von diefem Betrage am eine beſtimmte Schule fchon 
vor dem 29. Auguft 1818 und feither, ohne ausdrückliche 
Beſchränkung auf eine beſtimmte Zeit oder auf die Lebens⸗ 
dauer des Lehrers, und ohne ausdrücklichen Widerrufs⸗ 
vorbehalt bezahlt wurde, verbleibt derſelben zum Voraus. 


Der Reſt der nach ausſchließlichem Stiftungszweck oder 
nach Maßgabe der $ 309 und 310 für Schulleprergehalte 
zu verwendende Summe ift, wo nicht eine ausdrückliche 
Stiftungsvorfchrift einen andern Mafitab an Handen gibt, 
unter die berchtigten Orte, nach. Verhältniß des 
Bedürfuiffes ihrer Volksſchulen zu vertheilen. 


Als das Bedürfniß einer Volksſchule in diefem Ginne 
gilt bei Vertheilung der Zufchüfe aus Diſtriktsſtiftungen 
derienige Betrag, welcher an den nach $ 282 feftgefesten 
Gehalten, mit Beifchlagung des im S 285 beitimmten Werths 
der Wohnung und des von der Staatsbehörde, gemäß dem 
$ 286 . feftgefeßten Schulgeldes, nach Verwendung der in 
den SF 308 — 340 gedachten Einfünfte, noch ungedeckt 
bleibt, 

F 312. Was aus dem gefeßlichen Lehrergehalte durch 
die in den 5 308 — 341 aufgeführten Mittel nicht gededt 
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it, füllt auf die Gemeinde, jedoch unter folgenden. 
Befchränfungen : 

Dasienige, was eine Gemeinde zu leiten bat, darf in 
jedem. Falle deu Betrag einer nach dem Gemeindefatafter 
zu machenden Umlage von 4 fr, auf das 100 fl. Steuer⸗ 
lapital nicht überfteigen, 

S⸗ lange eine Gemeinde noch Ueberſchuͤſſe der —— 
kuͤnfte über die Gemeindeausgaben hat, ohne Umlagen 
machen zu muͤſſen, fo kann fie die Reduktion ihres Bei⸗ 
trags auf den Betrag von 4 kr. aufs 100 Steuerkapital 
nicht fordern, ſondern eine ſolche Reduktion iſt nur da bei 

: gründet, two die Gemeinde feine Ueberfhäffe hat, und nur 
fo weit als ber Beitrag einer Summe von mehr nis A frs 
vom 100 fl. Steuerfapitaf eine wirklihe Umlage von mehr 
als 4 Er. vom 100 fl. Steuerfgpitat nöthig machen würde, 
U B. M. 1837, Beilage N. 14. 

Sind die fonftigen Ausgaben einer Gemeinde im Ver⸗ 
hältniſſe zu ihren Einkünften ſchon ſo groß, daß zur Deckung 
des Mehrbetrags derſelben nach dem Gemeindekataſter eine 
Umlage: 

1) von wenigſtens 12 fr. bis ausſchließlich 15 kr., 

2) oder eine ſolche von 15 kr. bis ausſchließlich 18 kr. 

3) oder von 18 fr, bis ausfchließfich 21 Fr,, 

4) oder endlich eine folche Umlage wenigftens 21 fr. auf 
das 100 fl. Steuerfapitaf erfordert wird, fo mindert 
ſich der böchfte Betrag, melchen die Gemeinde für 
Lehrergebalte zu leiſten bat, im erfien Sale auf den 
Betrag einer Umlage von 3 fr., im zweiten Falle auf 
den Betrag einer folchen von 2 fr,, im dritten Falle 
auf den Betrag einer Umlage von 1 fr. und im vierten 
Falle it die Gemeinde von jedem Beitrage frei, 

Diefe Borfchriften finden auf die vier größten Städte 
Feine Anwendung, binfichtlich der übrigen Städte, in welchen 
fich eollegialifche Staatöbehörden befinden, aber nur in der 
Art, daß die Umlage, bis zu deren Betrag die Gemeinde 


beigesogen werden. kann, in jedem der erwähnten vier Fälle 
um 1 fr,. von 100 fl. Steuerkapital höher berechnet wird. 

Fine gleiche Erhöhung um 1 fr. von 100 fl. Stenerfapital 
fann. auch bei andern Gemeinden verfügt, werden, ‚wenn 
diefelben nach ihren gewerblichen oder fonftigen — 
als dazu vermögend erkannt werden. 

Durch Laſten, welche auf der Schulpfründe — and 
nicht Kraft Geſetzes den Nupwießer treffen ,..die aber beim 
Anfchlag des. Pfründegenuſſes nicht fchon berückſichtigt ind. 
und die eben fo wenig von einem nur zur Vermehrung. ded 
Pfründeertrags felbit gemachten Anfwand herrühren, darf 
der. Lehrergehalt ‚nicht unter das geſetzlich niederite Maaß 
herabgebracht werden, da alles, was durch einen. Pfründ« 
erteng und die andern Einkünfte der, Schule bis zu dieſem 
geſetzlich niederſten Maaße nicht gedeckt wird, nach dem 
obigen vorerft auf die Gemeinde fällt, was nach Analogie 
des 5 88. des Sefeted vom 28. Auguſt 1835 auch von ‚blog 
vorhandenen derartigen Schulden. nn muß. A. 2, M. 
1837, Beil. N. 42, ' TE. 


$ 313. Um gemäß des s 312 zu an, um wie 
viel die ſonſtigen jährlichen Ausgaben der Gemeinde ihre 
Einkünfte überſteigen, iſt aus den Rechnungen von 1825 — 
1835 der Durchfchnitt zu sichen, 


Hierbei wird unter die Einkünfte nur der laufende Ertrag 
des Gemeindevermögens und der Berechtigungen der Ge— 
meinde, neöft dem vollen Werth aller, wenn gleich un— 
entgeldlich vertheilten Bürgernutzungen gerechnet, und 
noch der dritte Theil der in einer Gemeinde etwa beſte⸗ 
henden Verbrauchsſteuer beigeſchlagen. 


Unter die Ausgaben gehören alle in den genannten 
Jahren beſtrittenen, ſowohl, ordentlichen als außerordent⸗ 
lichen, laufenden Gemeinde, und Gemarkungsbedürfnife, 
mit Ausschluß der. für Kriegskoſten, fo wie der zu. Ver⸗ 
fchönerungen oder zu. andern, nicht notbmendigen Zwecken 


gemachten Ausgaben, fo wie der nach einem befondern Fuße 
umgelögten Sociallaften und desienigen, mas bereits an 
Schulledreugehalten bezahlt wurde, "ohne daß es als eine 
Händige Dotation oder privatrechtliche Abgabe noch neben 
dem gefeßlichen Gemeindebeitrag fortbezahlt werden muß: 
Siehe $ 308, 

Auch die im den Fahren 1825 — 1835. von Baffivfapi. 
sakten bezahlten Zinfe Fommen nicht in Rechnung, es 
werden aber dem: Durchfchnitte der Ausgaben vier Prozent 
der am 1. Juni 1835: noch vorhanden geweſenen Schulden 
der Gemeinden, einſchließlich ihrer Kriegsfchulden und 
ihres etwaigen Betreffuiſſes von a. EEE bei, 
gefchlagen, 

Die Aufnahme oder deirnhätsfing von Kapitalien, oder 
was font bom Grundſtocke eingenommen, oder auf Vermeh⸗ 
rung des Grundſtocks, jedoch nicht auf Anfchafung oder 
Erbauung von Schulhäuſern, ausgegeben wurde, bleibt 
außer Rechnung. Auch die Einnahms- und Ausgabsreſte 
der einzelnen Fahre fommen nicht in Anrechnung, 


$ 314, Haben mehrere Gemeinden oder mehrere Orte, 
deren jede befondere Ortsausgaben und Einnahmen bat, 
eine gemeinfchaftliche Schule, fo wird der nach S 312 auf 
fie fallende Betrag, nach Verhältniß ihrer zur Schule ge- 
börigen Bevölkerung, unter fie vertheilt, und binfichtlich 
der auf die einzelnen Gemeinden oder Orte fallenden Be- 
treffniſſe kommen die 66 312 und 313 zur Anwendung. 


Ueberall, wo mehrere, zum Theil befondere Finfünfte 
oder Ausgaben habende Orte zu einer derfelben Gemeinde 
gehören, werden die befondern Einfünfte und Ausgaben 
eines Orts mit dem Antheile, der von den Einfünften und 
Ausgaben der Befammtgemeinde auf den Ort fällt, zuſam- 
mengerechnet , um mach Borfchrift der SS 312 md 313 zu 
berechnen , bis zu welchem Betrage der Ort zu Dedfung von 
Sehrergehalten noch beigezogen werden Lünne, 
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$ 315. Wenn eine Gemeinde wach deu 58 312 und 313 
wicht den ganzen, durch Fonds und Dotationen noch unge, 
deckten Betrah eines Lehrergehalts auf fich nehmen, ſondern 
denfelben ganz oder zum Theil auf die. Staatskaſſe über⸗ 
wälzen will, und zu dieſem Behnfe auf dew Grund der 
in den $$ 312 und 313 erwähnten Nachweifungen über. die 
Zahlungskräfte der Gemeinde eine Beſtimmung der kompe⸗ 
tenten Staatsbehörde, wie viel die Gemeinde und mie viel 
die Staatstaffe beizutragen haben; erfolge: iſt, fa fan Diele 
Beftimmung darum, weil dad Verhältniß der. Einkünfte zu - 
den Ausgaben der Gemeinde (5 313) fich wieder anders ge⸗ 
ſtaltet, innerhalb der nächften Kada Zabre min un 
— werden. 


Eine ſolche —* i nur nach je weitern zehen 
Jahren wieder zuläßig, und dabei alsdann jeweils da 
Verhältniß der Einkünfte zu den Ausgaben der letztverfloſ— 
fenen zehen Jahre zu Grund zu legen. Hiebei werden als— 
dann unter die Ausgaben vier Prozent derjenigen Schulden, 
welche zur Zeit der neuen Feſtſtellung des Einnahms⸗ und 
Ausgabsverbältniffes vorhanden feyn werden, aufgenommene 
Kriegsfchulden jedoch nicht in Rechnung gebracht, andge- 
nommen, fo weit fie noch Reſte von gegenwärtig bereite 
beſtehenden find. 


$ 316. Wird im Verlaufe der im vorhergehenden Para⸗ 
graphen erwähnten zehen Jahre eine nene Beflimmung der 
Beiträge der Gemeinde und der Staatskaſſe darum nöthig, 
weil der Schufdienit in eine andere Klaffe geſetzt oder ein 
weiterer Hanpt- oder Linterlehrer aufgeflellt, die Schule 
mit einer andern verbunden, oder in zwei getrennte Schulen 
aufgelöst, oder Überhaupt eine neue Schule errichtet wurde, 
oder weil bei Fonds nnd Dotationen der für Lehrersgehalte 
verfügbare Betrag fich vermehrte oder verminderte, fo wie, 
weil die Beitragsfchufdigkeit der Gemeinde, wegen Errich⸗ 
tung oder Aufhebung einer kollegialiſchen Staatsbehörde 
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daſelbſt ($:312) ſich Anderte, fo. wird dabei gleichwohl das 
bei der Teßtuorbergegangenen Ermittlung der. Beiträge nach. 
$ 343 angenommene Berbältniß der Ausgaben und der Pe 
Fünfte der Gemeinde: wieder zu Grunde gelegt. 

BGegen Uebernahme desienigen, mas: nach Vorfchrift * 
9. 312 — 314 anf die Gemeinde fällt, wird dieſelbe von 
ihren. bisherigen Leiſtungen zu den Lehrergehalten befreit/ 
vorbehaltlich: desjenigen, was ſie nach 9 308 als Dotation 
oder; ſonſt privatrechtlich zu entrichten verpflichtet iſt. 
8317. Was durch die Fonds und Dotationen und. durch 
die geſetzlichen Beiträge: der Gemeinden an den geſetzlichen 
Behalten der Lehrer nicht gedeckt wird, füllt auf die Staate- 
Faffe, welche dagegen von allen bisherigen: ohne privat⸗ 
rechtlichen Verpflichtungsgrund bezahlten Beiträgen wieder 
frei wird, fofern folche nicht ſchon vor dem 29. Auguſt 
1818 und feither, ohne Beſchränkung auf eine beffimmte 
Zeit oder auf die Lebensdauer des Lehrers und ohne aus- 
drücklichen Widerrufsvorbehalt bezahlt wurden ($ 308). 
Die Zahlung der Staatsbeiträge zu den Gehalten der Volks: 

ſchullehter gefchieht nicht unmittelbar an diefe, fondern an 
die Gemeindskaffe, welche fie fodann an die Lehrer auezu 
zahlen hat. U. B. M. 1838. Beil. 36. 

"8 318, Die Anftellung einer größeren Zahl von Lehrern, 
ald nach dem 5 275 diefes Geſetzes vorgefchrieben iſt, oder 
die Anftellung von Hauptlehrern ſtatt Unterlehrern, oder die 
Bezahlung größerer Gehalte, ald die in $ 282 beflimmten, 
fann nur gefcheben, wenn die vorhandenen Fonds und Dos 
tationen nach Dedung der geſetzlichen Gehalte dazu noch 
binreichen ‚oder wenn die Gemeinde freimillig einen größeren 
Beitrag leiſtet, ald zu welchem fie nach den SS 312 und 313 
verpflichtet if. 

$319, Wo in einer Gemeinde ein und derſelbe Kon. 
feffionstpeit mehrere Schulen bat, iſt der nach. $ 317 zu 
leiftende Staatsbeitrag fo zu berechnen, wie wenn die ver⸗ 
ſchiedenen Schulen mit. einander, pereinigt wären, und der 
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Durch die Trennung entftehende Mehrbetrag der Koften Fält, 
wo: die Fonds und Dotationen wicht hinreichen )  Tediglich 
auf. die Gemeinde, welche, wenn ſie fich deffen entledigen 
will, die Vereinigung der Schulen verlangen kann. 
Dieſe Vorſchrift finder binfichtlich der Schulen verfchie- 
dener Konfeffionstheile nur da Anwendung, mo der eine 
Konfeſſionstheil erſt nach der Verkündung ". Geſetzes 
eine neue Schule errichtet hat. 


$ 320, Wo bei einer und derfelben Schule ‚mehrere 
Lehrer angeftellt find, werden diefenigen Einnahmen, die fie 
nach den $$ 308 — 311 aus Fonds und Dotationen beziehen, 
" sufammengesählt, um den noch’ zu deckenden, nach den 55 
312 — 317 auf die Gemeinde und fubfidiär auf die Staats⸗ 
kaſſe fallenden Reſt zu berechnen. Die Geſammteinnahme 
iſt alsdann, nach Napgade des $ ac unter die einzelnen 
Lehrerſtellen zu vertheilen. 


$ 321. Es wird der Regierung ein jeweils durch dag 
Finanzgeſetz - feftzufegender befonderer Kredit eröffnet, um 
daraus verdienten Lehrern noch fländige oder vorübergehende 
Perfonalzulagen und Unterſtützungen zu bewilligen. 
Die für Schullehrergebalte beftimmte Fonds, welche nicht 
einzelnen Bezirken, fondern einem Konfeffionstheil des gan- 
zen Landes KH werden ebenfalls zu ſolchen Zulagen 
verwendet. 


$ 322. Zur Beſtreitung des Aufwandes, welcher nach 
den 86 292 — 297 zu Zugskoſten, Penſionirungen und nach 
$ 300 in einzelnen Fällen zur Bezahlung von Hülfslehrern 
erforderlich ift, wird für jeden Konfeffionstheil ein allge- 
meiner Schullehrerpenſions- und Hülfsfond 
gebildet, 
In diefen Penſions⸗ und Hülfsfond fallen: . 
1) alle ganz oder theilmeife zu demfelben Zweck beſtimm⸗ 
ten, letzternfalls nach den $6. 309 — 311 dafür auszu⸗ 
fcheidenden , allgemeinen und Diſtriktsſtiftungen; 
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2) die Einkünfte erledigter Schüllehrerſtellen, fo weit fie 
nicht nad S 300 a. E. für die einfiweilige Dienft- 
verwaltung erfordert oder ald Gnadenquartale bezogen 
werden. (Ueber die Grundfäge, welche bei Verrech- 
nung und Erhebung der Einkünfte erledigter Schul. 
ftellen gelten ſ. R. B. 37, I.) 

Der durch diefe Fonds und Einkünfte nicht gededite 
Theil des Bedürfniffes wird 

3) aus der Staatsfaffe zugefchoffen. 

Sind von andern, ald den unter Nr. 1 bezeichneten 
Stiftungen Weberfchüfe vorhanden, welche nach Maßgabe 
der 5 310 und 311 zu Zahlung von Benfionen und Hülfg, 
lehrersgehalten verfügbar find, fo werden fie in gleichem 
Sinne zu befondern Unterflügungen verwendet. 

$ 333. Wenn eine, dem Benfions- und Hülfsfond nach 
$ 322 Nr, 1 zugewieſene Stiftung mehr Ertrag abwirft, 
als in dem fliftungsberechtigten Bezirke nach deffen Bevöl— 
ferung wahrfcheinlicher Weife an Penfionen und Hülfs- 
lehrergehalten im Durchfchnirt zu verwenden feyn wird, fo 
ift ein diefem Mebrbetrag der Stiftung entfprechender Be- 
trag zu beitimmen, welchen die penfionirten Schullehrer in 
dem berechtißten Bezirke noch neben ihren nach den $$ 293 
und 294 zu bemeflenden Penſionen, jeweils als befondere 
Zufchüffe aus dem Penſions- und Hülfsfond erheben follen. 

Wo für eine Schule fein Gebäude zur Ertheilung des 
Unterrichts vorhanden ift, oder wo es nicht mehr genügt, 
ift ein neues Schulhaus, welches außer den erforderlichen 
Schulsimmern, noch die Wohnung für mwenigftens einen 
Lehrer mit Familie, fo wie für die erforderlichen Unter- 
Lehrer enthalten fol, zu erbauen oder anzufchaften, oder 
das vorhandene Schulhaus nach dem Bedürfniffe zu erwei— 
tern, fofern nicht die Gemeinde vorgieht, ein dem Bedürf- 
niß entfprechendes Lokal zu miethen. 

$ 324, Die Baupflicht (R. B. 08, N. XII, $ 1, 2, 
24, 25, 26 vergl. mit 22) kommt zunächſt demjenigen zu, 
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gesen den ein rechtskräftiges Urtheil oder rechtögültiges 
Anerfenntniß vorliegt, fodann jenem, gegen.den ein. Ban- 
faltum Cein Neubau oder eine Hauptausbefierung) erwieſen 
iſt, ſofern er nicht beweiſen kann, daß er mur in Gutthat⸗ 
weiſe oder vorſorglich gebaut habe. 

In Ermangelung ſolcher Baupflichtigen hat die poli 
tiſche Gemeinde des Schulorts, oder der Schulorte, 
für den Bau, die Unterhaltung und Erweiterung des Schul⸗ 
baufes zu forgen Cfiebe U. B. M. 1837, Beil, 39). Wenn 
jedoch in einem Ort, wo noch fein Schulhaus befand, ein 
Schulhausbau and Urfachen des öffentlichen Wohls angeord⸗ 
net wird, da ſoll der Zehntherr der Gemarkung der Schul⸗ 
gemeinde einen halben Jahresbetrag feines Zehnten in Gut 
thatweiſe dem Kirchipiel zur Steuer geben, M. d. J. 
d..d. 7. Aug. 1826, N. 9486. 

Der Lehrer, welcher das Schulhaus inne hat, iſt nicht 
ſchuldig, andere Reparationen zu beſtreiten, als ſolche, die 
jedem Miether nach L. R. Satz 1754 obliegen, oder die 
durch ſeine erweisliche Schuld veranlaßt werden. 

$ 325. Jedem Lehrer oder Hülfslehrer iſt ein befon- 
dered Zimmer anzumeifen. Ä 

Bei Feiner Volksſchule follen in einer und derfeiben Klaffe 
mehr als 70 Schüler zufammen fommen, 

Die Schulzimmer müſſen Hoch und geräumig ſeyn. Es 
muß darin ſtets für friſche Luft geſorgt werden können, 
ohne daß ein ſchädlicher Luftzug entſteht; ſie dürfen nicht 
feucht und ſollen auf der Morgen- oder Mittagfeite des 
Haufes gelegen feyn. 

Dei Erbauung neuer Schulhäufer müſſen die Schulzim⸗ 
mer in jedem Falle wenigſtens zehn Fuß hoch und ſo weit 
gebaut werden, daß ſie nach der Zahl der Kinder, die ſie 
faſſen ſollen, im Ganzen auf jedes Kind wenigſtens ſechs 
Quadratfuß enthalten, 

$ 336, In allen Schulen follen fatt der gewöhnlichen 
Tiſche und Bänke nach und nach, und jedenfalls fo bald 


. 
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eine neue Anſchaffung nach den vorhandenen Mitteln ge 
ſchehen kann, Subfellten eingeführt werden. 

Ehen fo it überall, mo es noch fehlt, ſogleich an 
Schaffen: ein Schrank zur'Aufbewahrung der Lehrbücher und 
übrigen Lehrmittel, als: Wandfibeln, Charten u. f. w., eine 
ſchwarze Wandtafel zum Schreiben, eine Notentafel, wo 
möglich auf beweglichen Seftellen, und für die Lautirmethode 
die Buchftabentafel, ferner ein Lineal, ein Winkelmaß und 
tin Zirkel zum Einſetzen der Kreide, endlich ein Tifch nebft 
Stuhl oder ein Katheder auf einer Erhöhung für den Lehrer, 
damit er alle Schüler überfehen Fann. Wo es die vorban- 
denen Mittel geftatten, ift auch eine kleine Schulorgel oder 
eine Violine zur Unterſtützung des Gefanges anzuſchaffen. 
(Ueber deren Anſchaffung fiehe W. B. M. 1838, Beil, 34.) 


Die erforderlichen Anfchaffungen hierzu Deantragt der 
Schulvorſtand bei dem Gemeinderath. Sind beide verichie- 
dener Meinung, fo entfcheidet das Amt und in Tester Inſtanz 
die Kreisregierung. M. d. 3. d. d. 11, Yan. 1836, N. 286, 


6.327. So weit nicht dazu verfügbare Fonds oder fonft 
Verpflichtete vorbanden find, hat die Gemeinde die Koften 
der nach Vorſchrift der Oberfchulbehörde zur Einrichtung 
der Schulzimmer erforderlichen Gerächichaften und der Lehr⸗ 
bücher für arme Kinder zu besablen, und eben fo das zur 
Feuerung der Schulzimmer erforderliche BSrennmaterial 
anzufchaffen, in fo fern nicht der Lehrer ſchon ein Averſum 
dafür bezieht. 

Die näheren Beflimmungen über das Verfahren bei An⸗ 
fchafung der für die Schule nöthigen Geräthichaften, des 
Brennholzes re. fiehe in R. B. 36, XXXIX. 

Die Schulzimmer follen nie zu einem andern als ihrem eigents 
lichen Zwecke gebraucht werden, und hoͤchſtens in ben Orten, 
die keine Gemeindehäufer oder andere taugliche Lokalitaͤten 
haben, zu Gemeindsverfammlungen, A. B. M. 1836, 
N, 64. 
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Bierte Abtheilung. 
Bon den Aufſichtobehörden über das Volksſchulweſen. 
A. Bon dem Ortsſchulinſpektor. 
$ 328. Der Ortsſchulinſpektor iſt der jedesmalige 
Pfarrer. In gemiſchten Orten, wo jede Kirchengemeinde 
ihre eigene Schule hat, iſt der Pfarrer einer jeden Kirchen⸗ 
gemeinde auch der Ortsinſpektor ihrer Schule. 


Für gemiſchte Schulen und wo fonft noch nach 5 330. 
a. E. ein befonderer Schulverftand gebildet ift, ernennt 
die Oberfchufbehörde auch einen befonderen Drtsfchulin- 
fpeftor. 


‚Ebenfo ernennt die Oberfchulbehörde da, wo in einer 
und derſelben Firchlichen Gemeinde mehrere Pfarrer ange 
elle find, einen derfelben jeweils auf ſechs Zahre zum 
Ortsſchulinſpektor. Erfölgt eine folche Ernennung nicht, 
ſo iſt der erfte Pfarrer Lokalſchulinſpektor. Ev. K. S. 
d. d. 4. Nov, 1834, N. 9046, 


$ 329. Der Schulinfpeftor hat die genaue Beobachtung 
alter auf den Lehrplan und die Schulordnung bezüglichen 
Vorfcheiften zu überwachen und die ganze Dienftführung 
des Schullehrers, fo wie einen feinem Berufe entfprechen- 
den Lebenswandel zu beauffichtigen. 


Ale Amtöbefugniffe , welche nach den beftebenden Ver⸗ 
ordnungen dem Pfarrer ald unmittelbaren Vorgeſetzten der 
Schule zufamen, gehen in ihrem ganzen Umfange auf den 
Schulinfpeftor über. 


Derfelbe hat ein Tagebuch zu führen, worin er jeden 
feiner Schulbefuche mit furger Anführung, was er in der 
Schule getban und wie er diefelbe gefunden babe, einträgt. 
Dieſes Tagebuch übergibt er bei der aljährlich vorzuneh- 
menden öffentlichen Prüfung dem Schulvifitator, damit es 
mit dem Bifitationsprotofoll an die Oberſchulbehörde ein⸗ 
geſendet werde. 

13 
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Dem Bfarrer liegt als ſolchem, er mag zugleich Schul. 
infpeftor fenn oder nicht, noch die befondere Verbindlichkeit 
ob, in den Schulen feiner Pfarrei wenigftens zweimal wö— 
chentlich Religionsunterricht zu ertheilen, und darüber eben 
fo, wie der Schulinfpeftor als ſolcher, ein befonderes Tage- 
buch zu führen, und dem Schulvifitator zur Einbefürderung 
zu übergeben. 


B. Bon dem Schulvorftand. 


$ 330. In jeder Gemeinde, worin fich eine oder meb- 
rere Schulen befinden, wird ein Schulvorftand errichtet. 
In gemifchten Gemeinden behält jedoch jede Firchliche 
Gemeinde, die eine eigene Schule hat, auch ihren eigenen 
Schulvorftand. 


Der Schulvorftand beſteht: 
a. aus dem Ortsſchulinſpektor, welcher den Vorſitz bat, 
b. aus dem Bürgermeifter. 

Dazu gehören noch: 

c. in proteftantifchen Gemeinden die fämmtlichen Mit- 
glieder des Kirchengemeinderaths, in katholiſchen Ge— 
meinden fene des nach der Verordnung vom 21. Nov. 
1820 (Regierungsblatt vom Jahr 18297 Nr. I.) be- 
ftebenden Stiftungsvorftandes und in den ifraelitifchen 
Gemeinden die Mitglieder ded Synagogenraths. 


Die Schullehrer wohnen, fo oft nicht über ihre Perfon, 
oder über ihre Dienftführung verhandelt wird, den Bera- 
thungen des Schulvoritandes jedesmal bei. Auch können 
die zur Kirchengemeinde gehörigen Geiſtlichen, welche nicht 
ſelbſt Mitglieder des Schulvorftandes find, zu den Sitzungen 
deſſelben eingeladen werden. 


Die Dienftleiftungen der Mitglieder des Schulvorftandes 
find unentgeldlich, 


In größeren Städten kann die Oberfchulbehörde nach 
eigener Auswahl einen Schulvorftand für füämmtliche Schulen 
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oder einen befonderen für eine einzelne Anftalt Eonftituiren. 
Für gemifchte Schulen ift jedesmal ein folcher befonderer 
Schulvorſtand zu bilden, 

$ 331. Der Schulvorſtand verfammelt ſich jeden Monat 
einmal, Er faßt feine Befchlüffe in Anmefenheit von min. 
deitens der Hälfte feiner Mitglieder; fein Wirkungsfreis 
umfaßt: 


im Allgemeinen die Aufficht auf den Vollzug aller 
das Bolfsfchulmefen betreffenden Gefeke und Verord⸗ 
nungen und der Verfügungen der oberen GSchulbe- 
börde; 


. die Sorge für die zweckmäßige Verwendung des 
Schulvermögens, fo wie für den richtigen Bezug des 


Dienfteinfommend der Schullehrer, für Anfchaffung 
der nöthigen Schulgerätbfchaften , Unterhaltung und 
Reinigung der Schulgebäude ıc. 


. die Sorge für den fleißigen Schulbefuch der Kinder 


und die erforderlichen Einfchreitungen bei dem Be- 
zirksamte, falls die beſtehenden Geſetze und Berord- 
nungen von dem Bürgermeifteramte nicht mit dem 
gehörigen Nachdrude vollzogen werden, 


« Der Schulvorftand erledigt die etwa zwifchen dem 


Schullehrer und den Hülfslehrern entfiehenden Strei- 
tigfeiten und vermittelt alle gegenfeitigen Klagen 
zwifchen Bürgern, Schullehrern und Gehilfen, f0- 
meit fich die Klage zu einer gütlichen Vermittlung 
eignet. 


. In den Wirfungsfreis des Schulvorftandes gehören 


auch Verbefferungsvorfchläge aller Art, es mögen 
folche die inneren oder die äußeren Verhältniſſe 
der Ortsſchule betreffen, namentlich die nothwendig 
werdende Anftellung eines Hilfslehrers und deſſen 


Gehalt. 
13 * 
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$ 332, Für fümmtliche in einem Amtsbezirk befindliche 
Schulen eines Konfeffionstheiles wird ein in dem Bezirfe 
angeftellter Geiftlicher durch die Oberfchulbehörde als 
Schulviſitator, und zwar jeweils auf ſechs Fahre, 
ernannt. 


Befinden fich in einem Amtsbezirfe nur wenige Schulen 
eines Konfeffionstheiles, fo wird die Oberfchulbehörde fie 
einem benachbarten Schnivifitator derfelben Konfeffion zu- 
weiten, 

Für die Schule, an welcher der Bifitator zugleich 
Schulinfpektor if, wird ein befonderer Viſitator aufgeftellt, 
in der Regel jener des nächtten Bezirks, doch nicht in der 
Art, daß beide gegenfeitig die Schule des andern prüfen. 
Die Bifitation der Schule des Viſitators foll aber nur alle 
zwei Fahre gefcheben. M. d. J. d.d. 16, Yan, 1835, 
N. 400. 


Wo nach dem $ 330. a. E. für eine Schulanftalt ein 
befonderer Schulvorftand gebilder und dabei nach dem 
$ 328. ein befonderer Ortsfchulinfpeftor ernannte iſt, wird 
es von der Beſtimmung der Oberfchulbehörde abhängen, 
ob auch noch ein Bezirksſchulviſitator und welcher diefelbe 
zu beauffichtigen babe 


Alle Funktionen, welche nach den beſtehenden Verord- 
nungen in Beziehung auf das Schulweſen dem Defane 
bisher oblagen, gehen auf den Schulpifitator über, 


Hinfichtlich der Fatholifchen Volksſchulen verbleibt dem 
Sribifchof das Necht, über die Ertheilung des Religions. 
unterrichts noch neben der Oberfchulbehörde die Mitaufficht 
zu führen und zu dieſem Zwecke fih auch ein Duplifat 
oder eine Abfchrift des Tagebuches, welches die Bfarrer 
nach dem $ 329, Abſatz 4 über die Ertheilung des Reli 
giongunterrichts führen, vorlegen zu Taffen. 


197 


D. Einmwirfung der Kreidregierungen. 


$ 333, Alles, was 

a. die Errichtung einer neuen Schule oder die Aufhe⸗ 

bung einer beſtehenden, was 

b. eine Veränderung in der Zahl des Lehrerperſonals, 

c. die Aufſtellung beſonderer Ortsſchulinſpektoren und 

Schulvorſtände, 

d. die Ernennung der Schulviſitatoren 
betrifft, gehört mit in den Wirkungsfreis der Kreisregie- 
rungen, 

Die depfallfigen Anträge find durch Vermittlung der 
Memter und Kreisregierungen an die Oberſchulbehörde zu 
bringen, 

In allen anderen Fällen kommunizirt diefe Tetere mit 
den Nemtern und Bezirföfchulvifitatoren unmittelbar, 
und wendet -fich wegen vorfommenden polizeilichen und öko— 
nomifchen Gegenſtänden an die Kreisregierungen, i 

Zum Wirfungsfreis der Negierungen, als poligeilich 
verwaltender Stellen, gehören namentlich auch die Erfennt. 
niſſe über die Verbindlichkeit zur Erbauung nener Schul- 
bäufer, über die bierbei vorfommenden vorfchußmeifen 
Koftenzablungen und über die ftrittigen Beiträge zum Auf- 
wand für die Gehalte und fonftigen Schulbedürfniffe. 

Ferner erfennt die Kreisregierung in erfter Inſtanz 
über die Klaffififation der Schulen, über den für die Leh— 
rersgehalte erforderlichen Aufwand, über die Aufrechnung 
der vorhandenen Mittel, über die Größe der Schulgelder, 
über die Erbauung neuer Schulhäufer oder Erweiterung 
der vorhandenen, fo wie darüber, was eine Ortsſtiftung 
und was die Staatskaſſe zu Lehrersgehalten beizutragen 
babe, und über die Beiträge von Diftriktöftiftungen; über 
festere jedoch nur, wenn die betreffende Stiftung nicht 
unter der Verwaltung einer der beiden Kirchenfeftionen 


fteht, mo dann diefe darüber zu eigenen hat, R. B. 36, 
XVII, 
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E. Bon der Oberſchulbehoͤrde. 


5 334, Die Oberfchulbehörde hat unter der unmittel⸗ 
baren Aufficht des Minifteriums des Innern die oberfte 
Leitung des ganzen Volksſchulweſens und die Dienftpolizei 
über die Bezirks⸗ und Ortsauffichtsbehörden. 


Sie verwalter die Schulangelegenheiten nach Maßgabe 
der beftebenden Verordnungen ferbfiftändig, und nur im 
Kalle des $ 280. Abſchn. 4. ftellt fie ihre Anträge an das 
Minifterium des Innern, wohin eben fo alle Borfchläge 
über allgemeine Verordnungen, insbefondere auch binficht- 
lich der Einführung neuer Schulbücher, gebracht werden 
müſſen. 

Die Oberſchulbehörde iſt in Beziehung auf ſämmtliche 
dem evangeliſch⸗proteſtantiſchen Religionstheile angehörigen 
Schulen die evangeliſche Miniſterialkirchenſektion, und in 
Beziehung auf die Schulen des katholiſchen Religionstheiles 
die katholiſche Miniſterialkirchenſeltion, für die iſraelitiſchen 
Schulen aber der iſraelitiſche Oberrath. 

In Beziehung. auf die mit den Volksſchulen zu verbindende 

Induſtrieſchulen haben die Kreisregierungen die Befugniffe 

und die Pflichten einer Oberfhulbehörde. S. $ 161. Anm. 

$ 335. Neben diefen Behörden befteht noch eine Ober- 
ſchulkonferenz, zu deren Wirfungstreis gehören: 

a. die Berathung und der Entwurf aller das Volksſchul⸗ 
wefen betreffenden allgemeinen Verordnungen, fo weit 
ſolche nicht Hinfichtlich des Neligionsunterrichts zum 
Wirkungskreis der Kirchenbehörden gehören, zur Vor- 
lage an das Miniiterium des Innern ; 

b. die Beauffichtigung und Leitung der Schullehrerfe- 
minarien in Bezug auf den Unterricht ; i 

c. die Beauffichtigung und oberfte Leitung gemifchter 
Schulen und die Genehmigung der neuen Ferumtung 
einer folchen, 
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Bei allen diefen Werrichtungen handelt die Oberſchul⸗ 
konferenz ohne die oben $ 334. a, E. genannten nn 
behörden als felbiiftändige Stelle ; 


Auch in den andern zum Wirkungskreis der dort ge— 
aannten Oberfchulbehörden gehörigen Fällen, haben dieſe 
die Sache der Oberſchulkonferenz zur autachtlichen Aeuße— 
rung mitzutheilen, ſo oft es ſich 

a. um Genehmigung einer Privatlehranſtalt oder um 
Erflärnng einer folchen zur Öffentlichen, 

b. um Genehmigung der Klaffeneintheilung oder eines 
befondern Lehrplans für eine Schule, 

e. oder um die befondere Bildung eines eigenen Schul. 
vorſtandes für eine folche handelt. 

d. Wenn fich bei der Dberfchnibehörde aus mas immer 
für einer Veranlaſſung, Insbefondere bei Erledigung 
der Schulpifitationsprotofolle , eine Meinungsverfchie- 
denheit, oder irgend ein Zweifer über die Auslegung 
einer. das Volksſchulweſen betreffenden Verordnung, 
oder überhaupt Über eine allgemeine Frage in diefem 
Betreffe ergibt, fo if über jede ſolche Frage das 
Gutachten der DOberfchulfonferenz einzuholen. 

In diefen Fällen bat die Oberſchulbehörde den dütacht- 
fihen Ausfpruch der Oberſchulkonferenz als maßgebend 
anzunehmen, oder, wenn fie fich damit nicht vereinigen 
zu können glaubt, die Entfcheidimg des Miniſteriums des 
Innern einzuholen, 


Fünfte Abtheilung. 
Bon den ifraslitifchen Schulen. 
$ 336, Die Beſtimmungen über die Zahl der Lehrer, 
46 wie Über das Dienfteinfommen und die Mechtöverhält- 
niffe derfelben und ihre Wittwen und Waifen Überhaupt, 
finden auch auf die an öffentlichen Schulen der Zfraeliten 
. angefielten Lehrer Anwendung: 
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Jedoch find die Behörden bei Beſtimmung der Klaſſen 
einer Lehreritelle an die DVorfchrift des $ 277, nicht gebun⸗ 
den, und der für diefe Schulen überhaupt erforderfiche 
Aufwand wird, fo weit dazu nicht verfügbare. Fonds vor, 
banden find, nur von den ifraelitifchen Gemeinden 
und durch Umlagen auf die Sefammtheit der Sa 
siten beftritten. 

Vebrigens haben 
1) diejenigen Gemeinden, in welchen öffentliche Schulen 
der Iſraeliten befleben, wenn am Aufwand für die 
hriftlichen Schulen etwas aus der Gemeindekaſſe be- 
zahlt wird, ebenfalls einen Beitrag an die ifraeliti- 
fhen Schulen zu geben, welcher zu dem an die 
hriftliche Schule bezahlten in demfelben Verhältniſſe 
ſteht, wie die Seelenzahl der ifraelitifchen Gemeinde 

zu jener der Chriften, 


2) Ferner erhält die Sefammtheit der Iſraeliten für ihre 
Schule einen Beitrag aus der Staatskaſſe, welcher 
zu demjenigen, den die chriſtlichen Schulen in Folge 
dieſes Geſetzes im Ganzen aus der Staatskaſſe erhal. 
ten, in demfelben Verhältniſſe ſteht, mie die ifraeli- 
tifche Bevölkerung des Großherzogthums zu jener der 
Ehriften, 


Die Kreeisregierung beftimmt unter VBerftändigung mit dem 
Dberrath der Iſraeliten die Klaffe, in melde eine Schule 
gefegt werden foll, und ebenfo ben Betrag des Schul: 
gelbes. 


An bem ber beflimmten Klaſſe entfprehenden firen 
Gehalt wird dem Lehrer dasjenige aufgerechnet, was bers 
felbe etiwa in der Eigenfhaft als Worfänger an ſtaͤnd i⸗ 
gen Einfommen (alfo mit Ausfchluß der bloßen Accidenzien] 
bezieht. s 

Aus dem in dem Budget aufgenommenen Staatsbeitrag 


fuͤr das iſraelitiſche Schulweſen, und aus den jaͤhrlichen 


350 fi., welche: nach $ 3. der: Minifterialverorbnung vom 
27. Auguft 1834.N. 8602: von den durch Umlagen auf 
bie. Gefammtheit ber Sfraeliten erhoben werdenden Unter⸗ 
fthgungsgeldern, zu dem gleichen Zwecke beſtimmt find, 
wird ein allgemeiner iftaelitifher Schuffond ‚gebildet, welcher 
unter ber Bermaltung des Oberraths der Iſtaeliten : fteht 
in diefen Fond fallen auch bie Einkünfte erledigter Schufs 
ftellen , fowelt fie nicht durch die einftweilige Dienftverwals 
tung ober als Gnabenquartale in Anfprudy genommen find. 
M.d. 3. d. d. 1. Mai 1837. R. B. N. XV.: wo aud 
noch weitere Spezialbeftiimmungen hierüber enthalten find. 


$ 337, Den Iſraeliten fteht das Recht gu, ihre Kinder 
die chriftlichen Schulen beſuchen zu laſſen. 

Wurde erft nach Verkündung dieſes Geſetzes eine neue 
iſraelitiſche Schule errichtet, fo ift die Gemeinde zu dem 
im $ 336, N. 1. erwähnten Beitrag aus der Gemeindekaſſe 
nicht verbunden, es fey denn, daß fie zur neuen Errich- 
tung einer eigenen ifraelitifchen Schule ihre Zuſtimmung 
gegeben habe. 


Schulinſpektor iſt der Ortspfarrer, oder, wo 
mehrere vorhanden ſind, derjenige, den die Oberſchulbe⸗ 
hörde dazu beſtimmt. 


Schulviſitator iſt der Viſitator desjenigen enris 
dem der Inſpektor angehört. 


In iſraelitiſchen Gemeinden, wo keine öffentliche ifrae- 
litiſche Gemeindefchufe befteht, und für den Neligions- 
unterricht der Jugend ein Subjekt mittelft Privarüberein- 
funft von der Gemeinde beftellt wird, können in der Regel 
nur inländifche rezipirte Schul - oder Nabbinatsfandidaten 
hierzu genommen werden; nur dann, wenn auf die (jedes. 
mal zu verfügende) Ausfchreibung der fraglichen Stelle, 
weder ein folcher, noch ein. ‚anderer tanglicher Inländer 
fich meldet, kann ein Ausländer dafür angenommen werden; 
muß fich aber vom Bezirksrabbiner prüfen laſſen. (Solche 


ifeaelitifche Religionslehrer Fönnen auch an den Schullehrer⸗ 
Konventen Theil nehmen, jedoch ohne Anfpruch auf Ge- 
bühren and der Staatskaſſe. U. B. M. 1838. N. 85.) 
Es ift hierüber Vorlage an den Oberrath der Yfraeliten 
zu machen. Diefe Beſtimmungen gelten auch in Bezug auf 
die Borfängerdienfte, wo fie mit der Stelle des Religions. 
ſchullehrers nicht verbunden find. U. 3. M. 1835. N. 82, 


Zmeiter Abfchnitt. 
Mittelſchulen. 
A. Höhere Buͤrgerſchulen. 
R. B. 1834. N. XXVI. 

5 338. In den größeren Städten und in jenen Eleine- 
ren Städten, melde die erforderlichen Mittel befiten, 
fotten höhere Bürgerfchulen befteben. Die Fonds 
der vorhandenen ‚‚Tateinifchen Schulen, gering dotirten 
Pädagogien und Realſchulen““ find dazu zu verwenden. 


Der Unterricht begreift: Religion, deutfche Sprache, 
franzöfifche Sprache, Tateinifche Sprache, (von dem Unter⸗ 
richt in diefer köͤnnen Schüler nach dem Wunfche ihrer 
Eltern difpenfirt werden), Weltgefchichte, Arithmetik, Seo- 
metrie mit praftifchen Webungen, Geographie, Naturge- 
fchichte, Naturlehre, Technologie, Zeichnen , Kalligraphie, 
Geſang. 

6 339. Zum Eintritt in die höhere Bürgerſchule wird 
erfordert: Alter von zurückgelegtem fiebenten Fahre, Fer 
tigkeit im Leſen, ortbographifch Schreiben und im Nechnen, 
in Feßterem wenigſtens in den 4 Spezies mit unbenannten 
Zahlen, 

Der Lehrkurs ift in der Negel ein fünfjähriger. Der 
Dberftudienrath (ſiehe $ 366.) kann ihm mit Nüdficht auf 
die vorhandenen Mittel auf einen dreijährigen herabſetzen 
oder anf einen fechsjährigen ausdehnen. Den Lehrplan 
bezeichnet M. d. J. d. d. 30, Mai 1834, im R. B. N. XXVI. 


Alljährlich wird am-Ende des Schuljahres — in der 
Woche vor Balmfonntag — eine Öffentliche Prüfung 
in Gegenwart des Fuſpeltors gehalten, 

$ 340. Die Hauptlehrer follen in der Regel aus der 
Zahl derienigen Lehramtsfandidaten genommen werden / die 
akademiſche Studien gemacht haben. Einer der Hauptlehtrer 
it Vorſtand; der Oberfludienrath ernennt den Juſpeltor, 
welcher den Lebrerfonferenzen und Prüfungen beimohnt und 
an jene Stelle berichtet. Die letztere läßt alle drei Fahre 
die Schule durch einen Kommiſſär wifitiren. (Siehe auch im 
Betreff der Lehrer oben $ 212.) Soferne die vorhandenen 
Sonde nicht zureichen, haben die Gemeindefaffen und bei 
deren Unvermögen die Staatsfaffe zuzuſchießen; auch Haben 
die Schüler ein Schulgeld zu entrichten, welches aber dem 
jährlichen Betrag von 16 fl. nicht Überfteigen darf. Als 
disciplinarftrafen find zuläffig: Verweiſe, Abfonderung 
des Schülers im Lehrzimmer, Schularrefi , Karzeritrafen, 
bei ganz groben Vergehen oder erwiefener Unverbefierlich- 
feit Entfernung von der Schule, 


B. Gemerbfchulen. 
R. B. 34, N. XXVII. 

5 341. In allen gewerbreicheren Städten des Groß- 
berzogthums follen Gewerbſchulen errichtet werden; ihr 
Zweck it, jungen Leuten, die fich einem Handwerke oder 
einem Gewerbe widmen, welches feine höhere technifche 
und wiffenfchaftliche Bildung erfordert, und das fie, praf- 
tifch zu erlernen bereits begonnen haben, diejenigen Kennt- 
niffe und graphifchen Fertigkeiten beizubringen, die fie 
zum verfändigen Betriebe diefes Gewerbes geſchickt machen. 

Die Unterrichtögegenftände find: 

1) Handzeichnen geomerrifcher Figuren und BAR, 
und Ornamentenzeichnen. 

2) Arithmerit und algebraifche Grundbegriffe. 

3) Geometrie, 
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4 Induſtrielle Wirthſchaftslehre mit Anleitung zur 
einfachen Buchhaltung. 

Ferner , wo das Bedürfniß dazu vorhanden ift, und die 
Mittel zureichen: 

5) Naturkunde, und 
6) Mechanik, fo weit fie hieher gehören. 

5 342, Ordentliche Schüler für. die Gewerbfchufe find 
alle junge Leute, welche das vierzehnte Lebensjahr zurück⸗ 
gelegt haben, bei einem Meifter zur Erlernung eines Ge. 
werbes in die Lehre getreten find, oder in der nächiten 
Zeit in die Lehre. zu treten beabfichtigen, und die Vor⸗ 
Senntniffe beſitzen, welche die allgemeine Volksſchule lehrt. 

Es können aber auch Gefellen und andere Gewerböleute 
am: Unterricht Theil nehmen, 

5 343. Die Lehrkurſe der Gewerbfchule geben von 
Dftern zu Dftern, Im der Regel follen an jedem Gonn- 
und Feiertage, die boben Fefltage ausgenommen, von 
Dftern bis November zwei bis zwei und eine halbe Stunde, 
und vom 1. November bis DOftern eine bis ein und eine 
halbe Stunde, fodann an Wochentagen in den Feierabend» 
ftunden eine Stunde täglich, dem Unterrichte gewidmet 
werden; nach Bernehmung des betreffenden Gewerbftandes 
bleibt der Kreisregierung überlaffen, unter Umftänden bier- 
Über in der Art abändernde Verfügungen zu erlaffen, daß 
in jeder Woche, einfchließlich des Sonntags, im Banzen 
wenigſtens ein fechsftündiger Unterricht ertheilt wird, 

Die Bürgermeifter und Zunftvorjicher haben darüber 
zu wachen, daß die Meifter ihre Lehrlinge zum — 
der Gewerbſchule ſtrenge anhalten. 

Die Gewerbſchule hat in der Regel einen preifäßrigen, 
und nur dort, wo die Mittel zur volltändigen Ausführung 
des Lehrplans fehlen, einen mindeftens zweiiährigen Kurs, 

In jeder Gemwerbfchufe find am Ende des Winterfeme- 
fters öffentliche Prüfungen zu halten, bei denen die Lehr- 
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Linge . erfcheinen.. müffen; den Gefellen und andern 
Schülern iſt das Erfcheinen bei der Prüfung freigeftene; 
Der Schulvorftand und die Kreisregierung können auch 


ger — en Prüfungen anordnen. 


Mit * Reſultat da jeden öffentlichen Jahreyrüfung 
ſind über den Zuſtand der Gewerbſchule der Regierung 
ausführliche Belege vorzulegen. A. B. M. 1838, Beil. 22. 


Die Lehrer der Gewerbſchule ſind in der Regel aus 
den Angehörigen des Gewerbſtandes zu wählen, oder in 
deren Ermangelung aus den Praktikanten techniſcher 
Fächer. Alle Anſtellungen bei den Gewerbſchulen find wi— 
derruflich. | a 0 


$ 344. Für den Unterricht in den Gewerbfchulen wird 
ein mäßiged Schulgeld entrichtet, welches fich höchſtens 
anf 20 fr, für den Monat belaufen darf; minderbemittelte 
Schüler zahlen die Hälfte oder ein Viertheil des regulirten 
Schulgeldes; unvermögliche find von Entrichtung ded Schul 
geldes ganz befreit; und ganz arme Lehrlinge erhalten die 
Zeichnungsmaterialten und eingeführten Lehrbücher ganz 
unentgeldlich auf Koften der hiezu geeigneten Lokal- oder 
Bezirksfonds, in deren Ermangelung aus dem Ertrag der 
Lehrgelder. 


Die Koſten der Gründung und des Unterhalts der Ge— 
werbſchulen, wohin die Anſchaffung des Lokals, die innere 
Einrichtung der Schule und der Schulrequiſiten, die Rei— 
nigung und Feuerung des Lofals gehört, hat die Gemeinde 
zu beftreiten unter Zuzug der betreffenden Lokalſtiftungen; 
für diejenigen Städte, wo die Errichtung einer Gewerb- 
ſchule dringendes Bedürfniß iſt, leiſtet die Staatskaſſe aus 
den für dieſe Unterrichtszwecke beſtimmten Fonds Zuſchüſſe. 

Die Gewerbſchule ſteht unter der Aufſicht eines befon- 
deren Schulvorſtandes, welcher aus dem Bürgermeiſter der 
Stadt, dem erſten Stadtpfarrer, beziehungsweiſe aus den 
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erften Geiftlichen beider Konfeffionen, mindeftens drei Ge- 
werböminnern und einem technifchen Beamten befteht, wenn 
ein folcher fich im Orte befindet. 

Die Lehrer der Gewerbsſchule fünnen zugleih Mitglie- 
der des Vorſtandes feyn. 

Der Borftand beauffichtigt Die Diseiprin der Schule, 
wacht darüber, daß die Meifter ihre Lehrlinge zum Befuch 
der Schule anhalten (ſiehe A. 3. M. 1837, Beil. 29.) 
und über den Vollzug ded genehmigten Unterrichtsplanes, 
ernennt einen oder zwei Schulinfpeftoren aus feiner Mitte, 
welche ein Tagebuch zu führen haben; A. 3. M. 1837, 
Beil. 7.; erfattet nach der jährlichen Prüfung einen Bericht 
darüber, gibt fein Gutachten über Anftellung und Entfer- 
nung der Lehrer, entwirft in Gemeinfchaft mit dem Ge- 
meinderatb den Woranfchlag über die Einnahmen und 
Ausgaben der Schule, und fchlägt mit dem Gemeinderath 
den Betrag des zu entrichtenden GSchulgelded vor; über 
ganze und theilweife Befreiung von defien Bezahlung ent- 
fcheidet er ausfchließlich. 

$ 346. Die Kreisregierungen haben die Oberaufſicht 
über fämmtliche Gewerbſchulen des Kreifes; fie ‚machen 
über die beftimmungsgemäße Verwendung der für dieſelben 
ausgemittelten Fonds, und erhalten bierüber von den 
betreffenden Bezirksämtern jährliche Nachweifungen, fie ge- 
nebmigen die Schulgeldtarife, forgen für die genaue Voll— 
ziehung aller auf diefe Lehranftalten bezüglichen allgemeinen 
und befonderen Vorfchriften, und erflatten auf die von 
den Bezirkfsämtern erhaltenen Jahresberichte der Schulvor- 
ftände über den Zuſtand aller Gewerbfchulen des Kreifes 
Bericht an das Minifterium des Innern, 

Veber die Anftellung der Lehrer entfcheidet das Mini- 
fterium auf.den Vorfchlag der Kreisregierung nach erbo- 
benem Gutachten einer aus den Lehrern der polytechnifchen 
Schule (ſ. 5 347.) für das Gewerbsfchulmefen gebildeten 


Kommiffionz letztere hat auch dem Miniſterium Vorſchläge 
über Lehrplan und die Art und Mittel der Ausführung 
deffelben zu machen. 

Nähere Vorfchriften enthält die Vollzugsverordnung R. 
B. 1834, R. XXVII. 

Bei allen Gewerbſchulen ſollen ſogenannte Schulbefehl⸗ 
bücher angeſchafft werden, in denen alle bisherigen allge- 
meinen und fpeziellen Verordnungen über die Gewerbſchulen 
einzutragen find. A. 3. M. 1837, Beil, 20. 


C. Polptehnifhe Schule. 
RB. 2, N. XXI. und R. 8. 32, R. LIV. 


5 347. Zu der Nefidenzftadt Karlsruhe befteht eine 
volytehnifhe Schule ald allgemeine Landesanftalt, 
deren Zweck die Ausbildung zu den höheren Gewerben, 
und in mathematiſchen und naturwiſſenſchaftlichen Kennt. 
niffen ald Berufsſtudium ift:— der Beſuch derfelben fteht 
den Ausländern offen; ift unmittelbar dem Minifterinm 
des Innern untergeordnet. | 


Die polytechniſche Schule befteht aus zwei allgemeinen 
mathematifchen Klaſſen und fünf befonderen Fachfchufen; 
ferner fteht eine Vorfchule damit in Verbindung. Die 
fünf Fachfchulen find: die Ingenieurſchule, die Bau— 
fhule, Forſtſchule, höhere Gemwerbsfhute und 
die Handelsſchule. 

Die polytechnifche Schule hat einen jährlich mwechfeln. 
den Direktor, eine engere Lehrer- Konferenz, 
die aus den Vorfländen der Klaffen und denjenigen Bro- 
feſſoren beſteht, welche das Minifterium des Innern hiezu 
ſtändig oder temporäre ernennt; ferner eine allgemeine 
Lehrer-Konferenz and ſämmtlichen ordentlichen  Bro- 
feſſoren und Lehrern. der Anſtalt beitehend ; einen Be 2 ak 
tungsrath; eine Verrechnung 
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: 5348. Die Borfchute lehrt diejenigen Realtenntniffe, 
welche zur Aufnahme in die erfte allgemeine mathematifche 
Klaffe und in die Hamndelsfchule vorbereiten: fie berück⸗ 
fichtigt zugleich die Bedürfniſſe folcher jungen Leute, welche 
für ein gewöhnliches bürgerliches Gewerbe beftimmt, die 
polytechniſche Schule nicht befuchen, aber eine, ihrem 
fünftigen Berufe angemeffene weitere Bildung zu erlangen 
trachten, als die Stadtfchulen geben. Sie befteht aus 
zwei Klaſſen, jede mit einjährigem Kurs; fie bat einen 
befonderen Vorftand, und fteht unter der oberen Leitung 
der Direktion der polyrechnifchen Schule, Sie nimmt ihre 
Schüler mit dem vollendeten 13ten Lebensjahre auf; Alters. 
dispenfation bewilligt bei befonders guten Vorkenntniſſen 
der Vorſtand bis auf drei Monate; big zu fechd Monaten 
auf fchriftliches Anfuchen nach Befund der Umſtände die 
Direktion der polgtechnifchen Schule. Die Aufnahmszeit 
ft im Herbſt, und wird durch öffentliche Bekanntmachung 
jedesmal näher bezeichnet ; jeder Aufzunehmende hat eine 
Vorprüfung zu beitehen, 


Wer in die obere Klaffe der Vorſchule eintreten win, 
muß an Borfenntniffen alles das befisen, mas in der untern 
Klaffe aelehrt wird, Es wird beim Eintritt in die Vor— 
fchufe eine Aufnahmstaxe von 2 fl. 42 fr, und als Didak—⸗ 
trum jährlich 16 fl. entrichtet. 


6349, Der Unterricht in den beiden mathemati— 
{hen Klaffen umfaßt neben dem linterricht in Sprachen 
und der Gefchichte alle jene Kenntniffe, welche die gemein- 
fchaftlihe Grundlage der technifchen Fächer bilden; in 
beiden iſt der Kurs einjährig, 


„ Für die I. allgemeine mathematifche Klaſſe find die 
Aufnahms - Bedingungen: Zurücdgelestes 15tes Lebensjahr 
(mobei jedoch. eine Dispenfation für. 6 Monate gegeben 
werden kann) und die nöthigen Vorkenntniſſe. Für die II. 
allgemeine matbematifche Klaffe find die Aufnahme » Bedin- 


gungen mzurückgelegtes 16ted: Lebens jahr und: diejenigen 
Aruntniffe, weiche an der: erfien mathematiſchen Klaſſe ges 
lehrt werden; es iſt mit derſelben ein: forſtlicher Vorberei⸗ 
tungsturs verbunden. a 5 ee te, 
"5350. Die Ingenteurſchule umfaßt fämmtliche 
Steige des Etvifingentenrmefens fie" dient zur“ Bildung 
ſolcher Zoglinge, welche fich für den Dient des’ Staates 
im Wafler- und Straßenbau, oder für ein bürgerliches Ge— 
werbe irgend einer Met, zu deffen Betrieb vorzugsmweife me⸗ 
Hanifch-technifehe Kenntniſſe erfordert “werden, befähigen 
wollen. Aufnahmsbedingungen fihd die Kenntniffe, welche 
die beiden mathematiſchen Klaſſen Ichren; der Kurs iſt 
dreifägrig. nn — EIN 
381. Die Bauſchule hat zwei Abtheilungen; die 
untere Abtheilung bilder 1) Werkmeiſter, welche zu— 
nachſt Steinmehen-, Maurer» oder Zimmermeifter werden, 
aber außerdem die Technik der bürgerlichen Baukunſt in fo 
weit inne haben wollen, daß fie im Stande find, taugliche 
Entwürfe zu Defonomiegebäuden und gewöhnlichen Wohn, 
bäufern zu fertigen und auszuführen; 2) dient fie als 
Vorbereitung für die obere Abtheilung, welche in drei 
weiteren Jahreskurſen den eigentlichen Architekt en fo weit 
fördert, daß er zur Vollendung feiner künſtleriſchen Ausbil. 
dung mit Nutzen Reifen unternehmen kann. Aufnahmsbe— 
dingungen finds: zurückgelegtes 16tes Jahr und die Kennt⸗ 
niſſe/ welche an der erſten allgemeinen mathematiſchen Klaſſe 
der Auſtalt gelehrt werden. Der Kurs der Bauſchule iſt 
fünfjährig; es kann jedoch dabei die zweite allgemeine ma— 
thematiſche Klaſſe zugleich abſolvirt werden. 


$ 352. Der Unterricht in der Forſtſchule ſchließt 

füch an den Unterricht der erften mathematiſchen Klaffe und 

an den, der zweiten mathematiſchen Klaſſe zugetheilten 

forſtlichen Vorbereitungskurs an: er umfaßt mit letzterem alle 

naturwiſſenſchaftlichen, mathematiſchen und foritwilienfchaft- 
14 
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lichen Kenmniſſe za übern deren Befits ſich Diefenigen auszu⸗ 
weißen. ‚haben, ı welche: fich dem Staatsdienſt im Forſtweſen 
widmen wollen; (ſiehe $.379)::er umfaßt: ferner die jedem 
gebildeten Gefchäftsmanne erforderlichen ' Sprach- und ge 
ſchichtlichen Kenntniſſe. Wer ſich in der Forſtſchule zum 
Staatsdienſte befähigen will, muß wenigſtens das 17te Lebens- 
jahr. erreicht, und darf dad Alter, von. 22 Fahren noch. nicht 
überfchritten haben; er muß nachweifen, daß er and. der 
oberften Klaſſe eines. inländifchen Gymnaſiums oder. der 
drittoberften, eined Lyceums mit dem Zeugniß der Reife ent 
laſſen iſt, oder ein Prüfungsatteſtat einer Mittelſchule über 
die Kenntniffe, die man in jenen Klaſſen ſich zu eigen, macht, 
vorlegen; ferner muß er die erfte allgemeine mathematifche 
Klaſſe der polytechniſchen Schule, und als Schüler der 
zWeiten allgemeinen mathematiſchen Klaſſe 249) den oben 
erwaͤhnten forſtlichen Vorbereitungskurs abſolvirt Haben‘, 
oder eine Prüfung über die dort zu erfangenden Kenntniffe 
beſtehen. Ausländer und Inländer, welche fich nicht dem 
Staatodienſte widmen wolle, "haben nur gehörige, Borbil- 
dung und Altersreife in Bezug anf den Unterricht, nach⸗ 
zewelſen Der Kurs der Forſtſchule it smoeiiäprig., 


> ‚353. ‚Die Höhere Gewerbfchufe.nimmt, ee 
Zöglinge auf, welche fich einem Gewerb⸗ oder Fabrikations⸗ 
zweige widmen, zu deffen Ausübung, bauptfächlich: natur⸗ 
wiienichaftliche und insbeſondere chemifch-technifche Kennt 
niſſe erfordert werden; auch dient fie als Vorbildungsichule 
für. diejenigen, welche fich für Bergbau und Hüttenweſen 
zum Staatsdienſt beftimmen (ihre fpesielle Ausbildung für 
dieſes Testere Fach aber an den Bergbauſchulen des Aus- 
landes zu ſuchen haben). 


{under Kurs der: höheren Gewerbſchule iſt zweijͤhrigz sur 
Aufnahme in diefelbe find nach Befchaffenpeit des erwählten 
Berufes entweder nur Die —— der. erſten oder — 
mathematiſchen Klaſſe nothwendig. 
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5 354. Zn dern Handelsſchule werden diejenigen 
Zöglinge, welche fich. dem Handelsſtande widmen wollen, in 
den für ihren Fünftigen Beruf erforderlichen Kenntniffen 
unterrichtet Aufnahmobedingungen find: erreichtes 16tes 
Fahr; "diejenigen‘ Kenntniffe, welche die Vorſchule lehrt. 
Dr Kurs der Handeisfehule it eintährig. 


'$& 355, Die Borkände. der ' —— alaſſen 
er Fachſchulen haben: die fpeerielle Anfficht über die den⸗ 
felben zugetheilten Zöglinge ſowohl in Beziehung auf ihren 
firtlichen Lehenswandel, old auf ihren Fleiß, und erhalten 
—*— von den übrigen, Lehrern die erforderlichen Au⸗ 


EEE 


Mn und veranlaffen nöthigenfalls die Schuffonferenz, den 
Eltern, oder Bormündern der Zöglinge die ‚geeigneten Mit 
theilungen zu machen, Für jeden Eleven, deſſen Eltern und 
Angehörige nicht, in Karlsruhe wohnen, muß. ‚eine bier 
wohnende zuverläßige Perſou als Aufſeher beftelt werden, 
an die fich die Direktion, die Lehrer und die Angebörigen 
des’ Eleven ih vorfommenden Fällen werden können; ferner 
muß ſeder Eleve; der nicht von Karlsruhe iſt, einen Het 
mathſchein haben. Zur Aufrechthaltung der ſittlichen Ord⸗ 
nanug werden Disciplinarſtrafen angewendet. | | 

te Built: und —— unter den Polyte chniteen ehe 

— J. d. di W. De 1836, NR. 11,618. 


F 356... Jeder, der ſich eine der betreffenden alaſen 
oder Fachſchulen einſchreiben läßt, bat eine Aufnahmstaxe 
von 5 A. 24 rin entrichten; die Honorare der beiden 
allgemeinen mathematiſchen Klaͤſſen und der Handelsſchule 
find auf jährliche 44 J feftgeſett/ die der übrigen Sid. 
ſchulen auf 66 
s3U.» m (9 —AA 
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mnsnns mare Dr Die Gelehrtenſchulen. 
an u2low mar, 


367,..: Die Gelebrtenſchulen find. ‚höhere Unterrichts. 
BL die ihren. allgemeinen Zweck der religiöſen, ſut⸗ 
lichen und intellektuellen Bildung der Jugend in dem Um⸗ 
fange und der Weife zu verfolgen haben, daf fie ihre 
Zöglinge zum wiſſenſchaftlichen Berufe / und. zunächſt zu 
akademiſchen Studien gründlich vorbereiten; fie — Br en 
.... oder Pädagogien. 


ggg Vorkenntniſſe der umnterften Stufe des nareirichis 
in dieſen Anſtalten find vorausgeſetzt; Fertigkeit im Leſen 
in deutſcher und lateiniſcher Druckſchrift, uebung im ortho⸗ 
graphiſchen Niederſchreiben diktirter deutſcher Sätze, ſo wie 
in der" Tareittifchen Schrift, und Kenntniß der vier Rech— 
nungsarten in unbenannten Zahlen. In der Hegel follen 
bie auf der unteriten Stufe eintretenden Schüler das zehnte 
Lebensjahr erreicht, und das elfte noch nicht überſchritten 
haben: 


$ ‚358. Die, RER der — find: Religion, 
deutfche, lateiniſche, griechiſche, franzöfifche, und. wo die 
Mittel, reichen, ätalienifche und engliſche Sprache, für 
künftige Theologen. die bebräifche. Sprache; Mathematik, 
Naturgefchichte und Naturlehre, Geographie, Gefchichte, 
Altertbumsfunde, Rhetorik, philoſophiſche Propädeutik, 
Kalligraphie, Zeichnen, Geſang; auch ſoll bei jeder Anſtalt 
dafür geſorgt werden, daß die Schüler Gelegenheit zu 
gymnaſtiſchen Uebungen unter Aufſicht eines Lehrers haben. 


359. Die. Lyceen haben einen neunjährigen Lebr- 
kurs, und fechs Klaffen,. welche von unten nach oben ge⸗ 
zählt werden; die Unterrichtszeit. it in jeder der drei untern 
Klaffen ein Zahr, in ieder der drei obern Klaſſen zwei 
Sabre; jede diefer drei obern Klaſſen theilt fich in zwei 
Drdnungen, deren Schüler, mo es die Mittel der Anflalt 
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sur immer geſtatten, abgefondert, — außerdem mit Geneh⸗ 
migung des Oberſtudienrathes (ſ 366) gemeinſchaftlich unter; 
ÜBER werden no mn 
Alte diejettigen Gelehrtenſchulen / welche die zur borknän? 
digen Durchführung des allgemeinen Lehrplanes erforder⸗ 
lichen Lehrmittel nicht beſitzen, haben eine mit dem aitge⸗ 
meinen Lehrplan genau übereinſtimmende Klaſſeneintheilung 
führen aber den Unterticht nur von der Stufe an And’ Hid 
zu der Stufe, die für jede, diefer Auſtalten, nad Maßgabe 
ihrer Fonds, durch befondere Verfügung beſtimmt werden 
fol; diejenigen dieſer Schulen, welche den Unterricht rin» 
deſt ens bis zum ſiebenten Fahresfurfe einſchließ 
lich. fortführen, heißen Gymnaſien; die übrigen aber 
Pädagogien. iin wlan? 

WBo meben einer Gelehrtenſchule, die nur eine geringe 
Anzahl von Schülern bat, eine Höhere Bürgerſchule beſteht 
lkönnen die zwei oder drei unterften Klaſſen beider Anftalten 
anter ängemeffenen, vom Oberftudienrathe zu beffimmenden 
Modifikationen gemeinfchaftlich feyn, und folche Gelehrten⸗ 
ſchulen, weiche nicht hinlänglich dotirt find, um den Lehr⸗ 
plan der Lyceen bis zur Vollendung des fünften Jahrkurſeß 
auszuführen, werden nach Vorſchrift des S 2 der Verord⸗ 
nung vom 15. Mai 1834, R. B. XXVI, in höhere Bürger- 
Schulen umgewandelt. 
Die Verordnung M, d. J. d. d. 18. Februar 1837 cut 
hält einen allgemeinen Lehrplan mit der Schulordnung, auf 
defien Grundlage für jede Gelehrtenſchule der Schematismug 
jährlich entworfen, und von der DOberftudienbehörde gench- 
migt wird; der Oberfiudienrath wird darüber wachen, daß 
nah Form und Juhalt des Unterrichts, wie thunlich, in 
allen Lehranſtalten ein gleiches ſtufenweiſes Fortfchreiten 
ihrer Schüler. erzielt wird,.. | ad 
8460. Das Schuljahr beginnt gegen Ende Oktober und 
endige ſich im ‚folgenden Jahre gegen Ende Septembers. 


HIN 
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u jedem: Jahre finden zwei Brüfniwg en Matti! Die 
eine, nicht öffentliche, an Oſtern/ die andere; Öffentliche, 
am Schluffe des Schuljahrs; die Zeit der letztern beſtimmt 
der Oberfindienrath; zur. Anwohnung bei derſelben ernennt 
diefer Resierungsfommiffarien , und. zur Prüfung der, ‚sten 
Klaſſe kann ein. befonderer Kommiflär ‚abgeordnet, werden; 
Die, Abiturienten aus der obern Ordnung der. ‚sechsten Klaſſe 
haben eine befondere Maturitätsprüfung zu beſtehen. 


Der Oberftudienrarh entſcheidet über das Auffteigen der 
Schüler der Lyceen und Gymnaſien von der sten Klaſſe 
in die 6te, und über die Entlaffung der Schüler’ zur Univer⸗ 
fität auf den Antrag: der Direktion und Lehrerkonferenz und 
des Prüfungsfommiffärd, Wer die fünfte:oder oberſte Klaſſe 
eines Gymnaſiums abſolvirt, und ſich zur Promotion befä- 
higt hat, folk noch in die oberſte Klaſſe eines Lyeeums ein 
txeien/ ehe er: zur Univerſität übergeht: 8 her idng 


J 361. Wer aus einer auswaͤrtigen dehranfait ‚oder 
aus einem Privatunterricht zur Univerfität übergeben wi, 
bat fih einer mündlichen und schriftlichen Prüfung, vor 
einer Kommiffion zu unterwerfen, die, aus Lehrern verfchie- 
dener Lyceen beftehend, jedes Spätjahr in Karlsruhe zuſam⸗ 
mentritt, und die Tage der Prüfung öffentlich bekannt macht. 
Die Prüfungskommiſſion erſtattet über das Reſultat Bericht 
an den Oberſtudienrath, welcher hiernach entſcheidet. In 
Anſehung der deßfallſigen Koſten iſt die Verordnung vom 
413: Mai 1823, R. B. XIII, noch in Kraft, Keiner, der 
ohne Erlaubniß des Oberftudienrarhed die Univerfitätsitudien 
Begonnen hat, kann zu einer Nachprüfung zugelaffen werden, 
außer wer von einem entlegenen Orte vom Auslande, wo 
er Öffentlichen oder Privatunterricht genoſſen hat, unmittel- 
bar eine entlegene ausländiſche Univerſität bezogen hat, amd 
glaubhafte Zeugniffe über einen’ vor dem Uebergange zu 
Univerfirätdftudien genoffenen genügenden Unterricht beibrin⸗ 
gen kann. Außer diefem Falle hat jeder, der in einem 
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wiſſenſchaftlichen Berufsfache; für das die Landesgeſetze 
einen akademiſchen Kurs: und eine Staatsprüfung vorſchret⸗ 
ſich prüfen laſſen will, der, Prüfungsbehörde die Zeug⸗ 
alle darüber ‚vorzulegen, daß er vor dem; Bezug einer 
iver ũtät die 5 360 und im Anfang dieſes 6614). Br 
zeichnete Prüfung. mit Erfolg, beftanden 5. ferner daß ex in 
jedem. der drei. erfien Semeſter feiner alademiſchen Studien, 
zeit wenigſtens eine Worlefung aus dem — der 
pbifofophiichen Fakultät mir Fleiß. gehört haa. 


Wer ohne Erlaubniß des Oberſtudienrathes — 
diſche Univerſität bezieht, ſoll zur Immatrilulixungzuur 
nach erfolgten. Belehrungen über alle diefe.Belimmungen 
zugelaſſen werden. Das über dieſe Belehrung aufgeuom⸗ 
mene Protokoll iſt den Eltern oder Vormündern durch die 
betreffende Kreisregierung zuzuſenden. 


g 362. Die in der Verordnung M.d. J. d.d. 1. ke, 
1837 dem ‚Lehrplan beigefügte Schulorduung gibt: nähere 
Borfchriften Über die Prüfungen- und Promotionen, über 
die Aufnahme neuer Schüler, und allgemeine Beſtimmungen 
über die Disciplin; auf die Grundlage, derfelben. werden für 
jede Gelehrtenſchule mit Rückſicht der Verhältniſſe der Anitalt 
und. des Orts befondere Schulgefeße erlaſſen. 

Gegenſtände der Disciplinarvorfchriften find: - das Beneh⸗ 
men der: Schüler unter einander, der-Befuch öffentlicher 
Orte, der Wirths⸗ und. Kaffeehänfer in und außerhalb der 
Stadt, . Zufammenkünfte ider Schüler ‘zum: Spielen und 
Trinken, Verbindungen der Schüler zu beſtimmten Zwecken⸗ 
das Tabakrauchen, das öffentliche Tragen von Tabafspfeifen, 
Die Kleidung der Schüler, Miles; fo weit es ohne Einmi⸗ 
chung : in innere: Häusliche Verhältniſſe geſchehen kann "Zur 
Anfrechtbaltung der fittlichen Ordnung in allen. dieſen Be⸗ 
ziehungen merden Ermahnungen und. Disciplinarſtrafen an« 
gewendet ,. welche: letztere bis zur Ausweifung felgen Fönnen, 
(Die Strafe der Ausweiſung kann auch gefchärft ſeyn, und 
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hat dann die Wirkung, daß dem Schüler an keiner anderen 
— Anſtalt aufgenommen: werden kaun) 


863. Für den Unterricht an den Gelehrtenſchulen hät 
jeder Schüler in vierteljäprlichen oder Halbfäprlicheh"Wor- 
auszahlungen das für jede Schule beftimmte Didaetrim hu 
entrichten, welches in den drei untern Klaffen 12 — 20 fl, 
in den drei obern 20 — 30 fl. jährlich betragen fol; "Fir 
Vorſchulen einer Gelehrtenfchufe foll das Didactrum 6 — 12. 
jährlich betragen; die — der Re werben be⸗ 
fonders -beftimmt, 


Bei der Aufnahme find Taxen von 1 fl. 21 fr. bis 5fl. 
24 fr. zum Beften der Bibliothek oder zur Verwendung auf 
mathematifche ober phyſikaliſche Inſtrumente, zu entrichten. 


Das Didactrum fließt in die Kaffe der Anſtalt und. kann 
künftig keinem Lehrer mehr als Beſoldungsantheil zuge⸗ 
wieſen werden. 

Befreiung vom Didactrum (zur Hälfte oder — die 
bei dem Oberſtudienrathe nachzuſuchen iſt, kann nur da 
bewilligt werden, wo Dürftigkeit, Fleiß und Sittlichkeit 
nachgewieſen ſind; dieſe Befreiungen können für jede Schule 
auf eine beſtimmte Zahl feſtgeſetzt werden, und gelten nur 
immer auf ein Jahr. (Siehe Erlaß des Oberſtudientaths 
vom 28. Dez. 1837, N. 1712.) 

S 364. Die Lehrer bei den Belehrtenfchulen jollen nur 
aus der Klaſſe der geprüften Lchramtskandidaten genommen 
werden, ausgenommen für den. Interricht im Schönfchreiben 
und Sefange, welcher fammt dem im Nechnen bei den untern 
Klaffen in der Regel einem Volksſchulkandidaten übertragen 
wird; ferner follen für den Unterricht in der franzöſiſchen 
Sprache nur wifienfchaftlich. gebildete und vorzugsweife 
ſolche Bhilologen , die an Orten ; wo die franzöfifche Sprache 
die berrfchende iſt, eine hinlängliche Zeit zugebracht haben, 
und. für den Unterricht. im Zeichnen. nur — — 
genommen werden. 


nur s Aufnahme der Lehramtstandidaten findee jährlich 
‚einmal. oder zweimal » tine allgemrine Prüfung ſtatt nüber 
Sprachen, Literatur, klaſſiſche Alterthumgtunde, Geſchichte, 
Mathematik, Raturgeſchichte, Phyſik/ Philoſophie und Puda⸗ 
gogik, mit verhältnißmäßiger Erhöhung oder Ermäßiguug 
der Auſprüche in den einzelnen Gegenſtänden, je: nach dem 
einzelnen Fächern, denen ſich Die Kandidaten vorgugeweiſe 
gewidmet haben. ET 

Jeder Lehramtskandidat hat Ni, ehe er als gehrer. an⸗ 
geſtellt wird, über eine zweijahrige peaftiiche, uebung im 
Lehrfache auszumeifen, und fol.in ‚der Regel wenigkens 
ein Jahr lang an einer Gelehrtenſchule in Sprachen/ ‚und 
zuch in, Reallen, und zwar wöchentlich wenigteng h Stun, 
ben „im Ganzen, als Braftifant * yricht. extheilt haben; 
für Dos zweite Jahr können 58 Zeugniſſe iͤber er⸗ 
theilten Privatunterricht angenommen werden. 4* 

Die Geſuche um Zufafung zur. praftifchen Hebung müffen 
bei. dem Oberftudienrathe angebracht werden, welcher Die 
Anftalt, mo fie geftattet werden fol, und ‚bei mehreren 
Competenten die Neibefolge des Eintritts beftimmt. 

Bei Beſetzung von Praktikantenſtellen/ mit weichen‘ Ge- 
Halt verbunden iſt, werden vorzugsweiſe wir diejenigen” de 
rückſichtiget, die bereits durch einjährige Praxis bei eher 
öffentlichen Anftalt ihre Lehrfähigfeit ‚bewährt Haben. 

Bei Bertbeilung der Lehrfächer fol die Bereinigung 
mehrerer nicht. verwandter Fächer in der Hand eines 
Lehrers moglichſt vermieden: werden. 

8 365. Jede Klaffe Hat einen Hauptlehrern. dem 
bauprfächlich. die nähere Aufficht uf Fleiß und Sittlichkeit 
der Schüler feiner Klaſſe obliegt, und der, unter Rück⸗ 
ſprache «mit den Nebenlehrern, Alles, was die Klaſſe im 
Allgemeinen betrifft/ zw: beforgen hat; dieſer Hauptlehrer 
iſt / ohne Rück ſicht auf Anciennetätsverhaältniß, in der Regel 
derjenige Lehrer » welcher dem — — * —— 

in der Klaſſe giht! «7 ) 


hGZur Berathung der wichtigeren Angelegenbelten:der Schule 

finden allgemeine Lehrerkonferenzen ſtatt, wozu 
ſaͤmmtliche Profeſſoren und Hauptlehrer, ſo wie diejenigen 
Lehrer / welche durch beſondere Verfügung des Oberſtudien⸗ 
rathes als Mitglieder derſelben ernannt: werden, ſich regel⸗ 
mäßig nach feſter Vorausbeſtimmung, und, ſo oft Veran⸗ 
laſſung dazu vorkanden. if, en — ver⸗ 
ſammeln. 1: ĩeto 


ogede Gelehrtenſchule hat’ Linen auß der Mitte der Lehrer 
ihatinten Dlteftor, ‚ der die Auſtalt nach außen J 


abtheilung 53 werden. 3 den ar beiden Kopf 
fionen' beſtehenden Anftaften können alternirende Direktöre 
ernannt werden, An den Pädagogien führt der ——— 
der oberſten Klaſſe die Direktion. in 


Für, jede Gelehrtenſchule wird ferner auf Antrag 
Oberudienrathes ein Ephorus ernannt, dem die Mitaquf⸗ 
ſicht auf die Beobachtung ‚der geſthchen — der 
Schule Übertragen itft. 

.ıd 366. Sämmtliche Befeprtenfihufen fteben in — 
et den. Unterricht und die. Diseiplin. unter. der Auffücht 
und Leitung des Oberſtudienrathes. R. B.36,XXVE 
Diefer iſt eine Centralftelle, hat feinen Sitz in. der Ne- 
fidenz und iſt dem Großherzoglichen Minifterium des Junern 
unmittelbar: untergeordnet; zu feinem. Wirfungsfreife ges 
bören (wie Schon: zum! Theil: an dem einzelnen betreffenden 
Drten: angefühtt:dft) 304) im Allgemeinen die Ueberwachung 
des. Bollgugs der. auf die gelehrten Schulen und: die, höheren 
Bür gerſchulen bezüglichen. Geſetze und Verordnungen und 
die Ertheilung der hiezu nöthigen Vorſchriften, ſo wie die 
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Berathung undıder Entwurf neuer allgemeiner, auf diefe 
Schulen bezüglichen Verordnungen; 2) die Genehmigung 
der jährlichen Schulſchematismen und der Vertheilung der 
Lehrfächer und Unterrichtsitunden ‚unter den Lehrern; 3) die 
Beſtimmung über „den, Anfang, und die Dauer, der Ferien, 
über. die Zeit der Prüfungen ,, die Abordnung von Prüfungs⸗ 
und Bißtationgeommiſſarien, die Durchgehung ‚der, Prü⸗ 
fungsprototolle und, die hierauf zu ertheilenden Berfügnngen, 
die, Promotionen und, ‚die Ertheilung der, Erlaubniß zum 
Bezug der Univerfitätz 4) die Anordnung der Prüfungen 
der Lehramtskandidaten und ihre Neception; 5) die Dienft- 
poliei Über das gefammte Lehrerperfonat bei den Gelehrten⸗ 
ſchulen und den höhern Birgerfchuten; 6) "alte" Anträge 
auf Anſtellung, Beförderung) Beerftelung‘, —* und 
Eutlaſſung der, Lehrer. — mrrdınmım)e .€ 


Den beiden Kirchenfeftionen vabieibe die —*— 
der Fonds der Mittelſchulen/ "der" Oberſtudienrath "erhält 
jedoch hierüber die erforderlichen Rachweiſungen/ und ſorgt 
fodann für die zweckmaßigſte Verwendung der Schulein tünfte. 


Ian 7 Aa ee PP WAL 17) 
Dritter Abfhnitt, —— 

„AR * heden anal. * * 
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* 367. "Die: Se Schuien zu PETE und Freiburg 
heben unter ihren eigenen Statuten und afademifchen Ge- 
fegen, .R. B. 10, XIX. R. B. 22, IV. R. B. 23, XX, unter 
der unmittelbaren Aufſicht eines Kurators und der Leitung 
des Miniſteriums d. J. R.Be 2, TU... 7 


Die akademiſchen Geſetze ſind durch höchſie Verordnung 
vom 30, April 1835 mit Zufanen und Beränderingen nen 
promulgirt worden‘ Siehe! brigens noch RBos2, N LIV, 
Reorganifation : der Uniberſität Freiburg ,' und NeB. 33, 
RIKLIVI: Organiſation des Ephorats "bei! der Univer ſität 
Heidelberg betreffend Gehe auch: 9653). on 9127399 13 p0] 


st A Jedem Staatsangehörigen ſtehe rei/ zu ſtudiren⸗ 
was und wo — ohne meneiaer NE 
bedürfen. 1 79 77 Tu Be hihi more) TI6 
ii Her Watäabe weiche eine et benehen 
and ſich badurch Anſpruch auf Priifung und auf die Mittet 
prakelſchet Befdhigung erwerben will, muß ſich vorher ge⸗ 
nügend ausweiten; daß er die erforderliche vorbereitende 
Beftlhigung entweder in’ Öffentlichen Lehranſtalten des In— 
oͤder Betr oder, durch Prlvatunterricht etlangt babe, 
Sr 5’ 31. 


's 369. Wer Auforuch auf gänzliche ‚oder. theilmeife 
Befreiung von Kollegiengeldern macht, hat der Feurces 
rung zur weitern Vorlage einzureichen; 


a. Armuthszeugniß der geiftlichen and weltlichen Orts⸗ 
obrigkeit mit beſtimmter Angabe der Vermögensver⸗ 
daitniſſe, des Nahrungezweiges und des Verdienſtes 
der Eltern, und zwar mit beſtimmter Angabe, ob wegen 

gänzlicher Armuth das Ganze, oder. wegen beſchränkter 
Studienmittel die Hälfte des Honorars nachzuſehen 
gebeten werde, mit amtlicher auf vorausgegangene 
Prüfung gegründeter Beſtätigung. 


b. Zeugniß der Mittelſchule oder Prüfungsbehörde über 
feine Fähigkeit. Talentloſen oder Unfleißigen ſoll dieſe 
Begünſtigung niemals zu Theil werden. O. E. XI, 
41. R. B. 2, J. V. M. d. J. vom 9. Dez. 1822, 
M. 14,785 und 14. März 1824, N. 3360. A. B. M 
1823, N. 34. A. B. P. 1823, N. 38. A. B. N. 1828, 

N. 8, 32. 


370. Weder atademiſches noch Privatſtudium gibs 
Anſpruch auf Auſtellung ‚ie: Staats⸗ oder Kirchendienſten, 
Für Theologen iſt derſelbe begründet: mit der Aufnahme ih 
die Kandidatenliſte; Rechtsgelebrte, Kameraliſten, Philo⸗ 
logen, Aerzte und Chirurgen haben nach vollendeten Studien, 


einer mit gutem Erfolg beftandenen Prüfung und ermorbener 
praftifcher Befähigung An fellung au erwarten, ohne 
pofitiven Anfpruch. Prüfung , und, bei genügendem Reſultat 
derfelben , Zulafung zu den Mitteln praktifcher Befähigung 
kann feinem verſagt werden, der ‚obige: Vorſchriften beob- 
achtet und fich. über: die Vollendung feiner Stadien ausge, 
wieſen hat. Zum: Examen kbann zugelaſſen werden, wer 
— * Studien! nur zur Selbſtbefähigung unternommen hat. 
ZJeder zum Cramer ſich Meldende Hat über ſeiuen 
fittfichen Wandel ein Zeugniß des Ephotats derjenigen Landes⸗ 
unlverſtat e auf welcher er feine Studien vollendet 
at. R, 2, 21, X . ‚Siehe u S.361. 
IR 1 3 57 Be DE 1’ 18 tried U 
nn. San Wierier —X ea 
— yet, —* von ven Stipenbien. 3 Ä' ig. m 
$ 372.  Sämmtriche Stipendien nahe unter — 
ſicht· der Kirchen ſelnionen nach: ihren jeweiligen Stiftungs⸗ 
geſetzen verwaltet und vergeben; letzteres geſchieht entweder 
durch die Aufſichtsbehörde ſelbſt, einzelne dazu berechtigtt 
Corporativnen oder· Perſonen/ unter Benachrichtigung "der 
Kirchenſektivnen/ neue: vanie eine fortlaufende Tabeil 
führen les ht 17 Wind 


Im Allgemeinen gelten. hierbei die Sefimmungen, dag 
pie jedes Stipendium nur auf ein Fahr: vergeben werde⸗ 
* die Bewilligungen nicht einzeln, ſondern ausge di 
Februat auf einmal ſtatt haben,/ 4 
2,8% dk, — des Ben, Nein, in Auschsr 
77 eintrete, ,, 1 
‚rd. Aenderung Essen —— Noth⸗ 


wendigkeit nur min Genehmigung — ⸗⸗ 
ſtatt habe. K. R. J. F 91. — 
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nam an une en sim wunis 
ynde ı 3 Ven der Vefahiguus zul. Stäateblenn. bh 
19110195 m: 2 8 E. v." ur u suırlıaq 
bpuunidi hinten niit 194 m namen malt 
N 37 Die Prüfung der Reſcht stand idatien ges 
ſchieht duch das: Juſtizminiſterium, Ri: 8.024, Ni XV; 
2: N XXVIII, im xömiſchen und: dentfchen Brivntrechty 
Eriminalrecht, Naturrecht/ der Mechtögefchichte, im: Referi⸗ 
‚in ‚der Reichsgeſchichte, Staatsrecht, Kirchenrecht, 
N 5— Aufſaͤtzen in deutſcher und in fremden Sprachen. 
W ‚nicht nörpdürftig, befähigt ertannt wird, wird Abe 
gewiefen. Feder, der nicht nachwellen fan, daß er unver. 
möglich iſt, bat eine Gebühr von W f. f kit die Prüfung 
zu entrichten; jeder kann fih, wenn er es bei feiner An⸗ 
meldung anzeigt, auch mad. in der Polizei⸗ und Finanz 
wiffenfchaft, fo wie in der Nationalöfonomie prüfen Taffen. 
R. B. 34, IX. Weber die — zur Prüfung ſiehe 
Rd « XLVI. | 
gZeder Rechtsfandidat, bat wei Zapre ei einen, Juſtiz⸗ 
oder Polizeiſtelle, und. zwar mindeſtens ‚ein Jahr bei einem 
Amt Rehe er abei einer höhern Stelle, zugelaſſen wird, zu 
van und ſich darüber, über ſeine Fähigkeit, 
Fleiß and Sittlichkeit bei feiner Anmeldung: sur Auſtellung 
durch amtliche Zeugniſſe fo wie durch einige von ihm ge— 
ferti —7 Arbeiten aus zuweiſen 
ch weijähriger praftifcher Befähigung kann dem 
Nechespraftifanten dad Schriftverfaſſungsrecht ertheilt wer- 
den Loransgeſetzt / daß derſelbe nicht. noch bei einem Amt 
oder einer anderen Staatsftelle in feinem Fache mit, Gehalt 
beichäftigt iſt. R. B. 30, N. V. 
Außethalb! derjenigen Säbte! in welchen ſich der Sig eines 
Gerichtshofes befindet, dürfen Rechtspraktitanten ihren Wohn: 
An ſit zur Ausuͤbung des‘ Schriftverfaſſungsrechtes nur ‚mit 
nitheſonderer ‚Erlaubniß des Zuſtizwiniſteriums neben. R. 
B. 37, N. XXVI. ee led 


nl Sammtliche Recht opraltikanten, die ſich dein: Stumm 
dienſte widmen wollen,/ haben im Monat Januar jeden Jahrs 
dem Miniſterium des Junern anzuzeigen, in welcherWeiſt 
fie: ſich im Laufe des abgewichenen Jahres beſchüftigt haben; 
namentlich bei welchen Behörden, in ‚weicher: Eigenſchaft, 
ohne oder gegen welchen Gehalt. R.B. 34, XXI 

$ 374. Die Cameralkandidaten habe. nach Durch. 
laufung der Mittelſchulen die Ausbildung für ihr Fach auf- 
ber: Univerſität gu, erwerben; hierzu find viertehalb Jahr zu 
verwenden; ihre Prüfungen geſchehen durch eine vom Finanz⸗ 
miniſterium ernannte Kommiſſion unter Leitung deſſelben in 
jedem. Spätjahr, und zwar über Mathematik, Naturwiſſen⸗ 
ſchaften, Landwirthſchaftslehre, Forſtwiſſenſchaft/ Berg⸗ 
banfuinde, ; Technologies: Handels lehre, Nationalökonomie , 
Finanzwiſſenſchaft, Polizeiwiſſenſchaft, juriſtiſche Encyclo⸗ 
pãdie und allgemeines Staatsrecht. Jeder, der nicht nach⸗ 
weiſen kann, daß er unvermögend iſt, Hat eine Prlfungs- 
gebühr von 20. fl. zu bezahlen. Wer nach. dem Geſammt⸗ 
reſultate der (mündlichen und ſchriftlichen) Prüfung nicht 
wenigſtens als hinlänglich befähigt befunden: iſt, kann nicht 
recipirt werben; ſich Jedoch; zu einer Folgenden: Prüfung 
ſiſtiren; wer auch in der zweiten Prüfung nicht beſteht/ wird 
zu einer künftigen nicht mehr: zugelaſſen. Die dutch die 
Reception in die Reihe der Cameralpraktilanten eingetre⸗ 
tenen Kandidaten haben ſich mindeſtens zwei FJahre bei 
einer Bezirksſtelle der Finanzverwaltung praktiſch auszu⸗ 
bilden/ lonnen ſodann aber auch bei den Finanzmittelſtellen 
zur Praxis zugelaſſen werden. Die’ Cameralpraktikanten 
ſtehen in dienſtpolizeilicher Hinſicht unmittelbar unter der 
Aufficht der Mittelſtelle, in deren Geſchüftskreis ſie arbeiten; 
bie Oberaufſicht üher fie führe das Finanzminiſterium; fie 
haben,/ ſobald ſte bei irgend einer Stelle neu eintreten, 
hievon anı das Finanzminiſterium Anzeige zu machen/ eben 
ſo im Aufange jedes Januars Darüber; bei welchen Stellen 
fie: im Laufe des’ abgewichenen Kalenderjahres genrbeitet 


haben mie‘ Tanige sibei. jeder und gegen welchen oder ohne 
Schalt, Untkafugg ı der Cameralpraktilanten «mit: Vorbe 
mie des Rekurſes an dad: Staatsminiſterium) kann inuge 
wiſſen Füllen ſogleich, jn andern erfiinach vorausgegangener 
Androhung re * Bi 38, M. —A —— * 
§ 386834 Ba Be | RT — J 
37h Die —— —⏑ ——⏑ ——— ee \ 
Jud Rdes Hang. proteſtantiſchen Religionsthrils haben 
u: 4uf einer Univerſität wenigſtens 2 Fahr ihrem Facht 
une u widmen, dann: nach Beſtehung eines Tentamens 
ti Wo: dem Direktor des evang. prot Predigerſeminars 
ui Heidelberg und einem Mitgliede der evang. KR Di 
Seetion in Seminar einzutreten, dort zwei 
Amhalbjährige Kurſe zu durchlaufen, in denen ſie zut 
Führung des evang. prot. Predigtamtes praktiſch ge 
ihn bildet werden ſollen; ſie erhalten dort freien Tiſch 
nnund freie Wohnung: im Seminariumsgebäude bis: zu 
m ätter gewiſſen Anzahl Der Unterricht ift für alle 
thin theilnehmenden Juländer umentgeldlich, Nach: dem 
Yin Austritt and dem Seminarium iſt cine Staatsprüfung 
un behufsn der Aufnahme unten: die Pfarrfandidaten vor 
Gun einer; Kommiffien: der: ebang. K. M. Section: zu ber 
Reben; wer zum zweitenmale hiebei durchfällt, ifb da⸗ 
en für kunser: abvewieſen R. B. 38, R. VER 28, 
ler: ze »“ 
Bd Die; ‚Zpesfogiefindirenden: des — Reli⸗ 
MNgionstheiles werden nach vollendetem dreijährigem Stu⸗ 
main. Binder; weorlogiſchen Wiſſen ſchaften anf der Univer⸗ 
nNtät ein Jahr im katholiſchen Prieſterſeminar in Frei 
ie zum praktiſchen Berufe der Seelſorger ausge⸗ 
n : bilder, und zwar im ſo weit unentgeldlich, als die 
MDotation ausreicht; in das Seminar werden nur dies 
7; jenigen Kandidaten aufgenommen, welche im einer durch 
119: Bier Staats- und biſchöfliche Behörde gemeinſchaftlich 
rn Avorzunehmenden Prüfung: gut beſtanden uud: zur Erlan⸗ 


ein zung des landesherrlichen Tiſchtitels der ihnen unter 
u obiger Vorausſetzung bewilligt wird, würdig be⸗ 
in funden worden find.) Es wird jährlich von einer 
durch die Staats⸗ und die bifchöfliche Behörde ge⸗ 
meinſchaftlich anzuordnenden Kommiffion eine Prüfung 
"> mit denjenigen Gelftlichen vorgenommen, welche zu 
einer Pfarrei oder Kirchenpfründe befördert zu feyn 
wünſchen; zu diefer Prüfung werden nur Geifliche 
zugelaſſen, weiche wenigſtens zwei Jahre lang in der 

Seelſorge als Hilfspriefter angeftellt waren, und 
>" gute Zeugniffe ihrer Vorgefesten über ihren Wandel 
vorlegen. R. 3. 30, IM. 

—2* Wer ſich der Ausübung der Medicin oder 
Chirurgie widmen will, bat Über feine theoretifche und 
praftifche Befähigung eine Prüfung bei der Sanitätsfommif- 
fon zu beſtehen, deren Schein den Grad feiner Befähigung 
als hinlänglich oder vorzüglich. und den Umfang feiner 
Lizenz beſtimmt. Die Anmeldung zur Prüfung gefchicht 
fchriftfich und zwar bei Wundärgten unter Anfchluß eines 
Zeugniſſes des Staatsarztes ihres Aufenthaltsortes über 
den Erfolg einer zu beftehbenden Vorprüfung, bei fämmtli- 
chen unter Beifügung der Studien und Sittenzeugniſſe: 
Anmeldungstermin ift Anfang des Monats März und Al 
auf. R.B. 27, XIL 


Mebiciner baben auch die Haturiviffenfchaften. zu. hören, 
and wenn ſie fpäter Anfprüche auf Stantsanftellung machen 
wollen, auch Thierargneifunde und tbierärgtliche : Polizei. 
* B. , XVI. 33, XXVI. pag. 153. 

9377. Aſpiranten der Chirurgie, welche ihre Be⸗ 
Air nicht durch afademifched Studium erlangen wollen, 
haben die Erlaubniß zum Eintritt in die Lehre bei dem 
Phyſikus nachzuſuchen und eine Prüfung über hinlängliche 
Kenntniß im Leſen und Schreiben ihrer Murterfprache, 
Rechnen und die Anfangsgründe des Lateinifchen zu bes 
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ſtehen; wollen fie aber dereinſt Anſprüche auf Lizenz als 
Oberwundarzt machen, ſo haben fig ich Üben die zum Aus- 
witt aus der vorletzten Klaſſe eines Lyceums erforderlichen 
Kenntniſſe mit: einem Zeugniß des Vorſtandes auszuweiſen. 
Wer zur Prüfung als Wundarzneidiener oder Gehilfe zuge⸗ 
laſſen werden will, hat ſich darüber auszuweiſen / daß er 
feine Lehrzeit (2 bis MJahre) wenigſtens bei einem rezi⸗ 
pirten Wundarzneidiener erſtanden hat. Die Prüfung nach 
vollendeter Lehre, welcher der Lehrherr beiwohnen darf, 
geſchieht durch den Kreisarzt; fällt ſie befriedigend aus, 
ſo erhält: der Lehrling Zeugniß, um als Gehilfe feine 
weitere Vervollkommnung nach Gutdünken zu ſuchen, an⸗ 
dernfalls wird er in die Lehre zurück oder zur erere can⸗ 
eines audern Gewerbszweiges angewieſen. — 


Als Gehilfe hat er ſich fünf Jabre lang zu beſchãt⸗ 
* und vorzüglich dahin zu trachten, daß er ſich an Dem 
Sitz einer öffentlichen Lehranſtalt Hilfsleiſtungsgelegenheit 
verſchaffe. Nimmt er an dem öffentlichen Unterricht mit 
Erfolg Antheil, fo. fann ihm ein Jahr au der. Befähigungs⸗ 
zeit: nachgefehen werden. Das Phnfifat führe fortwährende 
Aufficht auf alle chirurgifche Gehilfen und. deßhalb haben 
ihre Prinzipalen demfelben jede Veränderung uw Berfo- 
nals anzuzeigen. 


$ 378. Die Erlaubniß, als Lehrling der Phar— 
macie einzutreten, erfordert M. O. I. 1 — 13, ein 
Alter von 14 Fahren, gutes Gittenzeugniß und Befähigung 
in Schulfenntniffen für die oBere Klaffe eines Pädagogiums. 
Das Phyſikat prüft dieſe Erforderniffe und ertheilt die 
Erlaubniß zum Eintritt, - Nach Hähriger Lehrzeit, Prüfung 
durch dad Phyſikat und. beurfunderer Befähigung ertbeilt 
die Sanitätsfommiffion den Lehrbrief. Die Lehrzeit ſoll im 
Der Regel nur in größeren Städten beſtanden werden, 


‚Der entlaſſene Lehrling bar fich zwei Fahre als Neben. 
‚gehitfe und nach nochmaliger Prüfung durch ein anderes 


Vhyflat drei Jahre als Gehil fe zu vervolllommnen 
MID EV 1816. Die Prüfung: sum: Hauptachilfen oder 
Apothefberen geſchieht am. Sitz der Sanitätd- Kommiſſion 
oder and: deren uumittelbarem Auftrag:  R.:Bi.13, U. 
11198 1379, Die Forſtkandidaten haben ihre allgemeine 
Borbitdung, d. h. die ‚jedem Staatsdiener erforderliche 
Schulbildung durch Abſolvirung aller Klaſſenabtheilungen 
eines Lyceums / mit Ausnahme der beiden letzten Jahres 
lurſe/ oder durch Abſolvirung eines Gymnaſiums, oder 
durch Privatunterricht zu erlangen; ihre ſpezielle Vorbit⸗ 
dung,/ d. h. die Bekanntſchaft mit den dem Forſtmanne 

agbelondere nöthigen Zweigen der mathematiſchen und der 

arurwißienfchaften, fo wie ihre Berufsbildung kann durch 
den, Befuch der polptechnifchen Schule, einer Univerfität, 
oder. einer auswärtigen Forſtanſtalt erlangt werden (ſiehe 
6 352.); nur wer ſich über den Beſitz der allgemeinen 
Vorbildung vor dem Beſuche einer forſtwiſſenſchaftlichen 
Lehranftalt ausgewiefen bat, Zeugniffe darüber vorlegen 
Sana, und Inländer if, wird zur Staatsprüfung juge- 
laſſen; für letztere Haben fich die Forftfandidaten bei der 
Foritpolizeidireftion (R. 3. 34, XVIII. [$ 1012.]) ans. 
melden :- es wird eine folche gegen den Schluß jedes Jahres 
durch eine. befondere Prüfungskommiſſion, aus Räthen der 
Forkpolizeidirektion, fo wie anderen vom Minifterium des 
Innern beanftragten Räthen und biefigen Gelehrten be- 
ſtehend, vorgenommen. Die Forftpoligeidireftion begutachtet 
die. Prüfungsarbeiten, und das SUPER des Innern 
enefcheider darüber. R. B. 35, V 


Jeder Forſtkandidat, der nach erſtandener Staatsprü⸗ 
fung unter die Zahl der Forſtpraktikanten aufgenommen 
wurde, muß, um eine Anſtellung im Forſtfache im Dienfte 
des Staates, der Standes- und Grundherrn, der Gemein- 
den oder Körperfchaften erhalten zu fünnen, fich eine 
‚praftifche Ausbildung erwerben und zu diefem Zwecke we» 
13” 


nigſtens zwei Fahre bei einem oder mehreren Bertifsför- 
Hein des! Landesnfich. in’ alen Berufszweigen praktiſch üben, 
Er hat zu -feinem Eintritt bei’ eimem Forftbeanten die 
Genehmigung der Forſtpolizeiditeltion einzuholen, und diefer 
Behörde von jeder Veränderung feines Aufenthaltes eine 
von; seinem ‚bigberigen vorgeſetzten Forſtbeamten mitunter⸗ 
zeichnete Anzeige: vorzulegen; auch Jährlich am 1. Januar 
dorthin 0.0 welcher Stelle er im: vergangenen 
Fahre gearbeitet hat, ob ohne oder gegen: welchen Gehalt. 
* Br 35, N, XLIII. 39, N. XLI. Tuius 


1380. Jeder Inländer, der die Civilbaukunſt ih 
* Hoffnung einer Staatsanſtellung ſtudiren will, muß ſich 
inet Prüfung über feine Vorkenntniſſe durch die Baudi—- 
rellion unterwerfen, drei Fahre fang auf einer anerfannten 
Kunſtſchule des In⸗ oder Auslandes ſtudiren und demnächſt 
eine Hauptprüfung im feinem Fach und der Geſchichte ‘der 
Kunſt beſtehen. R. B. %6, XIV. 2% 


| 381. Die Ingenieur— Kandidaten, welche die 
Zulaſſung zur Staatsprüfung nachſuchen, müſſen die noth- 
wendige VBorbildung und Berufsbildung , ferner ihre Ei 
‚genfchaft als Inländer , und dag ſie von gefunder Körper 
konſtitution ſind, nachweifen. Die Prüfung wird durch 
eine, ang Mitgliedern der Oberdirektion des Wafler- und 
Straenbaues und aus Lehrern der polytechnifchen Schule 
‚vom Miniiterium des Innern ernannte Kommiffion vorge- 
nommen. Die Anmeldungen dazu find im Monat Septem- 
ber bei der Oberdireftion des Wafler- und Straßenbaues 
einzureichen. Jeder Kandidat zahlt eine Prüfungsgebühr 
von 33 fl. Die Prüfung über die Vorbildung für diejeni- 
"gen Kandidaten, welche nicht die Fachfchule der Ingenieurs 
“am polytechnifchen Inſtitute abfolwirt haben, wird von 
"einer Kommiffion vorgenommen, welche die Direktion der 
polgtechnifchen Schule aus deren Lehrern ernennt; bie 
Anmeldungen. hiezu find bei der Direktion der polytechni- 


ſchen Schule im Monat Mai und Juni einzureichen/ wor⸗ 
auf die Prüfung (für. weiche eine Taxe won Tiufugi 
bezahlen iſt) im — Juli ee iR: M. Bu 
— AU:;:; 1 31% i f 2 

18'382," one, ige ſich ber Ferdnerunß wiruen 
and: in der Folge diefe- als praktiſche Geometer ausüben 
wollen/ koönnen ihre theoretiſche Bildung im polytechniſchen 
Fuſtitut vollſtãndig erhalten, und auch an den dort beſte⸗ 
henden Kurſen praftifcher Geometrie Theil nehmen; müffen 
aber atıch noch. nach Beendigung diehed Unterrichts! wenig⸗ 
ſtens ein halbes Fahr lang "bei einem tlichtigen geprfifren 
Geometer, oder untek der Leitung einer Wafler- and Sträßen- 
bayinfpeftion praftigiven, um nach etſtandener Prüfung 
ein’ Recht zur Ausübung der Feldmeßkunſt in der Eigen⸗ 
ſchaft als Geometer zu erlangen.’ RiB. * RX. Hiche 
auch RB. 24, XXIV. 8. 1824, Ne dat 


$ 383. Poſtaſpira nten müſſen entweder die vobere 
Klaſſe eines Lyceums oder der polytechniſchen Schule hb. 
ſolbirt Haben, oder doch wenigſtens die dort gelehrt 7 
denden Kenntniffe befisen, im der franzöſiſchen Sprache 
gebt ſeyn, und eine gute Handſchrift haben; dann haben 
fie auf erfolgtes Anmelden -bei der Sberportdireftion ‚ein 
theoretifches und nach wenigſtens zweijähriger unentgeldlil 
cher, Braris ein praftifches Eramen zu beſtehen Relipirte 
Rechts⸗Aund Kameralpraktifanten ; die. .fich dem Poſtdienſte 
widmen, werden vorgezogen und haben mur ei n. Jahr in 
entgeldlicher Praxis nach dem theoretiſchen Examen durch⸗ 
zumachen. R. B. 84, XVv. 

5.38. Scribenten, A. B. D. 1823, P4 69, ir 
3. P. 1823, R. 60. Die Erfanbnif, zum Eintritt im, dir 
Lehre als Inzipfent ertheilt die, Kreisresierung des 
Heimathsortes. Ber darum ‚nachfucht, muß über, 16 Zahıe 
alt-fenn, alle, Gymngſialklaſſen bis; zu. ‚den Amel, denen 
Sapresturfen des Lyeeums mir guten Noten abfpfuist, odrr 


eine: befondere: Prüfung über die dort gelehrt werdenden 
Kenntniffe erftanden, genügende Fähigkeiten gezeigt Haben; 
und ‚gute Zeugniſſe über feinen Wandel vorlegen können 
Die Prüfung wird von der Regierung einem beſonderen 
Kommiflär, aufgesragen, welcher das Prüfungsprotokoll mit 
Gutachten ‚vorlegt. Hat. der Inzipient den. vorgefchriebenen 
Anforderungen Genüge geleiſtet, fo hat er eine ‚dreijährige 
Lehrzeit und dann vor einem durch die, Kreisregierung he⸗ 
ſtimmten faatsrechtlichen: und ſtaatswirthſchaftlichen Refe⸗ 
renten unter Zuzug eines Reviſors (M. d. J. v. 10. März 
1823, N. 337.) eine, Prüfung über Fortbildung in den 
Schulkenntniffen, allen Theilen der. Schreibersi Kenntniſſe, 
Sandesverfoflung und Landesgefege, namentlich in. dem 
Rechts polizeiſach zu beſtehen; fie; geſchiebet theils mündlich 
zu Protokoll, theils durch. ſchriftliche Aufgaben. Nach 
wohlbeſtandener Prüfung ertheilt die Kreisregierung die 
Aufnahme in die Seribentenliſte und verfügt die Ver- 
pflichtung durch das Amt. Daß letztere ftatt gehabt babe, 
dafür ift die Stelle, welche fie befchäftiget , verantwortlich, 
R. 9. 12, XXIX. 


„Nur, wenn es an Gechtslandidaten, die fh. A 
Rechtöpolizeifache widmen wollen ($ 385.), mangelty für 
nen die Inzipienten für diefes zugelaſſen werden.“ 43 
Während der Lehrzeit "von drei Fahren ift es Pflicht 
des Prinzipalen , für feines, Lehrlinge ſittliches Betragen, 
Ausbildung im'Schreibereifach und Fortübung in nn 
kenntniſſen zu forgen. R. 8116, XXVII. Aa4a, L 


$ 385. Rechtskandidaten, welche die juriſtiſche Staats. 
prüfung mit Erfolg beſtehen, und fich dann dem Amtsre⸗ 
viſoratsdienſte widmen, müſſen wenigſtens ein Jahr Tat 
bei einem Amtsreviſorat praktiziren; nach deſſen Ablauf 
ſie die Kreisregierung auf Anmelden bei genügender "BE 
fähigung ermächtigt, die Stelle eines Tpetlungsfommiträtt 
anzunehmen, andernfalls ihnen noch "eine Tängere WA 


unver Zeitung eines Amtsreviſors auferlegt. Rechtskandi⸗ 
daten welche die juriſtiſchen Studien’ abſolvirt haben, 
aber bei der Staatsprüfung zurückgewieſen worden find, 
und· ſich nun dein Rechtspoligeifache widmen wollen, haben 
Hei einem Amtreviſorat wenigſtens ein Fahr lang vollſtän⸗ 
digen Unierricht zu nehmen Fand ſich alsdann der für das 
Rechtspolizeifach vorgeſchriebenen Staatsprüfung zu unter⸗ 
werfen; werden fie hierauf als Amtsreviforats - Seribenten 
siugeuommenis ſo haben ſie noch tin FJahr lang chenfon wie 
dies hinrſichtlich der in der Staatsprüfung beſtandenen 
Nechtstlandidaten oben vorgeſchrieben iſt/ bei einem Amts⸗ 
repiſorate zu praltiziren, ehe ſie als Theilungskommiſſäre, 
wie jene / zuge laſſen wer den köunen. R.B. Bram mund 


.g. MNeden 9— rn daten ts 372)" Berl 
















"the nie ig, k: oh Kandidaten flir 1: —— * 
ch ohne vorgängl ie ) a 
Bildung — ei Cinbung auf d —9 
de —* hd hl Finanjpermartung m hehe ui 
und. durch Prüifui N hierüber ausmeifen ;, fie zer 
init N "die dur untern Klaſe gehörigen „je 
achte die zut obern gehörigen Kime 
la ten en, denn, Beier | Einennung, und die 7 
ine d af Auffi ht über fie Tiedt. der Steuer. 
reftion die ſpeſiele Aufücht, aber der ‚betreffendeh 
teiftene Hehe 9 Di. BD, SERHN. no mamiinher mag 


y Soc ! ft° 1 5. \ 

Ba 16: 7A llle Sandesiiellen Haben ühersdienbet dbnenıhe 
ſchãftigten Seribenten grenge Aufſicht zu fführen, RB. 
16; RIund deren Reſultate alljährlich in einer Tabelle 
an die Kreisregierung nachzuweiſen. Sie enthält Bohr 
und Zuname, Stelle, bei welcher fie befchäftige find, ge- 
feiftete Kriegsdienfte, Geburtstag und Ort, Namen und 
Stand des Vaters, ob ledig oder verheirathet, Kinderzahl, 
welche Unterrichtsanftalten fie befucht? und wie lange? ob 
fie fich fogteich nach volendetem Schulunterricht der Schrei- 


— 


W 


bexei gewidmet oder mit was beſchaͤftigt haben? Wann, 
wo, wie lange fie: ineipirt? wo geprüft: und von welcher 
Stelle reripirt. worden 2: in welchen Schreibftuben ſie vorher 
geftanden. und wie, lange? - Fähigkeit und Kenntniſſe in 
Sprachen und Wiſſenſchaften, befondere, Befähigung zu 
einzelnen . —— — R. B. 10 
XXXV. 11, I TF iu 19 


‘5 388, Wenn eine. Stelle, — in a Rasen 
der: Staatödienfte im Sinne: der Dienerpragmatik: gehört, 
ertedigt iſt, und wieder. beſetzt werden foll;,: ſo wird dieſes 
durch: das betreffende Miniſterium im Regierungsblatt be⸗ 
kannt gemacht und die Behörde bezeichnet, an weiche ſich 
die Bewerber zu wenden haben, dieſe müſſen ſich innerhalb 
6 Wochen, vom Tage der Bekanntmachung an gerechn 
bei der angezeigten Behörde melden und derſelben die, nötbh- 
gen Belege übergeben, womit fie ihre Tüchtigkeit zu den 
ausgeſchriebenen Stellen nachweiſen zu können glauben 
Die Ausſchreibung einer erledigten ‚Stelle. wird a), unter⸗ 
laſſen, wenn es ſich um die Stelle eines Rathes, Direttors 
oder Präſidenten der Kollegien und der übrigen hoben 
Staatsftellen handelt; fie kann b) unterlaffen, werden, we 
die Dienftbehörde für die erledigte Stelle einen Penfionär 
oder einen bei einer andern Stelle entbebrlichen Diener in 
Vorſchlag bringen zu müſſen glaubt, c) wenn die Beſetzung 
der fraglichen Stelle nach der Anſicht der Dienſtbehörde 
durch bloße Verſetzung eines in gleichem Dienſtverhältniſſe 
bereits angeſtellten Dieners geſchehen ſoll; d) wenn ein 
ausgeſchriebener Dienſt einem Diener der bezeichneten eg 
Übertragen wird. R. B. ‚3, v1. 32, XL. 
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6 389, Jede niedergefchriehene 56 arfprängs 
liches Eigenthum deſſen, der fie verfaßt hat, wenn’ ernicht 
allein aus fremdem Auftrag und für! Fremden: MWortheifi fie 
entwarf;· in welchem : Falıı NE Eigenthum "des: Beſtellerd 
wäre, Das Schrifteigenthum erſtreckt ſich nnicht nur auf 
die Haudſchrift/ ſondern auch auf den: Inhalte es Tan) 
wie jedes andere, in geeigneten Faͤllen auf: andere: über⸗ 
aehen. Nur ‚mer hiernach rechtmatiger er iſt/ 
dat das Recht über die Verpielfältigugg durch Abſchrift 
oder. Abdruck zu verfügen. Dieß kann durch, eigenen ‚oder 
durch Abtretung, zu, fremdem Verlag geſchehen. ‚Der, Betr 
leger kann die Auflage, fo, stark, machen,, als er will, M 
ferne darüber nichts beftimmt worden iſt, aber ohne | 
willigung des Verfaſſers nicht wiederholen , noch etwas J 
Inhalt ändern. Der Erwerb eines Abdrucks macht den 
Erwerher nur unt Eigenthümer des einzelnen Stuckes, 
nicht ſeines Inhalts; er kann dieſen aber Auszugs⸗ Um⸗ 
arbeitungs- oder Erflärungsiweife zur Gtundiage eiener 
Abhandlung machen. | a 


4 390, Ueber den Rachdruck gelten — Sunded- 
befchluffes vom: 9. Roubr. 1837 folgende, Beſtimmungen in 
allen: im deutschen. Bunde vereinigten, Staaten; 40 


(Art. 1.) Literariſche Erzeugniſſe aller Art / ſo wie Werte 
der Kunſt, ſie mögen berkits verdffentlicht ſeyn oder: nicht 
Dürfen: ohne Einwilligung. des Apbeberd oder desjenigen/ 


welchem derfelbe ſeine Nechte anı bei Original übertragen 
bat, auf mechanifchem Wege ‚nicht pervielfältigt werden, 


(Art.2.) Das im Art. 1. bezeichnete Recht des Urbebers 
oder deffen , der das Eigenthum des literariſchen oder ar- 
tiftifchen Werkes „anwanben.bhatr geht auf deſſen Erben oder 
Nechtönachfolger über, und fall ,.infofern auf dem Werfe 
der Herausgeberoder Verleger genannt iſt, in fümmtlichen 
Bundesftaaten minde ſtens während eined Zeitraums von 


zthen Johrzp guerkann und geſchiht werden, — nor , 

WW Die ſeiſFyriſt wen 0 Jahren iſt für die in den; Aetztner⸗ 
fioffenen zwangig Jahren im Umfange des, deutſchen Bun⸗ 
deagehieres⸗ erſchienenen Druckſchriften oder artiſtiſchen 
BGrzeugniſſe vom Tage dec gegenwärtigen Bundesbeſchluſſes 
bei den⸗ künftig erſcheinenden · Werlen vom Zabre ihre⸗ 
Erſcheinens an zu veaien.msiunninan in. onnd Bydaı Yiat 


er mehreren Abtheilungen heraudtömmenden 
Wetren iſt dieſe Friſt für DaB ganze Wert erſt von Herl 
kuggabe deb teten Bandesoder Heftes zu zählen/ Vorauss 
gefcht dag zwiſchen der Seraudgabe ber’ einzelnen · Baude 
u —— langerer als" drchabriger Zeitraum verl 
offen'i ZERLEIT er nie BED. sry} 


mn rs 

ud (Akkus), Zu Gurien von "Ursebern, Seraugaebern 0 ober 
Verlegeyn ‚von ‚großen, mit. bedeutenden Korausia en ver 
bundenen „Werken der Wiſſenſchaft und Kunſt (Art, 
wird das anägefprochene Minimum des Schittzes —9 
ſammtheit gegen den Nachdruck (Art. 2) auch bis, zu cin 
längeren , böchftens 2Ojährigen Zeitraume ausgedehnt, und 
ie derjenige Regierungen deren’! Landesgeſetz⸗ 
Kenia" dieſe verlängerte Schutzfriſt nicht ohnehin erreiche, 
diesfalls eine Vereinbarung air Bundestagecgetroffen/ wein 
Die, betreffende Menierung drei Johre nach dem oͤffentlichen 
Erſcheinen des Wertes ‚hierzu den Antrag „fell. mm 496‘ 


EI ZID ER Re Werde Oerauszelen 





der Originalten nachgedruckter vder nachgebildeter Werte 
frohe. Ber Auſpruch auf Dome Entfchädigung ya; dot vn 


Jir € 


Auſſer den in Gemäßbeit der Landesgeſetze fs 3915 
gegen den Nachdrud zu verhängenden Strafen fol in allen 
Fällen die Wegnahme der, nachgedruckten Exemplare und 
bei Werten der. ‚sunf auch noch. die Beſchlagnahme der 
zur Nachbildung gemachten. Vorrichtungen, alfo der, ‚dot: 
mei, Platten 1 Steine Wed 10, ſtatt inden. 35 


‚(U t t, 5 8 Der Debit, aller. Nachdrüce und Hagbilpun 
gen, Der. unter: An, beztichneten Gesenfändes.fie mögen im 
deutſchen Bundesgebiete „oder, auſſerhalb deſſelben ah 
tet fenns. ſoll in alen Bundesſtgaten bei Vermeidung der 
Wegnahme und der durch die Landesgeſetzt Tangedrohten 
Strafen unterſagt. ſeyn. Es Bert 6 U, ; übrigens , von 
ſelbſt, daß die Buͤndesregierungen, deren“ Staaten, bi 
est der Nachdruck gefeplich nicht verboten. mar, felbit zu 
beftimmen haben, ob und auf mie lange fie im Bereiche 
ihrer ‚Stangen den Vertrieb der. vorräthigen, bisher erfchie- 
nenen Nachdrüde gefaiten. wollen, ae are. Sur 

Dieſe Beftimmungen, ſind durch Erioß. des, ꝛohbetzogl. 
Miniferiums des Großherzoglichen Hauſes und der auswär⸗ 
tigen Angelegenheiten d. d. 26. Zanyayı 1338 in Folge 
höchſter Entſchließung aus Großhergogl. Staatsminiſterium 
dd. 25, Fanuar 1838 Nr. 156. zur gfne pen Nachach⸗ 
tung, Öffentlich, vertün det. —— 


6 394) Gegen den Uebertreter dieler Bonfchriften, ſtehet 
dem MWerfaffer und Verleger Klagrecht zu, auf Aneljeſeruns 
des Verlags gegen Bezahlung als Makulatur unter der 
Verbindlichkeit der Vernichtung und auf Bezahlung des 
zweifachen Verkaufspreißes ders Originalauflage für jedes 
abgeſetzte Exemplar. Ferner verfällt der Nachdrucker in 
eine: Herrſchaftſtrafe von 1 Rthlrper Bogen, in dem Fall 
Aber daß et die Originalausgabe unter dem Namen.v des 
aͤchten Verlegers nachgeahmt hat, in die peinliche Strafe 


der, Verfälſchung / mindeſtens in eine Buße won 14 Rthlr. 
für ibn Banens 6, KB: MA000-N 76 
P. B. NR. — 38. 135 pp 


a En BE Zweiter Abſchnitt. 
⸗enu aEIE PD Ze "Vom Buichhandrk: — 
FI ig ene Verlagbartifer, Tann jeder nad) Belie- 
ben“ it | oder vertaufchen,, die eingetaufchten aber 
nur ald Buchhändler oder an folche verkaufen, Der Ver- 
leger Hat’ von jedem Verlagsartikel (Kupferſtiche, Land⸗ 
karten und Notenbücher; welche einzeln herauskommen, aus⸗ 
genonnnen) ein Freiexemplar an die Großherzogl. Hofbiblio⸗ 
iger und an jede ber Fire Unlwer ſitãten abjngeben. * 
BUY RD BE 


I gg! griech Heli eihed Fhrählers inf 

bertdufen 

‚a. der Buchhändier, 

be wo feiner beſtehet, der Buchdrucker neue ungebun. 

"dene (aber niemals die von ihm für den Verlag 

eines andern gedructen) Schriften, der Buchbinder 

Inn nene gebundene, der Buchmäfter aber alte ge 
bundene Büchen, 

6:8 auch diefe nicht: Worbinden find, tann jeder Kauf. 

MIT mann kommiſſionsweiſe Bücher verkaufen. 

5 394. Fremden Verlag eines Ausländers darf 
nur die inländifche Buchhandlung oder deren Kommiffiohät 
verkaufen, alte gebundene: Bücher ohne Unterfchied aber 
der Antiguar. R. B. 7, XX. P. B. M. 1007) 3 9 61. 
DB: SI. 1807, 0.25, er 


Ve RE Dritter Abſchnitt. 8 
Ki 1 —Aulſicht über, die. preſſie. 00 
Eenſurotbnimg von BO. RB 19, XXVI. XXVIII. A. Bom. 
4819. N 93. Ferner R. B. 32, II. IX. XXIX. ALU: 34, XXXVI. 


o 4805. Alle Schriften, die in der Form täglicher 


Blätter oder Heftweife erfcheinen , desgleichen ſolche/ die 
wicht über zwanzig Bogen im Druck ſtark find, dürfen nur 
mit Vorwiſſen und vorgängiger Genehmhaltung der betref⸗ 
fenden Cenſurbehörde zum Druck’ befördert werden‘; wird 
diefe Borfchrift umgangen » ſo verfällt: der Schuldige in 
eine Strafe von fünf: bis fünfzig Gulden, vorbehaltlich 
derieninen Strafe, die wegen des Inhalts der Druckſchrift 
eintreten ‚fan; — diefe Geldſtrafe kann bis zum doppelten 
erhöht. werden, wenn die machgefuchte Druckerlaubniß vers 
fagt und hierauf deri Druck dennoch vorgenommen: worden 
iſt in beiden Fällen: bat die Polizeibehörde die Drudichrift 
von Amtöwegen mit Befchlag zu ‚belegen. (ſ. unten: $ 414) 
Bei Ertheilung oder Verſagung der Druckerlaubniß hat die 
Cenfurbehörde das Bundesgeſetz vom, 20. ‚September 1819 
R,, B. N. XXVI. und die o6 18,, 20.,21 0.29%. des Preß⸗ 
geſetzes vom, ‚28. Dezember. 1831, R. B. 32, N. I. zur 
Richtfehnur zu nehmen. „R. B. 32%, XLII. $ 1 —5..pag- 
371 und 372.. Siehe $ 406. 

5.396. Keine Druckſchrift darf im Großbersogthu 
herausgegeben oder gewerbsmäßig verbreitet werden, welcher 
nicht (mit.oder ohne Nennung des Namens des Verfaſſers) 
der Name des Verlegers oder des Druckers, ferner „die 
Angabe des Orts und die übliche Bezeichnung, der Zeit 
aM Drucks beigefegt ifte „Die, Verlegung diefer Vorſchrift 

e den Verleger, Drucker oder gewerbsmäßigen Ber 
5— ohne Rückſicht auf den Inhalt der Schrift, ‚eine 
Strafe von 5. — 100 fl. zur Folge;, der Verbreiter wird 
von der Derantwortlichkeit frei durch die Darkellung des 
infändifchen Werlegers oder Druders, und der Druder 
durch die Darftellung des inländifchen Verlegers; — find 
die depfallfigen, der Druckſchrift beigeſetzten Angaben falſch, 
fo wird neben der Geldfirafe von 5 — 100 fl. auch) Ge⸗ 
fähgnifftrafe von drei bis 14 Tagen erkannt, vorausgeſeht 
binfichtlich des Werbreiters, dag er von bet Falſchheit 
Kenntniß gehabt habe. 


314 Durch die enhaltene Druckerlaubniß werden Verfaſſer, 
Redalteur/ Verleger und Drudenhinfichtlich «des: gInbalts 
Den Schrift / auf dem ſich die Oruckerlauhniß bezieht von 
der Veramwortlichkeit frei R. B. 32, 8.4. 5118. 
vi 8897. Dier Cenſur wird an allen Otten, wo öffent 
uiche Blaͤtter erſcheinen/ durch eigens! vom! Miniſterium des 
Funernihiezu aufgeſtellie Cenſoren / und went etwa an den 
brigen Orten andere Oruckſchriften erſcheinen ſollten, durch 
die! berreffende Staatspoltzeibehörde beſorgt;“ iiber Be 
ſchwerden⸗ gegen die Cenſoren entſcheidei das Miniſterium 
des Junern kollegialiſch, über Beſchwerden gegen die Ent- 
ſcheidung des Mintſteriums des Junern iin! gleicher weiße 
das Staͤarsminiſterium. RB 4, XXXVINNVMAV 5 


Der Verfafer oder" Verieger / welcher ir nach 398, 
erfbrderliche Gekehmhaltung des Eenfors nachſucht, muß 
von jedem einzeinen, Blaite einer Zeitung , von jedem ein⸗ 
jelllen Heft einer Zeitſchrift, und von jeder Schrift, die 
nicht über zwanzig Bogen im Drude beträgt, ein mit 
Seitenzahlen verſehenes Manuſcript, oder bei Zeitungen 
ven: zur erſten Korrektur beftimmten Probebogen an den 
Eenſor übergeben, welcher geeigneten Falls die Genehmi⸗ 
Yun g am Ende’ beifest, nachdem er jedes einzelne cenfitte 
are paraphirt hat; derſelbe ift nicht verantwortlich für 
Randzufäge, Einfchiebungen und Ausftriche, die von ihm 
nicht durch. Handzug beſonders beurfundet wurden; der 
Verleger kann dieſe Beurkundung verlangen, wenn gegen 
den Inhalt gefetzlich nichts zu erinnern iſt; leere Zwiſchen⸗ 
riune darf der Cenſor ſelbſt mit einem Striche ausfüllen. 


J 398, Die Eenfur. ift möglichft. zu beſchleunigen; auf 
Berfangen und Gefahr des Verlegers kann fie bogenmeife 
ertheilt werden; in Betreff der Zeitſchriften hat der Cenſor 
noch Vernehmung der betheiligten Redaltoren, mit Rück- 
au auf die Ankunft und den Abgang- der Poften, auf 

Ändige Weife eine Stunde feſtzuſetzen, in welcher. Die 


Nachſuchung des Drudeninußnißsiehen Bag nefchchen kann, 
iwsitreitigen Fällen erfolgt dir Feſtſetzung durchndie Kreis⸗ 
regieruug; die Ausſtelliamg Der Urkunde tiber: Geſtattuug 
oder· Verſagung des: Orucks danfı nicht verzögert werdennn 

6 399) Wenn bei verſagter Druckerlaubniß eine Schrift 
dennoch zum;· Druck beförderti wurden: ſo wird der Beweis 
über die Berſagung der nachgeſuchten Druckerlaubniß im 
Ganzen oder für beſtimute Theile durch die Inſtanuations 
beſcheinigung geführt, welche unter bie, Urſchrift des be— 
treffenden —— — iſt. N. Bi 32 xlau s 24 
BMWi: on ©: 1.2 yayılı 

EIG ——— chen unterliegen’ TO —* 
rin Prüfung der betreffenden: Kirchenbehörde ihre Ap⸗ 
probation macht aber die Sransgenepmigung ** ent 
bebrlich· 1:30 „ul Gr 
* 4401. Die Cenſur der im Bande erſcheinenden Ka- 
Tender if den Kreisregierungen Übertragen ; die Erlaubniß 
jur Einführung von auffer Landes verlegten Kalendern ift 
Ber der oberſten Staatsbehörde nachzufuchen. R.%. 10, Vf 
Fremden Haufirern und Krämern it der Verkauf fechiöke 
Land und Quart⸗ Kalender auf. Märften und auſſer dei- 
felben onterfagt ; infändifchen Krämern und Buchbindern 
Ren nur nach erfolgter: Anprobation und Stempelung ge- 
ſtattet; Strafe der Uebertretung für den Verkäufer Mathr 
und weitere 6 kr. für jedes verkaufte Stück/ Für den Käufer 
36 Fri. für jedes Stück. A. SM. 1815, N. 85. Erlau. 
terung hierüber fiebe A. 3: U. 1834, N. 62, p: 497, 


“s 402, "Die Aufficht auf den Jahrmarktsverkauf fg 
das Amt, indem es das cenſurwidrig befundene entweder 
dis zur Verbringung auſſer Landes unter Siegel legt, oder 
bei offenbarer allgemeiner Schädlichkeit Eonfiszir. Die 
Prüfung gefchieht in Feineren Städten / und in Dörfern, 
was refigiöfe Gegenftände Betrifft, unter Mitwirkung des 
Pfarramts. Mid. J. a. di 10. Jumni 4812, 9,2957. 

UrH,23 syn 


; 19919 3.395 


ng 403, Ulle auslündiſche Zeitungen, deren Redalteür 
nicht genannt iſt, ſind verboten, und keine auſſerhalb der 
Staaten des deutſchen Bundes gedruckte Schrift kann bei 
uns verſchleißt werden/ ohne Erlaubniß der: betreffenden 
CLenſurbehörde. (ſ. auch: R.B. 19, XXVIL.$ 14, 17.) 
21.940415 Für jede im Großherzogthum erſcheinende Zeit⸗ 
ſchrift oder Zeitung iſt ein badiſcher Staatsbürger‘, der 
das: dreißigſte Lebensjahr zurückgelegt hat, der Polizeibe⸗ 
hörde als verantwortlicher Redakt eur zu benennen, und 
ſein Name jedem Heft, beziehungsweiſe jedem Blatte, bei⸗ 
zuſetzen. Der Redakteur hat, wenn die fragliche Schrift 
nicht. öfter als dreimal wöchentlich erſcheint, für Koſten, 
Entfchädigungen und: Strafen. eine, Kaution von 1000 fl. 
wenn ‚fie öfter erfcheint , eine -von 2000 fl. zu ſtellen. Unter 
diefen Vorausſetzungen ift die Gründung oder Herausgabe 
folher Schriften nicht abhängig von irgend einer obrig- 
keitlichen Erlaubniß. Die Behörde, bei welcher der Re 
dalteur die ihm erforderliche Eigenſchaften nachzuweiſen 
bat, ift die Bezirkspolizeiſtelle des Ortes, an dem die Zei⸗ 
tung oder. Zeitſchrift erſcheinen fol, R. B. 32, 1.$ 6,7, 
und IX. $ 41, uUeber die näheren Vorſchriften für die 
Stellung der Kautionen ſiehe R. B. 32, IX. 52.7. 


‚5 405. Der Herausgeber einer Zeitfchrift oder Zeitung 
ik fchuldig , jede amtliche oder amtlich beglaubigte Berich- 
tigung der darin mitgetheilten Thatfachen unentgeldlich, 
und jede andere Berichtigung von Seiten des Angegriffenen 
gegen die gewöhnlichen Einrüdungsgebühren fogleich nach 
deren Empfang in das nächſtfolgende Blatt oder Heft aufs 
zunehmen. 

Die Uebertretung dieſer Vorſchriften iſt mit einer Strafe 
von 5 bis 100 fl. zu belegen. R. B. 32, TI. $ 10. 11. 

5.406. Die Cenſur darf nicht paffiren laſſen: | 
a. was den allgemeinen Grundſätzen der Religion zu⸗ 

- wider iſt, oder als Verſpottung einer der im Lande 
geduldeten Religionsbelenntuiſſe erſcheint. 


a 


ıb.: was. Moral und gute Sitten beieidist,; 

o. fanatifches Herüberzieben religiöfer Wahrheiten in de 
Politik; 

d. Störungen der Würde, Sicherheit und Verfaſung 
des Staates und der Bundesſtaaten, Anlaß zu Belei⸗ 
digung benachbarter Regierungen oder. zu Kollifionen 
mit ihnen; daher Angriff der beftchenden Verfaffungen, 
VBerunglimpfung der Negenten und der von ihnen con- 
flituirten Perfonen, Berfuh im In⸗ oder Auslande 
Parthien, welche den Umſturz der Verfafungen be, 

zwecken, zu fliften oder zu unterſtützen; 

e. was die Ruhe der Familien verletzt, oder ald Kränfung 
des guten Namens einer einzelnen lebenden Perſon, 
Schmähung ihrer Angehörigen, oder einer Korporation 

erſcheinet. Siehe $ 395. 

Sugend-undVolksfchriften, Gegenfände des Markt⸗ 
perkaufs und Beſtandtheile der Leihbibliotheken ſind einer 

Ben, eigentliche wiflenfchaftliche Forfchungen in größern 

Derlagswerken einer minder firengen Cenſur unterworfen, - 

5 408. Was für Strafbeftimmungen dem Gerichte zur 

Norm dienen, wenn durch den Inhalt oder. durch die Dar- 

ftellung einer Drudfchrift eine Ehrenkränkung, ein Vergehen 

Oder ein Verbrechen begangen worden ift, ſiehe in R. B. 

32, I, $ 18 — 2, 


Geldſtrafen, die nicht erlegt werden tönnen, werden in 
Gefängnißſtrafen von einem Tag für je drei Gulden ver⸗ 
wandelt. 


Jedes verurtheilende Erkenntniß kann zugleich die Unter⸗ 
drüdung oder Vernichtung der für ftrafbar erflärten Schrift 
oder des betreffenden Theils derjelben ausfprechen, in Be— 
zug auf die mit Beſchlag befegten und alle noch im Befige 
des Verfaſſers, Herausgebers, Verlegers, Buchhändlers 
oder Druckers vorfindlichen ; oder fonft hinterlegten und noch 
nicht verkauften Exemplare, R. B. 32, II, 5 23 und 24, 

16 


$ 408. Die Perſonen, weiche: zum Erſcheinen ciher 
ſträſlichen Druckſchrift mitgewirkt: haben find! in fulgcaber 
Drdnung verantwortlich: 
1) zuvorderſt der Verfaffer, in ſoletn Srue und 
Herausgabe mit ſeinem Wiſſen und Willen erfolgt find. 
2) Der Herausgeber, in fofern er nicht den Verfaffer 
darstellt, und nachweißt, daß derfelbe die Verantwort- 
lichkeit auf ſich genommen habe. 
3) Der Verleger. 
4) Der Druder (ſofern der — nicht befannt il). 
5) zuletzt der VBerbreiter. 
Als Verdreiter in diefem Ginne ift auch der Buch. 
händler verantwortlich, wenn er eine fträfliche Schrift 
verbreitet, welche ibm außer dem Wege des ordentlichen 


Buchhandels zugekommen, oder auf welcher nicht der Name 


entweder: des Verfaſſers oder Herausgebers; Verlegers oder 
Druckers, nebft der Bezeichnung des Orts und der üblichen 
Bezeichnung der Zeit des Druckes angegeben, oder wegen 
welcher eine — ———— verfügt und * —— aan 
gemacht: worden iſt. 


Für den Inhalt der Zeitungen und Zeitſchriften haftet 
jedenfalls der verantwortliche Redakteur, in ſofern er ſeine 
Schuldloſigkeit nicht darthut. 


Wenn ſich ergibt, daß von dem Herausgeber, Verleger 
oder Drucker der Verfaſſer falſch angegeben iſt, ſo fällt die 
Verantwortlichkeit auf den, der die falſche Angabe gemacht 
hat, in ſofern er nicht den wahren Verfaſſer darſtellt. R. B. 
32, 1, $ 235 — 28, 


8.409, Die Uebertretungen der Strafsefene gelten für 
vollendet, und können gerichtlich verfolgt werden: 


1) wenn die fteäfliche Schrift in Verkehr gefekt; oder 
auf. anderem Wege in Umlauf gebracht worden. iftz oder 
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2) wenn der Drud vollender und die Verbreitung nur 
durch Umftände, die nicht von dem Willen des Anges 
ſchuldigten herrühren verhindert worden iſt; in diefem 
letzten Falle kann jedoch Leine: andere Strafe verhängt 
werden, als die Unterdrückung oder Vernichtung der 
ſftraſſichen Schrift , oder des fträflichen Theils derſelben. 


Auch der auswärtige Verfaſſer, Redakteur, Verleger 
und Drucker kann vor die imländifchen Gerichte gezogen 
werden, wenn eine Schrift gegen das Inland oder gegen 
einen Inländer einen fträflichen Angriff enthält; wenn der 
ansländifche Herausgeber einer Zeitung oder einer Zeitfchrift 
dem wider ihn ergangenen Urtheil nicht genügt bat, und 
in» einem Wiederholungsfalle nicht genügt, fo kann die 
Zeitung oder Zeitfchrift bis auf die Zeit von drei Monaten 
rar berböten werden. R. B. 32, II, $ 29, 30 


"$ 410, Das Recht auf Beſtrafung iſt durch Verjährung 
erlofchen, wenn 6 Monat von dem Zeitpunfte au: abgelaufen 
nd, wo das Vergeben oder Verbrechen vollendet , oder 
Kid das eingeleitete ſtrafrechtliche Verfahren night: weiter 
ortgefegt worden if. R. 3. 32, LI, $ 32, . 


Was das Strafverfahren ‚betrifft, fo kann daßelbe „ab⸗ 
geſehen von dem Fall einer polizeilichen Beſchlagnahme, 
durch sine Klage des Staatsanwalts und die eines Privatklägers 
veranlaßt werden. Diefe Klage ift beim fompetenten Unter⸗ 
furhungsgerichte anzubringen, welches die Borunterfuchung 
führt, über welche dann das Hofgericht nach: eigener Ver⸗ 
handlung urtheilt Cjiehe jedoch. $: 441 i. Anf.). Das Ber- 
fahren ‚bei folchen Prozeſſen if nicht öffentlich. : Gegen das 
Unsheil: des Hofgerichts finder Appellation an das Oberhof⸗ 
gericht und Wiederheritellung ; auch Rekurs zur Gnade ftatt, 
eniiere immer mit nuffchiebender Wirkung, letztere beide 
aus bedingt. Gegen Abmefende wird in comtumaciam ver; 
fahren. Das Nähere über. dieſes gerichtliche Verfahren 
. 16. | 


24 


fiebe R. B. 32, U, $ 43: und sea. ms 90; an $6, 
pag- 373. 

„6.411. Die Besirfspoligeiftelle bat jede * — 
Nachricht, daß irgendwo die Einholung der Druckerlaubniß 
umgangen oder das Druckverbot übertreten worden, dem 
Staatsanwalt ohne Verzug mitzutheilen, und iſt verpflichtet, 
eine fürſorgliche Maßregel ſelbſt zu treffen, d. i. die Druck⸗ 
ſchrift von Amtswegen mit Beſchlag zu belegen. R. B. 32, 
XLIL, $ 6, pag. 373 und $ 4, pag. 372, (Zu diefem Falle 
fann das Amt auf den Antrag des Staatsanwaltes, dem 
von der Beſchlagnahme Nachricht gegeben wurde, die durch 
dad Umgehen der Druderlaubniß verwirkte. Strafe vorbes 
haltlich des Rekurſes an das Hofgericht, Er erlerner. 
R. B. 34, N. XV, pag. 131). 

Die Befchlagnahme einer Drudfchrift —* durch 
die Polizeibehörde außer dem ſo eben erwähnten Falle auch 
weiter über eine Druckſchrift verfügt werden vor oder nach 
dem Ausgeben derſelben, wenn es: 

a. derſelben an der im Anfang des $ 396 geforderten 

Benennung oder Bezeichnung fehlt, oder dieſelbe 
falſch iſt; 

B. wenn die erforderliche Kaution noch nicht geſtellt, oder 
im Falle einer eingerretenen Verminderung innerhalb 
der vom Berichte dazu anberaumten Frift nicht wieder 

ergänzt worden ift. 

ce. Weber eine Drudichrift, mit deren Ausgeben bereits 

begonnen iſt, kann auch immer dann Beſchlagnahme 
von der Polizeibehörde verfügt werden, wenn der 

IJnhalt derſelben ein ſolches Verbrechen oder Vergehen 
begründet, welches im öffentlichen Intereſſe von . 
wegen verfolgt ‚werden kann. 

An allen anderen Fällen Tann der Befchlag nur vom 
Berichte erkannt werden, und zwar nur auf Antrag des 
Staatsanwalts oder eined Privatklägers. R. B. 32, U; 
$ 34 und 35. Siehe auch $ 36, 37 und 38, 
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42. Die Polizeibehörde hat ‚jede von. ihr andgegan- 
gene Befchlagnahme ‚innerhalb der nächften vierundzwanzig 
Stunden: dem Staatsanwälte und dem. Gerichte anzuzeigen 
und. dem letztern die Aftenftüde über die Begründung iund 
den Vollzug des Beichlags zu übergeben; fogleich. nach. ers 
baltener Anzeige erkennt dad Gericht, ob der Befchlag wieder 
aufzuheben fey oder fortzubeftchen habe. Im letztern Fall, 
ſo wie da, wo das Gericht felbit den Beſchlag erfannt bat, 
nimmt daffelbe die Unterfuchung des Verbrechens oder Ber- 
gehend, wegen deffen der Befchlag erfannt wurde, fogleich 
vor. Alle Gerichtsbeſchlüſſe werden den Bartheien und dem 
Staatsanwalte befannt gemacht, wenn diefes für die Führung 
der Unterfuchung felbit nicht einen unwiderbeinglichen Nach⸗ 
theil hervorbrächte. Wird in den Fällen, wo die Polizei 
bebörde den Beſchlag verfügt hat, demjenigen, gegen welchen 
derfelbe. verfüge wurde, die richterliche Beſtätigung oder 
Aufhebung nicht innerhalb drei Tagen, von der polizeilichen 
Beſchlagnahme an gerechnet, eröffnet, fo verliert der Be 
fehlag ohne weitere Verfügung von Rechtöwegen feine recht, 
liche Wirkfamfeit, und dem durch den Befchlag Befchädigten 
gebührt der Erſatz des Schadens aus der Staatskaſſe. Ri 
B. 32, I, $.39 und seqq. 


Zweiter Titel. 
Bon der Sorge für Sittlichkeit. 


Erstes Kapitel, 


Bon Verhütung der Störung gottesdienftlicher 
Handlungen. 


R. B. 5, 1. 


4413. Jede Störung öffentlicher oder geduldeter Re— 
ligionsübung iſt bei ernſtlicher Strafe verboten; bei dem 
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Zufammentreffen mir Religiönshandinngen anderer Glaubens⸗ 
genoffen hat ein jeder die einer religiöfen Abficht gebührende 
Achtung in feinem Betragen zu äußern; H. R. % 5, O. 
€, IH, VI, kann aber unter ‚feinem Vorwand gu: irgend 
einer religiöfen Verehrungäbezeugung angehalten: werden. 


$ 414. Amt und VBorgefegte haben die Kirchengemeinden 
auf Anrufen gegen jede Störung ihrer vom Staat aner- 
Fannten oder geduldeten Kirchengebräuche,, auch in Ausübung 
der Kirchenzucht, Fräftig zu unterſtützen. Selbſthülfe bei 
Störung von Religionshandlungen ift nur im Innern der 
Kirchengebäude erlaubt, 


5 4M5 Die Feier der Sonn. und Feſttage, v 
B. N. 1804, R. 48, 1805, N. 2. A. B. N. 18%, N. 78) 
P. B. M. 1805, N. 2, auch ſolcher Feiertage, die zugleich 
einer weltlichen Feier unterliegen: d, h. von der Kirchen 
obrigkeit unter erlangter Staatsgenehmigung geboten find, 
darf unter feinem Vorwand muthwillig geftört werden. K. 
€. D. 49. Gebotene Feiertage der Katholiten find: Neu 
jahr, Drei-König, Mariä-Lichtmeh , Joſeph, Marid-Ber- 
fündigung, Oftermontag , Pfingfimontag, Eprifti - Himmel- 
fahrt, Frohnleichnam, Beter und Baul, Mariä-Himmelfahrt, 
Mariä⸗Geburt, Aller-Heiligen, Mariä⸗Empfängniß, Chrifttag, 
Stephanstag; alle andere Kirchenfefte find auf den nächften 
Sonntag verlegt. R. B. 11, XI. Nur am Frobn- 
feichnamsfefte, und zwar auch nur in größeren Orten, mo 
ein organifirtes und uniformirted Bürgercorps befteht, 
it diefem die Begleitung des Allerbeiligften bei der Pro- 
zeffion und das Abfeuern bei jedem Segen geſtattet. Auch 
nur da, wo folch ein uniformirtes Bürgercorps beftebt, mag 
daſſelbe am Geburtsfeite des Landesfürften beim Gottes. 
dienfte paradiren. Die Trommel und türfifche Muſik darf 
in der Kirche nicht ertönen, In Pfarrgemeinden, welche 
fein uniformirtes Bürgercorps haben, dit zwar geſtattet, 
daß am Frohnleichnamsfeſte bei der Prozeſſion einige bes 


. AT 
waſfnete junge Mannſchaft das Allerheiligſte begleite, und 
bei:dem Segen fenere, doch follen fie. während: der :gottes- 
dienftlichen ‚Handlungen in der Kirche. nicht auftreten, viel- 
weniger . die. Trommel oder türkiſche Mufif darin ertönen 
laſſen. Bei feiner andern Firchlichen Feier wird das Er- 
fcheinen des Bürgermilitärd oder der jungen Bürgerfchaft 
mit: Bewaffnung in der Kirche, und die Begleitung einer 
etwa fattfindenden Prozeſſion geitatte-. A B. M. 1834, 
9.647 Das: Ausrüden von: Bürgermilitärcorps an Sonn- 
and Feiertagen, auch wenn es mit ‚Feiner gottesdienftlichen 
Handlung in Verbindung ſteht, darf jedoch nur in der Weife 
geflättet werden, daß, was den Hanptgottesdienft betrifft, 
weder: die. Glieder des Corps, noch andere Kirchengenoflen 
von: dieſem Gottesdienſte in irgend einer Beziehung abge- 
zogen werden, ‚und daß da, wo am einem folchen Tage 
anger : dem: Hauptgottesdienſte noch weiterer Gottesdienſt 
ſtattſindet, dieſer letztere nicht durch Muſik und anderes 
Geräuſch geſtört, ſondern in der Nähe der Kirche von dem 
Bürgercorps die möglichſte Stille dd werde. A. B. 
M. 1856, N. 22, 


5 416, An folchen Tagen find polizeilich nicht erlaubt: 


a. gebotene Nrbeiten, namentlich 1) Geſetzesver—⸗ 
—kündigungen von Kanzeln oder nach beendigtem 
Goͤttesdienſt, ausgenommen in denjenigen Gemeinden, 

zu welchen zerftreute Höfe und Zinfen gehören; 2) 2a- 
dungen und gerichtliche Verhandlungen jeder Art, 
auch Verfteigerungen. R. B. 17, XXX. 3) Frobn- 
den, insbefondere Fagdfrohnden; 4) Feldarbeit en 
und jene der Profeffioniften , ihrer Befellen und Zungen. 
Hiervon machen folche Geſchäfte, welche zum täglichen 
Gebrauch erfordert werden, 3.8. Baden und Maplen 
eine Ausnahme, doch follen die Müller feine Früchte 
einführen! auch Notharbeiten für Durchreiſende, oder 
wenn Gefahr auf dem Verzug haftet, find ausgenom⸗ 


men. O. €, II, VI: 5) Die häuslichen Berrihtun. 
‚gen der Dienftboten find auf das zur Erhaltung 
der Hausordnung Nothwendige zu befchränten. 6) Das 
Austreiben von Vieh zur Waide hat zu unterbfeiben. 


$ 417, Theilweiſe verboten find: 


b. freiwillige Arbeiten, nämlich 1) unter dem Gottes. 
dient, 2) an öffentlichen Orten, 3) durch Nachgeben 
in fremde Ortichaften und Häuſer des Gewinnſtes 
balber , zumal das Handeln der Fuden, ſowohl in als 
außer ‚ihren Häufern; 4) an gemifchten Orten bat 
diejenige Kirchengemeinde, die. feinen Feiertag bat, 
ſich derjenigen Arbeiten zu enthalten, welche die dem 
andern Theil zu feinen gottesdienftlichen Handlungen 
nörhige Stille. und Anftändigkeit unterbrechen, Legal- 
firafe der Mebertrerung all diefer Verbote ift 2 Rthlr. 
Sreimillige, Hille häusliche Arbeiten find — 
nicht unterſagt. 


§418. Ferner find an dieſen Tagen verboten: 


c. Jahr⸗ und Wochenmärkte. In denjenigen Ortſchaften, 
welchen bisher die Abhaltung von Meſſen und Zahr- 
märften an Sonn- und Feiertagen erlaubt war, find 
folche abzuftellen , beziehungsweiſe zu verlegen, wo es 
mit den örtlichen VBerhältniffen vereinbar ift, und fein 
vollgältiger Grund zur Geflattung einer Ausnahme 
vorliegt. St. M. d. d. 25, April 1838, N 688. 4. 
B. M. Beil. R. 22, Siehe auch $ 1344. Viehmärkte 
dürfen an folchen Tagen nie gehalten werden. St. M, 
d. d. 26. Zuli 1827, R. 1077. Bei Strafvermeidung 
ift ferner unterfagt: Waarenausftellung und Verkauf 
in Kaufläden vor beendigtem Gottesdienſt, Abholung 
von Waaren aus gefchloffenen Läden der Brofeffioniften 
und Kaufleute während des Gottesdienftes. 


$ 419, Als weitere Störungen find unterſagt: 


4. Schanfpiele,  Schauansttellungen. Öffentliche ‚Aufzüge 
und Zufammenfünfte an öffentlichen Belufligungsorten 
vor beendigtem lebten Gottesdienſt und an den Vor⸗ 
| abenden der Sonn⸗ und Feiertage bei 5 Rihlr. Strafe, 
an den Feſttagen bei 10 und in ungemiſchten proteſtan⸗ 
Aſchen Orten an Kommuniontagen bei 8 Rihlr. Strafe, 
Auch geſchloſſene Geſellſchaften (Muſcen ie) find ge⸗ 
halten, dem Abſatz 6, lit. a und b der Verordnung 
vom 41. Nov. 1804 R. 8. 05, I gemäß an den 
dort genannten Tagen keine Tanzbeluftigungen zu geben. 
M. da J. 2.Okt. 1837, N. 8926 (in scr.): Bei gleicher 
Strafe wie. oben find. Hochzeiten; welche mit einer 
Mahlzeit verbunden find, oder auch Hochzeitdaufzüge 
ohne Mahlzeit vor beendigtem Gottesdienſt unterſagt. 
Siehe $ 421 d, ferner ſiehe Anm. zu $ 981, 


Zweites Kapitel. 
- Bon Tanzbelnftigungen, - 


A. B. D. 1825, N. 41. p. B. M. 1805, 0.2085 1. 
MM B. N. 1805, N. 2 Me 


$ 420. Familientänze, oder ſolche Tanzbeluftigungen, 
welche nicht des Wirchöfchaftsverdienftes wegen angeftellt 
werden und wobei Feine öffentliche Zuſammenkunft flatt 
findet, wie dieß der Fall bei Hochzeiten iſt, bedürfen feiner 
obrigkeitlichen Erlaubniß. 


$ 421. Jene zu öffentlichen Tänzen ift bei dem 
Amt nachzufuchen bei 4 Rthlr. Strafe. Die Erlaybniß 
wird gegeben: 
a. auf Fürbitte der Mehrzahl des Ortsgerichts oder PR 
einer gefchlofienen Geſellſchaft; 
b. mit Ummechfelung unter den Wirthen; | 
c. nicht zu häufig, vielmehr mir Rüdficht auf Erhaltung 
der Sittlichkeit und Verhütung von übertriebenen Aus⸗ 


* 
vaben/ leineswegs auf reucises wvererten der 
Witrthe; 

| .d in gemifchten und ungemifchten Landorten aut dann, 
wenn von den Örtögeiftlichen das Zeugniß darüber 
abgegeben worden, daß an dem Sonn⸗ oder Feiertage, 
mo getanzt werden will, das heilige Abendmahl nicht 


werde ausgetheilt werden, oder nicht ausgetheilt wor⸗ 
1, ‚den ſey. R. B. 30, XVI. 


0 In Drtfchäften, welche: nabe an Städten: — wird 

das Amt den Anordnungen der Stadtpolizei in Be- 
ziehung auf die von den — — Tanzplaätze 
nachgeben. 


"Die Tanzerlaubniß ik: 


£. an Werktagen nur felten, an Montagen niemald, R. 
B. 14, XIX. A. B. P. 1814, N. 96, auch nicht mehrere 
Tage nach einander zu ertheilen. 


Ferner niemals an den Sonntagen in den Faſten 
oder der Adventszeit, oder an Vorabenden eines Sonn⸗ 
oder Feiertags bei 16 Rthlr. Strafe. 


Anm. Bei Kirchweihen macht die Praxis eine Ausnahme, 
indem hierzu auf Sonntag und Montag Tanzerlaubniß 
gegeben wird; es iſt jedoch gerathen, den Tanzzettel für 
. ben zweiten Zag nicht eher zu verabfolgen, als bis ein 
Beugniß des Drtsvorftandes vorliegt, daB der erfte ohne 
Händel und Unſchicklichkeiten abgelaufen fey. Acht Tage 
vor und nach dem tvangelifchen großen Buß: und: Bettag 
"m proteftantifchen oder gemifchten Orten dürfen Feine Klrch⸗ 
weihen flatt finden, und, wenn fie dem Herkommen gemäß 
auf einen folhen Zag fallen, müffen fie verlegt werden. 
A. B. M. 1837, Beil. N. 35. — * bei 
20 Rthle. Strafe verboten. 
€ Die Tanzetlaubniß darf niemals vor beeudigten Bottee- 
dienſt ihren Anfang nehmen bei 8 Rthlr. Strafe; 
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h. es iſt dafür die geordnete Gebühr zu entrichten,” nur 
ſoiche geſchloſſene Geſellſchaften find davon: frei, weiche 
für einen ſtändigen Gefellfchaftsswed: eigene Wohnun⸗ 
gen haben, M. d. J. d. d. 17, Da. 1827, N. 12335, 
Siehe $ 419, | Er} 


In einzeln gelegene Häufer und Hirt if Hai 
Erlaubnig zu geben, 


Anm. Die Polizei ift nicht genöthigt, RE Es 
geben; ber Wirth darf diefes nicht als Erwerbs: und Loſungs⸗ 
mittel nachſuchen, und der Polizei in ben Städten iſt nach 
den Berfchiedenheiten ‚der Bebürfniffe die Anordnung deßhalh 
anheimgegeben. R. 8. 05,1, $ 8. Es fraͤgt ſich hiebei 
hauptſaͤchlich: was für eine Klaffe gewöhnlich das betreffende 
Wirthshaus beſucht, ob es im oder außer der Stadt ift, 
was die Perfönlichkeit des Wirths für eine Garantie sibt, 
und ob nicht etwa zufällig Mißverhältniffe unter der Bürgers 
ſchaft, beziehungsweife der das Wirthshaus — Klaſſe, 
herrſchen. R. B. 36, XXXVII, $ 3, Abſ. 3 — 


5 422. Oeffentliche Tänze ſollen in den —— 
und in den kleineren Städten unter 4000 Seelen nicht über 
10 Uhr, in den größeren Städten nicht über 11 Uhr Nachts 
dauern. Ausnahmen finden ſtatt, bei herkömmlichen Faſt— 
nachts⸗, Kirchweih., Ernte- und Herbſttänzen. Hier kann 
jedoch nur das Bezirksamt (Polizeiamt) bei dem Nachfuchen 
um die Tanzerlaubniß die Feierabendftunde auf eine fpätere 
aber ausdrücklich zu beftimmende Zeit verlegen. R. B. 36, 
XXXVIL Giche $ 426, 

Anm. Allzu große Nachgiebigkeit hierin. artet gar bald in 
Kraͤnkung der gerechten Anfprühe der Nachbarn auf Erhal⸗ 
tung der Nachtruhe aus, zumal bei Wirthehäufern, deren 
Rage fie in unmittelbare Berührung mit den Nahbarges 
bäuden bringt. 

$ 423; Für jeden Tanzbeluſtigungsort iſt in Städten 
ein Voligeioffigiant, in Dörfern: ein unbefcholtener Bürger 


als Tanzwüch ter auf Koſten des: Wirths aufzuſtellen bei 
A NRthlror Strafe. Bei entſtehendem Streit oder fonftigen 
ſittenwidrigen Auftritten iſt die Muſik ſogleich einzuſtellen, 
und nicht eher wieder beginnen zu laſſen, als bis die ſtrei⸗ 
tenden Theile einzeln heimgewieſen und von der Straße oder 
a ‚polisgilichen Berbaft gebracht find; zu gleicher Zeit find 

nicht fortzumeifen, fondern der eine Theil fo lange zu- 
rückzuhalten, bis der andere völlig befeitigt it. Der Wirth 
und feine Mufehrter. find nebſt — Wächter Kae verant- 
wörtlich, 

Wo dir Daiwiſchentunft des Wachiers ungeachtet Sünder 
in Schlägerei unter mehreren ausarten, wird ein Fahr lang 
die Tanzerlaubniß im Ort eingeſtellt; Hochzeittänge ausge⸗ 
nonmen. | 

6 424, Deffentliche Tanzbefuftigungen für Kinder, Kin. 
‚ derbälte, find verboten. P. B. N. 1804, N. 25. Auch 
iſt Jungen Leuten unter 18 Jahren nicht zu geftatten, fich 
anf Tanzböden als Theilhaber oder Zufchauer einzufinden. 

Ueberhaupt ift die Schuliugend vom Befuch der Wirths- 
bänfer fern zu halten. A. 8. ©. 1833, N. 9. 

— 425, Verkleidung und Maskerade bei öffentlichen Tän- 
zen ift von dem Amt nur in Städten und für feltene Fälle 
zu geitatten. Gittenwidrige, und folche Darftellungen, welche 
Geiftliche in ihrer Amtstracht nachbilden, find nicht zuzu- 
laſen. 


Drittes Kapitel. 


Vom Wirthshausſitzen und Zechen, insbeſondere von 
Beobachtung der Feierabendſtunde und vom der Nacht⸗ 
fchwärmerei. 


R. B. 36, N. XXXVI. 


4 42. Die Befuche der Wirths⸗, Kaffee- und Bier- 
bäufer, gefellfchaftliche Zufammenkünfte, Tänze m. f. w. 


in ſolchen und an bffentlichen Beluſtigungsorten/ ſollen in 
der Regel nicht über die Polizei⸗ oder: Feierabendſtunde an⸗ 
dauern; die Polizeiſtunde iſt in den Landgemeinden und in 
den kleineren Städten unter 4000 Seelen auf 10 UHR); Ah 
den: größeren Städten auf 11 up ea — Aus⸗ 
— finden Batts- ir u tan Tutnreun Tau 
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4) Hei Fremden, welche ih Bopbäufeh logiten⸗ fee 
"fie ein anfländiges Beuehmen beobachten, u J ei 


22) Für geſchloſſene Vrivatgelell ſchaften de ſich auf Kin. 
137. gere Zeit und mit Vorwiſſen der Polizeihehörden Lon- 
ſtituirt haben „auch. in ihren Statuten und; Mitgliedern 
Din ine Gewähr für Ordnung: und. Siste ‚finden. laſſen; 
1,1. ‚machen. folche Gefellfchaften jedoch von dieſer Vergün⸗ 
1; -Migung Mißbrauch, nnd find. zweimal von der Polizei⸗ 
>... #ele des Orts vergeblich gewarnt worden, ſo wird 
das Geſellſchaftslokal gleich den Wirothintenn * 
‚polizeiliche Aufſicht geſtellt. 
5 Bei Hochzeit⸗, herkömmlichen Faſtnacht⸗ — 
Ernte⸗ und Herbſttänzen, und bei andern beſonderen 
— hier kann jedoch nur die betreffende 
Staatspolizeibehörde bei dem Nachſuchen um die Tanz⸗ 
erlaubniß die Feierabendſtunde auf. eine ſpätere, aber 
ausdrücklich zu beſtimmende Zeit verlegen. Siche hier⸗ 
über auch $ 422, - — 
er 427, Der Eintritt: der Polizeiſtunde iſt — Viertel⸗ 
ſtunde vorher, alfo um P.auf 10 Uhr, bezüglich 2 auf. 11 
Uhr, durch das. Läuten einer vernehmbaren Glocke gu ver⸗ 
fünden; wo dieß. nicht ausführbar ‚ oder and anderen Grün⸗ 
den von dem Bezirfdamt depfalls ‚eine Ausnahme, geflattet 
iſt, hat ‚die Ortspolizei den Eintritt :der — in 
von: Wirthshäuſern anzukündigen. 
In außerordentlichen Fällen ſteht es —* "Ontspoligei- 
behärde. zu, die: nie ine — re Zeit 
zu beſtimmen. hl HALyT 


„: Mach eingesretener Feierabendftunde find die Wirthshäuſer 
Durchs die Polizeimannſchaft zu vißtiren; alle noch; darin 
heſiadliche Gäſte, d. h. Meberfigers find: eben fo, mie der 
Wirth, der ſie geduldet hat, ſtrafbar/ und erfiere ſind zu 
dieſem Behufe aufzuzeichnen. Die Polizei hat die. Ueber⸗ 
ſitzer auszuweiſen, Unfolgſame aber mittelſt Zwangs oder 
ana su entfernen, wenn fie die öffentliche Ruhe und 

rönung durch Gefchrei, lautes Singen „oder. fonftigen 
Unfug beeinträchtigen. 

15488, Die Wirthe, weiche Ueberſitzer dulden, find- in 
Landgemeinden und in Städten unter 4000 Seelen mit drei 
Gulden, und in größeren Städten mit fünf Gulden zu 
beſtrafen; wenn die Strafe im Laufe eines Jahres viermal 
gegen. einen Wirth erkannt worden iſt/ fo Fann im Sten 
Fall das in den 66 RB und 24 der Wirthſchaftsordnung vom 
16Oktober 1834 vorgefchriebene Verfahten wegen Verluſt 
der Wirthſchafteonceſſſon gegen ihm eingeleitet werden (fiebe 
5 1284). Bei Wirthen, welche ihre Säfte nach ‚der Polizei. 
ſtunde verheimlichen, oder dem. Bolizeiperfonale deu Einlaf 
sun Nachſchau verweigern: oder erſchweren, werden die Geld⸗ 
heafen verdoppelt, Die: aufgefchriebenen Meberfiper unter- 
liegen einer Geldſtrafe von einem Gulden, : vorbehaltlich 
der weiteren Strafen. wegen ſonſtigen, von: ihnen begangenen 
unfuges. 

8 429. Das Herumziehen in Geſellſchaft in den Straßen 
iſt nach der Polizeiſtunde bei Strafe von einem Gulden 
unterſagt; die Uebertreter ſind von der Polizei aufzuzeichnen 
und heimzuweiſen. Nachtſchwärmer, welche. durch Schreien; 
Jubel, oder ſonſtigen Unfug die Nachtruhe ſtören, ſind zu 
derhaften, und das erſte und zweitemal mit 24ftündigem 
Arreſt zu beſtrafen; bei dem dritten und weitern Frevel 
innerhalb des Laufes eines FJahres unterliegen dieſelben 
einer Gefängnißſtrafe bis zu acht Tagen, vorbehaltlich der 
weiltern Strafe wegen eines bei der Nachtſchwärmerei bes 
gangenen ſonſtigen Vergehens. 
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8430, Die Webertretumgen der Polizeiſtunde unterfuchen 
und beſtrafen die Bürgermeilter , oder in den. gröfern-Städten 
die Bolizeiämter ; wenn ein Wirth; bereits viermal im Lauf 
eines Jahres vom Bürgermeifter geftraft: iſt, ſo muf der 
weitere, Webertretungsfall dem Bezirksamt sur ‚Unterfuchung 
und, Erledigung angezeigt werden. Gleiches ift Bei Nacht. 
ihwärmern , die fchon zweimal im Laufe des Jahres vom 
Bürgermeifter wegen Störung. der Öffentlichen Ruhe beftraft 
worden ſind; im Fall der Vermoögensloſigkeit der Beitraften 
find die Geldſtrafen ſogleich in bürgerliches Gefängniß zu 
verwandeln, und fchnell und machfichtöfos zu vollziehen, 
Bon allen Geldftrnfen Bis zum Berrage eines Gufdens ein— 
ſchließlich, erhält der mn bie . von * — 
aber ein Drittel, 

IP} "gi434, Wenn das Polijeiſer ſonal die — * 
ihm zur Kenntniß gekommenen Uebertretung der Feierabend⸗ 
ſtunde oder die Nachſchau in Straßen und Wirthshäuſern 
unterläßt, ſo wird daſſelbe beim erſtenmale mit Arreſt, beim 
zweitenmale mit: Dienſtentlaſſung beſtraft. Die Unterlaſſung 
des Läutens oder des Anſagens der Polizeiſtunde in den 
Gemeinden, wo dieß ſtatt des. Läutens angeordnet iſt, wird 
mit. augemeſſener Geld⸗ ‚oder. Gefängnißſtrafe ‚bei. den; hiezu 
Beauftragten gerügt; übrigens. lann dieſe Unterlaſſung nie- 
mals als Entſchuldigung von den uchenrerenn der Polizei⸗ 
ſtunde benutzt werden. 7 17311315 
46432. Die Gensdarmerie ‚if 324 die Thätigkeit 
der Ortspolizeidiener zu kontroliren, und ſie gegen Ueber⸗ 
treter, welche die öffentliche Ruhe beeinträchtigen, zu unter⸗ 
ſtützen; ſie hat demnach von den Uebertretungen dieſer Be- 
ſtimmungen bei, ihren Nachtpatrouillen Kenntniß zu nehmen, 
und ſolche dem Bürgermeiſter (bezüglich dem Polizeiamte) 
und dem Bezirtsamt/ wachen der wirgerweiger untergeord⸗ 
net iſt, anzuzeigen. 

Mach Eier dIJ. a d.; . Ser. 1836, N, 10,552. 

1070 B. M. N. 84 hat die Gensdarmerie für ‚etwaige Ans 


mod elgen wegen Uebertretung der Feierabendftunde Feine Gebühr 
191°. gu fordern, und auch eine folde von Miemanden anzuneh ⸗ 
un men, wohl aber für jede Verhaftung eines Uebertreters ber 
6 Wolizeiftunde die uͤbliche Fanggebuͤhr anzuſprechen. 


5.433. Alles Zufammenfigen in Privathäuſern, zum 
unmäßigen Zehen, A. A. L „Zechen‘‘, oder in abgefon- 
derten, der Polizeiaufficht entzogenen Zimmern der Wirths⸗ 
äufer, ift verboten; eben fo das Zechen und Tanzen bei 
Kindstaufen außer dem Haufe bei Strafe von 10 fl. für 
den Wirth, und 5 fl, für jeden der Zechenden, Spielleute 
und Tanzenden. A. B. M. 1836, N. 22, 


9 434. Das Auszapfen des eigenen Gewichſes ı unterm 
Fe fo wie aller Detailverfauf von geiftigen Getränken, 
ohne die im vierten Kapitel des fünften Titels des vierten 
Buchs erwähnte Gewerbsbefugniß iſt nicht: — Siehe 
* BD. 1829, R. 101. 


vg 485. Den Wirthen iſt verboten: 
s. über 3 fl. für Zehrungen zu borgen, erbte Pr 
1954 KRonfiskation der-Zeche , das zweitemal mit einem Straf- 
Su zuſatz von 5 Rthlr., weicher in jedem folgenden Fall 
nv. verdoppelt wird, R. B. 11, XXIX; wenn fie bei Sant- 
ii und andern -Liquidationen, Darlehen auf Handfchrift 
niroginbeingen, fo if der Urfprung der Schuld genau zu 
erörtern, erforderlichen Falles handgelübdlich oder 
11 sehdlfich beftätigen zu Taffen, daß Feine Saufſchulden 
darunter verborgen ſeyen; 
IB mit Wein, Früchten oder fonitigem Feidermachs 
für Zechſchulden bezahlt zu machen; das Bezogene ift 
ii herauszugeben und wegen des Borgens triti obige 
Strafbeſtimmung ein; 
6. geiſtige Getränke an junge, noch nicht der Sonnugt. 
ſchule entwachſene Leute abzugeben; 
*8* Perſonen, bei welchen ein Anfang von Truntenheit 
bemerklich wird, ferner geiſtige Getränke zu verab⸗ 
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” .. zeichen. .: Solche, melche ſtark betrunken find, zumal 
+: Kremde, follen fie nicht fortgehen laſſen, ſondern in 
nv. . ihrem Haufe zur Ruhe bringen und der Ortspolizei 

die Anzeige. machen. Die Angabe, der Trunfene 

babe in einem andern Wirthshauſe gezehrt, entfchuldigt 
wegen Unterlaffung diefer Borfchrift nicht, 


65436. Alle Zehrung oder einbedungene Bezahlung 
von Zechen bei öffentlichen: Verfleigerungen, fie ſeyen frei- 
willig oder geboten, ift unterſagt; R. B. 13, IL R. B. 
22, XXL A. 9%. I „Zechen.“ Der Wirth kann darauf 
feine Forderung gründen. R. 3. 19, VII. Zur Bermeidung 
alles Anlafies hierzu find die Berfleigerungen nicht in Wirths⸗ 
fondern in den Gerichtöftuben zu halten, A. B. N. 1806, 
N, 40, und Beinfäufe dürfen nicht ftatt haben. R. B. 13, 
II. 19, VIII. 


47. Perſonen, welche ſich der ſchändlichen —— 
heit des Trunks ergeben, werden zuerſt von der Orts⸗ 
polizei gewarnt, im Wiederholungsfau mit bürgerlichen 
Arreſt belegt, bei weiterer Uebertretung dem Amt zur firengen 
Korrektur, nach Umftänden zur Behandlung als nn 
der (Satz 250) angezeigt. L. O I. VL. 


Diertes Kapitel. 
ui. , Bon Spiel und Lotterie. 
13" Saas A. A. 1. „Spielen.“ E. ©, I. XII. 


$ 438, Kartenſpiel in Wirthsbäuſern iſt Bauern, 
Taglöhnern und Handwerkern an Werktagen gänzlich, an 
Sonntagen alsdann verboten, wenn fie um Geld oder Wein 
fpielen; dei 15- Rthlr. Strafe für den Wirth und die 
Spieler. ;; J 
8 —R Hazardſpiele in Wirtho⸗ oder Privathäuſern 
allen Ständen: ohne Unterſchied bei Konfistation des aufge⸗ 

17 


legten Geldes, 207: Strafe für jeden Spieler: und 20 fi. 
für: deh Dauswirth , im Wiederholungsfall bei gefchärfter 
Strafe; da wo Ältere beflimmte Lokalverordnungen gegen 
die Hazardfpiele beſtehen, find die Uebertretungen darnach 
zu: beftrafen. M. d. J. d. d. 5. Fanuar 18419, N. 97. 


$ 440. Gchollertifche und andere Glüdsfpiere follen 
anf Kirchweihen, Jahrmärkten u. f. mw. nicht mehr geduider 
werden. P. B. N. 1804, R. 10. Siehe an. B. N 
1834 N. 30. 


441. Die Errichtung einer Lotterie und jede Theil⸗ 
nahme daran bedarf der polizeilichen Erlaubniß, und zwar, 
wenn der Preis der ſämmtlichen Zoofe unter 50 fl. ift, des 
Amts; von 50 — 300 fl. der Kreisregierung über 300 f- 
der oberiten Staarsbehörde In der Regel wird die Er 
laubniß zum Ausfpielen nur für wenig verfäufliche Kunft- 
produtte oder Sammlungen ertbeilt, und zwar 

a. nur an’ Bewohner der Städte erjten oder zweiten 
Ranges; 

* b. nach vorgängiger Prüfung des Werthes, der nie unter 
de Betrages ſämmtlicher Looſe ſeyn darf; 

e. mit dem Verbot öffentlichen Feilhaltens der Looſe. 

Die letztern ſind; 
d. von der Polizeibehörde zu kontraſigniren bei Strafe 
von + ihres Nennwerthes; 
. die Ziehung muß Öffentlich vor einem Aktuar gefcheben ; 
. jede Lotterie - Ankündigung mit ae Vidit ver- 
ſehen fenn; 
— yon dem Ertrag der Looſe, ein big zwei pEt. für: bie 

- Drtsarmen abgegeben werden, 

1 90442. Wenn Gegenftände: von geringem Werth durch 
Kegel. oder andere Webungsfpiele herausgefpielt- werden 
ſollen, ſo And ſie vorher obrigkeitlich zu tariren, und‘ die 
Einſatze Dürfen. nicht um mehr als: > den Werth überſteigen 


6 
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Das: Ausſpielen von. Gegenftänden durch dad. 2008. bei öffent- 
kichen Beluſtigungen bleibt als Hazardfpiel verboten. M. 
B. 14, XIX. 

5 443, Alles Eolleftiren für ausländifche oder 
wicht geſtattete inländiſche Lotterien, auch deren Anzeige 
in inländiſchen Blättern R.B 21, XXL, und Beſorgung 
von Lottoangelegenheit mit oder ohne Belohnung R. B. 
20. U. iſt bei Strafe verboten; erſtmals bei 25 fl. oder 
Hotägiger , zweitenmals bei 50 fl oder 2Otägiger, jede wei- 
tere Webertretung bei 30tägiger Arreititrafe. Die Anzeigs- 
gebühr beträgt ein Drittel, mindeftens 10 fl., und wird, 
wenn Arrefiftirafe angefest wird, aus der Amtskaſſe bezahlt, 
RB, 2, XXV. Die Errichtung einer Geldlotterie if 
bei: gleicher Strafe und Konſiskation des Fonds, Ausfpie- 
len. von Realitäten, Pretiofen oder Fahrniß, bei Strafe 
von 5 fl. bis zu ein. Drittel des Nennwerths der Looſe, 
Befchäftigung mit. dem Abſatze folcher Looſe mit.der Hälfte 
diefer Strafe verpönt. Auswärtige fich einfchleichende Kol- 
lektanteñ haben gleiche Strafe, wie die Unternehmer ver- 
botener Lotterien zu gewarten. R. B. 11, XXVI. A. 2. 
P. 1817, N. 59. Gleiche Beſtimmungen wie oben gelten 
in Bezug auf das Verheuren oder Vermiethen der Partial⸗ 
obligationen von Staatsanlehen, aus welchen, nach der 
eigenen Einrichtung ſolcher Anlehen, die feſtgeſetzte jährlich 
zurückzuzahlende Anzahl mittelſt des Looſes herausgezogen 
wird, und wovon ein Theil mit Gewinnſten verbunden iſt. 
R. B 33, XxXxvII. 


Fünftes Kapitel, 
on Verſchwendern. 
in; e. D. III. v1. $ 16... P. B. M. 1805, N. 28. 
5444. Alle übertriebene, mit den Bermörensumfänden 


* Gebers in feinem, Verhältniß ſtehende Zehrung bei 
17* 
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Hochzeiten, Kindranfen, A. 9.1. „Hochzeiten „Kindtau⸗ 
fen’ „Xeichen‘ L. O. 1. VII. VIH.X. 8. M. d. In vom 
5, uni 1821, Nr. 6512. Leichen, R. B. 8, XXX. , und 
ähnlichem Anlaß, auch die Verlängerung der erſtern über 
einen Tag oder das Beginnen einer Hochzeitöfeier vor be- 
endigtem Gottesdient R. B. 5, I, endlich alle übertriebene 
Ausgaben bei Gevatterfchaften, find verboten. 9. R. J, 
133. P. B. M. 1803, Nr. 23. Es foll jedoch hauptfächlich 
durch Belehrung und Ermahnug auf Abitellung alter Miß— 
beäuche bierbei gewirkt werden, St. M. d. d. 17, Mai 
1821, Ar. 1291, 


$ 445. Auf Verhütung unnötbiger und verderbii. 
cher Pracht und häufigen Wechfels in Kleidern und 
Menbeln, zumal ſolchen, die aus dem Ausland 
fommen, if durch Ermahnung und Zurechtweifung mög- 
lichſt hinzuwirken; Verfchwendung in diefen Stücken poli— 
zeilich, und, wenn ſie mit leichtſinnigem Schuldenmachen 
verknüpft iſt, ſtreng zu beſtrafen. 2. O. L XIII. XIV. 


$ 446. Müßiggänger, zumal folche, die noch nichts 
geleitet baben und von ihren Einkünften nicht Teben können, 
find durch Vorſtellung, und, wenn fie darauf nicht. hören 
und mit der Zeit den öffentlichen Fonds zur Laſt zu fallen 
drohen, durch Arreft und Zwangsarbeit zur Thätigfeit zu 
bringen, R. 8. 10, XXI, jedenfalls ihr Betragen ſtreng 
zu beobfichten. Ledige Leute, welche fich vermöge ihres 
Alters, ihrer Körperfräfte und häuslichen Verhältniſſe 
zum Dienen eignen, find dazu mit Strenge anzubalten, und 
ihnen nicht zu geflatten, unter dem Vorwand des Taglohns 
bei ihren Eltern ſitzen zu bleiben, noch weniger dürfen 
elternlofe erwachfene Gefchwifter im Tedigen Stande ge- 
meinfame Haushaltung sufammen führen, 

$ 447, Wer im Gebrauch feiner Lebensverhäftniffe für 
feine Annehmlichkeit irgend einem gefekwidrigen Ausbruch 
feiner Leidenfchaft fo viel nachfieher, dag diefer zu einem 
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Hang erwächſet, der feine Vermögensumſtände und feine 
Familie zu Grunde zu richten drohet, der verfält als 
Uebelhauſer unter befondere polizeiliche Aufficht und 
angemeflene VBerbefferungsverfuche, Zu folchem Hang ge- 
bören Müßiggang und Trägheit, welche fo weit gebet, daß 
liegende Güter ungebaut und Gebäude ohne Reparatur 
belaffen merden, Gewohnheit des Trunfs, Spiels. oder 
Wirthshausſitzens, fortgefester Hang zu unzüchtigem Leben, 
Leichtfinn in Eingehung von Kontraften und Zahlungsver- 
bindfichkeiten , Teichtfinniges Einlaſſen im Prozeſſe und 
Händel, zumal unberufene Einmifchung in die Nechtsan- 
gelegenheiten anderer, unverbefierliche Händelfucht u, dgl. 
mehr. R. B. 8, XIX. 


». 8 448, Die Ortövorgefesten, namentlich Baifenrichter, 
Bfarrämter, Amtsreviforen und ihre Gebilfen find zur An- 
zeige von folchen Perfonen, welche fich zu Webelhäufern 
qualifizieen, verbunden, und dafür verantwortlich, daß dich 
bei Zeiten geſchehe. A. A. I. „Gant“ $ 14. Die Anver- 
wandten und Berheiligte können daranf antragen. 


Bei ausbrechenden Ganten hat das Amt ex officio den 
Salliten und feine Ehefrau über die Urfachen ihres Ber- 
mögensrückganges zu Fonftituiren, darüber Vorgeſetzte und 
Nachbarn zu vernehmen, und die angegebenen Verſchulden, 
fo wie die zur Entfchuldigung vorgetragenen Unfälle genau 
zu erörtern, damit Teichtfinniger. Verhaus polizeilich, be- 
ee ea aber peinlich beftraft werde. 
H. R. J 

$ AR er dem überwiefenen Mebelhaufer find folgende 
Befferungsmittel nach vorgängiger, jedesmal zu ernenernder 
fummarifcher Erörterung anzuwenden: 

a. ernftliche Ermabnung, verbunden mit Anleitung zu 
zweckmäßiger Lebensweife und mit Befeitigung des 
‚ Anlafies der Verſunkenheit, als Ehehändel, böfe Ge⸗ 
ſellſchaft, herumziehendes Gewerb und dergleichen: 


* 


b. polizeiliche Strafen: Thurmſtrafe, oder öffentliche 


Arbeit, U. A. J. „Uebelhäuſer,“ A WM. J. „Gant⸗ 
$ 12,, auch gänzliches Verbot des Beſuchs aller 
Wirthshäuſer; iſt er bereits im zweiten Grade für 
mundtodt erklärt, fo kann die Strafe bis zur Arbeits⸗ 
hausſtrafe ſteigen. RB. %, XVIL 


5 450. c. Mundtodterflärung im erſten Grad: 


&, R. 513. R. 8. 8, XIX. R. B. 11, XXXV. fie 
wird von dem Amt erkannt; Vermögensnnterfuchung 
und Gicherftellung derjenigen Fahrniß, welche dem 
Verderben oder Verſchleppen ausgeſetzt iſt, auch An- 
ordnung für den Unterhalt der Familie und die Er- 
ziehbung der Kinder wird damit verbunden. Das 
Erkenntniß if unter Benennung des Grades. und des 
beftelten Kuratord, durch Anfchlag am Narbhaufe 
und dreimaliged Einrücken in das Anzeigeblatt des 
Kreifes, auch jenes des angrenzenden, wenn das Amt 
ein Grenzamt ift, und anf Verlangen der Yntereffen« 
ten in das nächte inländifche Zeitungsblar zu vers 
fünden, 


Folge davon iſt Unfähigkeit vor Gericht zu rechten, 
Vergleiche abzuschließen, Anlehen aufzunehmen oder 
auf Borg zu handeln, Kapitalten zu erheben, Güter 
zu veräuffern oder zu verpfänden ohne Genehmigung 
des Kurators, ein Gemeinds⸗ oder Ehrenamt zu ber 
gleiten, Kuratel oder Beiftandfchaft zu führen, 


$ 451. d. Mundtodterflärung im zweiten Grade 


8. R. 513. a. kann nur auf Nachweifumg der vergeb- 
fichen Anwendung der früheren Beſſerungsverſuche 
und zwar durch die Kreisregierung erkannt werden, 
fie wird anf gleiche Weife, wie die erfte, verfündigt 
und bat zur Folge: 
1) Sleichtellung in allen Rechtsbeziehungen und 
Befuguiſſen mit Minderjährigen, Halbmündigen ; 


2) VBerlun der Fähigkeit zum Teßiren; unmAasu 
nr chi * Verluſt des RR in — 
iv“ beine a 


au ji! Ueber die Entmündigungen muß das. Ant. eine 

—* mit, nochitehenden Rubriken führen. Kamen, j 
werbe, Wohnort des Entmündigten (Mundtodien) , ra 
und Urfache der Entmündigung Mundtodtmachung) , durch 
welches Anzeigeblatt verflindet, Namen des Kurandrs, Auf 
hebung der Jnterdiktion. N. B. M. 1836, DI TR RUN Ein 
Verjeichniß über die Uebelhäuſer ift"in jeder Gemeinde an 
nem ſchicklichen Ort zu Federmanns Einficht aufsniegch, 
ABM 1832, 9. 01.6. 37. ur 


$ 453. Die Auf bebung der Mundtodtertlrung darf 
nur nach hinlaͤnglich erprobtef Beſſerung durch diejenige 
Behörde ausgeſprochen werden, welche fie erfannt ‚dat; fie 
if auf obige Weiſe zu verkünden. 


— a.ugethetes Anlia 
Bon Verhütung der Unzucht. 


5 254 Leder Anlaß zu unfittlicher. Geſchlechtsvertrau⸗ 
lichkeit iſt möglichſt zu verbüten, weßhalb ſämmtliche Be⸗ 
hörden ein ſtreuges Augenmerk anf etwa ſich bildende Lieder- 
liche Geſellſchaften und auf Häuſer zu richten haben, im 
welche junge Leute dazu eingezogen werden. Geſchieht 
letzteres aus: Bewinnfucht, ſo find folche Uebelthäter pein- 
lich zu beſtrafen. Häufer, deren Bewohner im folchem, 
einigermaßen gegründetem Verdacht ſtehen, find. von Zeit 
zu Zeit, zumal, des Nachts, zu vifitiren, Perſonen, welche 
nicht in dieſelbe gehören, zu;arretiren und dem Amt zur 
Beftrafung anzuzeigen. “ 
Das Zufammenfigen junger Lente, beiderlei Geſchlechter 
in-Kuntelkuben, zumal ohne Aufficht der Eltern, if 


verboten bei 21. Strafe für den Hauscigenthümer und 1 fi. 
Strafe für jeden Teilnehmer. 2. O. J. XVII, Auch un- 
nöthiges und unzeitiges Umherlaufen auf den Straßen bei 
Nachtzeit und auſſerhalb der Ortfchaften in fpäter Abendzeit 
iſt nicht zu geflatten, vielmehr Eltern und Dienfiperren zu 
veranlaffen , folches ihren Angehörigen nicht nachzuſehen. 
Siehe auch 5 429, 

$ 455. Es if jedem Hausvater bei Strafe verboten, 
beranmwachfende Kinder und Dienftboten verfchiedenen Ge- 
ſchlechts in einem Gemach fchlafen zu laſſen. Eben fo if 
zu vermeiden, daß Buben und Mädchen zuſammen das 
Dich hüten oder fich in der Nähe des Faſelplatzes aufhal- 
ten, A. A. J. „Unzuchtverhütung.“ 

$ 456. Verlauf anſtößiger, ſchlüpfriger Bilder, Lieder 
und Erzählungen, zumal auf Märkten, ift nicht zu geftat- 
ten; fie find wegzunehmen, und, wenn fie allgemein 
ſchädlich find, zu vernichten, andernfans über die Grenze 
zu ſchicken, A. B. P. 1811, Nr. 99. die Verkäufer aber 
nach Umftänden mit Geld. oder körperlicher Strafe zu 
belegen. Siehe auch 5 402. 


$ 457. Zum Baden in Flüffen und Bächen find be. 
fondere Plaͤtze außerhalb der Ortfchaften, entfernt von 
Straßen und Öffentlichen Plätzen anzuweiſen; niemald zu 
geftatten, daß Kinder beiderlei Geſchlechts mit einander 
baden, 


5 458, Das Zufammenmwohnen Tediger Berfonen, welche 
früher eines ungüchtigen Wandels verdächtig oder- überwie- 
fen wurden, oder die Abficht, fich mit einander zu verehe⸗ 
figen, zu erkennen gegeben haben, ift unter feinem Vorwand 
zu geflatten , und wenn fie fih auf die an fie ergebende 
Warnung nicht trennen, dem Amt die Anzeige zu machen, 

$ 449, Schwangere Weibsperfonen, die ihre Schwan. 
gerfchaft nicht verheimlichen, oder nicht heimlich gebären, 
oder wenigſtens das heimlich getragene und geborene Kind 


N 


lebend und unbefchädige » vorweiſen / könnennnicht wegen 
uUnzucht zur Unterſuchung und Strafe gezogen werden; 
RB. 13, N. VE Fu allen anderen Fällen aber und mo 
unzucht nicht ſchwangerer Weibsperfonen zur Rüge Fommat) 
ſo wie wegen Unzucht der Mannsperſonen, welche von der 
in Unterſuchung ſtehenden Dirne unaufgefordert angegeben 
werden, und gegen. welche zugleich auch aus erhobener 
Kundfchaft über ihren Wandel der, Verdacht des, unfittli- 
chen Zuwandels zu der. fraglichen Weibsperſon hervorgeht, 
R. B. 123, XXI tritt Unterſuchung ynd, wenn. der 
Thatbeſtand erwieſen iſt, Strafe ein, nach dem VII. Dr. 
ganifatiogsedift 5 62. Siehe auch R, 8. 5, VI R. 8, 
9, XXVIL., fiebe ferner Juſtizminiſterialerlaß d. d. 18, 
Nov. 1836, 9. 5261. 


Dritte Unzucht, fo wie ſolche womit helondere vpia⸗ 
ten verletzt worden, wird. peinlich, behandelt, O. €, VII. 
62. und mit Arbeitshausſtrafe belegt. R. B. 26, XVII, A. 
B. D. 1826, Nr. 24. Alle Unzuchtsſtrafen find ‚binnen. 6 
Wochen zu erlegen , ‚oder mit Re ber 1, Fr 8 
1 Tag abzubüßen. 

$ 460. Gegen —— —— ihre an 
gerfchaft verhehlen, heimlich . niederfommen , und nachher 
ein todtes Kind beibringen, iſt peinlich'zu procedirem. 


$ 461. unehelich fchwangere Weibsperfonen, welche 
einen anderen Heimathsort haben, auch fonftige fremde 
liederliche Dirnen, find aus- und in ihre Heimath zu 
verweifen, die Obrigkeit der letztern aber davon zu benach- 
richtigen. Diefe Ausweitung darf niemals nahe vor der 
Niederkunft, worüber vorher eine Unterfuchung durch die 
Hebamme zu veranftalten iſt, noch in den erfien 6 Wochen 
nach derſelben ſtatt finden. Wenn: fie vor der Niederfunft 
nicht mehr geſchiehet, fo-ift die Heimathobehörde der Diene 
jedesmal vor der Fortweifung von: der flattgehabten Ents 
bindung in Kenntniß zu ſetzen. Wer eine fremde ſchwangere 


Frauen oper ſon in ſelnem Hauufe behält, nme der Obrigkeit 
Die, Anzeige zu machen, verfüllt in die Surnfe der Beher⸗ 
bergung fremder / nicht legitimirter Perfonen (1 bis 10 fd 
und wird für alle den öffentlichen Fonds etwa zukommen⸗ 
den Laſten verantwortlich. U: B. P. 1814, Ne, 77. Auch 
auf Vorgeſetzte, welche hierin ihre Schuldigkeit aid: sun, 
dehnt: ſich dieſe Berantwottlichtrit aus. u n43 


I482 Aut Welßsperfonen , die hach '$ 61. ansde- 
wiefen werden ebenſo alle einheimiſchen/ die man auf 
liederlichem Umperfichen mit Mantısperfonen bei Nacht, 
in abgelegenen Winkeln, in Wäldern, in bertichtigten 
Hänfern a. dal.) aufgestiffen bat, find vor ihrer Auswei⸗ 
ſung , bezüglich bei ihrer Arretirung, forgfäftiger ärztlicher 

Unterfuchung zu unterwerfen, und wenn fie veneriſch 
befunden werden und in ihrem Heimathsorte ſich Spitäler 
Befinden, anf Betreten ſogleich an dieſelben abllefern Ai 
Shffen ‚ andernfalls in dem Hofpitat des Amtsſihes (Amts. 
bezirkes) heilen zu laſſen, und zwar auf ihre eigene Koſten 
die Kranke arm, fo fallen die Koſten zur’ Hälfte auf 
die Amts-, zur Hälfte auf die Gemeindekaſſe des Hei— 
marbsortes. Mm. d, J. d d. 25, Yan. 1833, Nr, 669. 
Iſt die deme Kranke aus einem Staate, der und Leine 
Krankpeitstoften erfeht, fo müſſen bie Koften der Autskaſſe 
ganz zur Laſt fallen. | 


Siebentes Bapitel, 
Bon unmüten und betrügerifchen KRünften. 
b &. ©. IM. VII. R. 8. 134. R. XVI. 
$ 463, Ueber die Behandlung beramziebender Künſtler, 
Seiltänzer, Gaukler, Zafchenfpieler, Marionettenſpieler, 
fogenannter Schauſpieler, Drgelfpieler ꝛc. gelten nach⸗ 
ſtehende Vorſchriften: — — 


Reiſende Schauſpielergeſellſchaften bedürfen ı zu ihren 
Borftelluugen ‘der  vorgängigen ‚allgemeinen « Ermächtigung 
der ‚betreffenden: Kreisregierung 5: ebenfoy. ı wer seinen Luft⸗ 
ballon aufſteigen laſſen will, <in fofern ein Menfch damit 
auffieigen ſoll (und dieß nach vorgegangener, durch die 
Verordnung vom 6. Dftbri 1818 N. DB. RX range 
ordneter Prüfung am und für fich keinen Anſtand hat): 
Die Ermächtigung: des Bezirksamtes (welche: aber nicht vom 
Amtsaktuarien, ſondern von Beamten ſelbſt ertheilt werden 
ui: A. B. M. 1838, Beil: 31) genügt zu Vorſtellungen 
von Muſilern, ſo wie um Naturmerkwüdigleiten, oder 
ſeltene Kunſt⸗ Gegenſtände/ oder fremde Thiere gegen Be⸗ 
zahlung zur Schau zu fellem) oder Luftballons Teen auf⸗ 
ſteigen zu laſſen, für Vorſtellungen der Marionettenſpieler, 
Tafchenfpieler , der. engliſchen Reiter, der Equilibriſten und 
dergleichen, ‚auch ‚für. alle ,., welche fremde Thiere berum⸗ 
führen. Alle dieſe Perſonen ſollen, wenn fie, ‚entweder 
nicht mit Bifen, oder, nicht ‚mit, dem nöthigen Reiſegeld 
verfchen ſind, sogleich, am der, Grenze zurückgewieſen ‚werden, 
den. Marionettenfpielern 1, ſ. w. ſind in der Regel auſſer 
der Meßzeit und den Jahrmärkten gar keine Vorſtellungen 
oder Vorführungen zu geſtatten. Siehe auch A. B. M. 
1836, Nr. 79. 1837, Beil. 11. und 18. 


$ 464. In der Verfügung, wodurch die Erlaubniß zu 
Vorftellungen irgend einer Art gegeben wird, ift zu beitim- 
men, in welchen Orten und auf wie lange in jedem einzel» 
nen Drte die Borftellungen gegeben werden dürfen. Diefe 
Ermächtigung hat jedoch nicht zur Folge, daß die betreffen- 
den Perfonen in den bezeichneten Orten mit ihren Bor. 
ftellungen zugelaffen werden müffen, fondern diefe Zulafung 
bängt von dem Bürgermeiſter des Ortes ab, der die Be- 
mwilligung ertheilt oder verfagt, je nachdem er fie den 
Örtlichen Intereſſen angemeſſen oder nachtheilig hält; er- 
theiten kann er fie jedoch nur nach beigebradser 


Er m äch tigung Bes: Bezirksamtes (bezüglich der 
Kee is regierung)und auf keine laͤngere Zeit, als ſolche 
Fautet, Ertheilt der Bürgermeiſter hiernach die Bewilligung, 
ſo beſcheinigt er dieſelbe und ihre Dauer unten auf der 
die Ermächtigung enthaltenden Verfügung. Wo die ſonſt 
den Bürgermeiſtern zuſtehende Ortspolizei einer Staats: 
polizeiſtelle übertragen iſt, kommt dieſer ausſchließlich 
die Befugniß zu, die Bewilligungen zu ertheilen, ohne daß 
es dazu — (ſelbſt für reiſende Schauſpielergeſellſchaften, 
oder Luftballone, mit denen ein Menſch aufſteigen will) 
einer vorgängigen Ermächtigung der Kreisregierung be- 
dürfte. Ob Überhaupt Bewilligung zu ertheilen iſt, richtet 
* nach dem, was der Nachſuchende leiſtet. 

8465. Leute, welche fih mit Wahrfagen durch Anf⸗ 
fegen von Karten oder auf andere Weife abgeben, find als 
Betrüger Teichtgläubiger Menſchen, nach Umftänden ars 
Berläumder und Verführer mit angemeflener bürgerlicher 
Sefängnißftrafe zu belegen, ihre Befucher erſtmals zu war⸗ 
sen, im zweiten Fall aber zu beftrafen. Auf erftere iſt 
ununterbrochene polizeiliche Aufficht zu füpren, und ihre 
Häufer von Zeit zu Zeit zu viſitiren. 


Dritter Titel. 
Eheordnung . 
Erstes Kapitel, 

Bon Eingehung der Ehe. 
Erfter Abfchnitt. 
Erfordernisse dazu. 


$ 466, zur gültigen Eingehung einer Ehe wird er⸗ 
fordert: 
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1:,5gähigkeit zur Erfüllung der Ehepflichten und: Befig 


der , vernünftiger und ſittlicher Weiſe, bierbet: nn 
fegenden Eigenfchaften, daher 


a. Ehemündigfeit, E. O. 4, weiche hei Männern 


mit dem 18ten, bei Frauen mit dem 15ten Fahre 
eintritt. Das geſetzliche Heirathsalter ift Bei Männern 
dag zurücgelegte 25te, bei Frauen das 18te Fahr 


U NR. 144 Nachficht ertheilt das Amt. vom zurück⸗ 


gelegten, 20ten Fahre bei: milisfreien Männern, und 


we 


15ten bei Frauen; weitere Nachficht ift bei der Kreis. 
regierung nachzuſuchen. R. ©. 22, TIL .(&. Tar- 
und Sportelordnung $ 235, ‚und A. B. 8, „1832, 
Nr, 80,) 


Kriegsdienftpflichtige können nur mit Senifigung 
der Kreisregierung Altersnachſicht erlangen. 


Die Rachſichtbitte vom zurückgelegten Bten und 


* za Sabre . anfangend, wird nicht: ‚abgefchlagen; 
wenn nicht. befondere Verhaͤltniſſe, z. B. Leichtfinn, 


; Ungleichheit im After u. f. mw. eine unglückliche Ehe 


befürchten. laſſen, unter diefem Alter. aber, wird; fie 
nur aus befondern Gründen, ertbeilt, z E. Nothwen⸗ 
digkeit eigenes , der. Entwerthbung ausgeſetztes Ver—⸗ 


| mögen ; anzutreten, Unterſtützung kranker Eltern, 


befonders vortheilhafte Heiratbögelegenbeit, Jeden⸗ 


falls muß. bei dem Bittſteller ein, vorzüglich, fittlicher 


Lebenswandel; erprobter Fleiß und. Sporfamteit zu 
den andern Gründen binzufommen, 


$ 467. Ungültig iſt die Ehe desjenigen, der, 


b. als unheilbar unvermögend €. O. 8 in, die Ehe 


tritt, ohne daB, der. andere. Ehegatte, ‚solches. wußte, 


‚und, fich dabei beruhigte. Iſt die Unbeilbarkeit zwi⸗ 
felhaft / lo ‚find, drei Jahre forigeſetten Zuſammen⸗ 


Aebens abzuwarten. Mach geſchloſener Che entſtan- 


0. denes Unvermbgen ſcheidet nicht — en im 
1 Bweifelöfall nicht vermuther, 5 

ec. Ferner ift die Ehe ungültig wegen efelhafter und zu⸗ 

gleich ſchwer zu heilender, vorher verbeimlichter 

-Körper-Gebrehen, wohin auch übelriechender 

Athem und Schweiß gerechnet werden. Go -wie 

:&. wegen periodifcher, den freien Gebrauch der Vernunft, 
der Sinne oder der Glieder bemmender Zufälle; 


e. wegen Schwangerſchaft der Braut von einem 
dritten; 
‚Roggen Befangenheit eines Theiles in yeintin er⸗ 
—brechen, ohne daß im Beiden Fällen der, ‚andere 
Theil bei Eingebung ver Ebe darüber binweggeſeben 
"hatte, ls 
$ 468, Zur Eingebung der Che wird 
1 erfordert: Freiheit des Willens’ 2, R. 146. 
und der Perſon. E. DO, 9. Wer in- dem Zuſtand der 
Sinnlofigfeit oder höchſten Trunkenheit feine Einwilligung 
ertheilt bat, durch Zwang’ oder Drohung dazu vermocht 
worden , welche nach Zeit nd Ort, Kräften und Berhält- 
niſſen der Perſon nicht zu Befeitigen waren, hat für feine 
Perſon Klage anf Ungültigkeit der Ehe, form er nicht 
mach: erlangter Willensfreiheit feine Einwilligung erklärt, 
der: die Ehe 6. Monate fortgefegt hat, 8. R. 181. 
Gleiche Folge hat erwieſener unverſchuldeter Irrthum 
in der’ Perſon. E. O. 10. L. R. 180, 


$ 469, Ein weiteres Erforderniß it I 


IT. Unbefangenpeit. €. O. 6. 
‚a, Riemand kann gültig eine Ehe fchließen, der früher 
Merheirathet geweſen/ und deffen Ehe nicht in gefeh- 
cher Art und ſeit geſetzlicher Zeit anfgelöfet, 2. R. 
and von ſeiner Kirchenobrigkeit dafür anerkannt 
ER, »So! wird Reſchiedenen Katholiken von Seiten 


a2 


{ 
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ihrer Kirchenobrigkeit nicht: geſtattet ſich wieder zu 


verehelichen: eben‘ fo wenig wie Die Ehe eines ledigen 
Katholiken mit einem gefchiedenen Proteſtanten von 


er ihr nachgeſehen. Wegen Befangenheit ik auch der⸗ 


jenige nicht im Stande eine gültige Ehe einzugehen, 


der ſich durch kirchliche Gelübde zum eheloſen Stande 


‚verpflichtet bat. 


6— 470: b. Verboten und — it die be unter 
nahen Anverwandten, E. D. 5 namentichi 


Voreltern und Abkömmlingen In gerader Linie, fie 
ſeyen ehelich oder unehelich , Teiblich, angewünfcht: 
L. R. 348. oder angeheirather, 2. R. 161. ‚unter 
Schweſter und Bruder oder Halbbruder, ohne Unter⸗ 
fchied der ‚ehelichen oder: nnehelichen Geburt; ver 


"Boten unter Verfchwägerten deſſelben Grads, E. R. 


162. die Nachſicht davon darf niemals eintreten, wenn 
unter Verſchwägerten vor Auflöſung der erſten Ehe 


L. R. 164. b. erweislich Geſchlechtsvertraulichkeit ſtatt 
gefunden hat; R. B. 41, IV. zwiſchen Oheim und 


Nichte, Muhme und Neffen und zwiſchen Geſchwiſter⸗ 
kindern, L. R. 163., die Nachſicht für dieſe Fälle if 


— bei Amt nachzuſuchen. R. B. 10, XLIX. 22, II. 
$ 474. Verboten und ungültig iR die Eher L. R. 189, =, 


ec E97. zwiſchen dem Entführer und der Ent. 


führten; fo lange letztere nicht aus der Gewalt des 
Entführers iſt, eingewilligt bat, und die Einwilligung 
ihrer Eltern ebenfalls vorhanden iſt; 


d..de8 wegen Ehebruch Gefchiedenen mit der. Perſon, 


mit. welcher er den. Ehebruch beging, L. R. 298.5 _ 


Pa unten: Perſonen, vom: melchen eine den ihren, Berbeis 
— rathung Lege: ſtehenden Ehegatten getödtet oder 


von deſſen Tödtung Mitwiſſenſchaft gehabt hat. In 


A nhbeiden letzten Fällen kann niemals Nachſicht eintreten. 
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nr. Ohne Nachſichtgeſtattung verboten iſt fie unter ge⸗ 
map“ NMtedenen Ehegatten. NR. ©... 


$ 472." Unbefugt ift die Wiederverehelichung des Witt. 
wers vor Ablauf der Trauerzeit E. O. 13. von drei 
Monaten, N. 8. 10, VII. unbefugt und der Einfprache 
der Anverwandten des erften Ehemannes unterworfen, jene 
der Wittwe vor Ablauf des 10ten Monats bei Strafe von 
15 ft. bis 50 fl. , überdieß. kann der: zweite Mann, welcher 
von der voreiligen Schließung. nichts wußte, auf Vernich- 
tung ‚der Ehe antragen, wenn es fich zeigt, daß die Braut 
fchwanger : war. L. R. 2283. Das Amt fan von der 
Tranerzeit big auf 4 Wochen bei dem Mann, und 8 Wochen 
bei der . Frau dispenfiren, R. B. 9, LI.c Beil. C. $ 19., 
Doch, hat. es bei der letztern vorber die Einwilligung der 
Verwandten. des verlebten Ehemannes zu erheben, oder zu 
Eonftatiren, daß fie nicht fchwanger fey. 


»U 8 473, Wies Erforderniß: Einwilligung der Eltern 
dder ihrer Stellvertreter. Ein Sohn kann bis zum jurück⸗ 
gelegten 25ten, eine Tochter bis zum Aten Fahr ohne 
Bewilligung der Eltern oder des Überlebenden von beiden 
gültig nicht beirathen; Bei verfchiedener Meinung reicht 
die Einwilligung des Waters bin. L. R. 148, Sind die 
Eltern verſtorben, oder auſſer Stand fich zu erflären, fo 
Ä MM die Einwilligung der Großeltern erforderlich, doch reicht 

die eines Großvaters hin. 2. R. 150. In Ermanglung 
der Ahnen, wenn diefe für mundtodt oder verfchollen er- 
Flärt, auch nach dem Zeugniß von vier Bekannten nicht 
ausfindig zu machen find, 2, R. 150. a. 160., fo wie für 
uneheliche nicht anertannte Kinder, L. R. 159., wird big 
zum Aten Jahr für Söhne und Töchter die Einwilligung 
des Vormunds ierfordertz alles bei Strafe der Ungültigkeit 
der Ehe, ſofern diejenigen, welche einzuwilligen "hatten, 
binnen Jahresfriſt von ihrem Einſprachsrecht Gebrauch 
machen; überdieß verfäͤllt der Beamte des: bürgerlichen 
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Standes in eine Gefängnißfteafe nicht unter 6 Monaten, 
und in eine ‚Gelditrafe, nicht. über .100 Rthlr. L. R. 156. 
Mach Zurücklegung des obigen Alters find Kinder ſchuldig, 
bei ihren Eltern oder Großeltern um die. Genehmigung 
ihrer: Heirath ehrer bietig nachzuſuchen: Söhne bis 
zum Z0ten, and. Töchter bis zum 25ten Fahr haben dieß 
bei erfolgter Weigerung dreimal von Monat zu Monat zu 
thun, ach diefem Alter einmal; 8 R. 153, die gefchieht 
vor. dem Ortsvorfteher und zwei Gerichtöperfonen, erſt einen 
Monat nachher dürfen fie zur Ehe fchreiten; 2. R. 152. 
bei obiger Geld⸗ und einer Gefängnißftrafe für den Be— 
Amten des bürgerlichen Standes, die nicht unter einem 
Monat betragen ſoll. 2. R. 157. Verwittwete Perſonen 
bedürfen der. elterlichen Einwilligung zur Wiederverehe⸗ 
ann nicht. E. 9.12. 

eK 474. Vtes Erforderniß: Staatserlaubniß. E. 
Kein Staatsangehöriger darf ohne die Bewilligung 
ſeiner ordentlichen Polizeiobrigkeit heirathen. Die ohne ſie 
eingegangene Che mit einem Ausländer iſt nichtig, weß— 
halb ihr nieder rechtliche noch polizeiliche Wirkung, na— 
mentlich wegen des Heimathsrechtes des Angebeiratheten 
und der Kinder beizulegen ift, foferne nicht durch Gtaatd- 
vertrag ausgemacht morden, daß eine folche Ehe dem 
Staat, in welchem fie gefchloffen worden, zu Laſt bleibe, 
. B. N. 2. 10, II. W, XXII. 12, XI. mit Inländern 
iſt fie unbefugt und ſtrafbar, bei Unteroffizieren und Sol⸗ 
daten ebenfalls nichtig. ©. $ 162. 

u 475. Niemand, auch Soldaten nicht ausgenommen, 
St. B. 13, V, ſoll Heirathserlaubniß ertheilt werden, bevor 
er. Orts— oder Schutzbürgerrecht im Lande erlangt hat, 
‚oder. als Staatsdiener angeftellt if. R. 3. 11, XVI. Scri- 
benten und Praktikanten erhalten ſelbſt dann, wenn ſie 
Dis dürger find, die Heirathserlaubniß nicht; nur in dem 
Sof Kann, die oberſte ‚Staatsbehörde Nachſi cht bewilligen, 

18 


ara 


wenn die Braut 8000 fſil. Vermögen befist, Ri-B, IT 
wenn ſie auch auf ihre Eigenſchaft als Seribenten verzich⸗ 
ten, ſo reicht die Nachweiſung des Ortsbürgerrechts allein 
nicht bin, wenn nicht jene eines ausreichenden Nahrungs⸗ 
zweiges damit verbunden wird. A. B. N. 1823, Nr. 809. 
Aerzte und Chirurgen, welche noch feine wirkliche An- 
fellung haben, müfen zwar die Heirathserlaubniß durch 
die Sanitätstommifffon nahfuchen, A. B. P. 1817. Nr. 
105. dieſe wird aber das Geſuch, wenn ſie es genehmigt, 
der oberſten Staatsbehörde zur Würdigung vorlegen; M. 
P. B. 1807. Nr. 22..R. B. 7, VI. Vor erlangter Lizenz 
wird ihnen die Heirathserlaubniß nicht ertheilt, A. B. D. 
1817. Nr. 102. fie iſt aber nicht von der Nachweiſung einer 
beſtimmten Vermögensfumme abhängig: M. d. 3. 10. Juli 
1812. Nr. 7062. Den Amtsdienern, Zollgardiften und 
andern zur Aufnahme in die Wittwenkaſſe nicht fähigen 
Dienern, fol die Kreisregierung nur dann die Heiraths⸗ 
erlaubnig ertheilen, wenn fie fich über ihre und ihrer 
Braut bürgerliche Annahme in einer Gemeinde des. Landes 
ausweifen. M. d. J. 21. Sept. 1821. Nr. 10870, 


Zweiter Abfchnitt. | 
Form der Eingehung der Er. Sr } 


$ 476, Eheverlöbniffe E. ©. 14. find unverbind- 
lich; wenn aber die Bitte um Ertheilung des Traufcheind 
binzugefommen, und diefer nicht Älter als 12 Monate, 
mithin nicht verfallen iſt, fo verpflichtet jene den ohne ge- 
feglichen Grund reuigen Theil zu einem Abtrag E. O. 
45. 16. von 10 Prozent des billigen Anfchlags feines Ein- 
bringens, Bei einigem, jedoch nicht hinreichenden Grund 
zur Reue Fann die Abtragsſumme auf die Hälfte gemindert 
werden. Die Berufung gegen das amtliche Erfenntnig 
‚hierüber gehet an das Hofgericht, A. B. N. 1820, Nr. 26, 
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wo Fein Grund zur Reue vorhanden iſt, verfällt der reuige 
Theil. in eine Leicht ſinus buße von 5 — 2% fl. 


$ 477. Die erfte Anmeldung tft bei dem Beamten des 
hilrgerfichen Standes (Pfarramt), E. O. 60, in dem Wohn- 
fiß eines jeden der beiden Verlobten, zu machen; iſt eines 
der Verlobten einer Konfeffion zugethan, welche in feinem 
Wohnſitz feine Barochialrechte hat, fo muß er noch überdieg 
einen Meldfchein von feinem Seelſorger beibringen. R. 2. 
13, XXL. Das Pfarramt ertheift nach vorgängiger Prüfung 
ſdmintlicher Erforderniffe, R. 8.11, XVI, den fich hierüber 
verbreitenden Meidſchein. 


Ss 478. ‚Darauf ertheilt das Amt, oder die vorgeſetzte 
Aufſichtsbehörde nach vorgängiger. Prüfung der ſtaatsbürger⸗ 
lichen Verhältniſſe (Erfordernif 5) den Traufchein (Aus- 
tuffchein), E. O. 17, an die Ausiteller des Meldſcheins. 
Derfelbe enthält: Vor- und Zunamen, Wohnort, Stand 
und Beruf der Verlobten und ihrer Eltern, die Religions. 
eigenfhaft beider, die allenfalls eingetretene Dispenfation. 
Sind die Anfuchenden verfchiedenen Behörden imtergeben, 
fo hat jedes. bei der feinigen den Trauſchein zu empfangen. - 
R. B. 4, XXXV. 

Die Wirkfamkeit des Traufcheins erliſcht, wenn Binnen 
Jahresftiſt fein Gebrauch davon gemacht wird. 2. R. 65. 


5 479. Das Aufgebot, €. D. 18, geichieht durch 
das Pfarramt in dem. Wohnfig der: Berlabten oder beider, 
wenn ſie in. verfchiedenen Orten wohnen. Iſt eines der- 
felben nicht. volle drei Monate in feinem jetzigen Kirchfpiel 
wohnhaft, und hat fich in den vorhergehenden 6 Monaten 
in einem andern Kirchſpiel ununterbrochen aufgehalten, L 
R.74, ſo ſoll das Pfarramt des erſtern jenem des letztern 
Abſchrift des Trauſcheins mittheilen, damit dieſes ebenfalls 
Die Aufgebote vornehme, und den Entiaßichein ertheile, R 
Birds XXII. Ferner iſt das Aufgebot an dem Wohnſitz 
Dderjenigen zu veranſtalten, unter deren Gewalt die Ver⸗ 

18. 
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Toßten sehen: 2. R168. Es gefchieht vor werfammichter 
Gemeinde in’ der Kirche an zwei Sonntagen nach einander, 
ER. 63, und nach dem Iegten find noch 3 Tage bis zur 
Trauung abzumarten, jenen des lebten Aufgebots nicht mit⸗ 
gerechnet. L. R. 64. Von dem zweiten Aufgebot dispenfirt 
die. Kreisregierung. R. B. 11, IH. Die kirchliche Nach. 
ficht wegen. des dritten. Aufgebots ertheilt. dag Vikariat 
gratis. N. 2.11, XI. Es if zu befchränfen auf Vor⸗ 
und Zunamen, Wohnort und Stand der Verlobten und- ihrer 
Eltern, 2.R. 63, Anzeige ihres Vorhabens und Aufforderung 
sur etwaigen Einfprache, mit Hinweglaſſung aller mweitern 
Prädifate der Verlobten. R. B. 9, XIII. Die Kopulation 
vor dem Ablauf der drei Tage nach dem zweiten Aufgebot 
tann nicht geſtattet werden. R. B. 32, LI. 


Wegen unterlaſſener Beobachtung des Aufgebots, der 
dafür beſtimmten Friſten oder der vorgeſchriebenen Benach⸗ 
richtigungen verfallen die Eheleute und das Pfarramt, wel⸗ 
ches die Trauung verrichtet, in eine arbiträre Geldſtrafe, 
für letzteres nicht über 100 Rthlr. L. R. 192. 


6480, Das Recht der Einſprache hat: 


1) wer mit einem der Aufgebotenen bereite verheiratet 
AR. 170; 

— 2 diejenigen, deren Einwilligung zur Eingehung der Ehe 
— erfordert wird, L. R. 173; 

3) Großjährige Anverwandte bis zum Geſchwiſtertind ein⸗ 
ſchließlich, wenn die Einwilligung des Pflegers fehlt, 
oder wegen Wahnſinns eines der beiden Ehegatten, 
L. R. 174, foferne wegen des letztern ein Erlenntniß 
auf Entmündigung herbeigeführt wird; 

4) der Pfleger für die Einſprache wegen Wahnſinnes; 

5) die aufſehenden Staatsbehörden, Pfarrämter, Kirch- 
ſpiels⸗ und Ortsvorgeſetzte, ER. 1754, wo dad Geſetz 
‚eine Heirath nicht bios aus Gründen des Familien- 
vortheild verbietet. Die Einfprache: iſt vor dem Ant 
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des künftigen Wohnſitzes oder. des jetzigen Wohnſitzes 
eines der Verlobten oder vor dem Pfarramt vorzubringen / 
RD 9, LUI. R. B. 11, XVI, und hat gleichbaldigen 
Eiuhalt mit dem. weitern Aufruf und der Trauung bei 
+ Strafe von 150.f. und aller Enrfchädigung, Le R. 68, zur 
Folge, wenn fie fich auf eine Nichtigkeit bezieht, auch 
außerdem wenn fie 10 Tage vor der Trauung vorgebracht, 
oder hinlänglich befcheinigt und mit Sicherheitsleiſtung 
wegen des Verzugs verbunden wird. 


6 481. Die Trauung, E. O. 19, R. B. 1, xYL, 
gefchiebt durch den Pfarrer des Bräutigams oder der Braut, 
L. R. 165, oder ihres Fünftigen gemeinfchaftlichen Wohn. 
ſitzes, L. R. 74, 165 a, auf ertbeilten Erlaßſchein (di« 
missorigles). des aufbietenden Pfarramts, E. O. 20, D. €. 
UI, UI. d. h. deſſen Befcheinigung, daß feine ‚Einfprache 
ſtatt gefunden habe, in Gegenwart zweier männlicher Zeugen 
in der Kirche. Zur Trauung im Hauſe oder einer andern 
Pfarrei kann das Amt Dispenſation — R. 2. 9 
LI. R. 3, 15, XVII. 


Degen jeder Heirath, die nicht öffentlich und von dem 
gehörigen Staatsbeamten gefchloffen wird, foll gegen die 
Verebelichten fowohl, als gegen den Beamten des bürger- 
lichen Standes, der dabei thätig war, die obige arbiträre 
Strafe eintreten, felbft dann, wenn die Ehe nicht getrennt 
wird. 


$ 482. Die Trauung kann gu jeder Zeit, nur nicht in 
der Charwoche und an Feſttagen gefcheben; in der Firchlich 
gefchlofienen Zeit muß fie ohne öffentlichen Kirchenzug, au 
Samſtagen und Sonntagen in der Stille ſtatt haben, | 
. hr geher jedesmal die Ablefung des Gten Kapitels im 
sten Titel des Aften Buchs des Landrechtes über die wechfel- 
feitigen Rechte und Pflichten der Ehegatten vorher; daß 
dieß gefchehe, dafür ift der Beamte des bürgerlichen Gtan- 
des perfönlich verantwortlich. 2. R. 75, R. 2. 12, VIIL 
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$ 4883, Chen der Inländer, weiche mit bieffeitiger Staats. 
erlaubniß im Ausland eingegangen worden, find: gültig, 
wenn fie nach den allda beitebenden VBorfchriften vollzogen 
worden, und die dieffeitigen Worfchriften wegen Einholung 
der Einwilligung und wegen der Aufgebote beobachtet find. 
8, 8. 170. E. O. B. 


$ 484, Jede vollsogene Trauung ift von dem Trauungs- 
beamten in das Ehebuch einzutragen, R. ©. 11, XVI, 
und den Verebelichten ein Ehefhein, 8. R. 76, zum- 
ftellen; gefchieht die Trauung außer der Pfarrei des fünf- 
tigen Wohnſitzes, fo find diefer ſämmtliche zum Eintrag 
erforderliche Notigen urkundlich zu überfenden; bei ftatt 
babender Trauung außer Landes oder Einwanderung von 
verheiratheten Perſonen haben die Eheleute ihren Ebeſchein 
binnen drei Monaten zum Behuf dieſes Eintrags vorzulegen. 
L. R. 171. R. B. 18, I. 


5 485, Jeder Trauung ſoll eine Inventur über das 
beiderſeitige Einbringen längſtens binnen vier Wochen nach» 
folgen, wenn in dem Ehevertrag eine Abweichung von der 
gefeslichen Fahrnifgemeinfchaft bedungen worden, W. B. 
N. 1810, N. 27. Iſt eines der beiden Brautleute vorher 
fchon verehelicht geweſen, fo muß die Inventur und Bevor- 
mundung der Kinder der Ertbeilung des Traufcheind vor- 
bergeben. Ausnahmsweiſe fann eine Privatinventur be- 
willigt werden, wenn feine Minderjährige oder Mbwefende 
betheiligt find, fein Merdacht vorliegt, daß die Schulden 
das Vermögen überfteigen, und die darum Anfuchenden die 
erforderliche Kenntnif zur Errichtung einer Inventur haben, 
oder einen ſelbſterwählten Gefchäftsfundigen anziehen. Feden- 
falls ift eine Frift zu beſtimmen, binnen welcher fie diefelbe 
vorzulegen haben. Heirathsverträge find nur alsdann 
gültig, wenn fie vor der Trauung abgefchloffen werden. 2. 
R. 1395. R. B. 10, XXXII. Ueber die Förmlichfeiten dabei 
fiebe R. 3. 37, R. XIX und LI | 
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Zwrites Kapitel, 


Von den Nechten und Pflichten, welche aus der Eins 
sehung der Ebe ————— 


Erfter Abſchnitt. 
vVon den gemeinſchaltlichen Ehepllichten. 


F48. Es iſt Pflicht der Ehegatten, €. O. A, ſich 
gegenſeitig durch Liebe, Aufrichtigkeit und Vertrauen, 
Sanftmuth, Verträglichkeit und Theilnahme, durch religiöſe 
Ermunterung und Duldung zur größtmöglichſten Ausbildung 
für ihre moraliſche ditere vennnnun⸗ and zu feyn. 
ni R. 8. 2 


6 487. Sie haben ſich wechſelſeitig in jeder Lage der 
Lebensverhältniſſe Hülfe und Pflege zu leiſten, einander 
eheliche Beiwohnung zu geſtatten, nach Bedürfniß und Ge— 
ſundheitslage zur Erzielung geſunder Nachkommenſchaft, 
unter Bewahrung der Ehrbarkeit und ehelichen Treue. 


6488. Sie haben zur Ordnung und Erhaltung des 
Hausmefens, Einfommens und Vermögens, jedes in feinem 
Wirkungsfreife, nach Kräften beizutragen, und fich in der 
Auferziehung und Erziehung der Kinder gegenfeitig zu unter- 
fügen. 


Zweiter Abfchnitt. 


Von den befondern Ehepflichten des Mannes. 


$ 489. Der Mann bat die Pflicht, E. O. 235: 

1) die Berfon und die Ehre feiner Frau zu beſchützen, 
L. R. 213, fie vor Gericht (Unterfuchungsfälle aus- 
genommen) und außer Bericht zu vertreten; 

2) fie feines Namens, Standes und Wappens theilbaftig 
zu machen, den Fall ausgenoumen, da einem Standes. 
oder Grundheren aus beſonders wichtigen Gründen eine 
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Morgengedingsehe von dem Staatsherrfcher nachgefehen 
würde, in welchem Fall vor der Bewilligung ſämmt⸗ 
liche Rechts. und GStandesverhältniffe der Frau und 
Kinder durch Vertrag genau zu beftimmen * E. 
O. 41. Der Dann bat 


3) die Frau in feine Wohnung und an feinen Tifch auf- 
zunehmen, überhaupt für ihren ſtandesmäßigen Unter. 
halt, & R. 2314, fo wie für die Erhaltung. ihres 
Vermögens zu forgen: letzteres nach den nähern Be— 
fliimmungen des Landrechtes. L. R. 215 et seqq. 1421 
segqg. Kein Vertrag darf die Rechte fchmälern, die 
zu der Gewalt des Mannes über die Perſon der Frau 
und der Kinder gehören, oder die dem Diann als 
Haupt der Familie zuſtehen. L. R. 1388, 


Dritter Abſchnitt. 
Deſondere Ehepllichten der Frau, 


F 490, Die Frau if, E. O. %, ihrem Dann fchuldig : 
1) Folgſamkeit in allen billigen, den Geſetzen des Staats 
und der Sittlichfeit nicht widerftrebenden Anordnungen ; 
2) Nachfolge in feinen jeweiligen Wohnfig, 2. R. 214, 
wenn die Veränderung deffelben nicht Folge eines be. 
gangenen Verbrechens ift. Jede gegen dieſe Verpflich- 
tung im Ehevertrag gemachte Bedingung ift ungültig. 


Vierter Abfchnitt, 
Von den Eiternpflicdten. 


$ 491, Es ift Pflicht der Eltern, E. O. 38: 

1) die aus der Ehe gebornen Kinder für die ihrigen an- 
zuerfennen € O. 29 — 32, Ein Kind, das 
während der Ehe empfangen morden, bat den Ehe- 
mann gefelich zum Vater, Es ift Ihm unbenommen, 
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es nicht anzuerkennen/ wenn er beweist, daß er in 
der tganzen Zwiſchenzeit vom 300ten big zum⸗ 180ſten 
TDTag vor der Geburt des Kindes wegen Entferuung 
oder den Folgen eines Zufalls ſich in einer natürlichen 
NUnmbglichkeit befunden: hat, feiner Gattin ehelich Hei) 
zuwohnen. L. Ri 312 Behauptete Zeugungbunver⸗ 
mögenheit gibt keinen Grund zur Verleugnung/ eben 
fo wenig Ehebruch von Seiten der Frau, es ſey dann, 
mi daß dem Mann die Geburt des Kindes: ver helwlicht 
worden, in welchem Ball: der Beweis, — er der 
Vater nicht m; zulaßig iſt. 8. R. en. 


4 492, Ein Kind, das vor dem 180fen Zage, Yach ge⸗ 
fchfofener Ehe geboren wird, kann der Ehegatte Aelvenen, 
wenn nicht 
‚a. ihm bie Schwangerſchafte vor Einacbung Me En de- 

kannt war, oder er nA Duden 
p. den Geburtsſchein ausgewirtt hat De 

c. das Kind wegen Unreife für nicht Ichensfäbis, ef 

worden il. 88.314. — 


Die Ehelichkeit eines Kindes, das 300 Tage nach auf⸗ 
gelöster Ehe geboren worden, darf beſtritten werden, L. R. 
315, bei Lebzeiten ded Ehemanns hat aber außer ihm felbit 
niemand diefes Necht; die Wiederverebelichung der Mutter 
vor Ablauf der Trauerzeit verhindert das Kind niche) feine 
Rechte auf die Vaterſchaft erfter Ehe geltend zu machen. 
2. R. 208a. Die Befugniß, nicht anzuerkennen, iſt er- 
Tofchen: bei dem Dann, wenn er anweſend, dh. im Amts⸗ 
bezirk ift, und feine gerichtliche Klage erhebt, : binnen 30 
Tagen, 8 R. 316, war er abweſend, binnen. 60:Tagen 
nach feiner Nüdfehr , war die Geburt des Kindes ihm ver- 
heimlicht, - binnen . gleicher Friſt nach entdecktem Betrug; 
ftirbt der Ehemann, ehe er das Kind anerkannt oder wider 
die Vaterſchaft Widerſpruch eingelegt hat, und feine Friſt 
zu letzterm iſt noch nicht verſtrichen, fo haben die Erben 


eine eigene Geil von zwei Monaten, welche von. dem. Zeit- 
punkt lauft, da das Kindrdie Güter in Beſitz oder-in An- 
ſpruch aimmt. Bu R. 317: Die: ebeliche Geburt” eines 
Kindes, deſſen Eltern öffentlich als Mann umd Frau gelebt 
baben: und verfiorben find, kann ans dem Grunde nicht 
angefochten werden, * kein beirerbfchein: en L. 
RAM — 
17408 Weitere — der Eltern # 
2) den Kindern: in allen Lebensbedürfniffen — den 
WBerhältniſſen der Eltern entſprechenden Unterhalt 
zu geben, E. O. 33, ſo lange ſie nicht im Stande 
‚find, denſelben ſelbſt zu erwerben, L. R. 203, oder 
‚wenn fie hierzu wieder außer Stand geſetzt werden, 
E. O. 36; insbeſondere ihnen in Krankheitsfüllen die 
erforderliche ärztliche Hülfe angedeihen zu laſſen. Dafür 
hat der Vater, nach aufgelbster Ehe die überlebende 
Mutter, den Genuß des ſämmtlichen ererbten Ver⸗ 
mögens der Kinder bis zum vollendeten Aſten Jahre, 
gg fen denn, daß der Vormund die Abtretung nach 
dem vollendeten 18ten Jahre aus Rückſichten begehrt, 
welche die Sicherftiellung des Vermögens, die beffere 
, Erziehung oder anfändige Niederlaffung der Kinder 
betreffen, ohne kleinliche Rückſicht auf unbedeutende 
Binserfparniß. L. R. 384. Einf, Edit VIL 3. L. R. 
601. Die Eltern find dafiir feine Kantion zu leiſten 
ſchuldig und erſetzen die Fahrniß im Stück oder im 
Aunſchlag, 2. R. 453, aber der Stocd des Vermögens 
der Kinder foll, fo. lange fie die Eltern mit ange 
iſttreugtem Fleiß zu ernähren vermögen, nicht ange» 


y] 


©. geiffen werden. "Derjenige Elterntbeil; zu deſſen Nach- 
ctheil eine Eheſcheidung erkannt wird, und die Mutter, 
welche zu einer weitern Ehe fchreitet, verliert Die 
NMutznießung. 2. N. 386. 
Die Unterhaltspflicht geht in Ermangelung. oder bei Un⸗ 
vermögenbeit der Eltern über: 
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2 auf Schwiegereltern / ed BL. 206207, und 
ı Schwiegerföhne und: Banane; RER 
" pleite hört anfıı u. 
1) wenn die Schwiegermutter sur dten Ehe fipreitet, 
2) wenn: ieuer ‚von beiden Ehegatten, durch den 
. die Schwägerſchaft entſand tinderlot —* oder 
geſchieden wurde; 
b, auf Großeltern päterlicher Seite, u 
c. auf. Großeltern. mütterlicher Seite, 
d. auf vollbürtige Geſchwiſter und —— Hol 
des. Vaters Seite; in dem letztern Fall nur auf ftandes- 
gemäße, Nothdurft und. fo fern die eigene. Subfifeng 
der in Anſpruch genommenen nicht gefährdet iſt. 


$ 494 numattehrt haben Kinder die Picht/ ibren Eltern, 
BVoreltern »:2. R:.205, auch Schwiegereltern. Die. in Qürf⸗ 
tigkeit. ſind, Unterhalt zu geben, mit Augnahme der Schwie⸗ 
germutter, welche: zur. zweiten Ehe geſchritten iſt, oder 


wenn derjenige ‚Ehegatte, deſſen Eltern verpflegt werden 


ſollen, vorher kinderlos geſtorben iſt. E. R. 206, Fällt 
die Unterſtützung in Geld den Kindern zu ſchwer, ſo kann 
ſie mit Bewilligung der Obrigkeit durch Aufnahme in ihr 
Hausweſen geleiſtet werden. E. O. 89. 


—4495. Eine ſchwere, heilige Blicht der Eurern ik. 

3) ihre . Kinder: zu rechtichaffenen, in der bürgerlichen 
Gefenfchaft brauchbaren Menſchen zu erziehen. Un⸗ 
unterbrochene Achtſamkeit auf das Benehmen der Kinder, 
liebreiche Ermahnung, gleiche, Teidenfchaftlofe Ber 
handlung, eigenes gutes. Beiſpiel, Bewahrung vor 
böfer Gefellfchaft und vor Wahrnehmung, lafierhafter 

- Handiuiigen ,: vorzüglich frühzeitige Entwidelung jhres 
religiöſen Sinnes, verbunden mit der Anweiſung zur 
anftändigen Theilnahme am der ‚öffentlichen Gottes⸗ 
verehrung / nützliche Beſchäftigung ‚und Bewahrung 

vor Müſſiggang, dieß ſind die ſicherſten Mittel zut 
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sun Erfüllung der obigen Pflicht, Dien KRidchenobrigfeit 

sr ed die Eliernhierzu fleißig ermahnen/ A. A. I, 
„Kinderzucht.“ K. C. O. 13, ihnen gerne die nöthige 

191) leitung: geben, aber auch die Ortsvorgeſehtten auf 

ms diejenigen aufmerkſam machen, welche ſich grobe Ver⸗ 

100 nachläßigung zu Schulden lommen — E. O. L II. 
E. O. 2. L. R. 203. dk en 


$ 496. Eltern baben nicht allein ihre Kirder‘ "Ah den- 
jenigen Unterrichtsanfalten Theit nehmen zu Tafen , 
wozu ihnen der Staat Gelegenheit darbietet, fondern auch 
für ihre Untermweifung in allen, ihren Stand angemeffenen 
Kenntniſſen nach Vermögen zu ſorgen. Namentlich find 
Knaben zu irgend einer Fertigkeit, Kunft oder Wiflenfchaft 
anzuleiten, wodurch fie fich dereinſt ernähren Tönnen. Dei 
Eltern, welche ſich hierin nachläßig ;seigen , haben, Anver- 
wandte, Waiſenrichter und die. Staatöbehörden die Pflicht ) 
einzuſchreiten, zumal dafür zu forgen, da Kinder gefunden, 
vermögensloſer Eltern zum Dienen, die Knaben zum Er 
lernen einer Profeffion gebracht werden, 


$ 497. Angemeffene Förperliche Züchtigung der Kinder 
ift den Eltern erlaubt. Kinder unter 16 Fahren kann der 
Bater 30 Tage Fang auf feine Koften obrigfeitlich einfperren 
laſſen, 2. R. 376, vom 16ten Jahr bis zur Volljährigkeit, 
auch bei Kindern, welche frei eigen Gut oder eigenes Ge⸗ 
werbe haben, L. R. 382, kann er nur auf Einfperrung bei 
der Obrigkeit antragen, welche bis zu vier Wochen von 
dem Amt, die weitere bis zu drei Monaten von der Kreis- 
vegierung, R. B. 09, LIU, R. 3.26, XVII, höchſtens auf 
6 Monate erfannt wird; der Vater kann in diefen Fällen 
die Einfperrung abkürzen. 2. R. 377, Ein Vater, der in 
zweiter Ehe lebt, Tann auch bei Kindern unter 16 Fahren 
nur den Antrag auf Einfperrung machen. Die überlebende 
nicht wieder verheirathete Mutter kann unter Mitwirkung 
der zwei nächſten Anverwandten von väterlicher Seite in 
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der; Form eines — ei a. einſperren — 
RBB eye Te an mit? m35 
5 408. Endlich haben ν LER 
4) die Eltern die Bit, — Kindern zu "einen; 4 
„mäßigen. Nie der laſſung behülflich zu ſeyn, ihre 
51, vorbabende. Verehelichung zu berathen und ſie ohne 
vinlängliche Gründe davon nicht abzuhalten, dabei 
aber allen dringenden Zuſpruch, Drohung oder Zwang 
si 148 vermeiden. Sie. haben. fe dabei. nach Zulaſſung 
ihres :VBermögens und den nähern Beitimmungen des 
Landrechts mit Ausflattung zu nn x. R. 204, 
Bee "1438, ‚39, 1555; ‚6, © 9,2 N 


45 StH6ı3 ti 59 } n1yr 


490. Kinder fd ihren Ar nes der, Berpfigtung 
zum, ‚Unterhalt, Shrerbietung , Gehor ſa m L. R.;37h 
und volle Antermerfung unter ihte Vefehie ſchutdig, in ſo 
fern letztere nicht gegen die Geſetze und; guten, Sitten laufen. 
1. Ohne Erlaubniß des Vaters oder der überlebenden Mutter 
darf kein Kind, das noch nicht volljährig oder der Gewalt 
entlaſſen iſt, das elterliche Haus verlaſſen, es ſey denn nach 
dem 18ten Jahre, um freiwillig Kriegsdienſte zu nehmen, 
8::R:r374. Das Amt kann denjenigen, Kindern. Nachſicht 
geftatten, welche. .von ihren ‚Eltern: ohne. erhebliche Urſache 
und zu: ihrem Nachtheil zurückbehalten merbensun 1.21% 


ie 
‘ 


Iran 1. Io: Drittes Bapitel,. RR 
n J — Erlöfchen der Ehe. j 
int Ds z ; H Erſter Abſchnitt. a ö ® en 
J Erklãrung der — und Ungültigkeit. NEN 

€. D. 


5 500, Wegen Unfreipeit des Willens, wegen Irrthums 
oder Mangels“ weſentlicher Eigenſchaften zur Erfüllung der 
Ehep flichten⸗ kaun nur der beleidigte Theil! klagen/ und zwar 


binnen 6 Monaten nach! erlangten Willensfreiheit oder ent- 
decktem Irrthum; wegen Mangels der gefeslichen Einwillt- 
gung derjenige, welcher fie zu ertbeilen Hatte, oder ihrer 
bedurfte Ri: 48% Die Klage erliſcht durch aus. 
drückliche oder ſtillſchweigende Genehmigung, 3.8. Anwoh⸗ 
nung bei der Trauung oder den Hochzeitergötzlichteiten/ 
b, binnen Jahresfriſt mach erlangter Kenntniß von der Ehe, 
eo, binnen gleicher Frift von dem Tage, da derjenige, mel- 
cher der Einwilligung bedurfte, das Alter erreicht hat, um 
für ſich ſelbſt cinwilligen zu tönnen. L. R41683. 


$ 501. Wegen Mangels der Ehemündigkeit und wegen 
Befangenheit ſoll von GSlaatspolizeiwegen und fann von 
dei‘ Ehegatten, ſelbſt wenn ſie verfchollen/ aber nicht ge- 
ſchleden waren), L. R 139, 188, und allen Betheiligten auf 
Erklärung der Ungültigkeit angetragen werden/ L. R. 184. 
Die: Ktlage aus erſterm Grunde etliſcht, wenn derjenige 
Ehegatte, welchem das meiſte an dem geſetzlichen Alter 
fohlte, feit 6 Monaten daſſelbe erreicht hat, oder wenn die 
Ehegattin, welche die Mündigkeit noch, nicht ‚erreicht: bat, 
fchwanger geworden iſt. 2, 185, Seitenverwandte und 
Kinder: aus ner. andern Ehe können dieſe Klage nur nach 
Ableben von einem. der beiden ‚Ehegatten, umd wenn ihr 
wirklich anerfallenes Recht davon abhängt, anſtellen. 2. 
R. 187. 


$ 503. Jede Heirath, die wicht Öffentlich vor dem geord- 
neten Staatsbeamten gefchlofen worden, fann von den 
Ehegatten , ihren Eltern umd Voreltern, und all denjenigen, 
deren anerfallenes wirkliches Recht davon abhängt, und foll 
von der Staatsbehörde angefochten werden, L. R. 19. 


" Zweiter Abſchnitt. 


* $i 50% DieiChe: wird: sfgelhen RR: 227; ; uch: den 
Rob, seinchı der beiden »Eipeganen, durch lErFenusaiß einer 


Strafe, welche den bürgerlichen Tod ud Ma Hichet, durch 
gofeglich. ausgeſprochene Eheſcheidung. 


505. Urfachen zur Scheidung/ und mwar: T voll 


gültige find: E. O. 43. L. R. 229. 


Ehebruch der Frau durch wirklichen Beifchlaf mit einer 


dritten Perfon oder Geſtattung von“ Befchlechtöver- 
traulichteit, eben’ ſo von Seiten des Mannes, wenn 


— 


c 


er mit einer Frauensperſon begangen wird/ deren 
Aufenthalt in der NRähe des Mannes if, fo daß ein 


Zuwandel leicht ſtatt finden: kann. L. R. A 


Lebensgefährlichkeit, harte: Mißhandlungen. 
Grobe Verunglimpfung durch Beſchuldigung * pein⸗ 


lichen Verbrechenz, L. R, 2317 auch kann unter er⸗ 


ſchwerenden Umſtänden bösliche Verlaſſung hierher 


gerechnet werden. 


Verurtheilung zu einer entehreuden oder, geſchlich glei⸗ 
chen Strafe, 8. NR. 232: die ihn unter. die ‚Hand des 


Scharfrichters oder in mebr als dreifäpkige Sefangen- 


— 


ſchaft bringt. 


Verſchollenheit nach Ziuhriger AWpehcaben und: frac 
108 ergangenem Aufruf... 
. Dreijährige Landflüchtigkeit. 


g. Dreijähriger Wahnfinn, d. b. a Berftondsper- 
rückung, welche die ‚Aufnahme in ein Srreipäus be. 


= 


gründet, 32a, 
. Hartnädige Weigerung der Ehepflichten, nach frucht- 


lofer ftufenmweifer Anwendung der: geſetzlichen Zwangs⸗ 
mittel (Herzenshärtigkeit), R. B. ———“ nämlich 

1): pfarramtliche Grmahnung 2, % 

2) amtliher Ermahnung wurer' Stꝛafbedrohung, ver⸗ 
bunden mit — und Seſeictenus des 
Anlaſſes, ol). 

3) Gefangnißſtrafe von 8 bie 44 * 

4) vier» bis ſechswöchentlicher Gefängnißſtrafe, 
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hs Mit jeder Strafverlündigung iſt eine neue Mahnuug 

zu verbinden; erklärte und: hethätigte Rachgiebigkeit 

„von Seiten des Soerwexn aen uuterſeict d den — 
vollzug. * 


Bei ſchuldhafter — von Seiten des tia⸗ 
agenden Theils kann geduldete Trennung auf ein Fahr 
un? vorgusgeben, bei entſchiedener Beharrlichleit aus be⸗ 
ſondern ‚wichtigen Gründen Nachſicht in: Hinſicht der 
1 „Orade durch. den Oberrichter eintreten. 


i. Unter befondern Befchränfungen, Satz 316/ beider- 
ſeitige beharrliche Einwilligung — —— in 
Treyunung ‚der Ehe L. R. 233. TE 

15 — "IE, Fate für zeitliche —*8— E. O. 45. 

VAR Wenn auf Scheidung wegen Lebenshefaͤhrlichkeit, harter 
Mißhandlung oder grober Verunglimpfung geklagt iſt, 

517 ann der Oberrichter den Ausſpruch der Eheſcheidung 

235 Aunter Anordnung einftiweiliger Trennung‘ felbit dann 

-yligggfegen, wenn der Klaggrund erwieſen ift. L. R. 259. 
Nach Ablauf eined PBrüfungsiahrs kann der Flagende 

Ense darauf anttageh, daß das endgültige Urtheil 
ausgefprochen werde, welches alsdann die Eheſcheidung 
zuläßt. b. R. 0. 


v. Bäpren angebrachter Eheſcheidungsklage, auch noch 
einige Zeit nachher, wenn der unſchuldige Theil darum 
Br 
58. Bern ein Ehegatte zu peinlicher, wiewohl nicht zur 
111. Scheidung geeigneter Strafe verfällt war. 
a. Wenn eines derfelben darım bittet, um fein Gemüth 
‚u. von gegründeten Widrigfeiten zu ſammeln, ingbefondere 
3,7. wenn ‚ein über Fahr, und Tag wegen Eheswilt abiwe- 
fender oder Tandflächtiger Ehegatte zurückgekehrt ift 
und. der unfchufdige vorher ‚fein. RAS zu beob- 


achten verlangt. HIIHT. le — 


e. Wenn: beide Ehegatten in gänzliche Nahrungsloſigkeit 
verfallen find, und einzeln beffer ihrer Nahrung Ba 
gehen können. 
5 Wenn fonft ein vernünftiger Zweck angegeben wird, 
der nur durch Trennung erreichbar it, und beide Ehe⸗ 
feute das Zeugniß untadelhafter Sitten haben. 


g- In den Fällen, da eine Scheidungsflage wegen be- 

ftimmter Urſache ſtatt findet, ſtehet dem. Beleidigten 

frei, ſtatt folher, Trennung von Tifch und 

Bert nachzufuchen, L. R. 306, welche jedoch, den 

Fall eines begangenen Ehebruchd ausgenommen, nach 

„ drei, Fahren aufgehoben wird, wenn der Beklagte 
darauf anträgt. 310. 


"6507. Die Scheidungsklage und der Antrag auf zeit⸗ 
Liche Trennung erlhiſcht durch Verſöhnung unter den Ehe- 
gatten ; wohin auch ehelicher Beifchlaf gerechnet wird, wenn 
dem unfchuldigen Eherbeil die Beleidigung’ vorher bekannt 
war. 2. R: 272.: Tritt wach. der Verföhnung neue Schei- 
dungsurfahe ein, fo kann bei der Klage auch die ältere 
Beleidigung angeführt werden. 


Gleiches Vergehen oder ſchuldhafte — hebt 
zwar nicht die Scheidungsklage, wohl aber die Genug⸗ 
thuung auf. 


$ 508. Form der Scheidung. Ale Trennungsge- 
fuche find zuerft bei dem einfchlägigen Pfarramt, E. 0.62, 
vorzubringen, welches fich bemühen wird die Eheftreitig- 
feiten zu vermitteln, und, wenn dieß nicht möglich if, 
demjenigen Theil, welcher fich an das Recht beruft, einen 
Meldſchein ertheilet, R. 2. 13, XXV. 


»So wie die Erlaubniß zur Heirath und die dabei vor» 
vJ. Nach ſichtsbewilligungen vor die Polizei⸗ und 
Oberpolizeiſtellen gehöͤren, fo find alle Trennungsgeſuche 
und m... bei den Eivilgerichten und zwar ledig⸗ 

19 


100 


lich des geſetzmäßigen Wohnſitzes einſchlägig. Die Verhaud⸗ 
hung iſt wor dem: Richter erſter Inſtanz zu führen, das 
Erkenntniß von dem nächſten Obergericht zu fällen RB. 
XXVI. BB M. 1807, N. 84. a 8. 9, LUL R. 
BD. 12, XXIX. 


$ 509: Die Werkandtangeh, E. O. 64, werden: 


‚a. nicht in Form des Civilprozeſſes, fondern durch amt- 
1: liche Leitung bis zur Erlangung aller.möglichen Auf- 
in Mläreng über den: Tharbeftand,, in jener des Befchul- 
,‘ diguagsprogefies - in Umterfuchungsfachen . gefühtt. R. 

B12, XXIX. 


pP dabei nur für abweſende Partheien ein Rechtsfür⸗ 
ſprecher zugelaſſen, welcher ſich anf einen gemeinver- 
ſtänd lichen Vortrag. der ‚Thatfachen und der daraus 
42 abzu leitenden NRechtserwartangen zu befchränfen bat, 
nme In allen Fällen iſt die Klage. in Perſon dem Richter 
sin voder ſeinem Abgeordneten vorzutragen, oder, wenn: 
Pe schriftlich abgefaßt worden ii, einzuhändigen; fie 
„muß die. Tharfachen umſtändlich entwickeln und mit‘ 
den etwa vorhandenen Beweisſtücken belegt ſeyn. Iſt 
‚a, der Kläger durch erwieſene Krankheit verhindert, aus- 
„zugeben, ſo hat. fich der Richter oder fein Ötellver- 
treter zu ihm zu verfügen; dieier macht dem Kläger. 
die nöthigen Bemerkungen und bezeichnet die über- 
° ‚gebene Klage und Beweisſtücke mir Handzug. L. R. 
2236, 237 
10. e. Die Zeugen find in Gegenwart der Partheien 
abzuhbren und diefen anftändige Erinnerungen und 
Zwiſchenfragen an die Zeugen, unter firenger DVer- 
meidung aller Störung der Ordnung, zu geilatten, 
— E. O. 65, auch können fie hierzu Rechtsbeiftände , 
.Freunde, höchſtens drei auf jeder Seite mitbringen, 
vn RR 253, welche fich an: diefelbe Ordnung gu binden 
.n. haben. Ad. N. 1811, N. 69. 8. B. 12, XXIX. 
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‚Anverwandte, Nachkommen ausgenommen, und Haus. 
"> gefinde find ald Zeugen zuläßig, doch hängt es von 
dem richterlichen Ermeffen ab, in wie weit auf ihre 
Ausſagen Rüdfiche zu nehmen fe y? 2. R. 251. Die 
Zeugen find felbit dann zu beeidigen, wenn beide Theile 
ihnen den Eid erlafen wollen. A. B. D. 1824, R. 2. 
A. B. N. 1824, N. 4. Das Protokoll iſt jedesmal 
von den Partheien zu unterzeichnen, wenn ſie dieß 
aber nicht können oder wollen, davon in dem Protokoll 
Erwäahnung zu thun. L. R. 255. A. B. D. 1816, R. 61. 
* 511..d. Einſtimmige Geſtändniſſe der Eheleute, welche 
Scheidung zur Folge hätten, gelten nicht als Beweis, 
wenn ihre Angaben nicht Durch. ſolche Umſtände unter⸗ 
A Aſtützt werden, welche wahrſcheinlich machen, daß die 
n Geſtändniſſe der Wahrheit gemäß und vicht die Frucht 
sis: einer: Verabredung ſeyen 
e Eideszuſchiebung finder nicht ſtatt, aber der Richter 
tann auf einen. Haupteid erkennen, ohne an die Stärfe 
der Beweismittel gebunden zw. ſeyn. 
KR ar: die Scheidung auf wechfelfeitige 
Einwilligung if noch befonders vorgefchrieben, 
17 8; M. 275 295, R. B. 09, LIII, 12. 
) daß der Mann: wenigſtens 25, die Frau 21 und 
28 nicht über 45 Fahre alt ſey; 
7.2) Die Ehe: mehr ald 2: und weniger als 20 Zahre 
beftanden habe; 
1.3 diefenigen ihre Genehmigung ertbeilen, welche 
zur Schließung der Ehe einzumilligen haben; 
4). fammtliches Vermögen inventirt und die Abthei- 
lung defielben entworfen oder verglichen werde; 
—* durch Uebereintunft ſchriftlich feſtgeſetzt werde, 
SL men die Kinder während der Prüfungszeit und 
nach der Trennung anvertraut werden, wohin 
1. fh die Frau mäÄhrend der eritern zu begeben 
7 mad von was ‚fie inzwiſchen zu leben babe? 
19. 


8 
= 


292 


un GR Das ıTrennungsgefuch if von beiden Ehegatten 
ns 55 2 uzmagleich und in Perſon dem Richter ihres Wohn- 
57.1 °.% Hflges: vorgutragnen, welcher ihnen zufammen und 
Ede einzeln unter Belehrung von den Folgen 
sr? ihres Vorhabens. Abmahnung ertheilt und das 
3: Ate Kapitel Hten Titels von den Folgen der Ehe- 
Iomas.s Scheidung vorliest, Beſtehen ſie dennoch darauf, 
o haben ſie 
— vorzulegen ihren Geburts. und Ehefchein, die 
. Geburts... und Todesfcheine ihrer fammtlichen 
son Kinder, urkundliche Einwilligung ihrer Eltern 
rs. c.uder Voreltern oder deren Todesicheine. 
81315... 8) Der Fran ift demnächft: aufzuerlegen, fich 
9 2 ıbinmen.24 Stunden in die ihr beſtimmte Woh⸗ 
1b. 50 ang zu begeben und bis nach ausgefprochener 
Scheidung allda zu werharren. Berläßt fie diefe 
ihr 2 Wohuung,: fo. Fan. der Mann die Unterhalts⸗ 
sr 7. :nente verſagen. Rückkehr in :die Wohnung des 
. Ehemannes mit deſſen Bewilligung wird als 
. Widerruf der gegenfeitigen Erklärung beträchter. 
9)’ Die unter Nr. 6 erwähnte Erklärung ift noch 
3maly in den eriten 14 Tagen des Aten, Tten 


sau IT vd UOten Monats: unter Nachweiſung der fort- 
dauernden Cimvilligung der Eltern, ſo wie das 

— sub Nro. 6 vorgeſchriebene zu wiederholen. A. B. 
N. 1813, N. 87, 


40) Nach Ablauf eines Jahres von der. erften An- 

meldung in den erften 14 Tagen haben beide Ehe- 

- gatten zuſammen, jeder in Begleitung zweier 

- — ee)hrbaren, wenigſtens 50 Fahre alten Freunde 

2.3 Adern Bezirk, den Richter: zu erfuchen, die 

cn ar. Scheidung zuzulaſſen, und zwar — beſonders 
1.0 Gegenwart des andern. 

n m Cine nochmalige Abmahnung fchtießt die an den 

Oberrichter einzufendende Berhandiung, R. B. 9, 


‚14H, weiche fämmtliche Erfchienene — ‚unter. 
zeichnen baden. 

5 514, Jedes von dem Öberrichter * einer Ehelache 
gefällte Urtheil gehet dem Unterrichter zur Vertündung zu; 
ſpricht daſſelbe die Scheidung aus, ſo hat dieſer nach uübch⸗ 
maligem Vereinigungsverſuch, jeder der Partheien/ welche 
in Perſon zu erſcheinen haben, einen Trennungsſchein zu 
behündigen, ein: Dritter wird, ED. 67.68: MB, 9, 
XXXVIL R. B. 12, XVII, dem Beamten des” bürgeklichen 
Standes nachrichtlich. mitgetheilt, welcher. —— 
— feinen Eintrag in die Ehebücher machen darf,..- 


>’ 515, Die Berufung gegen das —— iſt 
Fee ie die Berufung geden ein Erkenntniß, worin eine 
Scheidung auf wechfelfeitige Einwiligung "Für unſtatthaft 
erfiärt wird, kann nur ſtatt finden, wenn fie von beiden 
Theilen, von jedem gleichwohl in einer befondern Lirfunde, 
frübeftens nach 10, und fpäteftens vor 20 Tagen, von dem 
Tag der Urtheilseröffnung an, eingelegt wird. L. R. 201. 
Derjenige, welcher das Scheidungsurtbeil erwirkt hat, muß 
binnen: zwei Monaten, 2. R. 264, von dem Tag der einge⸗ 
tretenen Rechtskraft; 2; R. 265, perfönlich bei dem Beam— 
ten des bürgerlichen Standes erfcheinen ,. um es durch ihn 
eintragen zu laſſen, bei Strafe des Verfalls, LR.266. 
Von Amtswegen darf Niemand zum Eintrag vorgefordert 
werden, R. B. 12, XVII, aber in dem. Scheidebrief iſt dig 
Belehrung von der Nothivendigfeit des Eintrags zum Beſtehen 
des Urtheils auszudrücken. R. B. 13, U. Bei der Schei⸗ 
dung auf mechfelfeitige Einwilligung haben beide Ehegatten; 
und zwar binnen den nächiten 20 Tagen, den Eintrag per⸗ 
ſönlich nachzufuchen. L. R. 294. Die Rekurſe gegen Er. 
tenntniffe der Hofgerichte in Eheſachen geben an- das DRK 
bofgericht. R, B. 29, II. 


$ 516. Während des Projeſes aus einer beſtimmten 
Urſache bleibt 


’ 
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4) die einſtweilige Dbforge für die Kinder! dem Dann 
übertragen, fo ferne der Nichter nicht:veranlaßt if, 
zum. Beten der Kinder eine — in an 

RR. %7. 


2) Der Frau ift eine angemeffene RER FRE weht 
der Mann zu besablen bar, zu beſtimmen, unter ge⸗ 
richtlicher Anweiſung ihres. einftweiligen: Aufenthalts» 
ortes, den fie bei Verluft der Rente ie wenn 
darf. L. R. 268. 

3) Die gemeinfchaftfiche Fahrniß ift anf Verlangen der 
Frau, 8 R. 270, unter Sienel zu legen, bis der 
Dann auf gerichtliches Verzeichnig mit beigefegter 
Tare die Verbaftung dafür als gerichtlicher Vewa hear 
übernimmt, 


Dritter Abſchnitt. 


Von den Folgen der Wichtigkeit, Ungültigkeit und Erennung der Che. | 
€. D. 47. 


$ 517. 1) In Beziehung auf Wiederverehelichung. 
Perſonen, deren Ehe für nichtig erfannt worden, Fönnen 
fich nach Ablauf der Ausharrungszeit anderweit verheirathen. 


Gefchiedene Ehegatten können fich nicht mehr mit einan⸗ 
der verehelichen, aus welcher Urſache auch die Scheidung 
erfolgt fen. 2. R. 295 Die Wiederverheirathung des un- 
ſchuldig Befchiedenen ift ftaatspolizeilich vergönnt, und 
zwar der Ehefrau nach Ablauf von 10 Monaten, L. R. 296; 
dem Schuldigen fann dafür von der Oberpolizeibehörde 
Nachficht ertheilt werden, nur nicht 
a. mit der Perſon, mit welcher er Ehebruch beging, 
2. R. 298. 

b. vor Ablauf von drei Jahren nach der Trennung oder 
ein Fahr nach der Wiedernerebelichung des Unſchul- 
digen; 


29 


nur auf Zeugniß des Pfarramts, daß eine Wieder⸗ 
iry. wercehelichung firchlich unbedenklich und hillig erſcheine. 
nu Fn dem Scheidehrief iſt dieſer Befugniß und Ver⸗ 
>, günftigung Erwähnung zu thun. E O. 47.563 

REIT Ehegatten "deren Ehe anf wechſelſeitihe Ein- 
willigung aufgelöfet worden, haben drei Fahre NMushar⸗ 
rorigsgeit.’ U R. 297. Der Rehent hat fh der Nachfichts- 
—— bierin begeben R.B. 15, XVIL Mann 


8519 D In Beziehung auf das Vermögen. E. O. 
48. P. B. N. 1803, N. W. Eine für ungültig erklärte 
Ehe bebält, wenn, fie redlicher Weife gefchlofen war, "die 
bürgerlichen Rechtswirkungen für Ehegatten und Kinder; 
nur. das Recht der Fortſetzung der Ehe iſt aufgehoben L. 
R. 201. War eines der beiden Ehegatten: in redlichem 
Glauben, fo behält die Ehe nur für ihn und die Kinder 
ihre: Rückwirkung; jedenfalls it der Unredliche verpflichten‘ 
4. ae Bezahlung ſämmtlicher Koften; 
. zu einem Abtrag in dem für Verlobte nach bemiene 
— vorgeſchriebenen Maß; 

‚CH ‚der Mann noch überdieß zu den Koſten des Ungerpalss 
der Frau, ee 


65%. Bei awsgeſprochene Scheidung sortiert der 
jenige, gegen welchen das Urtheil erging, alle durch : ven 
Heirathsvertrag und feit eingenangener Ehe erlangte Vor⸗— 
theile, 8 R. 299, ohne Rüdficht auf bedungene Wechſel⸗ 
feirigfeit. 2, R. 300, Auch die Nutznießung von dem Ber 
mögen der aus-der gerrerinten- Ehe erzeugten Kinder. 386. ' 


Iſt der Unterhalt des unschuldig Gefchiedenen nicht 
binlänglich gefichert, fo kann der Schuldige zu Bezahlung 
einer Unterhaltsrente angehalten werden, welche den dritten 
Theil feines Einfommens nicht überfchreiten darf, L. R. 301. 


55%, Der unſchuldig Geſchiedene hat den Atem Theil 
des Vermögens des Schuldigen anzufprechen, der aber 


a. um 4 5id 5 gemindert werden kann, wenn ibm mehr 
oder minder Veranlaſſung zu feinem Fehltritt gegeben 
war, und ganz wegfällt, wenn: er früher dem als un- 
ſchuldig gefchiedenen Ehegatten einen zur Trennungs⸗ 
Elage geeigneten Fehler nachgefehen hatte. Bon diefem 
Dermögenstheil if 

b. das Eigenthumsrecht den Kindern, wenn deren vor- 
banden find, verfangen, weshalb der Gefchiedene nur 
die Nutznießung und dad Berbrauchsrecht in Noth- 
fällen hat. R. 3. 3, XI. Auch ift 

c. der Ertrag diefer Duart an der obigen Interhaltsrente 
in Abzug zu bringen. R. 3. 11, XXXV. 


$ 52. Bei Scheidung auf wechfelfeitige Einwilligung 
sichten fich die Vermögensverhältniſſe nach dem darüber ab- 
geichloffenen Vertrag , jedoch ift den Kindern das Eigenthum 
der Hälfte, des Vermögens beider Ehegatten am Tage der 
erften Erklärung Kraft Geſetzes angefallen, die Eltern be- 
halten :aber die gefegliche Nutznießung. 2. R. 305. 


$ 523. 3) In Hinfiht der Kinder Die Auflöfung 
der Ehe durch eine zu Recht erfannte Scheidung fol den 
Kindern aus diefer Ehe feinen der Vortheile entziehen, die 
ihnen duch die Geſetze oder den Ehevertrag ihrer Eftern 
zugefichert waren. 2. R. 304. Aus einer für ungültig er- 
Härten Ehe erzeugte Kinder werden für chelich erfannt, 
wenn wenigftens eines der Eltern in redlichem Glauben 
war, L. R. 201, 202. Iſt dieß bei feinem der Fall, fo 
werden fie anerkannten unehelichen gleich geachtet. E. O. 48. 
In der Regel werden die Kinder dem unfchuldigen Ehegatten 
anvertraut, oder aus befondern Gründen fann das Gericht 
auf Anfuchen der Familie eine Ausnahme machen. L. R. 
302. €. ©. 53. | | 

Die Unterhaltspflicht nach Verhältniß ihres Vermögens 
and Aufficht auf die Erziehung bleibt beiden Eftern. L. 


:5 524: 4) In Beziehung auf. Strafen. Die wegen 
Ehebruchs geſchiedene oder von Tiſch und Bett getreunte 
Frau wird zu einer Arbeitshausſtrafe von drei Monaten bis 
zu zwei Jahren ‚verfällt, 2. R. 208, das Hofgericht iſt die 
hierüher erlennende Behörde; R. B. 11, XXXUI, MS. 
26, XVII, der Ehemann wird in gleichem Fall mit 60tgiger 
Öffentlicher. Arbeit⸗ oder. bürgerlicher Gefängnißſtrafe dei 
ſchmaler Koſt oder in 60 A. (60 Rible. bei: kanzleiſüßigen 
Berfonen) verurtheiltz gleiche Strafe trifft die des Ehebruchs 
überwiefene Frau , wenn keine Scheidung erfolgt. Det zweite 
Ehebruch wird jedenfalls peinlich beſtraft. O. E18 61 
Die als fchuldig getrennte Frau undient ven: — des 
en 8,NR 29a 0.09% rd 

‚« nm. Derjenige, gegen welchen — SERIE EN 
nr harter Mißhandlung oder grober Verunglimpfung geklagt 
wird, ift neben der Scheidungsklage im, ‘polizeiliche und 
nach Umſtaͤnden in peinliche Unterfuhung wegen dieſet Wer: 
gehen zu nehmen und dafuͤr nach dem — zu be⸗ 
—— 


Dierter Titel. 0 
@ides : Ordnung. Mer HT 
R. B. 3, LM se 


Erstes Kapitel. 


Vou den perjönlichen Eigenfchaften, welche zur Eides⸗ 
feiftung erfordert werden und dem Gegenftand des 
Eides. 


625. Wer zur Ablegung des Eides — —* 
ſoll muß eides mündig ſeyn, d. h. wenigſtens das 186e 
Jahr zurückgelegt haben. Perſonen von 14 bis 18 Jahren 
können als Zeugen, jedoch nur in dem Fall beeidigt werden, 
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wenn ohne Verſchulden der: Betheiligten die Wahrheit nicht 
anders zu etheben iſt, die Vernehmung nicht verſchoben 
werden Fan: und dem Zeugen von feinem :Seelforger: wid 
auf deſſen Zeugniß von der zuſtändigen vormundſchaftlichen 
Behörde (A. B. M. 1637, Beil. N Ali Pe, D; 4620) 
beurlundet wird, daß er. gefunden: Verſtand und‘ Keinen 
Hang‘ zür Unwahrheit ¶habe. Die: depfallfige Nachſicht it 
bei: der Kreisregierung einzuholen,‘ Zu: Ablegung des Hand. 
gelübdes find Perfonen über. 14. Fahren fig nel 
8526. Er muß 2) eidesfähtg, d ı%: im Beſitz und 
ungeftörten Gebrauch: derjenigen Geiſteskräfte ſeyn, welche 
erfordert werden, um den Gegenſtand des abzulegenden 
Eides richtig aufzufaſſen und die Heiligkeit der. Fideshand. 
ung zu würdigen, Wer wegen. Verftandesfchwäche oder 
Sinnenverwireung hierzu nicht vollfommen fäbig iſt, fol 
von aller Eidesleiſtung ausgefchloffen, wer fih in 
trunfenem oder auch nur durch geiftige Getränfe erhitztem 
Buftande befindet, davon zurü ckgewieſen werden. 

$ 527. Er fol 3) eideswürdig fenn, oder das Zu- 
trauen verdienen, daß er die Handlung in völligem Glauben 
an ihre religiöfe Bedeutung begebe; daher find ausgefchloffen : 
der Gottesläfterung , des Meineids, des Handgelübdebruchs 
für fchuldig erfannte, der Ehren entfegte, zu mehr als ein. 
jähriger Zuchthausſtrafe verurtheilte, im weiten Grad für 
mundtodt Erklärte. R. B. 11, XXXV. Nach mehrjährig er- 
probter guter Aufführung fünnen ſolche Verfonen durch die 
oberfte Staatsbehörde wieder für eidesfähig erflärt werden. 

$ 528, Er muß 4) des Gegenitandes des Eides fun- 
dig fen fünnen. Wem derjenige Sinn fehlet, der zur 
Wahrnehmung deffelben erfordert wird, der kann nicht zur 
eidlichen Ausſage darüber aufgefordert werden. 
5 529. Mur bei wirklich vorhandener Noth⸗ 
wendigkeit ſoll die Ablegung eines Eides ſtatt finden‘, 
auch in Parteiſachen der Richter ihn ſo viel möglich durch 
Erörterung der nähern Verhältniſſe zu vermeiden fuchem. 


# 


Die, Summe, wegen weicher ein Eid abgelegt; wenden 
fol, muß wenigitens 24 fl., 2. R. 1358a, betragen Yu 
peinlichen Unterfuchungen find die Zeugen ‚auch wegen ge- 
ringerer Summen, und wegen einzelner Tharumftände, ‚au 
beeidigen. R. B. 12, XX. DE 


Berficherungen über ‚geringere Gegenftände: finden: nur 
mittelſt Handgelübdes ſtatt. Dieſe Beſtimmung gilt * 
für Nebeneide der Zeugen, Schätzer u. dgl. nnit 


Ueber das Weitere, den Gegenſtand des Eides betreffend ‚iind 
fomit über deffen Arten, Haupted, Offenbarungseid u. “f. 
to. fiehe Proz. Ord. Leheneid ift vorbehalten fir einzelne 
befondere Fälle, an feine Stelle tritt Zufage der Treue auf 
Ehrenwort: Dienfteid hat jeder Civilſtaatsdiener bei 
feinem Dienftanteitt, nicht aber nachmals bei einer ae 
fegung zu leiſten R. B. 20, VIH. 


3Zweites Kapitel. KR 
Von der Form der Eidesabnahme; | 2.163,90 


"8 530. Ein Eid fann nur von dem Amt: oder einer 
böhern Staatsbehörde, und zwar von den Verwaltern der 
Stelle felbft, oder einem Kommifär aus ihrer Mitte nie 
mals von fubalternen Offizialen abgenommen-.werden. 
Außergerichtliche Leitung von Eiden, ſowohl mündlich 
als ſchriftlich, ift verboten, L. R. 1357 a, und zwar bei 
10 fl. Strafe, ſowohl für den, welcher den Eid leiſtet, als 
für denjenigen, der ihn empfängt; für die Fülle, da eidliche 
Beſtätigung einer Zuſage erfordert werden il, it amt⸗ 
liche Erlaubniß einzuholen. 


$ 331.. Die Eidesabnahme geſchiehet, deingende Pr 
ausgenommen , des Vormittags in einem wohl — 
Zimmer oder in der Sakriſtei der Kirche. 


8.532, Die Eidesformel if in einfachen Gäben und 
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deutſcher,/ gl asia INN | . 
zufaſſen ‚at Er 


6583. Feder Schwörende, der fein Ehrenamt trägt, 
Tepteres mit Einſchluß der Stellen der Häthäperren und 
Bürgeroffisiers, auch für ihre im Haufe lebenden erwach- 
fenen Kinder, . aber nicht für ihre Frauen, auch nicht an- 
derer Polizeiofſizialen, R. 8. 3, XI, iſt durch feinen 
Geiftlichen zur Ablegung des Eides worzgubereiten; in 
eilenden Fällen kann dich durch den Geiſtlichen an. dem 
Wohnorte der Abnahmsbehörde geſchehen. Der Geiſtliche 
wird hierzu unter Muͤtheilung der Eidesformel oder Be- 
zeichnung der Gattung, des Eides tequirirt, ‚bat: den von 
ihm Belehrten über den Erfolg feines Vortrags. auszufragen, 
und ihm darüber. ein Zeugniß auszuftellen; für die Erhebung 
der Gebühr ad 30 fr., deren. Auslage dem ‚Zeugen nicht 
zugemuthet werden fol, bat die Behörde zu forgen; Vor—⸗ 
bereitung zum Huldigungseid gefchiebet tarfrei. 


$ 534. Den Eidesleiftungen wohnt weder in bürgerlichen 
Rechts, noch in "Unterfuchungsfachen ein Geiftlicher bei; in 
letzteren wird noch - die Förmlichfeit beobachtet, daß auf 
einem. bebangenen Tifch zwifchen zwei brennenden Lichtern 
ein. Erneifig geſtellt wird, vor dem der Eid abzulegen iſt. 


6335. ‘Vor jeder Eidesleiſtung iſt in bürgerlichen Rechts. 
— durch den Richter der Verſuch zu machen, durch 
Vergleich Erlaſſung des Eides zu erlangen. 


5536. Auf die Warnung durch den Richter und Be- 
Iehrung über die Wichtigkeit des Eides, die Pflicht zur 
Wahrheit und die Strafe des Meineids, folge die Verleſung 
der Eidesformel mit der Frage, ob der Schwörende alles wohl 
verftanden habe? nöthigenfalld mit weiterer Erläuterung und 
Brüfung über das Verſtehen des Vorgetragenen; der Schwö- 
rende bat diefelbe, wenn fie ihm nicht zum eigenen lauten 
Ableſen eingehändige wird, langſam und deutlich nachzu⸗ 


ſprechen / und dans wird. er zur förmlichen Eidesleiſtung 
aufgefordert, und: ſpricht ſtehend, mit aufgehobenen (bei 
Frauen auf die linke Bruſt gelegten) drei Fingern der rechten 
Hand die Worte der. Beſtabung nach; dieſe lauten 
asia Unterſuchungsſachen (nach Verleſung der 
m... Angaben des Zeugen): „was mir. jeßo vorgelefen wor⸗ 
—nden,/ babe ich wohl verftanden, und verſichere, daß 
es wahr fen , gewiſſenhaft, getreulich und ohne: Ges: 
„fährde, fo wahr mir: Gott: heife 200 ſein — 
Wort.“ iz 
»b. In bürgerlichen Rechtsfach en neh Wor⸗ 
‚and Zunamen des Schwörenden) ſchwöre einen Eid 


2 Faffung der innerhalb diefer rang Br — 
worte. ‚fallenden. Formel ift, bei . 
5 Zeugeneiden; ‚in der. Sache zwilcen R und %, 
: 5 zdle Wabrheit ‚auf die geteilten Fragen zu fagen, auch. 
‚nichts, was zur Sache gehört , zu verbeimlichen , ohne 
„Haß, Gunſt oder Anſehen der Berfonen. u ‚s 476 
der'Pr. gi 
* Bei Eiden der Sachverfändigen: „nad —* 
Hunterfuchlug und Prüfung und nach beſter Einſicht 
„das aufgetragene Gutachten (erhaltener Inſtruktion 
„gemäß) abzugeben, ohne Haß, Gunſt oder Anſeben 
sn ‚Ber Perſonen.“ 


3). "&nsbefondere bei Eiden der Schäßer „den Gegen⸗ 
‚Rand nach beſter Einſicht und Ueberzeugung feinem 
wahren (inſtruktionsmäßig ausgemittelten) Werthe 
gem, absufchägen, obne Ha * Gunſt oder Anſehen 

6 Perſonen.“ R. B. 3, 


82537, DieuGidesleiftung 2 Gewalthaber iſt 
dann unbedingt erlaubt, wenn der Gewalthaber allein 


einen in Frage ſtehenden Wahrheitseid ſchwören lann, wie 
nostentlich: in allen Fällen, da Ereigniſſe oder Haudiungen 
beſchworen werden ſollen, bei welchen eben dieſer Gewalt⸗ 
haber im Mamen der Partei und ohne ihr Beiſeyn mitge⸗ 
wirft hat; war mit Zuſtimmung der Gegenpartei 
aber: fan die Eidesleiftung durch einen Gewalthaber dann 
geschehen, wenn don Ereigniffen oder Handlungen. die Rede 
iſt An Anfehung derer die Bartei felbft einen Wahrheitseid 
ſchwören kaun. P. ©. $: 611, 612, 

Ueber Eidesleiſtung durh Gemeinden und azepetſchaften, 

Otratgenoſſen / Vormuͤnder, Diindodjätrige ac. * Pr. 
aeg $ 613: 15.623 35: 


$58, Judeneide werden vor der —70 — in Gegen⸗ 
PM: des Rabbiners oder eines jüdifchen Geiflichen geleiſtet. 
Der Richter erklärt den Gegenſtand des Eides und die welt⸗ 
lichen Strafen des Meineides, der Rabbiner die ‚religiöfe 
Wichtigkeit, Der Schwörende gibt dem Richter den Hand- 
schlag, und fpricht mit. bedecktem Haupt die Cidesformel 
nach, indem er die rechte Hand auf Vers 11, Kay. 5 des 
sten Buch Mofes in bHebräifcher Sprache legt. 


Nur im befonders wichtigen Fällen und auf ausdrüd- 
9 Verlangen findet, die Eidesablage in der Sinagoge 
v 9 10. ſchulmäßigen Juden durch Auflegung der Hand auf 
die, obige Geſetzſtelle in der aufgeroften Thora ſtatt. Die 
Eibesformel. für. Juden lautet: — 
„Adonai, Schöpfer aller Weſen! Mein Gott, und 
‚Dot meiner Voreltern Abraham, Iſal und Jakob! 
J AIch ſchwöre biermit bei deinem heiligen Namen, 
nn 5 u. ſ. w. 
—— nun dieſes die reine Wahrheit ſey, darauf 
Aw ich treulich, ohne Argliſt und Gefährde, 
‚und wo ich nicht wahrhaft fchwöre, fo foll über 
mich der ganze Fluch Gottes kommen, wie er in 
—*— TDhora geſchrieben ſtehet; wo ich aber recht und 


„wahrhaft fchmöre:, Toll -über, mich der Segen Gottes 

„kommen. Amen!‘ NR, B. 13, VIH. 

Wo einem fraeliten- über Gegenfände, die fich zur 
Berufung an dad Obergericht eignen, ein Eid zugefchoben 
wird, iſt jedesmal: der zufchiebende Theil zu der Erklärung 
aufzufordern, ob die Ausſchwörung in der Synagoge oder 
in der Gerichtsſtube geſchehen Toll. R. B. 29, V, Pe: 18, 
$ 18, 

$ 539. Bei folchen Perfonen, welche fich öffentlich zu 
Gemeinden halten, die‘ mach ihrem Bekenntniß feinen Eid 
fchwören, barıim Hinficht der Glaubwürdigkeit und der 
Strafbarfeit der Webertretung eine feierliche Verficherung 
vor dem Richter gleiche Wirfung mit dem Eide, 

$ 540. Vergelübdung gefchieher ohne Anweſenheit 
eines Geiſtlichen, nach vorgängiger Warnung bor falſchem 
Gelüb de miiteiſt Handſchlags unter der Formel: 
So ‚wahr. ich mich andernfalls dem Erſatz alles 
* „Schadens, dem Verluſt des ehrlichen Namens und 

„noch überdieh allen auf den Meineid geſetzten ſchweren 
„Leibesſtrafen unterwerfe.“ 

* Bei höhern Staatsbürgern: 

„So wahr ich ein ehrlicher Mann bin und andern⸗ 
„sales dem Erfag des Schadens und. der weltlichen 
Strafe des Meineides mich unterwerfe. RB. 7 

XXXVI. P. B. M. 1807, N. 98. 

$ SH. Handtren an Eidesftatt und schriftliche Verfiche- 

rung‘ an Eidesſtatt find nicht erlaubt, Verlegung des eides- 
orbnähgdmäßigen Handgelübdes wird peinlich beſtraft. 
Auh Drtsvorgefegte koͤnnen in den ihrer Gompetenz 

unterliegenden: Redjtsftreiten Handgeluͤbde abnehmen. A. B. 
1,17 De 1830, N. 85. Für, ihren Dienſt dürfen ‚nur ſolche 

MPexſonen handgeluͤbdlich verpflicgtet werben , die in gewiffer 

——— eine oͤffentliche Karfänt. haben. , 9. e M. 

4837 Beil. * 13. 
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Kiki n allen rechtspolizeilichen Angelegenheiten der Srundherren 
und ihrer Fam ilienglie der tritt die Kreisnegierung an. die Stelle 
des Amtes, R. B. 9, LI, fuͤr Gerichtsermaͤchtigungen das Hof⸗ 
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‚sc mu Don der — man - 


Ecſter Abſchnitt.  ., —* 
mornsza” Von —— der. Vormundfaaft., ; 


einer Vormundſchaft find zu Kelten: 

| „9, alle minderjährige Perſonen beiderlei Gefchlechts, 
Vwelchen der Tod, Austritt, Vermißtſeyn / oder richter- 

sun lich ausgeſprochene firtliche und geiftige Unfähigkeit 

die Worforge eines oder beider Eltern geraubt hat, 
oder folche , die feine zwei anerfennende Eltern haben. 

Die Minderjährigen find unmündig bis zu 14 Fahren, 

halbmündig von 14 bis 16, vollmündig vom 16. bis 

A. Jahre, nad) deffen Zurücklegung die Voljährigfeit 
eintritt, L. R. 388. R. B. 8, XIX. 12, XII. 

%.Entmündigte, oder wegen eines bleibenden Zu- 

ſtandes von Gemüthsſchwäche, Wahnſinn oder Raſerei/ 
ber Verwaltung ihres Vermögens für unfähig erklärte, 

ud R. 3. 122. 

: 4.548, :Die. Beitellung geſchieht durch 

‚a Das Landrecht. Nach feiner Vorfchrift iſt der Vater 

— R. 389 und nach feinem Ableben die Mutter L. 
=, 390 gefeslicher Bormund, in beider Ermanglung 
zuerſt der väterfiche und dann der mütterliche Groß. 
vater. 8. R. 402. Der Mutter ift entweder durch 


pi 1411 


Dispofition ihres Ehegatten 2. R. 391 oder durch das 
Amt auf waifenrichterlichen Antrag für dieienigen 
Angelegenheiten, auf weiche fich nach den Beitimmun- 
gen des Landrechts die Rechte und Pflichten des Ge- 
genvormundes erfireden. R. B. 35, XXXVIIL $ 2, 
und $ 579,, ein vormundfchaftlicher Beiſtand beisu- 
geben, R. 3. 9, LIII. Sie fann die Vormundfchaft 
ablehnen; L. R. 394 im Fall ihrer Wiederver- 
heirathung kann fie ihr ans erheblichen Gründen, 
nach deren vorgängiger Erörterung, abgenommen 
werden; 2. R. 395. führt fie diefelbe mit oder obne 
ausdrücklichen Auftrag des Amts fort, fo tritt der 
neue Ehemann in alle Berbindlichfeiten derfelben als 
Sammtfchuldner und nimmt an der Berwaltung des 
Vermögens ald Mitvormund Antheil. Wenn feines 
von beiden Eltern mehr am Leben ift, diefe auch 
feinen Bormund ernannt haben, fo fällt die Vor— 
mundfchaft den nächften Ahnen zu, unter ihnen bat 
die väterliche Seite den Borzug. 2. R. 402%, Iſt 
die Frau bei dem Tod ihres Mannes fchwanger, fo 
it für das Kind ein Pfleger zu beftellen, der nach 
defien Geburt Auffichtöpfleger wird. 8. R. 393, 


5 544. Sie gefchieht b) durch die Eltern, und 
zwar das längſt Iebende, entweder in einem Teftament, 
L. R. 397, oder in einer fürmlichen Erklärung vor 
dem Waifengericht oder Amtsreviſorat. Die Wahl 
einer in zweiter Ehe ſtehenden Mutter für ihre Kinder 
erſter Ehe bedarf der amtlichen Genehmigung. L. 
N. 399, 


. In Ermanglung eined Vormundes aus einer der 
vorſtehenden Klaſſen find die nächſten Anverwandten, 
dad Waifengericht, aber auch Ortsvorgeſetzte R. B. 
9, LI., Amtsreviforen und Theilungskommiſſärs des 
Wohnfiged R. 3. 9, LI. bei Strafe und Haftung 

20 
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1. Fl allen Schaden verpflichtet, ſogleich bei "eintreten- 
vor do Fall der Erforderniß durch den Tod oder 
Unfélhigkeit eines Elterntheild oder eines ſchon vor- 
bandenen Vormundes und ohne Rückſicht ob Vermögen 
zu verwalten fen oder nicht, einen tauglichen Vormund 
zu wählen und dem Amt zur Genehmigung und Ver- 
pflichtung vorzufchlagen. Die letztere - gefchieht 
mittelſt⸗ Handgelübdes, wobei der Pfleger nicht allein 
auf den Umfang feiner Pflichten im Allgemeinen 
aufmerkſam zu machen, fondern auch demfelben die 
Verwendung der Pflegfchaftögelder in feinen eigenen 
Nutzen ftreng und unter Strafandrohung zu unterfagen 
und wie gefcheden im VBerpflichtungsprotofoll anzu— 
merfen iſt. A. B. D. 18%, Nr, 9, Bei Afeendenten 
ift die Verpflichtung nicht nothwendig. Wo der Vor. 
theil des Vormunds gegen jenen des Minderjährigen 
anſtoßt, wird von dem Amt ein befonderer Pfleger 
sur - Vertretung des Bileglings beſtellt; R. 3. 9 
LI. (f. auch $ 543.) 

8 545. Auf Entmündigung in den dazu geeigneten 
Fällen anzutragen, find neben dem Waifengericht und Orts. 
vorftand auch Ehegatten , Verwandte, Geelforger und Be— 
girfsärgte berufen, Das Amt erfennt darüber. theils nach 
Selbſteinſicht, theils durch Erhebung des Gutachtens des 
Bezirksarztes und anderer von ihm zu waͤhlenden Gachver- 
fändigen. Die Berufung von feinem Erkenntniß gehet an 
die höhere Nöminiftrativftelle. R. 3. 9 LI | 

5 546. Der zum Bormund zu erwäbhlende fol 
fen: 

. 4) Volljährig; 2) Staatsbürger; 
3) von unbefcholtenem Mufe L. R. 44; er. darf noch 
feine peinfiche Strafe erlitten haben; L. R. 4483, 
4) Ein auter Hansvater Über feine eigene Familie und 
fein Vermögen; mundtodte find ausgefchlöfen. 
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145) Atershalben noch im Stande eine Verwaltung zu 
führen; 

6) Mit den Kindern nicht im Nechtöftreit befangen oder 
in verfchiedenem Intereſſe ihnen gegenüber ſtehend. 
8, R. 442. Daber, wenn er bei einer Vermögens. 
tbeilung Miterbe zugleich mit den Kindern ift, fo 
wird ihnen für dieſes Gefchäft ein befonderer Kurator 
" angeordnet. 

5 Unter gleichen Eigenſchaften erhält der Verwandte 

von der Seite des verſtorbenen Elterntheils und 
gleicher Konfeifion den Vorzug. 

8) Perſonen, welche nicht Leſen und Schreiben können, 
find nur folche Bormundfchaften zu übertragen, bei 
welchen: wenig ‚oder fein Vermögen zu verwalten if. 

9) Waifenrichter, L. O. IT. VI. 5 6, Amtsreviſoren 
und Tpeilungsfommiffäre dürfen niemals zu Vormün- 
dern oder Kuratoren in ihrem Bezirk, Gemeinds⸗ 
und Kirchenrechner,, auch Schullehrer nur ausnahms⸗ 
weife dazu beitellt werden. A. B. ©. 1833, N. 79, 


5 547, Die Annahme der Vormandſchaft kann ver⸗ 
meigern: — 

a. wer ein höheres Öffentliches Amt, bis zur Stelle eines 
Dberbeamten, oder irgend ein GStaatsamt in einem 
andern Kreife bekleidet ; hat er aber die Bormundfchaft 
einmal angenommen, fo fann er diefelbe aus. diefem 
Grunde nicht wieder niederlegen. 2. R. 430. 


b. im aftiven Kriegsdienft oder einem Auftrag auffer 
Landes ſteht; L. R. 497. treten diefe Verhältniſſe erſt 
ſpäter ein, ſo kann er die Vormundſchaft niederlegen: 
L. R. 481. 

. e. wer 65 Jahre alt 2. R. 433. oder ſehr gebrechlich 

it, oder bei der Führung der Vormundſchaft 70 

Jahre alt oder ſehr gebrechlich geworden iſt; 2.R. 434. 
n* 


d. wer ſchon zwei Bormundfchaften,. oder. eine Bormund- 


fchaft L. R. 435. und eigene Kinder oder felbft fünf 
Kinder bat; L. R. 436. diejenigen Kinder, welche: im 


voaterländiſchen Kriegsdienst geblieben find, oder ſelbſt 
. wieder Kinder binterlaffen haben, L. R. 436. werden 


mitgezählt. 
Kein Staatsbürger, der nicht verwandt oder ver- 


fchwägert ift, fann geswungen werden, eine Bor- 


mundſchaft anzunehmen, fo Tange noch in dem Umfang 


von 8 Stunden fih Verwandte oder Berfchmwägerte 
befinden, welche im Stande find, fie zu führen. 8, 
R. 432, 


Die. Entfcheidungsgründe find . binnen drei Tagen 
nach der Aufkündigung 2. R. 439. der Wahl zum 


Vormund, und vor der Verpflichtung, vorgutragen, 


- andernfald wird angenommen, es fen darauf ver- 


zichtet. 


Zweiter Abſchnitt. 


| Von den Gefhäften, welche der Führung der Vormundſchaft vorher 


geben, 


6547. Bon jedem eintretenden Sterbfall baben die 
Drtsvorgefenten dem Amt die Anzeige zu machen, mit der 
Bemerkung, ob dadurch Minderjährige ſchutzlos geworden 
feyen? damit dieſes dem Amtsreviſorat Nachricht gebe. 
Hat der Berftorbene ein Staatsamt getragen, fo iſt zugleich 
die Anzeige an die ihm zunächſt vorgefeute Behörde zu 
machen. 


Das Amtsreniforat verordnet alsbald die Obſignation, 
bei welcher VBorforge für diejenigen Fahrnißſtücke getroffen 
wird, welche obne diefelbe dem Verderben ausgefest oder 
wit deren Beibehaltung große Unterhaltungskoften verfnüpft 
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NR. 796, wären, und läßt alles, was nicht unter rn 
gelegt wird, verzeichnen. it 
Die Obſignation darf niemals unterbleiben, wo mia⸗ 

derjahrige, Mundloſe oder Abweſende betheiligt find. L. R. 
819. An Orten, wo das Amtsreviſorat oder einer ſeiner 
Kommiſſäre nicht anweſend iſt, hat J der —— vor⸗ 
regt R. B. 9, LI © 

Bei Geiſtlichen gefchieht fie und die Camegelun amt 
** des Dekanats. Bei Militärperſonen beſorgt die 
Militärbehörde die Obſignation, der Reſeration durch eben 
daſſelbe wohnt das Amtsreviſorat bei, welches demnacht 
die Juventur allein vornimmt, R. B. 18; XXII. auch die 
Beitellung des Bormundes * Kinder zu beſergen * © 
* 4, 1, : 2 

6348. Die entfenclaug und Zaventuf‘ it Binnen 
10 Tagen nach Ernennung des Vormundes, 2. R. 41. 
durch einen verpflichteten Theilungskommiſſär in Gegenwart 
des Ortsvorgefeßten, R. 3. 18, XXII. eines Baifenrichters 
und fämmtlicher Beteiligten oder ihrer Gewalthaber/ we 
befondere der VBormünder, vorzunehmen. 


Die Kreidregierung kann ausnahmsweiſe auf Antrag 
der Berheiligten und Gutachten des Waifengerichts, Amtd- 
reviforats und Amts eine Brivat- Inventur unter Bei- 
wirkung der Pfleger geflatten, wenn a) feine Aftererbein- 
fegung vorhanden, b) die Erbfchaft ohne die Vorficht des 
Erbverzeichniſſes angetreten worden iſt, e) Feine Berheili- 
gung wegen Accis oder fonftiger ſtaatsrechtlicher Beziehung 
eintritt. R. 3. 10, XI. 12, XVI. 

8 549." Vor der von dem Amtsreviſorat anzuordnenden 
Inventur ift der überlebende Ehegatte und andere in dem 
Sterbhanfe anmefende Verwandte zur getreuen Angabe 
fämmtlicher Gegenſtände der Verlaffenfchaft zu ermahnen, 
der Offenbarungseid in den Fällen, wo er zuläffig iſt / P 
O. $ 648. u. ff., abzunehmen, -fämmtliche zur Verlaſſen⸗ 
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fchaft gehörige Vapiere ſorgfältig zu durchgehen und was 
ſich von Eheverträgen , legten Willensverordnungen, 2o08- 
zetteln, Ältern Inventuren, elterlichen Aufzeichnungen-oder 
fonftigen auf die Inventur und Theilung Bezug habenden 
Urkunden vorfindet, zur geeigneten Berücfichtigung zur 
Hand zu nehmen. 


5 550. Bei der Inventur verſiehet der. Waiſenrichter 
die Stelle des Tax ators der. Fahrniß; nur, in, größern 
Städten find befondere Tagatoren, aber: niemals Auden 
als folche, zuläffig; die Liegenfchaften. werden von dem 
DOrtöverficher tagirt, es foll aber vom Theilungsfommiflär 
niemals mehr als. Eine — zugezogen. werden, 
R. 2. 9, LL 


$ 551. Solche — welche nicht im Stück 
theilbar ſind, werden verſteigert; dafür wird erachtet, was 
nicht ſo vielfach vorhanden iſt, daß jedem Erben ein ähn⸗ 
liches Stück zu Theil werden könnte. Zerſtückelungen yon 
Grundftüden und Vertheilung von Gewerbsanlagen 1 
möglichſt zu vermeiden. Untheilbar iſt ferner, was. durc 
Zertbeilung feinen Werth oder feine Brauchbarfeit. verliert, 
auch folche Baulichkeiten, welche geſetzlich für untheilbar 
erklärt ſind. L. R. 827. 


$ 552. Die Verſteigerung iſt dreimal von 8 zu 8 
Tagen zu verkünden, die Verkündigung zu befcheinigen, 
bei jener auch fremde Steigerer, d. b. folche, die nicht 
Miterben find, zuzulaſſen und auf motivirten gutachtlichen 
Antrag des Waifengerichts und Amtsreviforats die amtliche 
Genehmigung zu ertheilen. L. R. 459. 1687. | 

$ 553, In Ermangelung annehmlicher Gebote ift das 
Sefchäft auf eine zum voraus zu befimmende Zeit. auf 
gemeinfchaftfiche Rechnung fortzufegen und. für. die einfl- 
weilige Verwaltung forgfältige Anordnung zu treffen. 

5 554 Der Borempfang eines jeden Miterben if 
forgfältig auszumitteln, alle Aktiven zu liquidiren und Die 
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Schulden genau. zu verzeichnen. Ein förmlicher Aufruf 
der Gläubiger foll auf Verlangen der Exben und fan, bei 
Ehegatten, welche zur zweiten Ehe fchreiten, auf Antrag 
des Vormundes erfolgen ; ‚jedoch. niemals unter dem Prä— 
judiz des Ausfchlufes, wenn er von der Theilungsbehörde 
ausgeht. 


50595. Beim Entwurf — iſt, ſo viel möglich, 
jedem ein gleicher Antheil an den Liegenichaften, der 
Fahrniß und den Attiven zugnfcheiden , eben fo find. Dig 
Paſſiven zu vertheilen, und, obne daß folches dur ‚die 
Borſorge für den. öffentlichen Kredit geboten iſt, fein ber 
ſonderer Kurator zur Bezahlung der Schulden anzuordnen, 
aber, ein Texmin zu beſtimmen, binnen welchem ſich Die 
Erben, für, Die ,igdem derfelben zugerheilten Aktiva Gewähr 
Jeiten ‚und ‚die Verlaſſenſchaft für die aus. Hr — 
nen Schulden zu eutlaſten haben 


$ 556; Die Inventur: iſt, wo ach — Unter⸗ 
brechung und ohne unnöthige Zeitverſäumniß zu voLlen- 
den’. A. A. I. „Inventuren.“ 5 6., darauf täglich 8 
Stunden zu verwenden, und daß dieſes geſchehen ſey, von 
den am Schluß des Becchaſit oawitzades Perſonen zu 
beurtunden. ;. RR: 


Das Amtsreviſorat prüft die Juventur, insbeſondere 
vie Theilungsberechnung, fertigt die Loobzettel aus und 
veranſtaltet das Zuſchreiben der — im Grund, 
buch: * 


5 557, Die Anzeige von dem Vorhandenſeyn einer zur 
Entinündigung geeigneten Berfon prüft das Amt theils 
durch Selbſteinſicht, theils durch Erhebung des Gutachtens 
des Phyſikats und anderer dazu zu erwählenden Sachver— 
ſtändigen, und bringt ſein Erkenntniß auf Entmündigung 
förmlich zu den Akten, worauf dieſelben Anordnungen, wie 
bei. Minderjährigen eintreten. 
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Die Berufung gegen das amtliche Erkenntniß gebet an 
die Kreisregierung. 


Dritter Abfchnitt. 
Verwaltung der Vormundſchalt. 
R. 3. 38, XIII. 


5 558. Der Bormund ift verpflichtet, wie ein Vater 
für die Erziehung und das perſönliche Wohl feines Pfleg⸗ 
befohlenen zu ſorgen, das Vermögen deſſelben als guter 
Hauswirth zu verwalten, und ihn in allen Geſchäften des 
bürgerlichen Lebens gebührend zu vertreten. Die Pflichten 
des durch Geſetz oder Teſtament berufenen Vormunds be— 
ginnen vom Augenblick der ihm verkündeten obrigkeitlichen 
(amtlichen) Beſtätigung, die Pflichten des durch die Obrig- 
keit (Amt) ernannten Bormundes vom Augenblid der ihm 
verfündeten Ernennung. L. R. S. 451. R. B. 9, LI. 

Zormular des Verpflichtungsſcheines fhr ben Vormund ſiehe 

im Regierungsblatt 1838, XII. S. 115. 

$ 559. Insbeſondere find feine Prichten in Anfehung 
1. der Berfon des Pflegbefohlenen ; 

a. für die dem Stande und Vermögen des Plegbefohle- 
nen angemefiene Erziehung, alfo befonders dafür zu 
forgen, daß fein Mündel in der Religion, fo wie in 
den für feinen Fünftigen Beruf erforderlichen Gegen- 
ſtänden hinreichend unterrichtet werde; 

b. die Wahl dieſes Berufes fo zu Teiten, daß er in 
reiferen Fahren fich ernähren und fortfommen kann; 

c. bei dem Amte die geeigneten Maßregeln in Antrag 
zu bringen, wenn er erhebliche Gründe bat, mit der 
Aufführung des Mündels unzufrieden zu ſeyn. L. R, 
468, 

$ 560. Für Entmündigte, L. R. 489., welche fih noch 
nicht zur Aufnahme in ein öffentliches Irrenhaus qualifizi⸗ 
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ren, if unter Berathung des Phyſikats die’ Verſorgung 
durch das Amt in der Art anzuordnen, daß ſie eine, ihrem 
Zuftand angemeffene, - Verpflegung - bei moglichſter Befchäf- 
tigung erhalten, vor Nedereien und Mißhandlung ficher, 
aber. auch der menfchlichen Gefehfchaft nicht, gefährlich find. 
Ihre Einkünfte find wefentlich Dazu beſtimmt, zur, Erleich- 
terung ihres Schidfals und. deghlerriguyg Be, Genefung 
verwendet zu werden, 

$ 561. II. Zu Anfehung des Bermigens des Pfleg- 
befoblenen bat der Vormund: | Re 

1) zu defien Ermittlung und gekkertung: 

a. binnen den erften zehn Tagen, nach dem Antritt 
der Bormundfchoft, auf Abnahme der Siegel und 
Fertigung der Inventur anzutragen; L. R. 451. 

b. ſeine Forderungen an den Sfiegbefoßtenen bei Ber. 
meidung des Verluſts derfelben in dem“ Inventar 
genau anzugeben; &.R. 451. 

c. die Fabrniffe, fo weit er nicht durch die Theilungs 
behörde zu deren Aufbewahrung ermächtigt wird, 
binnen Monatsfriſt nach erfolgter Aufnahme des 
Inventars öffentlich verſteigern zu laſſen; L. R. 452. 

d. wenn er die Vormundſchaft von einem abgetretenen 
Vormund übernimmt, unverzüglich auf Nechnungs- 
ftellung und Webergabe des Pflegſchaftsvermögens 
zu dringen. L. R. 451. 469. 


$ 562, 2) In Hinſicht der Bernigusyermaltung 
bat der Vormund: 


a. von dem Amtöreviforat —— zu laſen, wie 

hoch ſich die jährlichen Ausgaben für den Mündel 
und die Koſten der Verwaltung ſeines Vermögens 
belaufen dürfen, und wie viel als Ueberſchuß der 
Einnahme über die Ausgabe — — 
iſt; L. R. 454. 455. 


314 


run. b riſt die Anlegung des; Ueberſchuſſes binnen 6 Mor 
7. Maren nicht geſchehen, ſo hat der Vormund nach 
Ablauf dieſer Friſt den en ſelbſt zu ver⸗ 
niuſen, E R. 455. 13%, Hyd piäu! 


sn Ne Sfiter und Gebäude” des vhelbeſann fönnen von 
en Vormund nie länger ald auf neun Fahre 
verpachtet oder vermietet Averben, RR. 1429 
1718,); in der Regel muß die’ Verpachtung‘ oder 
Vermiethung unter Mitwirkung eines Waifcnrichters 
in öffentlicher Verſteigerung geſchehen; Ausnahmen 
ſinden nur bei Vermiethungen, weiche auf piertel⸗ 
m. äährige ober, kürzere Aufkündigung geſchehen, und 
u ı an Verpachtung unbeträcht/icher Grundſtücke ſtatt; 
es hedarf hiebei der obervormundſchaftlichen Ge- 
— ebmigang nicht und „die dortige Entſcheidung iſt 
aur bei einer Meinungoverſchiedenheit zwiſchen dem 
Waiſenrichter und Vormund oder. — einzuho⸗ 

len. R. B. 35, xiv. Fu 


4 Die Kapitalien des Mündeis, hat der — ent⸗ 
9 „weder zum Ankauf von Grundſtücken zu verwenden, 
72 .:, Oder. ‚gegen gerichtliche  Pianbuerichreibungen ver- 
u zZinslich auszuleiben;..im.Inhseren Falle. muß dop- 
pelies Unterpfand gegeben ſeyn; if dieſes nicht zu 
„erlangen. fo muß der fchuldenfreie Werth der ver- 
pfändeten Liegenfchaften den Betrag des Kapitals 
und nn. Zinfen wenigitens um ein Drittheil 
4überſteigen, 8. R. Ab2., und die Kapitalanlage 
vom Amtsreviforat genehmigt fenn. Fehlt es durch- 
aus am Gelegenheit zum Ausleihen gegen Brand- 
1.21, verficherung » ſo hat ſich der Vormund darüber bei 
mm: Dem Amtöreniforat gebührend auszuweiſen, und ift 
».. >. auf den Worfchlag: des Letztern von der. Obervor- 
mundſchaftsbehörde (dem Amt). zu entfcheiden, ob 
und wie das Kapital angelegt werden ſoll. 


e. Die: Zinfen und fonftigen Einkünfte „des. Mündels 
bat der Vormund alle Fahre püntelichbeisutreiben, 
und ſich darüber bei. der. Rechnungsſtellung auszu⸗ 
weifen, widrigenfalls ihm Verzugssinfen aufgerech- 

net und Ausjtände, die verloren geben, zur Laſt 
geſchrieben werden können. * 


. Hat der Mündel Erbofeicifeungsgerver, Kauf. 
fchillinge: und dergleichen: zu fordern: ſo Find die- 
felben alsbald durch Eintrag in das Unterpfandsbuch 
ficher zu ſtellen. 2. R. 2103. 2406. 2408. 2109. 
Nicht weniger iſt jeder Erwerb von: Immobilien 
Oder von Nuknießungsrechten an. ſolchen alsbald in 
— * betreffende Grundbuch antjaücn And laſſen. 2. 
R. 2118. 1583, ee a 


& Sollen bedeutende are a ‚Schulden 
abbezahlt, Über ſouſtige auſſerordentliche Auſsgaben 
beſtritten werden, ſo hat ſich der Vormund an den 

Waiſenrichter gu: wenden, und mit dieſem die Ge⸗ 

i nehmigung des Viansrevifonkts eingebelenn. 


h. ueber Einnahme und Ausgabe hat der, Vormund 
ein. fortlaufendes Tagebuch ‚au ‚führen, und jede 
Ausgabe mit Quittung zu belegen. 2. R —3— 


* — 


5563. Was 3) die Dispofition über das Bermögen 
betrifft, fo bedarf der Bormund einer befondergn Er. 
mächtigung ‚ um 


a. Darlehen. für. den Blesbefohlenen —* 
die Immobilien deſſelben zu sind, und zu me 
pfänden. L. R. 457, EEE TER. 


b. Erbfchaften, wozu auch ai Fr Erb. 
theilvermüchtniſſe zu rechnen: ſind, für. den Vflesbe⸗ 
fohlenen anzutreten, anzunehmen ober auszuſchlagen. 


4 


2ER, Al ‚hierüber: u — B. M. 
4638, Beil. W.) *. 

— wg Schenkungen für denſeihen anjänepinen (18, 

ii J Klagen, welche liegenſchaftliche Rechte des Pfleg⸗ 

befohlenen betreffen, anzuſtellen, oder einen desfalls 

gegen denſelben erhobenen BEN als richtig 

anzuerkennen. L. R. 464. 


e. Theilungsklagen füt — * zu cheben 8 R. 
465. 
£. an anche des pletheſrbleuen absfhtigen. 
8. R. 46 
"dena alter diefer Handlungen bat fich der 
Vormund an den Waifenrichter zu menden, und 
mit diefem die ——— Ermächtigung 
des Amtes einzuholen. 04* 
* F — 4 In gerichtlichen ——— 
,” hat der Vormund den Pflegbefohlenen zu vertreten 
» RR. 450.) und Klagen: auch. wenn ſie feine Tie- 
genfchaftlichen Mechte betreffen (3 d.) wicht obne 
vorgängige Berathung des Waifenrichters zu erheben; 
„In fo fern fie aber ihrer eigenen Cinficht bei Beur— 
theilung der Rathſamkeit der Klagerhebung nicht 
vertrauen, baben fie daranf anzutragen, dag dad 
Amt die Sache vorber prüfe, (R. B. 10, XVII. $ 8,) 
Zur Fortſetzung des Prozeſſes in zweiter Inſtanz 
bedarf es der Ermächtigung der Kreisregierung. (D. 
E. 1809, Beil. D. $ 12, lit. h. 9, B. LIL 
6565. II. Zur Sicherung des Vermögens des 
Bficabetohtenen if dem Vormund nicht gefättet: 
a, Fahrniſſe oder Liegenfchaften des Pflegbefohlenen an 
ſich zu kaufen; 8. R. 450. 1596, 


b. ohne obervormundfchaftliche Ermächtigung Güter def» 
ſelben in Pachtung zu nehmen; &, R. 450, 


‚© ſich Rechte oder Forderungen abtreten zu laſſen, "welche 
u. einem Dritten: gegen den "Dflegbefoßtenen : — 
N. 450. Auch: ſoll der: Vormund 
d. überall, wo fein eigenes Intereſſe mit * des miun⸗ 
dels in Widerſpruch geräth, zur Aufſtellung eines 
beſonderen Pflegers dem Maıtsreuiforat SR —— 
— NR, B. 9, LIII. $ 17. 

Zur Sicherung der Vleoſchaft iſt von Bei Amts. 
reviſorat zu betreiben, daß auf die Kiegenfchaft des 
Vormuudes ein Pfand eingetragen werde für die 
Summe des Vermögenstheiles, der nicht in Ziegen. 

ſchaften befteht, Eltern haben in der Regel für das 
— ihnen belaſſene Vermögen er Kader: feine Kaution 
zu ſtellen. 

5.566, ıv.' Rechnungsftellung des Bormundes, 
er Bormund bat fchon im Laufe der VBormundfchaft (bei 
Pflegbefohlenen, meiche fünfhundert Gulden und darüber 
im Vermögen haben, alle ein bis zwei Jahre, bei folchen, 
die weniger befiben, alle drei bis vier Fahre) und jeden- 
falls nach Beendigung bderfeiben vollftändige Rechnung 
abzulegen. Jeder vom Vormund mit dem großfährig ge- 
mwordenen Bflegbefohlenen abgefchloffene Bertrag, welcher 
auf die vormundfchaftliche Verwaltung und die Rechnungs. 
fiellung Bezug bat, ift ungültig, wenn nicht menigftend 
10 Tage vor dem Vertrag eine umfändliche Rechnung ab⸗ 
gelegt, jeder Rechnungsbeleg ausgeliefert, und diefes alles 
durch einen Empfangfchein des Nechnungsabnehmers nach. 
gewiefen if. 8; 8. 472. 2015. R. 8, 9; LIT: $ 21. 


Vierter Abfchnitt. 
Gewaltsentlaffung. 


8 567. Der Minderjährige wird kraft Geſetzes Ge⸗ 
—— durch den Eintritt in das Me Lebens⸗ 


jahres durch Verheirathung, und bei Mannsperfonen auch 
durch eine mit elterlicher Bewilligung angefangene, auf 
eigenes Vermögen oder ‚eigene Gewerbfamfeit gegrlindete 
häusliche Niederlaſſung. 2. R. 476, 

rt Auf Gewaltsentlaſſung des Minderjäpri- 
gen kaun nach zurückgelegtem 15ten Lebensjahre von dem 
Vater oder der überlebenden Mutter, nach vollendetem 18ten 
Jahre von dem Vormunde L. R. 477. angetragen, ihr ſoll 
nur nach vorgängiger Vernehmung des Waiſengerichts und 
Amtsreviſorats aus dringenden Gründen von Amt Statt 
gegeben merden, H. R. 3. 102., und nur, wenn, nicht 
mehr viel bis zu dem Alter der Volljährigkeit abgeht, und 
ein, anf andere, Weife nicht zu. erlangender meientlicher 
Vortheil nachgewieſen it. 

Der Gewaltentlaſſene Minderjährige verfügt L. R. 481. 
über die Verwaltung feines Vermögens und feine Einkünfte, 
tan. aber ohne Ermächtigung ded Amtes Leine Liegenfchaftsr 
flage anſtellen, Kapitalien erheben oder Schulden fontta- 
biren, Lienenfchaften veräußern, noch irgend eine andere 
Handlung vornehmen, die Be sur bloßen Verwaltung 
wohn, 2. R. 482, . 


Zweites Kapitel. 
Don Kuratelen. 


— 569. Eine Kuratel fol beiteben ; 

a. für Mundtodserflärte im zweiten. Grad; 

b. für Vermißte und Abmwefende, melche über 
ihr Vermögen feine Verwaltung angeordnet haben, 
und noch nicht für verfchollen erklärt find; 

c. für folche Vermögensmaſſen, binfichtlich welcher aus 
befondern Gründen obrigfeitlicher Borforge eine er 
Derwaltung nöthig wird, 


470, Der ſrurator hat ſowohl feine: Einnahme: als 
feine Ausgabe nach der: ſpeziellen Anweiſung zu bemeſſen⸗ 
welche ihm von der ihn beſtellenden Behoͤrde ertheilt wird; 
im Allgemeinen die Verwaltung des Vermögens nach den 
für den Vormund ertheilten Vorſchriften zu führen, und 
dabei die Obliegenheiten eines —— und — 
Rechnert zu erfüllen. 

"Die: Rechtöverhäftniffe der: EEE — ‚oben 
s 450. et segq. angegeben , für Bermißte, d. h. folche 
Rerfonen „ von welchen man. nicht weiß, wohin fie gelom- 
men find, iſt auf jedesmal fogleich au erſtattende Anzeige 
der: VBorgefeiten von dem ‚Amt ein Dertreter in vorkoms 
menden. Rechtsgefchäften und bei 3 längeres Dauer: * Kura⸗ 
wi anzuordnen. L. R. 112. 


9 571. Für jeden uöwefensen, deffen — 
— und für welchen ein Rechtsgeſchäft oder eine 
Bermoögensverwaltung zu beſorgen iſt, für die er niemand 
beftellt hat, it von Amtswegen ein, dem Geſchäft gemach- 
fener, Kurator anzuordnen, R.B. 9, LIE. Ortsvorgeſetzte, 
Woifenrichter und Verwandte haben dieß zu veranlaffen, 
fobald ihnen befannt wird, dag «in Großjähriger fich auf 
unbeſtimmte Zeit abmefend: befinde» ohne dag ein non En 
beſtellter Vermögensverwalter da ſey. 

6572. Wenn von einer abweſenden — * 
keinen Geſchäftsführer beſtellt hat, ſeit 4 Jahren, oder 
nach Beſtellung eines Gefchäftsführers ſeit 10 Jahren, 
feine Nachricht eingelaufen Hit, 2. R. 121. können die Be 
theifigten auf Einleitung des Abweſenheitsprozeſſes aragen 
NR. 115. 

Dieſer beginnt mit genauer Nachforfchung an dem Drt 
des Wohnſitzes und gewöhnlichen Aufenthalt nach dem 
Anlaß der Abwefenbeit , ihrer Dauer und den muthmaßli⸗ 
chen Urfachen des Ausbleibens der Nachrichten. 

.. Darauf erkennt das Amt ‚Öffentliche Vorladung water 


Anberaumung einer Jahresfriſt unter dem Rechtsnachtheil 
der Verſchollenheitserllärung und Uebergabe des Bermögens 
in :fürforglichen. Beſitz an die fich anmeldenden nähen 
Anverwandten, 


sg 573. Die Borladung ift in dem Ort des frübern 
Wohnſitzes anzufchlagen, in die drei Anzeigeblätter des 
Landes und in eine Zeitung, welche in der Nähe des lebten 
befannten Aufentbaltsortes des Abweſenden erfcheint, ein- 
zurüden. 


8 574, Erſcheint er binnen Jahresfriſt nicht, L. R. 
119. fo erfolgt das auf gleiche Weife zu verfündende (R. 
8. 9, LIL) Verſchollenheits-Erkenntniß durch 
das Amt und die Liebergabe des Vermögens in fürforg- 
lichen Beſitz an diejenigen Ynteftaterben, welche an dem 
Tage, da der Abweſende vermißt worden, oder die Tebte 
Nachricht von fich gab, die nächtten waren und deren Da- 
ſeyn anerkannt it. &. R. 136. R. 8. 13, XXX. Die 
gefchieht durch das Amtsreviforat, welches zu diefem Zweck 
fümmtliches Bermögen inventirt, die Fahrniß verfteigert 
und :den Erlös, fo mie die bis zur Webergabe fälligen 
Früchte, zu Kapital anlegt. 2, R. 126. 


"8 565, : Die Webernehmer des Vermögens haben dafür 
Kaution mit Liegenfchaft im Inlande zu fiellen 2 R. 
120, für den Belauf des Kapitals, eines weitern Drittheils 
defielben und dreijähriger Zinfen ; erfteres wird bei Liegen- 
fchaften ‚ welche fich nicht allmählig verfchlimmern auf den 
15fachen bei folchen, die nach und nach an Güte abuch- 
men, auf den 10fachen Betrag der Einfünfte angenommen, 
8. R. 161 — 65. 9. B. D. 184. Nr. 13. A. B. P. 
1824. Nr. 14. Sie haben das Vermögen ald anvertrautes 
Gut zu verwalten und können von dem Liegenfchaften nichts 
veräußern, oder verpfänden. 


$ 576. Kehrt der. Abwefende zurüd, oder zeigt er 
feinen Aufenthalt mit der Bitte um Berabfolgung des Ver⸗ 
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mögens an, fo erhält er es zurück und zwar, wenn er vor 
45 Zahren zurückkommt, mit einem Fünftel, binnen 15 
und 30 Jahren mit einem Zehntel der Einkünfte, nach 
diefer Zeit nur das Kapital. L. R. 127. 


Gleiche Anfprüche haben diejenigen, welche den Todes. 
tag des Abweſenden, und dag fie an diefem ein näheres 
Erbrecht gehabt haben, nachweifen. 


$ 577, Hat die Berfchollenheit 30 Fahre gewährt, oder 
find von der Geburt des Abweſenden 100 Fahre verfirichen, 
fo ift die Einmweifung endgültig und die Kaution für er. 
Tofchen zu erklären. L. R. 129. Sollte fich der Berfchollene 
oder feine rechtmäßigen Erben nachher noch binnen weitern 
30 Fahren melden, fo baben fie fich mit demjenigen zu 
begnügen, was von dem Vermögen noch übrig iſt. 2. 
R. 132. 


$ 578. Alle Maffegelder follen wo möglich den 
Gläubigern unmittelbar zugewieſen, andernfalles einem von 
den Berheiligten erwählten N. B. 23, VIE. oder von ihnen 
gutgeheißenen Kurator übergeben, niemals bei dem Amt 
oder durch feine Kanzlei verwalter werden. R. B. 25, 
XXXVI. 


Drittes Kapitel. 
Bon der Gefchlechtsbriftandichaft. 


8 579, Die Geſchlechtsbeiſtandſchaft (frühere 
Beftimmungen darüber fiehe im R. B. 8, III. 2. R. 515. a.) 
it aufgehoben. Die durch den $ 17. des IL. E. E. zum 
Landrecht, angeordnete vormundfchaftliche Beiftandfchaft if 
anf diejenigen Angelegenheiten eingefchränft, auf welche 
fich nach den Beftimmungen des Landrechts die Rechte und 
Pflichten des Gegenvormundes erſtrecken; ſ. 8 58. 

21 
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Die Norbwendigfeit der gerichtlichen Ermächtigung der 
Ehefrauen ift auf die Fälle eingefchränft, für weiche fie 
das Lamdrecht vorfchreibt. R.B. 35, XXXVIH. 


Diertes Kapitel. 


Bon gerichtlichen Depofiten. 
RB. 14, XXI. 25, XXVI. 37, XXVL XXXIX, und LII, 38, I. 


8580, Nur ſolche Gegenftände und Gelder dürfen in 
gerichtlihed Depofitum genommen werden, welche eines 
Öffentlichen Intereſſes wegen dazu geeigner find, z. ©. 
Koftenvorfhug von Ausländern, Succumbenzgelder , ber- 
renlofe oder geitoblene Sachen R. B. 3, XXVI nicht 
aber im Streit befangene Gegenftände, welche einem Se— 
quefter zu übergeben find. L. R. 1962. 


$ 581. I. Für baares Geld beſteht ald Hinterle- 
gungöfaffe: die Amortiſationskaſſe; die Oberein- 
nchmereien nehmen Namens derfelben die Zahlungen an 
und leiſten die Rückzahlungen; welche Obereinnehmerei 
zuftändig iſt, darüber entfcheidet der Wohnſitz oder Aufent- 
baltsort des Hinterlegers, oder der Sitz der die Hinter- 
legung anordnenden Behörde, wenn nicht auf Antrag der 
Berheiligten oder aus befonderen Gründen von der anord. 
nenden Behörde eine andere beitimmt wird. Die Zahlung 
bei der Hinterlegung, fo wie die Rückzahlung gefchieht auf 
der Kanzlei der zuftändigen Obereinnchmerei. Die Hinter- 
legungskaſſe verzinst die hinterlegten Gelder mit zwei 
vom Hundert für's Fahr von allen Summen von 50 fl. 
und darüber. Gelder, welche nach den Geſetzen öffentlich 
hinterlegt werden müfen, können nur mit Zuftimmung 
ſämmtlicher Betheiligten auf andere Weife als bei der 
Hinterlegungsfaffe hinterlegt werden; Vormünder und 
Pfleger bedürfen jedoch der obervormundfchaftlichen Er- 
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mächtigung , um diefe Zuftimmung zu geben. Die bürger- 
lichen, wie die Strafgerichte haben von Amtswegen die 
Hinterlegung aller baaren Summen , welche in ibren Ge— 
wahrfam fommen, oder au fommen hätten, zu verfügen, 
Dahin gehören namentlich gerichtliche Kautionen in Civil 
ftreitigfeiten, wie in Unterfuchungsfachen, diejenigen Baar- 
fchaften , welche zu dem mit Befchlag belegten Vermögen 
eines füchtigen Angefchuldigten oder Verurtheilten, insbe- 
fondere auch eines Refraktairs und Deferteurs gehören, 
baares Geld, das in Folge einer Unterfuchung, fey ed ale 
geitohlenes Gut oder ald Eigenthum eines Angefchuldigten, 
mit Befchlag belegt, oder durch eine Verſteigerung von 
Gegenſtänden, die mit Befchlag belegt find, erlöst wird; 
(in den beiden legten Fällen kann, wenn es fich um Pleg- 
fchaftögelder handelt, auch dem Pfleger die Anlegung und 
Verwaltung des baaren Geldes überlaffen werden.) Wann 
die bürgerlichen Berichte auf Antrag der Berheiligten eine 
Hinterlegung verfügen, fiehe im R. 8. 39,1.6.2 m f. 
Das Näbere über das Verfahren bei der Hinterlegung und 
bei der Rüdzahlung fiehe im R. B. 37, XXVI ©. 182 
u. ff. LI S. 139 u, ff. 

8 582. II. Für alle andere Gegenſtände gelten 
folgende Beftimmungen : 

Sie find in einer befondern Kifte unter dem Verſchluß 
des erften Beamten und Amtsreviford zu halten R. B. 10, 
XXXV. und dem Deponenten ein von beiden unterzeichneter 
Depofitenfchein zuzuftellen, 

Der Beamte bat eine Aufzeichnung zu führen mit fol- 
genden Nubrifen: Tag der Hinterlegung, Namen, Charakter 
und Wohnort des Deponenten, Bezeichnung des Gegen- 
ſtandes (und beziehungsweife feines Werthes) Urſache der 
Hinterlegung, Datum der Erledigung, Urſache des Unter- 
bleibens. 


Der Amtsreviſor hat das Verzeichniß zu kontraſigniren. 
9? 
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- Alljährtich anf Georgi it das Depofitum zu ſtürzen 
and Abichrift der Aufzeichnung an die Kreisregierung ein- 
sufenden unter Anfchluß der zurücdgelieferten Depofiten- 


fcheine Die Kreisrenierung kann unterm Fahr einen Sturz 
anordnen, | 


Der Beamte bat für die fichere Aufbewahrung der 
Devofitenfifte zu forgen. 


| Fünftes Kapitel, 
Bon deu Behörden für Wflegichafts: Angelegenheiten. 


$ 585. Die Waifenrichter R. B. 10, XVIIL werden 
von dem Amt in der Regel aus der Zahl der vorhandenen 
Berichtsperfonen beftellt und verpflichtet und zwar in Ort— 
fchaften bis zu 1000 Seelen einer, bis zu 4000 zwei, in 
Haupritädten vier bis ſechs. Sie haben Feine Befoldung, 
aber Taggebühr nach der Tarordnung zu beziehen. 


$ 554, Ihres Amtes ift: 


a. dafür zu forgen, daß alle Waifen Bormünder erhalten, 
und abgehende oder unbrauchbare Bormünder fogleich 
erfeist werden , wozu fie dem Amt den Vorfchlag zu 
machen haben ; 


b die zum Entmündigen geeigneten Berfonen als folche 
anzuzeigen; ebenſo 

e. von Abweſenden und VBermißten Die Anzeige zu machen; 

d. zu forgen, das Obfignationen, Fnventuren und Thei- 
Iungen nebit den damit verbundenen Berfteigerungen 
in der Ordnung vor fich geben, wobei fie ſtändig an— 
zuwohnen und als Taxatoren und Ausrufer zu funf- 
tioniren haben; 

e. längſteus binnen 6 Wochen den Pfandeintrag zur 
Sicherung des vormundichaftlich verwalteten Ver— 
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mögens auf die Liegenſchaften des —— su 
betreiben: 


f. aufzuſehen, dag die Verwaltung pflicht- und. em 
"mäßig geführt werde, daher alle wichtigere Handlungen 
der VBormünder zu berathen, den Bau der Güter und 

Suftand der Gebäude der Minderfährigen zu bebb⸗ 
ſichtigen; 


g. der Stellung der Pflegrechnungen beizuwohnen, Mr 

Sicherheit der angelegten Kapiralien und Ausſtände 
su prüfen, bei Unfleiß oder Unredlichkeit des Vor— 
mundes, namentlich Berivendung in eigenen Nuben, 
auf deffen Entfernung und Beilrafung anzutragen; 


h. über den Fünftigen Beruf des Pfleglings und die Ver- 
wendungen auf ihn ihr Gutachten abzugeben, auf 
Erfüllung der dafür gefchloffenen Afforde zu halten, 
überhaupt über feine MAGEN und intellektuelle Bildung, 

zu wachen. / 


S 585. Das Amtsreviforat hat dienſteshalber: 


a die Bevormundung ſämmtlicher Waiſen, Mundloſen 
und die Anordnung der Curatel für Abweſende zu 
betreiben; 


b. durch den Theilungslommiſſä är die Inventuren — 
zu laſſen, ſie zu prüfen, die Vertheilung zu entwerfen 
und die Ausfertigung der Looszettel zu beſorgen; 

c. die Vermögensverwaltung zu begutachten; R. B. 9, 
LIE, die Geſchäftsführung dabei zu beobſichten, die 
Rechnunasiteltung zu betreiben, nöthigenfalls ſelbſt 
anzuordnen; Die Abhör zu bewirken und die fich dabei 

ergebenden Anitände, befonders Receſſe, zu erledigen ;, 

d die Beendigung der Bormundichaft und Aufliererung 
bei eintretender Volljährigkeit zu veranſtalten; bei Ab— 
wefenden nach Ablauf der gefelichen Frift die Ueber— 

1. "gabe in fürforglichen Beſitz zu. veranlafen. 
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$ 586. Zur Sicherung der Waifen bei diefen Gefchäften 
ift verordnet: der Amtsrevifor bat für die von ihm ange- 
ee zu haften; fich vor ihrer 
nnabme die Zeugniffe ihrer frühern Brinzipale über Dienft- 
treue, Fleiß und GSittlichfeit vorlegen zu laſſen, in Aus. 
ftellung folcher Zeugniffe aber felbft gewiſſenhaft und auf- 
richtig zu Werk zu geben; auf fie felbit, ihren Umgang 
und das Maag ihrer Ausgaben Aufficht zu führen; fich nicht 
mit ihnen auf einen allzuvertrauten Fuß zu feben und ihnen 
in pünftlicher und redlicher Gefchäftsführung mit einem 
guten Beifpiel voranzugeben. 
Ueber die Gefchäftscontrofe der Amtsreviforen Über ihre Their 
Iungstommiffäre fiehe AB. M. 1838, Beil. 42. 
$ 587. Die Theilungsfommiffäre find angemiefen, die 
Geſchäfte nicht in dem Wirthshauſe, fondern in der Woh- 
nung der Berheiligten oder auf dem Rathhauſe vorzunehmen ; 
fich des Tragens von Schiefgewehr zu enthalten; fich weder 
einer Frohndfuhr zu bedienen, noch Rittlohn aufzurechnen, 
N. B. 16, XXU. St. M. d. d. 30. Auguſt 1821, N. 2212; 
alle mit einem Gefchäft verbundene Gebühren und Sporteln 
am Schluß zu verzeichnen, täglich 8 Stunden anhaltend zu 
arbeiten und von den Betheiligten und dem Waifenrichter 
die Verwendung der angegebenen Zeit atteitiren zu laſſen; 
für Ausfertigung von Geſchäftsbeſtellungen, Eitationen, Um- 
lauffchreiben und dergleichen michts für eigene Rechnung 
anzufeßen, vielmehr fich mit der geordneten Taggebühr zu 
begnügen (diefe Tagsgebühren feigen mit dem Dienftalter 
der Theilungsfommiffarien A. B. M. 1838, Beil. N. 12 
und 21); fich aller Maffeverwaltung und fonitiger Geldein- 
züge, R. 3. 14, XVII, namentlich von Gporteln, auch 
während des Befchäfts aller eigenen Gefchäfte mit den 
Intereſſenten, vorzüglich des Einhandelns von Forderungen 
an die von ihnen auseinander zu ferenden Maſſen zu ent- 
halten. 9. B. D. 1819, R.4 A. B. P. 1819, N. 9. A. 
B. N. 1823, N. 45, 95. Vor Annahme einer andern Stelle 
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baben fie fämmtliche übernommene Geſchäfte aufzuliefern 
und dürfen auch die angefangenen wicht zur Beendigung 
mit fich nehmen. B. 3. M. 1806, N. 84. 
$ 588. Das Amt bat ein vorgügliches Augenmerk darauf 
zu richten, dag alle diefe BVorfchriften genau Beobachtet 
werden , gelegentlich einzelne Gefchäfte des Amtsreviſorats 
zu prüfen, auch auf Anfteben von Amtswegen für deren 
Beförderung und Berichtigung einzufchreiten, vorzüglich 
dafür zu forgen, daß untaugliche oder eigennützige Thei- 
Iungstommiffäre entfernt und nach Befund beſtraft werden. 
$ 589, Insbeſondere hat das Amt alljährlich die Bfleg- 
fchaftstabelle über die unmittelbaren Waiſen (Kinder 
Fanzleifäßiger Eltern) felbit zu erneuern und jene über die 
andern Waifen, Entmündigten und Abweſenden zu prüfen. 
Die Teutere wird von dem Amtsreviforat für jedes Ort ge- 
fondert geführt und in diefelbe find alle Verwaltungs. nicht 
aber bloße Auffichtspflegfchaften fo einzutragen, daß die 
Veränderungen über den Stand des Vermögens u. f. wm, 
wenigftens drei Fahre nachgetragen werden können. Nach 
Beendigung der Bormundfchaft und vollendeter Abhör der 
Abftandsrechnung ift der Eintrag einfach zu durchſtreichen, 
die Erledigung aber zu beurfunden. Die Pflegfchaftstabelle 
enthält folgende Nubrifen: 
1) Namen, Stand und GÖterbetag eines oder des ander 
Eiterntheils ; 
2) Namen des Euranden, deffen Geburtsort, Jahr und 
Tas; 
3) Aufenthalt deffelben ; 
4) Namen, Stand und Wohnort des Pflegers; 
5) Die Pflegrechnung if 
a. geftellt 
b. a a 
6) Vermögen des Curanden; 
a. unbewegliches , 
b. bewegliches, 


a, Fahrniß, 
B. Forderungen , 
1) geficherte, - 
2) ungeficherte, 
3) Reeeß. 
7) Summe der Aftiven; 
8) Paffiven; 
a. auf Unterpfand, 
b. ohne Unterpfand, 
9) Reit reinen Vermögens; 
10) Seit voriger Rechnung zeigt fi fich eine e Bermögens- 
a. Vermehrung, 
b. Berminderung Zu — 
11) Urſache davon | ae u 
12) Bemerkungen, a Re 
Das Amt Hat bei Durchficht diefer Tabelle die allenfalls 
unterfaufenden Auslaffungen zu ergänzen, daher von den 
Vorgeſetzten VBerzeichnifte der im Laufe des Jahrs verwaisten 
Individuen einzufordern, A. B. N. 1818, N. 2, die nöthä- 
gen Erörterungen anzuftellen, die Erledigung der frübern 
Erinnerungen zu prüfen und jede fich ergebende Verſäumniß 
und Unordnung abzuftellen, demnächit die Tabelle mit feiner 
Erörterung an die Kreisregierung einzuſenden. In dem 
Einfendungsbericht it eine Ueberſicht zu geben a. wie viel 
mittel- und unmittelbare Verwaltungspflegſchaften vorhan- 
den? b. wie viel Nusungspflegfchaften? ce. wie viele im 
laufenden Fahre angefangen wurden? d. wie viel das pfleg- 
fchaftlich verwaltete Bermögen im Ganzen berrage? welche 
Hauptmagregeln zur beffern Beforgung des Yormundfchafts- 
weſens getroffen worden find, und welche Wahrnehmungen 
überhaupt in diefer Hinficht gemacht worden? R. B. 10, 
XXXV. A. A. 1 „Waiſen.“ 


Ueber die Waiſen der Grundherren und der landesherr⸗ 
lichen Diener in ſtandes⸗ und grundherrlichen Gebieten führt 
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die Kreisregierumg die Tabelle’ welche: alljährlich an das 
Juſtizminiſterium einzuſenden ift, R B. 14, XVIIE' 


biertes Kapitel. — gun; 
> Mon Vermögenübergäben umd Verbfandnugen. 
| WB EK p. S Ton 


Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Pestimmung. 


6390. Beide erfordern nebft den allgemeinen Reghiſ ten 
einer Vermoͤgensabtretung :;: co 


a. daß der Uebergebende 63 Sabre, alt — nach dem 
Zeugniß des Ortsgerichts und Phyſikats wegen Körper- 
oder Geiſtesſchwäche nicht, mehr im Stande fey, fein 
Vermögen zu verwalten und die Pflichten eines altiven 
Bürgers zu erfüllen. Das Amt kann in allen Fällen 
wegen des Mangels des gefeglichen Alters aus guten 
Gründen dispenfiren; A. 2. D. 1824, N. 80, A. %, 
P. 1824, N. 80, a az 


b: ausdrücliche Erlaubniß des Mmteßs | 3 ce hil 
c. fchriftliche Abfaffung in der Form öffentlicher Verträge; 


d. öffentliche Beſchreibung des Vermögens des Abtre- 
tenden; 


‘e. Vorlage des vollendeten Gefchäfts zur amtlichen Prü- 
fung und Genehmigung bei Nichtigkeit des Geſchäfts; 
f. bei Abgaben zu ——— Eintrag in das an: 
protofoll. ws 1 
591. Es it nothwendin er dieſen oeetuen J * 
binden:; — 
1) die Sen über den Fünftigen —— PR 
Uebergebenden und * ——— —* Sinus! auft 
Liegenſchaft; 1155* Mnei 


:2) ber Mebertrag ‚der. Schulden, und zwar aller bei Ab- 
tretung des fämmtlichen Vermögens und eines verbält- 
nigmäßigen Antheils bei theilweifer Abgabe. Für nicht 
abgegebene perfönliche Schulden kann der Uebernehmer 
eine Borausflage des Vebergebers verlangen, wenn 
er noch Vermögen vorbehalten, oder fpäter wieder er- 
langt bat; den frühern Släubigern kann eine Ueber⸗ 
gabe nicht zum Nachtheil gereichen; die einfchlägigen 
berrfchaftlichen Verrechnungen werden durch Umlauf⸗ 
gettel zur Eingabe ihrer Forderungen veranlaßt; 


3) die Ausfcheidung des Pflichttheils, wenn die Weber- 
gabe zu Eigenthum nicht an die Notherben geſchieht, 
und das Vermögen von folcher Bedeutung ift, daß die 

+ Keiftung des Webernehmersd nicht als Aequivalent für 

das abgetretene Vermögen betrachtet werden kaun. 


"5 592. Sie werden aufgelöst außer den für alle 
Verträge anmendbaren Fällen durch die Geburt eines Kindes 
aus einer zur Zeit der Abgabe bereits beftehenden Ehe. In 
der Regel wird bei dem Vorhandenfenn einer Ehe, welche 
noch Kinderfegen erwarten läßt, die Erlaubniß zur Ueber— 
gabe nicht ertheilt, und nach der letztern die Wiederverebe- 
lihung des Uebergebers nur aus befondern Gründen ver- 
flattet werden. 


Zweiter Abfchnitt. 
Befondere Bestimmungen Über die Vermögensübergabe. 


8. R. 1100 aa et segg. 


$ 593. Sie enthält jedesmal eine Abgabe des Vermö— 
gend an Anteflat. oder Teſtamentserben und bei derfelben 
it von dem Verfaſſer des Aufſatzes deutlich zu erörtern 
und auszudrüden, ob die Abgabe zu Eigenthum oder uuß- 
nießlich, widerruflich oder unmiderrunich feyn fol? Im 
Zweifelsfall wird fie für nutznießlich und widerrnflich er- 
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achtet, wann fich die Leiftung des Mebernehmerd nicht über 
4 des jährlichen reinen Ertrags des Vermögens belauft. 
Beträge fie mehr, oder ift eine VBerpfründung damit ver- 
bunden, fo wird angenommen, fie fen unwiderruflich und 
zu Eigenthum. Im Allgemeinen wird fie im eriten Fall 
nach den Negeln einer belafteren Schenfung, im andern 
nach jenen des Leibrenten- und Pfründvertrages beurtheilt. 


$ 594. Jedenfalls ift dabei auf Sicherung des Lebens. 
unterbalts des Gebers Nüdficht zu nehmen, entweder: » 

a. durch Vorbehalt von Gütern oder Renten iu nn 
Verwaltung, oder 

b. durch jährliche Abgabe an Geld oder Maruralien > — 
Leibgeding, Schleiß oder 

c. durch beides zugleich, endlich 

d. durch Verpflegung bei dem Empfänger, Sr 

Anm. Die Iegtere Art der Verforgung bedarf fehr genauer 
Beftimmungen und jedesmal der Alternative in Gel oder 
But, wenn der Uebernehmer etwas in feiner Verpflichtung 
verſaͤumet. Befonders mißlich ift die Beſtimmung, daB 
der Geber abmwechfelnd bei mehreren Uebernehmern bie Kot 
empfangen folle. Ein, zur Dispofition bes Gebers geſtell⸗ 
ter Vorbehalt in Geld wird ihm noch am erſten zum Schug« 
mittel gegen Eigennug und Undanf der Uebernehmer ges 
reihen. 


$ 595. Auf die Erfüllung der Bedingungen der Bere 
mögensübergaben ift polizeiliche Aufſicht zu führen, zumal 
auf die gute Anwendung des Vorbehalts, Reicht derfelbe 
nicht bin, fo muß der Empfänger fo lange zuſchießen, bis 
das Kapital des übergebenen Vermögens aufgezehrt ift, er 
hat deßhalb das Necht auf amtliche Vorkehr für die gute 
Berwendung anziitragen. 


$ 596. Nutznießliche Uebergabe bat feine Einwirkung 
auf den Erbgang und hindert den Webergeber nicht dm 
tefliren, dagegen kann der Empfänger anf feine Weife über 
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den Hauptſtock, nicht: einmal in feinem Ehevertrag, dis. 
poniren. 1 rn Be 3 nt 


ur 


| Driter Abſchnit. 
deſondere Bestimmungen für die — 
E. R. 1983 a: et seqq . 


$.597.: Der Pfründvertrag muß dem Pfründnehmer 
lebensläugliche Verſorgung in Wohnung, Kleidung, Koſt 
und. Pflege für geſunde und kranke Tage verſchaffen und 
zwar in Ermangelung näherer Beſtimmungen in der Art, 
wie ſie der Pfründgeber den Büchern Vene eigenen Fa- 
milie gibt, 


$ 598. Er darf nicht widerruflich abgefchloffen werden, 
in fofern er nicht in Geftalt einer Vermögensübergabe ftatt 
bat, Da er fih auf perſönliches Zutrauen und Wohlwollen 
gründet, fo iſt nicht nothwendig, daß die Leiftung mit dem 
Ertrag des Vermögens in Verhältniß fiche, weshalb er nur 
von Minderjährigen wegen Verlegung umgeſtoßen werden 
fann, es muß aber in dem Vertrag die Beſtimmung ent- 
balten fenn, was im Fall der Auflöfung der Prründgeber 
für feine Leiſtung an dem heransjugebenden Vermögen ab- 
zuzichen habe. Mindeitens wird der Genuß des Vermögens 
mit der Leitung mettgefchlagen. In Ermangelung einer 
Beſtimmung iſt der Abzug durch drei Schiedsrichter , ohne 
Zulaſſung eines Nechtstitels, nach Verhältniß der vermuth- 
lichen Lebensdauer des Pfründnehmers zu reguliren. 


- 8.599. Der Pfründvertrag endet 


a. mit dem Ableben des Pfründnehmers und des Pfrind- 
gebers, wenn er nicht durch ausdrüdliche Beſtimmung 
des Vertrags auf deſſen Erben übergebet; 


b. durch Wegzug des Pfründgebers außer Landes, ſo bad 
der, Pfründnehmer nicht mitziehen will; 


ce. er kann wach vergeblichen Bereinigungsverfuchen wegen 
Unverträglichkeit beider Theile. oder eines Theiles, 
letztern Falles nach vergeblichen Beſſerungsverſuchen, 
aufgehoben werden. Fit der Pfründnehmer unfchuldig, 
fo bat er die Wahl, ob er fein Vermögen zurückneh⸗ 
men oder auf Nechnung des. Gebers andermweit ver- 
pfründer feyn wolle, fofern er einen Webernehmer um 
einen nicht unverhältnißmäßig hoben Pfründſchilling 
nachweifet, 


Scchster Titel. 


Bon Berforgung der Armen. 
9. € X. vI. 


Erstes Kapitel, 
Bon der Verpflichtung zur Unterftügung der Armen. 


$ 600. Jede Gemeinde bat in der Regel die VBerpflich- 
tung, ihre Armen felbft zu unterhalten, R. B. 10, XXIL; 
unter folgenden nähern Beſtimmungen: 


I. bei orts- und ſchutzbürgerlichen Armen find 
zunächſt zur Unterſtützung verpflichtet: 
a. die Anverwandten in auf- und abfteigender Linie und 
Geſchwiſter nach den Beſtimmungen der Eheordnung. 
H. R. J. 126. L. R. ©. 205 u. f. 
b. örtliche Almoſenfonds, 


c. das Kirchenalmofen. Auf den Ueberſchuß der mittel— 
baren kirchlichen Stiftungen können die Kirchenvor- 
fände, Aemter und Kreisregierungen nach ihrer Kom- 
petenz Anweifung auf. Unterftüsung ertheilen an die 
betreffenden Konfeffionsverwandte, wozu auch die Unter- 


ſtützung unvermögender würdiger junger Leute zum 
Behuf ihrer Bildung für das Lehr. und Schulfach 

. gerechnet werden mag, St. M. d. d. 22, Nov, 1819, 
N.37695 unmittelbare weltliche Stiftungen haben 
ihre beitimmten Zwede, von unmittelbaren kirchlichen 

: Stiftungen wird den Kreisregierungen eine beitimmte 
‚Summe zur jährlichen Dispofition geftellt, die gemifch- 
ten unmittelbaren und folche, die einen ganzen Zandes- 
theil betreffen, werden der Dispofition des Miniiteriums 
vorbehalten. M. d. J. d. d. 5. Juni 1821, 0.5975. 

d. die Gemeindskaſſe, 

e. Bezirks. und Brovinzialalmofen , 

f. die Amtsfafle, 

Wenn diefe beigezogen wird (fo wie überhaupt, wenn 
eine Gemeinde wegen Dürftigfeit unterftüßt werden fol) 
iſt vorerft zu erheben, mie viel Allmend- und Gemeindegut, 
und welche milde Fonds die Gemeinde befite, mie viel 
Schulden fie habe, mie viel in den Test vorausgegangenen 
drei Fahren die Einnahmen und Ausgaben der Gemeinde 
alljährlich betragen haben, welche Umlagen von den Bürger- 
nugungen bezahlt, und wie viel Kreuzer auf das 100 fl. 
Steuerkapital in jenen drei Fahren jährlich für ordentliche 
und außerordentliche SGemeindebedürfniffe nach dem direften 
Steuerfuß umgelegt wurden, welches die Seelenzahl der 
Gemeinde fey, wie viel die fümmtlichen Steuerfapitalien 
der Bemeindegenoffen, und wie viel die übrigen GSteuer- 
fapitalien der Gemarkung betragen, auch welche Ermwerbs- 
gelegenbeiten die Gemeinde habe. M, d. %. d. d. 17. Mai 
1833, NR. 5660. 4. 3. M. R. 50. 

g. die Staatskaſſe. Bon diefen unter d— g genannten 
Kaffen tritt die Verbindlichkeit der nachfolgenden nur 
dann ein, wenn die vorbergenannten nicht zureichen , 
wenn aber eine der drei leuten Kaffen in Anfpruch 
genommen wird, bat die Gemeinde jedenfalls einen 
Beitrag zu leiſten, der nicht unter „I; fenn darf. 


Was die Armenimterhaltung in Gemeinden betrifft, die aus 


mehreren Orten zuſammengeſetzt find, fo fällt diefe, wenn 
alle betreffende Orte nah $ 144 und 145 nur eine ge 
meinfchaftliche Gemeindeverwaltung haben, auf bie gemeins 
ſchaftliche Kaffe, wenn ein Mebenort eigenes Vermögen oder 
getrennte Gemarkung hat, fo find die Beiträge nach Ver: 


haͤltniß zu reguliien M. d. 3. d. d. 1. Mai 1837, 


N. 4204. U B. M. Beil. N. 24. 


$ 601. U. Bei Staats. und Kirchendienern, 
die nicht Ortöbürger find: 


b. 


cc. 


die Anverwandten wie oben, 


die Wittwenkaſſen, nach Maßgabe ihrer befondern 
Statuten, R. B. 10, XXX, 


. die Brovinzialalmofen , 


für Kirchendiener das örtliche und allgemeine Kirchen 
vermögen, ‚auch die Gemeindsfaffe an dem Orte der 
legten Anitellung, R. 3. 13, IV, 


. die Staatsfaffe. Letztere verwilligt den in die welt. 


liche Dienerwittiwenfafe Immatrikulirten die Hälfte 
von demjenigen, was fie fhatutgemäß aus erwähnter 
Kaffe beziehen, R. 3.19, IV, und ein Gnadenquartal. 
NR. 8. 11, U. Diefes iſt jedoch Tediglich eine Gabe 
für die Wittwe und Kinder des Verſtorbenen, und 
gehört nicht zu feiner Verlaffenfchaft; können fich die 
Wittwe und Kinder über die Vercheilung nicht ver- 
einigen, fo erfolgt die Beſtimmung darüber aus dem 
Staatöminifterium. R. 3. 27, XXVI. Für befon- 
dere Benefizien find zunächſt zu empfehlen: die fich 
um das allgemeine Beſte befondere Verdienfte erworben : 
im Dienſt Schaden genommen haben; die ein ganz 
befonderes Unglück betroffen hat; Relikten niederer 
Staatödiener , welche weder in der Wittwenkaſſe find, 
noch fatutarifche Benfion beziehen, mit Rüdficht auf 


‚Alter , Vermögen, Erwerbsfähigkeit der Neliften und 
WVerdienſte des Verftorbenen. N. P. B. 1827, R. 43, 
..Bon jeder Benfion, welche nicht and einer Wittwen- 
kaſſe fließt, iſt der dritte Theil abzuziehen, wenn fie 
im Ausland verzehrt wird, A. B. PB. 1821, N. 32. 
R. B. 20, XIV. Die Wittwen und Waifen ſämmt⸗ 
: licher Diener, auch der nicht Immatrikulirten, wenn 
fie fein Gewerb getrieben haben, ziehen ein Gnaden- 
quartal. R. B. 18, VII A. 3, P. 1822, N. 94. 9. 

B. N. 1822, R. 9%. Bei diefem dürfen Leine Abzüge 
ftatt finden. A, B. N. 1814, 9. 73. 

e. Im Nothfall bleibt die Gemeinde der letztern Anitellung 
ded Staatd- oder Kirchendieners zur nothdürftigen 
Unterſtützung verpflichtet, 

$ 602, Unterftügungen aus dem Gratialfond werden 

1) in der Regel a. an Perfonen ertheilt, auf welche, ob- 
fchon ſie in den öffentlichen Dienſt mit einem fändigen 
Gehalt nnd nicht blos um Taglohn angeftellt waren, das 
Staatsdieneredift feine Anwendung findet, falls fie durch 
Keanklichkeit oder Alter dienftunfähig geworden und nnter- 
ſtützungsbedürftig find, auch Feine Benfion aus Staats. oder 
andern Mitteln besichen, und in feinem bürgerlichen Ver- 
bältnig zu einer Gemeinde ſtehen; b. an Wittwen Ddiefer 
Angeftellten, bei welchen gleiche Verhältniſſe eintreten; c. in 
gleichem. Fall und unter gleichen Umſtänden an Wittwen 
der Advokaten, Theilungsfommiffarien, Aktuarien und praf- 
tifchen Nerste. D Ausnahmsweiſe fünnen Unterffükung 
aus dem Sratialfond erhalten: a. die oben unter 1 genann- 
ten Berfonen, die bürgerliche Nechte in einer Gemeinde 
haben, wenn fie urkundlich nachweifen, daß die Unterſtützung, 
welche fie aus den Ortskaſſen beziehen, wegen Unfähigkeit 
zu eigenem Verdienſt, zu ihrem und ihrer Familie Unter- 
halt nicht zureicht; b. vermögenslofe und erwerbsunfähige 
Staatsdienerswittwen, welche nicht ans irgend einer andern 
Kaffe wenigſtens einen Gehalt von 50 fl. (in dringenden 
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Fälten. bis 100 fl,) beziehen; c. die Kinder verlebter Staats. 
diener, im Fall der Dürftigfeit und geiſtigen oder. körper⸗ 
lichen Gebrechlichkeit, fofern deren Penſionsbezug aus andern 
Kaffen durch das eingetretene 18te Lebensjahr aufgehört hat. 
Als Marimum der Unterſtützung aus dem Gratialfond wird 
die. Summe von 100 fl. beftimmt; Feine Unterſtützung daraus 
wird für ſtändig vermwilligt, fie iſt jederzeit widerruflich, 
und die Gefuche um. folche müſſen alljährlich bei den Aem⸗ 
teen eingereicht werden Die Aemter haben diefelben zu 
fammeln, und mit einer Tabelle der Kreisregierung vorzu⸗ 
legen; diefe Tabellen enthalten die Bezeichnung des Amts, 
Ortes, des Namens des Berenten, der Verbältniffe und 
der in Antrag gebrachten Summe; fie find der Kreisregie- 
rung längſtens bis 15. Mai jeden Jahres vorgulegen, und 
werden dann von diefer dem Minifterium des Innern weiter 
vorgelegt. .R. B. 32, LIX. M. d. 3. d. d. 30. Juni 
1829, R. 7018. A. B. M. N. 61, Nah Erlaß der Reg. 
des M. R. K. d. d. 27. März 1835, N. 7262. A. B. M. 
N. 27 it in der fraglichen Tabelle noch eine weitere Rubrif 
für die Anträge der Kreisregierung offen au laffen, Gratial- 
unterftügungen von 50 fl. und darüber werden je für das 
abgelaufene Vierteljahr und folche unter 50 fl. balbiährig 
nach der Verfallzeit ausbezahlt; bei einem in der Zwiſchen⸗ 
zeit erfolgten Tod eines Gratialiſten wird nur dag ratum 
bis zum Sterbetag verabreicht, M. d. J. d. d. 5, Sept. 
1834, NR. 8926. A. B. M. N. 80: 


6603. 1. Soldaten und ihre Angehörige erhalten 
ihre Unterſtützung aus den Militärfonds. 


In Urlaub Erkrankende werden nicht auf Koften des Militaͤr⸗ 
etats kurirt. 
6604. IV. unehelich er Kinder unterhalt iſt 
„2 
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a zunächft von der Mutter umd dem zum Protokoll des 
Beamnen des bürgerlichen Standes anerkennenden Vater 


u 


oder demjenigen zu Teiften, welcher die Mutter zur 


0 Zeit der Empfängnig in der. Abficht des Beifchlafs 


um den freien Gebrauch ihrer Sinne gebracht, fie 


entführt oder kundbarlich als DBeifchläferin bei ſich 


gehabt Hat, oder der des Beiſchlafs in der Zeit vom 


‚180ten bis 300ten Tag von der Geburt des Kindes 
an rückwärts freiwillig geftändig, oder zufällig, - 


u im Unterfuhungäinegt, überwiefen if. 


s 605. b. In Ermangelung diefer unterhaltsquelle hat 


die Gemeindskaſſe des Heimathsortes der Mutter £, 


nach Umſtänden unter Theilnahme der Kaffe desienigen 


—Orris, wo die Mutter fich: zur Zeit der Schwängerung 


aufgehalten bat, und die Amtskaſſe 5 der Unterhalts⸗ 


koſten zu beftreiten. Beide fünnen auf einen wöchent- 
lichen bis zur Schulentlaffung zu leiftenden Beitrag 
von mindeftens 15, in der Megel 32 und nicht über 


48 fs gegen denjenigen klagen, gegen welchen ein 


Beifchlaf in der obigen Zeit vor der Geburt des Kindes 
durch polizeiliche Unterfuchung erwieſen it, und auf 
den. dritten Theil deffelben, wenn fich der Beweis nur 


"auf verbächtigen Zuwandel erfireder. R.B. 9, XXVIL 


MR. B. 12%, XXI. Ueber die Frage: ob überhaupt ein 


Beitrag zu den Alimenten ftattfinde? erkennt in zweiter 
Inſtanz das Hofgericht, über den Umfang des Bei- 
trags aber die Kreidregierung. R. B. 9, LU. Bon 
dem Erkenntniß der Kreisregierung über das Maaß 
der Beiträge finder feine Berufung flatt. 


Der Gemeindskaffenbeitrag zur Alimentation uneheliher ifra es 


litiſcher Kinder ift nicht der politifchen fondern der jüdie 
ſchen Gemeinde zuzuweifen. St. M. den 11. Juli 1833, 
N. 1774 ABM N. 66. 
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$ 606. Für die Unterfügungsgelder der Ffraeliten 
befteben befondere Kaflen, in jedem Kreife eine; die Ein- 
nahmen derfelben find die Umlagen, die von allen Ffraeliten 
des Großherzogthums mit 2 fr. per 100 fl, Steuerfapital 
erhoben werden. Diefe Erhebung beforagt in jedem Kreife 
ein Kreiseinnehmer; ibm liefern im See⸗ und Oberrhein. 
freife die mit dem Einzuge beauftragten Gemeindsrechner 
die Umlage ab, im Mittel- und Interrheinfreife aber befte- 
ben noch befondere Bezirkseinnehmer, welche, jeder inner- 
balb feines Bezirks, die Umlage durch den Gemeindsrech⸗ 
ner erbeben, und an den Kreiseinncehmer abliefern, Bon 
dem Gefammebetrage diefer Gelder mird zuerſt der noch 
ungedeckte Theil des Bedürfniſſes des ifraelitifchen Ober- 
raths beftritten, und jährlich die Summe von 350 fl. zu 
einem vom Dberratbe zu verwaltenden allgemeinen ifrae- 
litiſchen Schwifond verzinslich angelegt; der Net kommt 
den einzelnen Kreifen, nah dem Verhältniß ihrer Bevöl⸗ 
ferung zu, und wird in jedem Kreife zu Unterſtützungen 
verwendet. Der Oberrath berechnet, wie viel von der Gg- 
fammtumlage, nach Abzug deffen, was davon an die Ober⸗ 
tarbstaffe und an den Schulfond abzuliefern ift, zu Unter⸗ 
ſtützungen übrig bleibe, und wie viel von diefem Reſte auf 
die einzelnen Kreife nach dem Verhältniſſe ihrer Bevölkerung 
treffe; jeder Kreis wird mit dieſem feinem Betreffniß au 
Unterfüsungsgeldern auf feine eigene Umlage angemwiefen, 
und bat den Reſt der letztern nach der Verweiſung an die 
Oberraths⸗ oder Schulfondstaffe abzuliefern Auf den An- 
trag des Oberraths der Iſraeliten beftimmt das Minifterium 
des Innern in jedem Jahr, wie viel von der Umlage eines 
jeden Kreiſes im Kreife felbit zu Unterſtützungen zu ver- 
wenden, und wie viel davon an die Oberrathskaſſe, besie- 
hun gsweiſe an den allgemeinen ifraelitifchen Schulfond ab- 
zuliefern fey. Die Kreisunterſtützungskaſſe ſteht unter der 
Leitung der betreffenden Kreisregierung ; diefe wacht daranfı 
daß die Umlage gehörig beigetrieben werde, fie weist wie 
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bibher die Unterſtützungen und ſonſtige Ausgaben auf die 
Berichte der Bezirksämter, weiche die Bezirksfynagogen 
und die Synagogenräthe darüber vernehmen, an, und ſorgt 
für die Reviſion der Rechnungen und deren Verbeſcheidung 
durch das Amtsreviſorat. Die Geſuche um Unterſtützungen 
find dem vorgeſetzten Amt vorzulegen, welches ſie nach. den 
oben angeführten Erhebungen der Kreisregierung im Anfang 
Rovembers mit einem Würdigumgsdericht und mit beitimmtent 
Antrag unter Anſchluß einer Tabelle vorleät, welche fol⸗ 
gende Rubriken hat: Ordnungszahl (Namen und Wohnort 
des Bittſtellers), Größe und Zweck der Unterſtützung (Mo— 
tive dafür), Gutächtlicher Antrag des Amtes. Med. J. 27, 
Aug.-1834 N: 8602, in A. B. M. RN 78, A. B. S. N.77, 
%:3 DR 760 und A. UN 95. Reg. d. DM 
RhuͤKreW. Juli 1832. U, B. M. NG0. Sliehe auch; 
Bem von 1835, R. 31. M. d. J. 31. Auguſt 1835, 
N. 7578: B. M. N. 77. A. DM. 1836, N. 18, pag- 160. 
u 81607, VE Findlinge, Heimathloſe und die Kin 
der unvermöglicher, einfigender oder Öffentliche -Arbeitsitrafe 
beſtehender inländiſcher Verbrecher. werden zunächſt aus 
den bffentlichen: Waifenfonds , ſonſtigen milden Lokalfonds 
des Orts :der Ausſetzung > oder feiner. Gemeindskaſſe, bei 
deren Erfchöpfung ans der Staatskaſſe, unterhalten, R. 8: 
30, XVI, XXVEI, fie find wo möglich in ihren Wohn- oder 
Geburtsort in Verpflegung: zu geben, M. d. J. d. d. 20, Zuli 
1814,N. 3312. Die Kinder ausländifcher Verhafteten 
oder Sträflinge werden Tediglich auf Koften der Amtskaſſe 
untergebracht. M. d. J. d. d. 28, April 1833, N. 5455. 
—9 608, Die Behandlung. armer Dienftboten, Hand⸗ 
werker.und anderer armer Reifender im: Falle 
ihrer Erfranfung außerhalb ihres Heimaths— 
ortes richtet fich nach folgenden Grundfägen: 

I. Erfranfen Ddiefelben an dem Orte, wo fie im 
Dienft oder Arbeit ſtehen, und it die Krankheit nicht 
vorübergehend, in welchem Falle für fie nach F 1299116 f 


a Bid 


die Dienſtherrſchaft zu ſorgen bat, ſo Tiegt der Polizeibe⸗ 
hörde des Ortes dieſe Verbindlichkeit ob: dieſe Verbindlich⸗ 
keit dauert jedenfalls ſo langer. als der Kranke ohne Nach⸗ 
theil für ſeine Geſundheit nicht in feine Heimath transportirt 
werden Tann’. und ſelbſt/ wenn er transportirt werden könnte, 
wenigſtens 4 Wochen; die deßfallſigen Koſten ſind aus den 
zu dem Ende geſammelten Beiträgen der Dienſtboten und 
Geſellen, aus den dazu geeigneten Zunftkaſſen oder Stif⸗ 
zungen. und in deren Ermanglung aus der Gemeindskaſſe 
zu ſchöpfen. Fi vorauszuſehen „dag der Kranke nach Ab— 
lauf von vier Wochen zwar weiter transportirt werden kann, 
aber entweder noch nicht ganz hergeſtellt oder noch nicht im 
Stande ſeyn wird/ ſeinen Unterhalte zu verdienen, ſo benach⸗ 
richtigt die Polizeibehörde des Orts, wo der Kranfeich 
befindet, jene ſeines Heimathortes bievon „and überläßt es 
ibe entweder für die Verbringung des Kranfen in ſeine 
Heimath, oder für Mittel zu ſorgen, daß er fernerhin in 
ſeinem bisherigen Aufenthaltsort verpflegt werden eng 
unterläßt die Polizeibehörde dieſe Benachrichtigung, ſorbnt 
fies forthin für den Kranken außs den oben bezeichneten Mit 
teln zu ſorgen; unterläßt abher die Heimathöbehördendes 
Krauken auf das ms ſie ergangene Schreiben dafür zu 
ſorgen, daß er in ſeine Heimath gebracht, oder zan ſeinem 
bisherigen Aufenthaltsort verpflegte werden kann, ſo Führt 
zwar die Polizeibehörde fort, den Kranken verpflegen zu 
laſſen, amd, ihn mit dem Nöthigen zu unterſtützen hat aber 
Dos Recht, den Erſatz ihrer deßfallſgen Auslage aussdie 
Heimathsgemeinde zu fordern, beinwelchen Forderungen ſo 
dann die Lokalpolizeibehörden von den Bezirksämternund 
den. Kreisregierungen umerſtützt werden, Iſt der Kraufe 
hejmathlos oder ein Ausländer, für welchen der Erſatz ver 
Koſten von ſeiner Heimathsbehörde nicht beigebracht werden 
Fanny ſo finds dieſelben nach obigem zu beſtreiten, mit dem 
Unterſchied, daß an die Stelle der Heimathsgemeinde Höre 
Amtskaſſe Huren en mol m Bi 


$ 609. U. Erkrankten derartige Berfonen außerhalb ihres 
Heimathsortes auf der Durchreife an einem Orte des 
Inlandes, fo Hat die Polizeibehörde dieſes Ortes die Ber: 
bindlichteit für die Verpflegung und Ärztliche Behandlung 
des Kranken Sorge zu tragen; fie bat jedoch fogleich der Hei- 
mathsbehörde des Erkrankten Nachricht zu geben, und ihr zu 
übertaffen,, welche Vorkehr fie wegen Tünftiger Behandlung 
treffen will; diefer ſteht es alsdann frei, den Kranken auf 
Koften des Heimathsortes, da, wo er ift, verpflegen, oder 
in feine Heimash verbringen zu laffen , welches letztere jedoch 
sur gefcheben darf, wenn es für feine Geſundheit feine 
nachtheilige Folgen: Hat, und darüber ift ein Phyſikats⸗ 
zeugniß zu erheben; gleiches gilt Über die Art der Heim 
transportirung; die Weiterbringung der Kranfen von Ort 
su Drt durch fogenannte Bettelfuhren ift jedoch unftatthaft, 
Trifft die Heimathsbehörde auf das an fie ergangene Schrei⸗ 
ben ‚eine Anordnung , fo: hat die Polizeibehörde des Orts, 
wo der Fremde erfranfte, für deffen Verpflegung fernerhin 
Sorge zu tragen, und dafür zu foraen, dag die-Koften aus 
den dazu geeigneten Lofalmitteln , und nöthigenfalls aus der 
Gemeindskaſſe vorgefchoffen werden ; die inländifche Gemeinde 
hat diefen Vorſchuß aus ihren dazu - geeigneten ‚Stif- 
tungen, nöthigenfalls aus der Gemeindskaſſe zu leiſten; 
kann der Erſatz von der ausländifchen Heimathsgemeinde 
nicht keigebracht werden, fo übernimmt ihn die Amtskaſſe. 
Der Erſatz des geleitteren Vorſchuſſes kann micht verlangt 
werden: wenn an dem Orte, wo der Fremde erfranfte, 
Stiftungen oder Zunftkaffen vorhanden find, denen die Ver⸗ 
pflegung des fremden Kranken obliegt, oder wenn die Poli. 
zeibehörde dieſes Ortes die vorgefchrichbene Benachrichtigung 
der Heimarbsbehörde unterlaffen bat. R. 8.38, 1X, $ 6-11. 

$. 610, III. Werden Kranke aus dem Auslande über die 
bieffeitige Gränze gebracht, fo find fie bei der Bränze zu⸗ 
rüdzumeifen, es wäre denn a. daß der Kranke ein Inländer 
if, in welchem Kalle er in dem der Gränze zunächſt gele⸗ 


343 


genen Amtsort ganz fo zu behandeln iſt, als wenn er bafelbit 
auf: der Durchreiſe erfranft wäre (I), oder b.daß der 
Kranke einem Staate angehört, gegen welchen ſich die 
dieſſeitige Regierung zur Uebernahme verbindlich gemacht 
hat; kann ein ſolcher Kranker nach erhobenem Zeugniß des 
Phyſikats weiter transportiert werden ſo geſchieht dies unter 
Beobachtung deſſen, was der Zuſtand des Kranken erfordert, 
auf die für Schüblinge vorgeſchriebene Weiſe; kann er nicht 
weiter transportirt werden, fo tritt die unter II vorge- 
fehriebene Behandlung cin. RB. 38, IX, 9142. vi. 
6 614. N Stirbt ein Armer außer feinem Heimaths 
ortai fon trägt, wenn keine milden Fonds oder Stiftunger 
hiezn vorhanden ſind/ Die Heimathsgemeinde, und bei Hei⸗ 
mathloſen und Auslundern die Amtskaſſe Die Keichenfoftens 
welche ſich auf Sara und Grab beſchränken; letztere Kaffe 
jedoch nur darin, wenn von dem Staate / dem der: Mad 
länder angehört, ein Rückerſatz nicht verlange werden kann. 
R. B. 38, IX, $ 13, not 
In Betreff ſolcher Kranken befteht mit Defterreich bie Con⸗ 
Gi yet daß fe erkrankte gegenfeirige Sraarsähigthörige 
2" tige Beine’ eigene Mittel’ Bei ſich haben, für derkt Beh, 
ng aus ' —** Fonds keine — gemacht 
wetiben Tolle," SM. a. a. Dit 1827, N. 1394 au 
mit Württemberg, ſoferne der Verpflegte kein Vetmo⸗ 
gen, hat. M. d, I; de d. 1. Okt 1824, N, 11,552. 
"Ferner mit Naffau, 4.8. D.18%9, N 40, ‚mit 
Baiern 8. e 1829, NR. 75,.1830 RN. 7, mig 
Schweiz M.d. F. 9 Dez 18W, N. 12,606, ferner 
Mi I vom * —* 4820 M. 787 Reg. des Dreiſ. 
Ktceiſes nom, 47, Maͤtz 1830,.N86283 mit Sis ma⸗ 
xingen A. B. M.,1829, Ms 85, mit Heſſen BD. 
4829, N 93, mit Feamtreic A,B.D,1829,, N: 104 
mit. —— 1834,N. 104. Gleiche, Vertraͤge ſind 
auch wegen Kraͤtzkranken — ** mit Heſſen A DB, M 
1833, Ns, BO, mit, Baierm, A. B. M; 1833, N. 76 3 


344 
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| Zweites Kapitel. we 
IN. Merbot des Bettels. 
3. B. 10, XXII. 35, XVIII. 


il y, 22 
6612. Aller Haus⸗ und Steapensittei iſt ver⸗ 
boten. A. B. D. 1817/ N. W. Einheimiſche Arme haben ſich an 
Ihren Geiſtlichen / wandernde Handwerksgenoſſen an ihren 
Zunftrechner, andere Fremde an den Ortsvorſteher zu wen, 
den. Der letztere bar jedesmal den Paß des ſich Anmel— 
denden, und die Urſachen ſeiner angeblichen Verlegenheit 
genau zu prüfen, und nach Umſtänden für feine Unterkunft 
fo weir fie. zur Fortſetzung der Bun —— — 
ſorgen. * 


Auswärtige Beitler, namentlich Betteliuden,, find 
auf der Gränze, oder wo fie betreten werden, zurückzu⸗ 
weifen. Gewaltſam oder heimlich im Lande abgefegte Bettler 
find fogleich zurücdzubringen und dabei Koften- und Scha- 
denerſatz zu verlangen, | 


Keinem arbeitsfähigen ———— oder 
ler M aus Öffentfichen. Fonds etwas zu verabreichen, A 
A. I „Almoſen⸗ N 3. 


8613. Die Bendarikerfe ib die (Ders) Volize dieüer ſind 
angewieſen, jeden Bettler auf Betreten derjenigen Behörde 
vorzuführen welche die Ortsbolizei da verwaltet, wo der 
Bettler betreten wurde (ſiehe 5 6; 41; 47, 48; 143), die betref⸗ 
fende Ortspolizeibehörde erfennt nach mündlicher Unterſuchung 
gegen den Bettler eine Gefängnißftrafe His zu 48 Stunden; 
der Gendarmerie ſowohl wie dem Beſtraften ſteht das Necht 
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des Rekurſes an das Amt zu; ein weiterer Rekurs ſindet 
eben ſo wenig fatt, als wenn das Amt ald Ortspolizei⸗ 
Behörde erkannt bat; andere Anzeiger haben Fein Rekursrecht; 
der ergriffene Rekurs hindert den Strafvollsug nicht, es 
wäre denn, daß der Vernrtheilte zur Ausführung des Re—⸗ 
kurſes und zur weiteren Unterſuchung Togleich an das Amt 
geführt zu werden begehrt, in welchem Falle ſeinem Geſuche 
dw entſprechen it. Gendarmen und Ortspolizeidiener erhalten 
für jeden Bettler, den ſie vorführen, und: der für überwie⸗ 
ſen erklärt wird, eine Fanggebühr von 15 Kreuzern ;die 
Ortspolizeibehorde laßt dieſe Fanggebühr aus der Gemeinde⸗ 
tkaſſe ſog Le uch: ausbezahlen und zwar definitiv, wenn 
der Bettler ein Ortsangehbriger iſt/ oder nur vorſchuß⸗ 
weife, wenn er einer andern inländiſchen Gemeinde ande 
hört / heimathlos oder ein Ausländer: iſt zdie alsbaldige 
Auszahlung ans der Gemeindskaſſe kann nur im dem Fall 
umgangen werden, wenn: der Bettler außer dieſen 1986, 
noch ſo viel baares Geld beſitzt, daß er in ſeine Heimath 
zurückkehren kann; in dieſem Fall wird die — von 
dem Bettler ſogleich erhoben. 


8614. Die Ortspolizelbeboͤrde führe ein. Sud, in 
welches alle Straferkenntnifie ‚eingetragen, merden, welche 
gegen Bettler ergingen,, ‚die, in. dem ihrer ‚Boligeigemalt 
unterfießten Bezirke wohnen, diefe Einträge. haben, fyl⸗ 
gende Rubriken; Nro.| Tag der erfannten Strafe Namen 
des Angeigerd | beftrafende Behörde | Strafe | Bemerkungen 
R. 3. 35, pag. 100, 101); für jeden Bettler, der beftraft 
wurde/ iſt ein’ beſonderes Blatt! dieſes Buches beſtimmt, 
wo unter den erſten Strafeintrag die zweite und etina weiter 
folgenden‘ Strafen eingetragen werden; iſt der Beſtrafte 
ein Julander der nicht in” feiner -Heimatd ⸗ſondern! in 
einer anderen Gemeinde bettelte, fo benachrichtigt die Polizei⸗ 
ſtelle, welche das’ Straferkenniniß erlaffen Hat)’ jene der 
Heimathgemeinde des Beſtraften hievon, und veraulaßt ik 
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gleich den Rückerſatz der voraefchoffenen Fanggebühr; die 
lesterwähnte Behörde trägt das Straferkenntniß in das bei 
ihr geführt werdende. Buch ſogleich ein, und läßt die: mom 
gefchoffene Fanggebühr aus der: Gemeindskaſſe alsbald er 
ſetzen; die von anderen Stellen der Drssvoligeibebörde 
augefommenen Beuachrichtigungen werden. in einem: Bei⸗ 
lagenhefte gefammelt,. anf ‚welches in den Einträgen vper⸗ 
wieſen wird; die Richtigkeit eines jeden  Eintraged wird 
von der. eintragenden Stelle beurkundet. Die Gendarmen 
find: augewieſen, ſich das über. die Strafertenntniffe: geführt 
werdende ‚Buch :wordegen zu laſſen und: Durch: Vergleichung 
mit ihren, Dienftbüchern : und mit: den. von den, Orts polizei⸗ 
Dienern. auf anderem Wege erhobenen: Rotizen, ſich davon 
am ;überzengen ; daß ſämmtliche Straferlenntniſſe eingetra⸗ 
gen wurden; die Aemter haben ebenfalls gelegenbeitlich und 
insbefondere bei Abhaltung won; Rüggerichten. Eimficht: von 
diefen Blichern zu. nehmen; Die Polizeibeamten: die uch 
aaterliehen, dem vorgeſchriebenen Eintrag zu Kaniget, mens 

Fallen in eine Strafe: von AS is 9...) men 


$ 615. Sind die von einer Gemeindskaſfe für eihe 
andere vorgefchoffenen Fanggebühren nicht innerhalb 6 Wochen 
zjurückerſetzt, ſo Hat der Gemeindsrechner feinem Bezirks. 
amt davon die Anzeige zu machen‘ unterläßt er diefe ‚An. 
zeige, fo hat er feldft der Gemeindskaſſe die Fanggebdüiht 
zu erfeßen : auf derartige Anzeigen betreibt das Amt ‚den 
Rüderfag auf Koften der ſäumigen Gemeinde oder ihrer 
zorgeſetzten. | = 


$ 616. ‚Bird ein. Beitker, welcher bereits fünfmaf, ge 
ſtraft wurde, feiner Heimatsbehörde abermals. vorgeführt, 
oder angezeigt, oder. erhält ſie die. Nachricht daß ‚gegen 
denſelben eine ſechste Strafe auswärts erkannt worden iſt, 
ſo macht. -fie hievon die Anzeige beim Bezirksamt unter 
Vorlage eines Verzeichniſſes der gegen den Bettler ergange⸗ 
aan Htraferlenntniſſt. Wenn jedoch zwiſchen dem einen 


oder andern. und dem: daranf folgenden: Stenffalte' ein Baht 
verfloffen iſt, ohne daß ſich der : Beſtrafte auf dem’ Bettel 
betreten ließ, fo kommen die früheren Fälle bei feiner 
künftigen. Beſtrafung nicht weiter. in Berückſichtigung. Das 
Bezirksamt erkennt gegen einen wiederholt beftwaften Bettlet 
die ‚Strafe der. öffentlichen Arbeit. oder Gefängnigfirafen 
innerhalb der ‚Grenzen feiner Kompetenz; iſt der Bettlet 
zum fechstenmal von einer Ortspolizei fchon beftraft worden, 
fo ‚wird ihm die dort erflandene Strafe : an: der vom Wie 
ziefsamt erkannten in Abrechnung gebracht; » von dem 
ergangenen Straferfenntniß gibt das: Amt der Ortspolizei⸗ 
bebörde Nachricht zum Eintrag in das oben $ 614. erwähnte 
Buch, Im zweiten Fall, wo ein Bettler vom Bezirksamt 
beſtraft wird, iſt derſelbe zu belehren, welche Strafen der 
$ 17. des Edikts vom 22. Juni 1826, R. B, XVII, gegen 
Gewohnheitsbettler droht, beim dritten gau werden die 
Akten nach gepflogener Unterfuchung durch das Amt ‚der 
Kreisregierung zum Erkenntniß vorgelegt;. bat, dieſe mwei 
Straferkenntniſſe gegen. einen ‚Bettler, erlaſſen, und laͤßt 
ſich derſelbe abermals auf dem Bettel betreten, fo find. die 
Alten nach $ 3. der Verordnung. vom 7. September - 1826, 
R. B. XXI. an das betreffende Hbergericht zur Aburthei- 
lung abzugeben; Auch die hiernach erfannten Strafen find 
im das bei der Oxtepoligeibehärdt geführt werdende Sach 
EN: 
T BEA | 

5 617. Iſt der — ein Ausländer, der pr durch 
eine Reiſeurkunde (Paß, Heimathſchein oder Wanderbuch) 
über ſeine Heimathsverhältniſſe ausweiſen kann, ſo hat die 
Ortspolizeibehörde ia die Reiſeurkunde zu bemerken, daß 
‚und mit welcher Strafe der Juhaber wegen Bettels belegt 
wurde; wird ein ſolcher Bettler zum zweitenmal - beitraft) 
ſo fügt die Ortspolizeibehörde dem Eintrag auf die Reiſel 
urlunde bei, daß er ſich innerhalb AM Stunden an das 
Bezirksamt zu begeben und dort feine Reifenrfunde vorzu⸗ 
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legen habe widrigenfalls er verhaftet und an dad: Amt 
transportiert werden würde; die Gendarmerie hat Bettler, 
die dieſer Weiſung nicht nachkommen, zu verhafteny und 
an dag Amt z. im deſſen Bezirk ſie betreten wurden, abzu⸗ 
liefern. Für die Beifangung ſolcher Bettler wird eine 
SFanggebühr non 30 fr. aus der. Amtskaſſe entrichtet, welche 
das Amt aus dem Bureauaverſum oder aus den für Trans⸗ 
portloſten beſtimmten Fonds vorzuſchießen hat. Das; Amt 
nimmt dem: Bettler die Reiſeurkunde ab, weißtuihn mittelſt 
Laufzettels in ſeine Heimath und ſchickt — 
mit einem Schreiben an, Die: dortige: Behörde. 1) 


4 618, Iſt der Beftrafte ein Ausländer, welcher feine 
Reiſeurtunde hat, aber der Ortspolizeibehörde perfönlich 
bekannt if, oder ſich anf andere Weiſe über feine Heimath 
ausweiſen Tann, ſo benachrichtigt die Ortspolizeibehbrde 
die Heirtärhäbehörde des Bettlers von dem ergandenen 
Straferfenntnig, und weißt ihn an, das Großherjogtyum 
zu verlaſſen; läßt er ſich mehrmals auf dem Bettel beite. 
ten, fo’ macht die Ortsportzelbehörde dem Besirfsamg die 
Anzeige davon, und dieſes ſchreitet bei der dem Beitlet 
vorgeſet ten auslandiſchen Bedorde auf geeignetem Wege eh, 


IH, 301%) 


nird: "619, Kann ein Beuler fd. ‚über feine beimarhricheg 
Verhältniſſe nicht ausweiten, ſo iſt von. feiner Beftrafung 
durch die Ortspolizei Umgang zu nehmen, und derfelbe 
fogleich an das Bezirksamt zu transportiren, welches gegen 
ihn nach, 5,288. .gben..nach.$ 79. des Strafedikts und nach 
Mafpabe der beſtehenden Stagtsverträge das geeignete per⸗ 
fügen wird. Ergibt, es ſich bei der Unterſuchung, daß dem 
zu ‚Amt Gebrachten nichts als ‚der Bettel zur Laſt fältrıfo 
bat ‚das. Amt dasjenige zu beſorgen, was in ‚anderen, Fällen 
ber Ortspolizei obliegt;; ergibt ‚ed ſich im Laufe der Unter⸗ 
fuchung,,, daß er eines anderen Vergehens verdächtza: if: ſo 
wird deßwegen gegen ihn das. gewöhnliche Unterſuchungs- 
verfahren GrÖöhneh,. © S1141 12.0 du ars on u Wibeiez32 
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$ 620. Die aus den Bemeindefäffen für ausländifche 
oder heimathloſe Bettler vorgefchoffenen Fanggebühren 
werden von den Gemeindsrechnern alle drei Monate, näm— 
lich im Monate Ders, Zuni, September und Dezember in 
ein Verzeichnig gebracht, und, mit den Quittungen über 
die bezahlten SFanggebühren dem Bezirksamt vorgelegt, 
dieſes ſtellt alle folche Verzeichniße feiner, Gemeinden in ein 
Hauptverzeichniß zuſammen, fügt dag, Verjeichnen der von 
ihm ſelbſn vorgeſchoſſenen Fanggebühren bei und legt die⸗ 
ſelben der — — sur Detretur auf die — 
laſſe vor. — 
6u. Werden Kinder, weiche noch nicht, 14 Jahre 
alt find, auf. dem Bettel betreten, ſo werden ſie von der 
Orts polizeibehörde ihrer Heimathsgemeinde nach Maßgabe 
der Verordnung vom 6. Novbr. 1832, R. B. LIL heſtraft, 
zugleich verfährt dieſe Behörde gegen die Eltern und Vor⸗ 
münder im Falle vernachläfſigter Aufficht, oder den Kindern 
gegebenen Anleitung zum Betteln gerade ſo, als ob die 
Eltern und Vormünder ſelbſt auf dem Bettel betroffen 
worden wären; in ſolchen Fällen fann, die, Beſtrafung der 
Kinder nach Umſtänden unterbfeiben. G. auch in Dr M. 
vo" N 77. pag. —— 


622. Die Erlaubniß sum Kolleftiren für beſon— 
dere Zwecke ertheilt die Kreiöregierung auf amtlichen An- 
trag, jene zu Schüffelfoleften die Kirchenſektion. R. 8. 
10, XXIX.  Andern: Stellen iſt die. Ertheilung von Erlaub- 
nis zum. Sammeln, Ausſtellung offener Armurbhsatteftate 
und Bettelsbriefe bei 10 Rthlr. Strafe verboten. A. B. 
P. 1815, N. 32. Das Kollektiren ohne Legitimation wird 
nach Verhältniß ſeiner Ausdehnung und der mehr oder 
minder guten Abſicht polizeilich beſtraft. R. B. 11, XXI. 
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Drittes Kapitel. 


"Bon der Art und Verwendung der Unterjtüguugen, 


Erfter Abfchnitt. 
Im Allgemeinen, 


75633; Jede Unterftügung iſt, wo möglich, auf Be- 
fäpigung und Gelegenheit zum Selbſtverdienſt zu 
reichten, daher vorzüglich auf diejenigen Berfonen und 
Familien Rücficht zu nehmen, welche durch zeitige Auf- 
bülfe dabei noch erhalten werden können. H. R. %. 127. 
Bei Akkorden auf Rechnung öffentlicher Kaffen und Ber- 
gebung von Ortsdienſten bat bei gleicher Qualiſikation der 
Arme den eriten Anfpruch. Dagegen ift bei jeder Bewilli⸗ 
gung einer Unterſtützung forgfäftig zu prüfen, ob nicht 
dadurch Trägheit bei vorhandener Fähigfeit zur Arbeit und 
Hang zum Bettel unterftüst und andern Bedürftigen die 
Gabe entzogen werde. Eigenes Verfchulden des Bedürfti- 
gen kann zwar Grund zu genauer Befchränfung auf das 
Norhdürftigfte, aber niemals zu gänzlicher Verweigerung 
aller Unterſtützung werden. 


$ 624. Unterftügung kommt zunächſt fchmachen und 
kranken Berfonen zu, 9 R. J. 131., lebtern auch dann, 
wenn fie zwar nicht von allen Mitteln entblöst, aber doch 
nicht im Stande find, die Kranfheitsfoften ohne Abbruch 
ihres fernern nothdürftigen Unterhalts zu bezahlen 


Der Phyſikus und Amtschirurg find zur unentgeldlichen 
Beforgung aller vermögenslofen Kranken in ihrem Dienit- 
freife verbunden; bei nothwendigen Befuchen aufler Ort, 
welche nicht gelegenbeitlich gemacht werden können, müffen 
in Betreff der bier unvermeidlichen Auslagen ded Arztes 
die Seftimmungen des $ 781. zur Anwendung kommen. 
Den Ortswundärzten ſollen für ihre Dienſtleiſtungen bei 
unbemittelten Kranken alsdann die taxordnungsmäßigen 
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Gebühren angewieſen werden, wenn fie diefe Verrichtungen 
mie Vorwiſſen und aus Auftrag des Phyſikus übernommen 
baben. M. d. 3: d. d. 9, Hftbr. EL ECHTES! 
et seqq. 

6625. Das nächftfolgende Vedürfniß, welchem durch 
Unterſtützung abgeholfen wird, iſt jenes an Kleibung, 
Wohnung und Holz, zumal mit Rückſicht auf alters. 
ſchwache und arbeitsunfähige Perſonen. 


$ 626. Verpflegung der Waiſen geſchiehet bis zu 
ihrer Schulentlafung, 9. R. 3. 128, durch Akkord 
mit redlichen verftändigen Familien im Geburtsort oder auf 
dem Lande nach vorgängiger öffentlicher Aufforderung und 
Aufzeichnung der fich anmeldenden auf Antrag des Waifen- 
gerichtd durch das Amt. Begebung in öffentlicher Abfei- 
gerung iſt verboten. Das Amt bat fich bei perfönlicher 
Anweſenheit in den Ortſchaften, namentlich bei Abhaltung 
des Rüggerichts, R. B. 11, XXVIL, von dem Zuftand 
ſolcher Waifen und aller aus öffentlichen Fonds unterftügten 
Berfonen felbft zu überzeugen und das zur Verbefferung 
ihres Schickſals nochwendige anzuordnen. Dabei ift zu 
prüfen, ob fie nicht in den Stand geſetzt werden können, 
ihr Brod felbft zu verdienen. Gegenflände der Erörterung 
find ; a) Alter, b) feit wann in Verpflegung , c) ob fie in 
Kleidung und Pflege unflagbar gehalten, d) ob fie gefund 
feyen, e) zum. Kirchen- und Schulbefuh, f) Gottesfurcht 
und Fleiß angehalten werden, g) was fie erlernen? 

Auch. das. Phyſikat hat — ihre phyſiſche 
Erziehung zu prüfen. M. O. U. 

$ 627... Gefuche um — aus dem Bad en⸗ 
Durlachiſchen Waiſenfond ſind beim Pfarramt oder 
dem weltlichen Ortsvorſtand der berechtigten Gemeinden 
anzumelden, und von dieſen in Form einer Tabelle (die 
folgende Rubriken bat: Amt | Heimaths⸗ oder Geburtsort | 
Namen | Geburtstag und Jahr | Religion | Ektern | deren 
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Todestag und. Fahr | Gefchwilter. im: efterlichen. Unterhalt 
und: :deren ‚Alter | Vermögen vorbefchricbener. Kinder und 
des lebenden Elterntheils | befondere Bemerkungen) gemein. 
fchaftlich beurfunder und halbiährig, auf den 1. April und 
1. Dftober dem Amt vorzulegen, das Amt fammelt diefe 
Tabellen, läßt die fehlerhaften berichtigen Ciedoch ohne 
dadurch. die übrigen aufzuhalten) und legt fie der Kreisre- 
gierung vor, und zwar zwifchen dem iten und 23ten der 
erwähnten Monate; die Kreisregierung fammelt die Vor- 
fügen der Aemter und legt fie dem Minifterinm ded Innern 
vor. In die Tabelle find auch immer diejenigen zur Unter⸗ 
ſtützung empfehlungswürdigen Waifen aufzunehmen, deren 
Geſuche in einem früheren Bericht vorgelegt wurden, aber 
nicht berückfichtigt werden Fonnten. A. B. M. 1836, N. 38. A. 
B. M. 1838, N. 50. M.d.%.d.d.8, Februar 1828, N. 1217, 
(in scriptis.) Was für Orte und was für Waiſen zum Bezug 
ſolcher Benefizien berechtigt find, ſiehe eben da, 


5 68, Unter den Zunftlehrlingen, 9 NR. J. 
130 , deren Lehrgeld aus öffentlichen Kaffen beftritten wird, 
namentlich aus dem allgemeinen Lehrgelderfond, für welchen 
die Anträge alljährlich im Dezember von dem Amt zufam- 
menzufaffen find, AB. D. 1824, N. 65. A. B. D. 1835, 
N. 2., haben Kinder der Städter und der Staatsdiener, 
dann folche, welche wegen fchwachen Körperbaued nicht 
zum Dienen und für Feldgefchäfte taugen, den erften An- 
fpruch; fie find folchen Profeffionen zu beffimmen, welche 
nicht überfege find und nicht allzubohes Lehrgeld erfordern; 
jedenfalls ift der Verfuch zu machen, fie auf längere Lehr⸗ 
zeit unentgeldlich, unter Anfchaffung der Kleider, anzu- 
bringen, Namentlich erhalten Zünglinge mofaifchen Glaubens 
ans den für fie. beftimmten Umlagsgeldern das Lehrgeld für 
folche :Brofefjionen, welche noch nicht überfegt find. A. 
B. N. 1809, R. 65. (f.$606,) Solche Lehriungen werden 
foftenfrei aufgedingt und Tedig gefprochen, A. B. N.1813, 
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NR. 93. , find "aber vor Ausbezahlung der zweiten Hälfte 
des Lehrgeldes auf amtliche Anordnung in ihren Fortſchrit⸗ 
ten auf der Brofeffion zu prüfen. 


Zweiter Abfchnitt. 
Yon der Verwendung einzelner Stiftungen und Inftitute. 


5 629, Die für einzelne milde Zwede errichteten 
Stiftungen find nach Vorfchrift ihrer Stiftungsbriefe und 
Statuten zu verwalten: darin darf ohne Genehmigung des 
Regenten nichts geändert, der. Kapitalfond niemald ange- 
griffen, und fie unter feinem Vorwand ihrem. eigentlichen 
Zwecke entzogen werden. Anträge auf Abänderung in. der 
Vermendungsart fünnen nur. durch wefentliche Veränderun⸗ 
gen in den örtlichen und Zeitverhältniſſen motiviert werden, 
welche eine Abweichung von der frühern Benugungsart zur 
Erreichung des eigentlichen Zwedes des Stifters nothwen⸗ 
dig machen... Soferne fie nicht ausdrücklich den Gliedern 
einer einzelnen Konfeffion beftimmt find, kann wegen feiner 
Religionseigenfchaft niemand von ihrem Genuß ausge 
fchloffen werden. 


Ueber die Art der Verwaltung der kirchlichen und weltlichen 
Stiftungen durch die beiden Kirchen: Minifterial:Geftionen 
und die Kreisregierungen fiche RB. 33, XVII. 


$ 630. In jedem Amtsſitz fol ein Nothhaus in 
einer geſunden aber ifolirten Lage vorhanden feyn zur Auf- 
nabme von kranken unvermögenden Neifenden, auch andern 
mit -Epidemien behafteten Perſonen; es fol mindeftend 
ein großes Zimmer mir 2 Bertftellen, nebſt Wohnung und 
Küche für den Wärter, enthalten. Die innere en 


beftebe in 1 Tiſch, 2 — 1 Leibſtuhl, 1 Lampe, 2 
23. 
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Feldbettladen mit Strobfad , Polſter, Kopfliſſen, wollener 
Dede; 7 Leintüchern. zw jedem Bette, 2 Hemden. - Die 
Einrichtung , Unterhaltung und Berpflegung der Kranfen 
gefchieher mittelſt amtlicher Defretur auf Koften ſämmtlicher 
Amtsgemeinden. 


$ 631. Bei Gefuchen um Aufnahme in das Armenbad 
zu Baden wird als Beleg erfordert: 


a. ausführliche Beſchreibung der Krankheit, gegen welche 
die Mineralquelle in Baden gebraucht werden fol, 


‚Ihrer Dauer und ihres Verlaufes; 


B. ——— und Beſchreibung der Gewerbs 
+ md Familienverhaͤltuiſe. 


Dieſe Geſuche ſind mit dem Beleg ad a. u — 
Merk jedes Jahres bei den Ortsvorgefehten einzureichen, 
diefe haben fie zu fammeln, den Beleg ad b. beizufügen 
und Längftend bis zum 10. Merz dem Amt vorzulegen, 
weiches fämmtliche aus feiner Gemeinde eingegangene ber- 
artige Geſuche berichtlich mit tabellarifcher Weberficht und 
ärztlichen Zeugniffen an die Kreisregierung vorlegt. (A. 
B M. 1837, Beil. Nr. W.) 


Die Kreisregierung erkennt über die Statthaftigfeit der 
Aufnahmsgeſuche, Dauer des Aufenthalts im Armenbad, 
Koftgattung und darüber, wer die Verpflegungsfoiten zu 
beftreiten bat, und ſendet mit der Eröffnung bierüber die 
Geſuche mit ihren Anlagen fpäteftens den 1. April jeden 
Jahres an die Badanitalten- Kommiffion in Baden, welche 
dann durch Kommunikation mit den Bezirksämtern auf den 
1. Mai diejenigen einberuft, bei denen der Gebrauch des 
Bades am dringenditen nothwendig if; ebenfo beftimmt fie 
nach jemweiligem Freimerden von Plätzen die Zeit, wann 
die übrigen Petenten, die ihrer Krankheit nach für auf« 
nabmsfähig erachtet wurden, der Reihe nach aufgenommen 


werden kinnen; dem Badearzt bleibt: Überlaffen, in einzel- 
nen Fällen wegen Berlängerung der Badezeit oder anderer 
Koft bei der Badanſtalten / NAommiſſion und. wegen’ Koften- 
erhöhung bei der Kreisregierung Antrag zu ſtellen. A. 8. 
M. 1836, 0.25. Die Koften der Verbringung des Kranken 
in das Freibad müffen, wenn er fie nicht ſelbſt beftreiten 
kann, den betreffenden Ortsfonds, beziehungsweiſe der 
Gemeindekaſſe zur Laſt fallen. (Siehe eine frühere Beſtim⸗ 
mung bierüber.in U. B. D. 1826, N. 84.) 


5632, Aufnahme in das chirurgifche Klinikum zu 
Greiburg und Heidelberg finder ftatt auf 


ww‘. ortogesichelichen Armuthszeugniß; 


p. uUrkunde des Phyfilats über das Vorhandenſeyn einer 
Krankheit oder äußern Beſchädigung, welche fort⸗ 


— — 


©, —— des Is mie der Direktion de Ehe 
“ Über die: Erledigung eines Platzes. 


a. Der Abzufendende iſt mit reiner Wäfche und einer 
vollftändigen Krankpeitsgefchichte zu verfehen. 


5633. In die Enebindungsanftalten zu Heibdel⸗ 
berg und Freiburg, A. B. P. 1813, N. 71. werden un- 
entgeldlich aufgenommen alle Inländerinnen, und ſolche 
Ausländerinnen, welche ſich als Dienſtmägde zur Zeit des 
Anfangs ihrer Schwangerſchaft im Lande aufgehalten haben. 
Sie haben mitzubringen: 

a. obrigkeitliches Zeugniß über ihre Unvermöglichkeit 
und über ihr Heimathsrecht für ſich und ihr Kind; 

b. die erforderliche Kleidung und Leibweißzeug für 

4 beide; ee 
23* 


_—_—n[.., der Entbindung 

ARaufgenommen, erhalten aber erfb dom Tage der Ente 

,.Hindung oder: frühern Erfrankend freie. Koll; Ast; 
landerianen müſſen dieſe vorausbezahlen; 


—3 "alle erhalten gute, nahrhaft zubereitete of, und 

; war Frühſtück, Mittag - und Abendeſen; 

% * Ausnahme der in Haufe dienſtthuenden Perfbtlen 
it Zedermann ohne Unterfchied der Zutritt in die 


‚Bimmer der Schwangern und IORÜRERANER ‚ohne 
Erlaubniß des Vorſtehers verboten. 


£. Webertretung der Hausordnung wird vor der Nieder⸗ 
kunft mit Fortſchicen beftraft, mach jener, der Hei- 
.., matböbehörde zur Beftrafung befannt gemacht ; 


"7634. Vermögliche werden gegen Vorausbejahlung 
in bequem eingerichtete Zimmer aufgenommen, haben fich 
nur bei dem. Vorfteher über: ihre. Heimath auszuweiſen, 
Fönnen auf Verſchwiegenheit rechnen. und. find Feiner Art 
von lokal⸗ polizeilicher Nachforſchung in Hinſicht ihrer 
Schwangerſchaft ausgeſetzt. | 


.$.635.. Das Taubſtummen⸗JInſtitut zu Bforgpeim 
iſt zunächſt für arme, d. h. für folche Kinder beftimmt, die 
ſich nach den Unterflügungs-Regufativen zu einer Beihülfe 
aus Öffentlichen Fonds eignen. Sie follen in der Regel 
nicht unter 7 und Über 12 Fahre alt feyn, arme Waiſen 
föonnen von 6 — 14 Jahren aufgenommen werden; alle 
müſſen Bildungsfähig feyn, Tauffchein, Vaccinationsſchein 
und beziehungsweiſe Armuthszeugniß mitbringen. Die Zeit 
des Unterhalts iſt für Anaben 6, für Mädchen 5 Jahre. 
Ihre Unterweifung geht zunächſt auf. Ton. ‚and Schrift⸗ 
forache und auf ihre Bildung für Religion . und für 
Gewerbfleiß. R, 8.26, XX. Die Reife und Verpflegungs⸗ 


toten find (beiden Armen) aus nn örtlichen: müben diese 
aber, RN au Weßtehn.: arte y 
da 

* 66. ‚In Besiehung 4 die Kaas ı * nee 
* Zoglinge des Taubſtummeninſtituts hat das M. d. J. 
d. d. 1; Merz: 1833, N. 2267; A. B. M. N 3 (A. B. 
SR W. A. B. O. N. 57.) folgende nähere Vor⸗ 
ſchriften ertheilt: 1) die. Zöglinge des: Inſtituts theilen 
ſich in. innere und auswärtige; die erſteren erhalten 
Wohnung, Nahrung, Verpflegung und Kleidung innder 
Anſtalt, die letzteren nehmen nur Antheil an. dem Unter⸗ 
richt. 2). Die inneren: Zöglinge werden theils gegen 
Bezahlung einer. Benfion, theils unentgeldlich aufgenommen. 
3) Die: Zahl: der, Freipläge bleibe im mindeften Betrag: auf 
25: befimmt 5: die von: vermöglichen Zöglingen zu: entrich- 
sende Penſion wird auf 100 fl.. beftimmt.: 4) Es: finden 
Aufnahmen. für ganze, 4, 4 und % Freiplätze flate’y in 
den letzteren drei Fällen alſo gegen Bezahlung : einer: 9% 
minderten Benfion von 25,.50 und 75 fl.: 5) Die Vermeh⸗ 
rung. der Geſammtzahl . der Freiplätze hängt von dem 
jeweiligen öfonomifchen Zuftand den Anftalt::ab. 6): Die 
Zahl der aufzunehmenden Zöglinge. iſt nach Maßgabe des 
dermalen disponiblen Raumes auf 40 beſtimmt. 7) So 
weit über die vorhandenen Plätze nicht zu Gunſten Armer 
oder minder Bermöglichen mittelſt Verwilligung eines ganzen, 
3, 4 oder 3 Freiplatzes disponirt werden kann, find Ber 
mögliche gegen Bezahlnug der Penfion aufzunehmen... 8) 
Wenn die Zahl der vermöglichen Afpiranten, welche ihre 
Eltern oder Verforger nicht Lieber in einem Privathauſe 
unterbringen und nur an dem Unterricht theilnehmen laſſen 
wollen, größer ift, als die Zahl der vakanten Plätze, ſo 
haben. die minder Wohlhakenden die Aufnahme in die Anstalt 
vorzugsmweife anzufprechen. 9) Dem Borftand der Anitalt 
ift geftatter, einen oder zwei Zöglinge in feine Wohnung 
in Koſt und Verpflegung. aufzunehmen, welche ald aus. 
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wurtige nur an dem: Unterricht Theil nehmen: 10) Oer 
regelmäßige Austriit der Zöglinge iſt auf den 1: Fu 
nach Vollendung des 6. Jahreskurſes beſtimmt. 11) Die 
Mitthrilungen der Regierungen follen Tängftens. Bis zum 
1. April jeden Jahres gefchehen. 12) Die Aufnahmen 
folgen in einer gemeinfhaftlichen Berathung des Wer 
waltungsſsrathes und Vorſtandes. .13) Zur ganz unent 
gerdrichen Nufnahme eignen. fich: vorzugsweiſe arme 
Waiſen, und folche: Arme, welche unbemitrelten Ge— 
meinden, oder : folchen Gemeinden angehören, die für 
bereits aufgenommene Zöglinge Beiträge Seiten, und micht 
unter die größeren Städte gehören. Die taubfiummen 
Kinder unbemittelter, aber nicht fo dürftiger Eltern, daß 
fie eine. gang unentgeldliche Aufnahme, oder aus Gemeinde- 
oder Stiftungsmitteln einen Beitrag anfprechen könnten, 
find mit Rückſicht auf die Vermögensatteſte und Nach 
Kräften des Juſtitutsfſonds gegen Bezahlung einer gemin- 
derten Benfion von 50 fl. oder 25 fl. aufzunehmen. Für 
ſolche und für Arme, welche der Inſtitutsfond nicht erlaubt, 
ganz umentgeldlich. aufzunehmen , find jedenfalls: + oder '4 
Freiplätze vorzubehalten. 14) Für Unterbringung der: aus⸗ 
mwärtigen Zöglinge bei ehrbaren Bürgerfamilien forgen auf 
Anſuchen der Eltern oder Berforger der Zöglinge und wach 
Benehmen mit denfelben die Vorſtände und der Verwal 
tungsrath, 15) Bei Feder Entlaffung eines Zoͤglings If 
dem betreffenden Bezirfsamt anzuzeigen, zu welchem Berufe 
oder zu welcher Beichäftigung derfelbe vorzugsweiſe tauglich 
oder zu beftimmen fey, um ihn in den Stand zu ſetzen, 
fich feinen fünftigen Unterhalt zu erwerben. Die Memter 
haben ihre Berichte über Aufnahmen in das Taubitummen- 
Inſtitut Tängftens bis Mitte Merz an die Kreisregierungen 
vorzulegen. Bei der Aufnahme find «vorgefchriebene) 
Sragebogen den amtlichen Erhebungen zum Grund zu legen. 


$ 637. Das Blindeninſtitut zu Freiburg hat die 


Beitimmung, blinden Kindern von 4 bis 18 Fahren ange 
mefienen Elementarunterricht zu verſchaffen. Arme Kinder 
aus unvermöglichen Gemeinden werden, fo weit es die 
Dotation der Anſtalt geſtattet, in dieſelbe unentgeldlich 
aufgenommen, St. M. d. d. 28. Dezember 1826, N. 1955. 
wenn ſie ein Armuthszeugniß vorlegen können; Vermögliche 
baben einen jährlichen Beitrag von 150 fl. zu bezahlen. 

Der Aufzunehmende darf auffer der Blindheit fein anderes 
förperliches Gebrechen haben 5: dem Aufnahmsgeſuch find 
Geburts- und Impfſcheine »beisulesen, und der Zögling 
muß bei erfolgter ‚Aufnahme ae — a der Anſtalt 
etſcheinen | Er Ton 


4 3a erst 13 Sa 

223 08: "Wlan ifnägme ik das Si —— finden 
Dicfefen: Borfehrifen fat, wie für jene in das Irreuhaus 
> 731.3 ; Fakt einer Gemüthskrantheit wird hier dauernde, 

in: Privatverpflegung nicht lelcht zu hebende, 'Nrmiher 
erfordert. Der Erkundigungsbogen, der dabei vorzulegen 
ihr muß folgendes nachweiſen ;; Eftern des Kranten, Zeren 
Religion, Stand, heiderfeitiger. Charakter. Familienanlage 

zur. nämlichen. Kraukheit, Vor- und Zunamen des Kranken, 
defen Alter mit Angabe des Geburts-Jahres und; Tages, 
deſſen Kinderfrankheiten, Entwicklungskrankheiten und 
Tpätere Krankheiten, Geiſteskräfte überhaupt und herrſchende 
Reigungen und Leidenſchaften im gefunden Zuſtaͤnde, Er 
ziehung und Lebensweiſe in ſpäteren Jahren, Beſchäftigung, 
Erwerbszweig, ob verheirathet, oder ledig, ob Kinder in 
oder auſſer der Ehe erzeugt, häusliche Verhältniſſe, Mangel 
oder Ueberfluß, Art der Krantheit, erfte Aeußerung der. 
ſelben, wann und feit wie Tange fie ſtatt fand; muthmaß- 
liche oder gewiſſe Urſache der Krankheit, ob plötzlich durch 
Scchrecken oder durch Kummer, Beſchreibung der Krankheit 
ſelbſt, der ruhigen Zwiſchenzeit und ihrer Baus, Heil. 
— und deren Eriels. 


Diertes Kapitel. | 
Don Verwaltung der Armenfonds. 
RB. 27; I.. 


Erfter Abſchnitt. 


— — und deren Aompetenz. 
| M. db. 3. 0. 21. Nov. 1820, 
| 5 639. Die nächften Behörden für — 
ſind die Ortsgeiſtlichen mit den Kirchengemeinderäthen; in 
Städten und an Orten, mo milde Stiftungskaſſen vorhan⸗ 
den find, die Armen-Kommiffionen,. Diele werden 
gebildet von fämmtlichen Ortsgeiſtlichen, dem Phyſikus, 
dem erften Ortsvorſteher und einigen angefebenen Bürgern 
ans ſämmtlichen betheiligten Kirchengemeinden- 


Sie haben fich regelmäßig von 4 zu A Wochen zu ver- 
ſammeln, wählen mechfelnde Vorſteher aus ihrer Mitte 
und entfcheiden Tollegialifch mach relativer Sthanieh: 
mebrbeit. 


Die Aufficht über folche Fonds führen die Kreisregier 
zungen und die beiden Kirchenminifteriat- Sektionen, vom 
$ 629, 


$ 640, Die Anmeifung auf örtliche Fonds geben: 


a, die örtliche Behörde mit der Anterfchrift des Bor- 
fiehers und zweier Mitglieder bis zu 30 fr. wöchent- 
lich für eine Perfon und zu 10f. in einem. Jahr; 


b. das Amt bis zu 20 fl. jährlich für eine Perſon; auch 
ohne Berchränfung in Hinficht der. Zahl feiner: An- 
weifungen, fo lange die Laufenden Ausgaben aus dem 
Fahresertrag noch beftritten werden Eönnen, und bie 


Summe, um welche allenfalls. ;der Fond alljährlich 
vermehrt werden fol, und gedeckt bleibt. 


c. Die Kreiöregierung bis zu 50 fl. 3. B. 17, ‚KU. 


Baureparationen defretirt der Stiftungsvorſtand bis zu 
25 fl., das Amt 50 fl. Die weitern unter: der im folgenden 
S erwähnten Befchränfung die Kreisregietung. - BM.'d, 
FR. K. 6. vom 10. — 1825. N 6372; w B 
ee — v. 


ich I 


s 64. Aue ER Kusgaben. —— a Be⸗ 
milligung- der böchften, Staatöbehörde und: zwar bei, Firchlir 
chen Fonds der. betreffenden. Kirchenfeftion v ebenfo, Liegen» 
fchaftserwerb oder Veräußerung; Kapitalaufnahme oder 
Angriff, Baureparationen, welche. nicht mit Janfenden 
Einnahmen des nächſten Jahres gedeckt find, neue, ſtändige 
Ausgaben oder Baulichkeiten ; zu diefen konn die Stiftung 
einen Baumeifter nach Belieben erwählen, aber feine Riſſe 
und Heberfchläge unterliegen einer unentgeldlichen Prüfung 
der angeordneten Staatsbehörden. V. M. d. J. K. K. 
vom 14. Mai 1823, N. 5024, Nachlaß und Abgangedetreiur 
über 100 fl, i 

EG PH Hi hie 

Rechtövertretung , 8. & O. 89. R. B. 10, XXXII. 
11, XXIX. P. B. N. 1815, N. 36., in: allen Jnſtanzen. 
Daher darf auch in erſter Inſtanz kein Prozeß geführt 
werden, wenn nicht der Rechner Legitimation von der 
höchſten Staatsbehörde hat. A. B. D. 1815, N. 32. 


5 642. Nur mit Genehmigung des Regenten kann eine 
Stiftung aufgelöfer, eine neue errichtet oder eine Schen- 
fung von Liegenfchaften für fie angenommen werden. R. 
3. 11, XXXVI. Ermächtigung zu Annahme von Kapitalien 
ertbeilt das Minifterium des Innern. — Bermächtniffe zur 
gleichbaldigen Vertheilung — feiner. ——— 
R. B. 12, XXVII. itãi. 


#2 
tıldhile  : Zweitet · Abſchnin. 
RU 


Verfgeiten tür die Verreönung 


643. Den Nechner für Lokalfonds wählt die 
Kirchen« ober. politiſche Gemeinde aus ihrer Mitte; cr- darf 
Beine, andere «Verrechnung haben. Das. Amt verpflichtet 
ihn, A. B. Di:d82lr: NM. 89. und in Der Aufſchrift jeder 
Rechnung iſt anzuzeigen, mann dies: geſchehen ſey. Pfarrer, 
A. B. N. 1814, N. 60. A. B. D. 1814, Mi 70. ud 
Schullehrer ſollen nicht Kirchenrechner ſeyn. Die mit dem 
W. April abzuſchließende Rechnung bat er ſelbſt zu ſtellen 
oder ſtellen zu laſſen, und zwar bei einer Einnahme unter 
200 fl. alle 3° Fahre, unter 500 fl. alle 2 Jahre, über 
500 fl. atHähriich, Dafür und für die Abfchrift iſt bie 
Gebühr ein für allemal zu reguliren, Dei jedent Fonds 
unter 100 fl gefehicher die: Bermaltang unentgeldlich a. 
ae „Almoſen.“ * 


564. Am Schluß der Rechnungſtellung 3 der Zuſtand 
u Fonds zu unterfüchen und. deſſen Meberficht der Rech⸗ 
nung einzuverleiben. | 
"Sie wird von der örtlichen Auffichtsbehörde — und 
beurfundet, von dem Defanat bei kirchlichen und dem Amt 
bei weltlichen milden Fonds durchgefehen: und durch die 
Stiftungörenifion der Kreisregierung abgehört. 1 
Generale an die unter der Aufſicht der Ev. K. S. ſtehem 
2 Ben Rechner. M. d. J. € K. ©. d. d. 11. Dee 1835. 

Ne: 13155. A. B. M. 1836. N. 8. 
. „Die Grundherren können für ihre Orte der Abhör in 
Berfon oder durch Benollmächtigte beimohnen. Die Rech- 
nungen von den 10 jüngften Jahren find in der Heiligen- 
Fifie aufzubewahren , die ältern in das Archiv abzuliefern. 
N, 8, 14, XX. 


‚Die Verwaltung geſchiehet analog zener des Waiſenver⸗ 
mögens. K. €, O. 68. et seqq. 


EN Kapitalien der milden Fonds find mir 
gegen erſte gerichtliche Obligation im Inland zu 5 Prozent 
auszuleihen, den Urkunden die Bedingung einzuſchalten, 
daß das Kapital oder eine Stückzahlung AB... Ro 18%, 
NRG7. A BD Pi 12 R.87. AB. D.4623/ N. 17. 
ReB. W, XIX ‚nun gegen Rückgabe der Obligation oder 
einen von der betreffenden Aufſichtsbehörde ertheilten Schein 
bei Vermeidung doppelter Zahlung abgetragen: werden dürfe 
RB, 117 IH. 16, XXX.Gant⸗ und andere Verweiſun⸗ 
gen für Stiftungen find) der Aufſichtsbehörde durch das 
Amt zur Defretur der darin enthaltenen Abſchlagszahlungen 
vorzulegen AB. D. 18%, R. 54.und die Schuldbriefe 
unter zweifachem Verſchluß des Rechners und des« en 
ſtehers der örtlichen, Auffichtöbehörde au ‚verwahren. , 

B. D. 1819, R. 17 und 30. U. B. P. 1819, 9 16, x 
D, N. ,1819, 0, 20. Sie find bei ſchicklicher Gelegen- 
heit vom Amt zu. durchfeben und mit der, jüngiten Ar 
nung zu vergleichen. „Dem Rechner ‚it die, Beding 9 
irgend. eines „Gefchenfs, oder. Vortheils, beim Sasleihe 
and. die, Erhebung von Gebühren, bei. Aushäudigung 5 

Obligation bei, Schwerer, Strafe ‚unterfast,. - N 

Staatspapiere, follen niemals. für milde ap gefau 

werden, ” 


Bon Stiftungstapitalien fönnen : nur J . Yen: ‚Sk 
tungdberivalter Abfchlagszahlungen geleiſtet, beziehungen eiſe 
von ihm angenommen werden, wenn er dazu die Enrhächi 
gung vom Miniſterium des Junern, oder uam der Gi, zoder 
Kath, Kirchenfektion , oder von der ‚Sreidregigrung ‚oder 
von dem Stiftungsvorſtand erhalten, hat, ie nachdem Der 
‚betreffende Fond der oberen Leitung einer diefer. Stellen 
untergeben ift: Ddiefe Ermächtigung muß dem Schuldner 
jedesmal durch das Bezirfsamt befannt gemacht werden. 
M. d. %. d. d. 12, Zuli 1831. R. 3. XVl. 


$ 646. Alle Klingelbeutelalmofengelder find mit einem 


Atteſtat des Kirchengemeinderaths zu vereinnahmen / es darf 
davon nichts/ auch zu. erlaubten Zwecken, ohne Verrechnug 
verwendet werden. Ms A. I: „Almoſen.“ J eee 
49 647. Die Lotalbehörden ſind fir die gute Verwen 
dung der angewieſenen Unterſtützungen verantwortlich. Dad 
Berhandeln von Quittungen darüber iſt bei Strafe des 
doppelten Betrags für: den Einkäufer und Verlüuſt der um 
terſtützung für den Verkäufer verboten. Den Verwaltungen 
iſt verboten / auf ſolche verhandelte Quittungen Zahlung 
zu leiſten. A. B. N. 1813, Ri 65: Auf keine milde Gabe 
oder Bewilligung aus einem unterſtützungsfond - Fan eine 
Arreſtanlage Amt m. NR. B. — IV. m. r — 
F M⸗ sun © Yin 


6 648." Ale —— aus Gamanditiga und 
milden Fonds werden als Vorſchüſſe betrachtet‘, und 
find‘; wenn der unterſtützte zu Vermögen gelangt oder bei 
ſeinem Ableben etwas hinterläßt, ohne gleich dürftige Noth⸗ 
erben zu haben zu erſetzen, jedoch unverzinslich; dies iſt 
vorzüglich in jenen Fällen zu beobachten, wo einer Perſon, 
die Vermögensſtücke hatte, durch deren Veräuſſerung ſie 
noch einige Zeit Öffentliche Unterſtützung vermeiden könnte, 
Die aber zu ihrem Lebensunterhalte ſelbſt nöthig find) Bei- 
träge gegeben murden, damit fie nicht nöthig babe, zu 
folcher Beräufferung zu fchreiten. H. R. J. 127. Org: Ed. 
9.1803. Art; 52, u. ud ge MB. M. 18359, 98. 
©: 876. N 1,6] 263 
18,649. Die Angeledendeiten von Armen und Armen⸗ 
kaſſen find tag- und ſportelfrei; auch ihre Mechner dürfen 
für das Einklagen ihrer: zn feine Gebühren nice. 
R. ©: 2 XVII. EN, 
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u . Erster Titel. 
= Bon re Öffentlichen Sicherheit 


Erstes Kapitel. 
Von Verhütung jeder Störung der — 
Ordnung. 


$ 650. Niemand foll im Reden, Schreiben und Handein 
eingefchränft feyn, fo weit diefe Freiheit nicht zur Std“ 
rung der Religion und Öffentlichen Ordnung mißbraucht 
wird; aber jede Aeußerung, welche zum Zweck bat, die 
Berfon des Regenten anzutaften, die beſtehende Verfaſſung 
und Ordnung herunter zu ſetzen, oder obrigfeitliche Per⸗ 
ſonen zu verunglimpfen, iſt bei ſchwerer Strafe verboten. 


Insbeſondere ſollen alle Vorträge bei religiöſen Feien⸗ 
lichkeiten und öffentlichen Berfammlungen (f.$ 656) hiernach 
forgfäftig bemeſſen werden , fümmtliche Staarödiener ſolchem 
verderblichen Unweſen ernitlich und Fräftig entgegenarbeiten, 
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und allgemein Achtung für Religion, Geſetz und gute Sitten 
einprägen. 

Läfter- und Spottreden über Religion überhaupt, über 
die chriftlichen Konfeffionen und die im Lande gedulderen 
Sekten, find ohne Nachficht zu ahnden. L. ©. I. IV. 


5 651. Auf Fremde, zumal wenn fie fich längere Zeit 
im Lande aufhalten und flörende Aeußerungen vernehmen 
laſſen, ift firenge Aufficht zu führen und die Polizeigefeke 
find gegen fie in Anwendung zu bringen. .R. 3. 19, XXVIII. 
Auswärtigen pietiſtiſchen Emiffarien, die dad Volk zum 
Myſticismus zu verleiten fuchen, ift der Aufenthalt nirgends 
wo im Lande zu geflatten, und die Gendarmerie‘ift beauf- 
tragt, über fie Aufficht zu führen und vorfommenden Falls 
dem Amt die Anzeige zu machen. A. 3. M. 1836, N. 22, 


$ 652, Die Staatsregierung Fann jederzeit einen Bereim, 
der die Sicherheit des Staates oder das allgemeine Wohl 
gefährdet , auflöſen, und deſſen Fortbeſtehen verbieten; Die 
Theilnehmer an folchen Vereinen , die von der Staatsre⸗ 
gierung durch ein öffentlich verfündetes Verbot unterfagt 
worden find, werden mit -bürgerlichem Gefängniß bis zu 
4 Wochen, oder mit-Geldftrafe bis zu 25 fl. beſtraft, vorbe- 
baltlich der höhern Strafe, wenn der Verein nach den Ge— 
ſetzen als ein beſonderes Vergehen oder Verbrechen erſcheint; 
die Mitwirkung zu verbotenen Vereinen durch Ankündigung 
in öffentlichen Blättern unterliegt den nämlichen Strafbe- 
ſtimmungen. Die Berufung gegen die Straferfenntnife 
geht an die Hofgerichte. Die Staatsregierung kann auch 
die Theilnahme an auswärtigen, die Sicherheit des Staates 
oder das allgemeine Wohl gefährdenden Vereinen unter 
gleichen Strafen verbieten. Alles öffentliche Tragen oder 
Aufſtecken von Abzeichen verbotener Vereine, fie mögen in 
farbigen Bändern, oder worin immer befteben , ift bei Strafe 
von: 5 fl: für jeden Uebertretungsfall unterfagt. R. B. 33, 


3 


Me geheime Verbindungen der Stu 
direnden, fie. mögen die Benennung Burſchenſchaft, Orden, 
Landsmannschaft, Corps oder irgend eine andere führen, 
fo ‚wie. auch nur, der. Verſuch, eine #. Jolie zu van, ki 
ddes⸗ verboten. 


Die Uebertretungen dieſes — meiden: (nicht als 
Dibseiplinar⸗ — als EINER a. — 
und beſtraft. 


| "Die Stifter, Häupter und andere Beamte don dergleichen 
Vereinen, wenn Letztere auch feinen verbrecherifchen Zweck 
haben, find in. der Regel mit drei- bis fechsmonatlichem 
Selungsarreft und zugleich mit der. gefchärften Relegation 
zu beiirafen. Gegen die übrigen Mitglieder der geheimen 
Verbindungen. finder die gefchärfte Relegation, und ment 
fe audere zu folchen Verbindungen verleitet, oder zu ver⸗ 
leiten. gefucht Haben, noch, weitere Feflungsittafe von ein 
bis zwei Monaten fkatt. 


‚Gegen. die. der Theilnahme an geheimen Verbindungen 
Verdächtigen, Tann ohne fürmlichen Beweis auf | 
von: der Univerfität  erfannt werden, 


"Liegt der Verbindung ein’ verbrecherifcher Zweck zum 
* fo iſt af die betreffende geſetzliche peinliche Strafe 
zu erkennen. Die Hofgerichte fällen die Erkenntniſſe. Der 
Rekurs hiergegen geht an das Juſtizminiſterium, kann aber 
den einſtweiligen Strafvollzug niemals aufſchieben. 

‚Einwohner, weiche dieſen geheimen Gefellſchaften Zu⸗ 
fanmenfünfte, in ipren Wohnungen wiffentlich geftätten, find 
mit einer Strafe von 50 —.100 fl. ju belegen. Siehe Dr 
Univerfirätsgefege und N. 8.10, XXIM. 13, V. 28, XX 

654. Unternehmen: gegen die Exiſtenz, die Zutegsitkt, 
die Sicherheit oder die Verfaffung des deutfchen Bun. 
des / und in den einzelnen Bundesfanten nach Maßgabe 
der. in denſelben beſtehenden Geſetze, nach naelıben ‚eine 
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gzleiche gegen den tihjeinen Bundesſtaat begangene Hand. 
tuag als Hochverrath / Landesverrath / oder unter einer audern 
neunung zu richten wäre, zu beurtheilen und zu beſtrafen 
ie Bundesſtaaten haben ſich gegen einander verpflichtet 
Individuen, welche der Anſtiftung eines gegen den Gonberäm 
oder gegen die Exiſtenz, Integrität, Verfaſſung oder Sicher⸗ 
heit eines anderen Bundesſtgates gerichteten Unternehmens 
oder einer darauf abzielenden Verbindung, der Theilnahme 
daran, oder der Begünſtigung derſelben beinzichtigt ſind, 
dem „verlegten oder bedrohten Staat aus zuliefern, voraus. 
efeßt, dag ein ſolches Individudm nicht eutweder ein 
*8 des um die Auslieferung angegangenen Staa 
es, felbit,, oder in demfelben ſchon wegen anderer Wer; 
rechen zu unterfuchen oder zu beitrafen it. Sollte das 
niernehmen ‚ defien der. Auszuliefernde beinzichtigt iſt, 
anden mr einzelne Bundesſtaaten gehen, ſo bat die 
usfieferung an jenen Staat ju gefcheheh, der zuerſt datum 
angefucht bat. R. B. 36, LVL —2 
81655; Die Staats behörden Tnnen jede bevorſtehende 
Bolrs ve r ſa mmlung⸗ welche die öffentliche Sicherheit; 
oder das allgemeine Wohl bedrohtt/ verbieten: und unter 
aleicher Vorausſetzung eine bereits pexſammelte Volksmenge 
zum Auseinandergehen auffordern. Wer einer, ſolchen Auf 
forberung; night Folge leiſtet, oder an ‚einer -Volföneriamm- 
kung „deren. Verbot ihm betannt warn. Theil nimmt, Oder 
andere zur Theilnahme Bufoebet Drfäl in eins Oehiraf 
dig det Betrag von 60.f.,, oder, in, eine Gefängnißitgafe 
meihe, „die, Dauer von, 8, Wochen. nicht überfeigen darf 
tertehal ich der weiter gefeplichen Strafe, / wenn eine 
iderſetzlichleit, oder, ein anderet Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen mit unterläuft Das Straferkenntniß wird bot dem 
Beitkoimte geflillt / und die Berufung dagegen geht An das 
Gohgeriigk RB. 33; KEIVE 
Fe, Das Unter ſch r iftenfammelu an und Für 
Al: iſt nicht undedingt allgemein verboten / kaum aber⸗ ohne 


371 


Unterfchied,, ob es eine Gemeinds⸗ oder eine Öffentliche An- 
gelegenheit betreffe, von der DOrtd- oder höhern Polizeibe⸗ 
börde im einzelnen Fällen, wo fie Kenntnif davon. erhält, 
und nach den Umſtänden Grund bat, Aufreisungen, Täu— 
ſchungen / oder überhaupt einen Mißbrauch davon zu befürch⸗ 
tel, unter Strafandrohung unterfagt werden, unbefchader 
des Rechtes der Berheiligten, nach $ 3ER. 5 und 6 eine 
Verſammlung der Gemeinde oder des großen Ausſchuſſes 
int Berathung der Sache zu verlangen. Ein folches Verbot 
fann von den betreffenden Orts. oder höhern Polizeibehörden 
unter vorübergehenden befondern Umftänden auch generalifiet 
werden. Wer fodann gegen ein derartiges Verbot Unter⸗ 
Rt fammelt, besiehungsmeife eine eingebotene Unter- 
Üftenfatmkung fortfeßt, und eben fo, wer, ebe ein 
ren erfolge ift, bei dem Unterſchriftenſammeln Täufchun- 
gen, Aufreisungen oder andere Vergeben fich zu Schulden 
kommen läßt, verfällt, ſofern er fich dabei nicht eines be- 
ſtimmten Verbrechens fchuldig gemacht har, im eine poli- 
zeiliche Strafe. WB M4835, N. 9 
Gemeinſchaftliche Vorſtellungen und Asceffen ‘an den‘ Bundes; 
tag werden als unftatthaft zuruͤckgewieſen. R.B 31, XXIX. 
8.697... Aller  Zufammenlauf des Volks an unge 
wähnlichen Zeiten. und Orten, auch ohne Störung der öffent- 
lichen Ruhe, ift verboten. Sollte er. gleichwohl. ſtatt haben, 
fo hat jeder Unberufene ſich zu. Haufe zu halten: und der 
Hausvater die, Verbindlichkeit, dafür zu ſorgen, daß dieß 
von fümmtlichen Hausgenoſſen geſchehe. Wer von den Zu- 
fammengelaufenen ſich auf die von der Obrigkeit oder Wache 
ergebende Aufforderung nicht nach Haufe begibt, fol arretire 
und ‚; wenn er ‚gleichwohl. aur Zufchauer, war, mit Stägiger, 
wenn er sich gegen obige Behörden in Wortſtreit einläßt, 
mit, 1Atägiger Befängnißftrafe, nach Umſtaänden, zumal 
wenn daraus Tumult entſtehet, mit ſchärferer Ahndung 
belegt werden. Wer ſich thätlich widerfetzt oder andere 
dazu auffordert, wird peinlich beſtraft. A. are ' non: u 
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DIE Ermahuung/ die bei entſtandenen gefährlichen Zu⸗ 
fammenrottungen an die ——— vom enwereee 
if, lautet: a ar pon 


Be Namen des Öroßberzogs. ‚fordere Ich "ec aan 

‚ „auseinander zu geben, alle weitere — 

J—— zu vermeiden und euch ruhig uud Hy — 

betragen. Wer diefer Aufforderung \ cht Fo 

| lenken, lauft Gefahr, und. muß ‚fieh, N Hy 

* J Auheſtdrer und ‚Nufrügrer, angeſehen ig: ehan⸗ 
de au werden, Bedenft die ſchweren Str en, 

A "helige auf. ein ‚folches Nerbtechen. geſchi hub, und 

Bu teilt euch felo die traurigen, Folgen ‚vor 

nie 3 vd den Widerfpenjtigen ielleicht hin noch 17 * 
venn RAN; geudthigt ſeyn pſien ewalt zu ge⸗ 
„brauchen, ee un als a 


‚4 Bleibt dies (und * —— Zuſpruch) ohne 
ias, und: wird der Gebrauch der Waffen für unvermeid⸗ 
lich erachtet, fo hat der Civilvorgeſetzte, bevor mirklich 
dazu .gefchritten wird, dreimal mit Re: —⸗ 
Stimme vorher zu rufen en 

„die dffentliche Gewalt muß von den u Wifen Sarand 
1 ‚machen / ich fordere "daher: au⸗ guten Bürget auf‘) 
nl) u entfernen!® ee v7 ya, WdM al 
755 He! Are und Weife des EN lediglich 
bem Ermeſſen des Militärkommandanten überlaſſen/ jedoch 
wird derſelbe dabei die Rathſchläge des Civilvorgeſetzten 
nach Thanlichteit berückũchtigen. Gersl. ‘N; © = a 
37.) 2 s 
9658. Wer einer Eivit- oder Milliyerſon Ber ver 
Aus übung des öffentlichen Dienſtes innerhalb der 
Graͤnzen ihrer Zuſtändigkeit Widerſtand leiſtet/ ver 
file, wenn der Widerſtand durch Drohungen geſchahtm 
eine geineine Gefängnißſtrafe) ehe bis auf 6 Wochen 
ſteigen Ya; und dent Nr durch Thätlichteit geſchah in 


Fi 
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eine, gemeine ‚Befängniß- oder Arbeitshausſtrafe, welche bis 
auf drei Monate, eigen, kann. Gefchab der Widerſtand mit 
Anwendung von Waffen, oder andern ‚gefährlichen Werkzeu⸗ 
gen, oder mittelſt körperlicher Mißhandlung, ſo kann Die 
Gefängniß- oder Arbeitshausſtrafe bis auf ein Jahr ſteigen; 
treffen beide erſchwerende Umſtände in der. Art zuſammen, 
daß körperliche Mißhandlung mit Waffen oder andern ge 
hrlichen Werkzeugen verübt wurde, ſo kann auf eine Zucht. 
Häusftrafe bis zu gleicher Dauer erkannt werden, ya 
dem gewaltſamen Widerſtande ein anderes Verbrechen 0 
Dunden , fo ift die auf das eine oder andere gefehte 5öh. r 
Strafe mit einer angemeſſenen Schärfung zu erfennen,. | 
> in. feinen Falle ein Drittheil der u die, 


—* darf. R. B. 32, IV hir] ri Yan .Z 


h Fr © et 4136 rund 
N Der 4: — —* 34 eh 5 . 


Sue ep? 


Bon der Aufficht anf Inländer, welche ſich nicht Man 
4 ‚ihrem Wohnſitz befinden, | er 
ei rt 22 
Erſter Abfchnitt, — * 


- Von Ertpeilung du der Päfe, geimathſcheine und Wanpsrhfäge a 4% 
Inländer. 


| N 659, Jedes Amt hat ſeinen Amtsangehörigen vaß 
zur Reiſe im Inland oder in das Ausland zu —* 
wenn ſie 


als unbeſcholten — oder vn. eisernen 
Zeugniß Tegitimier find, 
. einen gehörigen Reiſezweck ansehen fönnen und Reife: 
„mittel haben. 2 W 
Andern, als ————— —* barf das Amt: 
bei, 10. Rthlr, Strafe keine Päſſe ertheilen. (Hievon macht 
die Praxis eine: Ausnahme , wenn Die, Regitimation zu Aus⸗ 
ttellung» eines Paſſes von dee Heimathsbehörde des. Reiſenden 
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vorliegt; in allen andern Fällen, wo das Begehren einet 
Neifeurfunde nicht abgewiefen werden Kann, find „U irfi 
weiſe“ mit Angabe des Grundes ihrer Ausſtellung "zu 
geben.) Bei gleicher Strafe ift den Amtsaktuarien und 
Drtsvorgefegten verboten, Päfe auszugeben; für erſtere 
haftet der Beamte. R. B. 14, XV. R. 8. 29 X. A. B. 
V. 1814, R. 71. . 


5 660. Der Paß enthält: Vor. und Zunamen, ER] 
Wohnort, Keifeziel, allenfalfige Begleitung , Signalement, 
Unterfchrift des Reiſenden, Dauer des Paſſes. Er ift rein. 
lich und deutlich zu fhreiben, die Zahlen mit Worten 
auszudrücken und die Unterfchrift von dem Beamten eigen- 
bändig beizufügen. R. 8. 10, XVI und XXH. R. B. %, 
X. Päſſe zur Reife in das Ausland bedürfen der Seurfun- 
dung der Kreisregierung (M. d. J. d. d. 23, Nov. 1829, 
N. 17,506) und werden von dort durch Meberfendung an 
das Erpeditorat dem Minifterium der auswärtigen Angele- 
genheiten vorgelegt, R. B. 1%, X. A. 3. P. 1821, N. 8. 
A. B. N. 1821, N. 2, damit fie die Genehmigung diefer 
Stelle und des Sefandten des Staates, wohin die Reife 
gebet, auch der zwifchenliegenden Staaten erbalten V. M. 
d. 9. A. vom 31. Okt. 18%, N. 2550. 


Ueber Päffe nach Defterreih fiche A. B. M. 1836, N. 97. 
Für Reifen nah einem ‘andern Welttheile zu vorübergehenden 
Zwecken follen die Päffe von den Staatsbehörden dank 
verweigert werden, wenn ein gegründeter Verdacht borliegt, 
daß eine Umgehung der für die Ausıwanderungen beflehenden 
Vorſchriften beabfichtigt ift, Und wenn der Reiſezweck nicht 
genügend nachgewiefen if. R BB. 32, XXXVII, ©. 349. 
Paͤſſe für Studirende fertigen die Univerfitätsämter aus X. 
B. M. 1835, M. 3. 
$ 661. Heimathſchein AR nur nach vorgängiget 
Erörterung des Zweites deffelben unter genauer Bezeichnung 
der Perfonen, Benennung ihrer Eltern, ihres Heimaths⸗ 


He 


und des einſtweiligen Aufenthaltsortes Dusch. den Gemein 
rath zu ertheilen/ und vom ‚Amt zu genehmigen, (für ,D 
Ausland von der Kreigregierung au beurkunden); es mir 
Die Warnung beigefügt, Daß. fr. das. Seimatbsrecht Deplig 
ren, wenn, ſie ſich auswärts perehelichen ohne diefieiti 
Staatserlgubnißz für, die Heimathſcheine beſtehen gedruckt 
Formularien , die auggefüllt werden; fe, Dürfen ‚nur d 
ganz ſchriftlich ausgefertigt werden, menn in cigem einzeln 
Falle, eine Abänderung des gedruckten Inhaltz, oder ci 
darin nicht, vorgeſehener weiterer Zuſatz durchaus nothw 
ſeyn ſollte. Den Dienſthoten ſnd Heimathſcheing nur dann 
zum wiederholtenmale auszuſtellen, wenn ſie den frü 
vorlegen/ oder; ſich darüber, ausweiſen, wo ‚se denſelhe— 
hingebracht, und daß ‚der Ausſtellung eines neyen zum 
des Eintritis in einen anderen, Dienſt keine woliseiliche 
Sinderniſſe in Wege fieben, A. B. M. 1833,.%..80, 183 
N. 40, auch 1832, N. 63. Siehe hierüber auch $ Ba 
8.662, ‚Zur Ertbeilung eines Wanderbucds wird 
noch weiter ein Handıverfszeunniß erfordert ‚daR der wan⸗ 
dern Wollende ordnungsmäßig feine Profeffon erfernthabt, 
und in demfelben neben der Dauer der Wandererfautirth die 
Beltimmung ausgefprochen, ob fe für das Yiikand ober 
ingleich für das Ausland ertheilt fey. R. ©. 9, XEN. 
Ferner ‚darf ein Wanderbuch Nur auf Worlage eihes Arit- 
Tichen Zeugniſſes über Hautreindeit ausgeſfellt Werden ,"Hnd 
darüber muß ein Eintrag in das Wanderbuch gemacht iver- 
vn ABum. 1838, Beil 330 Der für Militärs zum 
Wandern im’ Yrstoder Ausland erforderliche: Urlaub kaun 
nur durch die einschlägige Militärbehörde nnd von dieſer 
nur dann ertheilt werden, wenn das Gefuch vom Bürger- 
meifter und Amt unterfügt wird; che diefer Urlaub von 
den Mititärbehörden ertbeilt iſt, darf von den Civilbehörden 
fein Wanderbuch oder andere Wanderurfunde ertheilt werden. 
A. B. Ms 1838, Beil. 37. In den Päſſen oder Wander⸗ 
büchern der Conſeriptionspflichtigen iſt die Zeit zu be⸗ 
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flimmen, in welcher fie der ordentlichen Eonfeription wegen 
wieder heimzufehren haben; fie werden ohne Kaution er. 
theilt, ausgenommen, wenn fie zum Reifen oder Wandern 
in fremden Welttheilen dienen follen. R. 3.32, XXXVHR 
S. 349. N. 3. D. 1836, N. 96.3 fiebe auch $ 33t. 
Die nach Frankreich Wandernden müſſen fich noch überdieß 
mit einem Pag und Heimarbfchein verfehen. A. B. ®, 
184, N. 2. M. d. 3. d. d. 3 Fehr. 1826, N. 1208. 
Auch follen gar keine Reifeurfunden für wandernde Hand- 
werker dorthin ertheilt werden, wenn nicht ein obrigfeitlich 
beglaubigtes Zeugniß darüber vorgelegt wird, daß dem 
Wandernden fchon Arbeit dortſelbſt zugefichert fey. A. B. 
M. 1836, R. 7. Die Wandererlaubniß ift gewöhnlich auf 
drei Jahre ertbeilt, fie fann aber bei Bewerben, welche 
befondere Befähigung erfordern, auf längere Zeit bewilliget 
und nach Ablauf der erſten Sewilligungsgekt erneuert 
werden. 


663. Ueber alle ertheilte Päſſe iſt ein genaues Verzeichniß gu 
führen, welches folgende Rubriken enthält: Nummer, Datum, 
Namen, Stand, Geburtsort, Wohnort, wohin? Reiſezweck, 
Grund der Paßertheilung, Signalement, Dauer des Vaſſes. 
Für Wanderbücher: Nummer, Datum, Namen, Geburts. 
ort, Brofeffion, Alter, GSignalement: nämlich Gtatur, 
Haare, Augen, Form des Gefichts, Farbe, Abzeichen; 
Wandererlaubnig im — 


Dem Berzeichniß find die Urkunden, auf weiche. die 
Päſſe ertheilt werden , beizufügen , und mit Demfelben wenig⸗ 
ftend 5 Fahre lang aufzubewahren. R. B. 8, XL 


Zweiter Abfchnitt. 
Von der Behandlung inländifcher Sandfahrer. 


5 664. Solchen Berfonen , deren Gewerbe eine geraik- 
stehende Lebensart, R. B. 16, XXVL A. 8) 9180, 


RO WEB DI LEARN MB MEN NINA, 
mit ſich bringt/ als Zinngießern, SchenernKrämernyd- 
Bi B118234 0.168): RKorbflechtern, Spenglern/ Bürſten⸗ 
bindern, Zunderhändlern / Wurzelgräbern/ Scheeren ſchlei⸗ 
fern, Lumpenſammlern gemeinen Muſilanten, Orgelſeuten, 
ſolchen, die Puppenſpiele, Gaukel⸗ und. Tafchenfpielerkünfte, 
mie. auch abgerichtete Thiere ſehen Jaſſen, die mit obrig⸗ 
feittichen Bewifigung Geheinmitjel zur DBertilgung ſchat⸗ 
licher Thiere mit ſich führen „u, dal. kann nur dat Amt, 
in deſſen Bezirk fie ihren Wohnfig haben, eine Urkunde, zu 
Berreibung ihres Gewerbes. ansfertigen: es geſchiehet dieß 


‚a nur in dem, Fan, daß ſie einer bejtimmten Gemeinde 


—* 
91* 


‚3 sie] 


p. ion: durchaus: feine. — —— ofen dit; 

* 6. ſie ſowohl, als ſammtliche — wm —*— guten 

Leumund haben; - ae 

‚4 unter genauer Signaliſirung Annie in der &. 
laubniß begriffenen Perſonen; 


| J niemals länger als auf 6 Donate; | 


fe nur für-- den Umfang des Kreiſes. Bei Juden, für 
den Umfang des Amtes. U. B. P. 1816, N. 144. — 


Derartigen Berfonen werden jedoch Feine Bälle, fondern 
nur fogenannte Paßbüchlein ausgeftellt. R.B. 30,1. A. B. 
9, 1830, R. 17. Das Amt ftellt fie aus. Wenn es fich 
um eine Bewilligung handelt, die das Amt der für den 
einzelnen Fall beftehenden Vorfchrift nach nicht felbit er- 
‚theilen lann, ſo legt ‚daffelbe das, Geſuch, an die, Kreis- 
regierung vor, (eben fo. in. Refursfällen,) nnd trägt. die 
‚etwaige — dann im ‚Bath geron ein. A. 
Dr M. 1832, N. 50 Er -, 5 2 ED 


$ 665. — Kinder Dicken ſolche Leute nie⸗ 
ihre eigenen nur dann mit ſich führen, wenn fie unter 
dem Schulalter, oder der Schule 'entlafien ſind and: ihnen 


ı nnyWl 


Bert ihrem Gewerb nothwendige Hülfe Teiten. Die im Schul⸗ 
aAlter begriffenen Kinder ſind unter obrigkeitlicher Obfarge 
ſeo zu verpflegen, daß ſie zum Schulbeſuch augthalten und 
zu beſſerer Lebens art erzogen werden. 27,» mdnıd 

NE ae Laud fa hrer unterliegen beſonderer poli 
zellichet Ob ſicht ſowohl durch ihre Heimathbehorde/aib 
Auf’der Reiſe, fe dürfen nut in Gaſthäuſern übernachten, 
Haben in jebem Amtsorte ihren Vaß viſtren und bei jedem 
Aufenthaltuber 24 Stunden thie Auffühtung atteſtiren iu 
Yan.’ ty gung irrt in.33 Al 

— bar" Ein” neue" wetttchen erbalten fie hir "abken 
Rüuckgabe des alten oder Berta Nachweiſung deb Ber- 
luſtes deſſelben und Iren’! guten Aufführnnge Dawo fie 
ohne Paß an fremden Orten. betreten werden, findufle poli⸗ 
aeilich in Unterſuchung zu vuehmen und mit der Behorde 
ihres ſeitherigen Aufenthalts zu korreſpondiren; ſinden ſich 
‚bei ihnen fremde. Paſſe eder ſonſtige perdächtige ‚Papiere, 
ſo ſind ſie auf den Schub an ihre Heimath zu geben und 
wenn ihre Legitimationsurtunden von inlän diſchen nicht kom⸗ 
petenten Behörden aubgeſtellt ſib, werden fle der betreffen⸗ 
den Kreisregierung tur —— hp — und 
— miigcibeſu.· — 

BETT in 414651 bins ii 1, hy’ cab; 
— — — —0 — 
EM Porfärifm ungen inlänpifger Peferteyeg., > 39 A 
x re Re KK ' id 


ig 668. Jeber beurfaubte‘ Unteroffizier und Salbe 
hr ſich nur da aufhalten, wohin fein Urlaubspaß lautet; 
er iſt verpflichtet, denſelben ſogleich bei ſeinem —** 
bei dem Vorgeſetzten des Orts zu hinterlegen. Ollsvor⸗ 
geſetzte uud. Poligzeibediente find; verpflichtet die auf dem 
Marſch in Urlaub begriffenen Soldaten nach ihrem Urlaubs⸗ 
paß zu befragen, (eben. fo die, welche fie. beherbergen) 


und, wenn ſie ihn nicht aufweiſen damen, ſie zu atretiren 
und beim Orts vorgeſetzten anzujeigen. Die Erlaubniß ſich 
von dem Urlaubsorte zu: entfernen „ ertheilt nach Hentfer- 
nung und Zeit der Bürgermeiſter, das Alt 77 oder: die 
Militärbehörde durch einen: mit Ortsoder Amtsfiegel 
verſehenen Schein oder einen Urlaubspaß Feder Bürgermeifter 
bat über die in feiner. Gemeinde ſich aufhaltenden Beur⸗ 
laubten die ſpezielle Nuffiche gu führen »"und in vortom—⸗ 
enden Fällen, wenn ein: Beurlaubter os. (8, zu Tanye von 
dem Dre entfernt bleibe, Anzeige beim Regiment zu machen, 
beziehungoweiſe Strafen gu  erfennem In Garniſonsorten 
vertritt der Garniſonslommandant die Chilbehbrden, umd 
in Orten, wo die Polizei einen Staatsbehörde übertragen 
iſt dieſe den Ortsvorgeſetzten. A. B. M. 1888, Beil.37. 
A. 86, 1838, Beil. 27, 9 mi 091 


5 669 Die Aufnahme eines nicht —5 Yegitimirten 
Milizpflichtigen wird mit 3 fl. oder 24 Stunden, des bereits 
gezogenen Milizen mit 10 Rthlr. Strafe oder aaa 
Gefängniß deitraft. 


‚Wer einen Soldaten über: Nacht: behält, vhne —— 
Urlaubspaf eingefehen zu haben, wer die Arretirung eines 
Deferteurd, welche in feiner. Macht . ftand / untenkäßt 
oder einen nicht mit Urlaubspaß Begitimirten "Soldaten 
forthilfe , verfällt in. 10 Neichätbaler Strafe, derienige 
Aber , welcher ‚einem Soldaten zur Deſertion bebilfiäch iſt, 
wird mit einjähriger Korreftionshausfirafe belegt, Die 
Gemeinde, in. welcher fich ein Deferteur zweimal 24 Stun⸗ 
den aufgehalten bat, und ‚öffentlich. ſeher Tieß, verfaͤllt in 
30 Gulden Strafe, welche von den Schuldtragenden zu 
erbeben , oder, wenn fich diefe nicht ausmitteln laſſen, auf 
fämmtliche Gemeindsglieder umzulegen if. Ortsvorgeſetzte, 
welche ihre Obliegenheit bierin verfäumen, werden noch 
überdieß ihres Dienftes entfest. B. 3. M. 1805, N. 68. 
R. B. 9, XX. 10, XXVI 11, VII. 13, VO. 


1:19870::Die Edietaleitation des Diefe rteur Kıober Re⸗ 
fraktauirs geſchieht durch das Amt feines Heimathsortes; 
ſtellt ſich derſelbe nicht binnen der dort. angeſetzten Friſt, 
fo wird er (ebenfalls durch; das Amt) in Comtumaciam; in 
eine Geldſtrafe verfällt‘: (der: Deſerteur in die Strafe von 
AN fl.⸗ Der: Refraktair in die von 800 fl.) und verliert 
das Gemeinde bürgerrecht. Die Geldſtrafe wird aber nur 
daun in ihrem vollen Betrage erhoben/ wenn das ange⸗ 
fallene oder noch aufallende Vermögen zu einer Summe 
von 200 fl. ſteigt; beträgt es weniger, ſo wird die, Strafe 
des Deſerteurs bis zur Hälfte, jene des Refraktairs bis 
zu einem Drittheil des Vermögens in Vollzug geſetzt; die 
Rückerſtattung der erhobenen Geldſtrafe, welche, im: dig 
Steuerkaſſe fällt, kann im Fall der Rückkehr des Beitraf- 
ten im Weg der Gnade ſtatt finden, und auch daun im 
Rechtswege wenn der Rücktehrende geſetzlich giltige Ent- 
Fehuldigungsgründe der Entfernung erweistich darfegt. Die 
perſonliche Beſtrafung des Deſerteurs und Refraktairs ge⸗ 
ſchieht nach den beſtehenden Militärgeſetzen. Die von 
Deſerteurs zu leiſtende Montur⸗ und Armatur-Entfchädigung 
beſteht in der Bezahlung des wirklich verurſachten, in ein⸗ 
zelnen Füllen genau zu erhebenden Schadens an die Militär⸗ 
verwaltung. R. B.:20, XV: 38, XXXVII. Jeder arretirte 
Deferteur iſt fogleich dem Amt, und von. diefem dem 
nachſten Militärkommando zu überliefern, Für die Bei 
fongung eines Deferteurd zahlt die Staatskaſſe 1Ofl. HR 
8, 13; VIE. eines noch nicht eingetheilten entlaufenen 
Milizen SR. Fanggebühr. R. B. 14V. A. B. O. 1613 
M. 67. RBB 10.6, 0 136 
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lt orsrlarnsıen Auſſicht aut Fremde abe m days 
En TEE" Freinde Hat ſich ber ſeinein eikteiie in 
ad Fand mir einem Ba der Obrigkeit ſeines Helmatho⸗ 
ortes oder der Geſandtſchaft feines Heimathsſtaates ‘idee 
feine” Perſon, Tine Heimath, den name oder das Biel 
ſeiner Reiſe zu legitimiren Bloße Atteſtate,nAufenthalts⸗ 
ſcheine und Päſſe vw" Ortsvorgeſetzten ausgeftellt >! auch 
Matrikel ausländiſcher Studirenden RBin ANXVI- 
reichen zur Legitimation nicht Hin, weun fesnicht von einer 
Geſandtſchaft zum Neifeswecvißier find; ı Wanderude Hand- 
werdögefellenitögnen ſich mit einem; Wan de x buch, wel⸗ 
ches von der Obrigkrit ihres, Heimathsortes ausgeſtellt ik 
kegitimiren, find. dieſe im, ihrem, Vaterland nicht;bergehracht, 
fo; haben. ſie neben der. Kundfchaft einen Wanderpaß aufe 
zuweiſen. IL. nl 2 O9 . duuvyau 
Reiſende, die mit Extrapoft -,1Eil- oder Poſtwägen 
aus dem Auslande kommen, find von, dem Poſtbhegmten der 
erſten Tagsftation nach Vor und Zunamen, Heimath, Ziel 
ihrer Reife Route. zu befragen, und das Refultat in ‚ein 
giasnes (der Gendarmerie zur Cinficht, offenes) Jouxrnal 
eingutzagen,, Verweigert ein, Rieiſender Die verkängte A 
gabe „;pder kann er ſich über deren Richtiglen nich 
legitimiren, ſo iſt derſelbe zur Weiterhefürderung du 
die, Bofanfalten, micht zugelaen. A. DM. 15%,0,2 
5 1% thin Ein EBEN Run eh 
n61672 Fremde welche Kür langere Zeit/ namentlich 
zu einem Gewerbsezweck/ z: 18. Mühlenbeſtand, ihrenndluf ⸗ 
enthalt im Lande nehmen Wwollen, vhne nihzr heimathlſches 
Burgekrecht aufzugeben/ haben ſich noch überdies mit einem 







Heimathsſchein amszmmenien, ‚welcher ihnen und ihrer 
Familie die Wiederaufnahme in ihrer Heimath bei derein- 
fliger Ruͤckkehr fichert; die DOrtövorgefegten find für die 
Folgen der unterlaffenen Beobachtung diefer Borfchrift ver. 
antwortlich. Alle Fremde genießen, fo Lange fie fich gewerb- 
treibend mit Staatserlaubniß im Lande aufhalten, alle 
bürgerlichen Rechte L. R, 13, Wenn ihr Bewerb ein Ende 
bat. find- ſie in ihre Heimath surögtsumeifen, N. P. B. 
1807, N. 8. | y 

111% 673, ‚Ber ‚seinen Paß hat/ oder ſich alsbald 
gar! Ausſtellung eines ſolchen durch die infändifchen Behör⸗ 
den legitimiren kann, oder als aus einem Nachbarſtaat 
gebürtig bekannt if, wird ſogleich unser Aufaci ud Die 
Grenze in ſeine Heimath gewieſen. 

Sig Ausſtellung von Vaͤſſen an —— 4 nur die 
obetſte Staatsbehbrde ermächtigt, und die. Kreisregierangen 
für den Fall/ daß fich der Fremde: über cabellofen Aufent⸗ 
hate Hin Rande während eines ı Jahres i aisweifer, ::Bei 
Handwerksgeſellen Farm die Legitimation nach tadelloſem 
Aufenthalt von 6 Wochen unter Befcheinigung vorberiger 
guter: Aufführung -ertheilt werden. R.B. 9, LH... 
Br jedem Fall wird ine Prüfung der perſönlichen 
Veehaältniſſe des" Bittſtellers und der Urſachen, warum es 
* an’ einem Paß gebricht, vorhergehen. R. 8.40, XV 

674, Paͤſſe ꝛtc. welche eine Verfaͤlſchung erlitten 

üben, oder vertauſcht find, werden dadurch ungültig. Der 
Mir iſt darüber zu Protokoll zu vernehmen, nach Be 

nd abzuſtrafen oder anf den Schub zu geben. Auch Puſſe 
fraͤnzoſiſcher Behörden; welche "ah Richt! Fraizoſen auf 
ihr Verlangen ausgeſtellt ſind, werden als nicht vorhanden 
betrachtet, wenn ſie nicht von dem Gefandtem des Staats, 
wohin der: Inhaber gewiefen iſt, amrivn find, B.M. 
de Fi mom 2. Jan. 1621, R. 17. 
er einen gültigen: Vaß hat, aber von feiner. Reife 





Eon ter, Phne hinlänglich beſcheinigten Grund abgewichen 
if, auch wer ich ohne Reiſemittel vder Erwerbogelegenheit 
dazu — —— wird auf nächſtem —— in ſeine — 
een 2 un Mist 399 Sul mare ir 
0 ea zugleich die ——⸗— ent⸗ 
halten, wo ſich der Reiſende ſeit der Ausſtellung? deſſelben 
aufgehalten habe / durch die Beglaubigung (visay der Be⸗ 
hörden deren Bezirker pPaſſirt hat; auch wenn die: Reiſe 
nur durch dası Land geheti, die Genehmigung der Geſandt⸗ 
ſchaft des cückwärts liegenden Staates, weng der Sib eines 
folchen berührt worden ift. zu 1 
118 6765 Burechweifende: haben ihren Paß bei. dem Amt, 
deſſen Sitz ſie paffiken oder wenigſtens bei jenem: ihres Eins 
and: Austritt: und; im den Hauptſtädten zum viſiren vorzu⸗ 
legen; Wandernde haben dies ————— * Bau 8 Togen 
zu beobachten. Das Amt hat in na 909 
UNE Kemnden deſſen wer oidnuns wi arvad⸗ 
21 u befördern“ .14, 
b. das "Signalement” mit den Inhaber and "die einge: 
En Route mit der vorgeſchriebenen du vergleichen; 


0. Datum und. Dauer, ud Se zu tiſen⸗ R. 8 
Va... ;. * 

= in feinem?v vie die weiter Perla Reiferoute: ‚im 
Land oder durch! daffelbe gu Bezeichmen 5. .i "Ce 


e geeigneten Falles, zumal, (menu. ganze Familien reifen, 
ga nich eg ob * die arſorder ichen Mittel 
2. «been? :: AH 4 1; Ara 
her ——— Ya. — Verzeichuiß zu 
führen, welches folgende Rubriken enthält Nummer, 
MDatum, Mamen, Stand und Heimath der Reifenden, 
20ommt won, geht nach, Rummer, Ort und Tag der 
Ausſtellung des Paſſes — —* —— > 
un. Mummekider letzten Viſtrung. SPRUNG TEL 


n»Den Ortsvorgeſetzten iſt dasınBifieen: den Päſſe und 
Wanderbücher ſelbſt für. diejenigen ı Perſonen/ ‚weiche in 
ihrem Ort gearbeitet haben, ‚bei 5 Rıhle, Strafe verboten; 
nur die Aemter und bei diefen nur die Beamten können 
vijfren.. A. Br M. 4632, N. 102,.. ‚Nähere Initruftion ent⸗ 
halt M. d. J. d. d. 31. Juli 1838, R. 7800. 
Fremden Handwerlksgeſellen find die Wanderbücher 
nicht mach ſolchen auswärtigen Staaten: zu wviſiren, wo⸗ 
hin ſie nicht nach Iuhalt ihrer Reiſeurkunde von: ihrer 
Heimathsbehörde zu wandern al . 8. * BB, 
Beil, 28, „Tr ne 2 
18.677; Alle in daB Land: ai — —— 
ſchen müſſen 4 fl. Reiſegeld haben: Ihr Wanderbuch oder Pag 
muß von8 zu 8 Tagen viſirt ſeyn, jeder muß je über A 
Wochen einen Arbeitsausweis oder wenigſtens ein Zeugniß, 
daß er Arbeit geſucht habe, beſitzen: andernfalls ſind ſolche 
Handwerksgeſellen zurückzuweiſen/ und zwar den einzelnen 
Umſtaͤnden nach entweder mit Schub oder nur mit Eintrag 
in das Wanderbuch, ebenſo ſind alle, welche dem Bettel 
uachälchen... zumal alte, .Gefellen, im Winter mandernde 
Daurergefellen u. dgl. über die Grenze und nac "Haufe zu 
weiſen, vermittelſt Eintrags in ihr Wanderbuch oder Reiſe⸗ 
paß unter Benachrichtigung der Heimathsbehörde. M.d. J. 
did. 4, Oltober 1827, N 9631. und W. — 1827, 
N. 12791. N B. 29, X.! 31,.!XXIL 19.) 


119,678, Handwerfögefellen, welche im — — 
haben, legitimiren ſich darüber und über ihre Aufführung 
durch ein Zeugniß des Meiſters und Ortsvorſtehers bei 
dem Amt/ welches darnach Ren: NORM das „Wander- 
buch macht. Ä 14 Hy 

2679. Die ———— no die 
Siaatspolizeibehörden führen über: alle: im: Orte. (in der 
Stadt) arbeitende Sundwerfögefellen eine Liſte mit folgen- 
den Rubriken: Profeſſion, Marien des: Meiſtero, Namen 
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und Heimath des Geſellen, mit: Wanderbuch ausgefertigt 
zu· ++ den · ++, ſtand das Letztemal in Arbeit zu · vom · 
bis+ «+ ‚, Eintritt und. Austritt des Geſellen, Bemerkungen 
über: die Aufführung , die Deponirung und Rüdgabe des 
— | 
En ein Gefelle an einem Orte vier Wochen gearbeitet, fo 
‚darf ihm dies in feinem Wanderbuche zur Weiterreife nur 

‚auf: Vorlage eines aͤrztlichen Zeugniffes über feine Hauts 

© reinheit beurfundet werden. A. B. M. 1838,: Beil. 33. 
+. Die einzelnen Meitter find verpflichtet, von dem. Eintritt 
und Austritt eineg Geſellen bei ihnen dem Bürgermeifter- 
amt (der Staatspolizeibehörde) binnen 24 Stunden bei 
einer Strafe von 15 fr, bis 2, und Haftung für jeden 
aus. der Unterlaſſung entſtehenden Nachtheil Anzeige zu 
machen , beim Eintritt zugleich den. Gefellen. vorzuſtellen. 
8. B. Mi 183%, N. 72. 

5 680, Jeder Reifende iſt während feines. Aufent⸗ 
Haftes im Lande den allgemeinen Bolizeigefegen und 
für die im Lande eingegangenen Verbindlichkeiten dem Lan- 
deögefeh unterworfen, bat aber mit dem Staatsangehörigen 
‚gleiche, und feinen Verhältniſſen angemeflene prompte Zuftiz 
zu gewarten. Er genießt für fein Vermögen, fofern ſolches 
micht in Liegenfchaft beſteht, völlige Freiheit von direkter 
‚Steuer und kann darüber. nach Belieben disponiren, R. 2. 
Br XVII. 

Preußiſche Unterthanen erhalten ı von ihren Heimathobehoͤrden 
6. Beine. Heimathſcheine, ſondern nur Paͤſſe; fie find daher, 
1: wenn  diefe abgelaufen find, in ihre Heimath zu: weifen, 
y2,,...wenn fie nicht in angemeffener Frift die Erneuerung ihrer 

Reiſeurkunden erlangen Hieruͤber müffen von den Polizei: 
‚33. bebörden in den Drten, wo fich häufiger Fremde. aufzu- 
ib \“ haften pflegen, Regifter geführt : werden. : A. B, M. 1838, 

Beil N. 1 und 2. 1832, N. 102. 

Mr — fremde Fabrikarbeiter iſt in Bezug auf ‚ige, Heimaths⸗ 

3 papiere ſtrenge Aufſicht zu fuͤhren. AB. M+1836, N. 6, 
25 
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681. Wer einen Fremden beherbergt, auch der 
Baftwirth,- ift verbunden, dem Ortövorgefepten binnen 12 
Stunden r jedenfalls vor Nacht , die Anzeige davon zu machen, 
bei 2 8. Strafe, und if, fo lange dieß nicht gefcheben, 
für alle Handlungen ded Fremden verantwortlich; auch hat 
er ihm von feiner Verpflichtung der Vorlage des Paſſes zu 
belehren. Trifft der Fremde fo fpät ein, daß die Anzeige 
in der Nacht nicht mehr möglich it, fo muß fie fogleich des 
andern Morgens vor der. Ubreife gemacht werden. Der 
Wirth. darf fie auch nach derfelben, aber fpäteftend vor 
8 Uhr machen. Das BBeberbergen in Privathäuſern darf 
bei 2. fl. Strafe, nur auf fpezielle fchriftliche Erlaubniß 
Machtzettel) des Ortsvorgeſetzten gefcheben, welche nur 
auf Vorlage eines vollgüftigen Bafles oder binlänglicher 
Bürgfchaft. ertheilt werden kann; Ausftellung eines Nacht- 
zettels für offenbar verdächtige Berfonen wird mit5— 15 fl. 
Strafe, nach Befund mit Dienftentfegung belegt. Nicht 
gehörig Tegitimirte Perfonen find nicht in Dorffchaften zu 
übernachten , fondern unter polizeilicher Begleitung zu Amt 
zu Schicken. Den Beſitzern abaelegener- Höfe, Mühlen ıe. 
iſt gar nicht erlaubt, Fremde zu beherbergen, oder wenn 
He diefelben aus Furcht vor Beſchädigung nicht abweifen 
fönnen, ſo haben fie fich ihr Signalement genau zu merken 
‚und. des andern. Tags dem Ortsvorſteher von dem Eintreffen 
der Fremden und dem Weg, welchen fie genommen haben, 
fogleich die Anzeige zu machen. A. B. D, 1821, N. 99. 
NR. 2. 10, XXI Alle um Beherbergung Bittende find 
‚namentlich und einzeln durch den Ortsvorficher, auch in 
zeritrent ‚liegenden Gemeinden durch befonders verpflichtete 
Männer, in cin, auf Rechnung der Gemeindskaſſe anzu- 
fchaffendes Nachtzettelbuch einzutragen bei 1 fl. 30 fr. Strafe. 
Daſſelbe enthält: Namen des Hausbeſitzers, Dauer der Auf- 
enthaltserlaubniß, Namen, Stand, Heimath Reiſezweck des 
Fremden, deffen Legitimation. Der gleichlautende Nacht- 
zettel iſt unentgeldlich abzugeben, von dem Empfänger drei 
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Monate: aufzuheben bei 1 fl. Strafe, und feine Dauer nicht 
zu überfchreiten bei 1 fl. 30 fr. Strafe, Mündliche Auf 
enthaltserlaubniß zu ertheilen iſt bei 3 fl. Strafe verboten 
und fie überdieß ungültig. Die gegen Hausbeſitzer erkannten 
Strafen fallen der Gemeindskaſſe zu, die gegen die Orts- 
vorgeſetzten erfännten der Amtskaſſe. Die Polizeigardiſten 
haben. die Nachtzertelbücher fleißig zu vifitiren, die Beamten 
fie gelegenbeitlich zu inſpieiren. R. 3. 27, IL 


Paß oder Wanderbuch it da, wo der Reifende nur über 
Nacht bleibe, bei dem Hauswirth zu hinterlegen; bei PBer- 
fonen : welche Arbeit nehmen, ift das im $ 679 vorgeſchriebene 
Verfahren, bei folchen, die Dienft nehmen, ein analoges 
zu beobachten, fiehe auch U. B. D. 1829, N. 49, 


Zweiter Wbfchnitt. 
Zi Von der Aufsicht auf verdächtige und gefährliche Fremde, 


$ 682. Fremde Auswanderer, welche durch das 
Land ziehen, haben die ihnen bei ihrem Eintritt vorgefchrie- 
bene nächte NReiferoute auf der Landfirage einzuhalten, die 
Erlaubnig zur Durchreife wird ihnen nur dann ertheilt, 
wenn fie fich wegen ihres meitern Fortfommens auf der 
vorhabenden Wanderung und der Neifemittel binlänglich 
ausweiſen. 


6688. Fremde Deſerteurs. Alle von den Truppen 
eines Bundesſtaates, ohne Unterfchied, ob felbige zu Pro, 
vinzen gehören, welche im Bundesgebiete liegen , oder nicht, 
ummittelbar oder mittelbar in die ſämmtlichen Lande eines 
Bundesgliedes, oder zu deffen Truppen, wenn dieſe auch 
außerhalb ihres Baterlandes fich befinden, defertirende Manns- 
perſonen werden. fofort und ohne befondere Neflamationen 
me bei Offizieren und Militärpflichtigen find folche 
aöthig) an den Staat ausgeliefert, dem fie entwichen find; 
die Auslieferung fann nur dann verweigert oder vergögert 

25. 
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werden, wenn der Deferteur. mittelit der Defertion. in feine 
Heimath zurückkehrt, oder wenn er in dem Gtaate, in den 
er entwichen ift, wegen eines dort begangenen Verbrechens 
woch vorher zu beftrafen if. Die Verbindlichkeit der Ans. 
Lieferung ‚erftreddt fih auch auf die Pferde, Sättel, Reit- 
eng, Armatur und Montirungsflüde, die der. Deferteur 
mitgenommen. bat, felbit wenn einer der oben erwähnten 
Fälle vorliegt, mo er entweder gar nicht, oder doch nicht 
fofort ausgeliefert wird. Die Unterhaltungsfoiten der De- 
erteurd und der mitgenommenen Pferde werden dem aus- 
liefernden Staate von dem Tage der Verhaftung at bis 
einſchließlich den der Ablieferung erſtattet; die Deſerteurs 
und Pferde werden auf dem Wege zur Ablieferung wie 
einheimiſche auf dem Marſche begriffene Mannſchaften und 
Pferde verpflegt, nur wird für dieſe Verpflegung jedem 
Staate die nämliche Vergütung geleiſtet, welche dort für 
dieſe Verpflegung der eigenen auf dem Marſche begriffenen 
Mannſchaften und Pferde vorgeſchrieben iſt; der Betrag 
dieſer zu vergütenden Auslagen iſt überall durch eine amt- 
fiche Befcheinigung nachzumeifen. Wird ein Deferteur durch 
verfchiedene Gebiete fortgefchafft, fo haben die betreffenden 
Staaten, die ermwachfenen Unterhaltstoften dem rückwärts 
liegenden vorfchußweife zu bezablen, dieſes fich auf dem 
Transportzertel quittiren zu Taffen, und eben fo dem nächft 
vorliegenden Staat in Rechnung zu bringen, Unterthanen, 
welche folche Deferteurs und mitgenommene. Pferde einlie- 
fern, erhalten folgende Prämie: für einen Defertenr ohne 
Bierd 8 R., mit Bferd 16 f., für ein Pferd ohne Mann 
8A., BSendarmen, Bolizeidiener, Militär- oder Gicher- 
heitswachen, fo wie alle obrigfeitlichen Perfonen und Diener, 
ſofern in. ihrer Dienftobliegenheit die Wachſamkeit auf alle 
verdächtigen Individuen begriffen ift,. erhalten keine. folche 
Prämie: (Rus Frankfurt biete für jeden zur Haft und 
Auslieferung gebracht werdenden dortfeitigen : Deferteur- mit 
Montur «und Waffenſtücken 5 fl. 24 fr., ohne folche.2 fl. 
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42 tr, Grarififation, und 1 fl. 21 fr. Transportdoucenr: 
A. B. M. 183%, N. 42, Seite 375.) Allen Behörden und 
Unterthanen der Bundesglieder iſt fireng zu unterfagen , 
Deferteurd und Milttärpflichtige, welche ihre Mititärbe- 
freiung nicht binlänglich nachweifen fönnen, zu Kriegs- 
Dienften aufzunehmen , ihten Aufenthaltsort zu verheimlichen, 
oder diefelben, um fie etwaigen Reflamationen zu entziehen, 
in entfernte Gegenden zu befördern; auch iſt nicht zu ge— 
ftatten, daß eine fremde Macht dergleichen Individuen inner- 
halb der Staaten des deutfchen Bundes anmerben Fafe, 
R. B. 31, VL 32, XXXVIII. 9 B. M. 1832; 0.68, 
1836, N. 65. 

In Bezug auf defertirte Offiziere beftehen noch befondere Reir 

fungen in scriptis. 

8684. Ausländifche Landfahrer, d. h. folche Per— 
ſonen, deren Bewerb eine herumziehende Lebensart mit fich 
bringt, namentlich Scheerenfchleifer, A. B. N. 1825, N. 79, 
fremde Zinngießer, R. B. 19, XIX, Spengler und die fo- 
genannten Schenernfrämer find zurück zu weifen, letztere 
nur dann über die Gränze paffiren zu laſſen, wenn fie neben 
einem ihre Heimarh nachweiienden Paß fich über die Mittel 
zur Fortfekung ihrer Reife durch das Land und ein folches 
Gewerbe answeifen, deſſen Berreibung auf diefem Wege 
erlaubt if. R. B. 10, XXI. A. B. D. 18%, N. 7%. U: 
B. P. 183, N. 68. | . 

Diefe Berfonen fünnen nur vom Minifterium des Innern 
zum Betrieb des Gewerbes im Inland ermächtigt werden: 
N. 3. 36, XXVI. 

5 685. Fremde Juden, welche durch ihr Aeußeres 
gegründete Beforgniß erwecken, daß fie fich durch Bettel 
oder anf andere unitatthafte Weife fortbringen möchten, 
find, auch wenn fie mit Päſſen verfehen find, und einen 
Fleinen Handel neben ber treiben, beim Eintritt in das 
Land, oder wo fie betreten werden, durch Vorzeichnung 
ihrer Marfchroute auf kürzeſtem Wege mit dem Bedenten 


aus dem Lande zu weiſen, im Fall einer Abweichung von 
ihrer Route ald Vaganten behandelt zu werden, R. B. 8, 
II. 9, XXXVIII. A. B. D. 1817,98. 3. A. B. N. 1809, 
N. 9. 


5 686. Landſtreicher, oder Menſchen, welche ohne 
eine Heimath zu haben, oder eine zu fuchen , fich in der Welt 
forttreiben, Zigeuner und ähnliches Gefindel find, wenn fie 
obne Päſſe betreten werden, polizeilicher Unterfuchung, Ver⸗ 
baft und geswungener Arbeit zu unterwerfen, besiehungs- 
weife in’s Arbeitshaus zu bringen. (R. B. 26, XVII, 
$ 19.) In Beziehung auf ihre Heimath find fie nach $ 238 
zu behandeln. 

Wegen Uebernahme von Vaganten und Perſonen, deren Hei⸗ 
math nicht ganz ſicher beſtimmt iſt, beſtehen mit Baiern, 
Wuͤrttemberg und Heſſen Staatsvertraͤge. R. B. 16, 
XXXVII. 17 XXV. 18 I und XIX. 


Gauner, d.h. folhe Individuen, welche entweder gar 
fein, oder fein ausreichendes bürgerliches Heimmefen und 
Gewerb, oder zwar einen Gig im Ausland, M. d. J. d. d. 
16, Febr. 1827, R. 761, und ein fcheinbares, aber unzu⸗ 
reichendes Gewerb haben, welches durch Gelegenheit zum 
Herumlaufen verdächtig iſt, und in Diebsgeſellſchaft 
ihren Nahrungserwerb ſuchen, find auf Betreten zu arre- 
tiren, und dem Amt zu geeigneter Unterſuchung vorzu. 
führen, welches nach deren Beendigung die Ausweifung 
derfelben mittelit Schubs verfügt. 


Diertes Kapitel. 


Auslieferung von Verbrechern aus dem Ju: und 
Auslaud. 


$ 687. 41) Allgemeine Grundſätze: 
a. Badifche Unterthanen dürfen auswärtigen Be— 
börden, im deren Bezirk fie ein Verbrechen begangen 


3 


haben , wie ausgeliefert werden. St. M. d. d. 1, wo. 
1832, R. 2260. 


b. Ausländer find, wenn Gtaatöverträge nicht für 
den einzelnen Fall mafnebend find, immer den Rich⸗ 
teen der angränzenden Staaten, in deren Bezirk 
fie ein Verbrechen begangen haben, gegen Erfab der 
Koften anzubieten, dagegen if eine Auslieferung an 
entferntere Staaten nur auf Verlangen, und wenn 
der Koftenerfag und die Ermwiederung diefer Rechter 
gefälligfeit zugefichert wird, zu bewilligen. 


In den Fällen, wo die Auslieferung eines Inquiſiten, 
der fich in’s Ausland geflüchtet hat, zu hoffen, oder gemäß 
beftebender Verträge zugefichert iſt, haben die Aemter ſich 
bierwegen berichtlich an die Horgerichte zu menden, welche 
dann die Sache weiter zur Betreibung auf diplomatischen 
Wege vorlegen, wenn a im einzelnen Fall nicht unnö⸗ 
thig iſt. | 

Es ift Bei diefen — an das Hofgericht genau 
anzugeben: 

1) die objektive Natur und Beſchaffenheit des Verbrechens; 

I) die gegen den Flüchtigen hauptfächlich beftehenden Ver- 
dachtögründe oder Beweife; 

3) der Ort des Auslandes, wo er fich aufhält; 


4) falls die Auslieferung von der franzöfifchen Regierung 
zu begehren ift, ob das Verbrechen irgend eine poli- 
tifche Beziehung bat. N. B. M. 1834, N. 34. 


5.688. Wenen außer Landes begangenen Verbrechen in Unter⸗ 
fuchung ftebende dieſſeitige Unterthanen fünnen auf thr oder 
der Ihrigen Berlangen, zur Unterfuchung erfuchsweife mit 
Anbietung von Koftenerfag und Neciprocität von dort ab- 
verlangt werden; dagegen dürfen fremde anderwärts betre- 
tene Thäter nur dann, wenn fie im Inlande Verbrechen 
begangen. haben, die wichtiger als jene ausländiſchen und 
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noch unbeftraft find, und nur auf auderfeitiges Anerbieten, 
obne Berbindlichfeit zum Koftenerfas , angenommen werden. 
N. 3. 12, XX, Beil, $ 2. Wegen polizei» und finanzge- 
feßlichen Webertretungen foll feine Auslieferung ohne Mini- 


fierialweifung flatt haben. M. d. J. d. d. 20, Be 1835, 
N. 1624. 


Verhaftung eined Fremden auf Requifition answärtiger 
Stellen kann nur mit Vorwiſſen, und feine Auslieferung 
nur mit Autorifation der oberften Staatöbehörden gefchehen. 
V. M. d. % vom 11. März 1822, N. 3090, 


5 689, 2) Befondere Beſtimmungen durch Ver— 
träge mit’ eingelnen Staaten, besiehungsweife Grundfäße, 
welche in Hinficht auf einzelne Staaten durch die * 
feſtgeſtellt ſind. 

a. Mit 21 Kantonen der Schweiz (Benf iſt nicht dar- 
unter) befteht ein Staatiwertrag; biernach liefert die 
Schweiz uns dieffeitige Unterthanen und ſolche ans 
dritten Staaten aus, ‚wenn fie wegen  Hochverrath, 
Aufruhr, Mordbrand, Brandftiftung, Straßenraub, 
Mord, Todtfchlag, Berfälfchung öffentlicher Urfunden 
und Wechfel, Falſchmünzen, Veruntrenung öffentlicher 
Gelder, Nothzucht, Raub an Sachen oder Menfchen, 
oder Diebftahl bei uns in Unterfuchung gezogen werden 
follen; wir Tiefern der Schweiz biergegen dortige 
Unterthanen und folche aus dritten Staaten aus, wenn 
fie wegen folchen Verbrechen dort zur Unterfuchung 
gezogen werden ſollen. Bei minderen Verbrechen ver- 
pflichten fich beide Staaten , den Verbrecher aus ihrem 

- Gebiete wegzuweiſen, , oder felbft zu beftrafen, 1J 

Zeugen werden auf Requiſitionen vernommen, und/ 
wenn Vorſchuß und Kofienerfat — it, auch 
geſtellt. | \ EL 

Diefer: Staatsvertrag gilt auch, wenn: nur. mÜndtch: 
vom Befchädigten oder einem Polizeibeamten deſſen 
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Anwendung verlangt wird, vorausgeſetzt, daß dieſes 
mit. binlänglicher : obrigfeitlicher Beurkundung": oder 
anderer. Gewaͤhrleiſtung für Schaden und Bone * 
ſchieht. J 
Mit. Schaffhanfen i die. ee —— 
getroffen, daß die Auslieferung auch in kleinen Boli- 
zeifällen, namentlich bei Güter -, Wald- und Jagd⸗ 
freveln, und bei. Schlägereien: wechfelfeitig auf: amt“ 
liche Erfuchichreiben ſtatt haben ſoll. R. B. hi ii 
HH, Ve - "op 
5690,. b. Mit Hohenzollern. Stamaringen fr 
ſteht ein Staatsvertrag , wornach anf vorgängige Requiſition 
und Beicheinigung der: verlibten That die. Auslieferung der 
beiderfeitigen Untertbanen, welche wegen. Verbrechen oder 
Bergeben ihr Land. verlaffen und fich in den: andern Staat 
geflüchtet haben, gegen Erſatz der Koften ſtatt hat, und 
angenommen werden muß. Ein nachträgliches Uebereinkom⸗ 
men fest noch feit, daß Wilderer in die gegenfeitigen Ge⸗ 
bietötheile verfolgt werden können, aber,. wenn fie. feſtge⸗ 
nommen werden, der Behörde des Ortes: ihrer Feſtnehmung 
überliefert werden müfen, :von wo fie: dann: in Gemäßbeit 
des obigen ausgeliefert werden, R. B. 27, XXI,G32. 
35, XXXI. 1241 
569. c. Frankreich liefert uns Inlander aus, 
wenn ſie ie uns wegen gemeinen (nicht politifchen) Ver⸗ 
brechen, auf welchen Todes. oder Zuchthausftrafe fteht, mit 
Verluſt der bürgerlichen Rechte, zur Unterfuchung gezogen 
werden follen, (Es ift bei folchen Geſuchen an Frankreich 
der betreffende Artifel des Code penal anzuführen.) Die 
Gefuche um Auslieferung von Sranzofen, die bei uns Ver⸗ 
brechen begangen haben, werden nicht berücfichtigt, find 
daher als nutzlos zu unterlaffen. Im Uebrigen find Ber- 
brechen der Franzoſen bei und, gegen andere Franzofen oder 
gegen andere Ausländer zu konſtatiren, Contumacialverfab- 
ren einzuleiten, und dem Brokurator. am, betreffenden pein⸗ 
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lichen franzöſiſchen Gerichtshofe, beziehungsweiſe der Hei- 
wathsbehörde des Beleidigten Nachricht zu geben. R. 2. 
12, X. M. d. J. v. 13, Nov. 1829, R. 11,807. Juſt. M. 
v. 3. Sept. 1833, N. 4957 und d. d.19. Juli 1836, Siehe 
auch die frühere Stantszeitung v. 1811 v. 11. Nov. 

5692, Mit Württemberg ift ein Staatsvertrag ab- 
geſchloſſen, nach welchem Unterthanen ded einen Staates, 
welche wegen Vergeben oder. Verbrechen ihr Land verlaffen, 
und fich in. den andern Staat geflüchtet haben, auf vor- 
gängige Befcheinigung der verübten That und Nequifition, 
wie auch gegen Erſatz der Koften an ihre Landesgerichte 
ausgeliefert werden. In demfelben Falle, wo der eine Staat 
berechtigt iſt, die Auslieferung eines Verbrechers zu ver- 
langen , ift derfelbe auch verbunden, die ihm von dem andern 
Staate angebotene Auslieferung gegen Erftattung der Koften 
anzunehmen, 

Außer den Fällen von obiger Art finder zwifchen beiden 
Staaten feine Auslieferung von Hebertretern der Strafge- 
fege flatt. R. ©. 25, XXX, $ 30, 32 

$ 69. Niederland Tiefer und Verbrecher aus, 
wenn nachgewieſen wird, dag ein Erfenntniß gegen fie er- 
sangen, oder doch menigftens eine Unterſuchung gegen fie 
eingeleitet ift. 

Wegen politifcher Verbrecher fiche $ 654, weyen Vaganten 
fiebe $ 687. 


Fünftes Kapitel, 
Don den Anftalten zur Erhaltung der öffentlichen 
Sicherheit. 
R. B. 10, XXI. P. B. M. 1805, N. 0 — 93. 
Erſter Abfchnitt. 
,  &ag- uns Nachtwachen. 
$ 694. In jedem Ort, in welchem feine — 
Garniſon liegt, und die Polizei nicht einer Staatsbehörde 


übertragen, oder von der Gemeinde nicht eine hinlängliche 
Bolizeimannfchaft eigens aufgeteilt if, haben menigftens 
zwei, nach Lage und Umfang des Dets vier bis ſechs Bürger 
die Tagwache und die zweifache Anzahl die Nachtwache 
— neben den beftändig beflelten Nachtwächtern oder Stun- 
denbfäfern — zu halten. Gie dürfen am Gerichtsdiener, 
Dorfboten, die angetellten Nachtwächter,, auch alte gebrech⸗ 
liche Männer, nicht veraftordirt und jungeh Leuten untet 
18 Jahren nicht Übertragen werden. R. B. 8, 1. 

$ 695. Sie haben fich bei Tag beftändig, zur Nacht- 
zeit abmwechfelnd zur Hälfte auf der Straße aufzuhalten, 
und diefe bis an das Ende des Orts zu begeben, alle ver- 
dächtige, ohne Ermächtigung haufirende oder bettelnde Ber 
fonen anzubalten und vor den Ortsvorſteher zu bringen, 
auch jede Störung der Drdnung und Gittlichfeit auf der 
Straße zu verhüten, und davon, fo wie von Anzeigen don 
Gefahr oder Verbrechen fogfeich die Anzeige zur Wbhülfe 
zu machen, J 

$ 696. Für die Wachen iſt eine, im Winter geheizte, 
Wachtſtube und die ganze Nacht hindurch Licht auf Koften 
der Gemeindskaſſe zu unterhalten; alle unnützen Iufammen- 
fünfte in derſelben, insbefondere zum Zrinfen und Spielen, 
ift bei Strafe verboten, auch follen Fremde nur für den 
MWeitertransport, niemals zu Verwahrung vor längerer 
Dauer, noch meniger Sträfllinge oder peinlich Verhaftete 
in diefer Abficht dahin gebracht werden. 

5 697. Niemand, der zur Wache aufgeboten if, darf 
diefelbe unter irgend einem Vorwand ganz oder zum. Theil 
verfäumen, ohne vorher die Anzeige gemacht: und die Auf- 
bietung des Nachmanns veranlaßt zu haben, bei3 fl. Strafe. 

Boligeibediente ‚ auch bei Gelegenheit die: Beamten haben 
bierin fleißige Nachficht zu pflegen und nebſt den: Ausgeblie⸗ 
benen auch die Ortsvorgeſetzten zur Verantwortung, zu sieben. 

Hierüber iſt zunaͤchſt neue Vorfhrift, zu erwarten 


Zweiter Abfchnitt. un re 
ne vVon den Streifen und Fahndungen. DL DRITTE FE Fass; 
9. jo, RKHr. 88. m. 1836, 0. 59. 4. 8. ©. 1836, Ri'Ar, 


5698, Die Streifen, welche früher durch die gefammte 
Bürgerfchaft, zu diefem Zwede in Klaſſen (Rotten) einge- 
tbeilt,. vorzunehmen waren, find durch, die unterdeſſen 
errichteten Bürgermilitärcorps vorzunehmen, ‚fo. wie diefe 
überhaupt von den Lokalbehörden zum Zweck der Ortsbe⸗ 
wachung und Feuerpolizei (mit — Eingang) 
zu verwenden find. 


$ 699. Zur Sicherung eines ei der Eeifen n 
vorgefchrieben: 


a vollfommene Verſchwiegenheit zu beobachten. 


5 Tags vorher befondere Obficht auf Schlupfwintei, Bege 
nach entlegenen Gegenden, Weberfabrten an Flüſſen %. 
zu führen » 


‚ ©. unmittelbar vorber alle Höfe, einzelne Häuſer, müt 
len, nach dem Felde zu gelegene Scheunen und Ställe, 
Feld. und Waldhütten, auch. verdächtige Häuſer in 
den Ortfchaften zu vifitiren ; 


a. während derfelben die Hohl. und andere auch 
im Rüden der Streife zu befegen ; 


e. die Patrouillen nach einer beftimmten Richtung fo zu 
führen, daß fein Theil der Gemarkung liegen bleibe 
und die Gtreifer der rückwärts Tiegenden Gemeinde 

. auf die Poſten ftoßen, welche jene der vorwärts: lie 

genden beim Anfang der Streife zurückgelaſſen haben; 

S die ausgeſchickte Mannfchaft ift gehörig zu bewaffnen, 

und hat bei Verfolgung füchtiger — — 
mitzunehmen; 

8. die aufgegriffenen Perſonen find ſogleich, fo viet al 
fich einzeln, mit allen ihren Habfeligfeiten, auch’ dem, 


was ſie allenfalls weggeworfen haben, zu Amt zu Tie- 
— wo über ſie die — ————— geführt 
‚Wird. 

Siehe noch . befond. Inftr, M.d. % 4. d. 2. Dir 41828. Sa 
‚neuerer Zeit werden foldhe Streife nur auf befonbere Vers 
anlaffung vorgenommen. 

n. Gränjämter haben die benachbarten Boligeibepörden 
jedesmal vorher. von der Streife zu. benachrichtigen. 
$ 700. Zur Bekanntmachung der durch die Nemter ver- 

fügten Fahndungen an die Polizeibepörden des Landes 

dient hauptfächlich das Fahndungsblatt der Gendarmerie 
und Steckbriefe (die gedruckt werden können); nur in ge- 
wiſfen Fällen find die Fahndungen in öffentlichen Blättern 
einzurlicken, nämlich: 1) wenn das Publikum im einzelnen 

Fall ein wefentliches Intereſſe dabei hat; 2) wenn mit dem 

Ausfchreiben die Zufage einer Belohnung verbunden ift; 

3) wenn eine öffentliche Aufforderung, die die Androhung 

eines Präjudizes enthält, damit verbunden ift; 4). wenn 

eine Öffentliche Warnung notbwendig ift; 5) wenn die auß- 
gefchriebene Perfon an einem nicht befannten Orte im Aus⸗ 

EU UNSEREN . 


Dritter Abſchnitt. 
Vom Schub. 


“6 701. Feder nicht gehörig legitimirte, wegen eines 
groben, feinen Reiſezweck flörenden Vergehens oder wegen 
eines Verbrechens beftrafte "Ausländer ift auf dem Schub, 
e h. unter polizeilicher Aufſicht, in ſeine Heimath zu ſchicken. 
der Schub wird ferner verfügt gegen vagirende Inlän⸗ 
* ‚ oder ſolche Perſonen, die von einem Amt dem anderen 
als Gefangene überliefert werden müfen. - - | 
ns Diefe Verfügung muß ſich auf protofollarifche Erörte- 
rung ihres Anlaſſes gründen, und der Befchluß von dem 
"Amt: dem: Schübling perſonlich eröffner werden." 1271" 


Sie darf nicht anf eine Ausweiſung Über die Gränze 
beſchränkt feyn ‚ ſondern muß fich auf dem, durch unzwei⸗ 
deutine Urkunden, oder Korrefpondenz vorher ausjumitteln- 
Yen Heimathsort ausdehnen. R. B. 16, XXXVIL 


$ 702, Der Schubpaß enthält Namen, Stand, genaue 
Bezeichnung des Schüblings und feiner Effekten, Urſache 
des Schubs, Neiferoute, Bemerkung über Fähigkeit oder 
feine mit Phyſikatszeugniß belegte Unfähigkeit zur Fußreife, 
allenfalls nothwendige Vorfichtömagregeln auf dem Trans. 
port. Ihm if bei Ausländern jedesmal die. urkundliche 
Nachmweifung der Heimarh oder deren Anerkennung durch 
den Geſandten des Heimathsſtaates, und zwar offen, beizu⸗ 
fügen; die Grängämter find unter dem Siegel der Dienft- 
derfchwiegenpeit ermächtigt, die fie enthaltenden verfchloffenen 
Schreiben Inländifcher Vehörden zu. eröffnen, A, B. D. 
1824, N. 24, und nöthigenfalls das Fehlende zu ergänzen, 
Auswärtige Schüblinge aber, deren angebliche Legitimations. 
tixtunden verſchloſſen find, zurückzuweiſen. 


$ 703: Der Schub geht in der Regel auf der Land⸗ 
frage von Amt zu Amt, unter Beobachtung der mit den 
Nachbarftaaten verabredeten Uebergabsftationen. R. B. 16, 
XXXVI. 17, XXV. 18, I und XIX. Das Amt bat vor 
der Weiterbeförderung den Schübling perſönlich vorfommen 
zu laffen, um fich von der Fdentität der Perſon mit der 
im Schubpaß bezeichneten zu überzeugen , fie mit anderwärts 
35 — Individuen zu vergleichen, allenfallſige Be⸗ 
Hiwerden zu vernehmen, für erfranfte Perfonen ärztliche 
Hülfe und nach Umftänden, auf das ‚beisulegende Zeugniß 
des Phyſikats, eine Fuhre anzuordnen, auch für dringend 
nothwendige Kleidung zu ſorgen. 


$ 704. Der Schübling iſt mit Ernſt und Feſtigkeit, aber 
human und ohne Kränkung zu behandeln, nicht zu Tagreiſen 
üher ſeine Kräfte anzuhalten, über. Mittag und Macht du 
bürgerlichem Gefängniß aufzubehalten, der polizeilich Aus⸗ 


gewieſene aber niemals mit dem Verbrecher zuſammen gu 
bringen. Seine Koſt iſt gewöhnliche Gefangenkoſt. 


$ 705. Niemals ſollen mehr als drei Perfonen, fofern 
fie nicht eine Familie ausmachen, zugleich ‚auf den Schub 
gegeben werden; R. 8. 16, XXXVII, an Sonn. und Feſt- 
tagen vor beendigtem Vormittagsgottesdienſt, bei unge- 
wöhnlich fchfimmer Witterung und wenn die nächfte Station 
nicht mehr vor Nacht erreicht werden Fann, ift der Trans. 
port auszuſetzen. Kranke Schüblinge dürfen nicht weiter 
gebracht werden, ohne Zeugniß des Phyſikats, daß der 
Transport ihrer Gefundbeit nicht nachtheifig ſey; A. B. P. 
1820, N. 101. 9. B. P. 1824, N. 5, gefährlich Franke und 
fhwangere, deren Entbindung nahe bevorſtehet, find bei 
fehmwerer Verantwortung nicht weiter zu fchieben, fondern 
an Ort und Stelle zu verforgen. 


Dei gewaltthätigen Irren find Zwangskittel zu gebran- 
chen, deren in jedem Kreife drei angefchafft find, und von 
den Aemtern, an deren Gib fie nicht vertheilt find, requi. 
rirt werden können. M. d. J. 7. Dez. 1830, N. 12,390 
und 6. Juni 1831, N. 6117, 


Die Gefangenwärter find angewiefen, dafür zu forgen, 
daß Die Gefangenen cine Zeitlang vor ihrem Mbmarfch die 
gewöhnlichen Mittel gegen die Fußlofigfeit anwenden, na- 
mentlih, wenn fie fehr lange infisen. Gefangene, die 
wegen Fußlofigfeit mit Fuhre transportirt werden müffen, 
find jeweils auf der dritten oder vierten Station wieder 
ärztlich unterfuchen zu laſſen, ob das Hebel nicht gehoben; 
da, 100 diefed nur in Blaſen an den Füßen und dergleichen 
beſteht, if der transportirt werdende Gefarigend;ein oder 
zwei Tage im Arreſt verpflegen zu Iaffen, in ſo fern bie- 
gegen. feine beſondere Anftände obwalten. A. B. M. 1836, 
R.. 52, Ä | 
+ $ 706. Die Transporte urs follen geſunde, ſtarke, 
ausrichtſame und zuverläßige Männer: ſeyn, (leine Aints 
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dienen, M. d. J. 22: März 1830, N. 2609, und Gendarmen 
nur in deingenden Fällen, N. B. M. 1836, N. 4, dieſe 
haben dann aber Transportgebühr anzufprechen, A. B. M. 
1837, Beil. R. 1) und ein Schiefgewehr oder einen Säbel 
tragen , fe find 
a, genau von der Qualität des Schüblings, und ob er 
wegen Gefährlichkeit zu fchließen ſey? zu infteniren ; 
anzuweiſen, den Schübling mit ſchonendem Ernſt zu 
behandeln, ſich eben ſowohl aller Grobheit als aller 
Vertraulichkeit gegen ihn zu enthalten; 
. © ihn jederzeit vor fich hergeben und unter Feinem Vor⸗ 
wand von der Straße abweichen oder von ihnen ent⸗ 
fernen zu laſſen; 
Ihm weder Unterredung noch —— mit ‚andern 
Verfonen zu geftatten ; 
e. unter feinem Vorwand surüczubteißen, oder einzu⸗ 
ehren; wo letzteres wegen Krankheit unvermeidlich 
nor "mie, fgei dem Drtsvorfteher die Anzeige zu machen, 
"und von ihm eine Fuhre gegen Beſcheinigung zu ver⸗ 
“ Yangen ; 
£. bei fchwerer Strafe weder Lohn noch Zehrung von 
dem Schübling: anzunehmen; 
ag. die ihnen anvertrauten BEN wohl vor ihm zu ver⸗ 
Au wahren. 


Wenn vom Abgabeort ein Schübling nach ihrer Station 
zu ſchicken und die Tagszeit noch geeignet iſt, haben fie ihn 
unentgeldlich mit zurückzunebmen. 


ur: 707; Kein Schübling iſt von einem fremden Staat 
zu Wehtertrangport zu übernehmen, wenn nicht ur 
kundlich dargethan oder durch den Gefandten feines Heimath- 
ſtaats zugefagt ift, daß er an dem Ort feiner Beſtimmung 
angenommen werde, Ein von dem vorwärts liegenden Staat 
nicht, angenommener Schübling ift von dem rückwärts lie⸗ 
genden wieder zurückzunehmen. R. B. 16, XXXVU, Wenn 
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die Uebernahme dieſſeits verweigert werden muß, ift ein, 
die Gründe der Weigerung enthaltendes Protokoll zu ver- 
faffen und demfelben Abfchrift der mit dem Schübling 
gekommenen Papiere beizulegen. 


Aus Franfreich kommende Schüblinge find nur dann 
zu übernehmen, wenn der Befandte ded Staats, wohin fie 
beitimme find, die. Uebernahme zugeſichert bat. 

$ 708. Die Begleitungs-, Transport und Verpflegungs⸗ 
Koften find von dem Schübling zu zahlen, wenn er dies 
nicht vermag, übernimmt fie für Ausländer die Amtskaſſe, 
für Inländer die Gemeindskaſſe. Für Schüblinge aus 
Nachbarſtaaten ift der Erſatz zu verlangen, wenn 


a. der Schübling auf ihre Nequifition aufgegriffen 
wurde, 


b, wenn er wegen begangenem Verbrechen in Unter- 
ſuchung war und Vermögen befikt. Dagegen find die 
Grenzämter legitimirt bei Uebernahme von Berbrechern, 
deren Auslieferung dieſſeits verlangt morden, Die 
Koftenentfchädigung aus der Sportelfaffe vorzuſchießen. 
Fin. Min. d. d. 14. April 1818. N. 5634. 


Wuͤrtemberg erſetzt und verlangt keinen Erſatz derartiger 
Koſten. M. d. J. v. 3. Mai 1830, N. 3825. 


Die Koſten werden auf dem Schubzettel verzeichnet, 
von dem übernehmenden Amt dem Transporteur baar be— 
zahlt und mit Beiſetzung der weitern Koſten von der nächſten 
Stelle wieder erhoben. Das Amt der Austrittsſtation 
weiſet ſämmtliche Koſten auf die Amtskaſſe zur baaren 
Zahlung an und überſendet den Schubzettel dem aufgeben- 
den Amt zur Erwirfung der Defretur durch feine Kreis- 
regierung auf die Amtskaſſe, welcher die Koſten entweder 
definitiv in Ausgabe gefchrieben werden, oder zur Ausgabe 
und Einnahme aus der Gemeindskaſſe beziehungsmeife dem 
Vermögen des Transportirten. 

| 26 
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— Vierter Abſchnitt. 


Von Gelängniſſen und Behandlung des Gekangenen. 
R. B. 30, V 


2.8 709% m jedem Ort ſoll fich ein trocdenes heizbares 
j — Gefängniß, mir verkremsten Fenſtern beſin⸗ 
den, welches aus der Gemeindskaſſe unterhalten wird; in 
jeden Amtsſitz ein Civil- und Kriminal Gefängniß, 
mit wenigſtens vier unterſchiedenen Gemächern, deſſen Un—⸗ 
terhaltung der Amtskaſſe obliegt. Die Gefängniſſe ſollen 
ſeſt und wohlverwahrt gegen Ausbruch ſeyn, in der 
Regel von Quadern mit Vertäfelung von Eichenholz, mit 
ſtarler Verkremſung der Oefen und Fenſter, unzugänglich 
von auſſen und ohne Kommunikation unter einander, trocken 
und geſund, nicht unter 10 Schuh lang, 8 Schuh breit, 
9 Schub hoch Alle unterirdiſche Gefängniſſe find abge—⸗ 
ſchafft. A. A. J. „Gefangene.“ 


Zu jedem Gefängniß gehört 1 Pritſche mit 2 Teppichen, 
1 Spreu- oder Strobfad , 2 Leintücher zum Umwechſeln, 

1 feftverfchloffener Leibſtuhl, 2 Teller, 2 Löffel, 1 Gabel 
und 1 Trinfgefchirr von Holz. 


$ 710. . Zeder Gefangenmwärter hat feinen Dienſt nach 
folgenden allgemeinen Beſtimmungen und nach den 
ihm befonders ertbeilten Weifungen des ihm 
vorgefegten Amtes zu verrichten, oder — in fo weit 
es von folchen geftattet wird — durch feine Leute unter 
eigener Verantwortlichfeit verrichten zu laſſen. 


A. Allgemeine VBorfchriften: 1) Der Gefangen. 
wärter hat dafür zu forgen, daß die Amtsgefängnife nebit 
den dazu gebörigen Nequifiten in gutem Zuſtande erhalten, 
die Gefangenen ſelbſt aber ficher verwahrt, gehörig verpflegt 
und vorfchriftsmäßig behandelt werden; 2). er muß jede 
Perſon, die ihm von feinem vorgefeßten Amte zur Verhaf⸗ 
tung bezeichnet wird, in das Gefängniß aufnehmen und ſo 


lange darin verwahren , als durch richterliches Urtheil be, 
ſtimmt oder vom Amte verordnet wird; 3) er darf aber 
auch ohne befondere Weifung eines ihm vorgefesten Beam⸗ 
ven keinen Angefchuldigten in gefängliche Verwahrung 
nehmen, den Fall ausgenommen, wenn die Einkieferung 
deſſelben zur Nachtzeit, durch einen Gerichts. oder Polizei⸗ 
diener, durch einen Gendarmen , oder eine Militärwache 
gefchteht ; A) er bat jedoch bievon dem Amtsvorſtande bei 
dem täglichen Rapport über den Zuwachs und Abgang def 
Gefangenen in der erftien Frühſtunde des folgenden Tages 
fogleich die Anzeige zu machen , und weitere Verhaltungs⸗ 
befehte einzuholen, wenn nicht der Gefangene, deſſen Ein- 
lieſerung ohne befonderen. Verhaftsbefehl geſchah, fogleich 
vor den Beamten geführt zu werden verlangt, ſiehe auch 
$ 750. 5) Der Gefangenwärter bat über alle ibm anver- 
teauten Gefangenen ein genaues Verzeichniß zu Führen, 
welches: in fortlaufender. Reihe Vor⸗ und Zunamen, Alter, 
Geburts⸗ und Wohnort, Stand oder Gewerbe, Tag und 
Stunde der Einlieferung und Wiederentlaffung , ob in 
Unterfuchungs.- oder Strafarreft, fo wie die Verhörstage 
und Verbaftloften jedes Gefangenen, auch ein Feld zu 
fonftigen Bemerkungen Über fie enthalten muß. 6) In der 
Regel ift jeder Verhaftete vor feiner Abführung in das 
Gefängnis genau zu vifitiren, insbefondere aber müſſen 
gefährliche Diebe, Straßenräuber , Mörder, Vaganten und 
Jauner ganz entfleidet, und fo genau durchfucht werden, 
daß bei ihnen nichts heimlich verborgen bleiben kann; bei 
Mannsperfonen hat der Gefangenmwärter diefe Viſitation 
ſelbſt vorzunehmen, bei Weibsperfonen aber durch feine 
Frau oder eine andere vertraute weibliche Perſon in feiner 
Gegenwart bewirken zu Iaffen. 7) Einem Gefangenen muß 
alles entbebrliche, insbefondere dasjenige abgenommen 
werden, was ihm als Mittel zur Entweichung oder Selbſt⸗ 
verletzung dienen könnte, namentlich: Geld, Waffen, Meier, 
Seiten, Scheeren, Nägel, Augengläfer , Schnüre u. dal. 
%*r 
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auch darf ihm. ohne beſondere Erlaubniß des Beamten: fein 
Buch/ Schreibmaterial oder fonft ein Mittel gelaffen werden; 
wodurch er fich mit andern in ein heimliches ‚Einverfländ«- 
niß ſetzen könnte. 8) Ueber die einem Gefangenen, abge⸗ 
nommenen Gegenſtände müſſen von einem Akltuar zwei 
gleichlautende Verzeichniſſe gefertigt, und dieſe ſowohl vom 
Arreſtanten als dem Gefangenwärter unterzeichnet werden; 
das eine erhält der Gefangenwärter, dad andere: wird zu 
den Alten genommen; ſodann müſſen jene Gegenſtände 
ſorgfältig aufbewahrt, und wenn nicht fremdes Eigenthum 
oder ſonſt etwas Verdächtiges darunter befindlich iſt, dem 
Gefangenen bei ſeiner Entlaſſung zurückgegeben, oder nach 
amtlicher Weiſung zur Zahlung der durch ihn wranlebeen 
Koſten verwendet werden. af neu 


Die in Verwahrung genommenen Effekten derjenigen Inqui⸗ 
ſiten, welche Kraft Urtheils. zur Zahlung der Unterfuchunge 
und Straferftiehungstoften verbunden find, müffen, fo weit 
fie nicht zu den gefeglihen Kompetenzftüden gehören, fo 
lange in Beſchlag behalten werden, bis die Zahlung ber 
betreffenden Koften mit Quittung nachgewieſen, oder aber 
‚ ‚bis von Seite, der Amtskaffe dargethban wird, daß bie 
#: Zahlung der Koften ganz oder theilweife nur mit dem 
Erloͤs der Effekten gefchehen Eönne, in welch legterem Falle 
ſodann der Verkauf der Effekten, fo weit nöthig, zu 
Gunſten der Amtskaſſe vorzunehmen ift. 4A. B. M. 1838, 
:.. Beil. 5. Was nicht gedeckt werden kann, fällt der Amts⸗ 
kaſſe zur Laſt. M. d. J. 23. Februar 1824, N. 2246. 
‚Weber die Art, wie für die Amts: (Staatskaffe) der etwa 
mögliche Erfag von Unterfuhungs: und Straferfiehungs: 
koſten gu ſichern ift, fiehe auch noch MR. B. 36, XXXIL. 


er & 711. B. der ———— 9) 
Auſſer den oben A. 6. bezeichneten Verbrechern dürfen 
feinem Gefangenen, der noch zur Unterſuchung verhaftet 
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iſt/ wider ſeinen Wilken beſonders ausgezeichnete Gefäng⸗ 
nißkleider angezogen werden; auch darf er nicht in ein 
für Strafgefangene beſtimmtes Zimmer gebracht; und, fol 
weit der: Raum der Gefängniffe es geſtattet, nicht zu einem 
andern Unterſuchungsgefangenen eingeſperrt werden; bei 
mehreren Theilnehmern eines Verbrechens iſt insbeſondere 
dafür zu ſorgen, daß dieſe von einander ſo getrennut werden⸗ 
damit ſie ſich auf keine Weiſe mit einander verſtündigen 
können, 2) Dasjenige Zimmer, weiches für Perſonen ein⸗ 
gerichtet iſt, die nur bürgerliche Arreſtſtrafe zu erſtehen 
haben, ſoll niemals anderen Gefangenen eingeräumt werden⸗ 
die wegen peinlichen Verbrechen zur Unterſuchung oder 
Strafe verhaftet ſind. 3) Bon der Anordnung des Beam⸗ 
ten hängt es ab, in: welches. VBerwährungsgimmer ein Un” 
terfuchungsgefangener gebracht, / ob und wie; er gefeffeltuoder 
angeſchloſſen, und welche ſonſtige Sicherheitämaßregek 
gegen ihn angewendet: werden darfz es ſoll aber der Me⸗ 
fangene niemals mit unnöthigen Sicherheitsmaßregeln be⸗ 
laͤſtigt/ ſondern mit aller zusäffigen Schonung) menfchlich 
behandelt werden. 4) Der Befangenmwärter hat zwar did 
angeordneten Sicherheitsmaßregeln pünktlich in Vollzug 'sik 
ſetzen / ſobald ſie aber theilweiſe entbehrlich, oder der Ge⸗ 
ſundheit der Gefangenen nachtheilig werden, har er hievon 
dem Beamten die Aazeige zu machen, und» zu einer etwa 
nöthigen Abänderung deſſen Erlaubniß einzuhöken:: 6) Für 
jedes Gefängniß find doppelte Schlüſſel fertigen zu laſſen; 
den einen hat der erſte Beamte aufzubewahren, damit bei 
Ereigniſſen, welche eine ſchnelle Oeffnung den Gefängniſſe 
erfordern, z. B. bei Feuersgefahr, dad: Schickſal der Fur 
fitenden nicht von der Anweſenheit oder Entfernung. des 
Sefangenwärterd abhänge; letzterer muß feine Schlüffel 
zu den Gefängniffen unter feiner eigenen Verwahrung 
baben , immer nur ſelbſt davon Gebrauch machen ‚: oder’ fie‘ 
im feiner ‚Gegenwart: gebrauchen laſſen, und insbefondere 
jeden Abend vor Schlafengeben fich überzeugen yÜ daß alle. 


Ein» und Ausgänge der Gefängniſſe wohlnerwahrt find, 
6) Kein einzelnes Gefängnißzimmer ift zu öffnen, che vor- 
ber das andere wieder gefchloffen iſt; jedes bewohnte 
Zimmer muß täglich dreimal, des Morgens, Mittags und 
Abends, öfters auch in der Nacht, einmal viftirt und dabei 
genau umterfuche werben, ob die Gefangenen keine Anftalten 
oder Berfuche zur Entweichung machen. 7) Insbeſondere 
folten gefährliche Gefangene. öfters, allemal aber unter 
Begleitung einer Wache und mir folcher Vorſicht befucht 
werben, daß ihr Entlommen auch im Fall eines perfönlichen 
Angriffs auf den Gefangenwärter verhindert werden kann; 
den Beamten iſt geftattet, Bürgerwachen dem. Gefangen⸗ 
mwärter beisugeben, jedoch ohne Koften für die Amtslaſſe 
8) Wenn irgend eine Verbindung "der Gefangenen: unter 
fich oder mit Berfonen auſſerhalb der Gefängniſſe entdeckt, 
und irgend eine vorbereitende Anſtalt zum Entweichen eines 
Gefangenen bemerkt wird, fo hat der Gefangenwärter ſo⸗ 
gleich dem Beamten die Anzeige hievon zu .machen. 9) 
Sollte ein Gefangener wirflich auszubrechen verſuchen, fo 
bat der Gefangenwärter fich aller in feiner Macht ſtehenden 
Mittel zu bedienen, um deffen Flucht zu verhindern, oder 
den bereits flüchtig Gemwordenen mieder beizufangen; er 
darf hiezu insbefondere feinen Hund gebranchen, Die nächfte 
Wache oder andere fichere Perfonen zu Hilfe rufen, eines 
mit den Fleinften Schroten geladenen Schießgewehres aben 
nur in dem Fall, wenn ein nefährlicher Menfch auf andere 
Weife nicht mehr zur Haft gebracht werden fünnte, und 
in der Art fich bedienen, daß auf vorgängiges fruchtloſes 
Anrufen nur nach dem untern Theile des Körpers —_ 
wird. 


'$ 712. € Behandlung der ————— 86 
Bar in feinem Gefängniß ein. Licht gebrannt, auch. wicht 
Tabak geraucht werden , wenn nicht eines oder dad: andere: 
von dem Beamten aus. befonderen Gründen geftattet wird; 


a. 


der Genuß des Schnupftabats iſt aber jedem Gefangenen 
erlaubt. .2) Zn der Regel foll fein Gefängniß ohne Bei- 
ſeyn des Befongenwärters geöffnet und niemand. geflatter 
werden, mit einem Gefangenen zu: fprechen , er. habe dan 
biezu die befondere Erlaubnig des Beamten erhalten 5: nun 
die verpflichteten Aerzte oder Geiftlichen, dürfen: in. Aus— 
übung ihres Berufs einen Gefangenen befuchen „menu, dem 
Beamten zuvor. die Anzeige davon gemacht. werden iſt 
3) Sowohl der Gefangenwärter felbi als deſſen Familie 
und Dienfiboten haben fich aller Bertraulichfeiten, und 
unnöthigen Gefpräche mit den Gefangenen, insbefondere 
jeder unvorfichtigen Mittheilung an dieſelben, ſo mie allen 
zudringlichen Ausforfchungen über ihre Vergehen und ihre 
Lebensverhältniffe zu. enthalten. 4) Bei fchwerer Gtrafe 
it dem Gefangenwärter verboren, einen Gefangenen durch 
Berfprechungen oder Drohungen, oder durch irgend, ein 
anderes Mittel zu. unfreiwilligen Geftändniffen zu bringenz 
was jedoch cin Gefangener von freien Stücken erzählt und 
erhebliches angibt, int ſogleich dem Beamten zu hinterbrin⸗ 
gen 5) An die Gefangenen eigenmächtig Hand anzulegen 
und, fie zu ſchlagen, darf fich der. Gefangenwärter — auſſer 
in. dem Fall, dag er angegriffen murde, und alſo aus 
Nothwehr — unter feinerlei Umſtänden erlauben 5. vielmehr 
bat er, wenn ein Gefangener fich unanftändig oder, wider. 
fpenftig benimmt, davon dem Beamten alsbald die. Anzeige 
zu machen, und zu erwarten, was derfelbe wegen der Zu⸗ 
rechtweifung des Gefangenen verfügt. 6) Der Gefangen, 
wärter bat auch jedes Anliegen eines Gefangenen willig 
anzubören, und nach Erfordern, oder, wenn. derſelbe ‚deu 
Beamten zu fprechen verlangt, dieſes letzterem auf, der 
Stelle zu melden; ebenſo bat er, alsbald nachzuſehen, ‚was 
vorgefallen if, wenn der Gefangene zu ungewöhnlicher Zeit 
durch. Klopfen oder Rufen feine Gegenwart verlangt,. 7) 
Beim Bor- und Rücführen eines Gefangenen. zum Verhör 
hat der Gefangenwärter ale Vorficht ‚anzuwenden, Daß, der 
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Gefangene nicht entweichen und sich mit andern Leuten 
nicht verfländigen kann; gleiche Vorſicht bat er zu’ ge 
brauchen, wenn ihm erlanbt wird, einen Gefangenen in 
die freie Luft zu Bringen, oder fich im Gefängnißhofe be; 
wegen zu Taffen; follte derfelbe in einem oder dem andern 
Falle gefchloffen werden müſſen, fo wird folches von dein 
Beamten angeordnet. 8) An jedem Sträfling ift das Urtheil 
nach feinem vollen Inhalt und der von dem inte zu ge⸗ 
benden beſonderen Weifung zu volljieben. 

$ 713. D. Bartung und Berpflegung der 
Gefangenen. 1) Wird ein Gefangener frank; fo Hat 
der Gefangenwärter auf der Stelle zur Tages. oder Nacht 
zeit einen gerichtlichen Arzt oder Wundarzt herbeizurufen, 
für die Beiholung der verordneten Arzneimittel zu ſorgen 
und anf die Befolgung aller ärztlichen Vorſchriften zu 
fehen. D' Die Zimmer der Gefangenen müſſen ftets frei 
von Rauch und Ungeziefer nehalten, täglich ausgekehrt und 
gelüfter, öfters aufgewafchen und jedes‘ Jahr wenigſtens 
einmal frifch geweißelt werden. 3) Allen Gefangenen iſt 
in jeder Woche wenigſtens einmal friſches Leibweißzeug 
abzureichen,, und der Gefangenwärter hat darauf zu ‘fehen, 
daß die Gefangenen fich ſelbſt auch reinigen, das Rafırei 
der Gefangenen ift, wenn Gefahr dabei zu befürchten, nicht 
zu geftatten. 4) Den Unterfuchnngsgefangenen können gegen 
Bezahlung and eigenen Mitten größere Bequemlichkeiten in 
Bezug auf Leibweiszeng und Schlafitätte erlaubt werden! 
5) In der Regel müflen die Gefängniffe von der Mitte 
Dftoberd bis Mitte Aprild, bei auffergewöhnficher Falter 
Witterung aber, auch fonft nach Bedürfniß, und für 
Kranke, wie es der Arzt verordnet, zu rechter "Zeit mäßig 
gebeizt werden. 6) Die leeren Gefängniſſe follen immer 
verfchloffen gehalten , jedoch von Zeit zu Zeit ausgelüftet/ 
und zu feinem anderen Gebrauch, am wenigiten zu Aufbe⸗ 
wahrung von Lebensmitteln, Stroh u. dal. benußt, ſondern 
für jeden Augenblick in brauchbarem Stande erhalten werden 
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7): Jedem Gefangenen’ muß tagkich des Morgenb und Mir 

tags ein Krug mit friſchem und reinem MWäffer Moe 
gefent werden’; andere Getränte, als: Bier) Wein⸗ Brannt⸗ 
wein dürfen ohne beſondere Erlaubniß des Beamten: vder 
des Arztes keinem Gefangetien gereicht werden. 8)Der 
Gefangenwärter hat auf die gute geſunde Beſchaffeuheit 
aller Nahrungsmittel der Gefangenen, beſonders des Brodeb 
zu’ ſehen, ihnen die Speiſen ſelbſt zu überbringen und“ ſte 
vorher. genau zu unterſuchen, auch die Geſchirre jedebinal 
wieder mitzunehmen, übrigens den Gefangenen Feine’ ande⸗ 
ven als die erlaubten Speiſen und Getränke — 
Kae: Die Beſtimmungen über Die Koſt'ſind: „I 
‚a Gefangnentor.- Des Mittags Suppe — 
rin über den andern) Tag ein haͤlbes rund ger“ 
um bel⸗ ſetzterem dürfen niemals Knochen fein’; des Abend⸗ 
nahrhafte Suppe, oder Gemüſe oder Salat/ täglich 
2 Pfund Brei aan u han Tun® (oado 
be Sträftingsron. Wei Horigeikichen (Here? Inte 
> Woher,‘ Bei’ gemeiner Gefangnißſtrafe im er ken’ Grad 
Suppe, Waſſer und täglich 2" Pfund Brod,"tn "zii 
» ten Grad, für Schwachliche und Schwangere) Suppe) 
Gemüſe ind Waſſer und Brod, im Dritten Grad) 
ſobald die’ Strafe langer als 8 Tage währt‘ die Gel 

ofangenkoſt. stil ser rüif rn 
M Da jeder: Berangene‘,; ‚gegen den’ nach‘ fein’ peinncher 
Erfenntniß gefällt ift, die feinem Stande und dem BSehlirf? 
niß atigeiheffele Koſt von ſeinen Verwandten ‚T und) wenn 
er vermöglich iſt, aus Gaſthöfen ſich bringen Rare kau 
fo hat der Gefangenwärter alsdatin nur“ dieſe Gegeuftäuder 
ſelbſt in Empfang zu nehmen, und nach vorgängiger Untker⸗ 
ſuchung dem’ Gefangenen zuzuſtellen/ auch,wenner darin 
etwas verbotenes ſindet, ſogleich hiervon die) Anzeige zu 
machen; 10) er Hat gleiche Vorſicht amuwenden, wenn 
einem unterſuchungsgefangenen üͤberhaupt geſtattet· wird) 
eine andere als die vorgeſchriebene Gefangentkoſi zu Ye 
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uießen, und. fich dieſe auf eigene Koſten zutragen gu laſſen; 
41) er darf ferner den Gefangenen weder ſelbſt, noch durch 
die Seinigen etwas von ihren Nahrungsmitteln oder Klei. 
dungsſtüden ablaufen ,.oder geftatten, daß folche an andere 
verkauft werden, Feine Geſchenke von ihnen oder. ihren 
Freunden annehmen, auch. ihnen Fein Geld. leihen, noch 
dieſelben für ſich arbeiten laſſen; jedoch 12) find -Berhaf, 
gzeje nach ihren Kräften und Fertigleiten zu beſchäftigen, 
wenn. dies nicht beſondere Gründe verbieten: ‚die Zuthei⸗ 
lung der, Arbeit geſchiehet durch das Amt und iſt niemals 
dem. Gefangenwärter zu überlaſſen. (R. DB. 14, XIV. 
Der Ertrag der Beſchäftigung während des Unter 
ſuch ung s verhaftes Fommt dem Sträfling ſelbſt nach deffen 
Beendigung oder au genehmigter Verwendung waͤhrend 
deſſelben, jener während des Straf verhaftes der. Amts. 
bafie zu; dieſe Beichäftigung Cebenfo dig - erkannte, Gtraf- 
arbeit) darf auch nie zum Vortheil des Beamten benußt 
werden. 43) Sobald ein Gefangener eutlaſſen wird, bat 
der. Befangenwärter fein Koſtenverzeichniß nehft den dazu er- 
forderlichen Belegen dem: Amte zur Dekretur und Zahlungs. 
auweiſung zu übergeben. Chiehe auch 4. 8.); für Gefangene, 
die ſich Tängere Zeit. im Unterſuchungsverhafte befinden, 
Dad die Koſtenverzeichniſſe pierteljährig einzureichen. 
Sträflinge dürfen nicht zum Aufmachen des Kanzleiholzes, 
ſondern nur zu dem des Gefängnißholzes verwendet werden. 
A. B. M. 1838. Beil. 39. | TEE? 
$ 714, E. Der Gefangenwärter hat nicht nur 
alle vorſtehend aufgeführten Borfchriften , fondern auch. die 
ihm nach ertheilt werdenden befonderen Befehle des Amtes 
gepau und willig zu befolgen, feinen Vorgeſetzten fchuldigen 
Hchorſam zu leiſten, Fch eines ſutlichen und nüchternen 
Wandels zu befleißigen, keine Ueberforderungen, oder Unter⸗ 
ſchleife zu Schulden kommen zu laſſen, und, fch überhaupt 
in feinen: Dienft treu, fleißig und unverdroſfen zu begeigen, 
oder bei Uebertretungen au gewärtigen, daß ex in leichtern 


Fällen: durch. ein - bis); Dreitägige, Arreſiſtrafe zu ſeiner 
Schuldigkeit angebalten und in wiederholten oder ſchwexeren 
Faällen feines Dienſtes entlaſſen und: nach beſtehenden e⸗ 
ſetzen beſtraft werde (hierauf wird er perplhichtet). R.M 
39, V. Die Gefangerwärter find auch: zur aushilfaweiſen 
Bedienung der Memtersi ſo fexrn ihr eigentlicher Dienſt dar⸗ 
unter nicht noth leidet, verpflichtet. "Mid. Jav. O. Dex 
1837, N. 9202, 1-2 

$ 715. Obigen Vorſchriften können die Aemter, die nach 
den beſonderen Ortsverhältniſſen etwa nothwendigen weite 
ren Beſtimmungen mit Genehmigung. der Kreisregierung 
hinzufügen. Alle Gefängniſſe ſind wenigſtens einmal in 
jedem, Monat unvermuthet von dem Beamten und Phoſikus 
zu viſitiren/ R. B. 30/ V. 539. "WIN; J. Gefangene.“ 
#8! D. 182, RER, und’ dabei genau' zu unterſuchen, 
ob keine Spur. von Verſuchen zum Ausbruch? an Boden, 
Thuͤren, Fenſtern, Oefen/ Vertäfelung wahrzunehmen, ob 
feine Inſtrumeute oder fonftige dein Gefangenen nicht er⸗ 
laubte Gegenſtände vorhanden ſeyen/ ob das Gefäͤngniß/ 
Geraͤth und die Waſche des Gefangenen reinlich, Fenſter 
und Ofen nicht zerbrochen, die Inventarienſtücke vorhanden, 
auch feine Koſt in vorgeſchriebener Quantitit und von 
geſunder Qualität fen? Ob er wegen ſeiner Behandlung 
und Berforgung feine Klage habe? welche auf der ‚Stelle 
zu erörtern iſt. Vorzüglich ſorgfältig iſt darauf zu ſehen, 
daß bei Gefangenen keine Feuersgefahr entſtehe. 

Die Gefaͤngnißgeraͤthſchaften werden auf Koſten der Amtskaffe 
z angeſchafft. Die Gebühren ber Gefängnigmärter, find und 
werden jeweils beſonders beftimmt. nn — 
u Fünfter if 2 en 


Von Urbeits -, aorrektions - und Audtpäufern, ’ 
N 17 J 


— Kür jede dieſer Anftalten, iſt eine belondere/ 
auf ihre nahere Beikummmug: fich. beziehende Hauserdnuug 
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votgeſchrieben / nach welcher ſich ihre Vorſteher zu richten 
haben.” " Ste’ unterllegen der unmittelbaren Aufſicht und 
Bifitation der Kreisregierungen. WR. B. 30, V Sämmtli⸗ 
chen Staatsbehörden iſt empfohlen; auf Verbeſſerung der 
beſtehenden und : Anlegung‘' newer zweckmäßiger Arbeits⸗ 
auſtarten allen Fleiß zu ne 8, 10, XXI, 
% B. P.1810, R650. mihikr is mim on ei 


$ 717, Für das auf Staatsrechnung befteheüde Ir 
beitshand %.’%. 36, XVIL St. M. aa. 43. Nov. 
1827, 3. 1560. M. 8.3. d. d. 4. Jan. „1828, # ‚160: 
gelten folgende Vorſchriften: 


ana Aufnahme dabin, find; geeignet. +... 
— Dirnen, Uebelhauſer, 5 
Minderjährige, auf, deren Beſtrafung der Vater wegen 
übler Aufführung anträgt, Steifbettler, Fudividuen, 
die wegen eineg ihnen angeſchuldigten Verbrechens 
war wicht überwieſen werden konnten, ‚aber der-öffent- 
lichen Sicherheit „wenn , fie entlaſſen würden, aus 
beſonderen Gründen gefährlich. ſeyn würden, (ſoiche 
nnen auch. im, Zuchthauſe aufbewahrt; werden)-.Dei«. 
mathsloſe, die wegen Verbrechen fchon beſtraft worden 
or nd und im Verdacht ſtehen/ mit anderen Verhrechern 
311 * Verbindung zu ſtehen, Perſonen, welche bedeutende 
Nuthwillige oder fahrläſſige Beſchädigungen verübt 
haben „Pasquillanten, Betrüger, junge, Diebe, ‚unter 
14, Fahren , Zahlungsflüchtige, folche, die zum wie- 
derholtenmale falſches Maas und Gewicht gebrauchen, 
folche, die wiſſentlich falſches Geld ausgeben, — und 
ſolche, welche gewinnfüchtige, aber unfchädliche Wan- 
renverfälfchungen vornehmen, R. B. 26, XVII O. 
€, VII. $ 10. $erner 
b. erwachfene heimathloſe, arbeitöfähige arme Per— 
ſonen:als heimathlos werden aber nur diejenigen 
"betrachtet / welchen nach den beftehenden Konventionen 
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mit den, Nachbarfiaaten und den Landesverordnungen 
feine Heimatb ausgemittelt werden Fan nn. 2 ı« 
ner, mittellofe arbeitsfähige Inländer, welche bei voraus⸗ 
geſchicktem Verſuch, ſie zweckmäßig zu beſchäftigen 
72 und mach vergeblicher Anwendung geeigneter, Züchti- 
gung, auch urfundlicher Bedrohung mit dem Arbeits. 
hauſe unzweifelhafte Proben, von „bartnädiger Ar- 
beitsſcheu abgelegt, haben: , haben ſolche eute 
Berxmögenſo muß, daraus ein ve tnißm 
RKoſigeld „entrichtet, werden. find, fie. Seren, 
muß die Gemeindsfaffe für ſie einstehen,, vorausge ia 
as ihre Aufnahme, nicht auf Einfchreiten der Staat 
Pe ‚Yoligeibebörde,, gefheben it, ‚in welchem , Falle ‚die 
* Amtskaſſe die Koſen trägt) , * DB. DM. 1838, N.59, 
d. ſolche JInländer, welchen es bei gutem Willen zur 
Arbeit wegen befonderer Berhältniffe.an aller Gelegen⸗ 
beit zu zweckmäßiger Beſchäftigung gebricht. Hierher 
Äind auch die einzelnen Gemeinden zugewieſenen Hei- 
mathsloſen zu rechnen, ſie ſollen dieſen nicht eher 
zugeſchickt werden, als nachdem fie im Arbeitshauſe 
einen foliden Erwerbszweig erlernt, ſich an nützliche 
2hätigkeit gewöhnt und dadurch Gelegenheit zur Un⸗ 
ertunft gefunden haben Solche Leute Haben eine, 
N he Freiheit minder BOICUEIMUENDE Behandiung zu 
* gewarten | 
'e. Leute, die’ an einem pfüchifcgen Weber’ leiden/ ohne 
ſich ins Irrenhaus zu qualifiziren. 


4480 718. Die Aufnahme, beziehungsweiſe Veruttheilung 
ins Arbeitshaus geſchieht durch die Kreisregierung oder das 
Hofgericht. Das Miniſterium beſtimmt iedoch die Reihefolge 
der Aüfnahme; (wenn nicht eine Verurtheilung durch 
die Kreisregierung oder das Hofgericht vorliegt, wo die Auf⸗ 
nahme ſogleich ſtatt finder)’ weßwegen die Kreisregierung von 
jeder Verfügung einer ſolchen dorthin Anzeige zu machen dat: 
R. B. 26,. XAXII. 31, V. es wird erfordert: ' | 
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eng Über die Arbeltefbigtein⸗ II 
2) Tauffchein; 2 
8) Une förmliche Unterſuchung, oder deiaillirter Berti 
MITTE Amtes mach Vernehmung der geiftlichen und welt. 
Ortsvorgefeßten über die vorliegenden Ver⸗ 
haͤltniſſe. 
$ 719. Bei Ablieferung eines Suriings in das Ar. 
beitöbans oder in das Korreftionshans find der Verwaltung 
durch das Amt jedesmal zu überfenden : Abſchrift des 
Urtpeits, Signalement, Zeugniß des Phyſikats, über des 
Straͤgings Gefandheit (A. B. M. 1832, 9. 84.) und 
Körverzuftand,, genawe Nachricht über Familienverhältniſſe; 
früpere Erstehung, vorherige Aufführung, Gemwerbstennt- 
nife, Bermögen ; Verdachtsgründe der Flucht hierüber 
befteben Impreffen). B. B. N. 1806, N 35.91.88. 
1822; 4.69, RR. 8. 14, XXI. 


s $ 7%... Demfelben find reinfiche Kleidung und Wäfche 
sum Ummechfeln, wenigftens 4 Hemden, mitzugeben. M. 
B P. 1810, N. 50. Golden Sträflingen, welche Ber- 
mögen beiten und auf ihre Koften transportirt werden, 
find, ohne befondere Verdachtögründe, mehr wicht als ein 
Wächter mitzugeben, und diefen die einzuhaltenden Statio- 
nen vorzuſchreiben, auch weder für Wermögliche noch Un- 
vermögliche eine Zuhr anzuordnen, wenn fie im Stande 
ſind zu Fuße zu gehen. A. ML „Züchtlinge.“ A. B. V. 
1812, N. 33, S. 6. 701. seqq. 


5721. Schwangere Perſonen find gar nicht, und 
ſolche, die Kinder ſtillen, erſt dann abzuliefern, wenn das 
Phoſikat beurkundet, daß der Säugling von der Mutter 
ohne Nachtheil beider getrennt werden fünne: fällt. das 
Gutachten dahin aus, daß die Trennung ohne Gefahr der 
Geſundheit für Mutter oder Kind nicht ftatt finden könne, 
ſo wird erſtere in ihrem feitherigen: Arreſt behalten, aber 
biefer Verhaft au: ihrer Strafzeit abgerechnen Fi M,d. di 
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10, Nov. 1894,)9.'12544; - ’ Kinder Ver Srrhflinge werden 
zurüdbebalten und gleich den Findlingen verpfleget. A. 
DB RR: 1816, N. 34. — WoRET Bd Bh 
April. 1823. 9. 5455, 

$ 722. Der Hausverwaltung degen: Korreftionsftafen, 
beſtehend In Arreſt, ſchmaler Koſt zu; Über ſolche Haus. 
vergehen der Züchtlinge, welche ſtrengere Ahndung fordern, 

z. B Verfuch einzelner zum Ausbrechen oder Entlaufen, 

erkennt die Kreisregierung auf die durch die Hausverwal⸗ 

tung zu führende A IHENDENE: P. ©: MM: 1815, % 16. 

R. B 5, VI. 

Anuml Da die Natur einer PR = und —— fuͤr 
Vabtecet mit ſich bringt, daB dieſelbe nach dem Weite 
Nipien unbedingtet Subordimation eingerichtet fey, biefed 

. Verhaͤltniß aber wiſchen Unterfüchungsrichtet und Inkul. 
paten die Freiheit des Geftaͤndniſſes ſeht problematiſch 

8 macht, ſo pflege die Aufſichtsbehoͤrde fhr Unterſuchungen 

“von einiger Bedeutung einen Kommiſſaͤr abzuordnen oder 

wenigſtens das Verfahren durch ihn rekapituliten und das 
Schlußverhoͤr abhalten zu laſſen. 1 


Die Erſparniſſe der Sträflinge im Zucht- und Korrek⸗ 
nonshäuſern find ihmen als Kompetenz zu belaffen, nicht 
für Sporteln oder Transportkoſten abjunehmen: - Die Be—⸗ 
fchäftigung der Sträflinge darf nur fabrikmäßig, wicht 
zunftmäßig betrieben werden. * » J. v. 80. Rovember 
1830, R. 12170. 

Für weibliche Individuen, — zur Zuchthausſtrafe 
verurtheilt werden, iſt das neu errichtete Weiberzuchthaus 
in Bruchſal beſtimmt. R. B. 38, XXV. 


6.7233. Entlaſſenen ausländiſchen Sträflingen 
wird ſtatt der nicht mehr zuläſſigen Urphede bedeutet, daß 
ſie, bei Vermeidung halbjähriger Zuchthausſtrafe, das Land 
nicht mehr zu betreten haben, und dies unter Anfügung 
ihres Signalements in dem Anzeigeblatt von der mit dem 
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Strafvollzug: beauftragten - Behörde —— armani. O. 
G, VIA. 
PBeldir Entlaffung find EN Seräflinge auf 

dem Schub weiter zu bringen, ($.704. seqq.), intäns 
ndiſche mit Laufpaß (wenn nicht beſondere Gründe aud) 
un. dei ihnen den Schub ‚nöthig machen); ‚die Vermoͤgens ⸗ 

Aoſen erhalten „für die Stunde 3 Er. Reiſegeld ‚von. ber 
Amtstaſſe, M, d. 8. v. 19. Jan. 1829. A. B. D, 
Nr. | ee y 

318.724 Auf —* — intändifche. Steäfinge und 
peimgeiviefene Baganten ift eine ununterbrochene firenge 
Anfücht zu führen und. hierzu ein befonderer Aufſichtspfleger 
zu, beſtellen, ihnen eine ehrliche, Befchäftigung: und. Nah 
rungsquelle durch Gelegenheit zur Arbeit, nöthigenfalls auf 
Koſten der Gemeindskaſſe zu eröffnen, insbefondere für ihre 
häusliche Unterkunft und. nothdürftige Kleidung zu forgen. 
Hierbei. find ‚einige Lofalvereine und der Verein für Belle 
sung der Gtrafgefangenen, (deſſen Generaldirektion in 
Karlsruhe ihren Gib hat) in Anfpruch zu nehmen, be- 
ziehungsmeife um Beihilfe anzugeben. 

WVorzüglich genau ift darauf Acht zu haben, mit wem 
fie ; nähern. Umgang haben, und jede Gemeinfchaft mit 
fremden, veraähtiaen 0 oder herumziehenden Berfonen fireng 
zu verbieten. 

VUeber bie. Art, wie der im ——— Fall moͤgliche Eiſet der 

Straferſtehungskoſten fuͤr die Staatskaſſe ſicher zu ſtellen 

ehe; R. B. 36, XXXII. und A. B. M. 1836, 

an. cr: 402, f. auch Anm. zu 6. 710. 


—WV—— Seite Abſchnitt 
—— — von dem — — 


Zur Hr 


aungen, u befihen: , une 
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1 Polizeidiener; dieſe find entweder 
1) DOrtspolizeidiener, d. h. folche, die von der Gemeinde 
aufgeftellt find, oder 
.. 2) folche, die vom Staate für jene Städte aufgeſtellt 
find, wo die Ortspolizei einer Staatspoligeibehörde 
übertragen iſt. 
Für beide beftehen beſondere Inſtruktionen, auf die man 
bier verweifen muß. 


$ 726. Die dem Publikum offen ſtehenden Häufer, na- 
mentlich Gafthänfer, dürfen fie zu jeder Stunde ded Tags 
bis zur Polizeiſtunde unterfuchen, auch nach diefer Einlaß 
begehren, wenn fie eine Polizeiübertretung zu vermuthen 
Urfache haben. In Privarhänfern dürfen fie nur eindringen, 
wenn Feuers. oder Waſſersgefahr dieß unumgängrich nöthig 
macht, oder wenn der Ruf der Bewohner des Haufes zur 
Hütfeleiftung auffordert. Der Eintritt in ein Privathaus 
kann nur durch Vorzeigung eines amtlichen Auftrags ge⸗ 
- rechtfertigt werden, oder wenn fich ein auf frifcher That 
oder mit Steckbriefen verfolgter Verbrecher Angefichts der. 
felben binein geflüchtet bat. Bon ihren Waffen follen fie 
bei Strafe nur dann Gebrauch machen, wenn ihre perfün- 
liche Sicherheit oder der Vollzug einer wichtigen und nicht 
zu verfchiebenden Dienftverrichtung folches durchaus noth- 
wendig macht. 


5 727. U. Das Gendarmeriecorps. R. 3. 29, 
AX, XXI, XXI. 1830, X, St. 108, Neuere Beſtimmun⸗ 
gen 1832 III, LEI. 1835 y xXXIX, $ 8, XLIII, ©. 297. 
1837, XLVI. 


Das Gendarmeriecorps, in vier Divifionen eingetheilt, 
bildet ald Landespolizeianſtalt ein zuſammenhängendes Gan⸗ 
zes; feine innere Organifation ift militäriſch; es beſteht ans 
einem Stabsoffigier ald Kommandeur und aus der nöthigen 
Anzahl von Dffsieren‘, — Brigadiers und 
Gendarmen. 

27 
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Es iſt vermöge ſeines Zweckes in Bezug auf feine Dientt- 
leiſtungen ausfchließlich dem‘ Dinifterium. des Innern unter- 
ſtellt; zu allen Civilbehörden ſteht daſſelbe jedoch im keinem 
fubordinirten. Verhältniſſe; von den Militärftellen : bat die 
Gendarmerie in feinem Falle Befehle zu empfangen, dage- 
gen jeder fchriftlichen oder mündlichen Aufforderung fümmt- 
licher Juſtiz⸗ and Adminiſtrativbehörden augenblickliche Folge 
zu leiſten. Diefe Behörden find für die Geſetzmäßigleit und 
die Folgen, ihrer. Aufträge, die. Gendarmerie nur. für die 
genaue Erfüllung und Ausführung derielben verantwortlich, 
Disciplin und Gerichtsſtand der Gendarmerie find militärifch, 
Ihre Dienſtinſtruktion fiehe in R. B. 3%, IL. und LUIL _, 

Die Gendarmen follen von den Buͤtrgermeiſtern. ‚in deren Orte 
 fier&ommen, von: allem in ihrem Bezirke vorkommenden 
die Sicherheitspolizei beruͤhrenden Ereigniffen ‚in Keracat⸗ 


geſetzt werden. A. B. M. 1837, Beil. N. B. — 

Für eingelieferte Bettler, Gauner, Vaganten und Wer) 

dreser erhaͤlten fie Arretir⸗ reſp. Fanggebühren. 2 

VUeber die ————— * ehe $ — EN r s 
Zweiter Titl. 

Bon der VBorforge für nertulißpe Sicherheit 


* Erstes Rapitel. —— 


Von Verhütung abſichts loſer Beſchaädigung · * 


8 728, Alle Feuergewehre find: von ihren Eigen⸗ 
thümern ſo aufzubewahren, daß: Kinder und andere ihres 
Gebrauchs unkundige Perſonen nicht dazu gelangen können 
MDas Schie ßen in und außerhalb der Ortſchaften, außer 
an genehmigten Schießplätzen und Tagen, R. B.44, KIX, 
beſonders bei Hochzeiten, Kindtaufen und in der Reujahrs 
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nacht, ifk bei Strafe von 5 fl. verboten, P. B. M. 1805, 
R. 46, welche das Amt zwar in fünftänige Gefängnißſtrafe 
verwandeln, aber niemals nachfehen kann. Den Uebertretern 
diefes Verbots in der Nenjahrsnacht if überdieh das Gewehr 
wegzunehmen und fie bis zum amtlichen Erfenntnif einzu- 
fegen. Das deffallfige Verbot if mit ausdrüdticher Hin- 
weifung auf die den Webertreter treffende Strafe immer 
drei Tage vor dem Neujahrstage in den Semeinden befannt 
zu machen. Ortsvorgeſetzte, welche in Verhütung des 
Schießens nachläßig find, werden mit 10 Rthlr. Strafe 
belegt. NR. ©. 17, XXIX. A. A. L. Reben." A. B.O. 
1834, N. 4. 

Die Böller und audere Schießwerkzeuge der Gemeinden 
find firenge unterfuchen zu laffen, um die fchadhaften abzu⸗ 
fchaffen. A. B. M. 1836, N. 58, 

Alles Legen von Selbſtſchüſſen (und ähnlichen Bors 
richtungen, wie 3. B. Fußhaken) iſt bei einer polizel- 
lichen Geldftrafe, welche jedoch die Summe von 10 Thalern 
nicht Überfleigen darf, verboten; neben diefer Geldſtrafe 
kann bei einer vorgefallenen VBermundung durch folche Selbfts 
ſchüſſe und dergl. auch noch die betreffende weitere Strafe 
erfannt werden, R. 3. 31, XI. | 


Schiegpläge find nur an ſolchen Orten zu geſtat⸗ 
ten, wo für die Vorübergehenden durchaus keine Gefahr 
entſtehen kann; der Stand des Zielers iſt durch eine flei- 
nerne Mauer zu fchügen, und die Bildung einer Schützen⸗ 
geſellſchaft nur unter der Bedingung vom Amt zu geſtatten, 
daß durch genaue Regeln jeder Unvorſichtigkeit im Laden 
und Abfchießen vorgebeugt werde. 


5 729. Neugeborne ſollen wicht zur: Rice gebracht , 
fondern können tarfrei im Haufe getauft werden: 
a. in’ den Monaten Deyember bis März einſchließlich; 
b. wenn fie außerhalb Orts in die Kirche getragen werder 


müßten; oder 
97 i 


420 


c. nach dem Zeugniß der Hebamme oder des Hebarztes 

ſchwächlich find, die Witterung ungünftig ift und die 

- Eltern arm find. 9. 3. ©. 1833, N. 4 R. B. 9 

XXXI. A. 3, P. 1822, N.66. A. B. N. 1822, N. 66, 

A. B. R. 1817, R. 2. 

Kinder und andere Perſonen, welche ſich nicht ſelbſt 
hüten können, ſind ohne Aufſicht nicht auf den Straßen, 
an Flüſſen oder andern gefährlichen Stellen zu belaſſen, 
auch nicht allein oder mit andern unverſtändigen Kindern 
in den Häuſern zurückzulaſſen. A. B. N. 1833, N. 37. 

8 730. Von Perſonen, welche zeitweiſe oder beſtändig 
des Gebrauchs ihres Verſtandes beraubt ſind, 
zumal wenn dieſer Zuſtand für ſie oder andere gefährlich 
werden könnte, iſt durch Ortsvorgeſetzte, Ortsgeiſtliche und 
Anverwandte dem Amt die Anzeige zu machen, welches das 
Phyſikat zur Unterſuchung des Kranken, Anordnung der 
geeigneten Heilmittel, veranlagt, und auf deſſen Antrag Die 
nothwendigen Sicherungsmaßregeln vorfchreibt, auch bei 
dauernder. Krankheit die Vermögensverwaltung für den 
Entmündigten nach Vorfchrift der Bormundfchaftsorduung 
anordnet, . 

$ 731. Solche Gemüthsfrante, bi denen. die 
Krankheit von Dauer und mit Gefahr einer Befchädigung 
verbunden iſt, umd welche nicht fo viel Vermögen befigen, 
dag darans die Koften einer unnnterbrochenen Aufficht und 
ärztlichen Behandlung beitritten werden Tonnen, find zur 
Aufnahme in das Irrenhaus qualifisirt. R. 3, 6, IH. 
Die Erlaubniß dazu ertbeilt auf Bericht des Amts die 
Kreisregierung, jedoch mit Vorbehalt der dem Minifterium 
des Innern zuſtehenden Beſtimmung über die Reihenfolge, 
weßwegen die Kreisregierung von jeder folchen Aufnahms⸗ 
verfügung dorthin Anzeige zu machen und. ded Vollzugs 
wegen weitere Verfügung von dort zu gemwärtigen hat. R. 
3. 31, V. Mit dem Amtsbericht ift vorzulegen. 

1) das eingefommene, von der Familie oder, dem Orts⸗ 
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vorſtande ausgehende, Aufnahmsgefuch (wenn nicht 
die Einfchreitung in öffentlichem Intereſſe durch die 
Staatspolizeibehörde an deffen Stelle tritt) ; 

2) die Beantwortung des beftebenden Erfundigungsbogens 
durch den Gerichtsarzt, den Pfarrer und den Gemeinde- 
rath (mit den gehörigen Nachweifungen) ; 

3) noch eine befondere Nachweifung über dad Vermögen 
des Kranken, M. d. J. v. 3. Sept. 1833, A. B. D. 
1830, N. 82, 

Der. Frrenhausverwaltung wird der Erfundigungsbogen 
zur Einficht mitgerheilt, wenn der Kranke dorthin aufge- 
nommen wird. Der Kranke ift bei der Einlieferung mit 
einem ganzen und brauchbaren Anzug und wenigftend vier 
Hemden zu verfeben, und die Verpflegungskoſten aus feinem 
Vermögen, wenn er befitet, der Anftalt zu erſetzen. Weber 
den Transport der Frren ſiehe $ 705. 


Nebſt dem in Heidelberg befindlichen Irrenhaus beſteht 
in Pforzheim noch eine Filialirrenanftalt für Perſonen, die 
an fcheinbar unbeilbaren Gemütbs- und Geiſteskrankheiten, 
an vollfommenem Blödfinn oder Cretinismus Teiden, oder 
ganz unreinlich, fogenannte Thiermenichen find. A. B. ©. 
1832. R. 37. 


$ 732, Fremde, welche reißende Thiere zur Schau 
führen, dürfen nur mir Erlaubniß der oberften GStaatsbe- 
börde die Gränze paffiren, fie find einer ununterbrochenen 
Bolizeianfficht unterworfen, and haben alle Vorficht gegen 
Dad Ausbrechen ihrer Thiere zu beobachten. Siehe auch $ 463. 


$ 733, Mergerhunde und andere große Hunde dürfen 
nicht frei auf der Straße berumlaufen. Sie find anzulegen 
oder in gefchloffenen Hofräumen zu verwahren; wenn fie 
zum Gebrauch über die Straße mitgenommen werden, mit 
einem Maulkorb zu verfehen, bei 1 fl. 30 fr. Strafe. Läu- 
fige Hündinnen find von Polizeiwegen einzufperren und der 
Eigenthümer im Uebertretungsfalle mit Geldſtrafe zu belegen. 
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Niemand foll des Nachts feinen Hund auf der Straße ber. 
umlaufen Iaffen bei 1 fl. 30 fr. Strafe. 


$ 734. Das Abrichten von Fanghunden auf Menfchen 
ift verboten bei einer Strafe von 5 — W fl. Das Halten 
von Hunden, die auf Menſchen abgerichter find, ift bei 
einer Strafe von 15 — 30 fl, verboten; folche Hunde werden, 
wen fie immer angehören mögen, getödtet. Das Heben 
von Hunden auf Menfchen wird, auch wenn fein Schaden 
dadurch angerichtet wird, mit einer Strafe von 5 bis 10fl. 
belegt, mit Vorbehalt der gefeslichen Strafe, wenn wirk⸗ 
licher Schaden dadurch entſteht. R. B. 31, XIX. R. 2. 
11, IV, $ 4. Ale Hunde, von denen ermiefen ift, daß fie 
einen Menfchen gebiffen haben, find abzufchaffen. M.d. J. 
13. Juli 1824, N. 8399. 


$ 735. Faſelvieh it über die Straße jedesmal durch 
den Hirten oder diejenigen, welchen es im Stall zu gehor- 
chen gewohnt ift, zu begleiten, folche Stüde aber, die bös 
und gefährlich werden, fogleich abzufchaffen. 


Zweites Kapitel, 
Nettung und Erörterung in Legalfällen. 
R. B. 8, XXXIV. 


5 736. Yu jedem Fall, da ein Menfch in Gefahr 
ober in den Fall kommt, verletzt zu werden, oder das Leben 
zu verlieren, iſt es Pflicht des. erften Entdeders, nad 
Kräften ſelbſt Hülfe und Rettung zu Teiften, und fremde 
berbeigufchaffen, auch bafdmöglichft den nächften Vorgeſetzten, 
Arzt oder Wundarst von dem Vorgang in Kenntniß zu 
bringen. 


$ 737, Zur Erleichterung der Rettung fol fich. | 


a..in Handen jedes Vorgeſetzten, Chirurgen und jeder 
Hebamme die Rettungstafel oder Anleitung sur 
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Behandlung der Scheintodten befinden, welche von 

6 zu 6- Monaten. öffentlich zu verleſen iſt. M. P. 2. 

1800, R. 9. Dieſe (erſt neuerlich wieder redigirten) 
Rettungstafeln müſſen auch in den Gemeindslokalen 
angeſchlagen werden. Reg. d. M. NH. K. d. d. 26, 
Nov. 1838, N. 27,319, 

b. auf dem Rathhauſe eines jeden Orts ein Rettun 9% 
apparat aufgeſtellt ſeyn, melcher enthält: 7 Ellen 
Flanell zum Einwideln, 4 Stüde Flanell zum Reiben, 
vier Tücher zum Abtrocknen, zwei Bürften, vier Löffel, 
einen fleinen Blaſebalg, zwei biegſame Luftröhren, 
eine: Bouteille Kampferbranntwein, 4 Bouteille Kam. 
pferöl, eine Bouteille aromarifchen Weineffig, ein 
Glas Lavendelfpiritus, zwei Glas Schwefelätber, Brech» 
weinſtein, geſtoßenes Kochſalz, Salmiak, Salpeter, 
aromatiſche Species, Flieder, Kamillen, Pfeffermünz, 
Meliſſen, Volverley, ein Büſchlein Federn, eine Kiy- 
ſtirſpritze, eine wollene Decke, zwei Scheeren; zum 
Gebrauch gegen Arſenikvergiftungen iſt auch Eiſenoxid⸗ 
hydrat anzuſchaffen Canf Koſten der Amtskaſſe). A. B. 
M. 1838, N. 36 Ferner it ein Blasbalg anzuſchaf⸗ 
fen. A. B. D. 1838, N. 100. 

Br In allen Fällen müflen die Nettungsverfuche wenig- 
ſtens 4 Stunde fortgefest und nachher die BR noch 
6 Stunden bewacht werden, 

8738. Von jedem Legalfall, da ein Menfch beden- 
tend verletzt wird, oder fchnell das Leben verliert, iſt 
gleichzeitig mit dem Phyſilat dem Amt die Anzeige zu machen, 
A. B. P. 1814, NR. 88, A. BR, 1816, N. 103, und, 
wenn der Gegenſtand defielben eine Leiche iſt, an welcher 
Leine Rettungsperfuche mehr möglich find, durch Anfftellung 
einer. Wache zu forgen, daß fie an dem; Ort und in dem 
Zuſtand verbleibe, in. dem fie gefunden worden, nichts in 
ihrer, Umgehung meggenommen oder verändert:und der: Boden 
in ihrer Rähe ſo wenig als möglich: betreten werde. 
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Ungluͤcksfaͤlle, welche durch Bahrläffigteit oder Umgehung ger 
feglicher Vorfchriften entſtehen, haben die Aemter im Zahn» 
dungsblatt bekannt mahen zu Taffen. A. B. M. 1837: 
Beil. N. 23. 

$ 739. Die erfte Erörterung bei bedeutenden Ver- 

letzungen und bei fchnellen Todesfällen gefchieht durch Le- 
galinfpettion vom Amt und Phyſikat, unter Zuziehung 
des Landchirurgen, zweier Urkundsperſonen und eines Aftuars, 
In deingenden Fällen und bei nicht zu befeitigender Ab⸗ 
wefenbeit fann für erfteres eine Magiſtratsperſon, für das 
Phyſikat ein anderer Lisentirter Arzt oder der Landehirurg , 
M. O. VII, 7, für diefen ein Wundarzt erfter, M. O. VIIL, 
8, in Norhfällen zweiter Klaſſe, M. DO. IX, 8, eintreten. 
Sie gefchieht in der Regel an dem Ort, wo der Körper 
gefunden worden, wenn diefer aber weiter verbracht werden 
muß, fo ift vorber genaue Befchreibung 

a. des Orts, 

b. des Körpers nach feiner äußeren Befchaffenbeit, 

e. aller fonitigen Umftände, melche auf den Fall Bezie- 
bung haben fünnen, aufzunehmen; 

d. die Art des Transports durch das Phyſikat zu beſtim⸗ 
men, dieſer aber fo kurz als möglich einzurichten, 
und unter Begleitung eines Chirurgen zu bewirken, 
Dei der Befichtigung wird der Befund ſowohl vor, 
als nach der, forgfältig vorzunehmenden, Entffeidnng 
nach allen feinen Theilen von dem Arzt zu Protokoll 
diftirt, dieſes unter Angabe der Stunde ſogleich 
an Ort und Stelle in unnnterbrochener Handlung 
aufgenommen, und von fämmtlichen Urkundsperfonen 
unterzeichnet. 

5 740. In allen Fällen, wo jemand eines gewaltfamen 

Todes geftorben ift, muß die Legalinfpeftion und Sektion 

bes Leichnams vorgenommen werden; fie darf nur dann 
unterbleiben, wenn fofort erhellt, daß der, Tod die Wirkung 
eines reinen Unglücksfalles war; aber auch in folchen Nuss 
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nabmsfällen maß die im $ 5-der Verordnung vom 19: Oft, 
1808, (R. B. XXXIV) vorgefchriebene Ärztliche Befichtigung 
des Leichnams fast finden; nebſtdem bat das Amt jederzeit 
im Wege polizeilicher Unterfuchung die Umſtände des Ereig- 
niffes zu Eonftatiren, und die perfönfichen Verbältnifie des 
Verunglückten zu erheben. 

Erſcheint ein gewaltſamer Todesfall als Selbſtmord, 
ſo iſt ſtets Legalinſpektion und Sektion vorzunehmen, auch 
von Seiten des Amtes jeder auf die That bezügliche ums» 
ftand forgfältig zu ermitteln. 

Anm. Hier fallen die Koften der Legalinfpeftion und Sefs 
tion (jedoch noc mit Ausnahme ber im Falle der Zahlungss 
verbindlichkeit eines Privaten einem befoldeten Arzte gebuͤh⸗ 
renden Beträge) auch bei Vermöglichen auf die Amtskaſſe, 
wenn die Zurehnungsfähigkeit micht vorhanden war, A. B. 
M. 1835, N. 83. Siehe auch $ 822, | 

War der Tod ein reiner Unglücksfall, oder läßt fich die 
Kodesurfache gar nicht beftimmen, fo Tegt das Amt feine 
Akten der betreffenden Kreisregierung zur Einficht (und 
Koftendekretur) vor, unter Beifügung der Bemerkungen, 
die fich etwa in poligeilicher Hinficht ergeben haben; im 
allen anderen Fällen gewaltfamen Todes müſſen die Alten 
zunächſt an das Hofgericht,, und erfi dann, wenn die etwa 
von diefem getroffenen Verfügungen erledigt find, oder wenn 
das Hofgericht nichts zu erinnern gefunden bat, nachträglich 
an die Kreisregierung vorgelegt: werden. R. B. 36, XXXV. 

$ 741. Bei der Zegalinfpeftion iſt: 

a. mit denjenigen Theilen der Anfang zu machen, mo die 

bauptfächlichiten Verlegungen vorgefunden werden; 

b. die in den verleuten Theilen gefundenen fremden Kör- 
| ver genau zu befchreiben und aufzubewahren; 

c. jedesmal die Kopf-, Bruft- und Bauchhöhle zu öffnen; 
Al der Befund aller einzelnen Theile genau aufzuzeichnen. 

Bei minder bedeutenden Verletzungen Tann ber 
Amtöchirurg zur Befichtigung und- Befundsanzeige voraus⸗ 


gefehlt werden, Giebe R. 8: 3 XV, xvi, xvn. 8. ©, 
8, XXXIV. 


Wie zu verfahren iſt, wenn bei Legalfällen Über die Zufäf: 
figfeit chirurgiſcher Operationen verſchiedene Anfichten ent: 
fiehen,, fiebe in RB. 35, XXX. ©. a. $ 791. 


$ 742, Bei allen zur gerichtfichen Unterfuchung kom⸗ 
menden Förperlichen Berlegungen fallen, wenn fein folventer 
Thäter in ‚die Koften verurtheilt ift, ‚oder auf dritte Ber 
fonen wegen deren Berfchulden ‚gegriffen werden kann: 


1) die Unterfuhungsfoften, wohin auch jene der 
Legalinfpeftion und des erften Verbandes gehören, auf 
die Amtskaſſe; 


2) von den Kurkofen an den Gebühren des Phyſikus 
und Landchirurgen 3 auf die Amtskaſſe und + auf den 
Verwundeten, foferne der erſtere nicht beurfunder, 
daß feine Beihülfe zur Heilung gar nicht nothwendig 
geweſen wäre, in welchem Fall die Amtskaſſe feine 
‚Gebühren ganz zu. zahlen hat; wählt der Verwundete 
zu feiner Heilung einen andern lizentirten Wundarzt, 

fo bat er an den Gebühren der Stoatsärgte ‚gar nichtd 

zu bezahlen; — 


3) die Koſten der Arznei, Pflege und Hülfeleiſtung des 
Ortschirurgen zahlt der Verwundete, wenn er aber 
vermögenslos iſt, ſo haben 


a. für den Inländer die Lokalſtiftungen, in deren 
Ermangelung die Gemeindskaſſe einzutreten, ſie 
vergüten aber den Staatsärzten nur Auslagen 
und Diäten, nicht Gebühren, und bezahlen an 
den Arzneifoften nur $, das weitere 4 fo mie 


b. ‚alle Koften für vermögenslofe Ausländer: über- 


“1 nimmt die Amtslaſſe. R.B. 26, KU. A. B. D. 
ul Bug ‚1826, N 49. 4. B. M. 1837, Beil, N. 19; r 


Drittes fapitel,. 


Bon Verhütung abfichtlicher Beleidigung und 
Mißhandlung. 


$ 743. Schmähungen, Verläumdungen, überhaupt alle 
Aeußerungen und alle Handlungen, durch welche Jemand 
das Recht eines anderen auf Ehre abſichtlich verletzt, werden 
auf erhobene Klage mir Verweis, Gefängniß- oder Geldſtrafe 
gerichtlich geahndet. Ehrenfränfungsgefes in R.B. 32, IIL 
Bollzugsverordunung dazu R.B.32, X. Feder öffentliche Diener, 
der fich beleidigt glaubt, und nicht ſelbſt, fondern durch 
den Staatsanwalt Elagen will, hat ſich an feine unmittelbar 
vorgeſetzte Dienfibehörde zu menden, welche den Staats, 
anwalt übrigens auch ohne Antrag von Seiten des Beleidigten 
im Intereſſe des Dienftes zur Erhebung der Klage veranlaffen 
fann. Gründe, die der Erhebung der Klage entgegen fteben, 
bat der Staatsanwalt dem Yuftisminifterium anzuzeigen, 
welches entfcheider, ob die Klage erhoben werden foll, oder 
nicht. R. 3. 32, XXXIX, fiebe auch $ 658 und $ 745. 


$ 744. Muthwillige Beihädigungen, die aus 
fugendlichem Leichtfinn und Uebermuth, mithin ohne Hinter- 
liſt und Voranftalten begangen werden, follen felbft dann, 
wenn vorausgegangene Beleidigung fie berbeiführte, nicht 
peinlich, fondern polizeilich, R. B. 26, XVIL O. E. VII, 
$ 70, dagegen rachſüchtige Beichädigung peinlich be- 
firaft werden, bei den Erfenntniffen über die letztern wird 
der Erfag der erlittenen Befchädigung ausgefprochen, für 
deren gleichbaldige Taration die DOrtsgerichte zu forgen 
haben, er ann aber auch von dem Befchädigten vor dem 
Eivilrichter ausgetragen werden. 


$ 745. Schlägercien, Raufhändel und üben 
kn Thärlichleiten, welche im Wirthshäuſern, oder 

anf der. Straße, oder an anderen ‚öffentlichen Orten vor⸗ 
fallen „find auch da, mo ſich das Verbrechen der Verwun⸗ 
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dung nicht herausſtellt, und mach Art der Verlegung und 
der gebrauchten Inftrumente felbft nicht einmal ein Werfuch 
zur Verwundung zu vermutben if, eine peinliche Unter, 
fuchung alfo nicht ſtatt bat, gleichwohl in allen Fällen 
von Amtswegen zu unterfuchen und nach dem Ausdruck des 
S 74 des VII. O. €. als ‚polizeiliche Frevel““, als Störung 
des öffentlichen Friedens zu behandeln, und die Theilnehmer 
je nach Verfchiedenheit des Falles mir einer höheren. oder 
geringeren polizeilichen Strafe zu belegen, Ein Gleiches 
bat fatt, wenn die Thätlichkeit zwar in Privathäuſern ver- 
übt wurde, dabei aber die Sicherheit der Bewohner gefähr- 
det, oder die Ruhe der öffentlichen Straße geftört wurde, 
Kerner überhaupt bei allen Körperverlegungen, wenn auch 
zu: deren Heilung Feine Kunftbilfe nothwendig und dabei 
weder eire Ruheſtörung noch eine Ehrenfränfung verübt 
worden it. Die verübte Ehrenfränfung wird bier bei Aus, 
meſſung der Strafe überall nicht berückfichtiget, fondern dem 
Verletzten bleibt dabei eben fo, wie in jenen Fällen, mo 
eine Lnterfuchung von Amtswegen nicht flatt bat, feine 
Genugthuungsklage vorbehalten, A. B. M. 1834, N. 102, 
Abſatz 1. 1832, N. 102, 1837, Beil, 29, A. 3. ©. 1838, 
Beilage 27. N. B. DM. 1838, Beil. 36. 


$ 746. Wird die Ordnung einer Berbandlung 
bei einer obrigfeitlihen Bebörde von einem At. 
mwefenden geftört, fen es durch ein rohes Berragen, oder 
durch Beleidigungen gegen die Behörde felbft, oder gegen 
die Gegenparthei, oder gegen andere Perſonen, oder über- 
haupt durch Verlegung des vor einer obrigfeitlichen Behörde 
zu beobachtenden Anftandes, fo kann die letztere einen folchen 
Störer der Ordnung nicht nur zurecht weiſen, fondern den- 
ferben auch, wenn die Erinnerungen nichts feuchten, oder 
die Störung von gröberer Art if, zur Aufrechthaltung der 
amtlichen Autorität mit einer auf der Stelle zu erfennenden 
und zu vollsichenden Arrefiftrafe bis auf drei Tage belegen; 
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wo dann über den Vorfall: fogleich ein Bomtokail aufzuneb 
men if. A. B. M. 1834, R. 102. 

Auch gegen diejenigen, welche in ſchriftlichen Eingaben duch 
rohe Ausfälle gegen die Behörde, oder gegen die Gegen— 
partei oder gegen andere Perfonen, den bei folhen Verhand⸗ 
(ungen zu beobachtenden Anftand verlegen, koͤnnen außerdenm 
dag ihnen die Eingaben zur Reinigung zurhdgeftellt werden, 
nach Umftänden die gewöhnlichen Ordnungsſtraſen bis of 
3 Reichsthaler erfanne werden.‘ 


In diefen Fällen wird dabei ‘über die eigenttiche Ehren⸗ 
kränkung, in ſoferne eine ſolche mitunterlaufen iſt, nicht 
erkannt, ſondern die Genugthuungstlage vor dem suändigen 
Richter vorbehalten. 


In gleicher Weife wird das polizeiliche Vergehen der 
Widerſpenſtigkeit oder des Ungehorſams gegen 
obrigkeitliche Befehle beſtraft, in ſofern dabei nicht 
Drohungen oder Thätlichkeiten vorgefallen find, welche das 
Vergehen der Widerfeglichkeit (5658) begründen. Wurde der 
Widerfpenftige aber zuerſt wegen Widerfeglichfeit in Unter⸗ 
fuchung gezogen, und dabei freigefprochen, fo. folgt dem 
ungeachtet noch hintennach das, polizeiliche Erkenntniß wegen 
des Ungehorfams oder: der Widerfpenftigfeit und über die 
Dabei etwa noch vorgefallene Störung einer obrigfeitlichen 
Handlung, fo wie auch in den Fällen, wo der Ungehorſam 
mit Ehrenkränkungen verbunden war, daneben noch die 
Genugthuungsklage vorbehalten bleibt. A. B. M. 1834, 
N. 102, Abſatz 2— 4. | 

$ 747. Niemand ift es erlaubt, Gewehr oder Baften 
zu <ragen, wer nicht durch feinen Stand oder Beruf das 
ermächtiger, im Fall der Nothwehr oder obrigkeitlich Mr 
gerufen if, 8. O. IV. xu. VBerborgene Waffen, 
namentlich Windbüchfen in Form. eines. Stockes mit abae- 
fchraubten Kolben, Abſchraubgewehre jeder Art, St ein. 
tem, Dolche , dolchartige Meffer und Stöde, weiche Stilets 
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oder Degen in ſich faſſen, dürfen weder öffentlich noch ver- 
ftedt getragen werden. Ausgenommen von diefem Verbot 
find jedoch Reiſende jeder Art, wenn fie fich als folche 
ausweifen fünnen, und fo lange fie unterwegs find; ferner 
alle Berfonen, die gewiſſe Inſtrumente, wie 3: Bi Jagd⸗ 
tnicker, Ochfenfnider , vermöge ihres Bernfes oder Gewerbes 
zu deffen Ausübung tragen müſſen, fo lange fie folche öffent⸗ 
lich tragen. Wer gegen diefed Verbot handelt, verfällt neben 
der auf den geſetzwidrigen Gebrauch. folcher Fnitrumente 
gefehten. Strafe, in eine polizeiliche Geldftrafe von 10. Gulden, 
oder. eine 10tägine Arreſtſtrafe; nebft dem bat die Polizei- 
bebörde dieſe Gewehre und Waffen zerfchlagen, oder auf 
andere Weife unbrauchbar machen zu laſſen; der Rekurs 
geht an die Regierung, welche in Tester Inſtanz entfchei- 
det. Bon obiger Gelditrafe erhält jeder Anzeiger (auch die 
Gendarmen) die Hälfte der Anzeigsgebühr; wird auf Arreft- 
firafe erkannt, fo wird diefelbe aus der Amtskaſſe begabte. 
R. B. 35, XIV. A. B. M. 35, N. 42. 


$ 748. Ohne befondere Erlaubnig des Amts darf. fein 
Büchfenmacher ‚oder Gewehrhändier eine Windbüchfe: ver⸗ 
kaufen, bei fchwerer Strafe, Nur Über! allen Verdacht 
erbabene Berfonen dürfen dergleichen. befisen, allem: audern 
find fie hinwegzunehmen. A. A. IJ. „Windbüchfen, u 


F 749. Jede Selbfirache umd Selbſthülfe gegen 
andere, alles boshafte Ausziehen, um andere feindlich 
zu überziehen, wenn es gleich nicht zur That kommt, alles 
Ausfordern, Duelliren iſt bei ernſtlicher Strafe und 
ohne Rückſicht des Standes verboten; desgleichen ale Theil. 
nahme als Sekundant, Weberbringer der Ausforderung 
oder Anftifter. A. A. 1. „Duelle. Webertreter , welche auf 
frifcher That betroffen werden, find ſogleich in Verwahr 
zu nehmen. Bei erfolgender Verletzung wird das untet 
nehmen nach dem Befund peintlch beſttaft. 


.. 1173 


Diertes Kapitel. 


Beftimmungen über die Strafgewalt der Volizeiftellen, 
NR. B. 33, xxvi. 


F 750. Niemand darf arretirt werden ob geſetz⸗ 
lichen Grund und ohne Vorwiſſen der Polizeibehörde feines 
augenblicklichen Aufenthaltsortes. Niemand-darf Finger als 
zwrimal 24 Stunden verhaftet ſeyn, ohne Über den Grunb 
feiner Verhaftung verkommen zu werden. : Die Beamten 
find dafür perfönlich verantwortlich. R. B. 18, XVIH. Nie⸗ 
mand Fann feinem ordentlichen Nichter entzogen werden ibid, 

$ 751. Alle Unmerſuchungen, welche Verhaftete betreffen, 
und die fich darauf: begiebende Korrefpondens ſind vor andern 
Geſchäften zu befchleunigen, H. R. J. 117, und darüber, 
neben der Tabelle über die peinlich Verhaͤfteten, viertel- 
jährig eine Tabelle an die: Kreisregierung einzufenden ; 
weiche nachmweifer: des Einfißenden Vor⸗ und Zunamen, 
Geburtsort, Alter, Stand und Bewerb, Vermögen, Vers 
geben, Datum des Arreiterfennthiffes „- Tage der Verhöre 
Tage: der Gefaͤnguißviſitation, Erledigung durch weſſen Er- 
fenntniß, Datum defielben, Inhalt, Rachmeiſang der Ur⸗ 
ſachen der unterbliebenen Erledigung. 

6 752. Oeffentliche Arbeit⸗ und gemeine Geftnonfttafe 
ſind gleichgeltende Strafen; erſtere iſt auf ſolche Manns⸗ 
perſonen anwendbar, welche des Entlaufens nicht verdächtig 
und feine Handwertsagenoſſen ſind. H. RuJ. 53. Ver 
mögenskonfiſskationen find anfgehoben. R. B.20, XV. 

Körperliche Züchtigung it: abgeſchafft; in ſofern fie einen 
Zuſatz peinlicher Strafe bildet, ſindet an deren Stelle keine 
andere Gattung oder. Schaͤrfung Der: Strafe ſtatt: nur In 
Fällen ;: in welchen nach den Geſetzen körperliche Züchtigung 
als: für: fich beſtehende Strafe oder als Zuſatz einer bürger⸗ 
lichen oder polizeilichen Strafe zu erkennen tft; wird die 
körperliche Züchtigung in Gefängninfttafe verwaudelt/ meiche 
in Fällen; Wo: Bisher gelinde Zuchtigung eintrat/ nicht 
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14 Tage, und in Fällen, wo fcharfe Züchtigung eintrat, 
nicht drei Wochen überfteigen kann. Die Gefängnißftrafe kann 
vermöge Verfchärfung durch Hungerfoft, die in Waffer und 
Brod, oder Wafler und warmer Suppe beſteht, oder durch 
Dunfelarreft abgekürzt werden; dunffer Arreſt foll nie über 
48 Stunden ununterbrochen dauern, und darf vor Ablauf 
von 48 Stunden gewöhnlichen Gefängniffes nicht wiederholt 
und die Hungerfoft nur je über den andern Tag angeſttzt, 
nie aber ‚beide Schärfungsarten. gleichzeitig angewendet 
werden. Ein Tag Dunkelarrek gilt für 4 Tage, und ein 
Tag Hungerfoft für zwei Tage gewöhnlicher Gefängniß⸗ 
ſtrafe; ſolche Straffchärfungen können jedoch nur da erfannt 
werden, mo früher die körperliche Züchtigung geſetzlich zus 
läßig war. A. B. M. 1836, N, 16. A. 9. U. „Strafe,“ 
N, B. 3l, XXX. A. B. M. 1835, NR. 57. Infamirende 
Strafen können. als Polizeifirafen nicht erfannt werden, 

Schulkinder dürfen nicht zuſammen, nicht über Nacht, 
wicht im Schulgimmer und nur bei gewöhnlicher Koft ein- 
gefeßt werden. R, 8. 1832, LXUL. 

$ 753. Ueber die Straffompetenz der Bürger meifter 
fiebe $ 51. | 

$ 754, Die Straffomperenz des Amtes erſtreckt ſich bis 
gu vierwöchentlicher bürgerlicher Grfängnißfteafe oder 28 fl. 
Geldſtrafe, fo wie auf den Ausfpruch der. an die Stelle dei 
Dermögensfonfisfation geſetzten Strafen und den Anfag aller 
Segalfirafen, in foferne diefe nicht peinliche Strafen find: 
R. B. 10, XXIX. R. 8,13, XXVI. Allen Straferfennt- 
niſſen, welche die Verurtheilung zu einer Freiheitsſtrafe 
ausſprechen, iſt die Beſtimmung einzuſchalten, daß der Ver⸗ 
urtheilte die Koſten der Straferſtehung zu tragen habe. A. 
B. M. 1836, NR. 36. Das Amt kann die einmal erkannte 
Strafe nicht nachlaffen, noch Legalſtrafen ſchärfen, wenn 
nicht. eine andere Gattung von. Bergeben hinzukommt. In 
Beziehung auf die Grundherren bat die Polizeigewalt des 
Ausg die, nämlichen Gränzen mie jene, welche dem Drtd« 
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vorgefeuten in Beziehung auf andere Drtseinwohner zuſtehet. 
Bolizeiftrafen, deren Berräge nicht zum Voraus ſchon für 
den einzelnen Lebertretungsfall beftimmt find, Tann nur 
die .Kreisregierung (R. B. 13, X. pag: 57.) gegen fie er⸗ 
Tennen. (veral,. $ 51.) Die Kompetenz der letztern bin- 
fichtlich anderer, nicht egemter Perſonen geber bis zu 
dreimonatlicher Arbeitshausſtrafe, welche aber nur auf 
förmliche Unterfuchung und kollegialiſche Berathung aus- 
gefprochen werden darf, R. B. 236, XXI. 

$ 755. Der Rekurs gegen Erfenntniffe des Amtes in 
Bolizei- (und Verwaltungs.) fachen geht an die Kreisre- 
gierung, von diefer in dritter Inſtanz an dag Minifterium 
des Innern, in gewiffen Fällen auch noch an das Staatd- 
minifterium; zur Anzeige des Nefurfes it eine Btägige, 
zur Ausführung eine 14tägige Friſt gegeben; beide müffen 
in der Regel bei derjenigen höheren oder niederen Behörde 
gefchehen, welche die angefochtene Verfügung eröffnet hat; 
die Anzeigsfrift kann in feinem Falle, die der Ausführung nur 
einmal auf 8—14 Tage erftreckt werden. Die Anzeige und 
Ausführung des Rekurſes kann bei den Bezirfsitellen durch 
fchriftliche Eingaben oder mündlich zu Protofoll Cbei höhe- 
ren Behörden, die eine Verfügung oder Entfcheidung un- 
mittelbar eröffnet haben , nur durch fchriftliche Eingaben) 
geſchehen. R. B. 33, XIII. In gewiſſen Fällen ift noch 
nach umlaufenen Sriften der Rekurs zuläffig, $ 13. ibidem, 
und in gewiffen Fällen kann die Behörde ihr Erfenntniß 
abändern oder ganz aufheben, $ 18. ibidem, fiehe auch R. 
®. 37, XLIV. S. 393, A. B. M. 1835, N. 94. (in Betreff 
der Refurfe in Verwaltungsfachen wegen möglicher Adhä⸗ 
fon, A. B. M. 1838, Beil, 10.) 

Anm. Ueber Rekurſe in gerihtlihen Strafſachen fiche 

R. 3. 36, X. XLV. 37, XXV. 

$ 756. Die Fälle ausgenommen, wo das Amt fein 
Erkenntniß dem 5 18. R. 3. 35, XIII. gemäs, ſelbſt ab- 
ändert, findet Aufhebung der Strafe nur wegen Ueber⸗ 

28 
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ſchreitung der Kompetenz oder Unvollſtäündigkeit der Unter 
ſuchung tan; Strafminderung von Rechtswegen 
nur wenn das vorgefchriebeue Strafmans überſchritten iſt, 
aus Gnaden aber nur in dem Fall, da. wegen perfönli- 
chen oder Lokalverhältniſſen der Strafvollzug härter. wirken 
würde, als die Abficht des Gefeges iſt, oder. da befondere 
Milderungsgründe eintreten ‚. weiche ‚gleichwohl nicht zur 
Berücdfichtigung in rechtlicher Hinficht geeigner find. Gie 
fteber der Kreisregierung bis auf die Hälfte der Strafe zu. 
R. 8. 9, LU. 


Strafvermwandlung foll in der Regel nur dann 
fatt finden, wenn eine andere Ötrafgattung als die aus— 
gefprochene bei gleichem Eindruck minder üble Folgen für 
den Thäter oder die von ihm abhängigen Perfonen erwarten 
läßt. Gelditrafen werden bei Unvermöglichen auf Bitten 
leichter in Gefängniß- oder öffentliche Arbeititrafen ver- 
wandelt, und zwar 1 fl. in 24 Stunden, O. E. VIII. 38, 
als diefe in jene. H. R. J. 60. 


Die Öffentliche Arbeit Fann nach Tagen berechnet oder 
überhaupt zugemeſſen werden ; ganz unvermögfiche erhalten 
dabei täglich 2 Pfund Brod. U. A. I. „Geldſtrafen.“ 


8 757, Die weitere Kompetenz der Kreisregierungen 
eritredt fich auf Beldftrafen bis zu 25 Rthlr. und gegen 
ſolche Berfonen, welche der amtlichen Strafgewalt emt- - 
nommen find, nämlich der Standes, und Grundberren und 
patentifirten Diener. Jede weitere Befugnig in nicht pein- 
lichen Straffachen wird ausfchließend durch die obeaft 
Staatsbehörde ausgeübt. R. B. 10, XXXIX, 


5 758. Anzeigegebühren von polizeilichen Geld- 
ftrafen find: 
1) bei Strafen unter und bis zu 45 fr. der gang Straf. 
beitrag; 


abs 
M wei Strafen ee wi 2095 ve füifinie 
vierzig Kreuzer; 5 
3) von allen höheren Strafen ver dritte Sheit; | 

in Faͤllen jedoch; wo vermöge befonderer Gefehe uͤnd Ber, 
ordnungen eine höhere, oder geringere oder gar feine Ans 
zeigsgebühr geftatter iſt, iſt ſich nach der Ddiesfallfigen 
befonderen Beſtimmung zu achten. 

Gendarmen haben eine Anzeigegebühr nur in den Fällen 
anzufprechen , für welche ihnen folche befonders bewilligt 
it; nämlich; bei Anzeige von Perfonen, welche verbotene 
Waffen tragen, bei Anzeige von Straßenfreveln, bei Zoll. 
vergeben, bei Anzeige von Duellen oder verbotenen Ver— 
bindungen unter den Schülern des polytechnifchen Inſtituts 
in Karlsruhe, (M. d. J. d. d. 28. Dez, 1836, N. 11618) 
Die übrigen Gebühren, welche die Gendatmen für Arretirung 
von Bettlern, Vaganten, Jaunern ıc. beziehen, find Arretir- 
oder Fanggebühren, die nach der Taxordnung bezogen werden. 
Die Erkennung anf eine bloße Anzeigebühr finder nicht 
ſtatt. R. B. 37, XLV. Reg. d. Mittelrh. dv. 2, Dezbr, 
1836, R. 27725. U, B. M. 1835, N. 85. 

8.759, Beurlaubte Soldaten vom badifchen Militär 
haben fich den orts- und firchenpolizeifichen Anordnungen 
zu fügen, M. P. B. 1808, N. 55. , find zwar in Hinficht 
aller Vergehen — jene gegen die Kirchen-Cenfür ausge 
nommen — P. B. N. 1806, N. W. %. B. Mm. 1806, N. 
47,, der Militärgerichrsbarfeit unterworfen, doch können 
ſie im Fall grober Vergeben oder zu Verhütung weiterer 
Exceſſen von der Eivilbehörde arretirt und in Abficht auf 
Herstellung der Thatumſtände fummarifch vernommen werden. 
Dad Protokoll it jedenfaus ohne Verzug dem betreffenden 
Niluattommando mitzutheilen. R. B. 4, IT. 12, XxX Beil, 
— Die Arretirung muß geſchehen, wenn Defertion, Wi 
derſetzlichkeit gegen amtliche Befehle oder Nachtheil für die 
öffentliche Ruhe zu beflürchten iſt. 

Gegen beurlaubte Soldaten Tan wegen polizeilichen 
| 28 * 
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Freveln nur auf Geldfirafe, nicht auf Gefängnißſtrafe 
erfannt werden. A. B. ©. 1834, N. 44.; f.auh A. B. M. 
1838. Beil. 37, und $ 668 ff. 

Fremde beurlaubte Soldaten fichen (Garnifon dorte aus⸗ 
genommen) unter der Eivilbebörde, R. B. 5, XIII. 


Dritter Titel. 
Bon der Vorforge für die Geſundheit. 


Erstes Kapitel. 
Von der Sorge für gefunde Luft und Nahrungs 
mittel. 


$ 760. Auf Reinlichleit in Hänfern, Höfen und 
Straßen ift durch Belehrung und Erinnerung durch dag 
Amt, Phyſikat und die Vorgefekten zu halten, und bei 
grober Verſäumniß hierin, welche zur Verpeftung der Luft 
gereichen könnte, auf Koften des Nachläffigen einzufchreiten. 
Die Straßen und die dahin führenden Käntel und Winfel 
find regelmäßig zu reinigen, darin von den Ortspolizei- 
dienern jedesmal nachzufehben und ale Verſäumniſſe mit 
mäßiger Gelditrafe zu belegen. Weber das zu frühe Be— 
wohnen neu erbauter Häufer ſiehe $ 1202. | 

$ 761. Die Ableitung von Abtritten in Winkel und 
Käntel ift verboten, fie follen entweder auf Dung- oder 
Senfgruben oder in unterirdifche Kanäle ihren Abflug 
haben. 

Zwifchen Abtritten und Scheidemauern ift entweder ein 
Zmwifchenraum zu laſſen, wie ihn einzelne Gebräuche feft- 
ftellen, oder eine folche Vorrichtung anzulegen, die dem 
Nachbar vollfommen vor Schaden ſichert. 8. R. 674. 
f. $ 1205. 

$ 762, Stebenden Waffern, zumal in der Nähe 
von Ortfchaften, iſt Abfluß zu verfchaffen, und Sümpfe 
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durch Trockenlegen und Ausfüllen in urbares Rand zu 
verwandeln. 

Die Verunreinigung der Luft durch todtes Vieh und 
— faulende, gährende Stoffe iſt ſorgfältig zu verhüten 

Solche Gewerbe, welche eine der Geſundheit nachtheilige 
Ausdünſtung verbreiten, wie Bleizucker⸗ und Kobaltfabriken, 
Leimſiedereien ze, dürfen nicht in der Nähe von Wohnge- 
bäuden angelegt werden: aber auch andere Gewerbe, welche 
die Gefundheit und Annehmlichkeit der Wohnungen - der 
Nachbarn fehr gefährden, wie z. B. Geifenfiederei, Ger- 
berei, Mezelei follen, wenn von neuer Einrichtung die 
Rede it, nur an folchen Orten angelegt werden, mo. dies 
weniger der Fall if. Gt. M. d. d. 18, Dezember 1823, 
N. 2742, und 30. Novbr. 1818, N. 562. Den Messern 
und Gerbern ift verboten, die rohen Häute zum trodnen 
anderswo als an ifolirten Orten aufzubängen. M. d. J. 
d. d. 16, Mai 1812. 9. 2401. Es follen hiezu befondere 
Trodenpläße auſſerhalb der Städte und Orte benutzt werden, 
wenn die Häute nicht gleich in die Gerbergruben fommen. 
A. B. M. 1838, Beil. 40. 


Anm. Bei Anwendung diefer Verfügungen wird allerdings 
eine gehörige VBeurtheilung aller Verhältniffe vorausgefegt, 
da in größern Städten wohl größere Rüdfiht auf Ans 
nehmlichkeit als in kleinern eintritt, in erflern auch in 
Dinfiht der Straßen und Stadtviertel, je nachdem biefe 
mehr oder minder dem Gemwerbsbetrieb, ihrer Lage und 
Bauart nad beftimmt find, ein Unterfhied gemacht wirb. 


$ 763, Jeder Ort it auf Gemeindsfoften mit gefunden 
Trintwaffer in binfänglicher Omantität zu verfeben, 
über die Bronnen ein befonderer, fachverftändiger Aufſeher 
zu beftellen und deren Zuftand von Amt bei fchicklicher 
Belegenbeit zu unterfuchen. 

Die Bronnenftiuben der Röhrbronnen find reinlich und 
verfchloffen zu erhalten, die Leitung derfelben aber unter. 
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irdiſch und ſo zu führen, daß fie von Känteln, Klonen 
und andern unreinen Stellen entfernt bleibt. 

Die noch vorhandenen Schöpf⸗ und Ziehbronnen - find 
in- Bumpbronwen zu verwandeln, A. B. P. 1810, N. 73 
Nee Bronnen jener Art — leine mehr anzulegen. A. 
BD ..1830, N. 59. Ä 


'$ 764. Bet dem Verkauf von’ Früchten und Mehl, 
zumal auf Öffentlichen Märkten, in Schrannen und "Wag- 
bänfern iſt aufzuſehen, daß kein Tollkorn oder Schwin- 
deihafer, A. B. D. 1317, N. 64., Mutterkorn, U. B. P. 
1813, R. 2. und Raden untermiſcht ſey, unreine Frucht 
von polizeiwegen reinigen, das Mehl aber wegnehmen und 
vernichten zu laſen. A. B. N. 1816, N. 94. A. B. Od, 
1816, R. 96. A. B. p. 1816, R. : 7 Ba 


5 765. Der Verkauf unreifer Kartoffeln , auch fofcher, 
die unter Waſſer geitanden find, als eines höchſt ſchädlichen 
Nahrungsmittels, iſt verboten; wenn fie, oder andere un— 
reife Früchte, auf Wochenmärkten feilgeboten, werden, 
fi nd fie fogleich Hinwegzunehmen und zu vernichten, A. B. 
D. 1813, N. 70. A. B. D. 1817, N. 56. 


$ 766. Die Bäder haben ſich jederzeit mit der erfor. 
derlichen Quantität und in Städten täglich mit friſcher 
Backwaare zu verfeben. 2. O. VII. „vom Bäderbhand- 
wert’ $ 13. Sie follen | fi 

a. nur gefunden‘, unverdorbenes Mehl, welches rein von 
Kleyen iſt, verbaden und fich feinen Zuſatz von an- 
dern Stoffen , welche nicht von Kornfrüchten gewon- 

t nen ſind, ald Kartoffeln, Bohnen u, dal. erlauben ; 
b. olle Waare gehörig ansbafen und das Schwarz- 
brod nicht verkaufen, che es 24 Stunden gelenen bat; 
©. ſich in Gewicht und Preis genau am den für jeden 
Monat und nach Umſtänden alle 14 Tage von Amt 
zu regulirenden Tax balten- und diefe. an dem Ort 
des Verkaufs ihrer Waare lesbar angefchlagen haben; 
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ibn auch zur Erleichterung: der Nach ſeht alles Brod mit 
pnrssißger zedem Bäcker gegebenen; Nummer verſehen; 
nd. vedem Anmekdenden ohne Unterſchied gegen baare 
Zahlung Waare verabfolgen und unter keinem: Born 
#31. wande etwas davon zuricklegen; u: 
die Packkunden nicht aufbakten,, ihnen, das Mehl nicht 
verwechſeln, das Brod gehörig ausbaden, und ſich mit 
dem geordneten Backerlohn begnügen. 
In he maden die Bäder ihre Zare ſe! bff. N. 8. 
” 30, V Driindrod geben ift nicht verboten. Meg. d. 
De F Kr. 18. Sept. 1838. N. 21820. | 


” 6,767. An jedem Ort iſt Ein, nach dem, Verbältniß 
chen. -Brodwäger -anzuordnen, . welche neben dem 

lizeiaufſeher wenigſtens monatlich einmal ſaͤmmtliche 

en zu unterſuchen und ‚nachjumägen haben. : Jede 
— der obigen Vorſchriften iſt alsbald von Amt 
mit arbiträrer Geld- oder Gefängnißftrafe zu belegen, ver⸗ 
dorbene oder zu teichte Waare wegzunehmen; letztere den 
Atmen aus zutheilen. 

Bas die oben erwähnte Strafe betrifft, fo biinfte an den 
Srten, wo feine Rofalverordnund deßwegen ‚beftcht, der 
Erlaß des Geh. Rathskollegiums vom 26. Auguft 1805, 

7 9. 3538. als maßgebend angenommen werden, wornach 
jeder Gewichtsmangel am Brad bis zu 5 Loth, beim 
fhwarzen mit:5 fl, beim meifen mit 5 Zhalern ; jedes 
weiter fehlende Loth mit 20° Er. beziehungsweife 30 fr. 

Wbeſtraft werden foll. 


8768. Niemand, der niht Mezgermeiſter if, darf 
Vieh in der Abficht, das Fleifch zum Verkauf auszubauen, 
ſchlachten, dagegen darf nirgendwo das Meifterrecht 
von Erwerbung eines dinglichen Nechtes an einer Mezel- 
bank abhängig gemacht werden. R. &. 20, II. Das 
Hausfchlachten zu eigenem Gebrauch fteher jedem frei, 
und die Befchäftigung damit iſt an fein Meiſterrecht ge- 
bunden, 
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Juden, welche zu ihrer Haustonfumtion Rinder fchlach- 
ten, dürfen das ihnen verbotene Fleiſch nur im Wiertef 
veräußern und nicht mehr fchlachten, als dem Bedarf zu 
ihrer eigenen Konfumtion angemeſſen tft. 


$ 769, Ausnahmsweiſe ift erlaubt, befchädigtes 
Vieh zu tödten und auszubauen unter ‚folgenden näheren 
Beſtimmungen: | 


a. wenn ein gefundes Stück Vieh durch äußere VBer- 
legung unbrauchbar wird, ift dem Vorgeſetzten die 
Anzeige zu machen, welcher es vor dem Schlachten 
durch den Thierarzt oder Wichbefchauer befichtigen 
läßt und auf die Anzeige, daß das Vieh nicht an 
einer Krankheit leide, die Erfaubniß zum Aushauen 
ertheilt; in dringenden Fällen Tann das Thier in 
Gegenwart zweier Bürger getödtet und nachher be 

fichtigt werden ; 


b. wurden nach der Verlegung Heilverfuche gemacht, fo 
darf die Erlaubniß zum Aushauen nur dann gegeben 
werden, wenn das Thier nicht allzufehr abgemagert 
it, andernfalls if nur Haut und Unfchlitt zu be 
nutzen. 


$ 770. e. Krankes Vieh darf nur mit Erlaubniß des 
Amts und Phyſikats ausgehanen werden; letzteres bat 
das Thier in zweifelhaften Fällen felbft zu befichtigen 
oder fich wenigſtens die Krankheit durch den Thierarzt 
und Eigenthümer genau befchreiben zu laſſen und 
darnach in unbedenklichen Fällen zu beitimmen, welche 
Theile allenfalls genoffen werden dürfen. - Niemals 
wird Ddiefe Erlaubnis in Beziehung auf Vieh era 
theilt, bei welchen fchon längere Zeit Arzneimittel 
gebraucht worden. Heimliches oder einenmächtiges 
Schlachten und Ausbauen von franfem Vieh ift bei 
fchwerer Strafe verboten, U B. P. 1818, N, 71. 
A. B. N. 1818, NR. 71. 
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6.771, Nur das große Schlachtnieh unterliegt vor 
der Schlachtung einer Befichtigung; die Koften der- 
felben haben die Mesger zu beftreiten,, fie: dürfen (jedoch 
den Betrag von 4 Kreuzern vom Stück nicht überſteigen; 
die Gemeindstaffe bezieht die Beihaugehäßr und Infaihe: 
den Befchauer. i 


Die Mezger follen immer mit friſchem nid: — 
Fleiſch nach dem Bedarf des Ortes verſehen ſeyn, das in 
Verderben übergehende ſogleich wegſchaffen, auch zu den 
Würſten nur friſches und geſundes Fleiſch und kein anderes 
als Schweinblut nehmen; die Mezigen und Vorrathskam⸗ 
mern ſind zu dieſem Behufe von den Fleiſchbeſchauern in 
den Morgen⸗ und Abendſtunden zu viftiren.. .. ... 


. Mer großes Vieh vor gefchebener Befichtigung und 
Gutheißung von Seiten des SFleifchbefchauers fchlachtet, 
unterliegt einer Strafe von 2 fl., die von der Ortöpoligei- 
behörde zu erkennen if. 


Wer ungeſundes oder verdorbenes Fleiſch ausſtellt, oder 
verkauft, unterliegt neben Hinwegnahme deſſelben einer 
Strafe von 5 — 15 Rthln.; die Bezirksämter, oder in 
den größeren Städten, die vom Staate eingeſetzten Polizei- 
ämter find in diefem Falle die unterfuchenden. und ſtrafen⸗ 
den Behörden , jedoch vorbehaltlich friminalrechtlicher Un- 
terfuchung und Beſtrafung der durch den Verkauf des 
ungefunden Fleifches berbeigerührten Gefährdung des Lebens 
oder der Geſundheit der Menſchen. Der Anzeiger bei den 
bier vorhergeſehenen Lebertretungen erhält ein Deittheil 
* Strafe als Anzeigsgebühr. In den Orten, wo ſelbſt 

ein Thierarzt wohnt, ſoll ihm, in ſeiner Ermanglung 
einem vorhandenen Kurſchmied, die Fleiſchſchau Run 
werden. A B. Di. 1836, R. 68. 


$ 772. Auſſer dem follen die Mesger: 


1) wiffentlich Fein krankes Vieh Faufen, auch nichis von 
forchen Thieren, welche wegen Befchädigung getödtet 





442 


und mit amtlicher. Erlaubniß ausgehauen werden. 
eber den Verkauf von geſchlachtetem, mit der ſog 
Perlentrankheit bpafınsen: Salacuvich — R. ie 
RR, * J " NIYGOYIF, A 
Für Fleiſch, wainer von andern Orten" rum — 
— eingebracht wird, iſt vorher das Geſundheits⸗ 
Aageugniß dem Ortovorſteher vorzulegen. - ; 
Iſt das Fleiſch wegen Krankheit des Thiers gam 
3 de zum Theil ungenießbar, ‘fo iſt davon ſogleich 
durch den Beſchauer dem Ortsvorſteher die Anzeige 
ech ‚machen , welcher deſſen Befeitigung anorduet 
KZleiſch, welches finnig, aber noch genießbar befun⸗ 
den wird, iſt um herabgeſetzten Tax mit Angabe feiner 
u unreinen Qualität auf no —— — aut 
zuhauen. 


2) Ferner ſollen die Mezger ſich genau an die * 
vom Bezirksamt, beziehungsweiſe der Staatspolizei- 

: Behörde. auszugebende, in der Mezig Tesbar anzuſchla⸗ 
3 gende, Tarbeftimmung balten, und fein Fleiſch 
gewogen, auch nicht eine Fleiſchgattung für die 
andere verfänfen. A. U. II. „Mezger⸗“nA. B. M 
4837. Beil. R. 30. S. 115.3 fiefolen mn 


mehr nicht als auf das Pfund 3 Loth Zu gabe geben 
und zwar von derfelbeen Fleiſchgattung, aber wicht 
in Feinern, beim Aushauen fich ergebenden Brödeln; 


» fein Fleiſch warm ausbauen, und alles. gefchlachtete 
"Vieh gehörig verbluten laſſen, auch Fein gehetztes 
Vieh fchlachten, che es einige Zeit geruhet hat; umd 
feine Kälber, bei denen nicht auf jeder Seite: dev 
vierte Schneidjahn mit feiner ganzen Echaufel aus 
dem Zahnfleifch herausſteht. A, B. D. 1829, N. 85 
A. B. M. 1836, RN. 16. 9. B. P. 1809, 9.7. 
1814, N. 58. Die Kälber dürfen bei 3. Strafe 
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gar nicht: gebehtu werden: is du; 3 ud. Fu 
41825, N.68883.3 ı 5 ln. DIN, 
5) dem Kunden mit Veſche denheit begeſnen keinen vor 
dem andern in der Wahl der Stücke begüliſtigen odel 
befördern, niemanden vorräthiges Fleiſch gegen baare 
Zahlung verweigern vo — — * andere 
Kunden zurücklegen un ar weni anne 
6) die Mezig und den Läden ſtets Fein ande daen —7 
friſch erhalten; Wagen und‘ Gewicht müſſen adjuſtitt 
und reinlich ſeyn; in den Waagſchaalen darf beim 
Auswägen nichts zurüdbleiben; 2 mon 


7) fein Meiger darf ohne. Beftellung Feiſch in die 
Häufer feiner Kunden oder anderer Einwohner‘ zum 
"Anbieten herumtragen oder herumtragen laſſen. 

3 


$ 173, Bierf ieder haben jedergeit- „gefunden, Hark 
malzreiches , hopfenbitteres Bier zu Kiefern, ſich ‚aller Bein 
miſchung fchädlicher .. betäubeuder. Stoffe ...auch, aller. Susr 
rogate der Hopfen bei ſchwerer ‚Strafe, zu ‚guthalten und 
das Bier vor dem — die Ber Sb ale u 
laſſen. a —— A sn? 


Es it von Zeir zu ger’ vurch⸗ das van nr 
und nach Geſchmack und Ausfehen durch die Orkspolizel⸗ 
behörde zu unterſuchen/ verdorbenes, faured Bier’ surf 
frgbereitung zu beitimmen, zu dünnes Bier durch Anfchlag 
in der. Wirthäftube: im Vreiſe herabzuſetzen, ſolches aber) 
das gefährliche Stoffe enthält, auslaufen zu faffen. >"! 

774. Bramdweinbrenner haben fi verzinnter 
Brandweinkeſſel zu bedienen, wenigſtens müſſen Helm und 
Röhren von Zinn oder gut verziunt ſeyn und die Keſſel 
ſtets rein gehalten werden. R. B. 4, XXVI. 9.8, Di 
1813, R. 39, A. B. P. 1813, N. 44. A. B. N. 1804, 
N. 30. 1813, N. 370 "Die Phyſikate haben von Zeit zu 
Zeit den Branmtwein, der in den Branntweinſchenken aus⸗ 
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gefchenft wird, zu uterfuchen , und wenn derfeibe mit 
Kupfertheilen vermifcht it, dem Besirfsamte fogfeich die 
Anzeige zu machen, damit leßteres den ferneren Gebrauch) 
dieſes Branntweind ald Betränfe unterfage. A. B. M. 
1836, N. 58. 


775 Dielenigen, weihe Salz auswägen, follen 
fich dazu Feiner Waagſchaalen von Kupfer oder Blech be- 
dienen und nur trodenes Salz auswägen. U. B. D. 189, 
N. 102, U. B. P. 1822, N. 100. A. 3. N. 1817, R. 75 

Um den Salzhandel treiben zu koͤnnen, bedarf es obrigkeit⸗ 

licher Erlaubniß, unter vorgängiger Prüfung der perföns 

, lichen und örtlichen Verhältniffe (für die Nicht » Kaufleute). 
A. B. M. 1837, Beil. 50. ©. 116. 


$ 776, Zuderbäder müfen fih aller Benutzung 
ſchädlicher Bärbeftoffe, namentlich Gummigutt, Grünfpahn, 
Auripigment, arfenifalifcher Schmalte (fogenannter Blau⸗ 
farbe), Menning, Zinnober, Berliner. oder Eifenblau, 
überhaupt aller metallifchen Farben enthalten, bei Strafe 
der Konfisfation und mindeftens 10 fl. Diejenigen Färbe- 
ftoffe, welche gebraucht werden follen, find im Karlsruher 
Anzeigeblatt 1821, R. 102. aufgezählt. Auf gleiche Weife 
iſt der Verkauf ungefunder Fabrikate auswärtiger Kondito- 
ren verboten. R. B. 21, XX A. 3. P. 1841, N. 101. 
A. B. N. 1821, N. 102. Zuderwaaren find von Zeit zu 
Zeit, namentlich immer vor Weihnachten, durch das Phy⸗ 
fifat zu unterfuchen und von Webertretungsfällen dem Amt 
fogleich die Anzeige zu machen. 

Die Zucerbäder follen ferner in ihren Laden die nicht 
eßbaren Tragantiwaaren von den efbaren Zuderwaaren 
trennen, diefelben an einem befondern Orte aufftellen und 
mit der Auffchrift ‚Nicht efbar’’ bezeichnen; auch jedem 
nicht eßbaren Stüce ein gedrudtes Zettelchen mir der Auf- 
fchrift ‚Nicht eßbar“ auf dem Boden oder dem Rücken 
anfleben, und beim Verkaufe foicher Waaren die. Leute 
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warnen: zudem find alle derartige Zuckerwaaren mit einem 
im Munde auflöslichen Firniß zu überziehen. R. 3. 31, 
XXX Kür die Zuderfabrifation if fein Zink zu 
Geräthen anzumenden, Kupfer ift biebei erlaubt, mit Aus. 
nahme fupferner Zucderhutformen. R. 8. 36, XL. 

5 777, Koch, Eß⸗ und Trinfgefchirre von Packfong 
oder Neuſilber (weiche durch V. M. d. J. d. d. 30, 
Mai 1835. R. B. XXVI unbedingt verboten gewe— 
fen) find durch V. M. d. J. d. d. 13, Yan, 1836, R. 2, 
XI unter der Bedingung erlaubt, daß fie mit einem den 
Namen und Wohnort des Fabrilanten BORHDRERDER Stem⸗ 
pel verſehen ſind. 

$ 778. Da, wo Biftpflangen wild, zumal in der 
Nähe von Ortfchaften wachen, find fie möglichft auszu⸗ 
rotten, die Kenntniß von einbeimifchen Giftpflanzen aber, 
fo wie überhaupt von Giften und der dabei zu beobachten, 
den Borficht , allgemein, zumal durch den Schulunterricht 
zu verbreiten. A. 3. P. 1816, N. 96. Es ift Pflicht der 
Staatdärzte und Apothefer, die Schullehrer hierin zu um. 
terſtützen. Das Verzeichniß der fchädlichen Pflanzen (welche 
namentlich aus allen Gärten forgfam zu entfernen find) ſiehe 
in %. 3. M. 1835, N. 29, Das Bereiten von Del aus dem 
Saamen des rothen Fingerbuts ift verboten, A. B.D. 1826, 
N. 104, 


Zweites Kapitel. 
Von Ausũbung der Heilfunde und Pharmacie. 


Dritter Abfchnitt. 
Ausübung der Heilkunde, 
MD. II. R. B. 36. XXVII. 


$ 779 Niemand darf ohne, oder über die Grenzen 
feiner anerfannten Befähigung (Licenz) die äußere oder 
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innere Heil kunde üben; die Uebertretung dieſes Werbors 
iſt an ſogenannten Pfuſchern ernſtlich zu beſtrafen und die 
unterthanen vor der daraus für ſie entſtehenden ER 
zu warnen. | 


$ 780. Die Licenz für infändifche Herite und Chirur- 
gen? ertheift die Sanitärs. Kommtiffien auf vorgängige, und 
zwar bei erfiern jedesmal unmittelbare, Prüfung. Aus. 
wärtige erste, welche in ihrem Heimathſtaat Gtaatser- 
laubniß haben, fünnen auch in dem Großherzogthum Baden 
Kuren Übernehmen , nur müſſen fie fich bei Epidemien den 
allgemeinen -dieffeitigen oberpolizeilichen Anordnungen fügen, 
die vorgefchriebenen Anzeigen und Tabellen einfenden und 
fich auf Verlangen mit dem. Phyſikus über den Charakter 
und die Behandlung der Krankheit befprechen, auch dürfen 
fie nie die von ihnen verfchriebenen Arzneimitſel ſelbſt 
dispenfiren. Mad. J. 11. Dee, 1837, N. 11354 :Hoffin. 
gers Sammlung II. S. 151,) 


"78781, Leder praftifche Arzt und licencirte Chirurg 
it verpflichtet, jedem Kranken in feinem Wohnort, zu dem 
er berufen wird, zu jeder Stunde fchleunig Ärztliche Hilfe 
ju Bringen, ohne Unterfchied, ob derfelbe an einer aniteden- 
den oder eckelhaften Krankheit leide, ob derfelbe ihn beloh— 
nen könne, oder nicht. M. O. IL. 51, 111.15. 9. 8. U. 
1834, R. 56. Der Phyſikus und Landchirurg haben gleiche 
Verpflichtung gegen auswärtige Kranke ihres Bezirks, jeder 
in feinem Fach, namentlich zu wnentgeldlicher Behandlung 
aller , die, ohne Mangel an ihrer norhdürftigen Nahrung 
zu leiden, nicht zahlen können. Ortswundärzte follen zwar 
die unvermöglichen Patienten ihres Wohnorts auch unent- 
geldlich beforgen beifen, aber wenn fie dieß aus Auftrag 
des Phyſikats oder Landchirurgen thun, fo wird ihnen die 
Gebühr dafür auf die Gemeindskaſſe angewiefen. Bei fol- 
venten  Barienten haben die Aerzte und Wundärzte die 
in der Medicinal⸗Taxordnung vom 7. April 1836. R. Bi 
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Yib XXVI regulirten Tarxe anzuſprechen, wegen derjenk 
gen / welche fie freiwillig höher belohnen, die andern Kran. 
fen aber: nicht zurückzuſetzen? Auſſer den nach dieſer Medi— 
einaltaxordnung (Abſchnitt 2.) für einzelne Verrichtungen 
anzuſetzenden Gebühren erhalten die Sanitätsdiener bei 
Geſchäften, welche ſie, ſey es im Dienſte des Staates oder 
auf Verlangen von Privaten, auſſerhalb ihres Wohn. 
oftes vornehmen, Diäten und Reifekoften, und in gewiffen 
Fällen noch Verſäumnißgebühren, wobei die Entfernung 
vom Wohnort des Arztes und die dazu nöthige Zeit ent- 
fcheidend find; die Entfernung muß aber wenigftend eine 
Viertelſtunde betragen; im jedem Amtsbezirk ift zur Kon. 
trole hierüber vom Amt eine Diftangentabele zu fertigen, 
am Amthaus anzufchlagen und Abfchrift hievon der Kreis. 
regierung und der Ganitätöfommiffion, fo wie dem Amts. 
arzte und Amtswundarzte mitzutbeilen. R.B. 36, XXVIL 
A. B. M. 1836, N. 59. A. 8. O. 1837, Beil, 27. 


$ 782, Sämmtliche Phyſikate haben jährlich im Januar 
für das vergangene Jahr Hauptiahrsberichte an die Kreis. 
regierung zu eritatten; nebſt dem haben die Phnfici, fu 
wie alle praftifchen Aerzte, Wundärzte Iter Klaffe, und 
Tbierärzte um gleiche Zeit „artiſtiſche Jahresberichte/ an 
die Sanitätskemmiſſion, und die Wundärzte ter Klafe 
an die Phyſikate zu erftatten; auf Verſäumniſſe mit folchen 
Berichten werden Geldftrafen von den Kreisregierungen 
erfannt, R DB. 35, XX. A. B. M. 1837, N. 95. 


$ 783. Die, Amtswundürzte und Wundärzte 
erſter Klaſſe, welche vor dem 1. April. 1827 die ange, 
ordnete Prüfung für befchränfte Licenz zur Behandlung 
innerlicher Krankheiten nicht erftanden ‚ oder ‚nach einer 
folchen Prüfung diefelbe wegen Mangels an der erforderli- 
chen. Befähigung nicht ‚erlangt. haben, dürfen war bei 
Fällen, welche in das Gebiet der Wundarzneitunk 
gehören, die nöthigen Heilmittel sum innern Gebrauch ohne 
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Zusiehung eines praftifchen Arztes verordnen; innerkiche 
Krankheiten aber dürfen fie nicht in Behandlung nehmen, 
es ſey denn, daß Gefahr auf dem Verzug haftet und nicht 
ſchnell genug ein praftifcher Arzt .berbeigerufen werden 
fann, in welchem Falle fie die nöthige Verordnung bis 
zur Ankunft eines folchen zu machen befugt find, das 
Rezept aber mit der Bemerfung ‚‚medicinifcher Nothfall⸗ 
zu bezeichnen haben. R. B. 36, XX., fiebe auh A. B. D. 
1829. N. 84 M. 9, VII. 11, IX. 5, 


"784, Heilung äufferficher Krankheiten ſtehet dem Be. 
zirkswundarzt unbedingt, dem Chirurgen erfter Klaffe 
mit Ausnahme der gerichtlichen Fälle zu. M. O. VIIL 3, 
Bei Amputationen und folchen Operationen, wodurch Teicht 
ein edler Theil verletzt, Verblutung veranlaft wird, oder 
wovon der Ausgang zweifelhaft ift, fol er den Rath des 
Amtsphufifus und Amtschirurgen einholen. M. O. VII. 4, 
Zu Testern follen künftig nur Ticeneirte Aerzte ernannt 
werden. R. 2. 25, XV. 

Was für Inſtrumente Wundärzte führen müſſen, ſiehe 
in U B. M. 1832, N. 49. ©. 434 und 4. 2. U, 1833, 
N. 3. 


Aerzte, welche nicht befondere chirurgifche Licenz haben, 
follen zwar gefährlichen chirurgifchen Operationen beiwoh⸗ 
nen, fie aber nicht felbft verrichten. 


Chirurgen zweiter Klaffe haben fich der Uebernahme 
von Kuochenbrüchen oder Verrenfungen an Kopf, Hals 
und Rückgrad, der Wunden, welche in die Kopf-, Brufl- 
oder Bauchhöhle eingedrungen find, eine Hauptfchlagader 
verlegt, ſtarke Verfplitterung oder Quetſchung hervorge⸗ 
bracht haben, zu enthalten. M. O. IX. 3. 

Wundarzneidiener müfen fih auf den bloßen 
Kranfendienft und die Verrichtungen ihres Badergewerbs, 
Aderlaffen, Schröpfen , Kiyftieren, Zahnausziehen, Fonta- 
nellſchneiden und einfache Verbande und Wuffchläge be- 
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ſchraͤnken. M. O. X 3 R. 8. 18, XXVI Damit fie 
dabei ſubſiſtiren Fönnen, find fie in Bewilligung der Bar- 
bierfiuben vorzüglich zu berücfichtigen. 


Befugniß zum Rafiren follen in dee Regel nur die recipirten 
MWundärzee und Wundarzneidiener haben, ausnahmsweiſe 
kann fie aber auh an Orten, wo fich Feine Chirurgen aufs 
halten‘, anderen Perfonen ertheilt werden. A. B. m. 1834, 
"N. 80, S. 662. 

Bei ihrer Verpflichtung find die Wundargneidiener auf bie 
Verordnung v. 24. Nov. 1818, R. B. XXVI zu verweifen. 
a. 8. u. 1838, N. 99. 
Jede Uebertretung der Licenz mird mit 10 Rthlr. Strafe 
belegt. 


$ 785. Auswärtige Chirurgen, Augenärzte, 
Zahnärzte, R. 2. 18, V. A. B. D. 1818, N. 13. A. 
DB. N. 1818, N. 13, und Bandogiften können in einzelnen 
Fällen nur mit Vorwiſſen des Bezirksarztes — herumziehend 
nur mit Genehmigung der Sanitätsfommiffion, ihre Kunſt 
üben oder Mafchinen, Bandagen, A. 3. N. 1816, N. 100. 
A. B. P. 1816, N. 100, Zahn- und andere Arzneien ver- 
faufen. Das Hanfiren der Hühneraugenfchneider ift verboten, 
% B. D. 1821, R. 27. A. B. M. 1835, N. 9. 

Niemand darf die Operation des Befchneidens der 
Judenknaben vornehmen, ohne vorber von dem Phyſikat 
‚geprüft und approbirt zu ſeyn. B. B. M. 1803, R. 25.8. 
B. N. 1803, N. 6. R. B. 3, XXIV. 


Zweiter Abfchnitt. 
Von Ausübung der Geburtshülfe. 


6786. Verrichtungen bei Entbindbungen fleben, die 
erfte Hülfeleiftung in dringenden Nothfällen ausgenommen , 
nur Tieenzirten Hebärzten und Hebammen zu. R. B. 5, XXIU. 
BB. M; 18050. 67, B. B. N. 1805, R. 3. 

29 
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Die Hebaͤrzte haben immer 4 Wochen vor der Hebammen: 
vifitation dem Kreishebarzt über die bis dahin ihnen bot: 
gekommenen wichtigen Geburtsfaͤlle Berichte, vorzulegen, 
und zwar bei. Strafvermeidung. A. B. ©. 1834, N. 11, 
©. 102. | : 

.-$ 787. Hebammen follen in jedem Ort und wenigſtens 
auf 1000 ‚Seelen, auch in gemifchten Ortſchaften von jeder 

Konfeſſion eine ſeyn. P. B. N. 1803, N. 22. Sie wird 

von den Frauen der betreffenden Gemeinde gewählt; aus 

dreien, welche die meiſten Stimmen haben, bezeichnet der 

Phyſikus diejenige, welche den Unterricht bet dem Oberheb⸗ 

arzt erhalten ſoll. | 

Die zu erwählende muß: 

a. guten fittlichen Charakters, 

b. natürlicher, gefunder ‚Beiftesfräfte, vu... 

: gefunden, flarfer,. nicht verunftalteter Leibeskonſtitution, 

: nicht-über 30 Fahre alt ſeyn, W.:2: D. 1825, R. 10, 

e. Leſen und Schreiben. können. | 

* diejenigen Gemeinden ‚ welche eine geeignete Wabl 
nicht treffen wollen, werden auswärtige Perſonen zu Heb- 
ammen aufgeſtellt, welchen das Bürgerrecht in dieſen Orten, 
wenn ſie ſich darin niederlaſſen, verliehen, auch ein höheres 
Wartgeld auf die Gemeindskaſſe angewieſen werden kann. 
M. d. J. d. d. 11, Sept. 1827, N. 9113. 

$ 788. Auf das Zeugniß des Oberhebarztes, daß fie 
den Unterricht mit Erfolg genoſſen habe, wird ſie von dem 
Phyſikus geprüft und in deſſen Gegenwart von dem Amt 
auf ihre Inſtruktion verpflichtet. M. ©. II, 33. P. B. N. 
1805, N. 47. 

Die Gemeindskaſſe hat das zum unterricht erforderliche 
Lehrbuch anzuſchaffen und während deſſelben der Lernenden 
‚eine verhältnißmäßige Vergütung für ihre: — und 
Verſaäumniß zu leiſten. 

Frauensperſonen, welche ſich dem Studium der Geburis⸗ 
hilfe auf irgend einer auswärtigen Univerſität gewidmet 


ir) 
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haben, Fönuen nur, wenn fie in der Prüfung vor der 
Sanitätskommiſſion wohl beftanden find, zur Ausübung der 
Hebammenlunſt zugelaffen werben, (fo wie. auch zum Unter⸗ 
richt in der Hebammenkunſt befondere Genehmigung nöthig 
it). A. 3. O. 1833, N. 235, A. B. M. 1833, N. 52, 


$ 789, Amt und Pflicht der Hebammen if; 


a. jeder, Kreifenden ohne Unterfchied, nach der Ordnung, 
wie ſie berufen wird, beisuftehen, Leine. wegen einer 
zweiten Berufung zur Nothzeit zu verlaſſen; 

b, bei ihren VBerrichtungen dienitwillig , thätig, vorfichtig, 
fanftmürhig und verfchwiegen zu ſeyn, fich aller aber- 

+ gläubigen Reden und Handlungen zu enthalten ; 
« ©. fich ſtets reinlich, die Hände fauber und die Nägel be- 
. Schnitten. zu. halten, fih nicht mit verunreinigenden 
oder ftörenden Verrichtungen, als Wafchen, anbal- 
sendem Kranfenwarten, Ankleiden der Leichen ıc, ab- 
zugeben; letzteres iſt ihre bei 10 Rthlr. Strafe ver 
‚boten; 3. N. 1805, N. 35.9.3 N. 1815, N, 58. 

d. bei Kindberterfranfheiten: in eilenden Fällen die ihr 
im Unterricht: befannt gemachten gelinden Mittel an- 
‚zuordnen, aber auch bei Zeiten den Arzt, bei fchweren, 
barten, midernarärlichen Geburten den Geburtshelfer 
berbeirufen zu laffen. 


6 790. e. Bon jedem ihr befannt werdenden VBerbre- 
hen, namentlich Fruchtabtreiben oder Kindermord, 
auch jeder Geburt eines unehelichen Kindes, zu welcher 
fie nicht vorher berufen worden war, durch die Vor. 
gefegten Dem Ant fchleunige Anzeige zu machen; eben fo 

f, von dem Erfcheinen einer Mißgeburt das Phyſikat 

zwu benachrichtigen; eine lebloſe darf nicht eher beer- 
digt werden, als bis fie der Phyſikus befichtiget und 
feeirt hat; R. 3. 13, XXXIV. 
g · don. dem Abſterben einer Frauensperfon, welche 
über 6 Monate fchwanger war, jedesmal den Phufitus 
29, 


sogleich gu. benachrichtigen, „damit diefer nach den 
Regeln der Kunſt den Kaiferfchnirt sur Rettung des 
» 1 Rindes machen laſſe; A. A. U Hebammen.“ A. 8- 

P. 1815, R. 1. A. B. D. 1831, N. 48, J 


$ 791. Die Inſpektion und Sektion des Leichnams einer 
während ihrer Entbindung oder innerhalb der darauf 
folgenden drei Tage verfiorbenen Perfon in der für 
Legalfälle vorgefchriebenen Form ift im polizeilichen Wege 
nur dann vorzunehmen, wenn die Angehörigen. der Ver. 
fiorbenen eine deßfallſige Unterfuchung verlangen, vorbe- 
baltlich der Fälle, in weichen befondere gefegliche Gründe 
sur Vornahme einer Unterfuhung. von Richteramtswegen 
vorhanden ſind. Wurde jedoch. bei der Entbindung fein 
Arzt oder Hebarzt beigezogen, fondern; der fraglichen Berfon 
uur von einer Hebamme Hilfe geleiſtet ‚ifo bat ſowohl diefe 
ſelbſt, wie auch. der Leichenfchauer dem Bürgermeifteramte, 
und Diefed dem Phnfifate unverzüglich die Anzeige zu 
machen; letzteres begibt fich alsbald an. Ort und Stelle, 
erhebt: das Geeignete und. macht dem Bezirksamte, wenn 
fich in irgend einer Beziehung: eine Strafbarfeit der Heb⸗ 
amme ergibt, oder Verdachtsgründe dafür vorliegen, davon 
die Anzeige, welches ſodann ſofort die Unterſuchung, bezie⸗ 
hungsweiſe die Legalinſpektion und Sektion verfügt. Gleiches 
Verfahren wird beobachtet, wenn zwar ein Arzt oder Heb- 
arzt bei der Entbindung Hilfe leiſtete, aber dem Phyſikat 
oder Bezirksamt befondere Anzeigen zufommen. R. 2. 
34,.XXXV, S. 263. 


$ 792. Die Gemeinde hat für jede Hebamme einen 
Geburtsſtuhl, Klyſtierſpritze, Mutterſpritze und eine Scheere 
mit ſtumpfen Enden anzuſchaffen, welche dieſe reinlich und 
in der Ordnung auch jederzeit in Bereitſchaft zu halten hat. 


Ihre Beſoldung ſoll: (neben der Berechtigung, daß ihr Ehe⸗ 
mann, wo er an Umlagen zur etwaigen. Bezahlung früher 
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fropndmäßiger: Gemeindebienfte  beisutragen hat ; durch die 
Gemeindskaſſe zu entfchädigen if, A. B. U. 1835, N. 1. A. 
Bom. 16835, N. 1) nicht unter 8 fl. betragen, und aus der 
Gemeindskaſſe geleiſtet werden, aus welcher ihnen auch die 
taxmäßige Belohnung für die Beſorgung anerkannt armer 
Kreiſenden und Wöchnerinnen zu bezahlen iſt, mein ſich 
nicht die Gemeinde hiewegen mit ihnen über ein Averſum 
vereinigt. A. B. M. 1833, N. 75. A. B. O. 1833, N. 74. 
Denjenigen, welche wegen Altersſchwäche zur Ruhe geſetzt 
werden, verbleibt ein Gehalt von mindeſtens 4 fl., welches 
von ihrer Nachfolgerin, oder wenn diefer nicht wenigſtens 
8 fl. übrig bleiben, aus der Gemeindskaſſe zu bezahlen ift, 
M. d. J. d. d. 24, Auauft 1827, N. 85297. Den wegen 
Altersfchwäche oder anhaltender Kranfpeit in Ruheſtand 
verfesten Hebammen Fanın nicht weiter geftattet werden, 
die Hebammenfunft auszuüben; Tediglich wegen fchwieriger 
Fälle mögen fie von den wirffich aufgeitelten Hebammen 
zur Unterftügung beigesogen werden; find die Hchammen 
aber wegen begangener Kunftfehler durch Urtheil oder auf 
eigenes Verlangen entlaffen worden, fo bleibt ihnen 
die Ausübung der Geburtshilfe gänzlich unterfagt. N. 8. ». 
1828, N. 101. A. 3. ©, 1833, N. 96. — 


8 798. Weber ſämmtliche Hebammen führt der — 
ſtrenge Aufſicht, M. O. II. 36, rügt geringere Fehler durch 
Verweis, größere oder wiederholte gemeinſchaftlich mit dem 
Amt mit mäßiger Geldſtrafe oder Einthürmung, welche 
gleichbald zu vollziehen iſt; beim dritten Fehler aber oder 
größerm Verſchulden wird der Kreisregierung Anzeige erſtattet. 


Die erneuerte Prüfung der Hebammen geſchieht all⸗ 
jährlich durch den Oberhebarzt R. B. S XXXIII in Ge— 
genwart des Phyſikus und ſämmtlicher zur Ausübung der 
Geburtshülfe berechtigter Medizinalperſonen des Bezirksin 
bem Amts ſitz. Ohne zu befcheinigende dringende Abhaltung 
darf keine Hebamme bei zwei Rthlr. Strafe ausbleiben; 
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fie haben dabei die vorgefommenen wichtigern Fälle anzu. 
geben, und allenfalls vorhandene Hinderniffe in Ausübung 
ihres Berufes anzuzeigen. Sie follen von der Gemeinde, 
wenn ihnen nicht ein Aequivalent in Geld. dafür ausgewor⸗ 
fen wird, zur Prüfung beigefabren werden, und folleu auch 
ihre Diät mit 1 fl. erhalten. U. 3, M. 1837, Beil. 17. 


Die Gebühren der Hebammen für ihre Hülfe bei natür- 
lichen Geburten ift auf 1 fl. 30 fr. feſtgeſetzt. R. 3. 1836, 
XXVII, $ 28, 


Dritter Abfchnitt. 
Yon Ausübung der Pharmacie, von Mlaterialisten und Proguisten. 
®&, O. VIII. 


$ 794, Die Gewerbsberechtigung zu einer Apotheke 
wird erlangt durch Ermerbung eines bereits beftehenden 
Privilegiums oder Eonceffion der oberften Staatsbehörde, 
M. O. IV. 70. R. B. 22, III, die letztere richtet fich Tedig- 
lich nach dem Bedarf des Orts und der Gegend, wenn 
jedoch durch übertriebene Preife der vorhandenen Apothefen- 
privilegien das Publikum gefährdet werden follte, fo wird 
einem perfönlich qualifizirten Apotheker ein weiteres Privi— 
fegium verliehen. DM. d. J. d. dı 26. Juli 1835, N. 8524, 
MR, B. 34, XXIX. Die Privilegien der Apotheker werden, 
foferne die Berleibungsurfunde fich nicht beſtimmt darüber 
ausfpricht , für reelle erachtet, die perfönliche Befähigung 
zu deren Führung ald Eigenthümer oder Verwalter aber 
wird durch Licenz der Ganitätdfommiffion, M. O. IV, 
19, erlangt. Siebe auch $ 378. 


Feder Gehülfe, Verwalter und Apothekerherr iſt von 
dem Amt eidlich auf die Apotheferordnung zu verpflichten; 
eriterer bat fich bei feinem Eintritt mir dem Lieenzſchein 
au legitimiren. 
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$ :795, Der Apotheker oder ein Hauptgehülfe, NR; 8 
14, KVIH, : muß. beftändig : in: der Apotheke anweſend und: 
auch bei Nacht zur Abgabe von Medikamenten: bereit: ſeyn, 
ich: eines. .chrbaren, nüchternen  Wändels: Bi und: 
fein: Nebengefchäft. treiben. Er fol: Ä 


"5796. a. nur auf Rezepte Tigentirter Aerzte oder Wund⸗ 
ärzte dispenfiren, welche mit der Namensimterfchrift 
und mit dem Datum der Verordnung verfehen find, unter 
folgenden nähern Beſtimmungen: 


Medifamente, welche draftif cher Eigenschaft find, 
Gift enthalten oder überhaupt, fchon in geringer Dofis 
genommen, dem Organismus gefährlich werden , WM. O.iv. 
40, 45, 53, nur auf Vorlage des Rezepts eines landebherr⸗ 
lich apptobirten Arztes und zwar bei 20 Rthlr. Strafe; an 
Dienftboten auch auf ein ſolches Rezept Nur dann, wenn 
diefe Hoch einen befondern fchriftlichen Auftrag ihres Dienft- 
herrn haben. 


Künſtler und. Vrofeſſioniſten, welche giftige Stoffe zu 
ihrem. Gefhäft brauchen, müſſen fie in der Apothele (oder 
Materialhandlung) felbit abholen, den Empfang: in dem 
Giftbuch beicheinigen, worin Quantität und Qualität des 
Bifts, Benutzungsart, Fahr und Tag angegeben wird und, 
wenn fie dem Apotheker unbefannt find, Zeugniß der VBor- 
gefegten über ihren Stand und ihre Zuverläßigkeit beibrin- 
gen. A. B. B. 1816, R. 7. M B. D..1816, N. 9. N. 
B. N. 1816, R. 27. M. P. 3. 1804, N. 29. Zur Berci- 
tung ‚von Mäufe- und Nattengift darf niemals, auch nicht 
gegen -Schein, Arſenik abgegeben werden. Giche $ 801. 


Andere Meditamente ,. die nach. einem. approbirten Dis- 
penfatorium oder vorgelegten Nezept gefertigt ſind, darf er 
demjenigen, der. fie beſtimmt verlänge, abgeben, niemals 
aber ſelbſt verordnen. M. O. m. R. B.4, P. B. 
N. 1804, N. 3. | 
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$ 797: Medikamente i die zum äußerlichen Gebrauch 


von Wundärgten (aller Klaſſen) verfchrieben werden, dürfen 
dispenfirt, auch auf innere Verordnungen der Wundärzte darf 
in gewiſſen Fällen ($ 783) abgegeben werden, die Rezepte 


find 


aber bei der nächften Apothefennifitation vorzulegen ; 


unter gleicher Beflimmung kann auch auf Rezepte, welche von 
auswärtigen, befannten oder unbekannten Berfonen gebracht 
werden, fofern fie nicht zu der oben erwähnten are 
Battung gehören, abgegeben werden, 

$ 798. Der Apotheker ſoll: | 

b. alle Rezepte forgfältig aufheben und Feinem Dritten, 


c 


den Phyſikus ausgenommen , deren Einficht geftatten; 
fich an die Tagordnung halten; M. O. VI, 49. R. B. 
12, XXVI. R. B. 31, VI, ©. 37, und die Tare 
jedesmal auf das Rezept ſetzen, L. O. VIII, $ 30, 
A. A. IL „Apotheker.“ A. B. P. 1815, N. 40 und 
zwar fpesifirt, R. B. 35, II; niemals aber wohlfeilere, 
ihm gleich wirkſam ſcheinende Mittel an der Stelle 
der verſchriebenen abgeben; Verabreichung ſchlechter, 
unächter Waare wird das erſtemal mit 150 Rthlr. 
Strafe, das zweitemal mit Verluſt des Privilegiums 
gebüßt, ſelbſt dann, wenn die Abgabe für die Seſard⸗ 
heit ganz unbedenklich geweſen iſt. 

Unter der Taxe darf der Apotheker —— 
dieß ſoll aber zu fleißiger Viſitation der Apotheke Anlaß 
geben. R. B. 14. XIII. 


8 799, Er darf 
d. niemanden, auch nicht feinen Schuldnern, die Abgabe 


von Medikamenten verweigern; dafür haben in Ganten 
die Rechnungen der Apotheker für die letzte Krankheit 
und afle jene, die nicht über ein Fahr. alt, oder zwar 
älter, aber eingeflagt find, geſetzliches allgemeines 
Vorzugsrecht, 2. R. 2101, 2272, und es Tann bei ganz 
Mittelofen der Apotheker verlangen, dab die Rezepte 
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auf das Armenrecht verfchrieben. werben. ; Arzneien 
für Arme und die Nothtropfen der Hebammen dürfen 
nicht aus dem Ausland bezogen, fondern müflen in 
den inländifchen. Bezirksapotheklen gefertigt werden: 
A. 3. 1. 1835, N. 38. Es find alle Abgaben Sobald 
als möglich und nach der Reihe der Anmeldung, die 
auf dem Rezept als dringend, M. O. IV, 47, bemert⸗ 
ten vorzugsweiſe, zu befördern. J 

$ 800, e. Alle; Medikamente, DM. O. w, 23-34, 


find in der erforderlichen, ‚mit dem Abſatz in Verhältniß 


fiebenden Quantität and Auswahl in frifchen, Achten und 
unverdorbenen Produkten zu halten, nur von zuperläßigen 
Materialiften unter genauer Buchführung gu besiehen, chemifch 
zuſammengeſetzte Stoffe entweder  ferbft zu bereiten oder 
ans einer inländifchen Apotheke zu verfchreiben, Der Effig 
ift ſelbſt zu bereiten oder wenigſtens ſorgfältig zu prüfen, 
ob er feine Schwefelfäure * R. B. I. ” ®. 
1823, N. 21. 

Die Medikamente ſind in ——— gehörig — 
Behältern und an ſchicklichen, reinlichen Lokalen vor⸗ 
räthig zu halten; letztere beſtehen in geſundem, hellem Arz⸗ 
neiſaal, feuerfeſtem Laboratorium, abgeſondertem Arznei⸗ 
keller, trocknem Kräuterboden. Gefäße und Geräthſchaften 
find jederzeit rein und ganz zu erhalten, ſolche von Kupfer, 
Meffing und Blei find da, mo fie durch andere erſetzt wer⸗ 
den können, niemals, erflere nur gut verzinnt, zuzulaſſen. 

Narkotifhe und aromatifhe Pflanzen follen in wohlſchließen⸗ 
den blechenen (oder hölzernen) Gefäßen — ern 

A. B. M. 1838, N. 9 

$ 801. £. für die Gifte, M. O. IV, 83, 53, iſt ei 
befonderer Kaften unter dem Schlüffel des Apotheiherrn zu 
halten und darin befonderes: Geſchirr zu gebrauchen, üben 
die Anfchafung und Abgabe ein. genaues Buch zu Führen: 
erftere atteſtirt der Phyſilus, die letztere darf nur von dem 
Apothelherrn geſchehen und iſt mit den Beſcheinigungen der 
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Empfänger zu belegen, weiche Datum: der: Abgabe, Quan- 

tität und ‚Gebrauch angeben. A. A. I. ‚ABiftet & $: 796, 

Der Apotheler Har das Gift bei der Abgabe in ein 
Palet wohl zu verſchließen, und nicht allein die deutliche 
Bezeichnung als Gift, Sondern auch Datum und Nummer 
der Abgabe, und feinen Namen als: Muffchrift darauf zu 
feden, M. d. J. d. d. 1. Juli 188, 

$ 802. Die Haltung von Hand» und Nothapotheken 
iſt den Phyſicis unbedingt unterſagt; die Erlaubniß dazu 
iſt den praktiſchen Aerzten fo ſelten ald-mögrich zuzugeſtehen, 
und dieſe Apotheken da, wo es die Oertlichkeit erfordert, 
in die Hände hinlänglich befähigter und geprüfter Wundärzte 
zu geben, und unter die Aufſicht der Phiſici zu ſtellen. Die 
Erlaubniß ertpeilt das Miniſterium des Innern nach vor 
gängiger Vortragserſtattung. U: 8. O. 1837, Beil. 97, 
©: 129. 9. B. M. 1837, Beil, 4, 

-$ 803. Verkauf und Feiltengen von Mäauſegift ift bei 
Konfisfation und fchwerer Strafe verboten. A. A. J „Gift 
„Medizinalanſtalt.“ 5 2umd 7, Wegen Thee⸗Wurzel⸗ und 
Kräuterhändiern f. 5 1338, 

6 804, Weber fämmtliche Apotheken feines Bezirks führt 
der Phyſikus ununterbrochene Aufſicht; er rügt geringere 
Fehler, unterfucht und beftraft gemeinſchaftlich mit dem 
Amt jene von einiger Bedentung und macht Bei wichtigen 
Gebrechen oder Unverbeſſerlichkeit die Anzeige bei der Sa- 
nitütskommiſſion. 

Die Apothekenviſitation geſchieht alljährlich durch 
den Kreismedizinalreferenten, in Gegenwart des Phyſikus, 
auf Rechnung der Amtskaſſe. St. M. d. d. 17. Oft. 1822, 
R. M76 und 77, Nov. 18%, N. 2508. 

6805. Jeder Kaufmann, der Materialiſt werden 
wi, Hat feine Konzeffion bei der Kreisregierung nachzu⸗ 
fischen, welche ſich darüber mit der Sanitätskommiſſion im 
Benehmen ſetzt «können fich diefe beiden Stellen micht vers 
einigen, fo entfcheidet das Miniſterium des Innern darüber); 
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er muß fich durch eine von der Sanitätskommiſſion ernannte 
Kommiffion prüfen laſſen. Det Materialift kann mit Jeder 
Art Waaren, fie mag einfach oder zuſammengeſetzt ſeyn, 
im Großen handeln. — 
Der Kaufmann, welcher Droguiſt werden will, Hat 
dieß dem Amt anzuzeigen, welches der Kreisregierung die 
Anzeige macht er muß fih vom Bezirksarzt prüfen laſſen⸗ 
und Iesterer fender das hierüber aufzunchmende Protokoll 
an die Sanitätsfommiffion. Der Droguift darf nur mit 
einfachen und rohen Waaren im Großen handeln, und hat 
fich des Verkaufs aller zuſammengeſetzten chemifch-pharma- 
ceutifchen Bräparate zu enthalten. Materialiften nnd Dro- 
guiften dürfen Gifte und andere gefährliche Stoffe, In Bezug 
auf die fie überhaupt dieſelben Borfichtämaßregein zu benbs 
achten haben, wie die Apotheker (5 7968, 801), im Allgemeinen 
nur an Perfonen verkaufen, die einen vom Ortsvorſtand nnd 
dem Phyſikus Hiefür ausgeftellten und unterzeichneten Schein 
vormweifen fönnen.. M. d. %. 10, Nov. 1816. A. B. D, 
1830, N. 3. A. B. M. 1833, R. 55. 4 
5806. Den Krämern if ber Verkauf von Arznei⸗ 
mitteln jeder Art, auch Fliegenftein und Krähenaugen, dei 
10 Rthlr. Strafe verboten; Arfenif, Gummigut, Sublimat 
u. dergl., die zum Gewerbs- und Fabrifationsgebrauch dienen) 
dürfen Kaufleute, welche ordentlich Buch führen, unter den 
Beſtimmungen der 55 796 und 801, verkaufen R. B. 
1808, X. U B. D. 1816, N. 4. A. B. P. 1813, 9, 61; 
A. B. R. 1813, R. 5% | 
Alles Haufiren mit Materialwaaren, auch Zahnpulver, 
Batwergen, Tinkturen, iſt bei gleicher Strafe verboten, R. 
8: 17, XXVII. U. B. M. 1835, N. 94. Die Kaften folcher 
Bängtler find an dem Ort der Gränzzoliftätte von dem Vor⸗ 
gefegten zu verfiegeln und dieß unter Bezeichnung der ein⸗ 
zubhaltenden Reiferonte in dem Bag zu bemerken, bei der 
Austrittsftation aber. die Siegel genau zn unterfuchen und 
in dem Fall einer Verlegung die Waare zu Tonfisgirem. M 


0. 


B. 18 X. A. B. D. 1815,90. 100, 1818, N; 38 und 40; 
A. B. P. 1818, R. 40. A. B. N. 1808, N. 17, 1815; 
N. 96. En rauen F * a 
$ 807. Ankündigungen von Mitteln, die: auf die innere 
oder Änßerliche Heilfunde Bezug haben, dürfen ohne ſpezielle 
Erlaubniß der. Sanitätskommiſſion nicht in öffentliche Blätter 
aufgenommen werden, bei Strafe von 5 fl. A. B. M. 
1833, R. 60. ae 
3 et nf " 


4 ‘f 
2  WPrittes Kapitel, | 

Bon Epidemien und Gontagionen. | 
ns 808. Sobald es das Anfehen gewinnt, daf eine Krank⸗ 
heit, durch Anſteckung oder aus allgemein: verbreiteten Urfachen 
epidemifch wird, -oder wenn mehrere Einwohner von der- 
felben Krankheit befallen werden, haben Vorgeſetzte, Pfarr⸗ 
ämter, Chirurgen und Leichenbeſchauer die Pflicht, ſogleich 
dem Phyſikus die Anzeige zu machen, welcher darüber an 
Ort und Stelle Unterfuchung anftellt, M. O. I, 45, be 
nemlich mit den Vorgefesten und dem Pfarramt die noth⸗ 
wendige Vorkehr gegen weitere Verbreitung trifft, fümmt- 
liche Kranfe ‚genau aufzeichnet, und die geeigneten Geneſungs⸗ 
und. Verhütungsmittel, befonders diätetifches Verhalten, 
anordnet: Bei feiner Zurückunft hat er mit den in feinem 
Wohnort befindlichen Werzten zu fonferiren, dem Amt von 
der getroffenen. Veranftaltung Nachricht zu geben, R.B. 9, 
XXXIX, und mit diefem die weitern Vorfichtsmaßregeln zu 
beſchließen. 

Sogleich nach dem erſten Officialbeſuch bat das Phyſikat 
auch an die Sanitätskommiſſiton Anzeige zu erſtatten, und 
eben fo alsbald nach jedem weiteren Officialbeſuche; die 
Koften eines jeden. Befuches, bei dem diefe Vorfchrift beob⸗ 
achtet. wird; werden auf die Amtstaffe angewiefen, andern. 
falls hat fie das Phyſikat ſelbſt zu tragen. MB. M. 1833; 
R. RB 1837,.9: 102. a Pr Ze 1} 
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4800.Die amtlichen Anordnungen gehen neben Wer, 
forgung der Kranken. mit Arzneien, Wartung, M. d. J. 
d. di 7. Nov. 1821, N. 123,684. WW. J. „Medizinalanſtal⸗ 
tem’ $ 3, Lager’ und reiner Wäfche auf deren Abſonde—⸗ 
rung, anf Warnung an: die MARKET und Verhütung 
unndabis⸗r Zuſammenkünfte. u. 

Bei gefährlichen Kontagionen werden algemeinefRäuche- 
rungen: in Häufern und: Straßen, Niederkegung der Leichen 
ſogleich nach dem Hinfcheiden in ein. befonderes Leichenhaus, 
unter Aufhebung ‚der. Leichenbegleitung , völlige Sperre des 
Orts oder der. Gegend angeordnet; der Phyſikus aber nimmt 
an dem’ Dre: felbk feinen :Aufenhalt oder: ordner: wenigſtens 
einen dem Befchäft gewachſenen Chirurgen dahin ab, zum täg⸗ 
lichen Befüch ‚der Kranken und Rappoet über deren Befinden. 
WVermögliche : Patienten: müſſen die ihnen ertheikten ärzt⸗ 
lichen Verordnungen und Recepte ſelbſt bezahlen, ' der Be 
zirksarzt bat: aber nach dem Verlaufe der Epidemie das 
Berzeichniß der: von: ihm behandelten Berfonen- dem Orts⸗ 
vorftande vorzulegen, welcher die notorifch bemittelten von den 
Unbemittelten und Armen auszufcheiden und dem Bezirksarjt 
diejenigen Perſonen namhaft zu machen hat, welche ihn für 
die Verordnungen zu bezahlen haben. X. B. D. 18296, 9, 75. 

Ueber das beim Ausbrudy von epidemifchen Krankheiten an 
"Militärperfonen:zu: behhänhtenbe — fiehe A. 
B. M. 16838, Beil Al. 0 >> — aẽ 

— 810. Perſonen, welche von einen ie gebiffen wor⸗ 
den, von welchem man weiß oder vermuthet, daß es mit 
der Wuth (Waſſerſcheu) befallen fen, dürfen nur von 
licentirten Aerzten oder Landchirurgen behandelt werden‘; 
andere: Chirurgen: haben anf der Stelle dieſe zu benachrich⸗ 
tigen. und: fich eigener: nn WW 20 ee. Stu 
zu enthalten. „Is 

Die Kleidungsſtücke, durch weiche der Big ——* 
<hietes gegangen iſt, oder die mit. dem Beifer eines folchen 
Thiers beſchmuzt find, müſſen nach vorheriger Abfchägung 
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gegen Erfah ded Werthes aus. der Amtslaſſe, unter polizei- 
licher Aufſicht verbrannt werden. R. 3. 3% LXVI. 

$ 811. Beim Ausbruch der Blartermepidemie haben 
bie Angehörigen fonleich. den Vorgeſetzten davon in Kennt- 
niß zu feßen, bei 3 Rthlr Strafe Cfiebe bier A. B. M. 1832, 
N. 49) auf defien weitere Anzeige das Haus, morin. fich: die 
Kranken befinden, (in vereinzelten Fällen nur das Zimmer) 
mis Den fie beforgenden Berfonen auf amtliche Anordnung gänz- 
lich geſchloſſen und mit einer Tafel verfehen wird, worauf die 
Baryung ‚‚Blatternpeft‘ lesbar enthalten it. Die Sperre des 
Hauſes wird bis zur völligen Abtrocknung der Blattern fortge- 
fest, nachher aber fireng daranf gehalten, daß vor der Wieder⸗ 
erdfinung alles: Weißzeug ſauber gewaſchen, wollene Kleider 
und Bettung ausgelüfter und über mineralfäure Dämpfe ge- 
bracht werden.. Sogleich auf die erfte Anzeige it von dem Phy⸗ 
ſikat zu forgen, daß die etwa noch nicht geblattert habenden 
Kinder. vaeeinirt werden. Diejenigen. Bolizeimaßregeiw, 
melche die Sicherung des Landes überhaupt: bezweden, na- 
mentlich Sperrung eines ganzen Ortes, werden auf Koften 
der Amtskaſſe vollzogen, jener welche die. Sicherung der 
Gemeindsgenoſſen zunächſt angeben, auf Koſten der Gemeinde. 
kaſſe, R.B. 27, XXVUL R. B. 26, V. A. B. M. 1832, 
N. St, 

Mit Blattern befallene Reifende find auf der Gränze 
zurückzuweiſen, oder, wenn fie ſich fchon im Lande befinden, 
anmbalten und bis zur völligen Abtrodnung der Blattern 
abzufondern. M. P. B. 1809, 0.5. 9.82. N. 1815, 
RU A. B. P. 1815, 27: A. BD. 1814, N. 15. 
4815, N. 39. Bor Yufbebung der Sperre hat der Bezirks. 
arst oder der näher wohnende praftifche Arzt die Reinigung 
and Räucherung des Kranken und feiner Umgebung vorzu- 
nehmen. A, B. O. 1834, N. 77.4. B. ©. 1884, N. 67. 
Feldarbeiten für Abgeſperrte find entweder bucdy die Familie 
—  beffeiben zu beforgen,, oder der. Ortsvorſtand hat deßwegen 

das Geeignete anzuorden. 4. B. M. 1536, N. 44. 
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$ 2. Zur Verhütung der Blatternpeſt iſt die Schun⸗ 
pockenimpfung von Staatspolizeiwegen eingeführt, wei 
cher ſämmtliche Grantdangehäriee: ihre Kinder zu unterwer⸗ 
fen haben. 

Zum Vollzug derſelben — ünmtfiche SB arrämter 
und Mabbinate aljährlich am 1. Febrmar- und 4, Auguſt 
dem betreffenden Phyſikate ein Verzeichniß der -im letzten 
balben Jahre in ihrem: Sprengel Neugebornen ; das Phyſi⸗ 
fat. und die Landchirurgen nehmen biernach unter Anwohnung 
des Bürgermeiiters oder eined Rathsmitgliedes der einzelnen 
Bemeinden die Seneralimpfung in. den. Monsten Mai und 
Dezember. vor» und. haben den Erfolg zu heobfichten und 
über den richtigen Verlauf Impfſcheine auszuitellen , auch 
darüber. und über die Zahl der Impflinge an die Sanitäts- 
kommiſſion zu berichten Die Rubriken der einsufendenden 
Tabelle find: Ort; Fmpflinge, 1) männfich, 2) weiblich, 
Alter der Impflinge, a bis 2 Jahre, b: bis 3 Jahre; 
e..mehr ala 3 Fahre; Erfolg der Fmpfung, 1) ächt, 2) nicht 
ächt , 3) wicht gefaßt; ‚von natürlichen Blattern befallen; an 
natürlichen Blattern geſtorben; während oder gleich nach dem 
Verlauf der, Kuhpocken an zufälligen Krankheiten geftorben; 
Zahl der im Fahre Neugebornen; Zahl und Alter der-über- 
‚haupt noch nicht Beblatterten, a. bis zu 2 Jahr, b. bia3 Fahre, 
e. über 3 Jahre; Bemerkungen. In der Mubrif „Impf⸗ 
linge/ find nur jene Kinder einzuzeichnen, . weiche, wirklich 
vaccinirt worden find, amd in den Berichten iß mit @enanig- 
feit anzugeben, wie viele Impflinge jeweils vom verſloſſenen 
Fahre zurüdgeblieben waren, wie viel Neugeborne vor der 
Impfung durch Krankheit, Tod oder Ortsveräuderung ab⸗ 
gegangen, und alſo von: der angegebenen Summe derfelben 
abzuziehen find, Diefe Tabellen müſſen jedesmal dem Zeit- 
raum vom 1. Januar bis 3%, Dez. umfaflen, : Kinder, bei 
welchen die Impfung, nicht:gefaßt, oder bei welchen ſie nicht 
den regelmäßigen Verkauf gehabt hat, find bei der nächſten 
Generalimpfung zur nochmaligen Vaceination vorzufordern. 
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RB, 9, I. 3. M. 186, N. 85. 9.8.0, 1882, 
2.85 4 B. M. 1838, Beil, 37. 

: 8.813, Weber die Weigerung der Eltern, ihre Kinder 
impfen zu laſſen, erkennt dad Amt, welches fie zunächſt 
Durch: Belehrung zur Nachgiebigkeit zu bringen fucht. Auf 
ungegründete fortgefegte Weigerung erfolgen Geldfirafen 
von. 1 bis 8 fl. R. 3. 15, VI, Ausſchluß von höhern Unter» 
richtsanftalten, Gewerben, öffentlichen Ver ſorgungshäuſern 
and Unterſtützungen, R. B. 8, XL, Verweigerung der Hei- 
rathserlaubniß. Im Fall allgemeiner Widerfeglichkeit in 
einem - Ort ift der oberſten Staatsbebörde die Anzeige zu 
machen. Wer als Dienftbote oder Handwerksgehülfe im 
Lande in Arbeit tritt, muß fich ausweiſen, daß er die natür- 
lichen oder die Schußblattern gehabt habe, andernfalls wird 
er. waccinirt oder, im Weigerungsfall, in we Heimath 
gerieten. A. B. D. 18%, N, 45. 

5.814. Andere Aerzte, welche impfen, haben dem Phy- 

tus die vorgefchriebene Tabelle darüber zuzuſtellen. Die 
Mubriken derfeiben find: Ort; Monat und Tag der Impfung; 
Zahl; Namen der Eltern; Namen der Impflinge, a. männ- 
lich, b. weiblich; Alter der Impflinge; Erfolg der Impfung, 
4) recht und regelmäßig, 2) unächt und nicht fchügend, 
3) gar nicht gefaßt; von natürlichen Blattern befallen, an 
natürlichen Blattern geftorben; während oder gleich nach 
dem: Verlauf der Kubpoden an andern zufälligen Krant- 
heiten. verftorben. Heimliche Impfung ift bei 3 Rthlr. Strafe 
werboten und wird als nicht gefcheben betrachtet, 
13 $815; Jeder Impfarzt iſt verpflichtet, das ganze Fahr 
hindurch. frifchen Impfſtoff vorräthig zu halten, und bei 
feinem Impfling darf die Abnahme deſſelben verweigert 
werden. Weber das Gewinnen friicher Sande 
en Kühen ſiehe R.B. 29, XV. - 

Die Ympftage iſt für Kinder vermöͤglicher Eltern bei 
wi Entfernungen 24 fr., für Kinder Unvermöglicher wird 
‚eine folche von 12 Er. aus der Gemeindskaſſe bezahlt. R. B. 31,X. 
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Revareination iſt allgemein empfohlen. A. B. M. 
1837, Beil. 39 

Die Phyſikate haben bei jeder Affentirung die Nefruten 
im Beifeyn des Militärarzted zu vifitiren, ob fie die natür. 
lichen Blattern gehabt haben, oder Acht geimpft find; in 
jedem zweifelhaften Falle baben fie fogleich nach der Affen- 
tirung die Impfung vorzunehmen. A. B. M. 1834, N. 62. 

Ueber die Mafernepedemie fiehe Belehrung in A. B. M. 

1837, NR. 102. 


Kleider von Perfonen, bie an der Luftröhren = oder Lungen⸗ 


fhwindfucht geftorben find, müffen gereinigt werden. R. 
8, 32, LXVI. 


Diertes Kapitel. 


Bon der Behandlung der Leichen. 
Leihenfhauordnung d. d, 15. Febr. 1822. 


5816. Zede Leiche ohne Lnterfchied muß vor der 
Beerdigung befichtigt werden; dafür ift in jedem Ort ein, 
in Städten über 5000 Seelen mehrere Leichenſchauer 
von Amt und Phyſikat zu beitellen und von erfterem auf 
die Inſtruktion mittelft Handgelübdes zu verpflichten. 

Bei der Beftellung haben im Ort wohnende Chirurgen, 
und unter diefen jene des böhern Grades den Vorzug; im 
deren Ermangelung iſt ein anderer verftändiger, des Schrei» 
bens fundiger, Mann zu erwäblen. 


$ 817. Bon jedem GSterbfall oder der Geburt eines 
todten Kindes ift dem Leichenfchauer , Tänaftens binnen 2 
Stunden, die Anzeige zu machen; er bat fogleich die Be- 
fichtigung der Leiche mir Rückſicht auf die ihm befannt 
gemachten Zeichen des Todes zu bewirken, fich nach der 
angeblichen Krankheit zu erkundigen, und zu beftimmen, 
wann die Leiche ans dem Sterbebette genommen werden 

30 
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dürfe; im der Regel nicht vor 6 Stunden. (Die Aerzte 
und Wundärzte haben dem Leichenfchauer die »Art der 
Kraukheit, welche den Tod herbeigeführt hat, anzuzeigen. 
A. B. M. 1836, NR. 25.) Bet fchnell eingetretenen Todes. 
fällen bat er feine Achtſamkeit zu verdoppeln, und wenn 
ihm Inzichten von Berbrechen vorfommen, in der Stile, 
aber fogleich , dem DOrtövorgefegten die Anzeige zu machen, 
bei Scheintodten Wiederbelebungsmittel anzuordnen, 

$ 818, Der Leichenfchauer fertigt den Sterbfchein an 
das betreffende Pfarramt aus und beftimmt die Zeit der 
Beerdigung; diefe bat in den gewöhnlichen Fällen in der 
gefeßlichen Zeit von 48 Stunden nach dem Hinfcheiden zu 
gefcheben; (und dies fünftig auch an jenen Orten, mo 
nach Partifularbeitimmungen bisher in den Sommermonaten 
nicht nach 7 Uhr Morgens, und nicht nach 5 Uhr Abends 
begraben wurde. A. B. M. 1838, Beil. 4. ud A. B. O. 
1838, Beil, 32.) ; eine frübere Beerdigung darf nur auf 
Erlaubniß des Arztes oder Wundarztes, welche diefer unent- 
geldlich zu geben hat, A. B. M. 1836, N. 25. , gefcheben, 
jedoch in feinem Falle vor Ablauf von 30 Stunden; eine 
fpätere fann mit Perlängerung der gefetlichen 48 
Stunden um 12— 48 Stunden nach der Beurtheilung des 
Leichenfchauers geſchehen. A B. O. 1835, N. 77. 6,1212. 

Die Beerdigung kann aber überhaupt immer erſt dann 
ſtatt finden, wenn an der Leiche ſchon ſichtbare Zeichen 
der Verweſung gefunden werden, Eine Leichenöffnung 
darf erit nach 24 Stunden ftatt haben, Drei Stunden vor 
der anberaumten Beerdigung findet die zweite Befichtigung 
und Ausſtelluug des Todrenfhaufcheines ſtatt; un. 
mittelbar vor der Einfenfung ift der Sarg nur dann noch 
zu öffnen, wenn die DBerwandten ded Verftorbenen dies 
wünfchen, und der Tod durch Feine anitedende Krankheit 
verurfacht worden ift. A. B. M. 1835, R. 60. ©. 530. 

$ 819. Das Regiſter über fämmtliche Befichtigungen 
wird alliahrlich dem Phyfikat eingeliefert, welchem das Amt 
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auch die mit den Duplikaten der Kirhenbäcer einzufenden- 
den Leichen- und Todtenfchaufcheine zuftellt, Die Gebühr des 
Leichenfchauers, einfchließlich ded Scheins, beträgt 36 fr. 
R. B. 9, IX. 


Die Phyſikate haben alljährlich im Februar Leichen, 
fchauberichte mit fummarifchen Verzeichniffen , fpeziellen 
Veberfichten und den Leichenfchanregiftern, ferner mit Vers 
zeichniffen fümmtlicher im Laufe des Jahres in jedem Orte 
diefer Bezirke geborenen männlichen und weiblichen Kindern 
an die Sanitätsfommiffion einzufenden. A. B. M. 1833, 
N. 103. 9 B. O. 1834, N. 4 A. B. 6. 1833, N. 102, 


Alle Sterbfcheine der in Frankreich fterbenden badifhen Ans 
gehörigen werden in Paris unferer dortigen Geſandtſchaft 
eingehändigt ; ebenfo follen bei uns die Yemter die Sterb: 
fheine aller bei uns fterbenden Franzofen fammeln, und 
den Kreisregierungen vorlegen, welche diefelben an bas 
Minifterium des Großh. Haufes und der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten weiter befördern wird. A. B. U. 1836, 
N. 30. 


$ 820, Die Leichen ſämmtlicher Kriminalinquifiten, 
Baganten, fremden Bettler und Selbſtmörder, der auf 
Öffentliche Koften ernährten Kinder unter 12 Fahren, auch 
der in Hofpitälern auf Staatöfoften erhaltenen, aus dem 
Umfang des Inter - und Mittelrheinkreifes , werden dem 
anatomifchen Inſtitut zu Heidelberg, der Anatomie 
zu Freiburg die aus den umliegenden Aemtern M. d. %. 
v. 25. Mai 1829. R. 4830. abgeliefert; die Transportfoften 
beftreitet die Anftalt. A. B. M. 1837, Beil, 16, 


Bei Selbftmördern dispenfirt die Kreisregierung auf 
amtlichen Bericht ans erheblichen Urfachen gegen eine vor 
der Beerdigung zu entrichtende Tare von 20, 40 bis 60 fl. 
zum Beſten des Inſtituts. A. B. N. 1820, N. 50. Fremde, 
durch das Land geführt werdende Leichen ſind auf der 
Grenze anzuhalten, unter Eskorte zum nächſten Amt zu 
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bringen ‚ welches die Päſſe und Ausweiſe ihrer Begleiter 
unterſucht. A, A. II. „Reichen,“ 


5821. Begräbnißſtätten U. 8.9.1838, Beil, 32. A. 
3.0.1838, Beil, 44. find in der Negel in einer Entfernung von 
mindeftens 800 Fuß | von den eriten Wohngebäuden an der nörd- 
lichen oder nordöftlichen Seite des Ortes, zu dem fie gehören, 
anzulegen, oder wenn in diefer Richtung Fein ſchicklicher 
Platz zu finden iſt, wenigſtens in einer Entfernung von 
1200 Fuß, ferner nicht in der Nähe von Quellen, und hoch 
gelegen, fo daß der Platz vor Ueberfchwenmungen gefichert 
it, und daß man im jeder Jahreszeit wo möglich 6 bi 7 
Fuß tief waferfrei graben kann; in der Megel foll die 
Errichtung neuer Wohngebäude bis auf eine Entfernung 
von 1200 Fuß nicht geftattet werden. Das Deffnen der 
Gräber finder im Tonboden nach Berfluß von 25 Jahren, 
im Sandboden, der jenem vorzuziehen it, im Verfluß von 
20 Zahren ftatt, Die Begräbuißſtätte ift mit einer Ring— 
maner zu umgeben, deren Höhe nicht über 6 und nicht 
unter 4 Schuh beträgt; am deren innerer Seite gegen den 
Ort su Can den andern Seiten nicht) fünnen Bäume, die 
aber feine Fruchtbäume find, gepflanzt werden. Der Ein- 
gang der Begräbnißitätte iſt zu verfchließen. Wo die Ge— 
meinde, da diefer die Verbindlichkeit zu Herftellung und Er- 
haltung der Begräbnißftätte obliegt, nicht genug Mittel 
Hat, um eine Mauer zu errichten, kann eine Bretter- oder 
Lattenwand, auch eine Tebendige Hecke ald Umzäunung 
geftattet werden. Die Gräber find reihenweiſe anzulegen, 
für Kinder unter 10 Fahren 5 Schub tief, Für ältere 
Berfonen 6 Schuh tief, mit Zwifchenwänden von 14 Fuß 
im: Sandboden, und von 1 Fuß im Tonboden; ausnahms- 
weiſe Fönnen von der Auffichtsbehörde über den Friedhof 
(ſ. unten $ 89. a.) befondere Familiendegräbniffe auſſer 
der Reihe gegen eine Tare bewilligt werden, die vom Be- 
zirtsamt feſtzuſetzen und zu den Bedürfniffen der Begräbs 
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fätte zu verwenden iſt; nur in folchen Begräbnißplätzen 
fönnen gemauerte Gruften geftattet und für diefe allein 
dürfen Särge aus hartem Holz gefertigt werden , ſonſt bei 
Vermeidung einer den Schreiner treffenden Strafe von 5 
Reichsſsthalern nur aus weichen Teicht verweslichen Hoffe, 
Die innerhalb der Ortfchaften beftebenden Begräbnißpläge 
dürfen nie erweitert werden, aber fortbeſtehen, wenn die 
Wiederöffnung ihrer Gräber zur Leichenaunfuahme nicht vor 
30 Fahren im Ton- und vor 25 Fahren im Gandboden 
feit der Testen Beerdigung in denfelben gefcheben muß, 
andernfalls find fie zu verlegen, die auſſerhalb der Orte 
gelegenen Begräbnißftellen dürfen nur in gewiſſen Fallen 
erweitert werden (A. 3, DO. 1838, Beil, 32. Abſatz 13.) 5 
der Boden einer gefchloffenen Begräbnißftätte kann 40 
Jahre Fang nur für Graswuchs benußt, feine Weberbau- 
ung aber, oder Umgrabung erit nach 20 bis 30 Fahren 
vorgenommen werden, biebei müffen aber alle Gebeine in 
den nunmehrigen Friedhof gebracht werden. 


$ 821.a. Die Auffichtsbehörde über den Friedhof 
befteht aus dem Bürgermeiiter oder Gtaatspolizeibeamten, 
und dem Pfarrer beziehungsweiſe den Bfarrern der ver- 
fchiedenen Konfeffionen; ihre Befchlüfe werden durch 
Stimmenmehrheit gefaßt, bei Stimmengleichheit entfcheidet 
das Bezirks. oder Polizeiamt. Es wird zur Aufficht und 
Fefthaltung der polizeilichen VBorfchriften über die Anlegung 
der Gräber ꝛc. von diefer Auffichtsbehörde ein Todten- 
gräber aufgeſtellt und verpflichtet, ihm auch feine Gebühr 
feitgefest; Diele Behörde kann denfelben auch entlafen. 


Die für einzelne Orte bereits beſtehende Leichen» und 
Kirchhofordnungen bleiben bei Kraft, infofern fie mit den 
obigen Beſtimmungen nicht im Widerfpruche find; a. a. O. 
Abſatz 15 u, f. 


--$ 822, Bon dem allgemeinen Begräbnißplas kann Nie— 
mand, der auf der Gemarkung verftorben oder zu der 
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Gemeinde gehörig ift, ausgefchloffen ober auffer der Reihe 
an einen befonderen Pla gewiefen werden. Diefe Beltim- 
mung gilt ſowohl für fremde Glaubensgenoſſen, M. B. 2. 
1809, R. 36. , als Gelbftmörder, foferne fie nicht auf eine 
Anatomie abgeliefert werden müſſen und für Verbrecher. 


Selbſtmoͤrder werden nach den Gebraͤuchen ihrer Konfeffion, 
aber in der Megel ftille beerdigt. M. d. J. d.d. 5. Okt. 
1829, NR. 10518, 


$ 823. Die bier und da noch vorhandene Beinhäu— 
fer find zu verfchließen , und nur dann wieder zu eröff- 
nen, wenn in dem betreffenden Orte, einem beftebenden 
Gebrauche gemäs, Gebete dabei zu verrichten find, Dig 
bei Eröffnung eines neuen Grabes (oder bei Leberbauung 
oder Umgrabung eines alten Kirchhofes ſiehe $ 821.) ber- 
vorkommenden Bebeine und Gargrefte find wieder zu be, 
graben. Die Aemter und Bfarrer baben über Beobachtung 
diefer Borfchriften zu wachen. R. B. 8, XIV, 


Dierter Titel. 


Bon der Sorge für die Sicherung des Eigen: 
thumes. 


$ 824. Niemand kann aus Gründen des öffentlichen 
Nutzens zur Abtretung feines Eigenthumes oder anderer 
auf unbewegliche Sachen bezüglicher Rechte angehalten 
werden, ohne voransgegangene Entfchädigung. Der Nusen 
der Unternehmungen, für welche die Abtretung gefordert 
wird, gilt nicht nur dann als öffentlich, wenn er dem 
Staat unmittelbar , fondern auch, wenn er demfelben blos 
mittelbar , zunächſt oder unmittelbar aber einer Staatsan⸗ 
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ſtalt oder einer oder mehreren Gemeinden zu gut kommt: 
über die MWerbindlichfeit zur Abtretung entſcheidet das 
Staatsminifterium, über die Entfchädigung der Richter auf 
den Grund vorbergegangener Verhandlungen, R. B. 35, 
XLIT. (R. 8, 18, XVIII.) Weber das Verfahren bei folchen 
Abtretungen enthält Titel II. et seqq. des Gefeked vom 
28, Auguſt 1835 (NR. 3. XL.) genaue Beſtimmungen, 
auf welche hier verwiefen wird; in Bezug auf das Ver— 
fahren bei Zmangsabtretungen für die Eifenbahn von der 
Heffifchen- Bis zur Schweizergrenze beſtehen befondere Dc- 
ſtimmungen ſ. R. B. 38, XIV. S 123. 


Erstes Rapitel. 
Von der Gewähr der Liegenichaften. 


$ 895. Die Gemeinden haben vermöge des ihnen zu— 
ftebenden Grundrechtes die Befähigung, und Namens 
derfeiben die Gemeinderäthe die Verpflichtung, für den Beſitz 
und jeden rechtmäßigen Erwerb von Liegenſchaften 
Gewähr zu leiſten. 


$. 826. Hierzu dient 

a. die dem Gemeinderatb obliegende Führung und Er- 
neuerung der Grund. oder Lagerbüder, und 
ihre, dem Ortsvorſteher und Rathſchreiber anders 
traute, Verwahrung auf dem Rathhauſe mit allen 
dazu gehörigen Nenovationen, Berainsernenerungen, 
Flur. und Grenzbeichreibungen. Weber die zu Feiner 
beftimmten Ortsgemarfung gehörigen Liegenfchaften und 
einzelnen Höfe führt das nächſt gelegene Ortsgericht 
diefe Bücher. R. 3. 31, TI. 33, VIII. ©, 9. 


$ 827. b. Die Führung der gerichtlichen Gewähr— 
bücher, in welche jeder Uebergang des Eigenthums 
an Liegenſchaften der Ortsgemarkung durch Kauf, 
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Tauſch, Legat, Erbfchaft , Webergabe, Ehe, Pfründ⸗ 
oder Leibrentenvertrag und Einweifung eingetragen 
wird. 


$ 828, Das Gewährbuch fol in Folio eingebunden, 
amtlich paraphirt, mit dopeltem alphabetiichen Regiſter 
über beide Kontrahenten verfeben ſeyn, die Beilagen in 
einen befondern Band gehefter und mit den Nummern der 
Einträge bezeichnet, beides aber auf dem Rathhauſe in 
einer Kite unter dem VBerfchluß des Ortsvorftchers und 
jüngſten Gerichtöverwandten verwahrt werden. Wo in Er- 
mangelung eines Rathhauſes die Kiſte fich in dem Haufe 
des Ortsvorſtehers befindet, bat diefer den Schlüffel dem 
älteften Gemeinderathsglied zu übergeben, 


$ 829, Bor dem Eintrag find fämmtliche Nechtöver- 
hältniffe genau zu prüfen, namentlich, ob fämmtliche 
Kontrahenten die perfönlich rechtliche Qualität zur Ber- 
äufferung und Erwerbung von Liegenichaften baben? ohne 
der Zuftimmung eines Bormundes, oder überhaupt dritter 
Perſonen zu bedürfen, auch ob folche miteinwilligende Per- 
fonen in gefeglicher Form beitellt feyen ? Die Veräuſſerung 
von Gütern der Minderjährigen, Mundtodterflärten, Ent- 
mündigten, der Gemeinden, Stiftungen, Korporationen und 
des Staats kann nur unter den für fie feſtgeſetzten befon- 
deren Formen flatt finden. 


5 830, Bor dem Eintrag iſt ferner Gewißheit zu 
erlangen , daß die Liegenfchaft des Veräufferers anerfalle- 
nes unmiderrufliches Eigenthum fey, und feine Dispofition 
darüber nicht durch die Nechte dritter befchränft werde; 
daber , ob fein Eigenthbumsvorbehalt, VBorzugsrecht, Pfand- 
recht, Nüdfalld -, Verkaufs- oder Lofungsrecht, Oberei- 
genthbum oder Nusnießungsrecht darauf bafte? bei Lehen 
oder Erbbeftandsgütern der Konfens des Obereigenthümers 
vorhanden fey? Hierzu führe die Einficht der Zagerbücher, 
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Gewährbücher, Pfandbücher, Theilzettel, Kaufbriefe und 
Duittungen, Eheverträge und andere Urkunden, = 


Ferner find die Eigenfchaften und Beziehungen des 
Objekts, Grundlaften, Zinfen, Dienitbarfeiten, anflebende 
Berechtigungen, Morgengebalt, Bezeichnung ber Lage und 
Begrenzung genau zu erörtern. u 


$ 831. Der Eintrag gefchiehet an dem Gerichtstagen 
durch den Rathsſchreiber bei verſammeltem Gemeinderath: 
wo der Gerichtsglieder mehrere find, wenigſtens in. Gegen⸗ 
wart von 3; auf die äuſſern zwei Drittel des Blatts, in 
ununterbrochener Folge, unter fortlaufenden Nummern 
ohne Abkürzungen, Korrekturen oder Einſchaltungen; un⸗ 
bedeutende Verbeſſerungen ſind mit der Unterſchrift der 
Betheiligten am Rande zu beurkunden, ſtatt bedeutender ein 
neuer Protokolleintrag zu machen. 


$ 832%. Der Eintrag muß den Willen der Kontrahenten 
volftändig in unzweidentigen, leicht veritändlichen Aus- 
drücken im deutſcher Sprache enthalten und in fih be 
greifen: 


a. Ort, Fahr und Tag, beide in Ziffern; b. Namen 
der anmwefenden Gerichtöglieder; c. Vor, und Zungs 
men, Stand oder Gewerb und Wohnort der Kontra- 
benten oder ihrer Stellvertreter; d. Befchreibung der 
Liegenfchaft nach der Nummer des Grundbuchd, altem 
und neuem Maas, mit oder ohne Gewähr, Kulturart, 
Flur oder Gewann, Aufſtößern und Nebenliegern; 
bei Gebäuden mit Benennung fämmtlicher einzelnen 
Nebengebäude; e. Angaben der Laften und Rechte; 
f. Kaufpreis oder Aufgeld mit feiner Verfallzeit; 
g. fonftige von den Kontrahenten angegebene. Bedin- 
gungen. Bei Taufch oder gemifchtem Kauf if der 
Werth der Liegenfchaften nach dem Tanfenden Preis 
anzugeben. 
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Den Schluß bilder h. die Erwähnung der Wicder- 
vorleſung, Lnterfchrift der Kontrahenten oder deren 
Beizeichen, melches der Gerichtsfchreiber atteftiret, 
und Beurkundung des Akts durch Unterfchrift fämmtli- 
cher anmwefenden Rathsglieder, melche damit die 
Gewähr für die Nichtigkeit des Eintrags und Ei- 
genthumsüberganges unter folidarifcher Haftung über- 
nehmen, 


Der Rathöfchreiber vidimirt das Protofol und über⸗ 
nimmt die Mitverantwortlichfeit gleich einem Rathsglied. 
R. B. 26, N. XIV. 


$ 833. Die Bedingungen find vor der Aufnahme genau 
zu prüfen, verfänglich fcheinende oder zu Streitigkeiten 
Anlaß gebende vorher aufzuklären, alle fittenwidrige zu 
verwerfen. Die Ausbedingung von Weinkauf ift unftatthaft 
und bei öffentlichen Verfteigerungen verboten ($ 436.) Bei 
Verkauf auf Termine ift auszudrüden, ob diefe verzinslich 
feyen? auch der Verkäufer jedesmal zu erinnern, den Ein- 
trag in das Pfandbuch nicht zu verfäumen. 


$ 834. Alle öffentlichen Verfteigerungen, die entweder 
nach gefeßlicher Vorfchrift oder anf gerichtliche Anordnung 
vorgenommen werden, gebören in den Wirfungsfreis der 
Ortsbehörden, (eine Ausnahme fiehe in $ 972. der B. O.) 
ed muß denfelben öffentliche Verkündigung vorausgeben. 
(Berfteigerungen, die weder auf einer gefeßlichen Vor- 
ſchrift, noch auf richterlicher Anordnung beruben können, 
auch von Privaten vorgenommen werden: folche Akte haben 
aber natürlich in feiner Beziehung den Charakter der Decf- 
fentlichkeit), A. B. M. 1836, N. 4. A. B. D. 18241, 
N. 25. Leber das bei Zmwangsverfteigerungen zu beobach- 
tende Verfahren, ficbe R. 3. 32, XXL 


Der Inhalt der Verfleigerungsprotofolle wird wörtlich 
dem Gewährprotokoll einverleibt; fie felbft aber den Bei- 
lagen beigebeftet. 
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5 835. Bei richterliher Einmweifung genügt wört- 
ficher Eintrag der richterlichen Verfügung mit der Ynter- 
fchrift der Rathsglieder. i 

$ 836. In Fällen eintretender Loofung, 8 N. 
1701. aa find die Berechtigten, wo deren viele find, durch 
Anfchlag, von der Veräuſſerung zu benachrichtigen, Bis 
zum Ablauf der Loofungsfrift die Gewähr auszuſetzen, die 
Anzeige der Loofung in das Gemwährprotofol einzutragen 
und diefes von dem Löfenden und den Gerichtsgliedern zu 
beurfunden, auch derjenige, gegen welchen die Looſung 
angezeigt worden, vor der Gewähr davon zu benach- 
richtigen 

$ 837. Jedem Berheiligten ift auf Verlangen Einficht 
des Gemährprotofols zu geftatten und Auszug aus demfel- 
ben zuzuſtellen. 

$ 838. Zur Ausfertigung der Kaufbriefe find monatlich, 
und ſpäteſtens bis zum 15. des folgenden Monats, Ertrafte 
aus dem Gewährprotokoll dem Amtsreviforat einzufenden 
und der Tag der Ausfertigung am Rande des Protokolls 
zu bemerfen. Für jeden Steigerer wird ein befonderer 
Ertraft und Kaufbrief gefertigt; anf letztern kann nicht 
verzichtet werden. A. B. D. 1821. N. 24.. | 


Zweites Kapitel. 


Bon der Gewähr des Vorzugs und Pfandrechts auf 
Liegenfchaft. 


$ 839, Die Gewähr der Borzugs- und Pfandrechte 
auf Liegenfchaften gefchiehet durch die Gemeinderäthe als 
Pfandgerichte mittelft Aufnahme in die Pfandbücher. Die 
äuffere Form diefer und ihre Aufbewahrung iſt jener der 
Gemwährbücher , oben $ 828. gleich. 


In dieſelben ift jede Erwerbung eines gefeglichen Vor⸗ 
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zugsrechts, fo wie jedes bedungene, geſetzliche oder richter- 
liche Pfand, in fo weit fie Liegenfchaften der Ortsgemar⸗ 
fung angeben, auf Betreiben des Betheiligten oder der 
Anffichtsbehörden einzutragen. 2. R. 2146. seqg. 


6840. Bor dem Eintrag iſt zu unterfuchen: 
a. ob die Perfonen die gefegliche Qualität zur Nach- 


fuchung und DBerwilligung eines Pfandes haben. 2. 
OR, 14 — 27. 


b. ob die Güter, auf welche der Eintrag geſchehen fol, 
reines Eigenthum des zu Belaitenden fenen?. fo- 
dann ift 


ec. deren Beziehung und Bezeichnung genau auszsumitteln, 


alles analog den Beltimmungen für die Einträge im 
das Gewährprotokoll. 


$ 84. Die zum Band beſtimmten Liegenfchaften find 
nach dem laufenden Breis zu taxiren; das Pfandgericht 
baftet für die. Nichtigkeit der Taration, welche durch die 
Preife der Güter von gleicher Qualität deffelben Jahres 
gerechtfertigt wird. 


Bei Häufern iſt der Brandverficherungsanfchlag noch 
befonders anzumerken; er fol für Stiftungsfapitalien nur 
zu ein Drittel in Anfchlag gedracht werden. V. 0. d. J. 
d. d. 21. Nov, 1820. 

Der Steueranfchlag Fann die Pfandtaration nicht er- 
ſetzen. 

$ 8412. Der Eintrag L. R. 2148. des bedungenen 
Pfandrechts gefchieht auf Antrag der Betheiligten vor ver- 
fammeltem Pfandgericht durch den Berichtsfchreiber in der 
oben $ 831. erwähnten Form, Er entpält; 

a. Ort, Jahr und Tag, 
b. Namen der anmefenden Gerichtöglieder, 
©. Bor. und Zunamen, Gewerb oder Stand und Wohn- 
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ort des: Gläubigers und Schuldners, der. de; her⸗ 
thenden und vertretenden Perſonen, 


d. Jahr und Tag und Beſchaffenheit des Titels und 
Summe der Forderung; Tebtere mit Worten und 
unter Angabe der Münzſorten, fonftige Nebenverbind- 
lichkeit und Verfallzeit, 


e. genaue Bezeichnung der Siegenfchaften , — das 
Vorzugs- oder Pfandrecht eingetragen wird, mit 
Angabe der Nummer des Grundbuches, 


f. gerichtlicher Tax jedes einzelnen Pfandſtücks, am 
Schluß, Summe des Taxes in Worten ausgeſchtieben, 
mit dem Beiſatz: „gerichtlich geſchätzt.“ 


5843. g. Wenn ein älteres Pfand darauf haftet, iſt 
died unter Angabe der Eigenfchaft und Bfandfumme 
zu erwähnen, eben fo, wenn Dritte dabei betheiligt 
find, deren Einwilligung zu dem Pfandbuch u drin. 
gen if. 


h. Den Schluß bildet Erwähnung der Wicdervorfefung, 
Unterfchrift der Berheiligten im Protokoll, (fo fern 
der Släubiger fih nicht bereits in dem Handfchein 
erklärt bat) des geſammten Pfandgerichts und des 
Gerichtichreiberd. Leber den Eintrag des bedungenen 
Unterpfands if ein Ertraft zur Ausfertigung der 
Obligation dem Amtöreviforat, R. B. 10, XV., zu⸗ 
zuftellen, und dag dies gefchehben fen, am Rande 
durch den Gerichtsfchreiber zu beurfunden, 


Der Auszug iſt von ſämmtlichen Mitgliedern des Pfand- 
und DOrtögerichtd zu unterfchreiben, A. B. D. 18%, N. 
54, und in doppelter Urfchrift aussufertigen, wovon 
die eine beim Amtsreviforat aufbewahrt, die andere der 
Schuld. und Pfandurfunde zur Aushändigung an den 
Gläubiger beigelegt wird; es iſt hiefür ein neues Formular 
vom 1. Auguſt 1830 an eingeführt. R. B. 30, IX. 
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$ 34. Der Eintrag des geſetzlichen Vorzugs⸗ oder 
Unterpfandrechtes, L. R. 2103: 2121., geſchiehet auf Vor⸗ 
fage der darüber fprechenden Urkunde, 2, R. 2148., durch 
den Jutereſſenten oder feinen Stellvertreter, ohne Unter⸗ 
fchrift des Schuldners, mittelſt wörtlichen Eintrags der 
Schuldurfunde, unter Beurkundung des gefammten Pfand. 
gerichts; weitere Förmlichkeiten bedarf er nicht. V. vom 
27, Des. 1809, $ 29, 

Bei allgemeinem Pfandrecht wird der Eintrag auf 
fammtliche Liegenfchaften in dem Bfandfchreibereibezirf 
bewirkt; er fann aber auf den Antrag des Belafteten auf 
beftimmte Liegenfchaftsttüde für die Summe der Schuld 
und eines Drittheils weiter durch neuen Eintrag befchränft 
werden, L. R. 2165. 


u 6 845. Der Eintrag des richterlichen Pfandes, 
L. R. 223., geſchieht auf gleiches Betreiben und Vorlage 
des richterlichen Erfenntniffes im gleicher abgefürzter Form, 


6 846. Bei nachgewiefener Erlöfchung eines Pfandes, 
worüber der Nichter nach vorbergegangener Prüfung über 
die Einwilligung und Rechtsfähigfeit der Betheiligten einen 
Beifagbefehl ertheilet, & R. 2157. A. B. D. 1835, N. 
54. , iſt der Eintrag und die Nummer durch das Pfand- 
gericht, R.B. W, XXIX., im Regiſter fo zu durchftreichen, 
dag fie noch Teferlich bleiben, und das Datum der Tilgung 
am Rande des Eintrages unter der Unterfchrift des Pfand- 
gerichtes beisufegen. Die Nachweifung darüber fommt zu 
den Beilagen. 


Ueber die Ermächtigung der Domänenverwaltungen zur Ber: 
anlaffung des Striche eines Pfandeintrags für eine äraris 
fhe Forderung fiebe A. B. D. 1829, N. 97. 


5 847. Jedem Intereſſenten ſtehet die Einficht der 
Pfandbücher offen und ift auf Verlangen ein Auszug aus 
denfelben unter Angabe des Blattes zu ertheilen. 
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5 848, Wird die Erneuerung eines einzelnen Un— 
terpfandes nachgefucht, fo find fämmtliche Verhältniſſe 
aufs neue zu prüfen; find diefe noch in der Ordnung, fo 
wird nur an dem Rande des Eintrages und der Urkunde 
der Beifag gemacht: „erneuert,“ mit Datum und. Iinter- 
fchrift, andernfalls aber ift neuer Eintrag und eine ihm 
entfprechende Ausfertigung zu bewirken. R. B. 2, XXIII. 
Die Erneuerung eines Unterpfandsbuches wird auf Antrag 
des Amtsreniforatd von dem Amt angeordnet; ſämmtliche 
Intereſſenten find fpeziell vorzuladen und hierüber Befchei- 
nigung zu den Akten zu bringen; ihrer Vorladung und 
der öffentlichen Aufforderung in den drei Anzeigeblättern 
it die Bedrohung beizufügen: „daß der etwa fchon im 
„alten Pfandbuch zu Gunften des Ausbleibenden vorhandene 
„und nicht geftrichene Eintrag gleichlautend in das neue Pfand- 
„buch übertragen werden foll, der Gläubiger fich auch die 
„aus der unterlaffenen Anmeldung entfpringenden Nachtheile 
„ſelbſt zugufchreiben habe.“ Die ältern Pfandbücher find 
forgfältig aufzubewahren. R. B. 26, X. Webertragungen 
aus den Altern Bfandbüchern in die neuen müſſen nur dann 
wörtlich gefchehen, wenn die Altern Pfandbücher ganz ım. 
brauchbar geworden find, fonft genügen fpezielle Nachwei⸗ 
fungen. A. 3. D. 1830, N. 59. 


$ 849. Die Beftellung von Fauftpfändern im Werth 
von 75 fl. und darüber it nur alsdann gültig, wenn fie 
bei einem Amtsreviforat in das dazu beftimmte Buch ein- 
getragen iſt; dies kann Bei jedem Amtsreviforat gefchehen, 
auch auf einfeitige Vorlegung einer Privaturkunde im 
Driginal, bringt aber feine Gewährleitung mit fich, 


Das Buch muß eingebunden, amtlich parapbirt und 
mit doppeltem Namenregifter verfehen: ſeyn; der Eintrag 
enthält: Datum, Nummer, Namen des. öffentlichen Beam- 
ten, Namen, Stand und Wohnort deffen, der die Eintra- 
gung verlangt, wörtlichen Inhalt der vorgelegten Urkunde, 
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Unterfchrift des Produzenten nach vorgängiger Vorleſung. 
R. B. W, X A. 23 N. 18%, NR. 40, 8 R. 3074. 
Handelsgefchäfte und jene der öffentlichen Pfand - und 
Leihhäuſer, welche eigene Statuten haben, find bieran 
nicht gebunden. 2, R. 2084. 


Drittes Kapitel. 
Vom Steinfas. 
e. O. VI. IX. R. 8. 18, XXI. 


$ 850, Zur Bezeichnung der Begrenzung der Liegen- 
fchaften, ſowohl der Ortsgemarfungen und Fluren, als 
der Privat - und Allmendbefißungen, bat iede Gemeinde 
ihre befondern Steinzeichen. Das Geheimniß davon 
iſt 4 von der Gemeinde ermwählten, von dem Amt verpflich- 
teten Steinſetzern anvertrant. 


8.851. Ohne ihre Mitwirkung darf Fein Gemarkungs-, 
Feld- oder Almendftein neu geſetzt, verfest oder aufgerichtet 
werden bei Strafe der Urkundenverfälſchung; es baben 
aber nicht jedesmal fümmtliche, fondern nur ein Steinfeger 
nebit dem Ortsvorfteher angumohnen. Kein Steinfag darf 
gefcheben ohne urkundliche Beiladung fümmtlicher Inte— 
reffenten, Im Fall muthwilligen Ansbleibens kann der 
GSteinfas gleichwohl vorgenommen werden. 


$ 852. Beſchwerde gegen das Verfahren des Steinfaß- 
gerichtes gehet zunachit an das Ortsgericht. 

Wer von einer Steinverrückung Kenntniß bat und fie 
nicht anzeigt, unterliegt der Strafe der Verfälfchung. 


$ 853. Feder Eigenthümer einer Liegenfchaft kann auf 
Vermeſſung derfelben und ihrer Gewann und Nusiteinung 
feines Guts antragen, In Gewannen, deren einzelne Stüde 
nicht ausgefteint find, wird das in Vergleichung mit dem 
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Lagerbuch fich ergebende Uebermaaß oder Mindermaaß unter 
fümmtliche Grundſtücke nach geometrifcher Proportion ver 
theilt. 

$ 854. Die Koſten des Steinſatzes fallen auf die beider⸗ 
feits Betheiligten. 


Diertes Kapitel. 

Berhütung von Borenthaltung und Betrug. 
$ 855. Gemeine Betrügereien oder Prellereien, 
deren das Strafedift nicht als peinlicher Vergeben erwähnt, 
namentlich gemwinnfüchtige, für die Gefundheit der Menſchen 
ganz unbedenkliche Waarenverfälfchungen. O. €, VIII, 550, 
Berfälfchung von Maaß und Gewicht, welche als eigen- 
nüsige Nachläßigfeit der Gewerbsleute erfcheint ibid. $ 49 
und Arfundenverfälfchung ohne bezweckte Rechtsbeugung 
oder unmittelbaren Geldvortheif ibid. 48 follen (nicht mit 
polizeilicher Strafe, wie an manchen Stellen nach Anficht 
des R. B. 26, XVII. geſchah, fondern) mit bürgerlicher 
Strafe, die bis zur Arbeitshausftrafe fteigen kann, je nach 
der Größe des dem Hintergangenen zugefügten Nachtheiles, 

belegt werden. A. B. M. 1837, Beil, N. 33, 

Derartige Vergehen gegen einzelne Vorfchriften der Marktes 
polizei werden jedoch nicht nah obigem, fondern nad 

ihren befondern Beftimmungen, polizeilih behandelt, 


Erfter Abſchnitt. 
Von Auslieterung gefundenert Sachen. 
A. %. I. „gefundene Sachen.’ 


$ 856, Wer etwas findet, defien Eigenthümer ibm be- 
kannt ift, hat es unentgeldlich zurückzugeben. 

Die gefundenen Sachen gehören dem Finder, wenn er 
an dem Ort des Fundes diefen öffentlich befannt gemacht, 
und in drei Fahren der vorige Inhaber fie nicht zurück⸗ 
verlangt bat, 2, R. 717 a. 2279 et seq. 

31 
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Abſichtliche VBerbeimlichung ‚und Verwendung in’ eigenen 
Nusen wird als Funddiebſtahl befiraft. Der Eigenthümer 
bat dem Finder REDE Auslagen und Berfäumnife gu 
erfegen. 


$ 857. Wer auf eigenem Gut Geld oder Koftbarfeiten 
ohne abfichtliche Nachgrabung findet, von welchem auf feine 
Weiſe zu ergründen iſt, wann oder von wem folches ver- 
graben worden, bat es dem Amt einzuliefern, und wenn 
der. Eigenthümer nach vorgängiger Bekanntmachung unter 
genereller Bezeichnung des Gegenitandesd binnen Fahr und 
Tag: nicht erforfcht werden kann, fo. verfällt. cs ihm zum 
Eigenthum. Wurde der Schag auf fremdem Grund und 
Boden gefunden, fo gebort die Hälfte dem Finder, die.andere 
Hälfte dem Eigenthümer des Bodens. L. R. 716. 


$ 858. Unter der Erde befindliche Schäge find der 
Staatskaſſe verfallen; der zufällige Finder, welcher ſogleich 
die Anzeige gemacht bat, erhält ein Viertel. Abfichtliches 
Schakgraben und Beherbergen von Schabgräbern iſt 
verboten. 


$ 859. Herrenloſes Gut, wohin auch gefloblene 
Sachen gehören, deren Eigenthümer nicht ausgemittelt wer- 
den kann. M. d. J. d. d. 23, Februar 1824, N. 2246, 
fällt der Staatskaſſe anheim. 


Zweiter Abfchnitt. 
Verbot des Wuchers. 
8,D V. J. 


5860: Es iſt als Wucher verboten und ſtrafbar: 

a. ohne Vertrag übergeſetzliche und mit Vertrag überbe⸗ 
dungene Zinſen zu nehmen; L. R. 1907 S, der geſetz⸗ 
liche Zinsfuß iſt 5 vom Hundert in bürgerlichen, und, 
6 vom Hundert in Handelögefchäften, 2. R. 1907 4. 
fentere find auch in bürgerlichen Gefchäften zu bedin- 
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gen ohne Einfchränfung erlaubt; noch weitere Zinfen 
können zwar ausbedungen werden, haben aber niemals 
Bfand- oder Vorzugsrecht und bei der Einklage wird 
alle Zinszahlung über den gefeglichen Fuß am Zins. 
und Kapitalrüditand abgefchrieben; L. R. 1907 c. in 
Ganten wird der Rückſtand auf den gefeglichen Zinsfuß 
herabgeſetzt. Die Strafe fol nicht unter 1 und nicht 
über 5 Jahreszinſen betragen; 2. R. 1907 £. zum 
Bucher wird gerechnet; 


b. Zins von Zins zu nehmen; diefer kann jedoch, wenn 
er über ein Jahr alt ift, zinstragend gemacht werden 
durch Einklage oder Mebereinkunft. 


$ 861. c. Auszahlung einer geringern Darlehensſumme, 
als die Berfchreibung auf verzinsliches Darlehen lautet; 
A. B. D. 1817, N. 95. A. B. N. 1818, N. 17. 


d. alle Nebenabgaben neben dem ſtipulirten Zins; 
e. Abgabe von Fahrniß ſtatt baaren Darlehens; 


ſ. Kauf um geringern Preis mit der Abrede des Nüd- 
faufs um böbern Preis; felbit wenn dieß Testere auf 
den Namen eines Dritten gefchieht, 


In den fünf legten Fällen befteher die Strafe in 
dem Verluſt der Forderung, mindeftens des vierten 
Theils derfelben. 


g. Darlehen auf Fünftigen Weinerwachs unter der Be- 
dingung geringern Preifed. A. A. J. „wucherliche Kon- 
trakte.“ 


$ 862. h. Verkauf von Früchten auf dem Halm und 

von Wein an dem Stock ift nichtig und verboten, bei 

Konfiskation des Verkaufsobjekts und einer dieſem 

gleich Fommenden Strafe für den Käufer, im zweiten 

Fall bei doppelter Strafe nebit mehrtägigem Gefängniß. 

A B. D. 1817, N. 53. A. B. N. 1817, R. 52,57, 
3l, 


Dritter Abfchnitt. 
Bon der Bahlungsflüdtigheit der Handelsleute. 
e. H. R. 250 Er 262. 


$ 863, Wegen Feichtfinniger Zahlungsflüchtigfeie 
ſoll ein Kaufmann, der feine Zahlung eingeftellt bat, 
von Polizeiwegen oder auf Antrag der Gläubiger zur Ver⸗ 
antwortung gezogen werden: 


a. wenn die Ausgaben feiner Haushaltung für übermäßig 
erfunden werden; 


b. wenn erwiefen ift, daß er Harfe Summen im Spiel 
oder gewagten Spefulationen verloren habe; 


c. wenn er neue Schulden kontrahirt bat, nachdem fein 
Vermögen bereits unter der Hälfte der Schulden ge- 
ftanden, oder wenn er Waaren unter dem laufenden 
Preis verkauft bar; 


®@: 

d. wenn er über das Dreifache feines Vermögens geborgt 
und dafür Bapiere mit feiner Unterfchrift in Umlauf 
gefest bat. 

$ 864. Ein Kaufmann Fann wegen Teichtfinniger Zah- 
Iungsflüchtigfeit verantwortlich gemacht werden: 

a. wenn er von feiner Zahlungsunfähigkeit feine Erklärung 

gemacht hat; = 

b. ohne rechtmäßige Verhinderung bei der Liquidation 
ausbleibt; 

c. unordentlich geführte oder nicht alle Bücher vorlegt; 

d. Handelsgefellichafter hat und fie nicht angibt. 

Die gefegliche Strafe iſt Verhaft von einem Monat bis 
zu zwei Jahren in dem Arbeitshbaufe R. 3.26, XVII; das 
Erkenntniß ift öffentlich zu verfünden, 

$ 865. Wegen boshafter Zahlungsflüchtigkeit iſt ein 
Kaufmann den peinlichen Gerichten zu übergeben: 
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a. wenn er falfche Ausgaben oder erdichteten Verluft an. 
gegeben, oder die Verwendung feiner Einnahme nicht 
nachgewieien bat; 

b. wenn er Vermögen befeitiget; 

e. erdichtete Verkäufe, Gefchäfte oder Schenkungen ge⸗ 
macht hat; 

d. falſche Schulden angibt; 

e. als Geſchäftsträger oder Aufbewahrer empfangene Gel. 
der, Papiere oder Waaren ſeinem Auftrag zuwider 
in ſeinen Nutzen verwendet; 

f. unter fremdem Namen etwas an ſich kauft; 

z. feine Bücher verborgen hat; 


$ 866. Er kann als boshaft zahlungsflüchtig belangt 
werden: 


h. wenn er Feine Bücher gehalten bat, oder feine Bücher 
die wahre Lage feines Vermögens nicht zeigen; 


i. wenn er auf erhaltenes GSicherheitsgeleit vor Gericht 
nicht erfchienen if. 


Fünfter Titel. 
Bon der Vorforge gegen Feuersgefahr. 


Erstes Kapitel, 
Borfchriften zur Verhütung von Fenerichaden und für 
Löſchanſtalten. 
8, O. II. XV, 


$ 867. Der Bau neuer Hänfer ohne Kamin oder von 
Gebäuden mit Strohdächern ift bei 50 Rthlr. Strafe ver» 
boten; eben fo das Deden der Dächer mit Schindeln oder 
Bord, Bei Hauptreparaturen müflen Schindeldächer um⸗ 
gedeckt werden; zur Bedeckung mit Stroh kann anf Bericht 
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der Bezirksbauinſpeltion, die Kreisregierung die Erlaubniß 
geben, aber auch dann muß das Dach um das Kamin herum 
und über den Eingängen zu den Wohnungen und Stallungen 
mit Ziegeln gededt, das Stroh aber gehörig mit Eifendrapt 
befeftigt werden. A. B. ©. 1831, N. 5. Es darf fein Holz 
zu Dachfchindeln aus Gemeinds- oder Körperfchaftswaldun. 
gen abgegeben werden. A. B. M. 1834, N. 25. Gtälle 
und Scheunen, welche zunächft am die Küche ftoßen, müffen 
durch. eine Brandmauer von Stein gefchieden fenn, Bei 
jedem neuen Baue muß mwenigftens der untere Stod, auf 
dem Schwarzwalde aber bei großer Theurung der Materia- 
bien und Armuth des Bauenden wenigftens der Sockel von 
Stein ſeyn. A. 3.9.1835, N.26, $5. Siehe auch $1195. 

$ 868. Bon Errichtung neuer Feuerftellen, namentlich für 
Schmiede, Bäder, Hafner, Seifenfieder, Seiler u. f. w. ift 
dem Amt die Anzeige zu machen, welches die neue Anlage in 
Hinficht ihrer Sicherung gegen Feuersgefahr prüfen läßt Bad- 
öfen und fonftige Feuerftellen ohne Kamin, Rauchlöcher in dem 
Kamine, und Rauchfammern mit hölzernen Thüren find 
verboten. A. A. I. „Feueranſtalten.“ A. B. D. 1824, N. 41. 

$ 869. Alle gewöhnlichen Kamine ſollen wenigſtens 
21 300 ins Geviert im Licht weit, niemals von Holz, fon- 
dern von gelegten, gut gebrannten Kaminfteinen, drei Schub 
über das Dach bervoritehend, obne Sprünge und vollfommen 
dauerhaft, auch Feine Rauchfänge (Schlöte) von Holz 
feyn. 9. B. N. 18%, R. 91. N. B. B. 1819, N. 64 9. 
B. D. 1819, N. 67. In feiner Feuer- oder Kaminwand 
dürfen Balken befindlich oder aufgelegt fenn. Defen, welche 
im Zimmer gebeizt werden, und Ofenröhre, welche durch 
eine hölzerne Wand ziehen, find gegen Feuersgefahr gebörig 
zu verwahren. Kaminthüren von Holz find mit Eifenblech 
zu befchlagen. 

Wie ruffifhe Kamine, die enger als die gemöhn- 
lichen und nicht beiteigbar find, angelegt und gereinigt 
werden müflen, fiebe in A. B. M. 1832, N. 34. 
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Ueber das vorgefhlagene Maaß zu gebrannten Baumaterialien 
fiehe A.B. M. 1834, N. 101. 1835, N. 10. 1837 Beil. 10. 
46870 Ohne vorherige Anzeige und amtliche Geneh⸗ 
migung darf fein Blitzableiter errichten, er: muß fogleich 
nach der Herſtellung befichtigt: werden. Zu. der alljährlich 
vor der Zeit der Gewitter. vorzunehmenden Prüfung des 
Zuftandes fämmtlicher Blitzableiter find in Jedem Amtsbezirk 
befonderd zu diefem Geſchäft taugliche Handwerksleute auf- 
zuftellen (U. B. M. 1838, Beil. N. 27.) und zu verpflichten 
fie; find ſowohl für die. Konftruftion ſämmtlicher Blitzableiter 
mach: der ertbeilten. Inſtruktion, als Für die völlſtändige 
Unterhaltung derfelben verantwortlich. RR Bi im nn 
N RXKVIE: ı: . | 

‚ Die: Baniinfpeftoren haben ſämmtliche eutgabtehen, os 
* Privatgebdͤuden, bei Gelegenheit der Viſitation der 
herrſchaftlichen Gebäude zu unterſuchen. RN 3. 23, IL. 

5 871. Holz, Stroh und andere brennbare Materialien, 
weiche in Häufern aufbewahrt werden, müſſen wenigftens 
drei Schub von Schornfteinen und fechs Schuh von Kaminen 
und Feueritellen entfernt fenn.. Das Dörren von Holz 
und. Hanf auf oder an Defen und in Ofenlöchern und Back⸗ 
Öfen, überhaupt in den Wohnungen, ift bei Strafe von 
30 fr. bid 5 fl, verboten, und darauf hinzuwirken, daß 
beſondere Dörrgruben in einiger Entfernung von: den Ort- 
ſchaften ängelegt werden. A. B. M. 1838, Bell. M 7.4. 
B. D. 1831, N. 86 und 100, Eben fo it verboten die 
Aufbewahrung von Aſche auf Speichern und andern boue 
nen Böden und in dergleichen Gefchirren 

5872. Tabakrauchen, offenes Licht, am: in 
einer zerbrochenen oder ‚nicht geſchloſſenen Laterne, Feuer 
oder glühende Kohlen in Ställen, Scheunen und. andern 
Orten, woſelbſt fich fenerfansende Gegenſtände ‚befinden‘, 
gumal’ beim Hecheln, Dreſchen zei iſt bei unnachſichtlicher 
Geld⸗ oder Gefüngnißſtrafe verboten M. Pr 8.1808, Nubln 
der Hausherr iſt für die Uebertretung durch ſeine Aungehö—⸗ 
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sigen, Dienftboten und Taglöpner verantwortlich, A. B. B. 
1811, R. 9. 

$ 873. Borgefeste haben firenge Aufficht zu führen, 
dag fein naffes Heu eingeführt werde, wenn aber die 
gleichwohl geſchehen ift, alle zwei Tage nachfeben, und das 
fich erwärmende fogleich auseinander zichen und trocdnen zu 
offen. A. 9. I. „Feueranſtalten.“ A. 8. B. 1821, R. 75. 

$ 874. Das Länten der Bloden bei Gewittern iſt vom 
boten. R B. 8, XII. 

$ 875. Es iſt ſtreng darauf zu halten, daß Fein Feuer- 
werf oder fonftige Spielerei mit Feuer in der Nähe von 
Gebäuden ftatt habe, 

Weber die Erlaubnig zum Auffteigen von Luftballons, 
welche mit brennbaren Materialien getrieben werden, 
fiebe $ 463. 

$ 876. Die Verpadung der Zündhölzchen für he 
mifche und Streichfeuerzeuge muß, damit durch etiwaige Mei- 
bung derfelben Fein Unglück entfichen kann, fo gefcheben, 
dag fie in Vüfchelchen, bie oben, unten und in der Mitte 
mit Bindfaden feit zufammen gebunden find, in Kapfeln 
oder Kiften von Eifenblech, oder ganz mit Eifenblech aus. 
gefüttert, fo feft gepackt werden, daß nirgends ein unausge- 
füllter Raum bleibt; auf dem Dedel muß der Inhalt bes 
zeichner ſeyn, und derartige Kiften oder Kapfeln dürfen nur 
oben auf den Frachtwagen geladen werden. Für jeden 
Schaden, der durch Nichtbeachtung diefer Vorfchriften ent- 
ſteht, haftet der Verfender oder Fuhrmann, der fie vernach- 
läßigt bat. Die Aemter haben über die Befolgung derfelben 
genaue Aufficht zu führen. A. 3. DO. 1834, N. 36. N. 2. 
M. 1834, N. 37, 1837, Beil, R. 45. 

$S 877, Die Kaminfegerei ift in der Negel nach 
Amtöbezirfen abzutheilen, und nur eigentlichen Meiſtern, 
welche das Sefchäft bandwerfsmäßig erlernt haben, zu über- 
tragen. Die Kreisregierung bat in diefen en 
zu verfügen. R. 3, 22, IH. 


$ 878. Die Säuberung der Kamine und Schlote gefchieht 
durch den Meifter, oder, unter feiner Aufſicht und Verant⸗ 
wortung , durch einen Geſellen, (nie durch einen Schriungen 
A. 3. M. 1832, N. 44) und zwar im der Negel dreimal 
des Jahrs, nämlich zweimal in der Winters- und einmal 
in der Sommerszeit, M.d.%. d. d. 14, Juli 1819, 9.7580, 
bei Bädern, Bierbrauern, Branntweinbrennern, überhaupt 
allen Feuerwerkern, Gaftwirthen und Metzgern achtmal des 
Jahres; in Betreff der ruſſiſchen Kamine fiche noch $ 879.4. €, 
Sm Seekreiſe ift von ber bortigen Kreisregierung beſondere 
Berfigung hierüber erlaffen worden. U. B. ©. a 

N. 82. 


$ 879. Der Kaminfeger bat alle Kamine zu beſteigen, 
ſorgfältig nicht allein von dem Staubruß, ſondern auch von 
dem gefährlichen Glanzruß zu reinigen, ſich unter keinerlei 
Vorwand unverrichteter Sache abweiſen zu laſſen, und ſich 
mit dem, mit Rückſicht auf die ausgeſprochene Aufhebung 
der Gewerbsrekognitionen von der Kreisregierung regulirten 
Lohn zu begnügen. R. B. 16, IX. 


Der Kaminfeger hat ſeine Geräthſchaften für Reinigung 
der gewöhnlichen Kamine ſelbſt mitzubringen. A. B. I 
1838, Beil. N. 7, ©, 13. 


Der niedrigfte Fegerlohn wird für ein 
aftöcdiges Haus auf 4 fr. 
Atöckiges 6 hkr. 
Zſtöckiges vv» Br 
feſtgeſetzt. M. d. J. d. d. 26, Mat 1821, N. 5937. 
Für das Fegen eines Kamins von anderthalb Stockwerlen 
und bis über die Dachdecke, einſchließlich des Vorlamins, 
find. 5 kr. Fegerlohn zu bezahlen, A. B. M. 1833, N. 38. 
Für das Reinigen ſolcher Hurten, Rauchlöcher, Kamin⸗ 
ſchooße, die nicht zu einem Kamin gehören, und ohnehin 
mit dieſem gereinigt werden müßten, wird 2 Fr. EIER 
X. B. M. 1833, R. 26. 1835, N. 94, 


AFür die ruſſiſchen Kamine. it der Fegerlohn derfelbe ; 
für, das Ausbrennen eines; ſolchen Kamins aber wird 
m. Bon einem einſtöckigen Bau —. 36 fr. : 
Nat. 2 Hit zweiſtöckigen „ 40 fr, 

Nun om ir; Drei und pierflödigen Bau 44 Fri: 
bezahlt. Für diefe Kamine bat jeder Hauseigenthümer die 
erforderlichen Meinigungsapparate (A. B. M. 1832,90. 34) 
ſelbſt zu ſtellen. Solche Kamine müflen in gewöhnlichen 
Zählen zweimal im Winter. gereinigt, und, wo fich fo viel 
Blanzruß angefest bat, daß er. mit den Bürften nicht ge- 
hörig entfernt werden kann, ausgebrannt werden, movon 
jedesmal zuvor der Polizeibehorde Anzeige zu machen if. 
A. B. M. 1837, Beil, 4. 


8 880, Er ſoll fämmttiche —— feuergefähr- 
fiche Stellen fogleich dem Ortsvorſteher anzeigen, und fich 
ſowohl darüber, als daß ſämmtliche Kamine durch ihm oder 
einen tüchtigen Geſellen beitiegen, und gehörig gereinigt 
worden ſeyen, mit deffen Zeugniß ausweiſen. 


Sämmtliche Bolizeibedienftete und Ortsvorgeſetzte haben 
fleißig. nachzufehen, ob alle diefe Vorfchriften, namentlich 
jene des 5 872 gehörig beobachtet werben, und letztere Die 
Vebertreter gleichbald zur Strafe. zu ziehen. 


$ 881. Die Feuerſchau if im Beiſeyn eines Ge- 
meinderathömitgliedes von: zmei werfverftändigen Schau- 
meiftern vorzunehmen, unter welchen aber in der Regel 
der Diftrifesfaminfeger fich nicht befinden darf, weil er 
fhon nach feiner Dienſtinſtruktion zur Anzeige aller an den 
Kaminen und Feuerwerken u, f. w. vorfindfichen Mängel 
verpflichten it, und die Feuerſchaukommiſſion ihn, fo wie 
er jene kontroliren ſoll. (Im Mittelrheinkreife jedoch iſt 
ausnahmsmweiſe der Kamiufeger bei der Feuerſchaukommiſſion 

and bezieht eine Tagsgebühr von. Fr fl.» auswarts + e 
ZI BLM,; 148354 M. 98.) 3% 10 

Die Feuerſchau erſtreckt ſich Auf alle Fererſteleu, Seren 


Konſtruktion, Zuftand und Umgebung; zumal in ſolchen 
Gebäuden, in weichen ein Feuerrecht in Mebung iſt. Alle 
wegen Feuersgefabr zu machende Erinnerungen find dem 
Hanseigenthümer,, oder bei deffen Abmefenheit dem Mieth- 
bewohner, fogleich zu eröffnen, und er über die zweckmä⸗ 
ige Abhülfe zu beichren, auch auf fein Verlangen der 
Maurer, deſſen er ſich bedienen will, zu inſtruiren. 


Ferner haben die Feuerſchauer gelegenheitlich wahrzu⸗ 
nehmen: 


a. ob keine neue Feuerwerke errichtet worden, welche 
noch nicht angezeigt und beſichtiget, auch dem Brand- 
verficherungsanfchlag beigefegt find; 

b. ob feine fonftige Nebertretungen der Feuerpolizei vor- 
fommen ? 

c. ob die Feuerlöſchgeräthſchaften in gehöriger Anzahl 
und gutem Zuftand vorhanden fenen, auch fo aufbe- 
wahre werden, daß fie vor Verderben gefichert und 
bei ausbrechendem Brand fogleich bei der Hand find, 
Das Verzeichniß derfelben iſt dem ——— 
beizufügen; 

d. ob keine andere gefährliche Baugebrechen rhemden 

ſeyen? 


$ 88%. Die Kommiſſion beginnt die VBorf hau im 
März, trägt ihre Bemerkungen in die drei erfien Kolonnen 
der beftebenden gedrudten Tabelle ein, umd- legt diefe im 
April dem Amte vor; diefes fest in Kolonne 4 feine Be 
ſchlüſſe bei, und überſchickt dann die Tabellen (Protokolle) 
den Bürgermeiftern, welche fie verfünden, und für den 
Vollzug forgen. Im Auguſt nimmt die Kommiffion die 
Nachſchau vor, und bemerkt in- Kolonne 5 der bei den 
Bürgermeifteen. abzulangenden. Tabelle, : ob die gerligten 
Mängel ‚gehoben und die amtlichen Anordnungen: vollzogen 
Find, worauf fie bis Anfang. Septembers die Protokolle 
wieder an das Amt einſchicken; letzteres fpricht: nun Strafen 


wegen Nichtvollzug feiner Anordnungen aus, und übergibt 
mit feinen weiteren Befchlüffen die Protokolle den Bürger, 
meiſteru zum Vollzug der .erfiern, und zu Erhebung der 
Strafen, welche der Gemeindskaſſe zufließen. (Siehe R.B. 
27, V.) Binnen vier Wochen haben die Bürgermeifter die 
Brotofolle mit den in Kolonne 7 einzutragenden Bemerfun- 
gen, ob die amtlichen Befchlüffe vollzogen und die Strafen 
erhoben feyen, wieder an das Amt zurück zu fenden, und 
diefes folche längſtens bis Ende Oftober der Kreisregierung 
mit gutächtlichem Berichte, namentlich über die Löfchgeräth- 
haften, vorzulegen, Die Gendarmerie und die Bezirks. 
bauinfpeftionen werden gelegenheitlich zu Nachvifitationen 
veranlaßt, und die Aemter wachen ftrenge über den Vollzug 
obiger Vorfchriften. U. B. 8.1835, N. 36. A. B. U. 1834, 
N. 65. Gefährliche Baulichkeiten werden nach Umſtänden 
eingeſchlagen oder auf Koſten der Säumigen hergeſtellt. 


5 883, Die Koſten der Vor⸗ und Nachſchau find aus 
ber Gemeindöfaffe zu beftreiten, welcher dagegen die Strafen 
zugewieſen werden, welche wegen Nichtbeobachtung der 
Vorfchriften der Feuerfchau angefest werden; dagegen fallen 
die Strafen in die Amtskaſſe, welche denjenigen angeſetzt 
werden, denen die Feuerſchau, die Aufficht auf die Feuer- 
geräthfchaften und die Beforgung der Feuerlöſchanſtalten 
obliegt. R. B. 27, V. 


+ $ 884, In jedem Ort müffen anLöfchgeräthfchaften 
vorhanden feyn: Eine, nach Verhältniß mehrere, Feuer- 
fprigen, Feuerhaken, Feuerleitern, Butten, Feuereimer, 
Geile, Pechpfannen und Kränze, Fackeln; zu denfelben 
baben die Obmänner und noch überdieß ein in der Näbe 
ded Aufbewahrungsortes wohnender Bürger den Schlüſſel. 

Sie find alljährlich zweimal zu probiren und das Feb- 
lende fogleich zu ergänzen; da, wo die Fenereimer bei den 
DOrtseinwohnern aufbewahrt werden, find fie mit dem Nanten 
oder der Hausnummer zu verfehen und bei der Viſitation 


— 
jedesmal vorzuzeigen. Eben ſo iſt nach jedem Brand der 
Zuſtand der Löſchgeräthſchaften genau zu prüfen, und das 
Fehlende oder Verletzte auf Koſten der Kaſſe der Gemeinde, 


in welcher der Brand entſtanden iſt, bei deren Unvermögen 
aus der Brandkaſſe zu ergänzen. A. A. J. „Feuereimer.“ 


Die Feuereimer ausgenommen, deren jeder Hauseigen- 
thümer fich felbit einen anzufchaffen bat (ſiehe auch $ 171 
Anm), werden die allgemeinen Löfchgerätbfchaften aus der 
Gemeindekaſſe angefchafft, und die deffallfigen Ausgaben 
find als Gemeindeausgaben im eigentlichen Sinne zu be- 
handeln. 4. 3. O. 1834, N. 76. 


$ 835. Zn jedem Ort ift für binlänglichen Waffer- 
vorrath zum Löfchen in Bronnenfargen, Waflerbebältern, 
durch Wafferleitung oder mindeflend freien und bequemen 
Zugang zu Flüffen und Bächen zu forgen und im Winter 
folche Stellen frei von der Eisdede zu erhalten, 


$ 886, Alle bei einem Brand vorfommende VBerrichtun. 
gen, ald Bedienung der Spriken, der Leitern und Hafen, 
Waferfchöpfen und Buttentragen, Beſteigen der Brand. 
ſtellen, Anzünden der Leuchtfeuer, Austrag und Bewachen 
der geflüchteten Fahrniß, Feuerreiten, Vorfpann an Wagen 
und Spriten find unter jedesmaliger Bezeichnung des Ob. 
mannd und Sammelplatzes mit Rüdficht auf die paffenden 
Profeffionen und perfönlichen Eigenfchaften unter ſämmtliche 
Drtseinwohner auszutheilen, darüber und über die Leitung 
des Löfchgefchäftes eine Fenerordnung zu errichten, 
melche alljährlich publizirt und erneuert wird. Für dieje- 
nigen, welche zuerft zur Fenerfprise einfpannen, ein bren- 
nendes Dach befteigen, oder fonftige fchnelle und vorzügliche 
Hülfe Teiften, find ein für allemal Prämien fellzufesen. 

$ 887, Jeder, der zuerft Kenntniß oder Vermuthung 
von einer Feuersbrunft erhält, ift verbunden, dieß fogleich 
den Hausbewohnern Fund zu thun und durch Feuerlärm 
Hülfe herbeisufchaffen. Der Verſuch, einen bereits ausge» 
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bröchenen Brand zu verheimlichen ift verboten und firafbar, 
Die Nachtwächter haben befonders die Verpflichtung, fleißig 
acht zu haben, ob fich fein Anzeichen eines Brandes wahr- 
nehmen laffe, und ſogleich Warnung eintreten zu laffen. 
Für Feuer in und außer Orts find verfchiedene Lärmzeichen 
fetzufegen, zum Läuten der Sturmglode aber jedesmal die 
Erlaubniß des Ortsvorſtehers einzuholen. 


$ 888, Die nicht zu befondern Verrichtungen eingetbeilte 
Mannichaft bleibe, in ihrer zur Handhabung der öffentlichen 
Sicherheit (5 698) feſtgeſetzten Eintheilung, zur Unter. 
ſtützung des Löfchgefchäftes neben andern Ortseinwohnern 
verbunden. Müffige, unbrauchbare Zufchauer find von der 
Brandftelle zu entfernen. 


Feder Hauseigenthümer ift überdieß verpflichter, bei jedem 
zur Nachtzeit entitebenden Feuerlärm eine Laterne vor feinem 
Haufe leuchten zu laſſen. 


Die Nachricht von auswärtigem Brand ift durch 
Feuerreiter von Ort zu Ort, jedenfalls Did zum nächiten 
Amtsſitz zu verbringen. Bei auswärtigem Brand, welcher 
nicht über zwei Stunden entfernt iſt, wird eine Feuerſpritze 
mit der dazu geborigen Mannfchaft abgeſchickt, ein Feuer- 
reiter gebt ihr vorher, mach acht Stunden folgt Ablöfung 
nach. Niemals darf ein Ort ganz von Löfchmannfchaft und 
Geräthſchaften entblößt werden. 

$ 889. Jede noch rauchende Brandfätte ift auf Koften 
der Gemeinde zu bewachen; die gefährlich gewordenen 
Bauſtücke abzubrechen und der Platz von Schutt zu räumen; 
dieß geſchieht auf Koſten des Befchädigten, welcher dafür 
das angebrannte zum Bauen unbrauchbare Gehölz ohne Ab- 
bruch der Brandentfchädigung behält. A. B. P. 1814, 
N. 27. 

Ueber Waldbrände fiebe $ 1040. 

$ 890. Die Koften bei Feuersbrünſten für Zehrung 
der Löfchmannfchaft werden nur in dringenden Fällen, näm⸗ 


495 


lich wenn der Brand bei Nacht oder bei ſehr Falter Witte⸗ 
rung ausbricht, oder lange andauert, für ausländiſche heis 
-fende Gemeinden ganz aus der Gemeindöfaffe des Ortes, 
wo der Brand ausgebrochen, für inländifche helfende Ge 
meinden halb aus der Kaffe der Hilfteiftenden und halb 
aus der Kaffe der in Noth befindlichen Gemeinde beftritten, 
voransgefeht, daß die Abgabe auf Anordnung und unter 
Kontrole der Ortsobrigkeit gefchehen if. Die Fourage für 
die Beſpannung ausländischer Sprigen umd die Pferde der 
Feuerreiter beftreitet die Gemeindslkaſſe des Brandortes, bei 
inländifchen der Ort, der fie ſchickte, wenn nicht die Prä— 
mien fo bedeutend find, daß der Vorfpannende diefe Aus. 
lagen wohl beitreiten fann. Die Feuerreiter babe feine 
andere Belohnung ald die Anrechnung des Nittlohns von 
der Gemeinde anzufprechen, wo nicht ein anderes durch 
Herfommen beitimmt it. A. B. D, 1829, N. 89, 


Bon allen Keuersbrünften, (fo wie namentlich von ſoichen die 
duch Selbſtentzuͤndung von Heu und Ohmet entſtunden, 
4. B. u. 1834, N.50,) ift der Kreisregierung (beziehungse 
weife auch der Direktion des Tandwirthfchaftlichen Vereins) 
Anzeige zu machen. 


Zweites Rapitel, 
Brandverficherungsordnung. 
R. B. 8, IV. 


Erſter Abſchnitt. 


Umfang der Zrandvetsicherung. 


$ 891. Ale Gebäude, welche in dem Umfang des Groß«. 
herzogthums fteben, einfchließlich der Kirchen, Pfarr⸗ und 
Schulhäuſer, find in der Brandverficherungsanftalt begriffen, 
Dagegen. ift verboten, diefe Gebäude auch noch in andere 
Drondyerficherung aufnehmen au laſſen und zwar bei Verluſt 
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der Entſchädigung, und, nach Befund, weiterer Ahndung; 
R. B. W, IU 

Fremde Kollekteurs für auswärtige Aſſekuranzen ſind 
auf Betreten auszuweiſen. 


5 892. Aus dem Verband der Brandverſicherung können 
ansgefchloffen bleiben: Landes- und ftandeöherrliche Schlöffer 
und Gebäude auswärtiger Herrfchaften, wenn es für biefe 
ausdrücklich verlangt wird. 

$ 893. Much folche Gebäude, welche mehrerer Feners- 
gefahr ausgefet find, 3.8. Pulvermühlen, zus ie, 
dürfen aufgenommen werden, doch muß 

a. der Brennofen durch Feuermauern abgefondert ſeyn; 


b. vor der Aufnahme eine richtige Zeichnung des Lokals 
an die Oberbaudireftion eingefender werden; 


c. für das Feuerwerk eine Anfchlagserhöhung flatt finden, 
welche bei erlittenem Brand nicht vergütet wird, 


Zweiter Abfchnitt. 
Don der Taration der Gebäude. 


5 894, a. Die Abſchätzung der aufzunehmenden Gebäude 
nimmt der Ortsvorſtand unter Zuzug des Eigenthümers und 
eines befonders biezu für den Amtsbezirk aufgeftellten und 
verpflichteten Maurermeifters und Zimmermeifters ald Sach⸗ 
verftändiger vor. Diefe letztern haben jeder Taration, fo- 
wohl von neuen Gebäuden , ald von etwaigen Meliorationen, 
die an denfelben wahrgenommen werden, beisumohnen und 
ſolche gemeinfchaftlich auszufprechen. In Städten, welche 
4000 Seelen und darüber zählen, müſſen biefür befondere 
Meifter aus denfelben aufgeftelle und verpflichtet werden, 
wogegen für die Landorte Landmeifter zu nehmen find. Der 
Ortsvorſtand erhält Feine Gebühr, wohl aber die Sachver- 
ſtändigen, und die biedurch entſtehenden Koften werden von 
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der Brandverſicherungskaſſe getragen, RB. 28, XXI 
(Die. Sachverfändigen find nur dann und dahin mitzu⸗ 
berufen, wo. wirkliche Neubauten. oder — ab⸗ 
zuſchätzen find: A. B. D..1830, N. 86). 


Städtiſche Taratoren — haben 
für ſolche Geſchäfte | 


U im Wohnort, oder wenn der Wohnort weniger als 
"eine Stunde vom Wohnfis entfernt iſt, eine Gebühr 
von 1 fl. 48 fr, 


2) für Gefchäfte außer dem Wohnorte, wenn die Ent 
fernung eine Stunde oder darüber beträgt, 3 fl. ver 
Tag. 


‚Die Sandmeifter haben unter gleichen Sefimmungen 
über die Entfernungen 

4) eine Gebühr von 1 fl. 12 fr,, besichungstoeife 
u 2) von 2 fl. ver Tag. 
%. 8%. D. 1831, N. 103, 1830, N. 14. Die Gebührenzettel 
der Taratoren find vom Ortsvorftand zu atteftiren und vom 
Amtsreviſorat mit Verzeichniß vorzulegen. A. B. D. 1830, 
N. 86. A. B. M. 1835, N. 101 (wo auch * ——— 
für dieſe Gebührenzettel gegeben iſt). 


Die Laſten derjenigen Abſchaͤtzungen von Neubauten oder be⸗ 
deutenden Reparaturen behufs des Eintrags in die Brand⸗ 
voerſicherung, welche nicht zur Zeit des jährlichen Durchgangs, 

ſondern im Laufe des Jahres auf Verlangen des Eigen 

thümers vorgenommen werben, trägt der Eigenthuͤmer, auch 
wenn ſolches Verlangen durch vorausgegangenes Brandun⸗ 
guluͤck veranlaßt wurde A. B. D. Basen RTL. A. B. O. 

1842, N. 43. 1433130 Yard 
u$ 805. b. Die Einfhägung gefchieht u dem mittlern 
Vauwerch wobei alle Ueberſchätzung von. der einen, und 
jeder allzugeringe, wenn gleich von dem Eigenthümer ver⸗ 
langte, Anſatz von der andern: Seite ſorgfältig zu vermeiden 

32 
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if / Kirchen dern Ingebände ſammt Uhr und Glocken as 
bewegliche But nicht insdie Aufnahme gehort und Albſter 
deren Gebrauch aufgehoben iſt ſollen in: einen biligmüßigen 
Anſchlag kommen. RBB, UI ATBLUE 1633, Mr 


AWerden der Ortsvot ſtand⸗ und die: Tararbreim über eine 
Abſchätzung nicht einig, fo iſt der Gegenſtaud dam Brezirte 
amt noraulegen, welches. nach Bernehmung, ‚amgier,, peiter 
N röflichtenben Sunfyerftändigen zu entfchejden hat, R. 8. 
38, XXI. Gie geſchieht IS RI mw 
cn mir Jügſicht oh das Gehäude hei einem Brand mehr 
nf der ‚peniger J———— —5 
eller, der Hausplatz und Berechtigungen werden nicht 
berückſichtiget; Maſchinen, wenn fie auch feit find, 
TE GE der Nühlen ee in Auſciag 
Ponn,nnud 39 Yu 
00 Maenner Rpbepagbäude auch, Bas, And 
Wafchhäufer, fie mögen innerhafb des 9 —5 — * 
FR FT; en A Me 4. Dr P. 4822 N. 42, A. B — 2%, 
ou N B nd einzeln anmuſchlagen; sr IH 19% 
aıfüe Pulvermüblen/ KHiegel⸗·oder lasbütten mm 
u men ſind 200 fl. für.ambere: Feuerwerle der 


häuſer (A. B. D, 1830, N.22), ſofern fie alg öffent- 
— 
"150 4. beigufchlagen; mo deren mehrere borhanden 
find und nicht unter Einen Kamin Heben, für jedes 
is 33" Tı) ,R. HA IDNIIDESTTGE — 
‚he der: Anuſchlag geichisbet..in :wunden: Summen zu 100, 
= LAW, 1200: fl, Be rue Yan sie bi, 
$ 897. In jeder Gemeinde befteher füt Tärntmekiche Ge- 
kunde ein Brand Harieftier /wovon ei Ouplitat bei dem 
Annsrenifanarı hinterlegt ik NABip AI. Eb wir bramjatzr⸗ 
lich· imn Derember von dem Ortsgericht revidirtulle nee 
Vnue und Werbeſſerungen, welche ber deo Nin ſchlage 
* 


2 
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betragen/ zu⸗ Die Abaginge aber abgefchrieben.! Feder Eigen 
thümer kann die Erhöhung feines Anſchlags auf den mittlern 
Werth verlangen; auch unterm Jahr, wenn er ſich bei Amt 
erflärt, den. ganzen Jahresbetrag für die Erhöhung nach—⸗ 
zuzahlen. 

Die bei dem jährlichen Durchgange der Gebäude durch 
vorſchriftmäßige Taxation veränderten oder neuen Anſchläge 
zur Brandverſicherung erhalten ihre Wirkſamkeit ſowohl 
hinſichtlich der davon zu leiſtenden Beiträge, wie der für 
Brandbefchädigungen zu erfennenden Vergütungen mit dem 
bewirften Eintrage in das Ortsbrandfatafter; die Einſchätzung 
und Aufnahme von Neubauten und Baureparationen im 
Kaufe‘ des FJahres hingegen kann nur dann -fogleich von 
dem Tag: des ' Eintragen‘ in: das Katafter einen Anſpruch 
auf Entfchädigung begründen, wenn die. dorfchriftmäßige 
Erflärung wegen Zahlung des Beitrages: für das ganze 
abe: von dem Amte geſchehen iſt, andernfalls erhält der 
Eintrag diefe Wirfung erft mit dem Zeitpunft, wo die durch 
den, darauf erfolgenden gewöhnlichen Durchgang , tarirte 
Veränderungen in dem Katafler eingetragen werden. U. 2. 
D. 1830, 9.9... | 

‚Für die Tapation findet feine Berantwortlichkeit ſtatt. 

Die Tabelle über Ab- und Zugang ſchicken die Vorge- 
festen im Dezember an das Amt, diefes die Haupttabelle 
im Fähner an die Direktion der Brandverficherungsanftalt. 
Die Nubrifen diefer Tabelle find: Ort und Fahr, Namen 

des Eigenthlimers der Baulichkeiten/ Beſchrelbung der ſtatt⸗ 
—** Bauveränderungen und Nenbauten ) die «Eins 
ſchtzung zum Brandverſicherungskataſter iſt erfolgt den —, 
Btandver ſicherungsanſchlag, die Einſchätzung zur Häuſer⸗ 
ſteuer IM erfolge den Steuerkapital. Dieſes Verzeich⸗ 
ai dient ſodann auch; den Steuerperäquatoren zur: Kon⸗ 
ſtaitrung det Bauverlinderungen für das Häuſerſteuerkataſter.) 

Die Bauhandwerker haͤben von jeder bedeutenden Bau⸗ 
veränderung und djedem Neubau längſtens vier Wochen 

32, 
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nach: der Vollendung des Baues dem Drtsvorftande zum 
— die Anzeige zu machen. A. B. D. 1880, N. 2. 


Ueber Revifion der Anſchlage fi fiehe A. B. M. 1833, N. 100. 
über Aufftelung dor Einzugsregifter A. B. M. ‚1833, 
N. BD. 


Dritter abſchuin. 


Segenſtand der Vergütung aus der algemeinen Brunner 
Anſtalt. 


5.898. Jede Beſchaͤdigung an Gebaulichteiten durch 
Feuer ‚durch die zu deſſen Löfchung ergriffenen Maßregein 
oder durch Blitzſchlag, erſtere ſey ſelbſt⸗ * awerſcholdet⸗ 
Gegenſtand der Vergütung. J 

Davon ausgeſchloſſen iſt: | 

a. eigene, abfichtliche, RM morndram * Sefrafne 
Brandſtiftung; 

b. im Krieg auf militůrbefehl vewirtter Brand oder 

vorgenommene Zerſtörung; durch Unachtſamkeit der 
Einquartirung entſtehender Brand wird vergütet; 


0. durch Waſſerguß, Erdbeben, Sturmwind oder andere 
Naturkräfte entſtandener Schaden. 


Beſchädigungen, die ſich durch Löſchanſtalten an Birten 
und. Gartenhägen , überhaupt au dergleichen Gegenſtänden, 
die: nicht zur Verſicherung inkataſtrirt find, ergeben haben 
werden von der Brandkaſſe nicht getragen; es bleibt =. 
Aemtern überlaſſen, in folchen Fällen. auf Anfuchen der 
Berbeiligten. mit Vorbehalt des Recurſes zu, entfcheiden, ob 
und welche Vergütung dieſelben von der Gemeinde oder 
ven wem ſonſt für den ihnen durch die Leitung der Lbſch⸗ 
anſtalten an jenen Gegenſtänden zugegangenen Schaden 
anzuſprechen haben. U. ©. M. 1836, R. 3. 


ueber Fahrnißverſicherung ſiehe Abſchnitt 7. iii hu... is: 


01 
Vierter Ash ".vıd, ” uf 


Yon Laration des Schadens und deſſen Vergütung 

$ 899. Die Taration des Schadens ift fogleich nach 

dem Brand unter Leitung ded Amts in Gegenwart des 

Befchädigten durch das Ortögericht unentgeldlich zu bewirken 

und zwar: 

a. wenn das Gebaude ganz abgebrannt if, oder nieder 

geriffen wurde, oder nicht mehr einer Herftelung 
‚fähig. erachtet wird ‚ für den ganzen, Anſchlag; 


h wenn nur. ein Theil hefchädigt- worden, nach Ver⸗ 
äaltniß dieſes Theils zum. ganzen Gebäude und ſeinem 
Auſchlag; in dieſem Falle müſſen die beiden ver⸗ 
pflichteten Bezirkstaxatoren CH 894.) dazu gerufen 
werden; diefe erhalten aus der Brandfafle Gebühren, 
die nach denen für die Einfchägungen beſtimmt find, 
und über die fie befondere Forderungszettel vorzulegen 
haben. R. 8. 29, XXIV. A. B. D. 1830, N. 66. 
Cim Wohnort erhalten fie nur halbe Tagsgebühr, A | 
B. D. 1830. N. 77.) Der Botenlohn für Beſtellung der 
Taxatoren zur Brandſtätte wird ebenfalls von der 
Brandkaſſe übernommen. U. B. M. 1834, N. 63. 
| ‘ 900. In dem Abfchäkungsprotofol iſt zu bemerlen / 
ob das Gebäude mit Ziegeln, Schindeln oder Stroh bedeckt 
war, ob ed Kamine von Stein, Holz oder gar feine gehabt 
babe? A. 3. N. 1820, N. 94. Es ift von fämmtlichen 
Urkundsperſonen auch von den Berheiligten zu unterzeichnen 
und mit einem beglaubten Auszug aus dem Brandkataſter 
des Amtsreviforats RB. 9, XXIII. an die Kreisregierung 
einzufenden. 
, Bei Gelegenheit der Taration iſt eine genaue unter⸗ 
ſuchung über die Urſache der Entſtehung des 
Brandes mit Rückſicht auf die erſten Spuren deſſelben 
von Amt vorzunehmen und das Reſultat ebenfalls vorzu⸗ 
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legen. Die Koften diefer Erörterung fallen auf die Amts. 
faffe. 9. B. D. 1817, R. 77, 


-.$ 901. Die Vergütung des Schadens darf niemals 
den Brandverficherungsanfchlag Überfchreiten und jedesmal 
ift der Zufag für das Feuerrecht”an letzterm in Abzug. zu 
bringen. Die Auszahlung der Brandentfchädigungsgelder 
gefchieht durch die Großh. Obereinnehmereien. A. 3 M. 
1838, Beil, 33. 


Sie wird nur zur Herſtellung des abgebrannten oder 
eined andern, der Brandverficherungs -Gefellfchaft einzu- 
derfeibenden, neuen Gebäudes verwilliget und nach bewirf- 
ter Herftellung oder gegen Kaution dafür, daß folches 
binnen Jahresfriſt gefchebe, gleichbald verabfolgt; indem 
entweder eine Anmweifung anf vorrätbige Gelder erfolgt, 
oder das Amt zur einftmeiligen Aufnahme Tegitimirt wird. 

$ 902. Wenn ein Verfchuldeter binnen zwei Jahren 
nicht baut, fo kann zur Befriedigung feiner Pfandgläubi. 
ger der Platz mit der DVerbindlichfeit, ihn zu überbauen, 
verfteigert, und des Erlös nebſt der Brandentfchädigung 
den Gläubigern zugewendet werden, daher it bei Verpfän- 
dung von Gebäuden jedesmal der Brandverficherungsanfchlag 
anzugeben, es fol aber ftatt des gewöhnlichen sweifachen 
ein dreifacher Verlag da angenommen werden, wo er durch 
die Brandverficherung gebildet wird. 


4 


Fünfter Abſchnit t. be 
don der Uepartition der prandſchãden. | — 


$ 903. Alle einkommende und richtig befundene Ab⸗ 
fchägungen von Brandfchäden find bei dem Verwaltungsrathe 
der Anſtalt ($ 908.) einzutragen. Nach Ablauf des Jahres 
ift der Bedarf an Entfhädigungen, Zinfen und Berwal- 
tungsfoften nach dem für diefes Fahr beſtehenden Kapital- 


anfıhlagı / umzulegen/ Die Umlage foll nicht über. 10 fr. 
von 100 fl. Anfchlag fteigen, fofern der Bedarfirin dem 
sahen. 3. his 10 Fahren gedeckt mwerden kaun im: Fall es 
aber unpermeidlich ſcheint, W ki ‚bei ‚dam, Landesregen⸗ 
* anzufragen. 133 I mare) a 
ung ga Der Einzug wird von dem Hirt an Die Orts⸗ 
vorgefegten R. 8; 37, VII ausgeſchrieben, der Betrag 
von dem Hauseigenthümer,, in deffen Abmefenheit von dem 
Nutznießer, nöthigenfalls mit amtlicher Hülfe, eingezogen, 
und an die Dbereinnehmerei ausgeliefert. Diefer ift von 
dem Amt eine -Tabelle zuzuſtellen, welche venthätts -Mamen 
| a der ‚Gebäude ı, tayifmäßigen, ‚Beitrag, 
ttyog, der. Einzugsregiſter, Cinzugagehühr, Vorſchus, Re 
Wi Yhang dat, beiden letzten, Ein zweites Eremnlor , if 
em Bermaltungsrathe ansufenden , welcher, — ‚dig 
Generaltabelle fertigt. ——8 
‚Der Beitrag der Kirchen, Bfarr ⸗ und. Echuidihler iſt 
yo den, Danptbanpflichtigen narb. Berhätnig, der Paupflicht 
zu erheben,.. Erift, hiernach die Verpflichtung, sing Kirchen⸗ 
fabrit, nd, if diefe auſſer Stand. die Zahlung zu Kin 
i bat die. Kirchſpielsgemeinde einzutresen. R, B. 21, 


3. 8905, In den Einzugsreniftern werden: Bruchzahlen 
unter yEr zu 4 Mi, Über 4 tr, zu 1 kei angenommen) 
umd der Ueberſchuß auf die Feuergeräthſchaften verwenden 
Für den Einzug erhält der Grheber + nn vom Gulden/ 


m 


. ſo viel der; Ortsvorgeſetzte. "20, 839 —X 


„8 906. Die erhobenen Gelder bleiben ur PR 
def Vermaltungsrathes, hei. der erpebenden. Kaſe ‚Mo 
welche darüber geſonderte Jahresrechnung führt... 


„3 $1907.,7 Ya Kontarfen hat der PEN 
ein geſetzliches ſpezielles Vfandrecht, und iſt, ohne dei 
Ausgang. des ——n — an — gehe 
turator! anzuweiſen. Ar 
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Alle Beſchafte der me * tar⸗ 
un fportelfrei, 

’ Die gitgtieder: der x Anfalt ſolen mit ale arten von 
—— werden. A. B. S. 1830, R. 82. 
Alle Geſuche von Brandbeſchädigten um unentgeldliche Ab⸗ 
gabe von Bauholz aus nn Waldungen find 
— A. B. N. 1819, N 


J Sechster Abſchnitt. | | 

u... Verwaltungs · und Auffichtsbehörben der allgemeinen Prandkaſſe. 
5 908. Die allgemeine Brandkaſſe ſteht unter einem 

and Staatsdienern in der Nefidenz zuſammengeſetzten Ber- 

waltungsrathe, undden Kreisregierungen; beide 


ftehen unter der oberen Leitung des Miniteriums des 
Innern 


6 909, Dem Verwaltungsrathe ſteht die unmit⸗ 
telbare Aufſicht auf die Kaſſen und Rechnungsführung der 
Brandkaſſe zu: an ihn geſchieht die monatliche Vorlage 
der Journalien mit Etat, ſo wie die monatlichen Ausweiſe 
des Kaſſenſtandes, welche derſelbe zu prüfen hat; er ordnet 
Bifitationen und Kaſſenſtürze an; er bat den Hauptkataſter 
aus den Vorlagen der Kreisregierungen aufzuſtellen, ferner 
beforgt er: die Prüfung der von der Brandkaffe vorzulegen, 
den jährlichen Bedürfnigetats und Antragserflattung an dag 
Minifterium des Innern wegen der erforderlichen Umlage; 
die Aufſtellung der Hauptnachweifung über die umgelegten 
Brandgelderbeiträge aus den Kreisperzeichniffen, und Er- 
theilung der Einnahmsdekretur an die Brandfaffe; Die 
Ertheilung der Zahlungsanweiſung zu den erfannten Brand- 
entfchädigungen ; die Zahlungslegitimationen zu den auf die 
Brandkaſſe geeigneten Entfchädigungsgebühren; die Defre- 
tue und Zablungsanweifung ‚der unfändigen Einnahmen 
und Ausgaben, fo weit fie Eentralgegenfkände betreffen; 


die Genehmigung zur Aufnabme von Paſſivlapitalien, zur 
Abtragung einer bereits beftebenden Schuld oder zu Deckung 
eines auflerordentlichen, durch ‚die gewöhnliche Umlage auf 
die. Beitragspflichtigen, nicht aufzubringenden Bedürfnifies; 
die Erledigung der Beichwerden wegen unrichtig oder zur 
Ungebühr auferlegter Beitragspflicht zur Generalbrandfafle; 
endlich die Führung der Kontrole durch das Notabilienbuch. 
Der Verwaltungsrath ſteht mit den Kreisregierungen in 
einem coordinirten Verhaͤltuiſſe. 


$ 910, Die Kreisregierungen beforgen die Erhe⸗ 
bung und Prüfung der Jährlich von’ den Amisreviſoraten 
zu fertigenden Brandverficherungs - Anfchlags >, Zugangs- 
und Abgangs + Tabellen, Aufſtellung einer. Geueraltabelle 
für den Kreis nach den Amtsbezirken und Linfendung des 
Duplikats an den Verwaltungsrath, die Prüfung ‚der Ge⸗ 
bübrenforderungszettel ‚wegen. Einichägungen ‚der Gebäude, 
fo weit diefe auf die Brandkaſſe fallen, ‚und deren ‚Zufen- 
dung an den Verwaltungsrath zur Zablungsanmeifung, die 
Erkennung der Brandentfchädigungen mit Vorbehalt de 
Rekurſes an das Dinifterium des Innern, und Verat- 
laſſung der Zahlungsanmeifung , Aufficht über die Ber- 
wendung, und Führung eines Hauptverzeichniſſes hierüber, 
endlich die Erledigung der Beſchwerden wegen unrichtiger 
Einſchätung. R. B. 3, V. et Sal." . 


Siebenter fin. 
_ Sapeniss - Verficerung. 
R. B. 29, XI. 35, XIX. XXIV. 


er Mr | ‚Für Fehruißverſicherung beſtehen: eine inlän- 
difche und; mehrere an sländifche Geſellſchaften, welche 
bie hiezu lsbich; Aetenderen Ah, has Haben, 
nämlich: „li 1 POOL ERI N WAR ! 6 ,» 2m 


4) die badiſche Geſeuſchaft des Phönig RBB . 

—* die Fear ren royal." 4 2. * 1826) 
N. ‚80, R, B ‚9 * I. „ 

ar: —— — ec — „dassurances geuerales, 


Y: ubißeaney 


".Diefe, — Su aiksraan ob 1 u a) Haben, ir 
Goſchaͤfte im Groß her zogthum atanm. UB. * 
1837. Beil. 12.) li 
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SB Ve init - ann 2325 4 
6)die — — für *. ante —* 
Rand in Gotha, Ra B. MAXAMI, ty 197° 


.D die Aienda Asbecuratrice tn’ —* in, vg 1 
en Mai u884. 405 Dee nur für Kauf⸗ 
Ra mann güter · auf dem Trahisport.y 7) Tun sad au ai 


Von aben Diefen Gefeitfepaften fonn Auf die Faprnif 
und Loc ‚welche, nicht. bereits endermättig ver⸗ 
ſichert if 240 iine zunt.30 


hl. ‚Ars: Magnsen, oder. Kolleftenrg- Diefge Bericer 
rungegtſelſchaften Dürfen, nur Juländer znaelafen werden; 
folche haben fich mit den Vollmachten der Öefeitfchaften 
oder des Hauptagenten (welcher für die ausländifchen Ge- 
felfchaften ein Ausländer fenn kann) bei den Aemtern in 
dem ihnen zugewieſenen Geſchäftsbezirle zu melden; Die 
Zulafung einzelner fann aus Gründen , die im öffentlichen 
Intereſſe liegen, verweigert werden. Die Agenten umd 
Kollekteurs find. verpflichtet, über ihr Verficherungsgefchäft 
* olftändiges , gehörig eingerichtetes Buch zu führen, 
werkgeh fie Auf Daten Beh Anite votlegen müfen! Die 
nich uöränbifäger Werktcherunäehefeilfchätten haben Ach 
Bei den intakdiſchen Gerichten in Sachen, "die auf einen 
mit einem Inländer abgeſchloſſenen Verſicherungsbertrag 


Bejug: haben, einzulaſſen; es iſt igmeny um den Vollzug 
des etwa gegen ſie erlaſſenen Erlenniniſſes möglich zu 
machen, aufgegeben, Kaution zu ſtellen, durch Hinterlegung 
(im Betrag. von 20,000 fıı-%. B. S. 1836, N. A0.oder 
Aufſtellung ſolider inländiſcher Garauten. Agenten oder 
Kollekteurs ſolcher Geſellſchaften, die bei uns nicht berech⸗ 
tige ſind, werden, wenn ſie im Inlande Aſſeluranzen am 
geboten oder angenommen zu. haben überwieſen find ‚> mit 
fünf und: zwanzig Metchsthaler Strafe befeat. :R..B. 29 
X: 36, XXX.Alle Berrräge min bei uns nicht zugelaffe- 
nen Berficherungsgefellfchaften: find »als polizeilich verbote⸗ 
ned Geſchäft anzufehen, welches, foferne es zur Kenntniß 
der Exekutivſtelle gelangt, Als Hebertrering zu behandeln, 
iſt. NR. B. 29, XVII. CEbendaserdft fiehe, wie eb mit 
Verträgen gebalten wird, die mit auswärtigen, nicht kon⸗ 
ceſſionirten Geſellſchaften vor dem 4 Mai 1829 euer 
wurden.) | ehe Te hie 


| $ 913. Kein Verficherungsnertzag, Tann definitiv, aba 
ſchloſſen werden , wenn, der Die Berfichernng Nachſuchende 
nicht zuvor eine Beſcheinigung der Oris vorgeſetzten darüher 
beigebracht hat, wie. hoch das Afekuranzfapital, geſtelſt 
werden dürfe, oder dag der Verſicherungsanſchlag nicht zu 
hoch geſtellt erſcheine; nur auf dieſe Summe darf die Bern 
ſicherung ertheilt werden. Der Ortsvorſtand „bat dieſe 
Beſcheinigung ohne Bein zu geben, ſobald kein Auſtand 
vorhanden iſt, fich dabei aber, auch aller in das; Detaik 
eingehenden Prüfungen, oder Unterfuchungen zu enthalten; 
nur da, wo der Berficherungsanfchlag bedenklich. und nur 
eine geringere Summe zuläſſig erfcheint, der Verficherte 
hingegen aber Einivendungen macht , iſt der Ortsvor ſtand 
berechtigt, eine nähere Prüfung einer Entſchließung vor- 
ausgehen zu laſſen ‚Gegen die einen /Verſicherüungsvorſchlag 
mindernde Entſcheidung eines Ort vvorſtandes kann von dem 

die Verſicherung Nachſuchenden der Rekurs binnen 3 Tagen 


an das: Amt ergriffen werden; defien Entſcheidung ' hindert 
aber die ‚Agenten: der ‚betreffenden Geſellſchaft niemals, ent- 
weder Die Affefurirung ganz abzulehnen, oder auf die von 
der, Ortsobrigfeit ermäßigte Summe zu befchränten Die 
Agenten / welche Verſicherungsverträge ohne Beobachtung 
obiger Vorſchrift abfchließen, ſollen für den einzelnen Fall 
mit einer Strafe von 25 Reichsthalern belegt, im dritten 
Falle «aber ınoch nebenbei : von der. Agentfchaft‘ entfernt 
werden. Die Berlängernng eines fchon beſtehenden Affe; 
tkuranzvertrages ‚bedarf nur einer Anzeige bei der Obrigkeit, 
* Heine Erhöhung der Berficherungsfumme vorgeben fol, 


Br Bei jedem Amt. find Regifier über die Fahrnißverſiche⸗ 
ſan in Alte Bezirk. zu me R. B. 29, XL 6 4, 


9,10, 


ig 944, PEN dich das Fahrnißvermögen, welches 
verfichert werden fol, in Gebäuden eines andern Eigen⸗ 
thümers, fo fol der die DVerficherung Nachfuchende dem 
letztern ſein Vorhaben anzeigen, folchem über diefe Anzeige 
eine Befcheinigung abverlangen, und diefe Befcheinigung 
bei Anmeldung der Drtsobrigkeit vorlegen; der Gebäude⸗ 
eigenthümer darf die Beſcheinigung nicht verweigern, doch 
ſteht ed ihm frei, im ſolcher feine Anſtände gegen die Ver— 
fiiherung auszudrücken, damit die Obrigkeit die geeignete 
Rüdficht daranf nehme, R. 8. 29, XL. F 6. Auch ift 
der mit dem Agenten abgefchloffene Vertrag bei Vermei— 
dung einer vom der Polizeibehörde zu erfennenden Strafe 
dein Ortöborgefeßten , und durch diefen den Nachbarn’ des 
Verſicherten vorzulegen, die darüber geeigneten Falls Be— 

erde führen können, worüber das Amt salvo recursu 
erfennt, A. B. M. 1833, N. 82. 


# fi 915. ‚Bei denjenigen Waarenlagern und Ratuelvon- 
rathen, deren: Werth. nach. der Natur des. Verkehrs wandel- 
Bar, if / Tann: eine. nach Umfang des Gefchäftsbetriebg. ode 


Größe des Haushalts angemefiene Durchichnittöfunme zum 
Grunde gelegt werden/ ohne daß jedoch :beisieintretenden 
Brand ein Mehreres als der wirklich erlittene Verluſt⸗ 
verhaltnißmäßig zu erſetzen iſt; zum Erſatz einer höheren 
als der aſelurirten Sn F der ae nie ver⸗ 
— LTE Tr 0 Mat 
via eye 
f' 916. ‚Die Afefuranggefefcpaft e “a — — iſt 
nur dann berechtigt und verbunden, die Brandentſchaͤdigung 
deren: Ausmittelung Gegenſtand der Privatverhandlung zwi⸗ 
fchen dem Verſicherten und: dem: Agenten bleibt, an erſteren 
auszubezablen, wenn derſelbe die Beicheinigung des be⸗ 
treffenden Amtes darüber vorlegen kaun, daß nach orduungs⸗ 
gemäßer Unterſuchung der Entſtehungsurſachen des Brand⸗ 
unglückes ſich ergeben habe, daß der Brand ohne‘ vorfäg- 
liches Berfchulden der Werficherten entſtanden ſey, ſonach 
Die: Auszahlung der Entſchädigungs⸗(Verſicherungs⸗) 
Summe geſchehen könne. Die Agenten, welche die Ent⸗ 
ſchädigung ohne Beobachtung dieſer Vorſchrift — 
verfallen in die $ 913, erwähnte — R. 29, NE 
EN T RE —* 
hl 135. ae Br re ae | U 
$ 97. aulen im — — —— feeniden' 
Gapruifgefeilfchaften ,. fo wie der inländifchen ‚vi unter 
fagt, über vier Fünftel des ordnungsmäßig' erhobenen 
Werthes der zur DVerficherung dargebotenen Fahrniß zu 
verfichern.: (Verträge, die 8 Tage nach Verkündung der 
des fallſigen Verordnung vom 25, April: 1835 dem Amte 
angezeigt wurden, find: auch. mit. Werficherung von mehr 
als. vier Fünfter in. Kraft geblieben). Won: dieſer Vor⸗ 
ſchrift ſind die in Öffentlichen ‚Lagerhäufeen unter öffent⸗ 
licher Aufſicht, untergebrachte Kaufmannsgüter ausge⸗ 
nowmmen, die ohne. Abzug von einem Fünftel zu ihrem 
vollen Werthe verſichert werden können. R. B.86 XIX 
AMnlY.n ungt 5 st mund nintberus (had ai 


unh Min Alle Fahrnißverfiherungs-Brfellfehaften ; weiche 
im Rande zugelaſſen find, ſind ſchuldig / auf ihre Koſten von 
der Stantshehörde ſith Inſpeltoren beigeben zu laſſen, welche 
Darüber wachen/ daß die Geſetze und Verordnungen in 
Betreff der Fahrnißverſcherungen gehandhabt und vollzogen 
werden. Die Aufſtellung der Inſpektoren geſchieht in der 
Regel nach derfelben Eintheilung, welche bei den einzelnen 
Berficherungsaefellihaften: für : die: Agenturbezirke beſteht, 
fer fan. auch nach Amtsbezirken verfügt und für jede 
Geſellſchaft ein beſonderer, ober auch für verſchiedene 
Geſellſchaften derſelbe FJuſpektor aufgeſtellt werden‘; die 
Eintheilung der Juſpektionsbezirle wird von der Kreis⸗ 
regierung nach: erhobenem Gutachten der Bezirksämter bes 
ſtimmt; ebenſo ernennt die Kreisregierung bie Juſpelivren: 
es find: dazu Männer zu wählen, in deren Rechtlichkeit 
GSachkenntniß und Erfahrung beſouderes Bertrauen geſetzt 
werden: Kann.Die Belohnung ber Inſpektoren "darf: nicht 
inDiätea, ſondern ſollein einer firen : Summe: beſtehen, 
welche fie: für ihre in ihrem Geſchäfte ihnen erwachſenden 
Aus lagen entſchädigt,, und fiir ihre Mühewaltung belohnt. 
Die Summe wird von derjenigen Behörde regulirt, welche 
die Inſpektoren beitellt bat; Ddiefelbe wird von den Befell- 
ſchaften nicht unmittelbar ‚an: die Juſpeltoren, fohdern an 
die, man der, Kreisregierung ihnen zu — Amts 
N 1353 Weuun 29 Ya) 

u Amer. id RPEODNTE mr Di rn 

3 Mi ‚Du Aufncktorliegtuoh, feinen Bezirt BE 
ſtenae zweimal jaͤhrlich ( wenn nicht beſondere Anzeige von 
Webertretungen. und dergleichen bei ihm: einlommen) zw > bes 
reiſen; hiebeiahnt er die beſtehenden Fabrnißverſtcherungen 
gehörig zun prüſen, ob nirgends seine Ueberttetung der 
beſtehen den Verordnungen untergelaufen/ und: ſich nament⸗ 
lich davon zu überzengen, ob die verſicherre Fahrniß wirt⸗ 
lich vorhanden iſt, oder angenommen werden darf, daß 
ſie doch durchſchnittlich vorhanden ſey; es kann in einem 


nt 

zweifelhaften Folle dar Vreſicherte zum Sewes uAber sig 
Richtigkeit feinem Fafſihn aufgrferdert merdems Der Man 
ſcherie/ der dem Bintpehtan da Anvübung ſeines Dienſtes 
ſich wörtlich oder thaͤtlich widerſetzt⸗ iſt mit aiger Strafe 
die bis auf 20 fl. anfteigen kann, zu belegen; über. dieſen 
Aft führt der Rathſchreiber in Gegenwart des Ipſpetto 
deandes Ind det Verſichertel un prgeot der 
Inſpektor kann bei feinem Gefchäft ein Mitätieh ded G 
meinderathes oder. einen Waiſenrichter a 
betziehen. mar an zu n) nid nurun 
ee einen No Ania) bon uut. 

$ 920, Ueber fämmtliche Fahrnißverfichrungs-Verträge 
in feinem Bezirk führte der Inſpektor ein Regiſter (für 
jede Gefellfchaft, und jeden Amtsbezirf befonders), und 
über feine jeweiligen Verrichtungen ein Tagebuch, melches 
er vierteljährlich dem betreffenden Bezirfsamt zur Einficht 
vorlegt: über die Vornahme einer Inſpektion bat er Zeug- 
niß des Ortsvorgefesten vorzulegen, worauf ihm die Kreis. 
regierung feine Zahlung anweist. 


$ 921. Yan Betreff unrichtiger Faffionen eröffnet das 
Bezirksamt fogleich die Unterfuchung und erfennt im poli- 
zeilichen Wege über das Beſtehen oder die Aufhebung des 
VBerficherungsvertraged , womit ein richterliches Erkenntniß 
wegen falfcher Deklaration nicht ausgefchloffen bleibt, Die 
BVerficherungen über vier Fünftel find, wenn nicht der oben 
$ 917, erwähnte Ausnahmsfall vorliegt, aufzuheben: bei 
einer Abweichung in der Anmwendung des Prämientarifes 
erfennt das Amt polizeilich über Beſtehen oder Erhöhen 
des Anſatzes. Gegen die polizeiliben Erfenntniffe der 
Aemter geht der Rekurs an die Kreisregierung. Derfelbe 
muß binnen unerftrecdlicher Friſt von 6 Tagen ausgeführt, 
und das Erfenntnif darüber binnen weiteren 8 Tagen er- 
laffen werden; ein weiterer Rekurs finder nicht flatt. Die 
Entlaffung der Inſpektoren, welche in ihrem Amte fäumig 


find / oder ſich einer Vartheilichtelt Fchuldig machen , ge⸗ 
ſchieht auf den: Antrag der Bezirksämter durch die Kreis. 
regierungen, gegen deren desfallſige Erkenntniſſe der Rekurs 


an das Miniſterium des sn set. u B. 35, XIX. 
XIV 


"Uiber Brieffreichum ber Infpektoren für übre Geſchaͤftsſchrei ⸗ 
ben ſ. $ 138. . 


T e⸗ beſtehen im Großherzogthum un: ‚Hagel: * Viehrer· 
ſicherungsvereine, über ſolche find aber von Seite der Re⸗ 
glerung noch keine allgemeine Beſtimmungen gegeben worben. 
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Viertes Buch. 


Bon Beförderung der Induſtrie. 


Zur Beförderung der Kunft und Fnduftrie und eben fo 
der Landwirthſchaft beftebet ein Verein für das gefammte 
Großherzogthum unter befondern Statuten und unmittel- 
»barem Broteftorat des Negenten. R. B. 24, XIV. XXXL 


Erster Titel. 
Bon dem Feldbau und der Viehzucht. 


Erstes Kapitel. 
Don Befdrderung des Feldbanes. 


Erfter Abf chnitt. 
Vom Aderbau. 


$. 922, Sämmtlichen Berwaltungsbebörden iſt die Be- 
förderung der Feldkultur zur befondern Dienftpflicht gemacht; 
fie fol jedoch mehr auf Zufpruch und Belehrung, zumal 
durch zweckmäßige Beifpiele, als auf Befehle gegründet 
werden. 9. R. 3. 147, 
33. 


% 
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$ 923. Mle öde Stellen find, wo möglich urbar zu 
machen. L. ©. VI. VII. 2, ©. 1.11. $ 6, 

$ 924. Die Ausfuhr des Strohs aus einem Ort in 
den andern unterliegt Feiner Beſchränkung, aber jene außer 
Landes it verboten. R. B. 9, XXIX. Die Benukung des 
fünjtlichen Düngers, der Afche, des Gypfes, Knochenmehls ıc. 
A. B. P. 183, N. 66 iſt möglichit zu befördern, 


$ 925. Der Bau folcher Produkte, welche zum Abfak 
ins Ausland geeignet find, ald Hanf, Flachs, A. B. P. 
1821, R. 34. A. B. D. 1821, N. 37,- Hopfen, M. P. B. 
1809, N. U, 10, Tabak u, dal. iſt den Landwirthen angenehm 
und fie mit der vortheilhafteiten Bauart derfelben befannt 
aut machen, 


y ML 926. Jnu Ortfchaften, welche. Tabat- oder. Hanfban 
‚von, einigem Umfang haben, iſt ‚auf Koften. der, Gemeinde, 
kaſſe eine Waage anzufchaften, wohin: alle ſolche Produkte 
vor der Berladung gebracht werden müſſen. Der Handel 
mit Hanf ift frei, und darf durch die Anfprüche der Seiler 
nicht beſchränkt werden. Neben obigem ift der Anbau der 
verfchiedenen Futterfränter möglichit zu befördern. 


$ 9277, Auf Wechfel der Saatfrüchte und deren 
vollftändige Reinigung vor der Ausfaat it durch die Feld- 
polizei zu halten; auch iſt firenge darauf zu wachen, daß 
die Landleute nicht mit unächtem Klee- und NRübfaamen- 
betrogen werden. 

$ 928. Beim Weberhandnehmen der Feldmänfe if 
deren VBertilgung von dem Amt anzuordnen; A. B. D. 1818, 
$ 195 jedoch ohne Gebrauch von Gift, NR. 3. 18, XXI. 
A. A. J. „Feldmäuſe.“ Das Fangen der Maufwürfe und 
Schrermäufe kann nicht mehr auf Koſten der Gemeindskaſſen 


‚veraffordirt, wohl aber aus diefen ein verhältnißmäßiger 
‚Beitrag für die Gemeindsgüter geleiftet werden; über die 


Frage: 0b ein Maulwurffänger beitellt- werden: —— ent⸗ 
ſcheidet die Mehrzahl der Güterbeſitzer. 


AR 


8929, Der Taubenfiug if alljährlich im Früh⸗ und 
Spätjiahr zu Anfang der Saatzeit unter Beſtimmung ihrer: 
Dauer zu verbieten, bei 10 Rthlr Strafe für die hierin 
faumfeligen Vorgeſetzten, die Mebertreter des Verbots werden 
mit 5 Rthlr. Strafe belegt. R. B. 12, XXI. | 


$ 930, Das Aehrenleſen che die Ernte völlig ein- 
gebracht iſt, fol nicht geftattet werden. 


$ 931. Den Landwirtben it Branntweinbrennen: 
aus eigenen und erfauften Produkten A. B. P. 1818, N. 43 
undEffigfieden, auch das Spinnen felbfterzeugten Tabaks, 
aber Fein Detailverfauf des nefponnenen Tabaks oder des 
Branntweind unter Maaß erlaubt, R. ©. 157" W. u B. 
N. 1816, R. 23, 


$ 932, Bäume müfen mwenigftens 6 Schub, Häge 
und Hecken 13 Schub von dem benachbarten Grundſtücke 
entfernt bleiben, Auf Verlangen des Nachbarn find näher- 
ftebende mwegzufchaften, auch von entferntern Bäumen, Die 
über fein Grundſtück hängenden Aeſte wegzunehmen; in feinen 
Boden laufende Wurzeln darf er felbit abftofen. 


Zweiter Abfchnitt. 
Von der Wicfenkultur. 
A. A. J. „Wieſen.“ 


$ 933. Sumpfige Wieſen find durch Anlegung von 
Abzugsgräben und Gchleußen, oder, wo für erftere fein 
Fall vorhanden ift, durch Anlegung eines Teichs zu ent- 
wäffern Die Gräben an Wiefen und Nedern find all- 
jährlich zwifchen der Frucht- und Nachheuernte auszuheben 
und von Schilf und andern Wafferpflanzen zu reinigen; 
dieß gefchieht unter Leitung der Vorgefesten und Graben- 
meifter, wenn fie auf einzelne Gewannen Bezug haben, 
durch die Aufſtößer, andernfalls durch die Gemeinde. Die 
Aufwürfe zu beiden Seiten der Gräben find, fofern fie nicht 
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als Dämme dienen, im Winter abzutragen und zum Ein- 
ebnen der tiefen Stellen zu benutzen. 


F 934. Die Srabenborde find rein von Heden und 
Dornen, in gehörigem Talut und guter Begrafung zu unter- 
halten, an Wegen, Allmenden und Triften mit Weiden gu 
bepflangen. 


Tiefliegende Wiefen werden durch Trübmwäfferung, 
trockene, bochliegende durch Hellwäſſerung verbefert. 


$ 935, Feder Fann die Quellen auf feinem Boden nach 
Willkür benusen, vorbehaltlich des Nechtes, das der Eigen- 
thümer eines tiefer Tiegenden Grundſtücks erworben bat, 
L. R. 64. Durch Verjährung gefchieht dieß binnen 30 
Jahren von dem Zeitpunft an gerechnet, da Anlagen zum 
Einlauf des Waflers gemacht worden. L. R. 642. Der Eigen- 
tbümer einer Quelle darf ihren Lauf nicht verändern, ſobald 
fie den Einwohnern eines Dorfes oder Hofes das nötbige 
Waſſer verfchafftz haben fie es noch nicht erworben oder 
verjährt, fo erhält er Entfchädigung nach dem Ermeſſen 
von Sachverftändigen. 2. R. 683. 


$ 936. Derjenige, deffen Eigenthbum Tängs eines flie- 
enden Waſſers binzieht, die in den Flußbauverband auf- 
genommenen Flüfe ausgenommen, kann fich deſſen jeden 
Orts, wo ed an feinem Eigenthum vorüberzieht, zu deſſen 
Bewäfferung bedienen. Derjenige, deffen Grundſtück ein 
ſolches Waffer durchſtrömt, kann es in dem Raum feines 
Eigenthums auf jede Art benutzen, (K 1255) muß jedoch 
ihm da, wo es feinen Grund verläßt, den gewöhnlichen 
Lauf wieder verfchaffen, L. R. 644. Erhebt fich ein Streit 
unter den Eigentbümern über die Benutzung des Waſſers, 
fo ift es Pflicht des Amts, den Vortheil der Landwirtbichaft 
mit der Achtung zu vereinbaren, die man dem Eigenthum 
ſchuldig ift, mit Rückſicht auf allenfalls vorhandenen Wäſ⸗ 
ferungsverband. 2, R. 645, 
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In diefen ſind alle dahin geeignete Grundſtücke Aufin- 
nehmen, nach vorgängiger forsfälkiger Abtwäguiig des Gefälls 
in einzelne Bezirke abzutheilen, diefe zu planiren und dar- 
nach: die mit Schleußen und Stellen verfehenen Haupt- und 
Nebenwäflerungsgraben auf den Höhen binzuleiten, jedem 
Bezirk aber ein Abzugsgraben zu geben. Für jeden Ver- 
band iſt eine Wäfferungsordnung aufzurichten, weiche 
die Reihenfolge der Bezirke und die Dauer der Wäfferzelt 
Borfchreibt, nach welcher ſich der auf Koſten der Bethei— 
ligten zu beſtellende, vom Amt zu verpflichtende, Waͤſſerknecht 
genau zu achten hat; ihm kann ein Wäſſermeiſter aus der 
Mitte der Betheiligten vorgeſetzt werden. 

Da, wo dieſe Anordnung beſteht, iſt es den Beſitzern des 
Wieſen nicht erlaubt, bei der Wäſſerung ſelbſt Hand anzulegen, 

6 937. Die Wiefenbefiner find zu ermuntern amd bei 
großer Nachläßigfeit anzuhalten, die Maulwürfe anf ihren 
Grundſtücken zu vertilgen, deren Aufwürfe einzuebnen / die 
Wiefen rein von Heden und unnützem Geftränch au halten 
und fie fleißig mir guten Heublumen nachzuſäen, auch in 
der Winterregenzeit oder auf den Schnee mit Viltianche, 
Afche, Salzaſche, Ofenrus ꝛc zu verbeſſern. A. A. J. 
„Wieſen.“ 


Dritter Abſchnitt. 
Vom Weinbau. 
5 938. In Gegenden und Lagen, welche zum Weinbau 
nicht geeignet find, ift das Aushauen der Weinberge zu 
empfehlen, U. N. I. „Weingärten“ in vortheilhaften Wein- 
lagen aber darauf zu ſehen, daß 
a. nur gute Rebſorten mit veritändiger Nücficht auf das 
örtliche Klima, den Boden und die Lage der einzelnen 
Rebberge angepflanzt; 

b. der Bau und Schnitt nach der Lofalitäs und dem 
Boden zweckmäßig, mit möglichiter Holgerfparniß ein- 
gerichtet; 
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o. Obſthäume und Heden aus den Weinbergen entfernt, 
wenigſtens nur Mandel- und Pfirſichbäume geduldet; 


a. dag in denfelben Fein Welfchkorn, Kraut, Dicdrüben 
und andere, dem Weinbau nachtheilige Brodufte ge- 
baut werden. A. A. I. „Weingärten.“ 


$ 939. Da, wo fih die Rebſticher in Weinbergen 
zeigen, ift fogleich dem Amt die Anzeige zu machen, welches 
fie ablefen und verbrennen läßt, auch allgemeine Anordnung 
zu ihrer Vertilgung an treffen bat, A. A. I. „Rebſticher.“ 


$ 940, Mit dem Anfang der Reife der Trauben find 
die Weinberge und dahin führenden Nebenwege auch für 
die Eigenthümer der Weinberge und der dazwiſchen liegenden 
Heder gefchloffen und unter die Aufficht befonderer Herbft. 
fchügen geftellt; wöchentlich it zwar Ein Tag zur Nachficht 
beftimmt, doch dürfen auch an diefem Tage Dienftboten und 
Kinder nur unter Aufficht des Hausvaterd in den Wein- 
bergen erfcheinen; das Traubenfchneiden ift in zehntbaren 
Weinbergen auch dem Eigenthümer verboten. A. A. IL An 
bang ‚‚Traubenfchneiden,‘’ 


$ 941. Der Anfang der Herbitlefe wird vom Amt 
nach vorgängiger Befichtigung unter Zusiehung der Vorge- 
festen beitimmt und davon den Zehntberechtigten Nachricht 
gegeben. Er it, 8. O. IX. „Herbitordnung‘‘, fo lange 
zurücdzulegen, als noch unreife Trauben in den Weinbergen 
find, zur Verhütung allzu großen Abgangs in Gemar- 
tungen, melche verfchiedene Weinlagen haben, nach abge- 
fonderten Banden anzuordnen und jedem Weinbergsbefiger 
frei zu ftellen, gegen Vergütung der Hüt- und Zehntfoften 
fo fpät zu leſen, ald er für dienlich hält. 


$ 942. Die Borlefe ift Niemanden, als den Waifen- 
findern und denjenigen Berfonen erlaubt, welche mit dem 
Zehnteinzug und der Herbitaufficht beauftragt find; fie darf 
fih nie weiter als auf drei Tage erſtrecken, und muß unter 
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genauer Aufſicht att haben, damit Feine Befchädigung: der 
anfioßenden Weinbergbefiger erfolgt. Bor Tag und: nach 
dem Eintreten der Nacht darf zur Zeit der Lefe Niemand 
mehr in den Weinbergen feyn oder etwas aus denfelben 
binwegführen, 
$ 943, Bor dem. Anfang des Herbſtes find fämmtliche 
Herbfigefchirre und die Keltern durch die Vorgeſetzten 
zu befichtigen, und zu forgen, daß alles reinlich und ganz, 
jedes Fuhrfaß aber geeicht fen. Der Moft ift, fo viel möglich, 
in verfchloffenen Butten an Fühlen Orten aufzubewahren 
und nicht über die Zeit der erften Gähre über den Treftern 
zu belaffen, das Keltern ift zu befchleunigen, damit der 
Moft noch. füß in den Keller komme. Alle herrfchaftlichen 
Bannfeltern find aufgehoben, A. B. N. 1821, R. 72, 
und der davon bezogene Trottwein nahgelaftn, A. B. N. 
1819, R. 75. | 

Den Weinproducenten ift empfohlen , die Spuntlöcher 
der Fäſſer während des Vergährens des Moftes mit Röhren 
zu verfehen, deren Ende in ein Gefäß mit Waffer geftellt 
if. A. B. P. 1822, N. 72. 4. 3. D. 1822, N. 72.9.8, 
N. 1822, NR. 72, Dagegen if ihnen alle Vermifchung des 
Moftes mit Obſtmoſt oder andern fremdartigen Flüffigfeiten, 
auch das Färben des rothen Moftes mit Brombeeren, Wur- 
zeln oder andern Dingen, bei Strafe der Konfisfation und 
weiterer Ahndung verboten, 

Wo das Inſtitut der MWeinfticher (zue Sicherung von Quans 
tität und Qualität bei MWeintäufen aus einem Ort in den 
andern u. dal.) noch befteht, kann e8 zwar beitehen bleiben, 
es ift aber Niemand gebunden, fich der Weinſticher in 
irgend einem Falle zu bedienen. U. B. M. 1836, N. 35. 


Vierter Abfchnitt. 

Von der Obstbaumzudt. 
$ 944. Zur Beförderung der Baumzucht * Ver⸗ 
edlung der Obſtſorten, auch Unterweiſung der Jugend in 
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letzterer, iſt für jedes Ort eine Öffentliche Baumſchule 
anzulegen, in welcher die Stämmchen aus Kernen von 
zahmem Obſt gezogen und mit guten, tragbaren Sorten 
veredelt werden. Der Baumſchule ſtehet ein, von der Ge⸗ 
meinde beſoldeter, Baummart vor. Die Schullehrer haben 
die Jugend in der Baumzucht zu unterweiſen. 


5 945. Alle öde Stellen auf Gemeindsgütern, alle Land— 
firaßen und Feldwege von einiger Breite find mit veredeltem 
Kernobſt, Nuß- oder Kaftanienbänmen zu bepflanzgen. An 
Feldwegen können auch —— oder Zwetſchenbäume ge⸗ 
ſetzt werden. 

Die Entfernung iſt 

für Aepfel- und Birnbäume 30 Schuh, 

» Nuß- und Kaſtanienbäume 36 

„Kirſchen 4 

„Zwetſchen 20 „ 
von einander, 12 Schub vom Straßenbord. Tragbare Obit- 
bäume, welche bereits näber ſitzen, find deßhalb nicht weg— 
zuhauen, auch die einmal vorhandene Linie bei Nachpflan— 
zungen beisubehalten. A B. P. 182, N. 5. BP. 
1824, N. %. N. 3. D. 1822, N.6. An Hohlgaſſen dürfen 
anf dem Bord feine Bäume gepflanzt werden. 


$ 946. Alle Obftbäume find 8 bis 9 Schub hoch zu 
sieben, fo Tange fie fich nicht felbft tragen mie Stützen, 
mwenigitens 7 Schub hoch, zu verfeben und mit Dornen zu 
verwahren, gegen die Straße aber fo auszuäften, dag weder 
die Paſſage noch der Luftzug gehemmt iſt. 


$ 947. Weber die Baumpflanzungen führt der Ortövor- 
gefente die Aufficht, der Straßeninfpeftor die Oberauf- 
fiht, erfterer bält in jedem Früh- und Spätjahr einen 
Umgang und forgt durch Anfage und Anordnung, daß die 
fehlenden Stügen und Dornen erfeht, franfe, befchädigte, 
vernachläßigte, über die Graben hängende Bäume wegge- 
ſchafft und mit beffern erfegt, und die Ausäftungen bevoll- 
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ftändiget werden. R. ©. 17, XXI. %. 8. D. 1816, N. 13. 
A. B. N. 1822, N. 5 und 35, Alljährlich im Frühjahr 
find von den Beſitzern der Bäume die Raupenneſter bei 
5 Rthlr. Strafe abzunehmen und zu verbrennen, A. 9. L 
Raupen.’ A. A. IE „ibid.“ A. 8. D. 1819, R. 40, M. 
P. %. 1808, N. 17. A. B. N. 1811, N. 39, auch von den 
Borgefebten zu veranftalten, daß Maikäfer, wenn fie fich in 
Menge zeigen, gefchüttelt und getödtet werden. 

Das Inftitut der Plantageninfpektoren ift aufgehoben. A. B. 

M. 1837; Beil. 14. 


Fünfter Abschnitt. 


Von der Feldpolizei, 


$ 948. Die Flur- oder SFeldrichter werden aus der 
Mitte der DOrtögerichte gewählt, gewöhnlich ift ihr Amt 
mit jenem der Steinſetzer verbunden. Sie haben: 


a. über alle Angelegenheiten der Feldpolizei zu erfennen, 
auch auf Erfordern darin der Oberbehörde ihr Gut- 
achten abzugeben ; 


b. alle Abfchäßungen von Grundſtücken zu bewirfen; 


c. darauf zu halten, daß Grundftücde nicht allaufehr ver- 
theilt werden; Weder follen nicht unter 1 Biertel, 
Weinberge nicht unter 20 Rutben, alle Güter nur der 
Länge nah, und Wäſſerwieſen fo getbeilt werden, 
daß jedes Theil auf den Graben ſtoße, Hausgärten 
find, fofern fie nicht befondere Bauplätze bilden, nicht 
von Häufern zu trennen. A. A. I. „Theilungen der 
Gärten.“ Sie haben 


d. die Fluren alljährlich mehrmals zu durchgehen und 
nachzuſehen, ob Alles in Rainen und Steinen gehörig 
erhalten ſey, das Fehlende aber ſogleich verbeſſern zu 
laſſen; | 
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e. - Daranf zu haften, daß alle Grundftüde fleißig und 


zur rechten ;Zeit: eingebaut werden. Die Nachläßigen 
durch Ermahnung und Strafe zum beffern Bau zu 
vermögen, Güter, welche durch grobe Nachläßigkeit 
gänzlich: in Unbau zu geratben droben, find: auf Rech- 
nung des Eigenthümers zu verpachten; befondere Auf- 
merffamfeit ift den Gütern: von Waifenfindern zu 
widmen, melche in Zeitbeſtand verliehen find; 2. O. 
VI. IV. 


6 949. f. den Zufland der Feld- und Gchleifwege, 


Braben, Dohlen und Furten zu beobfichten, und folche 
zur rechten Zeit beritellen zu laſſen; der Befiker eines 
Grundftüds, zu welchem feinerlei Weg ziehet, darf 
über die Angewann der benachbarten Grundftüde fahren 
und kann, wenn cd auch hieran gebricht, verlangen, 
dag ihm gegen Entfchadigung fo viel Land abgetreten 
werde, ald zu einem Weg nothwendig if. L. R. 682. 


$ 950. Zu dem Amt der Flurgerichte gehöret: 
g- für zweckmäßige Anlegung und Unterhaltung von Fıld- 


brunnen, Schattenpläsen, Ruben und Schüßenhäufern 
zu ſorgen; die Hütten der Feldhüter find vorfichtig 
anzulegen, daß fie nicht durch Einjtürzen Befchädigung 
veranlaſſen. 


$ 951. Als Feldſchützen, Bannwarten, werden aus 
der Gemeinde durch die Vorgeſetzten unbefchoftene, thätige 
und rüfige Männer erwählt und vom Amt verpflichtet ; ihr 
Dienst ift widerruflich. Sie haben das ganze Fahr hindurch, 
zumal des Morgens vor Tag und Abends fpät, das Feld 
zu begeben, nicht allein auf die Güter, fondern auch auf 
Wege und Stege, Doblen, Bränz- und Felditeine acht zu 
haben, jede Befchädigung, Entwendung oder fonftigen Frevel 
genau, wo möglich durch Anruf des Thäters zu erörtern 
und dem Vorgeſetzten alsbald anzuzeigen, bei ſchwerer Strafe 
aber fich micht beigehen zu laſſen, einzelne Frevel ſelbſt 
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abzuthun. Ihre Angabe gilt ſtatt vollen Beweiſes, wenn 
fie fich auf eigene, - beftimmte Wahrnehmung Be und 
ſch über die einzelnen Umſtände erſtrecket. 


$ 952, Ueber fämmtliche angezeigte Feldf revel. * 
die Vorgeſetzten ein Regiſter zu führen, ſie vierteljährig zu 
thätigen und die Erkenntniſſe pünktlich zu vollziehen. Bei 
Abhör der Gemeindsrechnungen iſt darauf zu ſehen, ob die 
Feld- und Waldfrevelſtrafen gehörig vereinnahmt ſeyen? 
Die Strafen beſtehen, neben dem Erſatz des Schadens, bei 
Vermöglichen in Geldbußen, bei Unvermöglichen oder in 
Wiederholungsfällen in bürgerlicher Gefängniß- oder öffent⸗ 
licher Arbeitſtrafe. Der Rekurs von Feldſtraferkenntniſſen 
der Vorgeſetzten an das Amt hat Suſpenſiveffekt auf zweimal 
24 Stunden. Ein zum drittenmal betretener Felddieb wird 
dem Amt zur ernſtlichen Beſtrafung angezeigt. Felddich- 
fähfe der Schulkinder werden mit einfacherh Arreft beftraft. 
R. 8%. 32%, LXII. Eltern, welche ihren Kindern gewiſſenlos 
Anleitung zu Felddiebftählen geben, follen fo beftraft werden, 
als wenn fie folche ſelbſt — hätten. R. B. * VI. 
ee B. N. 1805, N: 7. 


+ 983. geichtfinnige Sefhädigung wird pol 
zeilich, jene an Bäumen mit 1 fl..30 kr. Strafe gerügt, 
boshafte mit der Strafe des eriten Diebftahls und geeig- 
‚neten Falls mit Schärfungen, O. E. VII, $ 70. 


Sechſter Abſchnitt. 
Vom Wetterſchaden. 


N 954. Wenn durch Hagelfchlag ; Woltendench oder 
außerordentliche Ueberſchwemmung Feldſchaden geſchieht, 
‚welcher wenigſtens den. Z3ten Theil. des Ertrages der betrof⸗ 
— Fluren jerſtört, es Tann ein — — 
Ri, rt, Ida 
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-.. Die Belchädigung if binnen 24 Stunden der Oberein⸗ 
nehmerei anzuzeigen, welche fie durch drei Experten aus 
benachbarten nicht betroffenen Gemeinden aufnehmen läßt. 
Die Aufnahme gefchiehet fummarifch, indem angegeben 
wird: 
a wie viel Morgen jeder Gewächsart in der Gewann zu 
+ und darüber oder zu 4 und darüber befchädigt fenen ; 
b. wie fi die Morgenzapl der Güter diefer Abtheilungen 
in die verfchiedenen Stenerklaffen vertheilt? 


8 955. Der Steuernachlaß der erften Abtheilung beträgt 
3, jener der zweiten & der Jahrsſteuer und wird auf Antrag 
der Kreisregierung von dem Finanzminifterium dekretirt. 
Die Nachlaßſumme wird, nach Abzug der Koſten, unter die 
Beſchädigten, welche fich auf ergebende Aufforderung darum 
bei den Ortsvorgeſetzten melden, nach Verhältniß ihres 
wahrfcheinlichen Schadens vertheilt; was über 4 fr. auf 
den Gulden Schaden kommt, fällt dem Ortsalmofen zu. R. 
8. 17, XXIX. 


+5 96. In den Fällen, da ein Stenernachlaß ſtatt bat, 
foll auch in NReborten jedesmal, R. B. 16, XL, in andern 
Bemeinden dann, wenn nach der Fahreszeit der Einbau 
des Feldes mit andern Gewächſen nicht mehr möglich iſt, 
eine Kollekte in Geld und Naturalien geftattet werden. 

Nah dem Umfang des Schadens verwilligt dieſe die 
Kreisregierung für den Bezirf des Amtes, für einige Aemter 
oder für den ganzen Kreis, Bei befonderer Ausdehnung 
fann auf weitere Unterflüßung bei der oberiten Staatöbe- 
börde angetragen werden. R. B. 18, X. 


Vorgefegte und Ortögeiftliche haben die Kollefte zu 
verfünden und die Einfammlung durch zwei Borftande- 
perfonen und zwei Gemeindsglieder ihres. Orts zu veran- 
falten ; der Geiftliche fann, wenn er will, daran Theil 
‚nehmen. Die Sammelliften geben durch das Amt an die 
Kreisregierung, welches der befchädigten Gemeinde Anweifung 


. 397 


ertheilt. Die: Abholung geſchieht durch. dieſe oder Durch 
Zufuhr ohne Koſten und Abzug; die Vertheilung an die ein- 
zelnen. Befchädigten durch das Amt unter Zugiehung: der 
Vorgeſetzten und eines Ausichufes der Gemeinde, 


8 957. Der Pächter bat wegen ded Wetterſchadens Nach- 
laß am Pacht zu fordern, und zwar: 


a. wenn der Pacht nur auf Ein Jahr geſchloſſen iſt, und 
der Verluſt mindeſtens die Hälfte der Ernte ansmacht/ 
nach Verhältniß des Verluſtes; 


b. bei mehrjährigem Pacht wird der Gewinn ſämmtlicher 
Pachtjahre zuſammengerechnet und nur dann ein Nachlaß 
ftatuirt, wenn der Schaden dadurch nicht ausgeglichen 
it; da dieß nur zu Ende der Bachtzeit möglich ift, fo 
fann dem Pächter geftarter werden, inzwiſchen einen 
Theil des Bachtes inne zu behalten. - Wer folchen 
Nachlaß begehren will, muß fogleich nach erlittenem 
Schaden deſſen gerichtliche Aufnahme betreiben L. R. 

1768, Feldſchaden an Früchten, die ſchon aefchnitten 
waren, begründet feinen Nachlaß. 1771. 


Siebenter Abfchnitt. 
Vom Behnten, 


Anm. Hier find die älteren Beſtimmungen, wie fie Die zweite 
Auflage vom Jahr 1828 enthält, unter Abtheilung -I. ſtehen 
geblieben, und unter Abtheilung II. die Grundzüge und Quellen 
der neueren Beftimmungen über diefen Gegenftand gegeben; 
von einer mäheren Ausführung der letzteren iſt, als nicht in 

den Bereich diefes Buches gehoͤrig, Umgang genommen worden. 


l. Aeltere Beſtimmungen. 
4868. Jedes Grundſtück, das urbar iſt, oder wird, 
iſt in der Regel zehntbar. Zehntfrei iſt eine Gemarkung 
oder ein eigends ausgegränztes Feldſtück, wenn ſeit 30 Jahren 
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Niemand: auf-das augebaute Land eine Zehntanfprache geltend 
gemacht hat. Auszehntung einzelner Feldſtücke hebt die 
Zehntfreiheit der Gemarkung nicht auf; jedes in einer 
zehntfreien Gemarkung gelegene Grundſtück theilt ohne nähern 
Beweis dieſe Freiheit; ein einzelnes Grundſtück in einer 
zehntbaren Lage iſt nur dann zehntfrei, wenn es einen 
gültigen Rechtstitel für ſich hat. L. R. 710a. 


5959, Neubruch iſt alles Land, welches aus einem 
feit einem Menfchenalter befiandenen Unbau in Anbau ge- 
bracht wird, wenn 


a. fein früherer Bau durch Urfunden, Behmtgränsgeichen, 
oder Zeugen bewiefen wird; 


;ı b. wenn für denfelben Fein alt Baubarer Diftrift in Unbau 
» gelegt wird; in letzterm Fall tritt der Neubruch an 
deſſen Stelle; P. 3. M. 1007. N. 86. P. B. N. 
1807, N. 42; | 


0 für zehntbare Plätze, welche überbaut werden, finder 

kein Erſatz ſtatt, das Zehntrecht ruhet, bis fie wieder 
in Bau fommen, aber es erlifcht nicht bei ihnen, R 
B. 6, XVII P. B. NR. 1806, N. 37, auch nicht bei 
anderm Banfeld, welches für einige Zeit in Unbau 
geräth. 


$ 960. Der Zehnten von alt baubarem Feld und Nen- 
bruch gehört in der Negel dem Ortsherren. Wer nur zum 
alten Zehnten berechtigt it, kann den Neubruch nicht an. 
fprechen, welcher dem Landesherrn heimfällt; nur Pfarreien, 
welche den kleinen Zehnten in ihren Ortögemarkungen haben, 
können ihn über den Neubruch ausdehnen. R.B. 7, XXXIV, 
P. B. M. 1807, NR. 86. Anſchwemmungen fallen dem 
Zehntherren des Hauptgrundſtücks zu. 2. R. 710b. 


961. Der Zehntbersug richtet fich in jeder Orts- 
‚gemarkung nad) ‚Vertrag oder Herfommen; wo * 
zentſcheiden, nach folgenden Regeln: 
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a. jede Frucht des urbaren Bodens ,. natürlich oder er. 
sogen, klein oder groß, Baum⸗ oder Bodenfrucht, erſte 
oder zweite im Jahr, iſt zehntbar, Gewächs von Haus⸗ 
gärten aber, von Wäldern und der Erwachs von 
Thieren zehntfrei; eben fo URN: Erzeugniffe unter 
dem Boden; 


b. wo der große und. Fleine — fi nach Fluren 
theilt, da gehört bei zweiflurigem Bau die Winter 
fur dem großen, die Sommerflur dem kleinen Zehnten; 
bei dreiflurigem wird die Sommerflur unter beiden 
getheilt; Früchte, welche mehrere Fahre fichen, werden 
nach Verbäftniß der Fluren, welche fie einnehmen, 
: getheilt; geſchieht die Abtheilung nach Fruchtgattun⸗ 
ii gen, fo. entfcheidet die Bezugsübung der Gegend; in 
deren Ermangelung ift diejenige Frucht, weiche für 
den Handel ins Große tauglich ift, zum großen, die 
für. den Genuß der Markgenoſſen oder für den nahen 
ern beftimmte ; zum einen Zehnten zu rechnen, 
eue Produkte, welche ältere verdrängen, treten an 
die ‚Stelle diefer, auch in Hinficht der Zehntfreiheit, 
wenn fie den abgefommenen Produkten, zuftand, Wein 
und Heu gehören zum großen, Obſt, Nachheu, Stop⸗ 
pelrüben, Garten. und Blutzehnten zum Kleinen Zehn. 
ten. Weinberge im Ader- und Aeder in Weinbergs⸗ 
bezirke verwandelt bleiben bei Ihrem vorigen Zehntherrn. 

L. R. 710c, 


$ 962.. Der Zehnten kann abgelöſet werden gegen 
auswärtige Beſitzer, deren Heimathftant die Zebnten für 
ablöslich erklärt bat, durch-den Landesheren ,. den Orts herrn 
und die Markungsgemeinde. Perſönliche Eigenſchaft des 
Gutshe ſitzers kann den Zehnten nicht aufheben... 

Das Zehntrecht geht durch verjährte Nichtübung ver 
koren,. da. nämlich: dee Zehntherr ruhig geſchehen läßt, 
daß der Beldbefiger die Früchte. unverzehntet beimführs. ‚Die 
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Bersäßeudg beziehet ſich aber nur auf diejenigen einzelnen 
Grundſtücke, von welchen dieß nachgewieſen iſt. 8) R. 710e. 


EEE Das gewohatiche Maaß "bei 'Fehntens “ik der 
yehhte Theil aller Erjcughiſſt des zehntbaten Bodens, die 
haare iſt jedesmal von demſelben vlodutt „a Teiften, 
welches er ertragen bat. 


$ 964. "Der ei genthämer des Bodens ebntet fmmtliche 
Früchte, und Täpt den zehnten Theli Auf dem Grundſtück 
surties er foll aber feine eigene Ernte nicht vor dem Morgen⸗ 
und nach, "dem Abendgeläute wegführen Y. 8. R. 1808, 
5.8, DR Behntherr "beige ihn auf eigene Gefahr und 
often ein; er kann Aufſehet und Arheiler zur Empfang- 
nahme abſenden; erſtere müſſen —— 9— von unbeſchol⸗ 
feinen Rufe und vom Ant derpflicht ee In bei der Wahl 
der reßtentt Haben Einbeimiifehe Den Volt Fa. 1: ;,Bepnt- 
amlung. Eine Ausnahme dürch ren, Scheuer-, 
Kelter-, Saͤck⸗ und Fapzehiiten darf hicht neu ‚eingeführt 
werden. Wo diefer aber durch techtöderjä hrie Zeit beſteht, 
Fan 4 nicht wieder in. Zehntbezug in "Natur umgewandelt 
werden. Uebernahme der Gefahr des Zehntens auf den 
Zehnrpfichkigen iſt uugilteig. — 

J 965. Das Aufſchlagen und Abzählen der Zepntgarben, 

Haufen ze. geſchieht von der. Seite, auf welcher der Zehnt- 
pflichzige zu ‚ernten aufhört; wo aut ‚einem, Grundſtück unter 
10 Garben oder Haufen übrig bleiben, kann der. Zehntherr 
nicht auf ein anderes Grundſtück des Pflichtigen in dem- 
ſelben Zehntdiſtrikk fortzählen. Weniger ats 10 Garben 
ch y weniger als 5’ Garden nichts mehr: ' 

Nur bei dem Blutzehnten ſindet das Fortzühlen von einem 
er ander ſtatt. Früchte welche nicht gebunden 
werden, ſind auf afeiche Haufen zu 5, 10 ꝛc. zu bringen, 
undıdie Zehnthaufen mit, einem Zweig zu bezeichnen 

HE 9660. Im Zweifelsfall iſt Für den großen gegen den 
tleinen, für den alten Zehnten gegen den -Neubruch, Für 


die Zehntpffichtigfeit, aber > > ——— 
gu erlennenn. 1* ar ii yayyı 


Eu, Die bernfhftihe * find, ; '8s 
1806, R. 50, in der Regel zu verleihen, Ausgenommen, 
wenne eigener Bedarf an Stroh oder Früchten‘, eingeriffene 
Mißbräuche in der Zehntentrichtung, Komplörte zu unge 
bührlich geringen: Geboten, oben Ueberſteigerung aus Erbit- 
— den Naturaleinzug nothwendig machen. 3 


"ig 968 Zur Vorbereitung der Verſteigerung he die 
Wörgefetten alljährlich im Jüni eine genane Anbü imnu 5 
tabelle nach’ allen Fruchtgattühgen zu entwerfen. Dit 
Gebühren dafür werden nicht aus der Gemeindskaſſe, fondern 
von der Staatskaſſe bezahlt. Die Verleihung gefchieht un⸗ 
mittelbar vor der Ernte; es wird dabei 


a che, als Heer⸗ und Hagelſchaden Entſchadigung 
ugeſichert/ und die ‚Form der Rachlaßgeſuche ‚genan 
ee 99° 
"alle ältere” Zepntreflanten von, den Beboten ausgefehlot- 
. „fen; A. BD. 183, 0. 2%, 9. 8, 9.1823, 9,22; 
— — kein Rachgebot angenommen; R. B.s, XVIII. R. P. 
B. 1806, N. 41, 1808, N. 493 
d. ‚die Perſteigerungskoſten auf das Yergrium Überuommen; 
e. ale Gebote auf Rechnung. der Gemeinde. verworfen; 
A. A. I. „Zehntſteigerung.“ R. B. 9, XX; eben. fo 
ale Komplotte, wodurch die Freiheit des ‚einzelnen 
Steiglufigen befchränft wird; _, | 
ſ. die Zahl der. zu verfattenden Zebuttonforten, nach Ver⸗ 
Hältniß.des Zehntdiſtrikts feſtgeſetzt; 
E bedungen, dag Früchte. und. Wein ſauber und Kauf. 
mannsgut von dem Erwachs des Zehnadteſzi 
u Hehe ern feyen. L. ©. II. XX. It 


+ $ 96 Wegen des Weinzehntens. iſt das —— 
ben in zehntbaren Weinbergen: verboten; der Zehntpflichtige 
34. 


hat vor dem Abführen Des Moſts den Zehntträger bei Strafe 
berbeisurufen,, oder diejenige Station zu paſſiren, woſelbſt 
der Zehnten erhoben wird. Niemand. darf, in ungeeichten 
Ladfäſſern Moſt zum Verzehnten anfahren , welches ſo ein⸗ 
zurichten iſt, daß der Zehntherr mach Verhaͤltniß eben 1 
viel Treber erhält, als der Produzenn. 


1116970, Der. Zehnten nimmt keinen Antheil au — 
lichen Auflagen, Unterhaltungs, Baw- und Erutekoſten, 
aber, an Rettungzaufwand, 3, B. Waſſerbau, Ablauf von 
Fouragirung, ‚Hagelverficherung 1c, L. R..710d.. Die, Bau- 
faften des Zehntens, in Hinficht der, ‚Kirchengebäude. Beftimm 
die —— R. B. 8, ZUL 

SUR, Neuere Befepgebung.. * 
01. Aller Zehnte von land⸗ und, ———— 
haftlichen Erzeugniffen fann, abgelöst. werden. 
Die Ablöfung erfolgt durch Darlegung des 20fachen Berrags 
der mittlern Neineinnahme, die durch Entſcheidung nach 
veſondern gefegfichen Normen beſtimmt wird, 

Es beſteht eine Zehntſchuldentilgungskaſſe, "mit der Be⸗ 
ſtimmung/, den Zehntpflichtlgen die zur Abloſung benötigten 
Kapitalien darzuleihen, die fie dann nebſt Zins nach und 
nach wieder von denſelben erhebt. R. ©. 33, XLIX. 46836, 
XI.ginsfußbeſtimmung file die Darleihen der Zehnt⸗ 
ſchuldentilgungstkaſſe. R, ®. 3 — 1837, XXXIII. 
4838, XXX — FRI LARA} 11 

Ferner fiehe folgende —— J uin 
Beſtimmung des Wirkungskreiſes det Staatsſtellen in — 
auf Abloͤſung des Zehntens von Domahialz,' Kirchen, Schule, 

Stiftungs· und Korporationsgütern. R. 34, X. > 
‚ Elrichtung einer Bepntfeftion bei der Höfdomänentammer. N. 

B. 38, IX. 

Inſtruktion Über‘ die Feftfegung ber Getteidepteiſe auf den zur 

Behntablöfung maßgebenden: Märkten, RYB,;34, X. ©. 86. 
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Erlaß der Hofdomänentammer .d..d.:19. Juni 1885, In⸗ 
ſtruktion uͤber die Abloͤſung des Domanialzehnten von land⸗ 
wirthſchaftlichen Erzeugniſſen für die — — 

nialverwaltungen. 1.6 


Weiteren Erlaß der Hofdomänenfammer d. d.19. Zuni 1835, 
Inſtruktion über die bei Ablöfung von Domanialzehnten 
hinfihtlich der Zehntbaulaften vorzunehmenden Schägungen 
und Berechnungen für die landesherrlichen Domanialvermwals 
tungen und Bauinfpektionen. 


M. d. 3. evang (und Path.) K. & d. d. 28 Aug. 1837, 
N. 12833, Inſtruktion für Bauverfländige, welche zur 
) ee der auf Zehnten ruhenden Riten «, Pfarrhaus: 
und Schulhausbaulaften gersäße werben. = 20 


— d. J. Tach, (und evang.) x. &. d. d. 12. uni. 1838, 
N. 10,340, über die Feftfegung ber auf den Behnten iu 
Gunſten der Kirchen, Pfarreien und Schulen baftenden 
keſten, insbeſondere auch die Hitfebaupficht der Behntherrn, 


EN a. a. 30. De, 1634, N. 32,045, übet das 
Abſchreiben der Zehntgekaͤllſteuerkapitalien... 1117 


— inpbefonbene. von Beınbeahasn „bötreffend. 
0 DM. II, Mu9l.: DT en San 8931390 


* 972. Das Recht zum Blutzehnten mit han, 
des Bieneh-, Wachs. und Honigzehntens ik au 
gehoben. Der Zehntberechtigte wird mit dem 1Sfachen Be- 
trag der mittleren Reineinnabme entſchädigt; die Zahlung 
geſchieht zur einen Hälfte aus der Staatskaſſe, zur andern 
aus der Kaffe der. Gemeinde, in: deren Gemarkung das 
Zehntrecht geübt wird. R. B. 32, hi ‚14. en 
ordnung, hiezu R. B. 32, VL. or 

$ 973. Das nah L. R. ©. 710ba und bb Aoeide 


Recht zum Bezug des Zehntens von Neubrüchen if rüd- 
ſchtlich der jenigen, welche vom: Aufang 1832 entſtanden 


131% 
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find, . and! jener, von welchen im Fahr 1831 wegen der 
geſetzlichen, oder vor der Urbarmachung: verwilligten Frei- 
jahre noch Fein Zehnte bezogen wurde, aufgepoben. R. B. 
32, I, S. W. 


Zweites Kapitel, 
Beförderung der Viehzucht. 


Erfter Abfchnitt. 
vorſchritien für die Vichzudt. 


56 974, Zur Beförderung und Veredlung der Bferde 
sucht befteht unter, -.der Leitung der Landesgeſtütslommiſſion 
für dad ganze Land eine herrfchaftlihe Geſtütsanſtalt. 
Sie unterhält auf geeigneten Stationen eine verhältniß⸗ 
mäßige Anzahl vorzüglicher Hengſte, wohin die im Stations⸗ 
bezirke wohnenden Eigenthümer ihre Mutterpferde bringen 
tönnen. Diefe müſſen nicht zu alt, gehörig in Futter und 
zur Nachzucht einer guten Raſſe geeignet sem. Er 3.13 
XXI. 1823, XXIII. 1836; XX. Ä 


6 975. Das Großherzogthum if in zwei Geſtüts— 
bezirke und nach folchen in zwei Geftütsverbande 
abgetheilt, dem jeder im Bezirke wohnende Pferdezüchter 
unter den für den. fraglichen Bezirk beſonders feſtgeſetzten 
Beſtimmungen beitreten kann. Der erſte Bezirk umfaßt die 
ganze Haardt/ der zweite die Übrigen Landestheile. | 


5 976 Pferdezüchter, welche im. erſt en Bezirk — 
4 dem Verbande beigetreten ſind, dürfen en 
"Ay nur ſolche Stüteh vorführen, welche von dem Rande 
ftalmeifter für zuchtfähie erfannt worden. ſud/ fie 
dürfen 


2 ihre Stuten nur von ſolchen — aus dem Landes⸗ 
geſtüt bedecken laſſen, welche auf den Beſchaͤlſtationen 
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aufgeſtellt / und von ee einzelnen 
Stuten zugetheilt find enden nu © 


9 dürfen fie ihre Stuten — — Air —* dabon Aefat. 
Menen Mutterfohlen außer dem Geftüthbezirt nicht "die 
Henaftfopten ner nut nach zuriſckgelegten sibeneen'Yayh 
verädßern , in dem‘ testen Falle Ohıie ue Veſchruntan 


Innerhalb des erhen Gefitgbegirts ik dee Verlebr mit 
Zachttuten und Stutenfohlen freigegeden⸗ wenn der neue 
Erwerber in dem Birk wohnhaft iſt, und ſich verpflichte 
mit der Zuchtſtute oder dem Stutenfohlen dem Gerttöber: 
band’ beizutreten. "Die Verlußerung von Henhſtfohlen Inter 
zwei Fahren im Bezirt kann gefchehen anf Nachweis‘ bet 
den Wohnort des netten Erwerbers im erften Birk. ‚Hier 
über müſſen dem Bürgermeiſter Anzeigen and Vorlagen ge⸗ 
Macht werden. Eine Zuchtiiute, welche dreimal gefohlt bat, 
fällt der freien Verkehrsbefugniß anheim. Von obigen Be- 
fchränfungen kann ‘die Landesgeſtütskommiſſion Ausnahmen 
geſtatten. Der Bürgermeiſter nimmt jede Eigenthumsber⸗ 
anderung in’ eine Tabelle auf, die er dem Landſtaͤlmeiſter 
bei feiner jedes Frühjahr ſtatt findenden Sufpettiongreife 
eitjuhändigen bat.’ NER 08 


BL BT) 

Alle ‚Henaftfobten, welche. nicht zur N in Dat 

Geftüt aufgenommen werden, müſſen nach Anordnung des 
Landſtallmeiſters kaſtrirt werden. 


Bei, der Aufnahme in den Berband bat ig der Verde 
yüchter durch einen fchriftlichen Revers den beſtimmten Kon⸗ 
ventionalſtrafen zu unterwerfen; es tritt nämiich 
as wegen unterlaſſener Anzeige von einem erlaubten Ber⸗ 

dauf innerhalb des — ‚eine Strafeneiu 
oe 7 „34 1997 
en: unerlaubten’ Berta einer Zuchuie eine 
Safe a ee 
ei wegen unerlaubten Verkaufs der Nachzucht und * 


1). von Stutenföhlen unter 2 Jahren eine ſolche von 20 fl, 

2) von Stutenfohlen über 2 Fahren von: 30 fl, 
Diefe Geldſtrafen fallen in die Landesgeſtütskaſſe. Zur 
Ermunterung der Bferdezüchter in dieſem Bezirk werden 
jährlich Preife ausgefegt, nämlich für die A vorzüglichſten 
Zuchtfiuten für jede 50 fl., für die vorzüglichſten 6 Stuten- 
fohlen von 2 Fahren für jedes 221. R. B. 36, XX, $1—18, 


$ 977. Zm zweiten Geftütsbezirfe unterliegt der freie 
Verkehr mit den Pferden Feinerlei Befchränkung. Die Eigen- 
thümer, welche ihre Stuten nach der Auswahl des Land- 
ftallmeifters zum Bedecken durch Landesgeftütshengfte. be 
ſtimmen, find verpflichtet, fich an diefe Auswahl zu halten, 
Die von dem Landflallmeifter in dem zweiten Bezirk ald 
zuchtfäbig befundenen Hengſtfohlen, welche nicht von der 
Landes geſtütsanſtalt aufgekauft werden Finnen, müſſen nicht 
kaſtrirt werden; wenn fie das fünfte Fahr zurückgelegt haben, 
unterliegen fie einer nochmaligen Unterſuchung durch den 
Landftallmeifter, und dürfen. nun, wenn fie fernerhin für 
zuchtfähig befunden worden find, von dem Eigenthümer zum 
Bedecken gebraucht werden, der Eigenthümer muß jedoch 
ein Patent haben, dem eine genau zu beobachtende Inſtruk⸗ 
tion beigefügt iſt; ſolche Patente ſtellt die Landesgeſtüts- 
kommiſſion auf Antrag des Landſtallmeiſters aus. R. B. 36, 
xx, $ 14—16. A. B. M. 1834, N. 20. 


$ 978. Jedes Jahr wird eine Anzahl von zweijährigen 
Henaftfohlen zur Ergänzung der Standes. und Landesgeftüts- 
benafte angekauft. Die Landesgeſtütskommiſſion beftimmt 
nach dem Vferdeftand und dem Bedürfniffe der einzelnen 
Bezirksdiſtrilte die Zahl und Vertheilung der Befchäl- 
plätze, die Zahl der dort aufzuftellenden Hengſte und die 
Zeit des Abgangs dorthin. Der Landftallmeifter ordnet das 
Weitere an. Bon dem Bedecken durch Landesgeſtütshengſte 
find alle Stuten ausgefchloffen, welche noch. nicht vier 
Jahre alt, ferner ale, welche mit einem erblichen ‚Haupt« 


fehler/ als Blindheit/ Kolkeryı Dampf nen behaftet ſindi 
Es werden beſondere Beſchälregiſter geführt (und zwar An 
duplo A. B. M. 1838, Beil. 43)3 | wenn eine won xinem 
Landesgeſtüthengſte bedeckte Stute gefehlt hatmußn bei 
Ortsbürgermeiſter ſogleich die: Anzeige gemacht werden; 
hierüber hat derſelbe eine Tabelle zu führen; und ein Dur 
plikat an das Amt vorzulegen; welches dieſe Regiſter in 
feinem Bezirk ſammelt/ und bis zum 1. September jeden 
Jahrs an die Landesgeſtütskommiſſion einfender. Allen von 
Landesgeſtüthengſten erzeugten Fohlen läßt der Landſtall— 
meifter bei der Inſpektion das Geftütszeichen »aufbrenmen, 
N. B. 36, XX, $ 17— 24. Die mit den Hengſten auf Die 
Befchälftationen ausgeſchickten Stallbedienten find, um Unter- 
fchleife und dergleichen zu vermeiden in ihrem Dienſt von 
den Bürgermeiftern zu beauffichtigen, und dieſe haben geeig⸗ 
neten Falles darüber Anzeige beim. Amt zu machen, BL B 
M. 1836, N. 18. 


$ 979. Das Umherziehen mit. fremden a 
bei 50 Rthlr. Strafe verboten und die Benubung ſolcher 
Hengſte bei 20 Rthlr Strafe. A. B. N. 1821, N, 13. 


$ 980. Die Erhaltung eines mit der Ausdehnung der 
Drtögemarfung in Verhältniß ftehenden reichlichen Nind- 
viebftandes muß der Gegenftand vorzüglicher Aufmerk⸗ 
famfeit der VBorgefesten und des Amts fenn. In denjenigch 
Orten, in welchen nicht aus befonderm Titek eine Perfon 
zur Haltung des Fafelviches verpflichten’ voder wo) das 
hiernach zu haftende nicht zureichend iſt, ſoll das Nnach 
Verhältniß des Viehſtandes an Rindvieh nid‘ Schweinen 
erforderliche aus der Gemeindöraffe angeſchafft und unter⸗ 
haften werden. Die einem Dritten obliegendedingliche und 
eben fo -die "einer Korporation obliegende ſtaͤndige Ka das 
Faſelvieh zu halten iſt ablbsbar, ſowohl die Belaſteten als 
die Berechtigten können die Ablöfungwerkangenzufie: muß 
jedoch. mindeftens ein Jahr vorher angefagt werdens.da mo 


die Laſt ganz oder theilweiſe anf dem: Zehnten haftet» muß 
fie jedenfalls: mit dieſem abgelöst: werden, wenn nicht ſchon 
früher eine ‚gütläche Uebereinkunft Kart findet... Wenn Die 
Haltung des Faſelviehs im: Pacht gegeben it» ſo kann die 
Auflündigung nicht vor dem 1. Januar 1844 ftattı finden 
fofern nicht der. Bächter fich freiwillig zu einer früheren 
Abfindung. verfieht. Durch die Ablöſung gebt die Pflicht 
zur Haltung des nöthigen Fafelvichs auf die Gemeinde über, 
Die Lak, Fafelvich zu halten, kann nicht ald Brunddieuf- 
barkeit beitellt, und an Brivaten oder Korporationen mir 
länger als auf fünfzehn Fahre _ werdes. R. B. 
37, XXIX. 


Bei der Anſchaffung des Fafetviches ift auf fremdes, 
junges Vieh von gefunder, ftarfer Raſſe zu feben, das ab- 
gängige aber und das allzu böfe, daher gefährlich werdende, 
bei Zeiten zu erfegen. Der Beftänder , welcher feinen Unter: 
balt übernimmt, ift anzubalten, daß er ed an guter regel- 
mäßiger Fütterung und Beforgung nicht fehlen laſſe. A A. J. 
„NRindvieh.“ 


5 981. Die Viehwaiden find, fo viel möglich, ab. 
zuſchaffen und an deren Stelle die Stallfütterung einzu- 
führen, aber auch darauf zu halten, uud bei Gelegenheit, 
namentlich beim Müggericht, vom Amt nachzufehen, daß 
die Stallungen gefund, trocken, gebörig gepflaitert und 
wicht zu niedrig find. Da, wo Frühlingswaide noch beſtehet, 
darf fie nicht über den erften April währen A, A. J. 
Waide $ 2. Nachtwaiden find gänzlich verboten. U. A. J. 
„Nachtwaiden.“ Ausmärker haben an dem Waidrecht, ohne 
fpegiellen Rechtstitel, feinen Antheil; auch ein Gemeinde, 
hürger darf nicht mehr Vieh austreiben, als ihm nach dem 
alljährlich zu entwerfenden Austheiler gefattet ift. 

Wo das Austreiben von Viehherden an Sonn und: Feier: 
tagen wegen Lofalverhältniffen nicht ſogleich abgefchafft werben 
Mann, da haben die. Bezitks. und. Lokalpolizeibehoͤrden 


Anotdnung zu treffem;, ' daß durch diiſe Ausrteibung die 

ſtille Feler des Tages und der Befuch des Gottesdienſtes 
» and der ee wit > te EN M 

4835, N. ey VII UTET 

$ 982, = a * lehnen; iſt Bar zn 
feben, daß in jeder - Gemarkung. ein. fchilich gelegener 
Faſelplatz, welcher Wafer und Schatten Hat, vorbehalten 
bleibe, daß aber das Faſelvieh dahin und zurück, ſo weis 
es durch das Ort gehet, immer. von dem ‚Hirten oder einer 
andern demfelben gewachfenen Berfon begleitet: werde. Da, 
wo eg an einem folchen Play fehler, muß der Befländer 
einen vonftändig, geichloffenen on, zur Yenupung des 4a 
viehes haben, _ 


$ 983. Zum Bichhirten tann nur bet — 
Mangel an einem brauchbaren Inländer ein Ausländer er⸗ 
nannt werden. Die Ortsvorgeſetzten haben die amtliche 
Bewilligung biezu bei. Vermeidung einer Geldſtrafe von 
5 Rthlr. nachzufuchen. R. B. 9, XLV. 


$. 984. Die bereits vorhandenen Biehmärkte Fin 
möglichft zu beleben und der Verfehr auf demfelben zu er⸗ 
leichtern, daher für die Protofollirung der Verkäufe sein 
binlängliches Perſonal zu beftellen, entſtehende Streitig- 
keiten ohne Aufenthalt zu fchlichten, zumal den Einkäufern 
auf alle mögliche Weife Vorſchub zu leiſten. Da, wo die 
Gewerbsgelegenheit einigen Erfolg erwarten läßt, ift auf 
Konzeffion neuer Viehmärkte bei der oberſten Staatsbehörde 
anzutragen und die Lieferung von fchönem Vieh auf diefelbeh 
durch auszuſetzende Prämien zu befördern. Zu Vermeidung 
und Vermittelung von Streitigkeiten auch gefundheitspoli- 
geilicher Aufſicht ift auf die bedeutendern Viehmärkte jedeö- 
mal Ein Thierarzt auf Koften der Gemeindstafe abzuordnent. 

Ueber das Nefultat eines jeden Viehmarktes iſt eine 
Tabelle durch das Amt an die Kreisregierang einzubefördern / 
welche folgende Rubriken enthält: Ort, Zahl des feilgebo⸗ 
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tenen Viehes, a. Pferde, b. Fohlen; c; Dchfen,: di Stiere, 
e. Kühe, F. Kälber , gi Schweine ,>h. Gaiſen, jedes M aus 
dem Ausland, 2) Inland, Gefammtberrag des feilgebatenen 
Viehes, Betrag des verfauften Viches nach‘ vorſtehenden 
Unterabtheilungen , Befammterlös , Bemerkungen. «- 
08'985, (Zur Veredlung der Schafzucht werden den- 
jenigen Gemeinden‘; welche ‘regelmäßige Schäfereich haften 
und reines Vieh Haben; unentgeldlich ſpaniſche Widder aus 
den —— Seen abgegeben. 4 B. # 
1810. Rt, 54: 171 14331 4 1191 139 nm" 


Fremde Schadfperrden , deren Führer feine Urkunde 
über die Gefundheit des Viehs aufweifen kdunen / ſollen 
bei 30 Rthlr. Strafe, weder durch die Orte paffiren, noch 
von Inländern von Ort zu Ort —— werden. AM. A. J. 
„Schaafe.“ 


8 986, Die Erlaubniß zu Errichtung oder Bewilli⸗ 
gung eines Schäfereirechtes iſt bei der Kreisregierung, nach- 
zufuchen, welche Tediglich zu "unterfüchen bat, ob fie in 
wirthſchaftlicher Hinficht räthlich fen und darnach 
unter Vorbehalt der Mechre dritter die Konzeſſion ertheilt. 
Da ‚wo ſchon eine Schäfereiberechtigung auf’ der Gemar- 
kung beſtehet, iſt jedeshal: im Voraus durch Vergleich 
(oder Schiedfpruch) zu beſtimmen, wie viel Schaafe zu 
halten jedem Theil in Zukunft geſtattet werden ſoll. 


8.987, Jede Schäferei- uebertriebsberechtigung 
iſt ablösbar. Können ſich die Betheiligten über die Be⸗ 
dingungen der Ablöſung (beziehungsweiſe der uebertragung 
an einen Dritten oder der verhältnißmäigen Vertheilung) 
nicht verſtändigen, ſo erfolgt die Auseinanderſetzung auf 
Anrufen einer Parthei oder der See, ‚var die Kreig⸗ 
reglerung. A. B. M. 1834. N — 


6088. Das. Schautw —— if nach — 
—— — Üben RA, Arch Schlamm 


a. au Aeckern darf: die Waide Unu din ſo weit benutzt 
werden, als dadurch der von dein freien Willen des 
rg: Eigenthümers ‚abbängende. Einbay nicht geſtört wird, 
daher su, den Regel nur von temd⸗ Die sur neuen 
Beſtellung; | ei ; 


« b, ausnahmsweise auf Kleeäckern —* — 
a Boden vom 164 Oft. bis A⸗ en 


— "ho noch fürtih gebaut wird, Aid’ in Wiuter⸗ und 
Shmmerfetd nur Diejenigen lecren dlecker zu befahren, 
* "tele freie Zufahrt haben; ih der Brachflur darf 
per Schäfer 12 Schuh breit über die Augewann, 
nAwenn ſie auch angebaut iſt, fahren. Solche Heerden 
2 dürfen nicht über 160 Stück enthalten, einſchließlich 
de Kuechtviehes und der Lämmer, deren bis zum 
10. Juli 2 für 1 Stück gerechnet werden; für jedes 
— .. K fe. Break RU: i 1 


= »An He 


1. Aprit, — gur * —————— ſo 
An fange,“uls das wie darauf gehet / befahren 
werden; da, wo tiübert Termine hergebracht ſind, 


* hat es bei! dieſen —* Verbleiben.NR. B. 10, XX. 


"Die Schagfwad in Waldungen, HE in der Regel auf / 
gehoben: wo fie noch aus pridatrechtlichem Titel 
beſtehet, it fie an die Vorfchriften des Forſtſchutzes 
gebunden und .ıder. zus befahrende Diftrift von der 
Forſtbehörde anzuweiſen. 


$ 990. Vorſchriftswidrige Bemaidung bringt den Eigen- 
thümer der Schäferei in Strafe und Verpflichtung zum 

Shader vorbehältlich ſeines NRückgriffs auf den 
pãchter und dien Schafer. De Abſchätzung des’ Schadens 
geſchiehet gleichbald -dürch- dDret’ Exrberten „nach der Wahl 
des SÖthäferdiz des Befchädigtenn and der Ortsvorgeſetzten; 
auf: Borkapei des ı Abfchäßungsprotokolls ı erleunt das Amt; 
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beiförtenuenifien über 30 fl. ſindet NRetars am die Reit 
yegierung ſtatt, A. 8: 141838. Beil; 12. yı 
‚Erg! 99 A den Ihrer Lage nach gr Schweinszucht 
geeigneten Orten iſt dieſe möglichſt zu INN): A. 8. 
N. 1810. N. 60., daher 
at day wo die Verpflichtung ‚zu Haltung des Ebers in 
natura nicht entfchieden if, einftweilen das -benöthigte 
Schwein faſelpieh und. zwar auswärtiges, Junges, 
voltommen ausgewachſenes bon langgeſtreckter Race 
aus der Gemeindskaſſe anzuſchaffen und das abgängige 
. ‚aux rechten Zeit zu erſetzen. A. A. 1. „Schweine⸗; 
—*8 deren Rechnung die Haltung zu verallordiren, 
ds. die Ausgabe dafür ein für allemal zu reguliren, und 
in. darauf au baltem, os ‚die Fütterung: in ber Ordnung 
UF) gefchebesi >’: ur tz, 
c. in jeder Gemarkung für einen taugrichen Tummelplatz 
nu Sorgen, und. zwar an. einer Stelle, wo es nicht 
an Waſſer und Schatten fehlt: 
BR an gelegenen Orten Schweinemärkte anzuiegen und 
Ani ihre Aufnahme su beförden; 
5992, In Gegenden, welche die nöthige Gütterung 
für Bienen haben, find die Landwirthe zu ermuntern auf 
deren Zucht allen Fleiß zu verwenden. A. A. J. „Bienen.“ 


win Zweiter Abſchnitt. 
Deterinär - Anftalten. 
R Snftruftion der Kurfchmiede von 1826. 
8.98. In jedem Ort if zum Gebrauch bei ſchnell 


erkranlendem Vieh ein Trofar und eine Klyſtierſpritze 
anrichafen. A. B. N. 1808. N. 27. 


85 994. Mothfälle ausgenommen, ſoll Niemand, als 
—* Thie rärzte, die Kur von Rindvieh ober 


Bferden oder Verordnungen - bei Seuchen unter o⸗ afe 
und Schweinen unternehmen. 16 


Wer ſich zum Thierarzt Biden will, muß Beh 
im L2efen und Schreiben , einige Kenntniß der Tateinifchen 
Sprache, Zeugniß guter Aufführung und die nöthigen Sub- 
filtenzmittel für die Dauer des -Unterrichtes befigen, und 
weniaftens eine Klaſſe einer. Mittelſchule abſolvirt haben, 
A. B D. 18%, N, 56., er hat fih mit einem Zeugniß 
des Phyſitates ſeines Wohnortes zur Aufnahme in die 
Veterinaͤrſchule bei dem Oberthierarzt in Karlsruhe zu 
melden, A. B. D. 1824. N. 56., nach vollendetem Inter, 
richt vor dieſem eine Prüfung zu beſtehen und ſich als 

jeratt erſter Klaſſe mit der Lizenz der Sanitätdfommif- 
—** als ſolcher zweiter Klaſſe oder Kurfchmied mit jener 
der, Landes - Gefütd - Direktion , A. B. D. 184. N. 75, 
1896, R, 41,, zu Tegitimiren, worauf feine Berpflichtung 
bei mt upd Phyſikat erfolgt. 


6995. Der Thierarzt ſtehet in der Ausübung —* 
— unter der unmittelbaren Aufſicht des Phyſikats, 
D, dl 33, und hat - 


4. Bei Sich — anſteckenden Wiebtrantheuen dieſem 
Eu ſogleich die Anzeige zu machen, 
*. bei Wandelflagen in Erforſchung der geſetzlichen 
Hauptmängel den Befund anzugeben und fein Gut, 
achten gewiſſenhaft abzuſtatten; 
alle mertwürdige Krankheitsfälle aufzuzeichnen und 
ſie dem Phyfifgg in feinem Quartalbericht vorzu— 

legen; 4231 . 

d. ſich nach der für ihre — beſtimmten Taxe 
zu richten. R. B. 36, XXVII. S. 2053 
ne, ſich aller Selbſtabgabe von Arzneimitteln zu enthal⸗ 
"tens dieſe find in den Apotheken zu holen, und es 
beſtehen für dieſelben beſtimmte Taxen. R. B. 31, VI 
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10 Dem Knefchmted:nift geſtattet, äuſſerliche 
Gebrechen aller Art, in ſoferne dieſelben nicht mit inner⸗ 
lichen Gebrechen zuſammenhängen, zu behandeln, jedoch 
muB. er bei Berluf feiner Lienz in denjenigen Fällen, mo 
Seinftaß , f Gelenkeberwach ſung oder ſonſtige Verkrüppelung 
zu Befl echten ift, „einen Thierarzt erſter Klaſſe beisichen, 
Das Käfttiren und Engliſiren der Pferde kann nur von 
erärzten. eriter Klaſſe geſchehen; Schweine aber und 
Ihe Haͤutthiete von geringerem Werthe Fönnen nicht 
allein, durch dei Kurfchmied , fondern auch durch andere 
Berfopen , die ſich über ihre desfallſige Sertigfeit beim 
60 ausgeiviefen haben, Faftrirt werden. A. B. D, 
1831... N. 101. Die Behandlung inherer Krankheiten if 
dem. Kurfchinied, nur in Faͤllen augenblicklicher Gefahr und 
Met, dem, Vorbehalt geſtattet, einem Thierarzt alsbald 
davon Kenntnigt u geben. Einem trächtigen Thier bei dem 
(Hebäbten Hülfe hr leiſten, iſt ihm erlaubt, in ſchwierigen 
Fällen ſoll er aber einen Thierarzt beiziehen. Don ſeuch⸗ 
haften und anſteckenden Krankheiten, welche Ihm vorkom⸗ 
men, hat er dem Phyſtkat ſogleich die Anzeige zu machen 
und deſſen Aufträge zu vollziehen. Bei gerichtlichen Unter⸗ 
ſuchungen wegen gefeglicher Hauptmängel Tann er als Ur- 
fundsperfon zugezogen werden, nie aber die Stelle eines 
erichtlichen Thierarztes vertreten Er hat nach dem Thier- 
arzt, "den. nächſten Anſpruch auf die Stelle des Bleifch- 
fchauerg in feinem Wohnort. Won Krankheiten, welche 
durch fchlechtes Futter oder Waffer veranfaßt werden, bat 
dert die Anzeige zu machen. Er wird von 
Amt und Phyſikat verpflichtet und hat ihren Anordnungen 
Folge zu teifen, — de 1826. 
yin; > 1151! ,g 
$ 997. Aufe die Nachricht, daß in der Naͤch bar⸗ 
ſchaft eine Viehſeuche ausgebrochen ſey, hat das Amt 
nach, jener, Gegend ‚bin Viehſperre anzulegen, die Vieh⸗ 
märkte, einzuſtellen, ohne hinlänglichen Geſundheits ſchein 


545 


kein fremdes Vieh, Fleiſch, Unfchlitt oder Häute eindrin- 
gen, das durchgehende in genaue Anfficht nehmen zu laſſen, 
fogleich genaue offizielle Nachricht Über die Are und Aus- 
dehnung der Krankheit zu erheben und darüber berichtliche 
Anzeige an die Kreisregierung zu erflatten, 


8998. Zur Anzeige von Spuren einer Seuche unter 
einhbeimifhem Vieh ift jeder Eigenthümer, der Orts. 
vorgeſetzte und Thierarzt M. O. XIV. 4. verpflichtet; der 
Wafenmeifter hat bei DVerluft feines Privilegiums dem 
Phyſikat die Anzeige zu erftatten, wenn mehrere Thiere an 
einem Ort von derfelben Kranfpeit befallen werden und 
umfteben; als anſteckende Viehkrankheiten werden bezeich- 
net: Nerven- und Faulfieber, auch die Ruhr mit nervöſem 
Charakter bei allen Hausthieren; der Rotz, die bösartige 
Druſe bei Pferden ; die Mauf- oder Klauenfeuche, der 
Zungenkrebs, die Lungenfeuche,, der Milsbrand, die Kar- 
funfelfranfpeit, die Löferdörre beim Rindvieh; die bös— 
artige Bräune oder Borftenfänle und das Rankkorn bei den 
Schweinen; A. B. N. 1813. N. 79, die Boden bei den 
Schaafen. Wuth (fiehe unten 5 1003.) Amt und Phyſikat 
M. O. 11. 49, treffen fogleich an Ort und Stelle die An- 
ordnung, daß 
a. fümmtliches franfes Vieh in abgefonderte Stallung, 
bei färferer Ausbreitung in Bordhürten auf dem 
Felde unter befonderer Bewachung, gebracht, auch 
jedermann , wer nicht damit befchäftigt ift, der Zu- 
tritt zu demfelben verweigert werde; 


b. benehmlich mit dem Thierarzt ordnet das Phyſikat 
fowohl die Behandlung der Franken Thiere, als auch 
die geeigneten Vorfichtsmaßregeln zur Sicherung des 
gefunden Viehes in Hinficht der Fütterung und Aus— 
lüftung der Ställe an; 

e. aller Verkehr mit Bich, Fleiſch, Unſchlitt und Hänten 
aus dem Ort ift zu fperren, der Waidgang einzuftellen; 
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d. alles an eimer Seuche fallende Vieh ift mit der Haut 
6 Schub tief zu verlochen und diefe vorber zu durch- 
ftechen , (bei der Lungenſeuche ift die Haut fogfeich 
in die Gerbergrube zu bringen und zwar unter polizei- 
licher Auffiht) der Mit in verfchlofenen Kalten aus- 

; zuführen und auf dem Wafen in einer Grube zu 
verfcharren, alles Gefchirr deffelben , Kübel, Bürften, 

. Schwämme , Deden.re. zu verbrennen, Meſſing und 
Eiſenwerk auszuglühen, Bronnentröge ic. woraus «6 
Nahrung genommen hat, mit fcharfer Lauge und dann 
mir heißem Waller auszsumafchen, in den GStallungen 
falzfaure Räucherungen zu machen ; 


e. täglich find alle Stallungen im Ort durch Perſonen, 

- welche nicht zu dem franfen Vieh Fommen, zu vifiti- 

ven und darüber ſowohl, als über das erfranfte Vieh 
genaue Regiſter zu führen. 


“ Ueber das beim Ausbrudy der Lungenſeuche zu beobadı- 
tinde Verfahren find nebft Belehrung Über die Kennzeichen 
auch befondere Vorfhriften gegeben, die im Allgemeinen 
mit den obigen übereinftimmen. R. B. 30, XIX. Beleh— 

rung Über Kennzeichen des Milzbrandes ſiehe A. B.M. 
1838, (fodann M. d. 3. d. d. 28. Juli 1822, und 
Direkt. des NMedarkr. d. d. 29. Juli 1892, in Baur 
v. Eiſeneks Samml. I. Bb. pag. 876 u. 882.) 


8.999. Wegen der befondern Gefährlichkeit der NoB- 
franfheit unter den Pferden iſt jedem Pferdebeſitzer, 
Wirth und noch mehr jedem Thierarzt bei fchwerer Strafe 
zur Pflicht gemacht, bei der erften Spur von diefer Kranf- 
heit fogfeich die Anzeige zu machen. Bei dem Wegführen 
eines am diefer Krankheit umgeftandenen Pferdes iſt deffen 
Kopf in einen Sad von doppelter Leinwand zu fteden, der 
Wafenmeiiter hat zu der Ausfuhr befondere Kleider anzu— 
ziehen, fich und den Karren nachher zu wafchen und die 
Kleider wohl zu verwahren, während des Aufladens aber 
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fein Pferd auszuſpannen. R. B. 18, IV. A. B. D, 1818, 
NR. 41. WB P. 1818 N. 40. A. B. N. 1818 N. 42. 
Wegen Rotzkrankheit kann nicht immer, fondern nur in 
denjenigen Fällen, wo vermöge des Gewerbes eines Bferde- 
Juhabers oder der befonderen Fntenfität der Krankheit, 
oder in irgend anderer Weife die gegründete Gefahr einer 
größern und mweitern Verbreitung derfelben vorhanden if, 
zu Vermeidung eines höheren Schadens eine fürmliche 
Stallfperre auf eine den Umftänden angemeffene Zeit verfügt 
werden , wobei jedoch die gefunden Pferde abgefondert ein. 
zufperren find. A. B. M. 1838. N. 16. Beim Ausbruch 
der Rotzkrankheit haben die Phyſikate fogleich der Sanitäts. 
fommiffion die Anzeige zu machen. 9. B. M. 1836. N. 62. 


Bom Ausbruch der Rotzkrankheit oder anderen epibemifchen 
Krankheiten unter den Pferden im Umkreis von 8 Stunden 
um die Mefidenzftadt muß dem Grofh. Oberftallmeifteramt 
die Anzeige gemaht werden. M. d. 3. v. 20, Dt. 1819. 
N. 12012. 


$ 1000. Jedes Thier, welches von der Rindviehpeſt 
oder Löferdörre, dem Rob, der Wuth oder Waflerfchen 
befallen it, U. 3. D, 1822. N. 63. N. B. P. 182 N. 
63. A. B. N. 1822. NR. 63. A. 3. D. 1831. N. 72, 
und deffen Herftellung nicht mehr zu hoffen ift, muß ge— 
tödtet und In Gegenwart des Thierarztes und zweier Ur—⸗ 
fundsperfonen mit der zu Durchftechenden oder zu zerfchnei- 
denden Haut 6 Schuh tief verlocht werden. Dafür wird 
dem Eigenthümer der von obigen Urfundsperfonen zu 
beftiimmende Werth zu 4 aus der Staatsfafe und 4 aus 
der Bemeindsfafle erſetzt, wenn er bei den erften Spuren 
der Krankheit fogleich den Vorgeſetzten die Anzeige erflattet 
bat , und der Thierarzt beurfundet, daß feine frühere DVer- 
beimlichung zu vermuthen, auch die gänzliche Zerfiörung 
und Berlochung in der Ordnung gefcheben fen, der Eigen- 
thümer Fein Händler und feit mehr als zwei Monaten im 
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Befik ‚des. Thiers iſt. R. B. 16, XXL 1% XIX. A. B. D. 
1815. NR100. A. © P. 1819. N. 42. A. B. N. 1819. 
RA > | 
Für einen getödteren Hund mird nur dann eine Ent— 
ſchädigung bezahlt, wenn der Eigenthümer ihn vermöge 
feines Gewerbes oder Dienfes hatten mußte A. 
B. M. 1834. N. 47. 


Die Koſten, die durch obiges Verfahren veranlaßt 
werden, trägt die Amtskaſſe. A. B. M. 1836. N. W. 


61001. Auf alles in das Land kommende Schaafvich 
it genau acht zu haben; die Vorgeſetzten des Eintrittd- 
orted haben es zu befichtigen, und wenn Verdacht der 
Schaafpockenkrankheit vorhanden iſt, fogleich dem 
Amt die Anzeige zu machen, welches auf Koften des Eigen- 
thümers einen Thierarzt zur nähern Unterfuchung abordnet. 
(f. auch $ 985.) Finder fich die Krankheit unter dem 
Vieh, fo wird der ganzen Heerde ein abgefonderter Platz 
angewiefen, wohin weder Schaafe, noch andere als die mit 
ihr befchäftigten Perfonen kommen dürfen. ft die Heerde 
mieder ganz geſund, fo wird ihr von Amt ein Führer durch 
das Land beigegeben A. B. N. 1816, N, 40. 


Snländer , welche die Boden bei ihren Schaafheerden 
bemerken, baben bei 10 Rthlr. Strafe dem Ortsvorſtand 
und diefer dem Amt die Anzeige zu machen, inzwifchen 
das, erfranfte Vieh an einen befondern Ort zu verbringen. 


81002, Jeder biffige oder fonft verdäctige 
Hund, und jeder, der erwieſenermaßen einen Menſchen 
aebiffen hat, M. d. %. d. d. 13. Zuli 1824. , vorzüglich 
jeder herrenlos herumlanfende Hund iſt wegzufchaften. 
Der Eigentbümer eines Hundes ift dafür verantwortlich, 
daß er gehörig verpflegt, zumal bei Hite und Froft mit 
Waſſer verfehen werde, Wer an feinem Hund etwas Ber- 
dachtiges wahrnimmt, folches nicht fogleich anzeigt und 
die nöthige Vorficht nicht gebraucht, wird nebft der Strafe 
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ad. 10 Rthlr. für allen. Schaden. und entitehendes . Unglück 
verantwortlich. R. B. 11, IV. f $ 743.744 r 


$ 1003. Sobald ein Hund mit dem Zeichen der Wuth 
berumlaufend wahrgenommen wird, ſoll jedermann durch 
öffentliche Verfündigung in dem Ort, wo er fich befindet, 
und jenem, woher er Fommt oder wohin er Tauft, gewarnt, 
der Hund, wo möglich, Iebend eingefangen und dem Thiet- 
Arzt übergeben, alle von ihm gebiffene Thiere aber bei 10 
Rthlr. Strafe fogleich getödter werden. Nutzbare Thiere, 
welche von einem der Wuth verdächtigen Hund gebiffen 
find, werden unter fanitätspolizeilicher Aufficht ſorgfältig 
eingefchloffen und dürfen nicht eher freigelaſſen, gebraucht, 
auch bei 20 Rthir. Strafe nicht eher verfauft werden, als 
big fie für unbedenklich gefund erklärt find, A. B. N. 
1806. N. 3. 182, NR. 50, 51, 1824, R. 60, A. B. 8. 
1824, N. 61. N. 3. D. 1822, N. 30. und 51. 1824, 
N. 59. 


Hunde (und auch andere Thiere), die von Füchfen ger 
biffen worden, find unter Nufficht einzufperren, zu beob- 
achten, und erft dann, wenn fich wirklich Wuth bei 
denfelben zeigt, ihre Tödtung und Verlochung, wie vorge- 
fchrieben, zu verfügen. Ueber jeden derartigen Vorfall 
und die dabei gemachten Beobachtungen hat das Phnfifat 
Bericht an die Kreisregierung und Ganitätsfommifiion zu 
erftatten. A. 3. D. 1828. N. 70. vergl, auch $ 1000, 

Veber bie Kennzeichen der Wuth, deren es zwei Arten 
gibt. Die rafende und die ftille, ſiehe R. B. 30, IV, 
A. 3. D. 1830. N, 2%. 

$ 1004, Zu jeder Gemeinde werden jährlich zwei 
Hundsmuferungen vorgenommen, und zwar Die 
Hauptmufterung im Anfang Juni und eine Nach mufle- 
rung im Anfang Januar. Jeder Befiker eines Hundes 
muß jährlich ein Tare von 1 fi. 30 fr., der Beſitzer einer 
Hündin eine Taxe von 1 fl. bezahlen; wer den Hund oder 
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die Hündin nicht als Eigenthümer befist, bat den Rück⸗ 
geiff auf den Eigenthümer; frei von Entrichtung der 
Hundstare find nur die Befiger von Hunden und Hündinnen, 
welche noch nicht 6 Wochen alt find. Der Ertrag der 
Taren füllt, nach Abzug der Mafterungs- und Erbebungs- 
Eoften, zu zwei Drittel in die Amts-, und zu ein Drittel 
in die Gemeindöfafe. Der Beſitzer eined Hundes oder 
einer Hündin — mit Ausnahme des Beſitzers folcher, welche 
noch nicht 6 Wochen alt find — der diefelben bei der ver- 
fündeten Mufterung vorzuführen unterläßt, verfällt in eine 
Strafe von Afl. und bat noch weiter die Tare zu ent. 
richten; von diefer Strafe erhält die Amtskaſſe 3 und der 
Anzeiger 2. Das Amt erkennt die Strafe und die Kreis. 
regierung erkennt auf eingelegten Rekurs darüber in Iekter 
Fuftanz. 


$ 1005. Die Hauptmuferung der Hunde wird 
vorgenommen: 1) durch den Bürgermeifter oder deſſen 
Stellvertreter; VD durch einen auf gemeinfchaftlichen An- 
trag der Bezirfspolizeibebörde und des Phyſikats von der 
Kreisregierung zu beitimmenden lizenzirten Thierarzt, wel- 
cher für das Geſchäft befonders zu verpflichten it, und 3) 
durch den Steuererheber des Hauptortes der Gemeinde, 
welchem insbefondere die Erhebung der Taxe obliegt; das 
Protokoll führe der NRatböfchreiber, Wo die Ortspolizei 
der Staatsbehörde Übertragen ift, tritt an die Stelle des 
Bürgermeifters und Rathöfchreibers ein Polizeibeamter und 
ein Aftuar, Der Bürgermeifter hat Tag und Stunde der 
Mufterung öffentlich verkünden zu lafen, und zu dieſem 
Zwecke bat das Bezirfsamt mit dem Thierarzt die Neihen- 
folge der Orte feſtzuſetzen; mo die Zahl der Hunde gering 
iſt, kann die Mufterung in mehreren Gemeinden an einen 
und demfelben Tage vorgenommen werden. 


$ 1006. Bor der Mufterung bat der Bürgermeifter, 
begichungsweife die Gtaatspoliseibebörde eine Liſte aller 
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mehr als 6 Wochen alten Hunde aufitellen zu laſſen, die 
bei der Hauptmufterung benugt wird, Bei dieſer läßt ſich 
die in 5 1005, bezeichnete Kommiſſion jeden Hund einzein 
vorguführen und vom Thierarzt entfcheiden, ob er gefähr⸗ 
lich iſt oder wicht; im legterem Falle wird gegen fogfeich: 
baare Erlegung der Tare ein Erfaubnißfchein mit Quittung: 
ausgeſtellt; im erſtern Fall wird der Hund fogleich. getöd- 
tet, wenn nicht alsbald fein Befiner den Rekurs dagegen 
anzeigt; gefchieht diefes, fo wird zwar die Tödtung aud- 
oefest, aber die nöthig fcheinenden Gicherheitsmaßregeln 
getroffen; die Kommiffion nimmt über folche ein Protokoll 
auf und führt darin die Gründe an, auf welche der Tpier- 
arzt feinen Ausfpruch ſtützt, nebſt den etiwaigen verfchiede- 
nen Anfichten der beratbenden Mitglieder; auch wird darin: 
bemerkt, welche fürforgrliche Maßregeln man genommen: 
babe, 


In der vom DBürgermeifter vorgelegten Aufnahmsliſte 
bemerft die Kommiſſion bei jeder Ordnungszahl, ob der 
Hund vorgeführt worden, oder nicht, ob er getödtet, oder 
die Berufung hiegegen angezeigt wurde. | 


$ 1007, Nach abgehaltener Hauptmuſterung —— 
der Bürgermeiſter das Protokoll nebſt einem Verzeichniß 
über alle bekanntermaßen dabei nicht vorgeführten Hunde 
an das vorgelegte Bezirksamt, welches biernach das weitere 
verfügt; die der Kommiffion vorgelegte Aufnahmsliſte gebe 
dem Bürgermeilter zum fpätern Gebrauch wieder zu... 


Die gegen die ausgefprochene Tödtung eines Hundes 
angezeigte Berufung muß binnen 3 Tagen vom Tage der 
Muſterung an gerechnet, bei der betreffenden Bezirkspolizei— 
behörde eingeführte und begründet werden; diefe Behörde‘ 
entfcheidet fodann in letzter Inſtanz in Gemeinfchafe mit 
dem Phyſikat binnen 10 Tagen, umd ſetzt von dem Reful. 
tate auch die Finanzbehörde in Kenntniß. Ä 
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5 1008. Bei der Nachmufterung müfen alle über 
6 Wochen alte Hunde und Hündinnen vorgeführt werden, 
die der Befiger erſt in der Zwiſchenzeit feit der letzten 
Hanptmufterung erbalten bat, oder die feither nachgemach- 
fen find. Die Taxe wird auch bier gegen Erlaubnißfchein 
und Quittung fogleih an den Steuererheber bezahlt. — 
Die Nachmuflerung wird nur vom Bürgermeifter und 
Steuererheber vorgenommen. R. 3, 33, XLIII. 34, XXVIII. 


$ 1009. Für jeden Amtsbezirk fol in der Negel eine 
gefonderte Wafenmeifterei auf Rechnung der betheilig- 
ten Gemeinden bejteben. 


(Wafenmeiftereidienfte find mit Ausnahme derjenigen, 
mit denen ein Erblehen verknüpft it, Gemeindedienfte und 
werden als folche von den Gemeinden befekt). Der Wa- 
fenmeifter bat die Verpflichtung und das Necht, alles größere 
gefallene und auf polizeiliche Anordnung getödtete Vieh 
und von dem Kleinern, als Hunde, Kagen u. dgl. dasie- 
nige, das feinen Herren bat, mwegzuführen, zu benugen 
und die Reſte zw befeitigen. Er bat ed in bedeckten, gegen 
das Ausfließen wohl verfchloffenen Karren auszuführen und 
auf dem Wafen 5 bis 5 Schuh tief zu vergraben. 


$ 1010. Der Wafen muß mwenigftens eine Viertelftunde 
nördlich von dem Ort entlegen und gleichweit von allen 
Haupt - und Seitenſtraßen auch Waidplägen entfernt, nicht 
fumpfig oder vertieft fenn. Die Ausfuhr gefchieht binnen 
12 Stunden nach der Anzeige, wo möglich bei Nacht, 


Alle benußbaren Theile darf der Wafenmeifter ſtatt des 
Lohnes behalten, er hat aber alle DVerrichtungen mit ge- 
fallenem Vieh auſſerhalb Orts in der Nähe des Wafens 
vorzunehmen , und wenn feine Wohnung nicht ifolirt Tiegt, 
die Bereitung und Trodnung der zum technifchen Gebrauch 
beftimmten Theile in einem abgefonderten Gebäude zu bes 
wirken, Aller Verkauf von Fleiſch und Fett zum Genuß. 
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durch Menfchen ift ihm bei fchmerer ‚Strafe verboten, R. 
B. 18, VII. 


In jenen Gegenden, wo nach dem Herfommen der 
Wafenmeifter die Haut folcher Thiere, die getödtet worden 
find, zurücdgeben mußte, und für feine Mühe eine Beloh- 
nung erbäft, bleibt, im Falle die Benutzung der Haut in 
polizeilicher Rückſicht überhaupt ftatt ‚findet, .diefe zwar dem 
Waſenmeiſter, derfelbe bat aber dem Eigenthümer eine von 
den Lofalbebörden feſtzuſetzende Entfchädigung zu leiſten. 
R. B. 19, XX. 


Es bleibt dem Eigenthümer in denjenigen Fällen, wo 
ein Stück Vieh nicht an einer epizootifchen oder anfteden- 
den , fondern nur an einer fporadifchen oder fonft zufälligen 
Krankheit umgeftanden ift, die Wahl, ob er dem Wafen- 
meifter den von dem’ Amt zu regulirenden Abdeckerlohn 
bezahlen, oder die Haut als Vergütung belaffen wolle. R. 
B. 20, IX. 


Wenn bei Viehſeuchen die Haut mit verlocht werden 
muß, erhält der Waſenmeiſter vom Pferd 2fl., vom 
Rindvich 1 fl. 30 Fr, Abdederlohn, R. 3. 18, VII. 5 8. 


$ 1011. Berlochung eines gefallenen Thieres durch den 
Eigenthümer und Auffauf von mafenmäßigem Vieh, um 
ed zu tödten und abzuziehen, ift bei 10 Rthlr. Strafe ver- 
boten. R. B. 18, VII. 6 3, 


Waſenmaͤßig iſt ein Thier, das durch Alter oder eine 
nicht feuchenartige Krankheit oder ein Gebrechen im einen 
ſolchen Zuftand verſetzt iſt, daß das Pferd zur Arbeit 
untanglich geworden und nur noch 5fl. Werth iſt, und 
das Rind-, Ziegen, Schwein. und Schaafvich 
fo elend und abgemagert ift, daß deſſen Fleiſch und Eins 
geweide ungenießbar find, morüber jedoch ein lizenzirter 
Thierarzt jedesmal ſich Bang zu Andere bat. Bu B. 
30, VIII. S. 81. I: 4 
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Br Bweiter Titel. 
* * Forſtwirthſchaft, Jagd und Fifcherei. 


— A. Forſtwirthſchaft. 
I’ : R. B. 34, II. 
nm. Die eingellammerten fen Bahlen zeigen bie fen des Forſt⸗ 
gefetzes anz wo bie Ruchſtaben „f. a. a. O.“ ſtehen, if 


ie die betreffende Gefegesftelle wegen des Mäheren noch befons 
ders nachzufehen, 


Erſter Theil. 
Bon der Forft: Polizei. 
Erfter Abtehnitt. 
Verwaltung der Forftpolizei. 


$ 1012 [1]. Die Verwaltung der Forſtpolizei richtet 
fich 5 allen Fällen nach den Beſtimmungen des gegenwär⸗ 
tigen Geſetzes. R. B. 34, II. 

Auch die von Standes- oder Grundherren, von Ge- 
meinden oder Körperfchaften ernannten Forſtbeamten find 
den vom Gtaate aufgeftellten Oberbebörden in Forſtſachen 
untergeordnet, 


Die vom Staate aufgeftellte Fortbchörde ift die Forf- 
polizeidirektion, welche ausfchließlich dem Minifterinm 
des Innern untergeordnet iſt; es ſteht derfelben die obere 
Leitung der Bewirthfchaftung aller Gemeinds, und Körper 
fhaftswaldungen zu und mebit dem die Forftpoligei im 
Allgemeinen hinſichtlich aller Waldungen ohne Unterfchied, 
men fie gehören; ferner die Dienitpoligei über alle 
Forſtbeamte, (ficbe auch $ 379.) R. 8. 34, XVIIL 


$ 1013 [2]. Ms Forſtbeamte, einſchließlich der 
Besirköförfter, können nur diejenigen angeftent werden, 
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weiche von der Forftpokigeidiveition sim Korfifache: geprüft 
und für befähigt erflärt worden ſind; ſ. 6979. 511mm 

Die Anftellung der Forſtbeamten der: Standes =: und 
Grundherren, Gemeinden oder Kötperſchaften den 
Staatsgenehmigung. LTE 

Alle Foritbeamte find vor ihrem Dien ſteintriu zu —** 
gen und haben, ſo weit ſie auf — Dienſtſtufe ſieben⸗ 
gleiche Amtsgewalt. 

[3J. Bor zurückgelegtem Aten Jahre kann Niemand 
zu einer Anſtellung im Forſtweſen gelangen. Forſtprakti— 
kanten und Forſtbeamte ven Grundherren, Gemeinden oder 
Körperfchaften müſſen die Heirathserlaubniß von der Forſt⸗ 
polizeidireftion, Staatsforftbeantte müffen fie von der Die 
reftion der Forfidomänen and Bergwerk ——— A. Bi 
M. 1837. Beil. 3, 


(4). Die Dienfiftellen im Fache der Forfiverwaltung 
find mit jedem andern öffentlichen Amte unvereinbar. 

Mit Zuftimmung Desienigen, der dem Forſtdiener er- 
nannte, kann jedoch die Forftpolizeidireftion bei befondern 
Berhältniffen eine Ausnahme von diefer Vorfchrift ge- 
ſtatten. 


§ 1014 (5]. Den Forſtbeamten und dem untergeordneten 
Forſtperſonale ift unterfagt, Holz oder andere Yoriipro- 
dukte zum Handel zu faufen, ein Gewerbe, wozu Holz 
oder andere Forſtprodukte als Hauptſtoff oder ald Haypt« 
mittel gebraucht werden, zu treiben, oder an einem folchen, 
Gewerbe, beziehungsweife Handel Anderer Theil zu nehmen, 
Nur mit befonderer Erlaubniß der Fopſtpolizeidireltion 
und mit Zuftimmung Desjenigen, der fie ernannte, Fönnen 
fie Waldgüter, Weiden oder Gräfereien Faufen oder pachten, 
oder Wirthfchaft treiben. 
$ 1015 [6). Wer zur Ausübung der Forſtbeliei berech⸗ 
ie it, bat den damit verbunderen AA gu 
tragen. 
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Die Gemeinden und  Körperfchaften zahlen, wenn bie: 
unmittelbare Beförfterung (Bewirchfchaftung) ihrer Wal 
dungen durch ſtaats⸗, ſtandes⸗ oder grundherrliche Förſter 
beſorgt wird, eine durch das jeweilige Finanzgeſetz zu be 
flimmende Zufasftener, und nebftdem an die Förſter die 
tagordnungsmäßigen Diäten für die gewöhnlichen Berrich- 
tungen und für: die auffergemöhnlichen Geſchäfte, ſ. a.a. 
D.; ferner ſ. M. d. J. d. d. 12. Dez. 1834. und..d.d. 
1. Sam; 1836. die Diäten der Forfibeamten betreffend, 


$ 1016 [7]. Zum — der Schläge und Hrizer 
führen die Forfidiener eine Waldaft; dem Waldeigenthü- 
mer if, überloffen, ein Kontrofzeichen zu haben; von der 
Axt und dem Kontrolgeichen ift der Abdruck ſowohl bei 
dem einfchlägigen Bezirksamt, ald auch bei dem Forfiamte 
zu hinterlegen, 


$ 1016, a. [8]. Die Forſtbehörden beforgen und leiten 
die Waldwirtbfchaft, weifen die Hölzer und die Forſtnutzun— 
gen an, und wachen im Allgemeinen auf die Handhabung 
der Forſtpolizei, — binfichtlich der Privatwaldungen alles 
diefes jedoch nur in fo weit, ald es $ 1063 — 67, vor- 
geſchrieben iſt. 


Sie werden hiebei durch die polizeilichen Verwaltungs- 
fielen unterflüßt, und diefe entfcheiden auch etwaige Std. 
tigfeiten. 


Solzpflanzungen, welche nicht in Waldungen ſtehen, 
unterliegen der forftpolizeilichen Aufficht nicht. 


Für die Forftmeifter hat die Korftpolizeidireftion unterm 1. 
Dez. 1834. und für die Bezirfsförfter. unterm 30. Auguft 
1834. eine Forftinfteuktion gegeben. - S. auh A. B. M. 
1836. N. 44. und N. 90. v. 1837. Beil. 44. 


587 


nlsinne 2 Zweiter Abſchniit. n%) , er; 
u — ———— Vorſchriften im Ageineinen. a 
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$ 1017 [9]. Die Forſte ſind ſo zu bewirthſchaften, daß 
de des Abtriebs der haubaren Beftände: ohne Beitver- 
luſt vollfonmene junge Waldüngen erzogen werden. '' 


Kahle Abtriebe können aus befondern Gründen 
nahmsweiſe nur von der —— DILEEUIR gehattet 
werden. 


110]. Für den Zwed der natürlichen Berlängung wird 
ald das polizeilich zuläſſige geringite After beſtimmt | 
1) In Hochwaldungen: — 
a. für Eichen 120 Jahre, 
=D. für Buchen 70 Fahre, 
"6 für Roth» und Weißtannen 70 Fahre, 
d. für Forlen 60 Zapre, 
‚2 Zu Niederwaldungen; 
a. für harte Hölzer 25 Fahre, 
b. für weiche Hölzer 15 Jahre, 
‚e. für Schälwaldungen 12 Fahre. | 
Bei gemifchten Beſtänden richtet fich die Epoche. der 
Haubarfeit nach der vorherrfhenden Holzgattung , und im 
Zweifel nach dem Alter des harten Holzes, 
$ 1018 [11], In den Hochwaldungen müſſen die Stand. 
bäume, fo übergehalten werden, daß deren Aeſte in den 
äuferften Zweigen fich beinahe berühren, und dag auf 
solche Weife die ganze Oberfläche des Bodens mit Samen 
überworfen werden kann. z 
Dei den Laubhölzern mit leichtem Samen und bei den 
Radelhölzern, mit Ausnahme der Weißtannen, wird eine 
lichtere Schlagftellung. zugelaſſen. 


A, 
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12). So weit fih unter dem Schutz dieſer dunfeln 
Schlagſtellung ein gedrungener Auffchlag oder Anflug er- 
zeugt, und die Höhe von 3 bis 5 Zoll erreicht bat, können 
die Standbäume , je nachdem der Unterwuchs erfiarft, in 
zwei oder drei Perioden, bei Rothtannen und Forlen aber 
auch in einer Periode nachgehauen werden. 

Die inngen Beſtände find von Zeit. zu Zeit und big fie 
baubar werden, von dem unterdrücdten, nämlich in dem 
Wachsthum zurücbleibenden Holz zu reinigen, oder zu 
durchforften, | | 

[13]. Auch in Niederwaldungen find immer ſo viele 
ältere. Stämme und Laßreißer überzuhalten und nachzugichen, 
dag aus dem Samen bderfelben fich binreichend junge 
Pflanzen erzeugen, um die abfterbenden alten Stöde zu 
erfeßen. 5 | 

[114]. Bei Hack- oder Neut- und bei Schälmaldungen 
fann hiervon eine Ausnahme gemacht werden, und es iſt, 
fo weit Samenreißer nicht vorhanden find, für die Nach- 
pflanzung aus der Hand zu ſorgen. 

$ 1019 [15]. Das Holz, mit Ausnahme des Schäl- 
bolzes, darf nur in der Zmifchenzeit von Anfang des 
Septembers bis Ende des Aprils gefällt werden. 

[16]. Bei den Hauungen tft in der Regel zunächft das 
äftefte, vollwüchſige Holz anzugreifen. 

Im Gebirge müſſen die Schläge von oben herab ange- 
fegt, und aneinander fo angereiht werden, daß die Holzab- 
fuhr nicht durch einen jungen Schlag gebe. : 
- 17). Das Verfahren einer Plänter- oder Femelwirth⸗ 
ſchaft iſt unſtatthaft. Die Füllung einzelner zu einem 
befondern Gebrauche nöthigen Stämme, die fich im Schlage 
in gleicher Art nicht vorfinden, iſt bierunter nicht be- 
griffen. | 
(18): Bei Anordnung eines Hiebs, inbefondere in den 
Nadelmwaldungen, muß, fo weit die örtlichen Verhältniſſe 


es geſtatten, durch: Führung der Schläge ‚gegen Weſten 
fürgeforgt werden, daß durch das Eindringen der herrfchen- 
den Winde dem Walde fein Schaden zugebe, 


Iſt dies nicht ausführbar, fo iſt auf. der, dem herr⸗ 

ſchenden Winde ausgeſetzten Seite des Sdhlass ein ſchützen⸗ 
der Mantel ſtehen zu laſſen. 
61020 [19]. Das ſtehende Ban: fi weh u nicht 
ausgerodet, oder umgegraben wird, muß fo nahe als möglich 
am Boden abgehauen oder abgeſägt werden; und die Stöcke 
ſelbſt von ſtarken Stämmen dürfen beim Umſchroten nicht 
über fünf Zoll, beim Umſägen aber nicht Ama Zoll 
Höhe erhalten. 


Das liegende Holz unter vier Zoll Dicke darf aeſcyroni 
das ſtärkere muß geſägt werden. 

[20]... Das Fällen des Holzes muß in PER Art — 
daß dem Unterwuchs und dem naheſtehenden un fo 
wenig Schaden ald möglich zugehe. 


In Niederwaldungen dürfen: die, Stoͤcke bei dem. ‚Hieb 
nicht zerfplittert werden, und am mit fcharfen Werkzeugen 
glatt abzubauen, 


Stämme, die in befamten Esligen gefällt werden, ‚find 
unmittelbar nach der Fällung auszuäften. 
[21]. Zu Befenreiß , zum Binden van Wellen and von 
Garben, zu Erbfenreiß , zum Einzäuhen und zu Bohnen. 
fangen. dürfen junge Stämmchen, mit Ausnahme der 


Meiden, nur alddann gehauen werden, wenn — ande. 
drückt find. 


$ 1021 [2%). Das Abreigen der Aeſte an — 
— iſt verboten, jedoch dürfen bei dem Sammeln des 
Raff- und Leſeholzes dürre Aeſte mit der Hand ohne An- 
wendung von Werkzeugen abgenommen werden. 


Zur Sammlung des Raff⸗ und Lefeholges find vom 
Waldeigenthümer im Einverfländniffe. mit dem Körfter 
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beſtimte Wochentage - die jeweiligen DIRER feft- 
zuſetzen. 

[23]. Das Beſchlagen, Zimmern und — des 
Bauholzes in den mit Unterwuchs verſehenen Schlägen iſt 
verboten; Die Stämme, und die zum Handel beſtimmten 
größern Hölzer dürfen jedoch in den Schlägen mit Scho- 
nung des Unterwuchfes fo weit gugerichtet und in die Ber- 
— gebracht werden, als zur Abfuhr nötbig iſt. 

IM); - Das Noden und Schlagen von Stöden oder 
Sumen darf nur an öden, mit jungem ——— nicht 
beſtandenen Stellen geſchehen. 

Die dadurch entſtandenen Gruben müſſen ſogleich wieder 
ausgefüllt und eingeebnet werden. 

[25). Wo ein Aufſchlag oder Anflug vorhanden ift, Toll 
derſelbe bei Aufſtellung des Kiafterholzes und des Reißigs 
in den Schlägen nach Thunlichfeit gefchont werden. 

[26]. Das Wegbringen des Bau- und Sägholzes 
mittelſt Schleifens iſt unzuläffig, ausgenommen bei Schnee, 
oder wo fonft die Dertlichkeit es nothwendig macht: 


Das Raff/- und Lefeholz darf im Walde nicht geführt, 
ſondern nur getragen werden, 


[27]. Das Hauen, Verarbeiten und Abführen von 
Wardproduften darf nicht zur Rachtzeit geſchehen. 


$ 1022 [28]. Die Räumung der Schläge muß innerhalb 
der Monate September bis April einfchließfich vollzogen 
werden. 


Iſt die Waldräumung in Hochgebirgen, in fumpfigen 
Waldungen oder in Echälmwaldungen in einzelnen Zabr- 
gängen vor dem Anfang des Mai nicht ausführbar, fo hat 
der Förfter dazu eine weitere Frift zu geben: jedoch bat 
die. Räumung alsdann, fobald nur die Witterung fie mög- 
lich macht, zu geſchehen. 
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In Hochgebirgen und fumpfigen Waldungen kann auch 
anf das Gutachten der Staatöforftbehörde die Ermächtigung 
zur: fpätern Waldräumung ein für allemal ertheilt werden. 


8 1023 [29]. Kein Theil des Waldes darf öde gelaffen 
werden, alle unnöthigen Pfade, Wege und Triften follen 
eingehen, und der Boden zu Wald angelegt werden, 


5 1024 [30]. Das Breynholz muß zu 6 Fuß Höhe, 
6 zug Weite und 4 Fuß Tiefe oder Scheitlänge aufgeflaftert 
werden. Alles Holz, mas in den Handel und öffentlichen 
Verkehr kommt, muß diefe Länge haben, ausgenommen, 
wenn. Gemeinden. wegen äußeren Verkehrs oder anderer ört⸗ 
lichen Verhältniſſe eine Ausnahmserlaubniß von der Forft- 
polizeidirektion erhalten haben, — oder ein Private an 
einen anderen eine vertragsmäßige Holzlieferung nach beſon⸗ 
ders beſtimmtem anderen Maaß macht, — oder wenn nach⸗ 
gewiefen wird, daß das Holz and dem Ausland kommt. 
A. B. M. 1836, N. 36. 1837, Beil, 49, 1838, Beil, 22, 
Siehe auch unten ($ 88 und $ 176). ' 


Das Holz von 4 ZoU mittlerer Dice und darüber * 
unter die Scheiter und wird geſpalten: alles ſchwächere 
Holz bis auf einen und einen halben Zoll Dicke herab bleibt 
rund und wird als Prügel- oder Klapperholz aufgeſetzt. 


Wird. dad geringere Holz zu Reißwellen aufgebunden, fo 
möflen biefe eine Länge von A Fuß und einen — 
von 1 Fuß erhalten. 


‚Wegen des äußern Verkehrs oder anderer örtlicher Ver⸗ 
bältniffe kann die Forftpolizeidireftion auf den Antrag der 
Gemeinden: geſtatten, daB die Scheiter und Wellen in einer 
ald Norm zu beftimmenden Länge von mehr oder weniger 
ald A Fuß aufgefeit oder aufgebunden werden. 

Wo Holz an Berechtigte abzuliefern ift, bleibt es bin- 
ſichmich der Stärke deſſelben bei dem bisherigen Herkommen 
und das frühere Maaß wird auf das neue reducirt. | 

36 
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-$ 1025 [a1]. Feder Wald muß innerhalb 5 Jahren, von 
Berfündung diefed Geſetzes an, mit bleibenden Gränzmarken 
verfeben, vermeſſen, feinen Gränzen nach befchrieben und 
zum Zwed der nachhaltigen Bewirtbfchaftung im Natural. 
ertrag fummarifch angefchlagen werden, mit der im $ 1063 
(88) beitimmten Ausnahme, 


Bon den Urfunden über die Vermeſſung, Graͤnzbeſchrei⸗ 
bung und Abſchätzung, ſo wie von den Plänen werden in 
allen Fällen auf Koſten der Forſtgerichtsbarkeitskaſſe Copien 
bei dem betreffenden Forſtamte niedergelegt. 


Die neue Vermeſſung unterbleibt, wenn eine ſolche bei 
einem Walde, beziehungsweiſe bei einem Theil deſſelben be⸗ 
reits geſchah, darüber ein glaubwürdiger Plan vorhanden 
iſt, und eine Reduktion des dabei zu Grund gelegten Maaßes 
in das neue geſetzliche geſchehen Tann. 


Saollte ein Waldeigenthümer aus erheblichen Gründen 
bie Vermeſſung, Befchreibung oder Abſchätzung feines Waldes 
binnen der fefigefegten 5 Jahre nicht vollziehen können, fo 
wird auf Angabe diefer Gründe und nach Erfund derfelben 
die Forſtpolizeidirektion hierzu eine weitere hie Grit 
heſtimmen. 


Räahere Vorſchriften über Vermeſſung, Vermarkung und 
Gränzbeſchreibung der Waldungen ſiehe in der Vollzugsver⸗ 
ordnung vom 14. November 1834, R. B. 34, LI, und 
in der Inſtruktion zur Abſchätzung und Einrichtung der 
Waldungen. Forſtpolizeidirektion d. d. 2. Februar. 1836. 


Zweites Kapitel. 
Von Gewinnung der Forstnebenproduhte. 


$ 1026 [32). Zu Hochwaldungen können die Schläge 
der Viehweide nur eröffnet werden, wenn das junge Gchäls 


a. im Laubholz ein Alter von 35 Fahren, 

b. im Radelbolz ein Alter von 30 Fahren - 
mindeitens erreicht bat, 

In Niederwaldungen fann eine Weide 
2a. in hartem Holz nicht in Schlägen unter 25 Fahren, 
b. in Eichen, Erlen, Birken und überhaupt weichen 
- Holy nicht unter 12 Fahren 

* finden. Bei gemiſchten Beſtänden wird auf das Alter 
der vorherrſchenden Holzgattung und im auf — 
des harten Holzes geſehen. 


$ 1027 [33]. Der Vieptrieb kann zu feiner andern Zeit 
ii wahrend der Monate Mai bis DOftober einfchließlich ſiatt 
finden. Er Hört jedenfalls auf, fobald auf demfelben Diftrife 
eine Maftweide eintritr, 


“fg 34.] Vor Sonnenaufgang und nach Sonnenuntergang 
wird das Weidevich im Waldungen nicht geduldet. Die 
Nachtweide iſt nur da zuläßig, wo der Entfernung wegen 
bad Vieh Tag und Nacht im Walde zu bleiben genöthigt iſt. 
In dieſen Fällen muß. daffelbe die Nacht hindurch. in der 
Viehhütte oder in einer Umzäunung gehalten werden. 


[$ 35.) Die zur Weide oder Tränfe in den Waldungen 
für bad Dich nöthigen Wege werden, wenn ſie nicht durch 
beſondere Rechtstitel ihre beftimmte Richtung erhalten haben, 
von dem Förfter ausgezeichnet. 


[8 36.) Das Weiden der Schaafe und Geifen in War. 
dungen“finder nicht: ftatt, Wegen örtlicher Verhältniſſe kann 
das Forſtamt mit. Zuftimmung be Waldeigenthümers ans 
— geſtatten. 

8 37.) Jedes Stück Weidvieh mit Ausnahme der 
Scharfe muß mit einer Schelle verfehen feyn. 

198]. Jede Gemeinde. bat die Verbindlichkeit, für ihre 
Herde einen oder mehrere gemelnſcheſuuiche Hirten azuſtellen. 
(S. a. a. O.) 

36, 


564 
$ 1028 (39). Das Grafen if nur auf den Streden zu⸗ 


Täßig , welche die im (5 32) feſtgeſetzte REN über- 
fchritten haben, 


[$ 40.] Die Gewinnung des grünen Laubs von ftehenden 
Hänmen zum Viehfutter iſt in der Regel unterſagt. 


$ 1029 [41]. Das Sammeln des Streulaubs, des Moofes 
und; ;der Nadeln kann nur flatt finden, wenn in Hochwal⸗ 
dungen das Laubholz ein Alter von vierzig Fahren. . 
Nadelholz ein folches von dreißig Fahren erreicht bat, 
in Niederwaldungen von hartem Holze, wenn fie — * 
Jahre, und von weichem Holze, wenn fie zwölf Jahre alt 
find; jedoch nur unter der Bedingung, daB das Holz inner 
Halb drei Jahren noch nicht zum Hiebe komme. 


.[5.42.] Einzelne Diſtrikte, welche beſonders mageren 
Boden haben, oder am fieilen Sommermwänden oder fteilen 
Bergrüden liegen, werden der Streubenugung nicht geöffnet, 


+:f$ 43.] Das Streufammeln finder nur an den Tagen 
ftatt, welche von dem Foritamte nach Benehmen mit dem 
Waldeigenthümer und Berechtigten feftgefegt wurden. Andere 
als hölzerne Rechen dürfen dabei nicht gebraucht werden, 


Ohne befondere Bewilligung der Forfibehörde fann die 
Wegnahme der Streu nie im zwei auf einander folgenden 
Kahren an dem nämlichen Orte gefcheben. 


$ 1030 144.] Zu Ederih und Maft dürfen nur jene 
Eicheln und Bucheln benust werden, welche flr die Bes 
famung der Schläge überflüffig find. Bei Eintreten eines 
Saamenjahrs haben die Waldeigenthümer oder Eckerichs⸗ 
berechtigten diefer Benutzung wegen fich an den er. zu 
wenden, 


[8 45.) Für das Einfammeln des eaca find von 
der Forfibehörde nach Einvernehmung des Waldeigenthümers 
und Berechtigten beftimmte Tage feſtzuſetzen. 
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Das durch Zuſammenrechen der Maſt aufgehäufte al 
if fogleich wieder aus einander zu firenen„: “. . 
Das Abfchlagen oder Abreißen des Eckerichs von. den 
Bäumen und deren Anflopfen ift unftatthaft. " — 


s 46.)] Die Dauer der Maſt darf drei Monate nicht 
überfchteiten, er 


Bier Wochen vor. dem Anfang der Maſt wird den Br 
meinden von dem Förſter befannt gemacht, in welchen Di- 
firiften der Maftbenugung ſtatt zu geben fen. 


[5 47.) Der Zörfter fest, ehe der Eintrieb gefchieht. / 
nach der Ergiebigkeit des Ederichs fe, wie viel Schweine 
eingeſchlagen werden koönnen. 


[$ 48.) Wer die Maſt benutzt, bat die Berbindtichteit, 
die einzutreibenden Schweine unter die Aufficht eines Hirten 
zu flellen. Die einzufchlagenden Schweine müſſen mit einem 
für jede Gemeinde verfchiedenen Brandzeichen , wovon der 
Förfter einen Abdrud aufbewahrt, verfehen ſeyn. 


$ 1031 [49]. Das Harzen bat nur in Schlägen ftatt, 
welche ein Alter von 50 Jahren erreicht haben. 


:- Der Förfter bezeichnet die zu Saamenbäumen befimmten 
Stämme, an welchen nicht. geharzt werden fol. Er beſtimm 
bei den vom Eigenthümer oder Berechtigten zum Harzen ge⸗ 
wählten andern Stämmen die Auzahl der an denfelben, je 
nach ibrer Stärke, zuläßigen Laden, 

[$ 50.] Ein und derfelbe Diftrift kann in der Regel 
erft nach Verlauf von zwei Fahren neuerlich auf Harz be- 
nust werden. 

Das Reifen der Laden darf vor der Mitte des Monats 
Juni nicht beginnen, und das Harsfcharren muß mit der 
Mitte des Monats September beendigt feyn, = 


8 1032 [51]. Der Diftrift für das Graben der. Kien- 
ſtöcke und die Dauer der Befugniß find von der Forſtbe- 


Hörde fo zu beſtimmen, daß der Holzzucht fein — 
Nachtheil zugehe. 


Der Benutzende iſt verbunden , die aufgegrabenen Löcher 
wieder einzuebnen, 


$ 1033 [52]. Das Sammeln von Walddeeren in jungen 
Pflanzungen, Anfaat und Anflug, unter fünf Jahren, fann 
von der Forftbehörde verboten werden, 


[$ 53.] Werden Bienen in Waldungen ausgefeht, ſo 
hat der Förſter die dazu unſchädlichen Orte anzuweiſen. 


[$ 54.] Das Aufſuchen von Trüffeln darf nicht in jungen 
Schlägen, fondern nur im Stangenholz und an folchen 
Stellen gefchehen, die nicht mit jungen Pflanzen bewachſen 
find, 

$ 1034 [55]. Bei Steindrüchen, Erz⸗, Kies-, Thon- 
oder Sandgruben und bei Torfitichen in Waldungen ift vom 
Förfter der möglichſt unfchädliche Ort der Eröffnung, und 
der zur Abfuhr nöthige Weg und der zur Aufhäufung des 
Schutts erforderliche Platz anzumeifen. 


[$ 56.] Bei dem Schürfen in Waldungen ift die Holz- 
kultur fo viel als möglich zu fchonen; der Förfter ift von 
demjenigen, der fchürfen will, jedesmal vorläufig zu Dt» 
nachrichtigen , wo eingefchlagen werden foll. 

Berlaffene Gruben find jederzeit einzuehnen. 


Drittes Kapitel, 


Vom Bauen in der Wähe der Waldungen, 


$ 1035 [57], Sn Waldungen oder in einer Nähe der- 
felben von weniger ald 400 Fuß dürfen feine Wohn- oder 
andere Gebäude angelegt werden. 

Das Wiederberftellen und Erweitern von erlaubter Weife 
bereits beftandenen Gebäuden ift unter dieſem Verbote nicht 
begriffen. 
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Beſchtänkungen der. Bauerlaubniß and ander als forſt 
polizeilichen Gründen bleiben vorbehalten. jur 


($ 58] Diefe Vorſchrift gilt nicht für die im Zuſam⸗ 
menhang mit. einem Orte errichteten. Gebäude und Werke, 
die mit der Gemeinde oder dem Weiler, wozu fie gehören, 
einen ‚gefchloffenen Ort: bilden, fie ‚gift auch nicht bei iſolirt 
nn Brivatwaldungen unter 100 Morgen. 


"16 59,] Cine Ausnahme‘ von dem Verbote des IS. 57] 
kann die Forſtpolizeidirektion nur nach Vernehnung deb 
Forſtamts und derjenigen bewilligen, welcht innerhalb kiner 
Entfernung. von 400 Fuß, vonder. Bauſtelle an — 
Waldungen beten. 


Wird ein ſolches Bauweſen —— — ſo 
darf darin gleichwohl, ſo fern ſich die Bewilligung nicht 
ausdrücklich hierauf erſtreckt, Feine Werkſtätte zu Bearbeitung 
von Holz, und keine Riederlage zum ——— un 
werden, 


Viertes Kapitel. 
Von Abwendung der Seuersgefahr, 


$ 1036 [60). Zum VBerfohlen des Holzes in den Wal—⸗ 
dungen find die Pläge mit Zuftimmung des Förfters aus- 
zuwählen. Der Umkreis der Kohlplatten muß von den 
Aeſten der nächften Bäume menigitens fünfzehn Schritte 
entfernt fern, und auf einen Abſtand von vier Schritten 
von den Kobiplatten find alle ———— —— 
wegzuräumen. 


Der Schritt iſt im Zweifel hier und überall zu = Sub 
zu rechnen, 


[$ 61.) Der Köhler ift vwerpflichter, den heiter oder 
Waldauffeher von dem Zeitpunkt in Kenntniß zu ſetzen, in 
welchem der Kohlenmeiler angezündet wird. Nach der An- 


zündung darf:er fich von dem Meiler weder bei Tag, noch 
bei Nacht entfernen; auch muß er zu.ieber Zeit seinen: bin- 
reichenden Waſſervorrath bereit halten, 


[$ 62.] Bei ſtürmiſchem Wetter Hit. der Köhler ſchuldig, 
einen Windſchirm aufzuſtellen; unter ſolchen Umſtänden darf 
er den Meiler nicht abdecken, und keine Kohlen ausziehen 
Die Abfuhr frifcher Kohlen darf in feinem Falle vor Ab⸗ 
lauf von vier und zwanzig Stunden nach dem Auszichen 
derfelben gefcheben. 


[5 63.] Diefelden Borfchriften, mie für das Kohlen⸗ 
brennen (6 60 — 62] gelten auch. für dad Aſchebr 5 


$ 1037 [64]. In Waldungen oder in einer Nähe der. 
felben von fünfzig Schritten, fo wie auf einem an den 
Wald anfoßenden Torfmoore, darf ohne Erlaubniß des 
Förfters, der mit Ertheilung derfelben zugleich die: ew- 
forderlichen Sicherungsmaßregeln anzuordnen bat, Fein Feuer 
angezündet werden. 


[$ 65.] Ausgenommen von diefer Vorfchrift iſt: 

a. dad Feuer, melches die Waldhüter in ‚ihren Hut- 
diftriften und die Holzhauer in den ihnen zum Hiebe 
angemwiefenen Schlägen, fo wie die Steinbrecher in 
den Gteinbrüchen zum Kochen oder Wärmen, jedoch 
nur anf unfchädlichen und ungefährlichen Plätzen, 
unterhalten dürfen, 


Eben fo ift ausgenommen; 


b. dad Feuer, welches zum Neutebrennen und in Häd- 
waldungen zum Vorbereiten des Bodens zur Feldkultur 
nöthig iſt. 


Hiebei iſt die Vorſicht zu beobachten, daß das gerer 
Wwenigſtens zehn Schritte vom Walde und vier Schritte von 
den Standbäumen oder Standreißern entfernt. bleibe, — 
dieſer Zwiſchenraum wund geſchürft werde. u all 
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» Die Anlegung eines fortlaufenden: Flammfeuers in Hack⸗ 
waldungen iſt zwar in der Regel unzuläßig, wegen beſon⸗ 
derer oͤrtlicher Verhältniſſe kann aber das: Forſtamt im 
Einverſtändniß mit dem Bürgermeiſter eine Ausnahme be⸗ 
willigen. en rer onpd Hl 


"8.1038 [66]. , Die Waldhüter 


die Horzhaner und die 
Steinbrecher und dielenigen, melden fonft noch gemäß deih 
(8 64] die Erfaubniß zur Unterhaltung eines Feuers im Walbe 
oder in der Nähe deſſelben ertheilt wird, find verbunden, 
daſſelbe beim Weggehen auszulöfchen. u — 


2 3:6 

$ 1039 [67]. Zur Anlegung eines Theer- oder Kalkofens 
kann fein Platz gewählt werden, der nicht wenigſtens fünfe 
sehn Schritte von dem Saume des Waldes entfernt iſt. 
5 1040. ‚Wenn ein Waldbrand entſteht, und dieje⸗ 
nigen, welche ſich in der Nähe befinden, denſelben nicht 
fogleich unterdrücken können, fo ift fo ſchnell als möglich 
dem Bürgermeiſter des nächſtgelegenen Ortes die Anzeige 
zu machen, und unterwegs ſchon überhaupt zur Hilfe auf⸗ 
zufordern; ſobald der Bürgermeiſter oder deſſen Stellver⸗ 
treter die Anzeige von einem Waldbrande erhält, bat: er 
durch die Sturmglocke die zur Löfchung auswärtigen Brände 
beftimmte Mannfchaft zufammenrufen su Taffen, und ferner 
zu veranftalten, daß die Bürgermeiſter aller in einem Um 
freife von zwei Stunden um den Wald liegenden Drtfchafr 
ten durch reitende Boten fchleunige Kunde davon erhalten, 
welche dann ebenfalls die beſtimmte Löfchmannfchaft durch 
die Sturmglode zufammenrufen laſſen; dem ibm zunächſt 
mwohnenden Korftbeamten und dem. Förfter des Bezirks, 
worin der Wald liegt, und eben ſo dem Bezirksamte hat 
der Bürgermeiſter gleichfalls durch reitende Boten Nachricht 
von dem Brande zu geben. ‚Aus allen Orten, welche zu 
Hilfe gerufen werden, begibt ſich fo ſchnell als möglich 
ein Mitglied des Gemeinderathes mit einer möglichit: gzahl ⸗ 
zeichen Löfchmannfchaft auf: die Brandſtelle; die Löſchmann⸗ 


5 
ſchaft muß nicht nur ſammtlich mit Aexten und Beilen 
verſehen ſeyn, ſondern es muß auch: noch jeder eine Haue 
oder Schaufel, Spaten oder Rechen mit ſich führen; damit 
fein Aufenthalt entſtehe, und von jeder Art von Werkzeugen 
eine verhältntßmäßige Anzahl vorhanden fen, ſoll jedem 
Mitglied der Löſchmannſchaft ſchon zum Voraus, beitimmt 
werden, was er bei- einem. etidaigen Wardhrand mit fich zu 
bringen, bat. , Ale Forſtbeamten, weiche Nachricht. von, dem 
Brande erhalten, haben ſich eiligſt in den bezeichneten Wald 
zu begeben, wenn er auch nicht in ihrem Dienſtbezirke liegt, 
die Waldhüter hingegen haben auf ihren Poſten zu bleiben, 
und ihre Wachfamfeit zu verdoppeln; auch der Bezirks. 
beamte oder fein Stelfvertreter bat fich fogleih an Ort 
und Stelle zu begeben. 

$ 1041. Derjenige Ortsvorgeſetzte, welcher zuerſt auf 
dem Platze eintrifft, übernimmt die Leitung der Löſchanſtal⸗ 
ten, tritt fie jedoch an dem zuerit eintreffenden Foriibeamten 
ab, der diefelbe wieder an den Förſter des Bezirks, worin 
der Wald liegt, zu übergeben hat, fo wie diefer an feinen 
vorgefesten Forftmeifter. Dem die Löfchanftalten Leitenden 
find alle Anmefenden ummeigerlich zu geborchen ſchuldig; 
bildet. er einzelne Abtheilungen mit befonderen Führern, 
fo iſt auch dieſen pünftliche Folge zu leiſten; jeder 
mit Löfchmannfchaft ankommende Ortsvorgeſetzte bat fich 
fogleich bei dem, der die Löfchanitalten leitet, zu mel- 
den, und Weiſung einzuholen. Die Polizeibeamten, : die bei 
dem Brande anweſend find, haben dabei die Ordnung: zu 
handhaben, und zugleich für den. fchlennig:n Vollzug der 
techniſchen Anordnungen der Foritbeamten durch alle ihnen 
zu Gebote ftehenden Mittel mitzuwirken. Droht größere 
Gefahr und wird die Löfchung des Brandes durch die Um⸗ 
fände fehr erfchwert, fo müſſen auch die entfernter liegenden 
Drtfchaften zur Hilfe aufgeboten werden, und. wo fich die 
Löfchung des Brandes in die. Länge zieht, muß dafür ge 
forgt. werden, daß die Gemeinde entweder durch andere 
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abgelöst‘; oder‘ daß Nahrungsmittel Für die Löſcheunden zur 
Stelle geſchafft werden: Sollte Feuer IK dei’ angränzendeh 
Waldungen ded Auslandes ausbrechen, fo find die-Dhefeittgeh 
Forſtbeamten und Gemeinden’'nerpflichtet lmit deihfeiben 
Eifer Hilfe zu leiſten, als wäre“der Brand’ in den Wul⸗ 
dungen des Inlandes ausgebrochen "95119" 1:3: 30° 3019 
" 541042, Bodenfewer find durch Ausſchlagen mit be— 
faubten Zweige, durch Reinigen eines 54-8 Fuh bbeiten 
Streifend von allen darauf befindlichen Gegenftänden (fo 
daß die wunde Erde zum Vorſchein kommt,) um das Feuer, 
und durch Gegenfener zu löfchen. Dem Gipfelfener if 
mittelft Durchhauend einer mehrere Ruthen breiten Schneiße 
(Richtftätte) in der Richtung / wo das Feuer hinzieht, Ein- 
halt zu thun, und dabei zu beobachten/ daß die‘ Stäuime 
gegen das Feuer zu gefällt, und wo möglich durchAus⸗ 
Aſtung das Leicht Feuer ſangende Reiß weggeſchafft werde. 
Iſt mit einem Gipfelfeuer auch zugleich cin Boden⸗ Toder 
Lauf⸗) Feuer verbunden, fo find die für beide angegebenen 
Löfchungsmittel gleichzeitig anzuwenden. Bei dem. Gipfel⸗ 
feuer ift das Flugfeuer befonders zu fürchten, und dafür, 
wie auch bei anderem Feuer , Wachen aufzuftellen , die folches 
Feuer mit Zweigen auszufchlagen haben. Brennt Torfboden, 
fo müffen Gräben gesogen werden, die bis auf den Wafler- 
fpiegel oder reinen Boden gehen.  Brennt' eim'tihzelner 
bobler Baum, fo ift er zw fällen und die Oeffüungen! mit 
Nafen oder Erde zu verſtopfen, oder er damit zu bedecken 
Eine brennende Holzbeuge ift auseinander zu werfen und das 
Feuer mit Erde zu bedecken. Wo ſich Waſſer vorfinder, iſt us 
beim Löfchen zu benugen, weßhalb für dieſen Fall die Lbſch⸗ 
mannſchaft fich mit Feuereimern zu verſehen hat. Nach Löſchung 
eines Waldbrandes muß die Brandſtelle noch einige Tage und 
Nächte durch zuverläßige Leute bewacht werben; welche die 
nöthigen Löſchwerkzeuge bei ſich haben; Spuren von Feuer 
die ſich noch die und da zeigen, werden durch Bedeckung 
mit Erde epſtickt. ei, 
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6.1043, Wer diefen. Vorfchriften zuwider handelt, iſt 
durch den Förfter dem Bezirksamte zur geeigneten Befvafung 
enzujelgen, 

& 1044, Um fogenannten Blinden Feuerlärm zu ver⸗ 

hüten, it jedesmal, wenn in oder nächft den Waldungen 
eine Arbeit vorgenommen wird, die. bedeutenden Rauch. er- 
zeugt, hievon vorher den Bürgermeiftern der nächſten * 
die Anzeige zu — R. 8 a 2 RAVEN. 20 eis 
en 17 SR 3; —— 
m. | Fanftes — 

voaoan den Maſ⸗tegeln gegen die Angriffe der Inſekten. 


: 8 1045 [69]; Wenn fchädliche Inſekten die Forſte an- 
fallen, fo bat die Forfibehörde unverzüglich die zur Ver 
tilgung derfelben nöthigen Maßregeln einzuleiten. (ſ. a. a. O.) 
18 70.) Der Fang der Meiſen und anderer Waldvögel, 
mit Ausnahme der zur Jagd gehörigen und der Naubvögel, 
fo wie das zn oder Zerftören der A derſelben 
verboten. es 


Schftes Kapitel, 


Pispenfation. von forstpolizeilihen Vorfchriften. 


ne 1046 [71]. Bon vorftehenden polizeilichen Vorſchriften 
Eönnen die Kreisregierungen nach Vernehmung der Forſt⸗ 
polizeidireftion, und vorausgefebt, dag der Waldeigenthüner 
nicht widerfpreche, in den Fällen dispenfiren, in welchen 
eine Ausnahme von der allgemeinen Regel nach befondern 
Umfänden im Intereſſe der Waldfultur oder des Wald- 
eigenthümers, oder der Landwirtbfchaft, oder der Gewerbe 
dringend geboten wird, und mo nicht die Befugniß hiezu 
ausdrücklich dem Förfter oder Forftamte überlaffen it. Stimmt 
die Forſtpolizeidireltion nicht mit der Kreisregierung überein, 
fo hat diefe die Entfchließung des Minifteriums des — 
einzuholen. R. B. 34, XVIII. 8 12, | 
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‚Dritter Abschnitt. J 


Beſondere Forftpolizeitiche Vorfchriften. nach Verlche · — 
denheit der — und der — der J 
Waldungen. | j 
ve mi kat 


Erfted Kapitel, | 
SET 


Von den Walpungen des Staats, en 


$ 1047 [72]. ‚Waldausftodungen und außerordentliche, 
nämlich den nachhaltigen Ertrag überfleigende , Holzbiebe 
in Staatswaldungen dürfen nicht ohne vorher erhobenes 
Orden der Gerkpofetrehkin angeordnet werden, 
I 133 &1,% 9 
hr le) 
® Zeelen gapuel chez 0 
Von den Walvungen der Gemeinden. :° 


$ 1048 [73], Der jährliche -Wirthfchafts- und Kultur 
plan der Gemeinden wird von dem Förfter und dem Ge⸗ 
meinderath gemeinfchaftlich. entworfen, das Forſtamt hat 
ihn zu prüfen, zu genehmigen und deſſen Vollzug zu ver⸗ 
fügen. 


‚Bei Veränderungen durch Waldausſtockungen, außer- 
ordentliche Holghiebe, Naturereigniffe und berh, wird ein 
neuer. Anfchlag gemacht, 


$ 1049 [74], Der jährliche Bedarf der Gemeinde an 
Holz aller Art, fo wohl zum unmittelbaren Gebrauch als 
zum Berfaufe, wird von dem Gemeinderath , nachdem eine 
Aufforderung auch an die Nugungsberechtigten ergangen. if, 
in ein Verzeichniß gebracht, folches im Monate April in 
duplo dem Bezirksförſter vorgelegt, von diefem geprüft und 
darnach der Wirthfchaftsplan entworfen, den er vom Ge 
meinderath mitunterfchrieben und nebft deſſen etwaigen Bei⸗ 
fügungen, mit der Holgbedarfslifte und erläuterndem Berichte 


„ 


längftens bis 1. Juli dem Forſtamt vorlegt; dieſes gench- 
migt die gemachten Vorfchläge oder ermäßigt fie auf dem 
wirklichen nachhaltigen Ertrag des Waldes. Die Holzbe- 
darfstiite enchält das Holz, welches im nächſten Wirth. 
fchaftsiahre (1. Juni bis wieder 1. Juni) gefällt werden 
fol in folgender Ordnung: i 


a. das erforderliche Holz zur Befriedigung der auf dem 
Wald Taftenden Beholzungsrechte; 


— Ba Plart⸗, Schul. und fonflige Beſoldungsholz; 
; ; Ri} BB, geordnete, Gashot; der Bürger; . 


a. I gemeinſchaftliche Bedürfniß an Holz jeder Ar; | 
e. das zum Berfauf beftimmte Holz, einfchließlich der 
Gerberrinden. R. B. 36, IX. 3, 


$ 1050, Befondere Bene um einen un werden 
nur bemilligt: 


rin Nocth und dringenden: Bedarfäfällen ; 


9 eh die Waſſerbaubehörden nach ff 94) Gehölz und 

u. Geſtraͤuch zur unverzüglichen Verwendung zum Flußbau 

2 eh nehmen, und dies nicht mehr in den 
Wirthfchaftsplan aufgenommen werden konnte; 


9) dei Windfätten, Schneebrüchen und anderen durch 
Naturereigniſſe Herbeigeführten Waldbefchädigungen , 

ferner bei Holzfällungen wegen Inſektenſchaden und 
u e bei einzelnen dürr gewordenen Stämmen. 


ogneallen dieſen Fällen iſt der gemachte Vorgriff in dem 
nächken‘ oder den zwei naͤchſten Wirtdfchaftejahren wieder 
einbringen, R. 8. 36, IX. $ 10. 


6 — — Nach erfolgter Genehmigung des Hiebs· 
und Wirthſchaftsplaus nimmt der. Foͤrſter die Holzanwei⸗ 
ſungen unverzüglich und mo möglich. noch bis sum Ende 
dei. Offoberd: vor. 
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Das Auszeichnen der «Schläge und: Stämme geſchieht 
durch Anfchlagen des Waldhammers, und zwar der erſtern 
durch Anſchlagen über Mannshöhe, Ben letztern unterhalb 
der Hiebſtellen, for daß dad Zeichen. an deu Stumpen ficht- 
bar bleibt. 

"84052. Alles in — gehaune Holz muß 
fogleich nach Beendigung des Hiebs von dem Bezirksforſter im 
Beiſeyn eines Bevollmächtigten des Gemeinderathes und mis 
Zuzug ‚eines Waldhüters, aufgenommen, abgezählt und ver- 
zeichnet, Stämme und-Klöge vermefen werden. ‚Die Stämme 
und Klötze erhalten bei der Aufnahme fortlaufende Nummern 
und merden. zugleich mit dem Waldhammer bezeichnet; eben 
fo werden numerirt: das Klafterholz, das Reisholz in Looſen, 
und die Gerberrinden entweder im Klaftermaß oder in 
Buüſchein; es wird hierüber eine Aufnabmsliſte gefertigt. 
R 8. 36, IX. $ 17 seggq. 


"8 1653177]. Das zum Verkaufe auf dem Stamme oder 
Stock beſtimmte Holy wird vor dem Verkaufe durch dem 
Förfter gezeichnet und dem Werthe nach‘abgefchägt. 


.[{s 78.) Mit. der. Verwerthung des Holzes hat die Forſt⸗ 
bebörde ſich nicht zu befafien, fondern diefelbe dem Gemeinde: 
rath und VBürgerausfchuß zu überlaffen. (f. a. a. O.) 


$ 1054 179). Die. Gabhölzer der Gemeinden, werden 

nicht auf dem Stode abgegeben, fondern müſſen entweder 

um, den Lohn oder durch die Bezugsberechtigten in Gemein⸗ 
fchaft aufgemacht werden. Siehe jedoch $ 1057. j 


$ 1055 [80]. Das Bauholz, nachdem es zu Boden ge⸗ 
hauen und abgelängt if, ‚wird nach dem Kubiffuß vermeffen 
und abgegeben. - 

; Eine Abgabe auf dem Stanme findet. nicht: ſtatt. 

$ 1056 81). Fu denjenigen Orten, welchen der Bezug 


von Rebpfählen für: ihren Weinbau unentbehrlich iſt, und 
da." mo der fteilen Lage wegen. das: Holz nicht. ohne große 
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Schwierigkeit abzufahren, fondern nur in ganzen Stämmen 
aus den Walde zu verbringen ift, kann das Ganze unter 
Aufficht gefänt, abgelängt und ausgeäftet werden ; alsdann 
aber’ werden die Stämme oder Klöte nach Vermeſſung in 
Looſe abgefondert, und mit dem aufgemachten Abholz unter 
die Bürger zur freien Verwendung vertheilt, wobei neunzig 
Knbitfuß Stammholz gleich einge Nerwaicteſter — 
men ſind. 


1057 [18. Eine Vertheilung und —— vie 
8 auf dem Stamme oder Stocke iſt nur zuläßig/ 
wenn die Gemeindeverſammlung mit wenigſtens zwel Dritteln 
diler Stimmen es beſchließt, und ı unter ber weitern Bedin- 
—V daß 


Br, ‚alle Besugsberechtigte das Hol; gleichzeitig und unter 
Aufficht füllen und beimführen, und dag nebſidem 


5b» die. Geſammtheit der Bezugsberechtigten, oder ein ge 
6 ‚Aumgsfähiger Theil derſelben, fich für den Fall, ‚da 
nicht angemwiefenes Holz, beziehnngsweiſe in den 
Schlägen ein Saamendbaum oder ein Standreiß gefällt, 
nd der Frevler ſelbſt nicht ausgemittelt würde, zum 
Erſatz des Werthes und meitern Schadens ($ 158) 
verpflichtet. 


“e. Zn Hochmaldungen muß dabei überdieß die Bermef- 

ſung der Stämme und die Abzählung des vorerft auf- 

zuklafternden Brennholzes durch den Förfter noch vor 
der Abfubr geſchehen. 


— 1058 [83], Bon allen Holzanweiſungen, Aufnahmen 
und Vetmeſſungen, von Kulturen und andern, nicht in 
bloßem Benuffichtigen beſtehenden, Gefchäften, welche der 
Förfter in Gemeindewaldungen vornimmt, bat derfelbe vor- 
ber dem Gemeinderath Nachricht zu geben, und diefem bleibt 
bie Anordnung einer Mitwirkung von Geiten des Gemeindes 
Hänge und Ausſchuſſes überfaffen. 
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$ 1059 [84]. Die von einer Gemeinde befchloffenen 
Waldausſtockungen oder außerordentlichen Holzhiebe dürfen 
nur von der Horfipolizeidireftion bewilligt werden. 
$ 1060. Bon dem gehörigen Vollzug der genehmigten 
Wirthſchafts⸗ und Kulturvorfchläge,, fo wie von der Zweck⸗ 
mäßigfeit der beantragten Hiebe und Kulturen hat fich das 
Forftamt durch eine jährliche Bereifung der ſämmtlichen in 
feinem Bezirke gelegenen Gemeindswaldungen zu verläßigen, 
bei befonderen Veranlaffungen auch außergewöhnliche Viſi⸗ 
tationen vorzunehmen. R. B. 36, IX. 


Dritted Kapitel, 
Von den Waldungen der Körperfchaften. 


$ 1061 [85]. Die Waldungen der Körperfchaften werden 
eben fo, wie jene des Staats und der Gemeinden, nach 
den allgemeinen Vorfchriften der Forſtpolizei behandelt. Die 
65 1048 bis 1052, 1053 (78), 1055, 1058 und 1059 find 
auch auf fie anwendbar, mit dem Unterſchiede, daß ſtatt 
der : Vertreter der Gemeinden, die Vertreter der Körper- 
fchaften unter organifcher Einwirkung ihrer Auffichtsftellen 
handeln. 


Bierted Kapitel. 
Yon den Walvungen der Standes- und Grundherren. 


$ 1062 [86]. Die Forfte der Standes. und Brundherren 
werden wie Privatwaldungen behandelt. 

Die Anfficht darüber nach Maßgabe der $$ 1063—1067 
wird durch die Staats⸗, Zorft- und Polizeiftellen geführt. 


Fünftes Kapitel. 
Von den Waldungen der Privaten, 


8 1063 [87]. Den Privatwaldbeſitzern ſteht die freie 
Bewirthichaftung ihrer Waldungen zu, und eine Einfchreitung 
37 
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der Forſtbehörde gegen fie, wegen Verletzung der Forſtpoli— 
zeigeſetze, findet nur in folgenden Fällen ſtatt: 

[$ 88.] An die Vorſchriften des | 1025 jedoch nur hin- 
fichtlich der Verſteinung, Grängbefchreibung und Vermeſſung 
der Waldungen, an die wegen Unftatthaftigkeit. der Wald- 
arbeiten und der Weiden zur Nachtzeit, wegen Abmwendung 
der Feuersgefahr, wegen Bertilgung der Inſekten, und an 
die des $ 70, fo weit darin vom Verbote des Meifenfangs 
die Rede ift, find Privatwaldbeſitzer unbedingt gebunden , 
und es wird gegen fie bei Webertretung diefer VBorfchriften 
eben fo verfahren, wie gegen andere Webertreter. 


Eben fo finder die Vorfchrift des $ 1024 auf Privat- 
mwaldungen in fo weit Anwendung, als das Holz für den 
Verkehr beſtimmt ift, und fo weit dabei nicht die Bethei- 
ligten auf ein anderes Maaß und eine andere Qualität ans. 
drücklich übereingefommen find. Die Strafe, welche den 
Privatwaldbeſitzer wegen Eontraventionen gegen diefe Be— 
fimmungen über das Maaß des Holzes, trifft, richtet fich 
nach [$ 176) und iſt arbiträr zwifchen 15 fr. und 5 fl. Diefe 
Strafe kann aber nicht wegen jedes. einzelnen von einem 
Denuneiaten bei einem und demfelben Denunciationdfalle 
ordnungswidrig aufgemachten und in den Verkehr gebrachten 
Klafters angefest werden, fondern es iſt immer jede Kontra. 
vention, welche quantitative Ausdehnung fie auch immer 
haben mag, ald einziger Straffall zu betrachten. A. B. M. 
1838, Beilage 22. | 


$ 1064 [89]. Die Zerftörung oder Ausrodung eines 
Waldes iſt unterfagt, wenn nicht der Eigenthümer zuvor 
die ohne Angabe der Gründe nie zu verfagende Erlaubniß 
zur Kulturveränderung von der Forffpolizeidireftion erhalten 
bat. Soweit die etwaige Verwüſtung fchon in Vollzug ge- 
fommen if, fann der Eigenthümer außerdem noch ange- 
halten werden, den Beſtand des Waldes nach Anordnung 
des Forftamtes wieder herzuſtellen. 
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Dies finder jedoch auf Waldungen bis auf 25 Morgen 
einſchließlich, in fo fern fie abgefondert Tiegen, Feine An- 
wendung, (vergl. a. a. DO.) 

$ 1065 [90]. Wenn der Privatwaldbeſitzer, der einen 
weniger ald 25 Morgen enthaltenden Wald ausrodete, den 
Boden ein Jahr Tang öde liegen läßt, fo wird demfelben 
von dem Bezirfdamte auf Antrag des Forſtamtes oder von 
Amtswegen aufgetragen, binnen fechs Monaten die Wald- 
fläche wieder als Wald anzupflanzen, oder fie auf andere 
Art zu fultiviren. 


$ 1066 !91], Wo durch die Bemirtbfehaftung einer 
Privatwaldung die einem Drirten darauf zuitehenden Rechte 
gefährdet werden, hat der Berechtigte den Richter anzu- 
rufen, und fol das Forftamt nur auf Requifition des Rich- 
teramted einfchreiten. 

$ 1067 [92]. Auch den Befitern von Stammguts⸗, 
Lebens. oder Erbbeftandsforiten fteht unter obigen Beitim- 
mungen die freie Bewirtbfchaftung ihrer Waldungen, vor- 
bebaftlich der beftebenden lehens- und Iandrechtlihen Be- 
flimmungen zu. 

Waldungen, die nur in Todbeftand gegeben find, oder 
fich fonft in fremder Nutznießung ($ 105.) befinden, werden, 
je nach der Eigenschaft des Grundeigenthümers ald Staatd-, 
Bemeinds-, Körperfchafts- oder Privatwaldungen behandelt, 

[93]. Waldungen, an welchen den Privaten gemein- 
fchaftlich mit dem Staat, einer Gemeinde oder Körper- 
fchaft nur ein, nach dem L. R. ©. 577 bg der Theilung 
unterworfenes Miteigenthbumsrecht zuſteht, werden in jeder 
Beziehung nach den Vorſchriften der Forſtpolizei behandelt, 
und von den Forſtbehörden bewirthfchaftet. 


Sechstes Kapitel. 
Von den Waldungen an den Flussufern. 


$ 1068 [94]. Alles Gehölz und Befträuch, welches 
37 * 
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swifchen den Ufern und den Hauptdämmen oder Hochgeftaden 
eines im allgemeinen Flußverbande befindlichen Fluſſes, 
oder auf den Inſeln deſſelben erzogen wird, mit Ausnahme 
der Hochwaldbeftände , fann, fo lang es nicht ein Alter 
von fechd Fahren, oder bei hartem Holz ein folches von 
sehn Fahren erreicht hat, nöthigenfalls ſelbſt in der Saft. 
zeit, von der Flußbaubehörde zur Verwendung zum Fluß— 
bau in Anfpruch genommen werden, ohne Unterfchied, wem 
ed gehöre. 

[95]. Wenn ohne einen folchen Anfpruch für den öffent. 
lichen Dienft der Waldeigenthümer felbft, das ebenbezeich- 
nete Buſchholz füllen will, fo it wenigftens vier Wochen 
vor der beabfichtigten Füllung die Warerbaubehörde bier, 
von in Kenntniß zu fegen, weiche die gefchehene Eröffnung 
zu befcheinigen bat. 


Fit hierauf das Anerbieten der Uebernahme nicht vor 
dem bezeichneten Tage der Füllung erfolgt, fo ſteht der 
Hieb zur freien Verfügung des Eigenthümers. 


(96). Ausgenommen von diefer VBorfchrift find die zu 
Korbmacherarbeit und zum Garbenbinden geeigneten Wei- 
den, welche der Waldeigenthümer eben fo, wie dasjenige 
Gehölz, das er zu feinem eigenen Waſſerbau nöthig hat, 
ohne Voranzeige bei der Flußbaubebörde felbit fällen kann, 


$ 1069 [97]. In den Fällen des [$ 94.] und des [$ 95.] 
wird das Hauen und Aufmachen der Fafchinen, Flechtgerten 
und Pfähle von den Unternehmern der Flußbauten beforgt, 
und gefchicht unter der Aufficht des Waldeigenthümers, 
der Forft- und der Flußbaubehörde. 


Das Abzählen gefchieht vor der Abfuhr aus dem Walde, 


$ 1070 [98). Innerhalb drei Monaten von dem Hiebe, 
oder im Falle des [5 95.] von dem Anerbieten der Ueber— 
nahme an, erfolgt die Zahlung aus der Flußbaukaſſe nach 
dem im [$ 158.] genannten Werthtarif, melcher in dieſer 
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Beziehung nur nach Anhörung der Waldeigenthümer und 
der Flußbaubehörde Feitgefegt wird, 


$ 1071 [99). Die Erlaubnig zu Kulturveränderungen 
oder zum Ausftocden der im [5 94.) genannten Bufchwald- 
beftände kann nur nach Vernehmung der Direktion des 
Wafler- und Straßenbaues ertheilt werden, 


Zweiter Theil. 
Von den Forftberedhtigungen. 


Erster Abfchnitt. 


Allgemeine Beftimmungen. 


$ 1072 [100]. Die Geſetze der Forftpolizei wirfen auch 
gegen Jene, welche Berechtigungen in Waldungen Anderer 
anzufprechen haben, 


101). Wo bei Berechtigungen in Staats-, Gemeinde. 
und Körperfchaftswaldungen zur Wahrung der foritpolizei- 
lichen Intereſſen die Dazwifchenfunft der Forſtbehörden 
gefordert wird, hat in Privarwaldungen der Waldbefiker 
(beziehungsweiſe der Nusnießer) die Stelle der Forftbe- 
börden felbit zu vertreten, und wenn zwifchen ibm und 
dem Berechtigten über forftpofizeiliche Fragen Streit ent- 
fteht, fo haben, wie in andern, die Ausübung der Yorft- 
polizei betreffenden, Streitigkeiten überhaupt, gemäß dem 
($ 8.] die polizeilichen Verwaltungsſtellen, nach Verneh— 
mung der Forftbebörde , darüber zu entfcheiden, 


$ 1073 [102]. Gibt der Nechtstitel, auf welchem die 
Berechtigung beruht, derfelben einen beftimmten größern 
Umfang , als innerhalb welchem fie nach den Borfchriften 
der Forftpolizei im Zntereffe der Waldkultur Fünftig 
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noch ausgeübt werden darf, fo fann der Berechtigte für 
den Verluft, den er durch diefe Beſchränkung feiner Be- 
rechtigung erleidet, von dem Waldeigenthümer eine verhält. 
nißmäßige, durch Vergleich oder von dem — zu 
beſtimmende Entſchädigung fordern. 

$ 1074 [103]. Gehört die Waldung, auf welcher die 
Berechtigung ruht, einem Privaten, und Ddiefer will die 
im vorhergehenden Paragraphen gedachte Entfchädigung 
nicht Teiften, fo bfeibt ihm unbenommen., ftatt deffen die 
Berechtigung nach dem ganzen Umfang ihres Nechtstitels 
fortan ausüben zu laſſen. 

$ 1075 [104]. Neue Korftberechtigungen können nach 
Verkündung dieſes Geſetzes nicht mehr entfichen. Das 
Geſetz fchüst jene, welche auf einem befondern Rechtötitel 
beruben, oder fonft in rechtmäßiger Mebung find, fo Tange 
fie nicht nach Maßgabe des $ 1090, abgelöst werden. 

$ 1076 [105]. So meit eine Berechtigung nicht durch die 
Geſetze der Forftpolizei beſchränkt iſt, richtet fich ihr Umfang 
nach ihrem Nechtstitel, und fo weit diefer nicht Maaß 
gibt, nach den Beſtimmungen des folgenden Abfchnitts und 
nach den Borfchriften des Landrechts. 


Zweiter Abfchnitt. 
Von den einzelnen Berechtigungen. 


Erſtes Kapitel. 


Yon dem Beholzungsredhte, 


$ 1077 [106]. Der Berechtigte bat fich das Holz, welches 
er zu fordern bat, vor dem Bezuge deffelben vom Förſter 
oder in Privarwaldungen vom Eigenthümer anmeifen zu 
laſſen. 

Eben ſo geſchieht die Abzählung, beziehungsweiſe die 
Vermeſſung des Holzes vor deſſen Abfuhr. 


983 


1107]. Da, wo der Nechtstitel eine befondere Beſtim⸗ 
mung bezeichnet, darf das Holz nicht anders verwendet 
werden, 


Der Bezug kann nie den nachhaltigen Ertrag des Waldes 


überfteigen, Entfchädigungsanfprüche bleiben aber dem Be- 
rechtigten vorbehalten. (f. a. a. O.) 


$ 1078 [115]. Wo nicht das Herfommen einen andern 
Sinn ficher bezeichnet, umfaßt das Beholzungsrecht im 
Allgemeinen nur Bau. und Brennholz. Weiter detaillirte 
Beſtimmungen über diefen Gegenftand ſiehe im [$ 108 — 
114.) und [116 — 1%0.] a. a. ©. 


Anm. Die 65 1079 — 1083. find bei der Revifion weg⸗ 
gefallen. 


Zweite Kapitel. 
Bon dem Weidrecht. 


$ 1084 [121]. Der Förfter oder in Privatwaldungen 
der Eigenthümer, hat dem Weidberechtigten nach Maßgabe 
der ($$ 32 bis 39.) die zur Weide geeigneten Diftrifte, 
und die zur Ausübung derfelben beitimmten Tags- und 
Jahrszeiten anzumeifen. 


Der Berechtigte darf nur das zum Betrieb feiner Land. 
wirthichaft und Viehzucht gehörige , oder zu feinem Unter- 
balte nöthige Vieh, aber fein zum Handel erfauftes zur 
‚Weide treiben. 


[122]. Der Berechtigte bat die Triften, Tränfen, Brun- 
nen und Anflalten zur Unterbringung des Weideviches zu 
unterhalten; der Waldeigenthümer ift nur bei der Mit- 
oder Koppelmweide beizutragen fchuldig. 


[123]. Der Weidberechtigte kann fein Necht an Andere 
nicht abtreten, 
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Das Weidrecht begreift das Recht zur Gräſerei nicht 
in fich, und der Berechtigte kann nicht ſtatt Ausübung der 
Weide das Gras abmähen, abfchneiden oder abrupfen 
laſſen. 

[124]. Iſt die Zahl des einzutreibenden Viehes feſt⸗ 
geſetzt, ſo wird das junge Vieh, ſo lange es ſaugt, mit 
der Mutter für ein Stück gezählt. 


Drittes Kapitel. 
Vom faub- und Streurechte. 


6 1085 [125]. Das Recht zum Laub und zur Gtrem 
enthält die Befugniß, das abgefallene Laub, das Moos 
und die abgefallenen Nadeln zu ſammeln. 


Viertes Kapitel. 
Von dem Behte zur Mast und zum Echerich. 


$ 1086 [126]. Der Maftberechtigte kann nur feine eige- 
nen, zum Gutshaushalt nöthigen und die felbit erzogenen 
Schweine eintreiben und fein Necht an Andere nicht abtre- 
ten. Ein Maftgeld oder eine Entfchädigung dafür, daß er 
feine Schweine nicht eintreibt, kann er von dem Belaſteten 
nicht fordern. 

[127]. Der Waldeigenrhümer ift von der Mitbenugung 
nicht ausgefchloffen. 

Der Eigentbümer fann, wenn er Feine Schweine ein- 
treiben will, feinen Theil der Maft verpachten. 

- [1Wlſ. Der Berechtigte darf, wenn er die Befugniß 
zur Maft nicht ausüben kann, fie in einen andern Gebrauch 
nicht verwandeln. Es iſt ihm unterfagt, die zur Maft ge 
börigen Gegenftände einzufammeln, 


(129), Wem das Recht zufteht, in fremden Waldungen 
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eicheln und Bucheln zu leſen, Tann baffelbe jedes Jahr, 
wenn es eine volle oder theilweiſe Maſt gegeben hat, in 
dem belaſteten Wald ſo weit ausüben, als er des Eckerichs 
zu ſeinem Haushalte bedarf. 


Fuͤnftes Kapitel. 
Vom Uechte zum Harzſcharren und Theerſchwellen. 


F 1087 [130). Das Recht zum Harzſcharren und Theer⸗ 
fchwellen in fremden Waldungen richtet fich einzig nach 
feinem befondern Rechtstitel. 


Sechstes Kapitel. 
Vom dem Kechte zum Lrüffelfuchen, 


$ 1088 [131]. Der zur Gewinnung der Trüffeln ($ 54.) 
Berechtigte darf folche zu jeder Zeit auffuchen und ſich 
bierzu eines oder mehrerer Hunde bedienen. 


Siebented Kapitel. 
Yon der Erift - und Weggerechtigkeit, vom Wechte zur Viehtränke. 


$ 1089 139%. Wer zur Beholzigung, zur Eichel- und 
Buchellefe , zum Grafen, zur Laub, und Streufammlung, 
zum Harzen u. f. w. berechtigt ift, hat auch das Recht der 
hierzu nörhigen Wege. 

Dem zur Weide, Maft oder Viehtränfe Berechtigten 
fteht die Befugniß zur Trift zu. 

[133]. Die Breite des Fußwegs fol drei Fuß, und 
jene des Fahrwegs, ausfchließlich der GSeitengräben, je 
nach dem örtlichen Bedürfnig 12 bis 16 Fuß betragen, und 
in einer Höhe von 12 Fuß von Neften frei fenn. 


Ehen fo fol die Trift eine Breite von 16 bis 20 Fuß 
haben. 


Dritter Abfchnitt, 
Bon Ablöfung der Forftberechtigungen. 


$ 1090 [134]. Der Eigenthümer einer Waldung fann 
die Entlaftung derfeiben von einem Beholzungsrechte in der 
Art verlangen, daß dem Berechtigten ein Theil des Waldes 
zur Entfchädigung ald Eigentbum Isugemwiefen werde, Die 
Entfcheidung in fireitigen Fällen fteht den Gerichten zu. 


[135]. Die Aufhebung der Berechtigungen zur Weide, 
zu Laub und Gtreu, zur Malt und zum Ederich, zum 
Harzfcharren und Theerfchwellen und zum Trüffelfuchen 
fann der belaftete Waldeigenthümer gegen eine in Geld zu 
feiftende Entfchädigung ebenfalls fordern, fo fern nicht 
durch die Aufhebung der Benusung der Nahrungsſtand des 
Berechtigten mwefentlich gefährdet wird. 


(136). FR die Zuläffigfeit der Aufhebung nach Maf- 
gabe des vorhergehenden [Sen] durch das Staatsminifterium 
ausgefprochen , fo gehört das meitere Verfahren und Er- 
fenntniß in Betreff der Entichädigung vor die Gerichte. 


Dritter Theil. 
Von Forftfreveln. 


Erſte Abtheilung. 
Lieber Dergehen und Strafe. 


Erster Abfchnitt. 
Vergehen und Strafe im Allgemeinen. 


6.1091 (137). Die Strafen der Zorfifrevel, fen es, 
daß folche durch Entwendung von Waldproduften oder durch 
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Beichädigen derfelben oder durch fonftige Hebertretung forft- 
polizeilicher Vorfchriften begangen worden, find; 


a. Gelditrafen, welche, wenn fie nicht entrichtet werden 
fönnen, in Öffentliche Arbeit, und wo dazu keine Ge- 
legenbeit, oder dagegen font ein Hinderniß vorhanden 
ift, in Gefängniß verwandelt werden. 

b. Arbeitshaus (Korreftionshaus). 


$ 1092 [138]. Eine geringere Strafe als von 15 fr,, 
beziehungsmweife von einem halben Tag öffentlicher Arbeit 
oder Gefängniß fol niemals erfannt werden, wenn fie gleich 
im einzelnen Falle, nach den gefeslichen Beftimmungen be- 
rechnet, weniger betrüge, 


Im übrigen gelten 40 fr. Geldſtrafe gleich einem Tage 
Öffentlicher Arbeit oder Gefängniffed. Für einen GStrafbe- 
trag oder für den Neft eines folchen von 10 bis 30 fr. fol 
ein halber Tag, unter 10 fr, gar nichts, und über 30 fr. 
ein ganzer Tag angenommen werden. 


$ 1093 [139]. Die öffentliche Arbeit umfaßt alle ge- 
meinen , nicht funftmäßigen Dienfte, welche unter den Augen 
des Publikums verrichtet werden können, namentlich: Ar- 
beiten in Waldungen, an Flüſſen, Bächen, Dämmen, ®rä- 
ben auf Straßen und öffentlihen Wegen aller Art, an 
Brüden, Dohlen und Stegen. 


Die Forfigerichtsbarkeitsfaffe , in welche die Gelditrafen 
fließen, kann diefe öffentlichen Arbeiten fich ſelbſt unmittel- 
bar, oder in Folge einer Webereinfunft mit Andern, auch 
diefen leiten laſſen, und dafür den Ertrag beziehen. 


Hat die Forftgerichtsbarkeitsfaffe hierzu zur Zeit des 
richterlichen Strafvollgugs gerade feine Gelegenheit, fo be- 
flimmt der Frevelrichter, wo fonft die Arbeit unentgeldlich 
zu Teiften fen. Er berücfichtigt hierbei vorzugsweiſe die 
Gemeinden, Körperfchaften und andere Waldeigenthümer/ 
in deren Waldungen die Frevel verübt wurden. 
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Es fann dem Sträfling auch für eine gewiffe Zahl von 
Tagen eine derfelben angemeffene beftimmte Arbeit in der 
Art angewieſen werden, dag ihm, wenn er die Arbeit durch 
befondern Fleiß früher vollendet, die Strafe für fammtliche 
Tage, für welche die Arbeit herechnet war, als erſtanden 
angenommen wird. 


S 1094. Als Forſtgerichtsbarkeitskaſſen funktioniren da, 
wo die Forſtgerichtsbarkeit vom Staate verwaltet wird, 
theils die Obereinnehmereien, theils die Amtskaſſen, — da, 
wo die Forſtgerichtsbarkeit Standesherren zuſteht, für jeden 
Dienſtbezirk diejenigen ihrer Rezepturen, welchen ſie dieſes 
Geſchäft übertragen, und die durch die Kreisregierungen 
als ſolche bekannt gemacht ſind. Die Bezirksämter haben 
für dieſe Kaſſen abgeſonderte Ortseinzugsregiſter aufzuſtellen. 
Vollzugsverordnung vom 15. Sept. 1834. R. B. XLII. 
A. B. M. 1836, N. 21, ©. 185. A. B. M. 1837, Bei— 
lage 3 und 40. 


$ 1095 [140). Niemand ſoll angehalten werden, zur 
Leiſtung der Strafarbeit ſich von ſeinem Wohnort weiter 
als auf drei Stunden zu entfernen, ſey es, daß die Arbelt 
im Bezirke des erkennenden Amts, oder, weil es in dem- 
felben an Gelegenheit dazu fehlt, in einem benachbarten 
Bezirke verrichtet werden muß. 


$ 1096 [141]. Die Aufficht über den Strafvollzug wird 
durch dazu aufgeftellte Diener der Polizei auf Koften der 
Forſtgerichtsbarkeitskaſſe geführt. 


Der Strafarbeiter empfängt zu feinem nothdürftigen 
Unterhalte von der Forſtgerichtsbarkeitskaſſe täglich ein und 
ein halbes Pfund Brod. 


Die Straferftehung gefchiebt in den ordentlichen Arbeits. 
kunden mit Berücfichtigung der nöthigen Zeit für den Hin- 
und Hergang. 
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$ 1097 [142]. Erfcheint der Sträfling bei der Arbeit 
nicht, oder Täßt er es bei derfelben an Fleiß fehlen, fo kann 
die öffentliche Arbeit vom Frevelgerichte fofort in Gefängniß 
verwandelt, und wegen der Widerfpenftigfeit des Beftraften 
kann nach Ermeflen des Gerichts ein Strafsufaß von einem 
bis acht Tagen verfügt werden. 


$ 1098 [143]. Auf Ausländer finder öffentliche Arbeit 
feine Anwendung, und eben fo wenig auf Fnländer, welche 
das fünf und ſechszigſte Fahr überfchritten haben, und nicht 
die öffentliche Arbeit dem Gefängniß felbit vorziehen, Außer- 
dem muß fie in allen Fallen fo weit unterbleiben, als die 
Geſundheitsumſtände eines Menſchen nach dem Zeugniß des 
Bezirksarztes es fordern. 


Das Einſtellen eines andern Subjekts für den Gtraf- 
pflichtigen ift nicht geftattet, nur in dem Falle, wo wegen 
Unbeibringfichkeit der Gelditrafe öffentliche Arbeit oder Ge⸗ 
fängnißftrafe eintritt, Fann diefelbe durch den Ehemann für 
feine Frau oder durch einen großjährigen Sohn für feine 
vermittibte Mutter erflanden werden. 


$ 1099 [144]. Frevler, melche nach der Vorfchrift des 
vorhergehenden 5 nicht zur öffentlichen Arbeit gesogen wer. 
den, haben, fo wie überhaupt jene, für deren Verwendung 
zur öffentlichen Arbeit Feine Gelegenheit vorhanden ift, 
die in Geld nicht beisubringende Strafe im Gefängniß zu 
erftehen. 


$ 1100 [145]. Das Gefängnis kann durch Hungerfofi 
oder Dunfelarreft gefchärft werden. 

$ 1101 [146]. Wie hoch immer die Geldftrafe für den 
einzelnen Frevel, oder auch für den Inbegriff gleichzeitig 
zur Aburtheilung kommender Frevel einer Perſon fich be- 
faufe, fo kann die flellvertretende Strafe der öffentlichen 
Arbeit oder des Gefängniſſes nie zwei Monate überfteigen. 


Iſt zur Gleichſtellung derfelben mit der erfannten Geld- 
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ſtrafe eine längere Dauer erforderlich, ſo iſt ſtatt einer 
ſolchen, ſo weit nöthig, geſchärftes Gefängniß zu erkennen. 


Auch die weniger als zwei Monate betragende Strafzeit 
kann auf den Antrag des Sträflings durch geſchärftes Ge— 
fängniß abgekürzt werden. 


$ 1102 [147]. Haben zur Verübung eines Frevels, näm⸗ 
ih zur Herbeiführung eines und deſſelben geſetzwidrigen 
Erfolgs mehrere Perſonen durch unmittelbare Theilnahme 
im Einverſtändniß zufammengemwirft, fo wird gegen jede der- 
felben die Strafe wegen des Ganzen erfannt; für Erfas 
und Koften haften fie fammtverbindlich. 


Straferböhungen wegen erfchwerender Umftände treffen 
einen jeden nur in fo weit, als diefe erfchwerenden Umſtände 
ihm perfönlich zur Laſt fallen, oder als fie mit in der Ver- 
abredung zur Ausführung des Vergebens Tagen. 


$ 1103 [148 . Berechtigte, welche durch Ueberfchreitung 
ihrer Befugniffe in irgend einer Beziehung einen Frevel 
begeben, unterliegen der gleichen Strafe und Erfasfchuldig- 
feit, wie Nichtberechtigte. 


$ 1104 [149]. Als allgemeine Erfchwerungsgründe bei 

allen Forftfreveln find anzuſehen: 

a. die Rückfälle, da Jemand innerhalb eines Jahres feit 
einer, wegen Forfifrevels oder auch wegen eines, an 
Forfterzeugniffen in Waldungen verübten, gemeinen 
Diebſtahls gegen ihn erfolgten Verurtbeilung fich eines 
neuen Frevels fchuldig gemacht hat; es find hiewegen 
Rücfallsregifter zu führen. A. 3. M. 1836, N. 72 
und 95. 

b. die Verübung vor Sonnenaufgang oder nach Sonnen- 
‚untergang, oder an einem SFrevelthätigungstage, oder 
an Sonn- und Feiertagen; 

c. die Verübung durch Holzhauer, Holzſetzer, Köhler, 
Harzbrenner und andere im Walde angeftellte Perfonen; 
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d. das Mitführen von Waffen; 
e. das Unerfenntlichmachen der Perſon des Frevlers; 


. die Weigerung des Frevlers, feinen Namen und Wohn 
ort anzugeben, oder deren falfche Angabe; 


g- die Verweigerung der gefeglich geforderten Ueberlaſſung 
des zu Schaden gehenden Viehes, der mitgeführten 
Werkzeuge, ded Fuhrwerks und Befpanns ; 


h. die Verweigerung der Folge, wenn der Frevler in 
Gemäßheit des Geſetzes verhaftet werden fol. 


Beleidigungen, Drohungen oder thätlicher Widerttand 
gegen den in der Ausübung feines Dienftes begriffenen Wald- 
büter gehören nicht zur Erfenntniß des SFrevelgerichts, fon- 
dern werden, wie eben diefe Vergeben gegen andere öffent. 
liche Diener beftraft. 


41105 [150]. Das Dafeyn eines oder mehrerer der im 
vorigen $ unter a, b, c und d aufgeführten erfchwerenden 
Umftände ermächtigt den Frevelrichter, die ordentliche Strafe, 
wo folche durch das Geſetz feit beftimmt ift, bis auf das 
Doppelte zu erböben. 


Wegen der übrigen, unter e, f, g und h genannten 
Erfchwerungsgründe darf die Strafe nur bis zu ein Viertel 
des einfachen Betrags und in feinem Falle um mehr als 
um 5 fl. Geld. vder eine gleiche ftellvertretende Strafe er- 
höht werden. 


1106 [151]. Gegen Kinder unter 14 Jahren fann, fo 
weit nicht nach [$ 170) die Eltern oder Pfleger fatt ihrer 
zur Strafe gezogen werden, nur Einfperrung erfannt wer- 
den, und zwar nie über die Hälfte des Maaßes, welches 
einem gleichen Vergeben älterer Berfonen ohne Rückſicht ouf 
etwaige Erfchwerungsgründe [$ 149) und ohne Anmwerdung 
der im [$ 147] enthaltenen Vorfchrift entfprechen mürde, 
und in feinem Fall mehr ald acht Tage. 
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Die Strafe wird erftanden nach Vorfchrift der Verord⸗ 
nung vom 6. Nov. 1832, R. B. LXI. und den Eltern 
oder Pflegern der Kinder bleibt überlaffen, den Kindern eine 
Verfon zur Mitanfficht in die Arreftitube mitzugeben. 


Gegen Kinder unter fieben Fahren finder gar Feine 
Strafe flatt. 


$ 1107 1159, Die Gerichtöfoften trägt die Forftgerichts- 
barkeitskaſſe. 


Wenn jedoch der Frevler die Beſchuldigung ganz oder 
theilweiſe widerſpricht, und deswegen zur Herſtellung des 
Beweiſes ein weiteres Verfahren nothwendig wird, ſo hat 
derſelbe im Falle feiner Ueberführung, die durch dieſes be— 
fondere Verfahren, für welches alsdann auch die gericht- 
lichen Sporteln und Stempel anzufegen find, veranlaßten 
Koften zu tragen. 


$ 1108 [153]. In dem Urtheil, in welchem das Forf- 
gericht die Strafe ausfpricht, erfennt dafelbe zugleich über 
den Schadenerfag; der Beſchädigte hat jedoch das Recht, 
vor oder nach dem Erfenntniffe des Forfigerichts in Betreff 
feiner Erfaganfprüche einen Austrag vor dem Civilrichter 
zu verlangen. 

Er kann dabei, wenn fein Schaden in der Wirklichkeit 
größer ift, ald er nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
anzunehmen wäre, den Erſatz jenes größern Schadens nach 
Maßgabe des Landrechts fordern. Auf den Strafpunft 
bleibe dieß jedoch ohne: Einfluß. 

$ 1109 [1154]. Haftbar für Werth, Schaden und Koften 
find: 

a. der Ehemann wegen der Frevel feiner bei ibm woh⸗ 

nenden Frau; 

b. der Vater, und nach defien Tod die Mutter, megen 

der Frevel ihrer minderjährigen bei ihnen wohnenden 

Kinder; 
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c. der Vormund, rückfichtlich der Vergehen der bei ihm 
fich aufhaltenden Mündel, und überhaupt diejenigen, 
welchen Kinder oder Entmündigte in Pflege gegeben 
find; 

d. die Dienftherrfchaft wegen der Webertretungen durch 
die bei ihnen wohnenden Dienitboten; 


e. Lehr. und Gewerbsmeiſter, binfichtlich der Frevel 
ihrer Zöglinge, Gefellen und Lehrlinge, fo lange die 
Berfonen unter ihrer Aufficht find; 


f. Gefchäftögeber wegen Vergehen ihrer Arbeiter und 
Gefchäftsträger bei Gelegenheit der ihnen anvertrauten 
Verrichtungen ; 


alle unter der Bedingung, daß fie nicht den Beweis führen, 
daß fie den Frevel nicht haben hindern können, vorbebalt- 
lich in diefer Beziehung der Beſtimmungen der [55 170 
und 174). 


$ 1110 [155). Das Erkenntniß über die Haftbarfeit der 
im vorigen $ genannten Perſonen gebührt dem Civilrichter. 


Nur wenn diefelben nach Maßgabe des [$ 171) zugleich 
wegen Heblerei ſelbſt auch in eine Frevelftrafe verfällt wur-- 
den, bat das nämliche Erfenntniß zugleich ihre Haftung 
für Werth, Schaden und Koften aussufprechen. 


$ 1111 [156]. Die Anklage wegen Forſtfrevels finder 
nur ſtatt binnen einem Fahr, vom Tage des begangenen 
Frevels an, vorbehaltlich der dem Befchädigten offen ſtehen⸗ 
den Erſatzklage vor dem Eivilrichter. 


Eben fo erlöfcht die Anklage wegen Forfifrevels binnen 
drei Kahren, von Verübung des Freveld an, wenn fie, ob- 
gleich im erften Jahre angebracht , innerhalb jener drei Fahre 
nicht vechtöfräftig erledigt wurde, wobei jedoch im Falle 
der [55 212 und 213] die für das eivilrechtliche Verfahren 
verwendete Zeit nicht in Anfchlag kommt. 
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$ 1112 [157). Die wegen Forftfrevels erkannten Strafen 
und die Forderung des Koſtenerſatzes erlöfchen: binnen zwei 
Jahren, vom Tag der eingetretenen Rechtskraft des Urtheils 
an, ohne Rüdficht auf etwa flatt gehabte Verfolgungen, es 
fen denn, daß der Frevler durch die Flucht den Strafvollzug 
unmöglich gemacht babe, 


Zweiter Abfchnitt. 
Einzelne Vergeben und Strafbeftinimungen. 


Erſtes Kapitel. 


Frevel durd Entwendung. 


$ 1113 (158). Wer einen Frevel durch Entwendung von 
Holz oder andern Waldproduften verübt, bat 


a. den Werth des Entwendeten, fo weit der Eigenthümer 
ſolches nicht mehr in Natur zurück erhält, 
b. und den etwaigen weitern Schaden zu erfeßen, 
und verfällt nebftdem in eine Summe beider (des Wertbs 
und Schadens) gleichfommende Geldſtrafe. 


Zur Berechnung des Werthes (a) der entwendeten Wald- 
produfte wird die Foritpolizeidireftion nach Vernehmung des 
betreffenden Forftamts einen Tarif, welcher die wirklichen 
örtlichen Preife mit Ausfchluß der Koften der Aufarbeitung, 
der Zurichtung und des Transports enthält, von fünf zu 
fünf Zahren neu aufitellen und durch das Kreisanzeigeblatt 
öffentlich befannt machen. (Siehe R. 3. 37, LI.) 


Die Beftimmungen des weitern Schadens (b) richten 
ſich nach den in den [$$ 161 — 166] enthaltenen VBorfchriften. 


$ 1114 [1159]. Bei ftebendem Holze gilt der Entwen- 
dungsfrevel, auch ohne dag eine wirkliche Zueignung erfolgte, 
fchon als vollendet, fobald der Frevler daſſelbe gefällt oder 
entwurzelt hat. Auch die Verlegung eines Stammes wird 


395 


gleich der Entiwendung eines folchen beftraft, wenn diefelbe 
von der Art ift, daß fie nach dem natürlichen Verlauf der 
Sache ſchon für fich allein das Abfterben des Stammes zur 
Folge haben ann. 


$ 1115 [160]. Zur Beftimmung des fubifchen Inhalts 
vom entwendeten Stammholz richtet fich der Förfter auf 
den Grund der angezeiaten Dimenfionen nach den dafür 
beitebenden Tabellen. 


Nüdfichtlich der Frevel am fichenden Holze wird die 
untere Stammdicke an der in [$ 19) beftimmten Hiebftelle 
gemeflen, auch wenn die wirkliche Abnahme in größerer 
Höhe gefcheben if. Läßt fich diefer Durchmeffer weder am 
Stamm noch am Stock mehr erbeben, fo wird er mit Hin- 
ficht auf das Gutachten des Förfters und auf andere durch 
die Unterfuchung bergeftellten Umftände von dem Forftgerichte 
nach Ermeflen beftimmt. Die Länge des Stammes wird 
durch Schägung des Förfters ausgemittelt, mo ed an einem 
genauen Maaßſtabe fehlt. 


$ 1116 [161]. Bei Entwendung von ftehendem Holze 
wird außer dem Werthe des Holzes noch ein weiterer 
Schaden in Anfag gebracht: 


I. Bei Entwendung von Standreifern und Standbäumen 
in Niederwaldungen: 


a. von einer Stammdide bis 3 Zoll mit dem doppelten 
Berrage des Holzwerthes; 


b. bei einer Die von mehr als 3 big 6 Zoll mit dem 
dreifachen, und 


c. bei einem Durchmefier von mehr als 6 Zoll mit dem 
vierfachen Werthanfchlage. 


11. Bei Entwendung von Saamenbäumen in Hochmwal- 
dungen ohne Unterſchied der Stammdide: 
38, 
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a. wo fich fchon ein Auffchlag oder Anflug gebilder hat, 
mit dem einfachen, 
b. und anferdem mit dem doppelten Wertbanfchlag. 
II. Ohne Rüdficht auf die Berriebsart des Waldes wird 
neben dem Holzwerth noch ald Schaden angerechnet: 
a. bei Alleebäumen und Baumfchulpflangen der dreifache, 
b. außerdem in jungen Schlägen bei allen Pflanzen unter 
einem ZoU Dice der doppelte Werthanfchlag 
jodann 
IV. Bei dem Ausgraben von Stockholz ans jungen oder 
frifch befaamten Schlägen der doppelte, und bei ausfchlags- 
fähigen Stöden in Niederwaldungen der vierfache Werth 
des ausgegrabenen Stockholzes. 


$ 1117 [162]. Werden Laub, Nadeln, Moos, Heide, 
Sinfter, Schilf oder andere Streumittel, oder Eicheln, 
Buchen und andere Waldfaamen aus den forftpolizeilich 
verbängten Schlägen entwendet, fo it neben dem Werthe 
des Entwendeten der gleiche, oder, wenn dabei eiferne 
Rechen oder andere fcharfe Werkzeuge angewendet wurden, 
der doppelte Betrag defielben noch als weiterer Schaden 
anzunehmen; vorbehaltlich der nach [$ 176], Abſatz 2, an- 
zufegenden befondern Strafe, wenn gegen die Vorſchrift 
des [5 45], Abfag 2 und 3, der Ederich von den Bäumen 
abgefchlagen oder abgeriffen, oder fich durch dad Anklopfen 
an den Stämmen verfchafft, oder das bei dem Zufammen- 
rechen defielben aufgehäufte Laub nicht wieder auseinander 
gefreut wurde. 


$ 1118 [163]. Bei Entwendung von Harz gilt, wenn 
der Frevler die Laden ſelbſt anbrachte, oder fie nach der 
im [$ 50] feftgefegten Zeit noch benügte, ein dem Werthe 
des Entmwendeten gleich kommender Betrag ald meiterer 
Schaden. 


$ 1119 [164]. Bei dem Abftreifen von Futterlaub und 
dem Grafen in den nach dem Forſtpolizeigeſetze verhängten 
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Schlägen wird der Werth und weitere Schaden zufammen 
von jeder Traglaſt zu 45 fr. und im andern Schlägen. zu 
15 fr., bei Anwendung fcharfer Werkzeuge aber in beiden 
Fällen im doppelten Betrage, fodann bei Sammlung von 
Mitteln der Werth und Schaden einer Traglaft zu S Tr. an- 
genommen, vorbehaltlich im letztern Falle der nach [$ 175] 
zu erfennenden befondern Strafe, wenn zur Entwendung von 
Mifteln Steigeifen angewendet wurden. 


$ 1120 [165]. Wenn in Waldungen Erde, Erz, Gtein- 
foblen, Thon, Mergel, Gyps, Lehm, Sand, Kies, Steine, 
Trüffeln, Torf oder Raſen gegraben und entwendet werden, 
fo ift außer dem Werth des Entmwendeten auch der dem 
Walde daneben noch zugegangene weitere Schaden jedesmal 
befonders abzuſchätzen, und der Frevler hat außer dem Erſatze 
und der Strafe auch die Koften der Wiederberftellung des 
vorigen Standes zu tragen. 


$ 1121 [166]. Bei dem Schälen der Rinde von fteben- 
den Stämmen wird, wenn nicht nach [$ 159] eine Stamm- 
entwendung felbft darin Tiegt, neben der Entwendung der 
Rinde die Baumbefchädigung nach [$ 175] noch befonders 
beitraft. 
$ 1122 [167]. Als erfchwerende Umstände, die nur bei 
dem Entwendungsfrevel vorkommen, gelten: 
a. das gänzliche oder theilmeife Veräußern des gefrevelten 
Obijekts oder Verarbeiten deffelben auf den Verkehr; 
b. bei dem Fällen des Holzes der Gebrauch einer Säge 
flatt der Art, oder die Anwendung von Mitteln, um 
den Schall der Arrfchläge oder dad Geräufch der Säge 
au dämpfen. 


Bei dem Dafeyn diefer Erfchwerungsgründe allein oder 
in Verbindung mit jenen, welche im [$ 149] genannt find, 
kann der Frevelrichter die ordentliche Strafe bis auf das 
Doppelte erböben. 
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$ 1123 (168). Arbeitshausitrafe von 3 Monaten bis zu 
einem Fahre tritt ein: ‘ Ä 

a. wenn bei einem einzelnen Frevel oder bei den von 
einer und derfelben Berfon innerhalb einer ganzen 
Thätigungsperiode von zwei Monaten [$ 202) verübten 
Freveln zufammengenommen der Werth des Entwen- 
deten [$ 158] lit. a und die Hälfte des weitern Scha- 
dens [$ 158] lit. b verglichen mit [5 161166] 80 fi. 
oder darüber beträgt, oder 

b. wenn da, wo diefer Betrag zwar weniger ald 80 fl., 
aber doch mebr als 50 fl. iſt, entweder ein Rückfall 
[$ 149] vorliegt, oder der Frevler das Entiwendete 
oder einen Theil deſſelben veräußert, oder für den 
Nerfehr verarbeiter hat, endlich 

ce. gegen Gewohnheitsfrevler. 


1124 [169). Als Gewohnheitsfrevler wird behandelt; 
a. derjenige, welcher fich eines zweiten Rückfalls fchuldig 
gemacht bat, unter der Bedingung, daß er ſowohl 
bei diefem zweiten als bei dem erften Rückfalle, und 
bei demjenigen Frevel, von welchem der erftere als 
im Rückfall anzufehen ift, dad Entwendete oder einen 
Theil deffelben veräußert oder auf den Verkehr verar- 
beitet hat, 


b. und derjenige, welcher fich wenigftens des dritten Rück⸗ 
falls fchuldig gemacht hat, vorausgefent, daß er bei 
diefem Rüdfalle, und zugleich bei wenigſtens einem 
der frübern Frevel das Entwendete ganz oder theil- 
weiſe veräußert oder auf den Verkehr verarbeitet hat, 
endlich ohne diefe Vorausſetzungen 

c. derjenige, der fich innerhalb einer Frift von zwei 
Jahren menigftens des fechsten Rückfalls fchuldig 
machte, 

überall (a— e) nur unter der Bedingung, daß der Frevel, 
beziehungsweiſe die in einer und derfelben Thätigungsperiode 


m 
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8 
;$ 202) verübten Frevel zuſammen genommen, ſowohl bei 
dem erften Straffalle, als bei jedem einzelnen Nüdfalle an 
Werth und Echaden wenigitens 3 fl. betragen haben, wobei 
nur die Entwendungen an Holz, mit Ausfchluß ded Raff- 
und Lefeholzes, fo wie die Entwendungen an Harz und 
- Rınde, nebſtdem aber auch noch die ſonſt zu den Beſch ä— 
digungen (8 173} ⁊c. gerechneten Nachtweiden, dieſe 
jedoch nur mit der Hälfte des dabei geſetzlich anzuneh— 
menden Schadens [$ 174) in Anwendung gebracht werden, 


$ 1125 [$ 170). Gegen Kinder unter vierzehn Fahren 
wird wegen Entwendungsfreveln gar Feine Strafe er- 
fannt; dagegen find die Eltern derfelben, fofern die Kinder 
bei ihnen wohnen, und zwar der Vater, und nach defien 
Tod die Mutter, oder, wenn die Kinder nicht bei ihren 
Eltern wohnen, diejenigen, welche diefelben in der Pflege 
haben, nicht nur unbedingt zum Erfage von Werth, Scha- 
den und Koften, fondern wegen vernachläßigter Aufficht 
auch noch zu einer Strafe zu verfällen, welche bis zu dem- 
felben Betrage anfteigen kann, der fie träfe, wenn fie den 
Frevel ſelbſt verübt hätten. Nur werden feinerlei Erfchwe- 
rungsgründe berückfichtigt, und ſolche Frevel der Kinder 
werden den Eltern, beziehungsweiſe denjenigen, bei welchen 
diefelben fonit in der Pflege fich befinden mögen, in den 
Fällen der beiden vorbergebenden Paragraphen nicht in An- 
fchlag gebracht. | 


$ 1136 [171]. Wer entwendete Forftprodufte, von wel- 
chen er nach den imftänden die Gewißheit oder die dringende 
Wahrfcheintichfeit hatte, dag fie entwendet ſeyen, erwirbt, 
verbirgt oder wiffentlich in feinem Haufe duldet, wird, wenn 
er nicht unverzüglich, nachdem er jene Gewißheit oder drin- 
gende Wanrfcheinlichfeit erhalten bat, davon dem Bürger- 
meifter oder Waldfchügen die Anzeige macht, in eine Strafe 
verfällt, welche bis zu demfelben Betrage anfteigen kann, 
der ibn träfe, wenn er das Ermworbene oder Verborgene 
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ſelbſt entwendet Hätte, und haftet überdieß für den Erſatz, 
nicht nur des Werthes vom Ermorbenen oder Berborgenen, 
fondern auch des verhältnigmäßigen weitern Schadens. 


Bei Berechnung der Strafe kommt danegen neben 
dem Werth des Ermworbenen oder DBerborgenen ein weiterer 
Schaden nicht in Anſatz, und eben fo wenig werden dabei 
die den Frevler felbit treffenden Erfchwerungsgründe berück⸗ 
fichtigt. 


$ 1127 (172). Entwendungen von verarbeiteten , zuge- 
richtetem oder zum Transporte zubereitetem Holze, an ge 
fammelten oder gewonnenen Forftinebenproduften, wenn diefes 
Verarbeiten, Zurichten, Sammeln oder gewinnen nicht vom 
Frevler felbit oder deſſen Mitfchuldigen herrührt, werden 
als gemeine, dem Urtheile des Forftgerichts nicht unterlie- 
gende Diebſtähle betrachtet, 


Zweited Kapitel. 
Frevel durdy Deſchädigen und Üebertretung forstpolizeilidher Vorfcriften. 


$ 1128 [173]. Auf das unbefugte Weiden in Waldun- 
gen find nachbemerkte Gelditrafen gefest: 
a. wegen des Weidens von Rindvieh, Pferden, Efeln 
oder von Schweinen außer der Maft 30 fr., 
b. von Geifen, Schafen oder Schweinen in der Maft 
40 fr., 
c. von Bänfen 6 fr, 
für jedes Stück. 
Sind es viele Stüde, fo kann der Geſammtbetrag für 
den einmaligen Frevel 30 fl., oder bei Bänfen 3 fl. als 
einfache Strafe nicht überſteigen. 


Geſchah das Weiden in den forfipolizeilich verhängten 
Schlägen, fo ſteigt ſowohl der Strafbetrag für das einzelne 
Stück, als der höchſte Gefammtbetrag für das Vierfache. 
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Die Vorfchrift des [$ 124] kommt auch bier zur An- 
- wendung. 


$ 1129 [174], Die Strafe trifft den Hirten, und wenn 
das Vieh einem folchen nicht übergeben war, den Eigen- 
thümer deſſelben. Dabei gilt die Hälfte der im vorberge- 
benden Baragrapben beflimmten Beträge ald Anfchlag des 
Werths und Schadens, und fällt dem Erfagberechtigten zu. 


Der Eigenthbümer des Viehs, der den Hirten aufgeftellt 
bat, haftet nicht nur in allen Fällen für den Erfaß des 
Werths und Schadens, fondern wird zugleich, wenn ihm 
dabei ein Verſchulden zur Laft fällt, in eine befondere Strafe 
verfällt, welche bis zu dem Betrage des Werths und Scha- 
dens anfteigen kann. 


Das Dafeyn eines Verſchuldens von Geiten des Eigen- 
thümers wird jedenfalld angenommen, wenn der Hirt wäh. 
rend feiner Dienftzeit bei demfelben Eigenthümer fich einen 
zweiten oder mweitern Rückfall zu Schulden fommen ließ, 


$ 1130 [175], Mit einer Strafe von 15 fr. bis 15 fl. 
werden belegt: | 


a. Verletzungen an ſtehendem Holze durch Schälen, Rin- 
gen, Entgipfeln, Entäften, Anhauen oder Sägen, 
Reigen, An- oder Abhauen der Wurzeln, Befteigung 
mittelft Steigeifen, Anbohren, Anklopfen oder auf 
andere Weife, fo fern nicht nach [$ 159) die Ver- 
letzung als Entwendung gilt; 


b. das Befchädigen oder Zeritören von liegendem Holz 
oder andern Forftproduften und fonftige Befchädigungen 
im Walde; Verletzung polizeilicher und anderer Zei- 
chen, Anlagen, Bauten und fonftiger Vorrichtungen ꝛc. 


In allen diefen Fällen iſt der abzuſchätzende Schaden 


noch befonders zu erſetzen, auch überall die höhere Strafe 
vorbehalten, wenn das Vergehen als rachfüchtige Berchädi- 
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gung, als Markſteinverrückung, Fälfchung oder Brandkif- 
tung dem peinlichen Rechte anheim fällt. 


$ 1131 [176]. Die Uebertretung der VBorfchriften wegen 
Abwendung der Feuersgefahr [$ 60— 67) wird mit 30 fr. 
bis 20 fl. und die Uebertretung der Vorfchriften wegen des 
Baues in der Nähe von Waldungen, beziehungsweiſe der 
Errichtung von Werkſtätten und der Holzniederlagen in fol- 
chen Gebäuden [$ 57 — 59) mit 5 fl. bis 30 fl. beitraft, 
vorbehaltlich des Erfages erwainen Schadens und der Nieder- 
reißung des unbefugt Errichteten. 


Die Hebertretung anderer forjtpoligeilicher Vorfchriften , 
binfichtlich deren eine befondere Strafe nicht feitgefeßt ift, 
bat eine folche von 15 fr. bis 5 fl. zur Folge. 


$ 1132 [177). Die Uebertretungen der Wirtbhfchaftsord- 
nung und anderer forftpolizeilicher Vorfchriften von Geiten 
der die Forfteigentbumsrechte der Gemeinden und Körper- 
fchaften ausübenden Beamten derfelben werden an jedem 
Einzelnen mit einer Strafe von 1 fl. bis 100 fl. geahndet. 


$ 1133 [178]. Die Privatwaldbeſitzer werden binficht- 
lich der Webertretung derjenigen Vorfchriften, an deren Beob- 
achtung fie nach [5 88] unbedingt gebunden find, gleich 
Andern, welche jene Vorfchriften übertreten, beitraft. 


Handeln fie aber nur gegen die VBorfchriften wegen Be- 
wirtbichaftung und Benugung der Waldungen oder Gewin- 
nung der Foriinebenprodufte, fo verfallen fie in eine Strafe 
von 1 fl, bis 50 fl., wenn gegen fie nach [5 89] oder [$ 92] 
fo wie im Falle des [$ 95) von Amtswegen, oder nach 
[$ 91] auf den Antrag betheiligter Dritter einge— 
fchritten wird, 


Zweite Abtheilung. 


Derfahren zur Abwendung und Beftrafung der 
Soritfrevier. 


Erster Abfchnitt. 
Bon dem Forſtſchutze. 


Erfted Kapitel. 


Vom Hutperfonale. 


$ 1134 [179]. Zum Schutz des Waldeigenthbums muß 
eine hinreichende Zahl von Hütern oder Schützen angeftellt 
fenn. Nur volliährige Leute von gutem Ruf fünnen dazu 
gewählt werden. 


Den von Standes- und Grundherren, fo wie von Kor- 
porationen und Gemeinden angeftellten Förſtern, kann mit 
Genehmigung der Staatöforitbehörde die Hut in den Wal— 
dungen ihres Bezirks Übertragen werden, und da, mo fie 
diefelbe bereitd haben, verbleibt fie denfelben, wenn von der 
Staatsforitbehörde feine Einfprache gefchiebt. 


$ 1135 [180]. Die Wahl wird von den Walddefigern 
getroffen und vom Bezirksamte nach Vernehmung der Forit- 
behörde beftätigt. 


Jeder Waldhüter, mit Einfchluß derjenigen, welche die 
Privaten aufitellen wollen, erbält von der Forſtbehörde feine 
Snftruftion, und wird von dem Bezirksamte vereidet. 

Im Dienfte muß er mit dem vorgefchriebenen Außerlichen 
Zeichen feines Berufs verfeben ſeyn. Siehe hiezu Vollzugs⸗ 
verordnung im R. B. 34, XVI. 

$ 1136 [181]. Der Gehalt des Waldhüters in Gemeinde- 
waldungen wird vom Gemeinderath im Verhältniß der Größe 
des Forſts und der Schwierigkeit der Hut in einem fländi- 
gen Betrage feitgefegt und vom Bezirksamt mit Zuftimmung 
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ded Forſtamts genehmigt; von den übrigen Waldeigenthit- 
mern aber in gleicher Weile, jedoch nur mit Zuſtimmung 
des Forſtamts, feitgefegt. 


Der Hüter kann in allen Fällen die Zahlung in Monats. 
raten verlangen. 


Anzeige- oder Pfändungsgebühren finden nicht ftatt. Jede 
Abrede, wornach der Waldhüter irgend einen Theil der 
Strafgelder zu empfangen, oder im Verhältniſſe derfelben 
einen befondern Vortheil zu beziehen hätte, it ungültig. 


$ 1137 [182], Verfchiedene Eigenthümer, Gemeinden, 
Körperfchaften oder Privaten, deren Forſtbeſitz nach feiner 
Lage eine gemeinfchaftliche Aufficht zuläßt, können mit Ge- 
nehmigung des Forſtamts zur Anitellung und Bezahlung 
eines gemeinfchaftlichen Warldfchüsen zufammentreten, Die 
Betreffuiß eines Jeden an dem Gehalt defielben muß aus- 
gefchieden, auch muß der Eigenthümer beitimmt feyn, aus 
deffen Hand der Schüte den Gefammtbetrag feines Lohnes 
su empfangen bat. 


Hat fih ein Waldeigenthümer weder mit Andern über 
einen gemeinfchaftlichen Hüter, insbefondere nicht über die 
Perfon und den Gehalt deſſelben vereinigt, noch für fich 
ſelbſt einen folchen innerhalb der vom Bezirfsamte ihm an- 
zuberaumenden Friſt gewählt, fo wird auf den Vorfchlag 
der Forſtbehörde vom Bezirfsamt der Waldhüter ernannt 
und fein Gehalt feſtgeſetzt. 


$ 1138 [183]. Die Forftgerichtsbarfeitsfaffe bezahlt die 
Hälfte aller Strafen, welche wegen der in dem Hutbezirke 
eines Schüßen verübten Frevel erfannt wurden, und wirklich 
eingegangen find, auf Rechnung des Hutgebalts an Den- 
jenigen, aus defien Hand der Waldhüter feinen Gehalt zu 
empfangen bat. 

Der hierdurch nicht gedeckte Theil dieſes Gehaltes bleibt 
den Waldeigenthümern zur Laft. 
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$ 1139 (184). Der Waldhüter in Gemeindewaldungen 
fann vom Bezirksamt auf Anhörung des Gemeinderaths umd 
des Förſters, ohne Angabe eines Grundes, jeder Zeit ent- 
laffen werden. 


Die übrigen Waldbefiger können ihre Waldhüter zu jeder 
Zeit, ohne Angabe eines Grundes, entlaffen; das Forſtamt 
fann gleichfalls die Entlaffung eines Waldhüters im öffent- 
lichen Sntereffe verlangen, Dem Eigenthümer fteht in einem 
foichen Fall der Rekurs an die Kreisregierung du. 


Entgegengefegte Verträge finden nicht ſtatt. 


Zweited Kapitel. 
Pienstführung der Walphüter. 


F 1140 [185]. Der Waldhüter hat jede innerhalb des 
ihm angemwiefenen Diſtrikts verübte, wie immer zu feiner 
Kenntniß gefommene, und jede bei Ausübung feines Dienites 
von ihm felbft wahrgenommene, wenn gleich außerhalb feines 
Diſtrikts verübte Webertretung der Forftpolizei- und Forſt- 
firafgefege anzuzeigen, auch die Fortfegung derfelben, fo 
weit dieß noch möglich if, zu verhindern. 

Eine Ausnahme biervon finder ftatt, fo fern bei Privat- 
forften eine Webertretung vom Waldbefiser felbit herrührt, 
und nicht von der Art iſt, daß nach den $$ 88, 89, 92, 
93, 95 von Amtswegen gegen denfelben eingefchritten wer- 
den kann. 

$ 1141 [186]. Der Waldhüter ift verbunden, ein Tag- 
buch zu führen, in welches er in ununterbrochener Folge 
alte von ihm gemachten Entdedungen und gefammelten Nach- 
richten über Frevel umfändlich einträgt, und welches er 
mit jedem Tag abfchließt. Aenderungen darf er darin nicht 
vornehmen, jondern er muß die etwa nöthig werdenden Ver⸗ 
befferungen und Nachträge in der Reihe der Einfchreibungen 
bewirken, und auf den frübern Eintrag hinweiſen. 
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Wo bei einer Verhaftung [S 188] Pfändung [5 189] 
oder Beſchlagnahme [} 193], beziehungsweiſe Hausdurch- 
fuhung [$ 197), ein befonderes Protokoll aufgenommen 
wurde, wird biervon im Tagebuch, unter Bezug auf jenes 
befondere Protofoll nur fur; Erwähnung gethan. 


Ale Einträge müfen vom Waldhüter ſelbſt gefchrieben 
und unterzeichnet ſeyn. 


Er bat fein Tagbuch jede Woche dem Bürgermeifter und 
jeden Monat dem Förfter zur Beurkundung vorzulegen. 


$ 1142 [187]. Wenn die Gemeinden außer den ordent- 
lichen Waldhütern noch befondere Waldauffeher (Wald- 
meifter) aufftellen und in diefer Eigenfchaft eidlich ver- 
pflichten laffen, fo haben diefe, und in allen Fällen eben 
fo die Förfter und andere Forftbeamte nebſt den mit zur Auf- 
fit vereideten Gehilfen derfelben, und die Gendarmen, 
wenn fie die Verübung von Freveln wahrnehmen, diefelben 
Verpflichtungen , diefelbe Glaubwürdigkeit und diefelben 
Befugniffe, wie folche nach diefem Gefe den Waldhütern 
zufommen, 


Führen fie fein Tagebuch, fo haben fie ftatt des im 
vorigen Paragraph gedachten Eintrags über ihre Wahrneb- 
mungen in jedem einzelnen Falle ein Protokoll gleichen In— 
balts aufzunehmen. 


Durch Erlaß der Forftpolizeidireftion vom 24. Auguft 1834 
ift den Waldhuͤtern noch befondere Inſtruktion gegeben. 


Dritted Kapitel. 
Verhaft, Pfändung und Befchlagnahme. 
$ 1143 [188]. Der Waldhüter ift berechtigt und ver. 


pflichtet,, den auf der That betroffenen Uebertreter anzuhalten 
und vor den Bürgermeifter der Gemarkung zu führen: 
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a. wenn es ihm unbekannte Perſonen oder Ausländer find, 


b. wenn befannte Inländer der Ermahnung ungeachtet 
vom Frevel nicht ablaffen, und fich aus dem Walde 
nicht auf der Stelle entfernen, 


Im Tegtern Falle fann der Bürgermeifter , je nach dem 
es ihm zur Sicherheit dafür, daß der Verbaftete den Frevel 
nicht wieder fortfege, nötbig fcheint, denfelben bis auf 24 
Stunden einfperren laſſen, oder wieder auf freien Fuß 
fegen. 

Wurde der Frevler defwegen verhaftet, weil der Wald- 
hüter ihm gar nicht, oder als einen Ausländer erfannte, fo 
entläßt der Bürgermeifter denfelben wieder, wenn er ent- 
weder ihn als einen Znländer erfennt, oder wenn der Aus. 
länder auf der Stelle genügende Bürgſchaft, oder font 
unzweifelhaft hinreichende Sicherheit für die mögliche Strafe 
fammt Schaden. und Koftenerfaß ftellt, dabei auch nicht zu 
vermutben ift, daß den Frevier nach den [$$ 168 und 169] 
Arbeitsbausitrafe treffe, andernfalls läßt der Bürgermeifter 
denfelben fogleich an das Bezirksamt zur weitern Unter- 
fuchung und Beſtrafung abliefern. 


In allen Fällen führe der Bürgermeifter über die An- 
zeige des Waldhüters und über die Erflärung des Verhafteten 
ein kurzes Protokoll, welches er dem Bezirksamt vorlegt. 


$ 1144 [189]. Die Waldhüter find ermächtigt, zur Ur- 
funde des Vergehens, fo wie zur Sicherung des Erfag- und 
Strafvollzugs das zu Schaden gehende Vieh, und bei An- 
treffen auf frifcher That die von dem Frevler mitgeführten 
Werkzeuge, Fuhrwerk und Geſpann wegzunchmen, und dem 
Bürgermeiſter fogleich zu überliefern, 

Hat der Bürgermeifter den Hergang, insbefondere die 
Angabe des Woaldhüters und des etwa berbeigebrachten 
Frevlers und die Befchreibung der gepfändeten Gegenſtände 
zu Protokoll genommen, und leiſtet ihm der Befchuldigte 
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fogleich eine für den Schadenerfaß, oder, wenn er ein 
Ausländer ift, für den Schaden und Strafbetrag unzweifel- 
bafı hinreichende Sicherheit, fo gibt der Bürgermeifter das 
Bepfändere wieder frei; andernfalls forgt er für die Erbal- 
tung und Aufbewahrung defelben und erftattet binnen 24 
Stunden zur Unterfuchung und weitern Verfügung die An- 
zeige an das Bezirksamt, unter Vorlage des über den Her- 
gang aufgenommenen Protokolls. 


Erfenne der Bürgermeifter den befchuldigten Inländer 
als hinreichend zahlungsfähig » fo bedarf es Feiner Sicher- 
beitsleiftung. 


$ 1145 [190]. Wird binnen der auf den Tag der Weg- 
nahme folgenden acht Tage das gepfändete Vieh nicht baar 
oder durch die im vorhergehenden Paragraphen erwähnte 
Sicherheitsitellung ausgelöst, noch auch die Zahlungsfähig- 
feit des beichuldigten Inländers dargetban, fo ordnet dag 
Bezirksamt die DVerfteigerung des Viches an, und nimmt 
den Erlös nach Abzug der Koiten bis zur Aburtheilung der 
Sache in gerichtliche Verwahrung. 


Nach den Umständen des einzelnen Falles kann das Be 
zirksamt zur Verſteigerung auch weitere Frift geftatten. 


$ 1146 [191]. Wenn der Eigenthümer des gepfändeten 
Fuhrwerks und Gefpanns, fo fern er nicht nach dem [$ 154) 
für den Schaden- und Koftenerfaß felbit haftbar if, dar- 
thut, daß er an dem mittelft feines FZuhrwerfs und Geſpanns 
von Anderen verübten Frevel feine Schuld trage, fo wird 
ibm daſſelbe vom Bezirksamte wieder frei gegeben, oder, 
fo fern die Verfteigerung fchon ſtatt — der Erlös aus⸗ 
gefolgt, 


$ 1147 [19). Wenn die Gewißheit oder dringende 
Wahrfcheinlichkeit, oder die frifche Spur vorhanden if, 
daß ein Gegenftand entwendet fey, fo bat der Waldhüter 
denfelben in fürforglichen Befchlag zu nehmen, und zu dieſem 
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Behufe, wo dieß gefcheben fann, mit dem Frevelhammer 
su bezeichnen. 

Er bat davon dem Bürgermeilter, der unter denfelben 
Vorausſetzungen eine gleiche Beſchlagnahme ebenfalls felbit 
anordnen kann, unverzüglich die Anzeige zu machen. 


$ 1148 [193]. Der Bürgermeifter vernimmt den Be- 
ſchuldigten, wenn derfelbe in der Nähe ift, und nach Um— 
Händen noch andere Perſonen, deren Einvernahme zur Auf- 
tlärung der Sache ihm nöthig fcheint. - 

Er verfaßt über den ganzen Hergang ein kurzes, von 
ihm und dem Waldhüter, fo wie von dem Befchuldigten 
zu unterfchreibendes Protokoll, worin auch eine Befchreibung 
des mit Befchlag belegten Gegenſtandes und eine vom Bürgerr 
meitter und Waldhüter vorzunchmende fummarifche Abfchäzr 
zung deflelben aufzunehmen ift. 

Diefed Protokoll fender der Bürgermeiiter mit feinen 
und des Waldbüters eigenen Bemerkungen ohne Verzug an 
das Bezirfsamt. 


$ 1149 [194]. Hat der Befchuldigte vor dem Bürger- 
meiſter eingeflanden, daß der mit Befchlag belegte Gegen- 
ftand gefrevelt fen, oder iſt der Frevler nicht befanut, fo 
fchreiter der Bürgermeilter, fo fern nicht eine fchickliche 
Gelegenheit vorhanden iſt, den Gegenfand ohne unverbältniß- 
mäßige Koiten in fichere Verwahrung zu bringen, unver 
züglich zur Verfleigerung deffelben. | 

Der etwa befannte Eigenthümer des Entwendeten it in 
diefem Falle von der Befchlagnahme und der beabjichtigten 
Verfteigerung nur alödann, wenn es ohne unverhältniß- 
mäßige Koften und ohne nachtheiligen Verzug gefchehen fann, 
noch vor der VBerfteigerung zu benachrichtigen, und er hat, 
wenn er noch vor dem Zufchlag fich darum IRADIE, über 
den Gegenſtand zu verfügen, 

$ 1150 [195], Wenn der Angeklagte vor dem Bürger, 
meifter erklärt Hat, daß der mit Befchlag belegte Gegenſtand 
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nicht gefrevelt fen, fo unterbleibt die Berfteigerung bis nach 
Austrag der Sache; fo fern nicht der Angeflagte, mit Bor, 
bebalt. feiner Rechte, zu der gleichbaldigen Verfteigerung 
ſelbſt einwilligt. 


$ 1151.[196]. In den Fällen, in welchen die Verſtei⸗ 
gerung nicht fogleich vorgenommen werden fann, bat der 
Bürgermeifter den Gegenftand an einen fichern Ort verbrin- 
gen zu laſſen, oder doch unter befondere Aufficht zu nehmen. 
Nur fo weit die örtlichen Berbältniffe diefes nicht geitatten, 
iſt er ermächtigt, die gefrevelte Sache in den Händen des 
Beſchuldigten felbit zu belaſſen. 


$ 1152 (197). Wenn der mir Befchlag belegte, und in 
Gemäßbeit des vorhergehenden Paragraphen in den Händen 
des Befchuldigten belaffene Gegenſtand bier von dem Lestern 
felbR oder mit feinem Einverfländnig von Andern entwendet 
wird, fo trifft den Befchuldigten, fo fern der Gegenftand 
von ihm wirklich gefrevelt war, außer der Frevelftrafe auch 
noch jene der Unterfchlagung. 


Iſt der mit Befchlag belegte Gegenſtand nicht mit des 
Befchuldigten Einverftändniß, wohl aber in Folge vernach- 
läßigter Aufficht, aus der Verwahrung deffelben wegge— 
tommen, fo wird der Befchuldigte, ohne Nücficht auf das 
Erkenntniß Über den urfprünglichen Frevel, wegen VBernach- 
fäßigung der Verwahrung zu einer befondern Strafe verfällt, 
welche dem einfachen Wertbe des aus der Verwahrung weg- 
gekommenen, mit Befchlag belegten Gegenſtandes gleich 
fommt , aber in feinem Fall 15 fl. überfteigen darf. 


$ 1153 [198]. Zum Behuf der im [$ 192) bezeichneten 
Beichlagnahme kann der Waldhüter auch Holsniederlagen 
auf offenen Plätzen durchfuchen. 


In Gebäude, oder gefchloffene Hofräume darf er jedoch 
nicht dringen, obne Begleitung des Bürgermeifters oder 
deſſen Stellvertreters, welche Begleitung übrigens zu ge⸗ 
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ſchehen bat, wenn der Waldhüter Spuren oder überhaupt 
nabe Verdachtsgründe angibt, daß fich in einem Gebäude 
oder gefchloffenen Hofraume gefrenelte Gegenftände befinden. 


$ 1154 [199], Der Bürgermeifter erhält für die Befor- 
gung in den vorfichenden Paragraphen in Betreff der Pfän⸗ 
dung, Beſchlagnahme, Hausdurchfuchung und Verſteige⸗ 
rungen ihm übertragenen Geſchäfte die tagordnungsmäßigen 
Gebühren aus der Forſtgerichtsbarkeitskaſſe. 


Zweiter Abfchnitt. 
Von ber Frevelthätigung. 


Erfied Kapitel. 


Von dem Ridter, 


$ 1155 [200]. Die Thätigung der Forfifrever if den 
Bezirksämtern in erfter und den Kreisregierungen in Teter 
Juſtanz zugewieſen. 


Der Ort der verübten Uebertretung beſtimmt die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Amtes, mit Ausnahme befreiter Gerichts⸗ 
ſtände. 


Die Thätigung der Forſtfrevel, weiche von ſolchen be- 
urlaubten oder in der Garniſon befindlichen Militärperfonen 
verübt werden, anf welche das Geſetz vom 31. Des. 1831, 
Neg. Bl. von 1832, IV, die Rechtsverhältniſſe der Mi- 
Hitärdiener betreffend, feine Anwendung findet, fo wie der 
Vollzug des Urtheils feht dem Amte zu, in deſſen Bezirk. 
die Frevel begangen worden find; fo weit aber der Sträf- 
ling zahlungsunfähig iſt, und das Amt die Geldftrafe in 
Arbeits. oder Befängnißftrafe verwandelt hat, bleibt der 
Vollzug dem betreffenden Regiments. oder Corpſscommando. 
(A. 3. M. 1836, N. 6.) 

Die Entfcheidung über die fchwereren,. in den [$$ 168] 
und [169] genannten Straffälle, welche Arbeitshaus zur 
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Folge haben, gebührt den Hofgerichten , und es finden auf 
dieferben die in den nachſtehenden Paragraphen enthaltenen 
Borfchriften des Verfahrens Feine Anwendung. 

81156 [201]. Das Berfonal des Srevelgerichtö beſteht 
aus dem Beamten oder deffen Stellvertreter und dem ver 
pflichteten Aktuar. 

Der Förſter hat ald Vertreter des öffentlichen Intereſſes 
und zur Ausfunftsertheilung über technifche Fragen anzu— 
wohnen; [fiehe 5204) auch kann der Richter, VBürgermeilter 
oder deren Stellvertreter aus denjenigen Orten, aus welchen 
Beſchuldigte vorgeladen find, zur Lnterfuchung beizieben 
in welchem Falle diefe Bürgermeilter ihre Diäten aus der 
Forftgerichtöfaffe erhalten. 


Zweited Kapitel. 


Unterfudhung und Erkenntnifs. 


$ 1157 [202]. Das Frevelgericht wird für jeden Hut» 
diſtrikt jährlich fechsmal, und zwar überall in den Monaten 
März, Mai, Zuli, September, November und Januar ab- 
gehalten. 

Jedesmal am eriten eines jeden diefer ſechs Monate 
übergiebt der Waldhüter fein Tagbuch [$ 186] von den vor- 
bsergebenden zwei Monaten dem Förſter, welcher daraus 
unter Beifügung der von ihm felbit entdeckten Fälle [S 187] 
für jede Gemeinde aubgejondert, das Frevelregiſter aufftellt 
darin bei jedem Frevel den nach dem Tarife [5 158] zu ber 
rechnenden Werthsanſchlag und meitern Schaden anmerkt, 
ſofort das Negifter unter Anfchluß des Tagebuchs und er- 
waiger weitern Beilagen innerhalb der erften zehn Tage des 
Monats an das Bezirksamt einfendet, worauf das letztere 
fogleich die Thätigungstagfahrten anordner. 

$ 1158 [203], In dringenden Fällen, namentlich überall, 
wo ein Verhaft, eine Pfändung oder eine Beſchlagnahme 
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erfolgt, und micht fogleich wieder aufgehoben worden ift, 
fol, ohne die Thätigungstagfahrt abzuwarten, die Unter- 
fuchung und Enticheidung der. einzelnen Sache unverzüglich 
auch in der Zwifchenzeit vor fich geben. 

Bei bloßer Beſchlagnahme und bei Pfändungen, mit 
Ausnahme der Viehpfändung, kann jedoch, fo fern der Ge- 
genſtand fich in ficherer Verwahrung befindet, eine Verfchic- 
bung der Sache auf die Thätigungstagfahre ſtatt finden. 


$ 1159 (204) Zur Thätigungstagfahrt werden die Wald: 
hüter und die andern [$ 187] genannten Anzeiger mit fämmt- 
lichen Beſchuldigten, und nebſt den nach [$ 154] für fie 
haftbaren Perfonen vorgeladen. Es find immer die Bezirks. 
oder Nevierförfter beizuziehen, in deren Bezirk oder Revier 
die zu thätigenden Frevel begangen worden find; jedoch ift 
darauf Rüdficht zu nehmen, daß nie gleichzeitig meh— 
rere Bezirks. oder Revierförfter anwefend feyn müffen, A. 
B. M. 1835, N. 19. Damit nicht die einzelnen Förfter 
an verfchiedene Nemter auf denfeiben Tag vorgeladen wer- 
den, find befondere Frevelgerichtötage auszumachen. A. 3. 
M. 1834, N. 99. Denjenigen, in deren Waldungen die 
Frevel verübt wurden, wird von der Tagfahrt Nachricht 
gegeben, mit dem Anfügen, daß ihnen freiftehbe, der Ver— 
handlung, fo weit es fie betrifft, ebenfalls anzumohnen, 


$ 1160 [205]. Die Vorladung der Befchuldigten und 
der für fie haftbaren Perfonen gefchieht, mittelft eines für 
jede Gemeinde befonders zu fertigenden Verzeichniſſes, wel- 
es den Tag und die Stunde der Thätigung, die Namen 
der Vorzuladenden und bei jedem derfelben die Bezeichnung 
des Gegenſtandes und der Sattung des Freveid, des Werthes 
und Schadens (A, B. M. 1836, N. 96) und den Namen 
des Anzeigers enthält, und welches fodann den Vorzuladen⸗ 
den nach der einen Jeden betreffenden Stelle durch den Ge- 
richtsdiener wenigſtens zwei oa vor der zn wi er⸗ 
öffuen iſt. 
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Mit der Beurkundung des Gerichtödbieners über die durch 
ihn zeitlich geſchehene Eröffnung werden die Verzeichniffe 
vom Bürgermeifter an das Bezirksamt zurückgefender. 


Die Gebühr für die Vorladungen wird dem Gerichts. 
diener aus der Forfigerichtsbarfeitöfaffe bezahlt. 


Das Amt bat auch dafür zu forgen, dag auf den Bor- 
fadungsverzeichniffen nach der Vorladung von dem Blrger- 
meifter, zwei Gemeinderäthen und dem Steuererheber kurz 
befcheinigt werde, welche der Vorgeladenen ald vermögens- 
108 anzufeben ſeyen. R. B. 37, XXXVIH. Die Gebühr 
des Gerichtödieners für Vorladung der Forftfrevfer ift auf 
1 fr. für jeden Borgeladenen beftimmt. A. B. M. 1835, 


N. 54. 


1161 [206], Eine öffentliche Vorladung fiatt Einhän- 
digung der Anklage gefchieht durch öffentlichen Anfchlag am 
Drte des Amtöfiged, und zwar gegen Inländer und Aus. 
länder: 

a. wenn der Angeklagte fich im Auslande aufhält und die 
Einhändigung in feinem dortigen Wohnfis oder Auf- 
entbaltsorte verweigert worden, oder 

b. wenn defien Aufenthaltsort unbekannt ift. 


Der Anfchlag muß mindeftens acht Tage hindurch ge- 
dauert haben, und mit der Beurkundung des Amtsdieners, 
daß dieß gefchehen fene, zu den Akten fommen. 


$ 1162 [207]. Der Ausbleibende wird ald geſtändig be- 
trachtet, wenn defien gehörige Ladung beurfunder ift, und 
die Unmöglichkeit feines Erfcheinens oder dringende Abhal⸗ 
tungsgründe nicht nachgewiefen "oder anerkannt find. Er 
wird jedoch gegen diefen Nachtheil wieder hergeftellt, wenn 
die erwähnte Nachweifung noch nachgetragen, oder flatt 
defien der Beweis der Unſchuld geführt wird. 


Diefe Nachweifung , beziehungsweife Beweisführung , 
bat jedoch in Hinficht auf den Strafvollzug Feine auffchie- 
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bende Wirkung, wenn fie miche innerhalb acht Tagen von 
der an den Befchuldigten gefchehenen Eröffnung des Erkennt. 
niffes an erfolgt, und in allen Fällen hat derjenige, welcher 
die Wiederheritellung ſucht, die Koften dieſes befondern Ver⸗ 
fahrens zu tragen, es feye denn, daß er nicht nur in Hin. 
fiht auf den Frevel freigefprochen werde, fondern zugleich 
auch erhebliche Gründe, aus welchen er bei der Thätigungs- 
tagfahrt nicht erfcheinen Fonnte, nachgemiefen babe. 


$ 1163 (208). Die auf eigene Wahrnehmung gebante 
Angabe eines Waldhüters oder anderer im [$ 187] genannter 
Berfonen bat, in fo weit fie mit dem Inhalte der vorfchriftes- 
mäßig geführten und beurfundeten Tagbücher oder auf- 
genommenen Protofolle übereinftimme, in Bezug auf den 
Tharbeftand eines Forftfrevels, fo wie binfichtlich der Perfon 
des Frevlers die Kraft eined vollen Beweifes, fo fern nicht 
im einzelnen Falle Gründe vorhanden find, durch melche 
die Glaubwürdigkeit der Angabe des Waldhüters gefchwächt 
wird, 


Andere Beweismittel, namentlich Zeugenausfagen, find 
nicht ausgefchloffen. 


$ 1164 [209]. Das Verfahren it ſummariſch, als Unter⸗ 
fuchungsprotofoll dient das Frevelregiſter; das Ergebnif 
der Unterfuchung mit dem Ausfpruch des Gerichts wird im 
die betreffende Kolonne eingetragen und auf der Stelle er- 
öffnet; das Brotofoll aber wird vom Beamten oder deſſen 
Stellvertreter, vom Förfter und vom Aktuar am Schluffe 
benrfundet. Es muß die Erwähnung enthalten, daß die 
Eröffnung des Erfenntniffes gefcheben fey. 


Dem Nichterfchienenen wird das Urtheil durch befondere 
Fertigung eröffnet, und der Beleg Über die Zeit der Eröff- 
nung zu den Alten genommen, 


Auch den Waldeigenthümern if ein Auszug in Betreff 
der ihnen zuerlannten Entfchädigungsbelträge zuzuſtellen. 
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Die Strafen der als vermögenslos in den Vorla— 
dungsverzeichniffen aufgeführten Perfonen werden, wenn 
fie bei der Tagfahrt erfcheinen, und fich auch ſelbſt für 
zahlungsunfähig erklären, fogleich als ungiebig bezeichnet; 
wenn die Frevler nicht erfcheinen, wird ihnen durch die zu 
machende befondere Fertigung eröffnet, daß die Geldftrafe 
in Arbeits. oder Gefängnißftrafe verwandelt werde, wenn 
fie nicht binnen drei Tagen fich beim VBürgermeifter zur 
Zahlung erklären. R. B. 37, XXXVIIL 


d 1165 [210]. Hält das Bezirksamt nach der Befchaf- 
fenheit des einzelnen Falles eine ausführliche Darftellung 
im Intereſſe der Gerechtigkeit für nothwendig, fo ift din 
befonderes Protokoll aufzunehmen, und in dem allgemeinen 
Negifter darauf zu vermweifen. 


Wird bei der erften Tagfahrt eine angefangene Sache 
nicht fpruchreif, fo fol das Amt, ohne den Termin des 
nächften ordentlichen SFrevelgerichtd abzuwarten, zur Er- 
gänzung des Verfahrens am Amtsfike, eine weitere Tag- 
fahrt mit kurzer Frift anberaumen. 


Mehrere fpruchreife Anflagpunfte gegen dieſelbe Perſon 
ſind in ein Urtheil zuſammen zu faſſen. 


Anklagpunkte, welche dem Erfenntniffe des Frevelgerichts 
nicht unterliegen, werden ausgefondert. 


$ 1166 [211]. Hat der Befchuldigte unter beftimmter 
Angabe feines Titeld oder feiner Beſi itzhandlungen, ein Eigen- 
thumsrecht oder eine andere Berechtigung vorgeſchützt, und 
erfcheint die Behauptung dem Forftgerichte nicht wegen 
ihrer offenfundigen Unrichtigfeit fofort verwerflich, oder ift 
dieſelbe nicht durch amtliches Zeugniß ang eivifgerichtlichen 
Alten widerlegt, fo wird das Erfenntnif tiber den Frevel 
ausgeſetzt, fo weit bei erwiefenem Dafeyn des behaupteten 


Rechtes die Handlung des. Angeklagten * —e 
wirllich verlöre. 
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$ 1167 [212]. In folchen Fällen bat das Frevelgericht 
den Waldeigenthümer oder die anderen Gegenbetbeiligten 
des Angeklagten von den An- oder Widerfprüchen des Letztern 
in Kenntniß zu feßen, mit dem Anfügen , dag er innerhalb 
fechs Wochen den deffallfigen Streit mit dem Angeklagten 
vor dem Eivilrichter anhängig zu machen, und daß dieſes 
gefchehen, in der nämlichen Friſt dem Forftgerichte nachzu⸗ 
weifen habe, widrigens, unter Vorbehalt der eivilrechtlichen 
Anfprüche, der Angeflagte binfichtlich des Frevels ftraf- und 
foftenfrei erklärt würde. Diefer Ausfpruch erfolgt, wenn 
die Nachweifung der Rechtshängigfeit in den ſechs Wochen 
nicht einkömmt. j 


Fi aber die Nachweifung geliefert, fo wird die Entfchei- 
dung über den Frevel, fo weit fie von dem freitigen Nechts- 
verhaͤltniß abhängt, bis zur Anzeige von dem einen oder 
andern Theil über den rechtöfräftigen Austrag des Streites 
ausgeſetzt. 


$ 1168 213). Hat der Beſchuldigte den im [5 211] 
erwähnten Einwand ald Mitglied einer Gemeinde erhoben, 
fo hat er innerhalb einer vom SFrevelgerichte zu beſtimmenden 
furzen Frift ein Zeugniß des Gemeinderaths, da diefer das 
behauptete Eigenthumsrecht, beziehungsweife die behauptete 
Berechtigung Namens der Gemeinde wirflich in Anfpruch 
nehme, vorzulegen, worauf das im [$ 212] vorgefchriebene 
Verfahren eintritt, 


Führt der Befchuldigte,. fo fern er ein folches Zeugniß 
des Gemeinderaths nicht vorzulegen vermag, ftatt defien den 
Beweis, daß einzelne Bürger den Streit über das behauptete 
Recht der Gemeinde nach dem (F 125] der Gemeindever- 
faffung auf ihre Gefahr und Koſten bereits anhängig ge- 
macht haben, fo bleibt die Entfcheidung über den Frevel, ſo 
weit fie vom Ausgang des erhobenen Rechtsſtreites abhängt, 
bis zu defiem rechröfräftiger Erledigung ausgefeht. 
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Dritted Kapitel. 
Vom Wchurfe in Sorstfrevelstrafsachen. 


$ 1169 [213]. Ohne Rüdficht auf den Betrag eines 
zur Kompetenz des Bezirksamts [$ 200] gehörigen Frevels 
ſteht ſowohl dem Verurtpeilten, als dem Förfter, nicht aber 
auch dem Waldeigenthümer, gegen das besirfsamtliche Er- 
Fenntnig der Rekurs an die Kreisregierung zu; er muß 
binnen der auf den Tag der Berfündung folgenden acht 
Tage bei dem Unterrichter mündlich oder fchriftlich ange- 
melder und ausgeführt werden. 

Ueber die Rekursausführung des Förfters muß der Ge- 
gentheil in allen Fällen noch vernommen werden. 


Iſt damit, oder auf eine etwa nöthige Ergänzung der 
Unterfuchung, oder auch, fo fern von einem Nefurfe des 
Verurtheilten die Rede ift, auf die bloße Refursausführung 
bin die Sache fpruchreif, fo legt das Amt die Akten oder 
einen Auszug aus denfelben, der das auf den Gegenſtand 
der Befchwerde Bezügliche volltändig enthält, binnen acht 
Tagen mit Entfcheidungsgründen der Kreisregierung vor. 


Wenn die Ausführung des Necurfes in der gehörigen 
Friſt unterlafen wurde, fo ift der Rekurs vom Bezirksamt 
als gefallen zu erflären. 


$ 1170 [215]. Eine Bitte um Wiederherftellung gegen 
die Verfäumung der Nekursfrift, die von Seiten des Be 
ſchuldigten jederzeit ſtatt finder, bat feine den Strafvollzug 
auffchiebende Wirkung. 


Bon Seiten des Förfters finder eine Wiederberftellungs- 
bitte nur unter der Vorausſetzung flatt, daß er mit der 
Refursausführung zugleich darthue, daß er durch nicht zu 
befeitigende Hinderniffe abgehalten geweien ſey, die geſetz⸗ 
liche Zrift zur Refursausführung zu benutzen, und daß diefe 
Abhaltungsgründe nicht fchon zehn Tage vor dem Anbringen 
der Wiederberftellungsbitte aufgehört haben. 
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$ 1171. Wer wegen Forſtfrevel verurtheilt in der Re- 
fursinftang frei geiprochen wird, kann vom Fiskus Erfak 
feiner nothwendigen Auslagen anfprechen. U. B. M. 1836, 
N. 74, 


Bei Vorlage der Akten in derartigen Rekursfaͤllen find ent« 
weder die Thätigungsverhandlungen oder vollftändige Ertrakte 
aus denfelben vorzufegen. U. B. U. 1836, N. 21. 


[216]. Nach beendigter Frevelthätigung find die Fre⸗ 
velthätigungsprotofolle , fobald fie wegen des GStrafpoll- 
zugs entbehrt werden können, von den Bezirfsämtern den 
Soritämtern zur Einficht mitzutbeilen. 


Dritter Abfchnitt, 
Von dem Strafvollzug. 


$ 1172 (217). Nach eingetretener Rechtskraft des Er 
fenntniffes bat das Foritgericht für den Vollzug deffelben 
von Amtöwegen zu forgen. 


So meit binnen der im Erkenntniß dazu feſtgeſetzten 
Frift die Zahlung der ganzen urtheilsmäßigen Summe an 
Schadenerfag, Strafe und Koften, nicht erfolgt, fofort nach 
vergeblich verfuchtem Bermögenssugriff , oder wegen befchei- 
nigter Vermögensloſigkeit nicht erfolgen kann, bat das Forft- 
gericht ohne Zulaffung eines Rekurſes biergegen, für den 
Betrag der Strafe die im [5 137] bezeichneten fellvertre- 
tenden Strafen zu verfügen und vollziehen zu Taffen. 


$ 1173 [218]. Die Forfigerichtsbarkeitsfaffe bat die 
ganze urtheilsmäßige Summe einzuziehen, und den Betrag 
des eingegangenen Schadenerfages dem befchädigten Eigen- 
thümer mit einem Verzeichniſſe der unbeibringlichen Erſatz⸗ 
poften, deren fernere Beitreibung demfelben überlaſſen bleibt, 
aussuliefern, 
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Hat die Förftgerichtöbarfeitsfaffe die Zahlung von einem 
Poſten nur theilsweife beigebracht, fo geht das Bezahlte 
zuerit auf Rechnung des Schadenerfased und nur zum Reit 
auf Rechnung der Strafe und Koftenforderung. 


$ 1174 [219]. Die gepfänderen Begenftände find zu ver- 
fteigern, fo fern nicht in der urtheilsmäßigen Friſt Zahlung 
erfolgt; andernfalls find diefelben zurüczugeben. 


Wurde der Thatbetand eines Frevels bergefiellt, der 
Frevler ſelbſt aber nicht entdeckt, fo find die gepfänderen 
Viehſtücke gleichwohl nach der Vorfchrift des $ 190, andere 
gepfändete Gegenſtände aber in drei Monaren nach der auf 
die Pfändung folgenden Frevelthärigung zu verfteigern. Der 
Erlös fällt, nach Abzug des Schadenerfages und der Koften, 
in die Forfigerichtsbarfeitsfaffe, vorbehaltlich der Nechte 
des fich erft fpäter meldenden Eigenthümers. 


ga andern Fällen it der Erlös mach Beitreitung des 
Erfaßes, fodann der Strafe und Koflen, dem Eigenthümer 
der gepfändeten Sache fogleich auszufolgen. 


$ 1175. Leber die Frevel in den Gränzwaldungen 
befteben Staatsverträge mit Baiern, Württemberg 
und Heffen, wornach die dem einen der fontrabirenden 
Staaten angebörigen Forſtfrevler wegen der in den Wal- 
dungen des andern Staats begangenen Frevel von den Br» 
bördeu ihres Heimathsſtaates eben fo behandelt, und chen 
fo nach. den Geſetzen ihres Heimathsſtaates beftraft werden 
folen, wie wenn fie die Frevel in den Waldungen ihres 
Heimathsſtaates begangen hätten. R. B. 22, IV. 1823 
XXVII. 1833 IT. A. 8. M. 1834, N. 71. 1836; N. 103. 
1837 Beil. 44. 
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Zu Bon der Jagd und Fiſcherei. 
Erster Abſchnitt. 


Von Ausübung der Jagd. 


$ 1176. Die herrſchaftlichen Jagden find von den Forſt⸗ 
bedienten, andere Jagden von den Berechtigten felbit oder 
den von ihnen mit Genehmigung des Oberforitamts ange. 
ſtellten Fägern, welche als folche die Lehre beftanden haben, 
zu begeben. Bauern und Handwerker find nur 
dann ausnahmsweise zur pachtweifen Uebernahme von Jagd⸗ 
yachtungen (fen es in unmittelbaren oder Afterbeftand) zu- 
zulaſſen, wenn nach den eingezogenen zuverläßigen Erfun- 
digungen über ihre Vermögensverhältniffe und ihren Leumund 
weder für ihr Hausweſen noch für das öffentliche Wohl 
ein Nachtheil zu befürchten if. R. B. 17, XXVUL 1834 
XLVI. GSeribenten find von den Fagden ganz auszu— 
fchließen und das Führen von Jagdhunden und Gewehr ift 
ihnen bei Strafe unterſagt. R. B. 18, XIX. A. B. O. 
1833, N. 29. Alle Berfonen aus der Klaffe der Handwerker 
und Landlente, die zu Jagdpachtungen zugelaffen werden, 
find dem Zagdauffichtsperfonal, den Waldhütern und Orts- 
vorgefeßten anzuzeigen, und von diefen dann alle diejenigen, 
welche nicht zu Jagdpachtungen zugelafen werden, aber 
doch unter dem Namen von Fagdgäften mit den Berechtigten 
die Jagd begehen, zurüdzumweifen, und zur — an⸗ 
zuzeigen. A. B. M. 1836, N. 66. 


$ 1177, Alle Jagdpachtungen find — vom Börde 
zu beauffichtigen. 


Der Bächter hat den Bedingungen des Beſtandsbriefes 
genau nachzukommen, namentlich die Heg- und Setzzeit zu 
beobachten Cbei der Kleinen Jagd vom Iten Februar bis 
24. Auguft), bei Strafe des Jagdfrevels, auch möglichſt 
die Befchädigung der Feldfrlichte zu vermeiden, daher größere 
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Haberfinren, ehe fie geſchnitten find, nnd Neben vor dem 
Herbft zu müßigen. U. B. D. 1818, N. 65. 


$ 1178, Die große Jagd, wozu nunmehr auch Rehe 
gerechnet werden, iſt in der Regel nur durch Anftand und 
Bürfchgang mir Hinweglafung aller großen Hunde mwaid- 
männifch zu benugen und Treibiagden nur da zu geftatten, 
wo fie die reguläre Fagdbenugung erfordert. 


$ 1179, Zagdberechtigungen , welche Gemeinden zuſtehen, 
find in Befoldung oder Bacht zu begeben, da freie Bürfch 
nicht auläßig if. R. 3. 7, XXL P. B. M. 1807, N. 54. 
P. 82. N. 1807, R. 727, 


Zweiter Abfchnitt, 
Dom Schu der Wildfuhr. 


$ 1180, Fremde, durch das Land ziehende Jäger 
follen ihre Flinte nicht anders, als mit abgefchranbten Hah⸗ 
nen tragen und ihre Hunde am Strid führen, 


Hunde, welche in Waldungen, Jagd⸗, Wind-, Fang⸗ 
und Hühnerhunde, welche auf dem Felde berumlaufen und 
nicht den Fagdberechtigten gehören, find von dem Jagd⸗ 
verfonal zu erlegen. N. A. I. Anhang „Hunde. 


$ 1181. Das Schießen von Bögeln in Feld und Wald 
durch Nichtberechtiate ift verboten; überhaupt foll niemand 
ohne Beruf Schießgewehr auf das Feld, in Weinberge oder 
den Wald mitnehmen, namentlich ift dies Feld. und Wald- 
ſchützen, Bannwarten, Wolfsfreifern und andern niedern 
Waldbedienten, ohne oberforftamtliche, auf befondere Ber- 


bältniffe gegründete, Erlaubniß, nicht geftattet. A. B. D. 
18%, N. 97. 


Wild hüter haben fich zu Lärmfchüffen keines Fangen 
Schießgewehrs zu bedienen und nur folche Hunde zu führen, 
die ihnen von dem Förfter gegeben find, auch das ihnen 
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font erlaubte blinde Schießen baben fie zu unterlaffen, 
wenn Fein Wildfchaden gefchieht. 

$ 1182. MWilderei, Wildraub und Wilddiebſtahl find 
ald peinliche DBerbrechen von dem Amt und Oberforftamt 
gemeinfchaftlich zu unterfuchen, A. B. N. 1815, N, 42, 
und von dem Hofgericht abzuurtheilen; eigentliche Jagd—⸗ 
frevel, die auf offenem Felde und außerhalb gefricdeter 
Waldungen, bei hellem Tage und ohne Widerfeplichkeit gegen 
die Zagdberechtigten oder Aufſeher als ungefährliche Ver⸗ 
legung des hoben und niedern Jagdrechtes verübt werden, 
find im erften Fall polizeilich zu beftrafen, im zweiten mit 
doppelter Strafe zu belegen, im dritten Fall aber peinlich 
zu behandeln, Die Gewehre werden nicht fonfiseirt. R. 2. 
33, XII. &, 70, (wenn dies nicht in Folge der in $ 747 
enthaltenen Beftimmungen,, und demnach aus andern Grün. 
den zu gefcheben bat.) 

Jagderzeſſe oder Webertretung des Maaßes oder der 
Gränze einer Fagdberechtigung wird auf gleiche Weife be- 
firaft; in beiden Fällen ſtehet Unterfuchung und Erfenntniß 
dem Amt unter Beisug des Forflamtes zu. R. 8.23, XXIX. 

Die Aemter und Bürgermeifter find zur ſtrengen Aufficht über 
Perfonen, bie ald Wilderer allgemein befannt find, ange 
wiefen, und haben, wenn Wildereien verübt werben und 
die Indizien zufammentreffen,, ordnungsmäßig bei denfelben 

“ Hausfuhung vorzunehmen, und verbädhtige Gegenftände 
(Schießzeug u. dgl.) in Befchlag zu nehmen. M. d. J. 
d. d. 14. Okt. 1836, N. 11,449. 

Privatjagdauffeher, bie beim Bezirksamt in Vorſchlag gebracht 
und von diefem nad Vernehmung der Forfibehörde beftätigt 
worden find, Eönnen verpflichtet werden als Öffentliche Diener. 
A. B. M. 1837, Beil. 4. 

$ 1183.. Als Schwars-, Hirfh-, Reb- und 
Dammmildpret, ed mag in ganzen Stücken oder jer- 
bauen, ein», aus⸗ oder durchgeführt, oder im Lande von 
einem Ort an den andern transportirt werden, muß mit 
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einem Atteitate darüber verfeben fenn, daß es von einem 
Kagdberechtigten herrühre; das Atteſtat muß den Ort und 
die Zeit der Abfendung, den Namen und Wohnort des 
Transportanten enthalten; dieſe Arteftate find nur für drei 
Tage gültig, wenn nicht durch cin unvorbergefebenes und 
befcheinigtes Hinderniß der Transport verzögert wurde; die 
Kagdberechtigten und ihre Föriter haben fie auszuftellen, 
und, wenn fie Ausländer find, durch ihre Ortsvorgeſetzten 
atteftiren zu laſſen; die mit obrigkfeitlicher Genehmigung im 
Inlande aufgeftellten Wildpretauswäger können folche Scheine 
für zerſtücktes Wildpree ausſtellen. Wenn ein inländifcher 
Jagdberechtigter oder der Förfter ſelbſt das Wildprer trand- 
portirt, iſt fein Schein dafür nöthig; wer außer diefen 
Perſonen Wildprer ohne Schein transportirt, wird mit einer 
Strafe von 5 fl. belegt und das Wildpret Fonfiszirt; von 
dem Erlös deffelben und der Gelditrafe erhält der Anzeiger 
die Hälfte. Diefe Beſtimmungen gelten auch für die grünen 
Wildhäute und Hirfchgeweihe. Fit der Transportant aus 
irgend einem Grunde der Wilderei verdächtig , fo ift er zur 
Unterfuchung feſtzunehmen. R. B. 29, XXIV. Das For- 
mular der Begleitungsfcheine fiebe U. B. D. 1830, N.20, 
in den Orten, wo viel Wildpret Fonfumirt wird, oder die 
agdberechtigten es verlangen, find Wildpretauswäger auf- 
zuftellen, die ein befonderes Regifter su führen haben. X. 
B. D 10, R. %. 


Dritter Abfchnitt. 
Vom Wildfchaden. 
R. 8. 33, XL. 


$ 1184, Der Inhaber einer Jagd, er mag folche als 


Eigenthümer oder Pächter oder unter einem anderen Nechtö- 
titel beſitzen, iſt ſchuldig, den innerhalb feines Jagdbezirkes 
vom Wilde angerichteten Schaden gu vergüten. Der Eigen- 
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thümer der Jagd bafter ein Fahr Tanga vom ergangenen 
Entfhädigungsurtheil für den, der fein Fagdrecht ausübt, 
fo weit diefer zahlungsunfähig iſt. Verſchiedene Theilhaber 
eines und deffelben Fagdrechtes haften fammtverbindfich oder 
nach ihren beftimmten Antheilen. Ein Vertrag über Verzicht 
des Grundbefigers auf Erſatz des Schadens und Uebernahme 
der Wildhut kann nur auf 5 Fahre gefchloffen, dann aber 
wieder erneuert werden. Niemand ift fchuldig zu dulden, 
daß fein Grundſtück durch einen Wildpark eingefchlofen 
werde. 


Die Erfaspflicht bezieht fih auf allen durch das Wild 
in Gärten, Feldern, Wiefen, Weinbergen und Waldun- 
gen verurfachten Schaden, wenn er bei Waldungen nicht 
weniger als 5 fl. und bei anderen Grundftüden nicht 
weniger als 40 fr. beträgt, mehrere Befchädigungen in dem- 
felben Jagdbezirke können sufammengenommen und mitein- 
ander eingeflagt werden. Der Schaden, welcher von Raub. 
tbieren, Raubvögeln, Strichvögeln oder Zugvögeln verur- 
facht iſt, wird nicht vergütet. 


$ 1185. In jeder Gemeinde, oder wo Wildfchaden nicht 
häufig vorfümmt, in mehreren Gemeinden zufammen iſt ein 
Schäker oder deren zwei aufzuftellen, welche zur anfßer- 
gerichtlichen Abſchätzung des Wildfchadend auf Anrufen der 
Berbeiligten inſtruirt find und cidlich verpflichtet werden; 
fie find nach ihrer Beeidigung durch das Anzeigeblatt des 
Kreifes bekannt zu machen. R. B. 34, II und XIII. Alle 
Jagdinhaber und eben fo die bei demfelben Jagdbezirke 
nach obigem fammtverbindlichen Theilbaber einer Jagd haben 
für fih befondere ftändige Vertreter aufzuftellen, gegen 
welche die Klagen wegen Wildfchadens erhoben werden, 
wenn die Sache nicht außergerichtfich beigelegt wird; mehrere 
Befchädigte haben fich im einzelnen Falle ebenfalls einen 
gemeinfchaftlichen Vertreter bei Anbringung der Klage auf- 
zuftellen. Die von den Jagdinhabern aufgeftellten fändigen 

40 
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Vertreter find durch dad Anzeigeblatt des Kreifes befannt 
zu machen. Das Amt fann jedoch einen folchen Vertreter 
wegen feined Wohnſitzes salvo recursu für unzuläßig erflä- 
ren, und den Jagdinhaber zur Aufflellung eines andern an- 
balten. R. B. 34, I. 


$ 1186. Der Wilditand foll nie das der Waldfläche an- 
gemeffene Verhältniß überfteigen. R. 3. 30, XIV. 


Vierter Abfchnitt. 
om Vogelfang. 


$ 1187. Bogel- und Entenfänge find in der Regel 
mit Genehmigung der betreffenden Foritbehörde zu verpachten 
und die Benugung derfelben nach den Bedingniffen des Be- 
ftandöbriefes durch diefe zu beobfichten. 


Der Fang der Meifen und anderer Waldvögel mit Aus- 
nahme der zur Jagd gehörigen und der Raubvögel, R. 2. 
34; II, $ 70, ferner das Auffuchen und Zerſtören von Bogel- 
neitern ift verboten bei 5 fl. Strafe, M. d. J. d. d. Tten 
Auguſt 1813, N. 4834, zumal jenes von Fafanen-, Enten- 
und Hühnerneitern ift ernitlich zu beftrafen. A. A. 1. „Bil 
derer’ 8 2, 


Fünfter Abfchnitt. 
Vom Fiichfang. 


$ 1188. Alle SFifcher haben fich genau an die jeden 
Orts aufgerichteten Fifcherordnungen zu halten, die zum 
Fiſchfang beftimmten Zeiten genau zu beobachten, und Eleinere 
Fifche, welche fie beim Fangen hervorziehen, wieder in das 
Wafler zu werfen. A. A. II. „Fiſchen.“ 


$ 1189. Fifchereien, welche den Gemeinden oder fon- 
ſtigen Korporationen gehören, find nicht von den Einzelnen 
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zu benutzen, fondern zu verpachten. Niemand, der nicht 
aus drückliche Berechtigung dazu hat, darf durch Wehr- oder 
fonftige Anlagen einen Fifchfang einrichten. 


$ 1190, Das Abfchlagen von Bächen zum Behuf des 
Fifchens und das Hineinwerfen von Kalk oder betäubenden 
Körnern in das Waſſer iſt auch den zur Fifcherei Bercch- 
tigten verboten. | 


Alle Berunreinigung der Fiſchwaſſer mit den Fifchen 
fchädfichen Stoffen, namentlich mit Sägeſpänen, ift bei 
nambafter Strafe unterfagt. N. N. I. „Sägſpäne.“ 


$ 1191. Zur Emporbringung der Forellenzucht 

follen : | 

a. die Eigenthümer der an die Forellenbäche ſtoßenden 
Wieſen beim Wäflern das zur Erhaltung der Fiſche 
nöthige Waſſer im Bach laſſen; 

b. die Müller bei 5 fl. Strafe und Erfas alled Schadens 
den Mühlgraben nicht abfchlagen, obne vorber dem 
Bachanffeher die Anzeige zu machen, auch den Lauf 

der Bach nicht verändern, ohne vorherige Anzeige 

- bei Amt; 

c. beim Busen der Bäche dürfen Feine Dornen in die, 
felben verfenft, auch darf fein Unrath oder ſonſtige 
Verunreinigung, zumal fein Kalk, in das Waſſer 
gebracht werden, bei 5 fl. Strafe; 

d. den Flößern ift bei 5 Rthlr. Strafe unterfagt, zur 
Laichzeit, im November und Dezember, ohne fpezielle. 
Erlaubniß der Auffichrsbehörde, zu flößen; 

e. an Forellen- und Grundelbächen dürfen feine Enten 
gehalten werden; 

f. die fogenannten Aalfänge an den Betterichen der Müller 
find zu kaſſiren. 


40 . 


628 


Dritter Titel, 
Bon Benusung des Mineralreichs. 


$ 1192. Die Konzefiion zum Unternehmen eined Berg, 
baues (Schurffchein) iſt jedesmal bei dem Landesherrn 
einzubolen. Die im Lande bauenden Gemerffchaften und 
damit befchäftigten Perfonen follen in ihrem, dem Lande 
erfprießlichen Geſchäft unterſtützt, und alles, was dem Berg. 
bau förderlich fenn fann, der Direftion der Forfidomänen 
und Bergwerfe, R. B. 32, IX, 6.135, angezeigt werden, 
Bon 1828 an ift auf 12 Jahre jährlich eine Summe von 
9000 fl. zu Prämien auf Bergbau jeder Art ausgefekt, 
welchen Brivarperfonen durch Eröffnung neuer oder Wieder- 
aufnahme alter im Freien gelegener Gruben unternehmen ; 
die Salzgewinnung allein bleibe dem Staate vorbehalten. 
R. B. 28, VII, ©, 70. IX, ©, 105. Alle Hoheitögefälle 
vom Bergbau, insbefondere. der Bergzehnte, der Canon, 
das Quatembergeld, das Stollengeld und die Recognitionen 
find aufgehoben; dafür wird ald Bergftener der 20fte 
Theil des Ertrags einer Grube entrichtet, foweit er unter 
die Gewerbe vertbeilt oder vom Eigenthümer and der Be- 
trieböfaffe bezogen wird; Gypsgruben find diefer Abgabe 
nicht unterworfen. R. B. 28, VII, ©. 63. IX, ©. 105, 

$ 11%. Die Auffindung von Stein-, Gyps—- und 
Schieferbrüchen wird ald ein verdienftliches Unterneh⸗ 
men anerkannt; es ift bei denfelben darauf zu halten, daf vor 
dem Brechen die obere Erdfchichte gehörig abgenommen, und 
die Steine von oben nach unten terraffenmäßig fo gebrochen 
werden, daß die Einzüge der Terraffen wenigitens ein Drittel 
der Höhe der Steinwände betragen; bei allen derartigen 
Werfen iſt der Bau unter Berathung mit Sachverftändigen 
von dem Amt fo anzuordnen und auch bei dem fernern Be- 
trieb darauf zu ſehen, daß für die Arbeiter feine Gefahr 
entſtehe. U. B. D. 1828, N. 8. A. 3. M. 1832, N. 91. 
A 2. Mm. 1887, NR. 50, 
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Torf-, Lehm, Sand. und Kiesgruben find da, 
wo fich Gelegenheit dazu findet, anzulegen. Zur Verhütung 
der nur allzu häufig dabei vorkommenden Unglücksfälle darf: 

a. fein Material in denfelben gegraben werden, menn 

nicht vorher die darüber liegende Erdfchichte wegge- 
nommen if; 

b. ift dag Graben nicht unterirdifch, fondern in Stufen 

vorzunehmen. U. B. D. 1814, N. 31. A. B. P. 1814, 

N. 32, 1824 N. 84, A. B. N. 1814, N. 39, 1892 
N. 59, A. B. M. 183%, N. 91. 

Die Dawiderhandelnden find mit 5—25 fl. zu beftrafen, 
und den GStraßenmeiltern iſt von den Aemtern unter An- 
weiſung beftimmter Bezirke die Aufficht hierüber mit Beizug 
eines Hafner-, besichungsweife Maurermeifters zu übertragen, 
und fie dafür bei gleicher Strafe verantwortlich zu machen. 
Ueber die Art der Bewirthſchaftung der den Gemeinden und 

Korpomtionen gehörigen Zosfmoore (Xorflager, Zorfe 

brüche) fiehe A. B. U. 1838, Beil. 19. 

$ 1194. Das Graben des Salpeters beruhet auf 
freier Webereinfunft des Anternehmerd mit dem Grund- 
eigenthümer und der Verkauf diefed Produkts im Lande ift 
frei. R. 38. 20, XIX. Es ifi jedoch den Landwirthen ge- 
ratben, wegen der Befundheit ihrer Stallungen die falpeter- 
baltige Erde in denfelben bisweilen ausgraben zu laſſen. 


Dierter Titel. 
Bauordnung. 


$ 1195. Jede Aufnahme und Rißlegung von Drt- 
fchaften, welche von obrigfeitsiwegen verfügt wird, fol nur 
durch verpflichtete Geometer gefchehen, (A. N. IL „Bau⸗ 
anftalten‘‘ 89). Baupläge nur nach Vorlage des Situations⸗ 
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plans und erfolgter Genehmigung des Kreisdirektoriums 
eröffnet werden, 

Anm. Sehr dienlih ift, die Aufnahme jedesmal über den 
ganzen Ort auszubehnen, und diejenigen Korreftionen zum 
voraus zu beftimmen, welche bei eintretenden Baufällen 
ftatt haben follen. | 

Allmendpläge follen nur nach vorgängiger Prüfung, ob 
die Abgabe unbefchader des Straßenzugs gefchehen könne, 
zum Verbauen überlaflen werden. 


5 1196. Bon allem neuen Baumefen, das an die 
Landſtraße zu ſtehen fommt, und jeder bedeutenden Repa- 
ration am. folchen Gebäuden ift ein Situationsplan an die 
Waſſer und Straßenbaudireftion einzufenden, damit die 
Rückſicht auf den Schug des Eigenthums mit jener für Er- 
baltung und Anlegung ordentlicher Straßen durch gütliche 
Vermittlung oder Entfchädigung von Staatswegen in Ueber. 
eintimmung gebracht werden könne. U, B. D. 1817, N. 44. 
1823 N. 68. A. B. P. 1823, N. 61. A. B. N. 18233, 
N. 59, Sind die Polizeibehörde und die Straßenbauinſpek⸗ 
tion im einzelnen Falle verfchiedener Meinung, fo it die 
Sache der Kreisregierung zur Entfcheidung vorzulegen. A. 
B. M. 1835, N. 8. 

Leber Bauen in Waldungen oder in deren Nähe ſiehe 
$ 1035, 

Kür das Bauen in der Nähe ven Karlerube ift eine befondere 
Lofalverordnung gegeben im R. B. 35, IX. 


8 1197. Niemand, der nicht durch den Bezirksbaumeiſter 
geprüft und zum Werfmeifter befähigt erklärt iſt, darf 
ein neues Baumefen oder eine Hauptreparatur unternehmen, 
Es it davon jedesmal ein Handriß und Gituationsplan zu 
entwerfen und der Polizeibehörde zur Genehmigung vor- 
zulegen. Wenn Gebäude in der Nähe der Nachbargemeinde 
aufgeführt werden follen, iſt diefe mit ihren etwaigen Ein. 
wendungen zu hören. A. B. M. 1838, Beil. 11. (Siebe 
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auch Karlsruher Intelligenzblatt Verordnung v. 25. Juli 
1816, Erneuerung ibidem v. 10, Febr. 1824.) Der Verf. 
führer ſorgt überdieß neben Beobachtung der allgemeinen 
Borfchriften der Bauordnung dafür, daß das Gebäude mög- 
licht folid, an ungefährlicher Stelle und ohne Feuergefähr- 
lichkeit, dabei trocken, nicht zu tief in den So oder allzu 
niedrig bergeftellt werde, 


Gewerbögenoffen ($ 1209) der Banzünfte dürfen nur 
unter befonderer polizeilicher Aufficht auf eigene Hand ar- 
beiten. St. M. d. d. 24, Mai 1821, N. 1360. 


$ 1198. Alle Bauprofeffionen find an feinen Zunft- 
diftrift gebunden, doch haben ausländifche Meifter der Zunft, 
in deren Umfang fie Bauarbeiten übernehmen, den zehnten 
Theil des Arbeitsverdienites abzugeben, wenn es in ihrem 
Lande eben fo gegen die dieffeitigen Meitter gehalten wird; 
auch davon kann die oberfte Staatsbehörde Nachficht erthei- 
len, wenn ed an qualifizirten Inländern fehlt. 


$ 1199, Wer ald Werfmeifter die Direktion eined Bau- 
weſens übernimmt, bat daffelbe in der beftimmten Zeit, 
durch die von ihm zu erwählenden Meilter, auf feine Ver— 
antwortung aufzuführen. Den Affordanten einzelner Bau- 
arbeiten ift nicht erlaubt, ohne Genehmigung des Bauberrn 
ihren Afford an andere Meitter abzugeben. 


$ 1200, Die Ziegelpütten, 2. O. VII ‚‚Ziegel- 
ordnung‘, find alljährlich durch einen verpflichteten Werk. 
meifter zu vifitiren, welcher darauf fiebet, daß die Waare 
von wohlbearbeitetem, gutem Stoff, vollkommen ausgebrannt 
und der Kalk rein und gehörig durchgebrannt fey. NP. B. 
1808, N. 53. 


Alle Uebertretungen find dem Amte anzuzeigen, welches 
dafür den Ziegler mit Strafe belegt, den Verkauf unbrauch- 
barer Waare verhütet, auch gelegenheitlich die Ziegelhütten 
und Kalköfen ſelbſt vifitirr. 
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Für die gebrannten Baumaterialien find gleiche Dimen- 
fionen vorgefchlagen und empfohlen. A. B. M. 1834, N. 101. 
1835 R, 10. A. 3. M. 1837, Beil, 19, Ä 


5 1201. Bon jedem neuen Bauweſen muß der untere 
Stock von Stein fen; Beamte und Ortövorgefebte haben 
bierauf firenge zu wachen, A. U. I. „Bauen.“ Das Amt 
difpenfirt von diefer VBorfchrift aus Rückſicht auf befondere 
Rofalverhältniffe, R. B. 19, XXL V. M. d. J. 0.28, Juni 
1822, R. 7859, 


5 1202, Neue Hänfer follen nicht bewohnt werden, ehe 
fie von der Ortspolizeibehörde für bewohnbar erflärt find. 
A. B. ©. 1836, N. 38. N. B. M. 1837, Beil. 3. Für 
Karlsruhe beſteht eine befondere Verordnung biermegen im 
MR. 3. 17, VI. 


$ 1203. Wer fein Baumefen verfallen oder in einen, 
den Bewohnern, den Borübergehenden oder Nachbargebäuden 
gefährlichen, auch dem äußern Anfeben feines Wohnortes 
durchaus nicht entfprechenden Zuftand gerathen läßt, wird 
unter Anberaumung eines Termins an die Heritellung ge- 
mahnt, diefe im Unterlaſſungsfall auf feine Koſten verak⸗ 
fordirt, und, wenn er dazu die Mittel nicht befißt, das 
Baumefen unter der Bedingung der gleichbaldigen Ausbef- 
ſerung verfieigert, &, O. VI. X. 


5 1204. Baulichkeiten in Städten find nur dann für 
tbeilbar zu erachten, wenn das Gebäude vom Giebel 
bis zum Keller abgetheilt werden, Tandwirtbfchaftliche Ge- 
bäude, wenn jeder Theilhaber abgefonderten Stall und 
Scheuer erhalten kann. R. B. 8, IX. 


$ 1205. In Städten kann jeder feinen Nachbar att- 
halten, daß er zu Erbauung und Unterhaltung der Scheide. 
wand ihrer Häufer, Höfe und Bärten beitrage. In Er 
mangelung einer Belimmung durch Ortögebrauch foll die 
Scheidemaner mit der Kappe wenigſtens 8 Schub hoch feyn. 
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2. R. 663. Jede Scheidewand wird für gemeinfchaftlich 
erachtet, fo lange ein ausſchließendes Eigenthum daran nicht 
erwieſen ift. Als beweifendes Merkmal gilt die Abdachung 
der Mauerfpise oder Mauerdecke nach einer Geite, Gtein- 
feiften oder hervorragende Kragfteine für den Beſitzer des 
Grundſtücks, wohin fie gerichtet find. 2. R. 653. 


Anm. Fuͤr ein folhes Merkmal gilt auch eine ausgemauerte 
Vertiefung in die Mauer, wenn fi aus der Konftruftion 
entnehmen läßt, daß fie bei der Erbauung der Mauer an« 
gelegt worden fey und fih auf ber andern Seite nicht 
ähnliche Vertiefung vorfindet. 

Wer einen Brunnen, das Genfloch eines Abtritts, 
Dunggrube, Viehſtall, Saljlager oder eine Feuerftelle auf 
feinem Eigenthum aufrichtet, ift verbunden, unter polizei⸗ 
licher Aufficht nach Angabe von Kunſtverſtändigen folche 
Anlagen zu machen, welche den Nachbar vor Schaden be- 
wahren. L. R. 674. Insbeſondere, wenn ein Abtritt an 
eine gemeinfchaftliche Mauer angelegt werden fol, müſſen 
die Mauern des Senflochd gegen des Nachbars Seite, wenn 
an ihr ein Keller vorhanden ift, 3° dick gemacht, der Speis 
mit ungelöfchtem Kalk oder Pechwaſſer begoſſen und mit 
Hammerfchlag, Ziegelmehl oder reinem rorhen Sand ver- 

miſcht werden. A. A. II. „Bauanſtalten“ $ 12. 

Für Karlsruhe ift eine befondere Lokalverordnung über bie 
Scheidemauern und Theilnahme der Nachbarn baran ges 
geben. R. B. 25, XXIV. 


5 1206. Bewohner berrfchaftliher Bauweſen 

haben: 

a. fümmtliche kleinere Reparaturen an Fenftern, Defen, 
Schlöffern, dem Beſtich ꝛc. auf ihre Koften zu be- 
forgen; bepfründete Hausbewohner auf einer Anfangs- 
pfründe 5 fl., auf der mittlern 7 fl. 30 fr., höhern 
11 fl., böchftens 15 fl. auf nützliche Ausbeflerungen 
alljährlich zu verwenden und der betreffenden Rezeptur 


die quittirten Rechnungen aufzsuliefern. 9. B. N. 
1811, N. 67. Sie haben 


b. bei ihrem Wegzug fämmtliche Schlüffel der betreffenden 
Verrechnung zu übergeben, welche fogleich unterfucht, 
ob an dem Gebäude nichts verwahrlofer fey, und der 
Abziehende feine Verbindlichkeit in der Unterhaltung 
erfünt babe? R. B. %0, XI. 


c. fie dürfen feine Reparatur oder Veränderung ohne 
Erlaubniß der Auffichtsbehörde vornehmen, haben je- 
denfalls die Auslagen für eigenmächtig unternommenes 
Baumwefen felbit zu tragen. N. B. 3. 1808, N. 56. 
PB. 3. M, 1804, N. 37, R. 8. 8, XXVI. 


d. es iſt ihnen nicht erlaubt, ohne höhere Genehmigung 
Miethleute aufzunehmen. 


In allen zum Amtsfaffenetat gehörigen Gebäuden dürfen 
Feine Tauben gehalten werden. M. d. J. d. d. 16. Auguit 
1830, N. 8154, 


$ 1207. Die Befimmungen für das Baumwefen der Ge- 
meinden enthält die Gemeindeorduung; Thürme und 
andere anfehnliche Gebäude, auch ohne Benugung, dürfen 
nur mit Erlaubniß der Kreisregierung abgebrochen werden. 
A. B. P. 1812, N. 39.4. B. NR. 1812, N. 34. 


Mannheim, Heidelberg und Freiburg ıc. haben befondere Bau: 
ordnungen. 


Fünfter Titel. 


Bon den Gewerben. 


Erstes Bapitel. 
Von den Zünften. 


Erfter Abfchnitt. 


Buntftverfafung. 
„Allgemeine Zunftartitel.”’ R. 8.8, XIX. 


F 1208. Keine Zunft kann fich neu bilden oder an 
ihren Artikeln Veränderungen vornehmen, ohne Geneh⸗ 
migung der Kreisregierung; neue Zunftartifel können nur 
mit Tandesherrlicher Genehmigung ertheilt werden. Ale 
neue Einführung des Zunftzwanges bei früher unzünftigen 
Bewerben ift zu vermeiden, H. R. 3. 148. 


$ 1209, Jeder Staatsangehörige Tann zu feinem eigenen 
Haus- und Familiengebrauch Arbeiten jeden Gewerbes felbft 
verfertigen, aber zum Gebrauch feines Induſtrieerzeugniſſes 
für dritte Perfonen darf Niemand ein zünftiges Gewerbe 
treiben, ohne Mitglied einer Zunft als Deifter oder Ge— 
werbsgenoffe zu ſeyn. Der eritere übt alle mit. der 
Betreibung feiner Brofeffion verbundenen Befugniffe in ihrem 
ganzen Umfang, der Tegtere iſt auf den Betrieb feines Ge- 
werbes auf eigene Hand befchränft. Dahin gehören a. Fa- 
milienföhne; b. folche Berfonen, welche ausnahmsweiſe bei 
unvolltändiger Befähigung die Erlaubniß zur Treibung der 
Profeffion erhalten; c. auch beurlaubte Soldaten, welche 
das Aſte Fahr zurückgelegt haben und noch unverbeirathet 
find, fünnen ein ordnungsmäßig erlerntes Gewerb auf eigene 
Rechnung treiben, nach vorgängiger Genehmigung durch 
die Eivilbehörde, deren Anordnung fie in ihrer Gewerbs- 
führung unterworfen find. A. B. D. 1822, R. 80. A. B. 
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P. 1822, N. 83, A. B. N. 1822, N. 79, 1825 N. 97, 
A. B. D. 1825, N. 108, 


$ 1210. Ein Fremder kann zur Treibung feines Ge- 
mwerbes im Inlande die polizeiliche Erlaubniß und Schein 
darüber erhalten: 


1) wenn fich im Kreisbezirf und in der Nähe überhaupt 
fein Inländer mit dem befagten Gewerbe befchäftigt, 
oder die Inländer für das Bedürfnig nicht hinreichen, 
oder im Fall aus irgend einer anderen hinreichend 
gegründeten Veranlaſſung eine Konkurrenz räthlich oder 
erforderlich ift; 


2) wenn der zu patentifirende Ausländer eine neue Hei- 
mathsurkunde mit der erforderlichen Beglaubigung bat; 


3) in Feiner anderen polizeilichen Rückſicht verdächtig iſt; 


4 wenn er bei Bewerben, welche es mit fich bringen, 
daß der Arbeiter Landfahrer ift, Feine Familie, nament- 
lich keine Kinder mit fich führt; 

5) wenn feine gewöhnliche Obrigfeit davon Kenntniß bat. 
Müßte der Gemwerbtreibende im Lande den temporären 

Aufenthalt wählen, fo find die erforderlichen Vorkehrungen 

zu treffen, daß weder er noch feine Familie dem Lande oder 

der Gemeinde jest und in der Folge zur Laft fallen. Die 

Erlaubniß ift blos auf ein Fahr zu ertheilen, und es muß 

dafür nebft den gewöhnlichen Sportel- und Stempelgebühren 

der doppelte Betrag der Gewerbfteuer, welche ein Inländer 
unter den gleichen Verbältniffen zu entrichten hätte, gleich- 


baldig der Staatöfaffe entrichtet werden. A. 3. M. 1834, 
N. 30, 


$ 1211. Jedem Deifter ftebt der Verkauf feiner Waare 
zu; 
a. in feinem Haufe und Zunftdiſtrikt unbedingt, 
b. auf öffentlichen Meſſen und Jahrmärkten des In- und 
Auslandes; 
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e. auch. außer feinem Zunftdiftrift kann er erhaltene Be- 
ftelungen überbringen, und die dazu beflimmten rohen 
Stoffe abholen. In Hinficht der Metzger und Bäder 
finder in jenen Städten, welche Detroit haben, in fo 
weit eine Ausnahme ftatt, daß den Kreigregierungen 
überlaffen ift, auf Antrag der Kofalftellen das Ein- 
bringen des Fleifches und Brodes durch auswärtige 
Meifter oder die von ihnen aufgefieflten Perſonen in 
fo Tange zu verbieten, als dadurch nicht zu Mifbräu- 
chen Anlaß gegeben wird. Den Einwohnern bfeibt 
jedenfalls unbenommen, ihr Bedürfniß felbft holen zu 
laſſen; St. M. d. d. 29, Nov, 1827, N. 1609. 

d. fein Meifter darf auf eigene Rechnung gefertigte 
Waaren in feinem oder einem fremden Zunftdiftrikt 
zum Verkauf baufirend anbieten. R. 3. 8, VL. 25 
XXVI. M. P. B. 1807, R. 22. 

Die Zünfte haben die Befugniß, folche Gegenſtände zu 
Handen des Zunftmeifters zu nehmen und als Urkunde der 
Mebertretung dem Amt zur gefeslichen Beitrafung vorzu- 
legen. R. B. 3, XIX. 

$ 1212, Jede Zunft hat in der Regel zwei Vorficher, 
von welchen der Zunftmeiſter alljährlich mwechfelt, der 
Zunftrehner auf die Zeit feiner Tauglichkeit beftellt 
wird, Beide werden von den Meiftern nach Stimmenmebr- 
beit erwählt, von dem Amt beftätigt und verpflichtet; es 
fann eine zweite Wahl anordnen, auch einen Meifter zum 
Zunftmeifter ernennen, der nicht die Stimmenmehrheit bat. 

$ 1213. Die Zunftmeifter haben fich in den Schranfen 
der ihnen durch die Artikel zugetheilten Befugniffe zu haften, 
und mit den geordneten Gebühren, in Städten 1 fl., auf 
dem Lande 45 fr., für die Verſäumniſſe eines Tages zu be- 
gnügen. Sie dürfen fich von den Zunftgeldern bei der Strafe 
der Unterfchlagung anvertrauter Gelder nichts zueignen, und 


weder allein, noch. mit.andern Zunftgenoffen, etwas davon 
verzehren, 
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$ 1214, Die Hauptbeftimmung der Zunftgeldes ift Unter- 
ſtützung kranker und verarmter Meifter und kranker oder 
vergeblich nach Arbeit umfchauender Geſellen. Für Ber. 
pflegung kranker Gefellen beſtehen an manchen Orten eigene 
Zunftvereine mit befonderer Kaffe, deren Ausgaben durch 
Umlagen von den Gefellen, in Gemäßheit ihrer von den 
Behörden genehmigten Statuten, beftritten werden. 


$ 1215. Alle Zunfttargen, fo weit folche früher von 
den Innungen für Rechnung des Staatsfchages und zum 
Beten öffentlicher Staatsanftalten angeſetzt und an folche 
abgeliefert wurden, find aufgehoben, mit Ausnahme jener 
Taren und Sporteln, die von der Tar-, GSportel- und 
Stempelordnung vom 17. Juli 1807 allgemein feftgefest 
- find. Die Zunftkaffen beziehen nur diejenigen Taren, wozu 
fie vermöge der beftehbenden Zunftartifer für ihren Antheil 
berechtigt find. R. B. 33, XXXIX. Wo Grundheren An- 
theile an dergleichen Taxen zu beziehen hatten, entfcheidet über 
die Frage: ob fie dafür zu entfchädigen find oder nicht? die 
Eigenfchaft der Tare als Beitrag zu den Laſten der Boli- 
zeiverwaltung oder ald Gemwerbsrecognition. A B. M. 
1835, R. 6. Alle Gebührenanfäge der Zünfte find vor dem 
Einzug dem Amt zur Genehmigung vorzulegen, bei 10 Rthlr. 
Strafe. 

$ 1216. Die Zünfte dürfen ohne Bewilligung des 
Amtes | 

a. feine außerordentliche Umlage machen; 

b. feine Schulden fontrahiren ; 

c. feine Baulichfeiten faufen oder neu aufbauen; 

d. feine Ausſtände aufwachfen laſſen oder Nachlaß be, 

willigen. 

$ 1217. Der Zunftrechner bat über alle Einnahmen 
und Ausgaben Manual zu führen, alle drei Fahre auf den 
1. Mai Rechnung zu ftellen, und diefe mit beigefügtem 
Inventarium und Vermögensſtatus der Zunft vorzulegen, 
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nach ftatt gehabter Publikation aber dem Amtsreviſorat zur 
Abhör einzuliefern, überdieß alljährlich vor dem 15. Mai 
der Amtskaſſe eine Weberficht über die Einnahme des ver. 
flofienen Jahrs mit den ihr zufommenden Geldern aufjn- 
liefern bei 10 Rthlr. Strafe. 9. B. N. 18%, N. 98. 
Heimliche oder Rebenrechnungen und Ausgaben unter er- 
dichteten Rubriken find bei 10 Rthlr. Strafe verboten. 

$ 1218. Bo ein Zunftfchreiber oder Zunftdepu⸗ 
tatus vorhanden ift, bat diefer die Protokolle über fämmt- 
liche Zunftverbandlungen zu führen und alle Ausfertigungen 
aus denfelben zu beforgen, auch darüber zu machen, daß 
die Vorfchriften der Artikel, fo wie die Ordnung bei der 
Zunft in ihrem Rechnungswefen erhalten werde, 

$ 1219, Bei jeder Zunft foll jeden Jahres, oder, wenn 
ihr Vermögen nicht über 100 fl. beträgt, alle zwei Jahre 
eine Zunftverfammlung, Jahrt ag, flatt finden, und neben 
Erledigung anderer, wo möglich auf diefen Tag vorzube- 
baltender, Zunftangelegenheiten, die General- und Spezial- 
Zunftartifel vorgelefen und die neu angenommenen Meifter, 
Gefellen und Zungen eingefchrieben werden. Auf diefen 
Verfammlungen find alle Angelegenheiten mündlich zu ver- 
handeln, das Nefultat aber ift durch den Zunftfchreiber in 
das Zunftprotofol einzutragen. Bei den Berathungen ent. 
fcheider die Mebrpeit der Stimmen der anwefenden Meifter; 
fein Meifter darf dabei ohne gegründete Urfache ausbleiben, 
bei 1 fl. Strafe. 

Sämmtliche Zunftangelegenheiten und Streitigkeiten find 
in polizeilichem Wege zu erörtern und zu entfcheiden. R. 
B. 8, XIX. 


Zweiter Abfchnitt. 


Von den Bunftgenoffen, 


$ 1220. Kein Lehriunge, er fey Meitterfohn oder 
Fremder, P. B. M. 1806, N. 81, darf in die Lehre ge- 
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nommen werden, der nicht fchulentlaffen, im Lefen, Schrei» 
ben und Rechnen norbdürftig befähiger Und bei der Zunft 
aufgedingt ift, bei 5 fl. Strafe. Doch darf der Meifter den 
ungen vorber 4 Wochen auf die Probe nehmen. In der Zahl 
der Lehrjungen ift Fein Meitter beſchränkt. Der Lehrafford 
ift bei dem Einfchreiben durch den Zunftmeifter zu prüfen 
und entweder dem Zunftprotofoll einzuverleiben oder in duplo 
auszufertigen. 


$ 1221. Der Meifter iſt ſchuldig, den Zungen in dem 
ganzen Umfang der Profefflon zu unterrichten; er fol ihm 
feine Gewerbsvortheile vorenthalten, ihm nicht zu 
häuslichen und Feldgefchäften mißbrauchen, A. A. I. „Lehr⸗ 
jungen,’ auf feine Sitten und feinen Wandel fleißig acht 
haben, ihn zu regelmäßigem Befuch des Bottesdienftes, und 
der Gewerbs⸗ und Zeichnenfchulen, wo folche beſtehen, an- 
halten. Ohne feine Erlaubnig darf der Zunge bei der 
Nacht nicht aus dem Haufe gehen, bei Vermeidung mäßiger 
förperficher Züchtigung. 

Untreue und bosbafte Befchädigung durch den Lehrling 
iſt ans defien Vermögen zu erfeßen und von dem Amt ab- 
zuſtrafen. 


$ 1222, Nach Beendigung der Lehrzeit, von welcher 
der Meifter bei guter Qualififation dem Zungen 6 Monate 
fchenten kann, A. 9. I „Lehrjungen,“ ift der Lehrling 
durch den Zunftmeiiter unentgeldlich zu prüfen, Toszufpre- 
chen und ibm auf Verlangen ein Lehrbrief zu ertbeilen; 
diefer darf, den Fall nachgemwielenen unverfchuldeten Ver⸗ 
Iuftes ausgenommen, nur Einmal ertheilt werden, bei 
10 Rthlr. Strafe; bei gleicher Strafe it unterfagt, einen 
Lehrling ald Geſellen auszufchreiben, wenn er nicht an dem 
Orte, mo er fich aufhielt, und eine Gewerbfchufe befteht, 
das Zeugniß der Lehrer und des Schulvorftandes über deren 
‚regelmäßigen und erfolgreichen Befuch beibringen kann. A. 
B. M. 1835, N. 27, | 
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Wenn das Aufdingen und Ledigfprechen nicht gelegen- 
beitlich gefchiehet, fo follen niemals mehr als 2 Zunft- und 
2 Mitmeifter zugegen ſeyn und dafür diefen Urfundsperfonen 
zufammen 1 fl. 30 Er., der Zunft 1 fl. 30 fr. für Siegelung 
des Lehrbriefs, wenn er verlangt wird, 30 fr, bezahlt 
werden. Das Amt kann von Entrichtung der Tagen difpen- 
firen. U. 3. D. 1824, N. 22, 

$ 1223, Ein ohne Grund entlaufener Lehrijunge foll nach 
vergeblich angemendeten Zwangsmitteln 

a. von feinem andern Meifter ohne amtliche Erlaubniß 
angenommen werden, bei 4 fl, Strafe; 

b. beim Austritt während des eriten halben Jahres bag 
balbe, bei fpäterem das ganze Lehrgeld bezahlen, 
woraus der Meifter entfchädigt wird, vorbehaltlich be- 
fonderer Beſtimmungen des Lehrvertrages ; 

c. er foll polizeilich beftraft werden. 

Iſt die Schuld des Austrittd auf Seite des Meifters, 
fo it er des Lehrgeldes verluftig, der Zunge auf feine 
Koften in andere beffere Zehre zu geben, jener überdies noch 
im geeigneten Falle mit Strafe zu belegen; eben fo auch 
der Meifter, durch deſſen Verſchulden der feine Zeit aus. 
baltende Junge nichts gelernt bat, 

Ueber die Verwendung der aus Öffentlichen Kaffen bewilligten 

Lehrgelder fiehe A. B. M. 1834, N. 75 

$ 1224, Zeder Geſelle, welcher fih zum Meifter 
qualifiziren will, bat die in den Artifeln vorgefchriebene 
Zeit zu wandern, 9 NR. J. 37, in der Regel 3 Zahre, 
wozu ihm auf vorgelegtes Zunftatteft das Amt durch Er- 
theilung eines Wanderbuchs bebülflich ift. Die Ausfertigung 
von Kundſchaften it den Zünften verboten. Bei Ab- 
gabe des Wanderbuchs ift der Gefelle 

a. anzumeifen, feine Befähigung vorzüglich in größern 
Städten zu fuchen; außer diefen gilt die Arbeit in 
geringerer Entfernung als 12 Stunden von der Heimath 
gar nicht, bei größerer Entfernung jene bei Land- 

4 
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meiftern zur Hälfte, in Landftädten drei Viertel der 
wirklichen Zeit. R. B. 8, V. Der Gefelle ift zu 
warnen, nicht unnüß herumzulaufen, 


b. die Wanderzeit nicht zu überfchreiten und von feinem 
Aufenthaltsort von Zeit zu Zeit Nachricht zu geben, 
bei Strafe, als böslich ausgetreten behandelt zu 
werden; 

e. fein Wanderbuch wohl in Acht zu nehmen und fich vor 
jeder Verfälfchung deflelben zu büten. 


Die Herabfegung der Wanderjahre für die Meifterföhne 
auf die Hälfte und die Vorfchrift wegen beftimmter Mutb- 
jahre ift aufgehoben. R. B. 13, VIL 


$ 1225. Jeder Meifter (A. B. D. 1830, N. 12) und 
jede Meiſterswittwe kann fo viele Gefellen annehmen, als 
zur Führung des Gefchäfts dienfich find, R. 8, 14, XXI, 
bat aber darüber zu wachen, daß die Wanderbücher oder 
andere Wanderurfunden diefer Gefellen bei der Ortspolizei- 
bebörde hinterlegt werden. Siehe $ 679. Ermeislicher Ver— 
luſt folcher Legitimationsurfunden if fogleich bei Amt an. 
zuzeigen. 


$ 1226. Die Beobachtung auswärtiger Zunftvorſchriften 
an andern Orten oder Arbeiten als Dienftbote außer der 
Zunft darf feinem Befellen zum Vorwurf gemacht werden. 
Für Angehörige folcher Länder, in welchen feine Zünfte 
exiſtiren, reicht dad Zeugnif ihrer Obrigfeit bin, dab fie 
die Profeffion gebörig erlernt und die Erlaubniß erlangt 
baben, darauf zu reifen. R. B. 21, X. 


$ 1727, Anfommende fremde Gefellen dürfen nur in 
ihrer Herberge einfehren, haben binnen 24 Stunden nach 
Arbeit umzufragen , und find, wenn fie 4 Tage müßig liegen 
bleiben, dem Amt zur Ausweifung anzuzeigen. Wandernde, 
welche binnen 4 Wochen feine Arbeit gefunden haben, oder 
fih menigftens über ernftliches Bemühen um diefelbe aus. 
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meifen fönnen, find aus dem Lande, Einheimifche nach Haufe 
zu weifen. M. d. 3. d. d. 1. Oftober 1827, R. 9631. 


Wo bei einem Handwerk Geſchenke noch hergebracht find, 
follen fie nie über 15 bis 20 fr. betragen, denen, welche 
Arbeit anzunehmen fich mweigern, gänzlich verfagt werden, 
Die Geſchenke find durch den Zunftmeiiter in Zeichen ab- 
zugeben, welche der Herbergsvater einlöfet. 


$ 1228. Dem Gefellen, welcher nah Erfüllung feiner 
Berbindlichfeiten meiter zu reifen gefonnen ift, bat der 
Meifter ein mwahrhaftes Zeugniß über feine Aufführung zu 
geben, damit hiernach der Fintrag in das Wanderbuch bei 
Amt gefchehen könne; er darf ihn bierin ohne anzugebende 
legale Urſache nicht aufhalten. 

$ 1229. Der gegen den Willen feines Dleifters reifende 

Geſelle ift: 

a. wenn die Zeit, auf welche er fich anbeifchig gemacht 
batte, umlaufen if, er aber höhern Lohnes wegen 
austritt, von einem Meifter derfelben Zunft bei 4 fl. 
Strafe nur dann anzunehmen, wenn der Meifter mit- 
telft Handgelübdes betätigt, dag er ihm feine Hoffnung 
auf höhern Lohn gemacht habe; 

b. wenn er ohne erhebliche Urfache vor der Zeit aus— 
tritt, darf er ohne amtliche Erlaubniß binnen Jahres. 
frift von feinem Zunftgenoffen, von dem Anftifter 

miiemals, angenommen werden, bei 5 fl. Strafe. 

Für Karlsruhe ift eine befondere Gefellenordbnung gegeben, M. 
dv. 3. d. d. 24. Januar 1836, N 653, deren Einführung 
an andern Orten, wo fie paßt, geſtattet ift. 

$ 1230, Den Befellen ift verboten: 

a. alles Zufammenrottiren und gemeinfamer Austritt und 
mar bei Zuchthaus- oder Schellenwerfftrafe; ebenfalls 
bei Strafe tft unterfagt, folchen Ruheſtörern Aufent- 
halt, Speife oder Trank zu verabreichen, oder fie in 
Arbeit einzuftellen; f 

1. 


b. Führung von Bruderfchaften; 

c. von Gefellenladen, Aufnahme in Gefelleninnungen , 
Ledigfprechen durch Gefellen; R. B. 20, VI; 

d. dag Ausfchenfen oder Bewirthen durch die in Arbeit 
ftebenden Befellen, namentlih das Boftuliren der - 
Buchdrucdergefellen R. 3. 9, XV; 

e. Feiern außer den erlaubten Tagen. 


5131. Das Meifterrecht, fo wie alle Bewerböver- 
leihungen, welche nicht ausdrücklich höhern Stellen vorbe- 
balten find, ertheilt das Amt. 


Zur Meiſterannahme wird erfordert: 


a. Alter von MJahren; einer befondern Difpenfation 
für das Alter unter 25 Fahren bedarf es nicht. R. B. 
18, XII. Berbeirathung if zum Meifterwerden nicht 
erforderlich ; | 1 


b. Bürgerrecht in dem Umfang des Zunftverbandes, ohne 
Beſchränkung einzelner Profeffionen auf die Städte; 
V. M. d. J. vom 4 Zuli 1825, N. 7404, 


ce. Ausmweifung über Lehr- und Wanderzeit. Dispenfation 
von der letztern, mit oder ohne Taranfak, Tann das 
Amt, V. M. d. J. vom 21. Juli 1822, R. 7453, 
nur in fehr dringenden Fällen nach Vernehmung der 
Zunft auf Nachweifung wirklicher Verbinderung und 
nach beftandener hinlänglicher Prüfung ertheilen; als 
Dispenfationsgrund, welcher zugleich von der Tax— 
entrichtung befreiet, wird eine ausgediente Militär- 
Kapitulation angenommen. R. B. 10, XXXIX. 


Die Nachficht findet Teichter ſtatt, bei Brofeffioniften, 
welche fich auf dem Lande niederlaffen, und deren Gefchäft 
zunächit auf Rundenarbeit befchränft ift, feltener bei Städ- 
tern für einfache und bei Landmeiftern für folche Brofef- 
fonen, die Kunftfleiß erfordern, oder auf den Handel be- 
trieben werden; für Städter, welche Brofefhonen der letztern 


“ 
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Art betreiben, nur bei nachgemwiefener phufifcher oder mora- 
liſcher Unmöglichkeit zu wandern, 


$ 1232, Ferner wird zur Meifterannahme erfordert: 


d. Fertigung eines tauglichen bandwerfsgerechten Mei- 

ſterſtücks. 

Während der Bearbeitung bat nur ein Zunftmeiſter täg- 
lich eine Stunde nachzufehen und fich mit einer Gebühr 
von 1 fl. in Städten und 45 fr. auf dem Lande per Tag, 
8 fr. in Städten und 6 fr. auf dem Lande per Stunde, 
nebft 12 fr, Ganggebühr für jede Stunde Hin. und NRüd. 
wegs zu begnügen, bei 5 fl. Strafe, 


Die Beſchauung des Meiſterſtücks gefchieht von zwei 
Zunft. und höchſtens zwei Mitmeiftern; fie fol unpartbeiifch, 
ohne Leidenfchaft und ohne Nachficht wefentlicher Fehler 
ftatt haben. Das Strafen von Fehlern um Geld oder Zechen 
it verboten; auch alle fonftige Zehrung auf Rechnung des 
jungen Meifters, bei 10 Rthlr. Strafe. A. B. N. 1813, 
N. 45. A. B. P. 1813, N. 49, 


Die Nemter find nicht unbedingt an den Ausſpruch der 
Schaumeifter gebunden, fondern können auch in paflenden 
Fällen die Bauinfpeftionen zu Rathe zieben. A. B. O. 
1837, Beil, 20. Wer das Meifterftüc nicht beftebt, wird 
auf ein meiteres Jahr zur Wanderung angemiefen. 


In den Haupt: oder Handelsftädten (Karlsruhe, Mannheim, 
Heidelberg, Freiburg, Konftanz, Raftatt, Baden, Offen: 
burg, Wertheim, Donauefhingen, Brudfal, Pforzheim, 
Lahr, Ueberlingen) wird ein höherer Grad der Vervoll⸗ 
fommnung durch Wandern im Ausland gefordert, als in 
den Übrigen Städten, und in dieſen wieder ein höherer 
Grad, als in den Landgemeinden; es ift daher bei allen 
Gewerben, bie einen befondern Kunſtgeſchmack erfordern, 

:. der Meifter, ber ſich aus einer Landgemeinde in eine Stadt 
des zweiten Ranges, oder aus bdiefer in eine bes erften 


überfiebeln will, nebft den übrigen gewöhnlichen Bedingun⸗ 


gen bieflr auch noch zu Fertigung eines neuen Meifterftüds 
gehalten, wie es für den Ort, wohin er fich überfiedeln 
will, gefordert wird. R. B. 8, V. U. B. M. 1834, 
N. 51. 


$ 1233. Die Wittwe eines Meitters fann die PBro- 
feffion ihres Mannes forttreiben, und von jedem Meifter 
verlangen, daß er ihr bierzu feinen Geſellen abtrete, was 
diefer bei 2 fl. Strafe nicht verweigern kann. 


Ein folcher Gefelle darf einen Lehrjungen, welcher nur 
noch ein Fahr zu lernen bat, auslernen, aber feine Zungen _ 
annehmen, 


Dritter Abfchnitt. 
Don Bunftmifsbräuden. 


$ 1234. Als Zunftmißbrauch ift verboten: 


4. 


alles Zehen und Zehren auf Rechnung der Zunft 
oder einzelner Mitglieder, auch Strafanfäge um Zechen 
oder Wein, bei 5 fl. Strafe, 


. Einfadung nicht zur Zunft gehöriger Perſonen zu der 


Zunftverfammlung, bei 2 fl. Strafe. 


. Erhebung von mehr als 15 fr, Leggeld bei einer Zunft. 


verfammlung, bei 4 fl. Strafe. 
Dabei bat jeder Meiſter die Wahl, das Geinige 
allein oder in BGefellfchaft zu verzehren ; 


» alle außergewöhnliche Zunftverfammlungen ohne amt- 


liche Erlaubniß, bei 10 Rthlr. Strafe; 


. Korrefponden; mit andern Zünften oder auswärtigen 


Meiftern und Gefellen über Zunftangelegenbeiten ohne 
amtliches Vorwiſſen, bei 30 Rthlr. Strafe; das Be- 
rufen. auf Handwerkserkenntniß aus dreier Herren 
Landen, bei 12 fl. Strafe; 
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f. Beratbfchlagung über andere als Zunftgegenftände ; 


jede geſetzwidrige Berathfchlagung und jede Zufam- 
menrottirung, die nicht auf die erfte Erinnerung der 
Obrigkeit aufgelöfer wird, macht die Zunft aller Ge— 
ſellſchaftsrechte und die einzelnen dabei frafbar be- 
fangenen Blieder alles Gewerbörechtes bis auf Wieder- 
begnadigung ohne weiters verluſtig; R. B. 8, XIX. 


. das Schimpfen oder Berrufen eines Landes, Zunft- 


verbandes oder Meiſters, und zwar bei Zuchthaus- oder 
Schellenwerfitrafe für diejenigen, die folches unter- 
nebmen und bei Thurmitrafe für diejenigen, welche 
dem Berruf Folge leifien. Gegründete Klagen find 
bei Amt zur Abhülfe vorgutragen, niemand aber in- 
swifchen eigenmächtig in Uebung der Profeffion zu 
flören. Ferner ift verboten: 


. irgend jemand wegen feines Neligionsbefenntniffes , 


feiner Geburt, R. 3. 8, II, oder wegen fogenannter 
Unebrlichkeit auszufchließen, namentlich folche, die 
todte Menfchen oder Thiere angerühre haben, Kinder 
von Verbrechern und beitrafte Verbrecher ; 


Anm. Auf Ausfhliefung der letztern von Zunftverfamm: 


lungen bei Amt anzutragen iſt der Zunft unbenommen. 


i. dad Meifterrecht auf einen andern zu übertragen; 


. einen Unterfchied zwifchen Haupt- und Nebenladen, 


zwiſchen aefchenften und ungefchenkten Handwerfen zu 
machen; 


. fich in ausländifche Zunft einzulaffen ; 
- Zunftheimlichfeiten zu baben und fie durch Abnahme 


eines Eides von den jungen Meiltern zu bewahren; 


. ärgerliche Handlungen beim Ledigfprechen der Jungen 


vorzunehmen, namentlich das fogenannte „zum Befellen 
machen ‚’’/ die Handwerlsgrüße; 


. Zunftswang dadurch zu üben, dag ein Meifter nicht 
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vollenden will, was der andere angefangen bat, oder 
ſich der Arbeit weigert, weil ein anderer nicht be⸗ 
zahlt fen; 

p- Abrede wegen eines beftimmten einzuhaltenden Preifes; 
2. 9, vum. I. 3. 


g. unordentliches Verhalten bei den Zunftverfammlungen, 
Händel, Fluchen und Schwören; überhaupt 


r. alle nicht durch die Zunftartikel oder obrigkeitliche 
Genehmigung beftätigte befondere Gebräuche, 


Zweites Kapitel, 
Nähere Beftimmungen für einzelne Profeffiouen. 


Erfter Abfchnitt. 


Von einzelnen Profeffionen und ihrer Konkurrenz unter sich 
oder mit Fabriken. 


$ 1235. Das Geben und Pusen der Defen ift ſowohl 
den Maurern ald den Hafnern erlaubt. A. B. P. 1816, 
N. 60. A. B. D. 1816, N. 62. 9. 3. U. 1836, N. 21. 


Kupferfhmiede und Blechner können das Belegen 

von Dächern und Terafen mit Kupfer oder Blech überneb- 
men. R. 3. 19, XIV. 
' Der Blechner verfertigt alles, was aus weiß versinntem, 
ſchwarzem dünnen Eifenblech (nicht dickem oder Sturzblech) 
oder Meffingblech beftebet, ausfchließlichz ferner blecherne 
Röhren, Dachrinnen, Gratbleche, Gießkannen, blechernen 
Hausrath und Küchengeſchirr, dann Feine getriebene Blech⸗ 
arbeiten, Laubwerk, Leuchter, Laternen, ſchwarzblecherne 
Oefen, Ofenröhre und Vorſchuß, woran der Schloſſer 
die Bänder, Fallen und Roſte macht. M. d. J. d. d. 15. 
Mai 1818, N. 3289 und 29. April 1822, R. 5247, 9. 2. 
O. 1832, N. 81, 
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Der Rupferfchmied fertist ansfchließlich alles Kupfer- 
und Meffinggefchirr, alles was mit Schlagloth gelöthet, 
genietet oder verzinne iſt, Kefiel, Brennöfen, Kolben, 
Waſſergefäße, Rohr, Eupferne oder meifingene gefchlagene 
Formen, Kaſſerole und eiferne Pfannen aller Art mit eifernen 
Stielen, fo wie Töpfe mit eifernen Handhaben. A. B. B. 
1813, R. 87. 

5 12336, Der Schmied in Städten bat alle gefeilte 
Arbeit dem Schloſſer zu überlaſſen, auf dem Lande darf er 
Beſchläge von Thüren und Laden fertigen; dagegen ſtehet 
ihm und nicht dem Schloſſer das Zurichten des Handwerks⸗ 
gefchirrs der Maurer und Steinhauer zu, L. O. VIII. „Vom 
Schloſſerhandwerk.“ Die bei Baulichkeiten vorkommenden 
gröbern Arbeiten, als Schlaudern, Hängeifen, Klammern ic. 
baben ſowohl die Schmiede ald die Schloffer zu fertigen. 
M. d. J. d. d. 23, DOftober 1826, N. 12513. 

$ 12337. Den Nagelfchmieden ſteht, anderen Hand- 
werfölenten gegenüber, A. B. D. 1828, N. 44, ein aus⸗· 
fchließendes DVerfaufsrecht von Schwargnägeln zu; es darf 
mit Nägeln nicht mehr hauſirt werden. A. 3. O. 1833, 
N. 15. 

$ 1238. Der Schloffer darf: 

a. feinem unbefannten Dienftboten oder Kind einen Schr. 
fel, wozu ibm das Modell gegeben wird, machen, 
oder einen Schlüffel nachmachen; er bat 

b. die Sperrwerfzeuge (Dietriche) unter. genauen DBer- 
ſchluß zu nehmen, und nur in einzelnen dringenden 
Fällen feinen Gewerbögehilfen deren Gebrauch zu ge- 
fatten. 

In Orten, in welchen ſich Schloffer befinden, fol nur 
diefen die Führung von Sperrwerkzeugen geftattet feyn; im 
Orten, wo fich Feine Schloffer befinden, foll lediglich einem 
von der Polizeibehörde hiezu auserwählten Schmiedmeilter 
Diefe Befugniß zuſtehen. A. B. S. 1834, 0:9. A. B. M. 
1834, N. 10 


$ 1239, Die Verfertigung von Fenſterkreuzſtöcken und 
Rahmen ift ſowohl den Schreinern als Glaſern erfaubt- 
St. M. d. d. 25, Februar 1819, RN. 4%. 


$ 1240, Weber die Gränge der Arbeitsbefugnig der 
Simmerleute und Schreiner Tiegt eine allgemeine Be⸗ 
ſtimmung nicht vor, Nach dem Gutachten der Dberbau- 
direftion d. d. 22, April 1823 wäre fie folgendermaßen zu 
sieben. 
Der Zimmermann bat 
1) ohne Ausnahme alle gehobelte oder ungehobelte Arbei- 
ten im Freien zu unternehmen, in foferne dabei fein 
Schreinerleim verwendet und die Arbeit nur durch 
eine Fünftliche Zufammenfegung des Holzes oder fonften 
durch eine andere Materie verbunden werden fann. 
2) Innerhalb der Gebäude ebenfalls alle Arbeiten, welche 
gefügt, gefalzt und gehobelt ſeyn dürfen, in fofern zu 
denfelben fein Zeim zu gebrauchen ift, und 
3) alle Arten von Stiegen, Stiegengeländer und Ma- 
fhinerien, wobei er fich gleich dem Schreiner des 
Leims bedienen fann. 
Der Schreiner bat 
1) im Freien alle Arten von gehobelten Arbeiten zu fer- 
tigen, wozu gefchnittened Holz oder Sägwaaren ver- 
wendet werden, und diefe Sägmwaaren nicht rau oder 
ungehobelt verarbeitet oder das Holz zu den Arbeiten 
nicht mit Art und Beil befchlagen oder gezimmert 
feyn darf; | 
2) innerhalb der Gebäude alle Arbeiten, welche verleimt 
werden müſſen; 
3) gleich dem Zimmermann die übrigen gehobelten Arbei- 
ten innerhalb der Hänfer, fo mie auch die Fertigung 
aller Arten von Mafchinerien, Treppen, Meubles m. 
f. w. in fo ferne bet denfelben nur Saägewaaren und 
fein gesimmertes Holz zu verwenden ift. 
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$ 1241. Seifenfieder baben bei Strafe ihre Waare 
nach dem vollen Gewicht zu verfaufen, A. 3. P. 1812, 
N. 96. 


Kanflente mit offenem Laden können die Seifenfieder- 
waare ſowohl im Großen, als im Detail verkaufen, R. 8, 
9, XXVIL 9, 8, DO, 1833, N. 62. N. P. 3, 1809, N. 40, 
find aber an gleiche Worfchrift wegen des Gewichts gebun⸗ 
den. M. d. J. d. d. 14. Nov. 1812, N. 5982. 


Den Metzgern ift da, mo ihnen obfervanzmägig die 
Berfertigung und der Berfauf von Lichtern zuftehet, die 
Ausübung diefer Befugniß vorbehalten. St. M. d. d. 3. Nov. 
1825, N. 1699. 


Der Berfauf von Afche und Gotafihe ins Ausland ift 
bei Konfisfation und Erlegung des doppelten Werths ver- 
boten; Tranfit und innerer Verkehr find frei, ſofern dieſem 
nicht Monopolien der Standes- und Grundberren im Wege 
fteben, in welchem Fall den Bewohnern ihrer Orte auch 
der Auffauf von Afche in andern Orten nicht geftattet ift. 
R. 8. 8, IX und 10, XXL 


81242. Der Berfauf von Hüten unter 4 fl. Werth 
it den Kaufleuten bei 15 fl. Strafe verboten. 


81243. Ausländiihe Strumpfmweber-Waaren dürfen 
nur zur Zeit inländifcher Mefien und Jahrmärkte durch 
Ausländer verfauft werden. Gewalkte Strumpfmwebermaare 
dürfen die Kaufleute führen, M. d. 3. d. d. 30. Januar 
1824, N. 1%04, aber die Strumpfmweber nicht mit 
Striferwaaren handeln. M. d. J. d. d. 18, Dezember 1826, 
N. 14417. | 


$ 1244, Der Verkauf von Belswaaren auf Sahrmärften 
ift frei, aber an Orten, wo zünftige Kürfchner wohnen, 
dürfen angefeffene Kaufleute deren Waaren nicht führen; 
den Weisgerbern iſt nicht ımterfagt, Lämmerfele mit 
der Wolle zu gerben. M. d. 3. d. d. 29. Dezember 1818, 


652 “ 


N. 8276. Den Schneidern ift das Fertigen und der Ver⸗ 
fauf von Belskappen nicht unterfagt. M. d. J. d. d. 77. 
April 1825, N. 4368. 

561245. Den Sattlern if die Fertigung von Alaun- 
leder Behufs der eigenen Verarbeitung, aber nicht zum 
Handel, geftattet. M. d. J. d. d. 29, Zuli 1825, N. 8584. 
Die Berfertigung von Feuereimern ift den Sattlern und 
Schuftern freigegeben. M. d. J. d. d.5, Juli 1824, 
N. 8019. | 
Sattler und Tapezirer dürfen Menbles ſowohl mit 
Leder als mit allen Arten Zeug überziehen. St. M. d. d. 
6. Sept. 1821, N. 2311. 

$ 1246. Den Schneidern iſt unbenommen , fih Waa⸗ 
renvorrätbe zur Verarbeitung zu Kleidungsſtücken anzufchaf- 
fen, unverarbeitet dürfen fie aber nichts davon verfaufen, 
M. d. J. d. d. 19. Dez. 1820, N. 13823, und auch nichts 
Unverarbeitetes auslegen. Reg. d. M. Rh. A. v. 10. April 
1838, N. 8649 (Rekursfall). 

Alle weiblihen Individuen, welche fih mit Fertigung von 
Ftauenzimmerkleidern abgeben wollen, ohne Unterſchied, ob 
fie e8 nur in Kundenhäufern ober in ihrer eigenen Wohnung 
thun, find hiezu mit der einzigen Beſchraͤnkung befugt, daß 
fie eine folhe Gehilfinnen halten dürfen, die in die Kathe— 
gorie von Gewerbögefellen gefegt werden fünnten, mworunter 
jedoch Lehrmädchen nicht gehören. A. B. M. 1835, N. 56. 
%. B. S. 1835, N. 55. 

$ 1247. Die Ausfuhr der Rinden und Berberlobe 
kann nur durch die Kreisregierung bei binlänglicher Der- 
forgung der inländifchen Lederfabrifatton und gegen eine 
Ausfuhrtaxe von 10 pEt. geſtattet werden, 

6 1248. Der Berfauf von Lumpen und andern zur 
Bapierfabrikation geeigneten Stoffen, altem Papier, Ab⸗ 
fchnitten davon, A. B. N. 1817, N. 74. 4.8. P. 1817, 
N. 74, u. dal, in das Ausland wird von der Kreisregierung 
gegen 10 pCt. Ausfuhrtage nur dann geflattet, wenn fie der 
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Eigenthümer dem Beſitzer einer inländifchen Papiermühle 
um den regulirten Preis angeboten und diefer fie aicht a an⸗ 
genommen bat. A. B. N. 1818, R. 20. 


Ueber das Sammelnn der Lumpen ſiehe $ 665 und 
1335. 


Das für den öffentlichen Dienſt beitimmte Papier fol 
nur von inländifchen Fabriken besogen werden. A. B. N. 
1825, R. 70. A. 8. D. 1825, R. 72, 


5 1249. Zinngießer haben fich genau an die yorge- 
fchriebenen Broben zu halten, nämlich für Brobesinn: neun 
Pfund Zinn und ein Pfund Blei, ordinär Zinn: vier Pfund 
Zinn zu ein Pfund Blei; alle ihre Waare ift mit dem fich bier- 
auf beziehenden Stempel zu verfeben, und, wenn fie über 
+ Pfund Hält, nach dem Gewicht zu verfaufen. L. O. VII. 
„Kannengießer.“ 


- 6 1250. Ausländiſche Graveurs können die Meſſen 
und Jahrmärkte beſuchen, wie andere fremde Handels⸗ und 
Gewerbsleute. A. B. D. 1831, N. 64. Inländiſche, welche 
amtliche Konzeſſion haben, dürfen Signete mit Helm und 
Schild nur für hinlänglich dazu legitimirte Perſonen ſtechen 
oder vorgelegte Siegel nachſtechen (eben ſo die Ausländer) 
und haben über alle beſtellte Arbeiten ein genaues Buch mit 
Probeabdrücken zu führen. Dienſtſiegel der Staatsſtellen 
dürfen nur in der Gr. Münzſtätte gefertigt werden. R. B. 

33, XI 34, III. Siegel der Gemeinden dürfen die im Lande 
angeſeſſenen Graveurs verfertigen, aber nur mit fpezieller 
Erlaubniß des betreffenden Amtes. A. B. M. 1833, N. 21. 


$ 1251. Ale doublirte oder plattirte Waaren 
find mit dem Wort doublirt oder Fleinere mit einem lesbaren 
d zu bezeichnen, als folche in den Büchern des Verfertigers, 
auf den Etifetten und in den Rechnungen aufzuführen; aus 
dem Ausland. bezogene müflen wenigftend mit einem ihre 
Eigenfchaft begeichnenden Stempel verſehen ſeyn, und diefer 
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vor dem Verkauf in öffentlichen inländifchen Blättern be- 
kannt gemache werden, bei Strafe der Konfisfation. R. B. 
12, XXU. 

$ 1252. Die Klein-Uhrmacher haben fein Einfprachs- 
recht dagegen, dag einem gehörig qualifizierten Schloſſer die 
Reparatur von Kirchenuhren übertragen werde. 

$ 1253. Goldarbeiter dürfen nicht geringeres als 
174 Karat baltiges Gold ohne Bezeichnung des Gehalts, 


St. M. d. d. 25. April 1827, R. 510, Silberarbeiter: | 


nicht unter 13löthiges Silber verarbeiten, nichts ohne ihr 
Zeichen und den Probefchlag verkaufen, diefen nicht auf 
fremde Arbeit ſetzen, Feine plattirte Waare führen und haben 
von allen ihnen zum Verkauf gebracht werdenden Waaren, 
wegen deren fie Berdacht eines Diebſtahls fchöpfen, fogleich 
dem Amt die Anzeige zu machen, 2. O. VIII. ‚‚Soldfchmied- 
ordnung.‘ 


$ 1254. Den GSilberarbeitern ift nur geftattet, in edein 
Metallen zu arbeiten, wogegen den Gürtlern nur die 
Verarbeitung unedler Metalle und das Berfilbern geftattet 
it. M. d. J. d.d. 4 Dezember 1811, NR. 3681. Den 
fegtern und den Schwertfegern ift das Verfertigen der 
Degengefäße und Einſetzen der Klingen frei gegeben. M.d. 
J. d. d. 24. März 1838, N. 3819. 


Zweiter Abfchnitt. 


Mũhlenordnung. 


5 1255. Die Konzeſſion zur Anlage, weſentlichen 
Veränderung oder Erweiterung von Mühlen (auch Schiff, 
Roß-, Wind, und Dampfmühlen, fofern fie zum Gebrauch 
für Kunden beſtimmt find) und andern Waflerwerfen jeder 
Art ertheilt die Kreisregierung, R. ®. 22, IH, nach vor- 
gängiger amtlicher Vernehmung fämmtlicher wegen des Bo- 
dans, des Waſſers umd Gewerbs Betheiligten; jede Wieder- 
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berftellung geſchiehet ebenfalls unter ihrer Aufſicht; der 
Konzeffion gehet eine öffentliche Verfündigung des Vorhabens 
vorans in der Gemeinde, auf deren Gemarkung die Anlage 
ſtatt hat, und in denjenigen inländifchen Gemeinden, welche 
mir ihr bannſtößig find. 


$ 1256. Kundenmühlen dürfen nur von geprüften 
und tüchtig befundenen Müllern betrieben werden; der Müh⸗ 
leneigenthümer, der fich dazu nicht qualifiziert, hat einen’ 
geprüften Gewerbsgehilfen anzuftellen. Die Prüfung er- 
firedt fi: 

a. auf Erklärung des Plans einer Getreidemühle; 


b. Zeichnung und Erflärung verfchiedener Beftandtbeile 
des Räderwerks; 


c. Kenntnig vom Waflerbau ; 

d. Vornahme der Hauptverrichtungen des Müllers. 

Sie gefchieht durch den Flußbauinfpeftor, einen Ober⸗ 
meifter, zwei Müllermeitter, einen Zimmermeifter, welche 
ein für allemal von dem Amt beitellt werden. Auf gutacht- 
liche Vorlage des Prüfungsprotokolls ertheilt das Amt das 
Berähigungszeugniß entweder über Befähigung im erften 
Grad für Zubereitung des Mehls und Richtung des Mühl 
werks, oder der vollkommenen bei binlänglicher Kennt, 
niß von dem Mühlenbau und Fertigkeit in Herftellung einer 
Mühle. Der einzuitellende Gewerbögehilfe muß jedenfalls 
im zweiten Grade, d. h. vollkommen qualifiziee feyn. 4. ®. 
D. 18%, N. 46. 


°$ 1257. Der Müller hat das Waffer nur nach dem 
Umfang feiner Berechtigung und mit möglichfter Schonung 
der Intereſſen Dritter zu benußen; in Ermanglung von 
privatrechtlichen Titeln entfcheidet die höchſte Polizeibehörde, 
wer in Kollifionsfällen gegen Entfchädigung weichen müſſe? 


Ale Selbſthülfe bei hierüber entftehenden Streitigkeiten 
ift verboten, 
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> Meber die Benugung von Müblbächen zum Schiffen, 
Flößen, Fiſchen und Wäſſern find beſtimmte polizeiliche 
Vorſchriften nach den Lolalverhältniſſen und Realberechti- 
gungen zu geben. Flüfe, Gräben und Bäche, melde 
mehrere Bezirke durchfließen, beobfichtet die Kreisregierung 
unter Mitwirkung der Waſſerbaudirektion. 


$ 1258. Dem Müller ift verboten: 

a. den Mühlbach ohne vorherige Anzeige abzuſchlagen; 
b. über den Eichpfahl zu fpannen; 

c. das gefpannte Waſſer plötzlich Toszulaffen ; 


d. in dem Wafferfanal Vorrichtungen zu höherer Span- 
nung anzubringen. 


Bei Ueberſchwemmungen bat er die Fluthſchleuſe und 
nörbigenfalls ſämmtliche Mühlſchützen zu sieben; erftere darf 
bei neuen Anlagen nicht fehlen. 

.$6 1259. Der Wafferbau jeder Mühle ift nach den 
Regeln der Kunft zu größtmöglichiter Wirfung auf das 
Wert bei möglichtt freiem Lauf des Waſſers einzurichten. 
Der Roft muß waagerecht liegen, der Fachbaum mit der 
Schwelle bündig laufen und das ganze Waflerwerf genau 
nach dem Eichpfahl, der überall gefegt feyn muß, A. B. 
D. 1838, N. 70, gerichtet, auch nicht aufgefüttert feyn. 
Jede Befchädigung des Eichpfahls ift fogleich anzuzeigen , 
und jedes Befchäft daran in Gegenwart der Beteiligten 
und urkundlich unter Aufſicht des Ortsgerichtes vorzunehmen ; 
er ift kunſtverſtändig gegen jede Veränderung oder Verrückung 
zu befchüßen. 


$ 1260. Wafferräder, Betteriche und Rinnen find in 
gutem Stand zu erhalten, Radfiuben, mo möglich, zu be- 
decken; jeder Waflerbau muß für das über den Eichpfahl 
ſteigende Wafler einen Abfall haben und der Müller folchen 
jederzeit frei erhalten, fo wie den Mühlbach zu gehöriger 
Zeit ausheben. 
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- 5 1%1. Das gehende Zeug, oder der innere Mecha⸗ 
nismus der Mühle, ift nach. den Regeln der Kunit einzu. 
richten, unbefchädigt und reinlich zu erhalten, auch muß 
die Mühle mit den möthigen Geräthfchaften, Kaſten und 
Maaßen, fo mie einer vollftändigen Balkenwaage verſehen 
ſeyn. Es iſt dabei 


a. kein Stein, A. B. P. 1812, N. 34. A. B. N. 1817, 
N. 31, zuzulaſſen, der ſichtbare Fehler von Lagen, 
Stichen, Steingallen, Schwefelleber u. dgl. hat; 

b. jeder Laufer in zwei in Falſen einzupaſſenden eiſernen 
Reifen zu faſſen; 

c. alle neue Laufer bei leerem Gang 10 Minuten lang 
unter Entfernung aller Menſchen aus der Mühle zu 
probiren und fein folcher Stein dünner ald 3 Zoll /am 
Schweif abzumalen; 

d. der Stein in der Hanfreibe darf nicht zu flarf abge- 
laufen und muß mit doppelten Schließen verfehen feyn, 

$ 1262, Das Mühlgebäude iſt in baubarem Stand, 

bel, trocden zu erhalten, Lohe, Gyps und andere fiauber- 
regende Werfe von der Mahlmühle durch Scheidemanern zu 
trennen, niemals folche Verrichtungen in der Mahlmühle 
vorzunehmen, 

$ 1863. In den Müblen ift alle Gefahr möglichſt zu 

entfernen, daber 

a. alle Lichter in Laternen zu ftellen ($ 872); 

b. fein Mablgang leer laufen zu laſſen, 

ce. alle gefährliche Stellen am Wert, an Stegen, Rad- 
fiuben ꝛc. au befriedigen; j 

d. die Bach oberhalb dem Werk mit einem ftarken Rechen 
zu verfehen; 

e. das Beet in der Hanfreibe rein zu erhalten, und all- 
jährlich im Spätjahr, ehe fie angelafen wird, dem 
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Borgeſetzten zur Befichtigung die Anzeige zu machen. 


A. B. D. 1816, N. 16. A. B. N. 1816, N. 8, A. 
B. P. 1816, N. 11. 


$ 1264. Jede Vorrichtung, welche zu Uebervortheilung 
oder Beichädigung der Mahlkunden gereichen könnte, ift and 
der Mühle zu entfernen; dem Mahlkunden auf Verlangen 
die Frucht und das darand gewonnene Mehl unentgeldlich 
vorzumägen. Was in Zufammenbaltung mit den Refuültaten 
der Mabiprobe fehlt, muß der Müller erfegen. 

Anm. Die legtere Beftimmung ift nidye allgemein praktiſch 

geworden. 
Die Mahlvergütung, Molzer, it vor dem Neben der 
Frucht wegzunehmen , fie beſtehet in dem 16ten Theil; außer- 
dem darf fich der Müller nichts, auch nicht von den Ab⸗ 
fällen, zueignen. 


5 13865. Das Mahlen gefchieht nach der Reihe des Ein- 
treffens in der Mühle, doch braucht der perfünlich Anwe- 
fende auf den Abmwefenden nicht zu warten. Der Kunde ift 
vor dem Mahlgefchäft des Müllers für eigene Rechnung zu 
befördern. Weder bei Tag, noch bei Nacht, iſt den Runden 
das Mahlen allein zu überlaffen; das Hanfreiben darf nur 
erwachfenen Perſonen geitattet werden. A. B. D. 1816, 
N. 16. 

Anm. Bei diefem gefährlichen Gefchäfte kann der Müller 
niht genug Vorfiht empfehlen, befonders wird er alle nicht 
dazu gehörige Perfonen aus der Hanfreibe entfernen und 
darauf halten, daß damit befdäftigte Frauensperfonen ihre 
Haare forgfältig aufbinden. 

4 1266. Keine Frucht der Kunden darf vertaufcht oder 
bei Quantitäten über ein Simmern mit jener von andern 
Kunden vermifcht werden, 

Unfaubere, mit fchädlichen Körnern, zumal mit Mutter⸗ 
forn, vermifchte Frucht ift zurückzuſtellen und davon fogleich 
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dem Amt die Anzeige zu machen; ausgewachſene, ſchimm⸗ 


Fichte, vorber geneste kann der Müller zurückweiſen, un. 
faubere vor dem Wägen putzen. 


6 1267. Kein Müller oder Kunde ift im Abholen der 
Früchte zur Mühle oder deren Zurückbringen befchränft, 
den Bezirf der Bannmühlen ausgenommen, welche unter 
befonders ftrenge Aufficht zu fielen, und deren Berechtigung 
fireng zu interpretiren it. Während die Bannmühle fill 
ſtehet, bat der Bann ein Ende; er enthält niemals die 
Befugniß das Einbringen von Mehl zu vermehren, 


Anm. Dermalen beftehen Konventionen wegen gegenfeitiger 
Mahifreiheit mit Würtemberg, R. B. 25, XXXI., mit 
dem Kanton Schaffhaufen, St. M. d. d. 15. Merz; 1827 
Mr 403, mit dem Kanton Thurgau, M. d. 3. d. d. 25, 
Juli 18233, Nr. 9910. 


F 1268, Die Kundenmühlen fteben zunächft unter Auf- 
ficht der Ortsvorgefehten und des Amts: jene der erftern 
befchränft fich auf Anzeige von den mwahrgenommenen Ge- 
brechen ; das Zoll- und Auffichtsperfonale bar Pflicht und 
Recht in denfelben nachzuſehen. 


$ 1269. Die Mühlenpifitation gefchieher aljähr- 
lich durch einen Polizeibeamten, einen DOber- und einen 
Werkmeiſter; der Bezirfs-FIngenieur fann beimohnen; fie 
erſtreckt fich über alle Borfchriften der Mühlenordnung, 
wobei für Verbefferung der gemachten Ausftelung eine an- 
gemeffene Friſt anberaumt wird. Das Amt erläßt auf 
Vorlage des Bifitationsprotofold die erforderliche Verfü— 
gung unter Strafbedrohung und die Befolgung wird bei 
der Nachfchau geprüft. Die Gebühren der Experten werden 
aus der Amtskaſſe bezahlt, 


$ 1270. Für die Mühlenbezirfe, deren Umfang von 

der Beftimmung der Kreisregierungen abhängt, iſt alljähr- 

lich im November und Dezember in einer vorher zu vifiti- 

renden Mühle die Mahlprobe vorzunehmen. Sie ge- 
42* 


660 


ſchiehet unter Anfficht eines Beamten durch einen Oekono⸗— 
men, zwei Bäder, einen Müller, einen Aktuar, im 
Gegenwart des Müllers, in defien Mühle fie vorgeht, 
erftreckt fich über alle in der Gegend zur Konfumtion kom⸗ 
mende Fruchtgattungen nach drei Klaſſen, beiter, mittlere 
und geringfter Qualität, 


Sämmtliche zur Probe beftimmte Frucht ift vorher rauh 
und gefchält zu meſſen und abzuwägen, aus derfelben 
werden die in der Gegend gewöhnlichen Meblforten gezogen 
und einzeln gewogen. Das über das ganze Gefchäft abzu- 
baltende Protokoll it von fämmtlichen Urfundsperfonen zu 
unterzeichnen, von dem Bezirks Ingenieur zu. prüfen, 
nöthigenfalles feine Berichtigung anzuordnen und nach dem 
Reſultat der in jeder Mühle anzufchlagende Tarif zu ent- 
werfen. Die Koften der Mahlprobe find ebenfaus der 
Amtskaſſe heimgewieſen. 

Anm. Die Mahlprobe iſt bis auf naͤhere Annbaung aus⸗ 

geſetzt. 

F1271. Auf Uebertretung vorſtehender Vorſchriften 
ſind folgende Strafen geordnet: 

a. wegen mangelhafter, vergeblich gerügter Einrichtung 
und Nichtachtung des Gebots der Reinlichkeit und 
Ordnung 1 bis 10 fl., im zweiten Fall doppelte 
Strafe und Abftellung des Gebrechens auf Koften des 
Müllers ; 

b. Wegen Einrichtungen, welche auf betrügerifche Abficht 
deuten, 10 bis 50. fl., im Wiederbetretungsfall pein- 

liche Unterfuchung ; 

c. wegen eigenmächtiger Aenderung am Waflerbau, neben 
der Entfchädigung der Betheiligten, 10 bis 50 fl.; 

d. wegen Verweigerung des Erſatzes des nach dem Tarif 
fehlenden Meblgewichtes Strafe ded 10fachen, bei 
betrügerifcher Abficht des 2Ofachen Werthes. 
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Ale diefe PVolizeiftrafen gehören in die Kompetenz des 
Amtes. Der Gebrauch unrichtiger Waagen oder unrichtigen 
Gewichtes wird nach den Bellimmungen der Maaßordnung 
de 1829. $ 33, (f. auch $ 1373.) geahndet, 


Drittes Kapitel, 
Bon Fabriken. 


512372, Die Konzeffion zur Anlegung einer Fabrik 
ertbeilt die Kreisregierung mit folgenden, der Entfcheidung 
des Minifterit vorbebaltenen Ausnahmen: 


a. zu folchen Gewerben, wofür ein ausfchließendes 
Brivilegium ertbeilt wird; 


b. zu folchen Fabrifen und Manufakturen, womit ein 
ſtarker Holzaufwand verbunden. ift ; 


c. zu Errichtung von Apothefen ; 

d. zu Buchhandlungen, Buchdrudereien und Steindrude- 
rein. R. 3. 22, II. | 
$ 1273. Ale Admodien und- Gemwerbsrecognitionen 

find aufgehoben; bei der Anlage von Fabrifen, welche 
einer Fenereinrichtung bedürfen, wird eine befondere Feuer⸗ 
rechtötongeffion nicht erfordert, wohl aber polizeiliche DBe- 
fichtigung der neuen Feueritellen. 

$ 1274, Niemand darf Waaren unter dem Namen oder 

Zeichen einer inländifchen Fabrik ausgeben, wenn nicht 
deutliche , in die Augen fallende Unterfcheidungszeichen bei- 
gefügt find; andernfalls hat die Fabrik, deren Zeichen 
nachgeahmt find, eine Entfchädigungsflage, welche jedoch 
binnen Zahresfrift vom erften Verkauf der nachgemachten 
Waare erlifcht, R. B. 17, XXU. 

Größere Gewerbsunternehmungen (mie in gewiſſen Fällen 
auch einzelne Perfonen) koͤnnen Privilegien uͤber theilmeife 
oder gaͤnzliche Befreiung von VBrüdengeldern oder Zöllen 
erhalten, R. B. 33, XXIX. 


Diertes Kapitel. 


Vom Wirthfchaftsbetrieb. 
R. B. 34, XLIX. 


$ 1275. Niemand iſt befugt eine Wirthſchaft zu betrei- 
ben, ohne daß er von der kompetenten Behörde die Er- 
laubniß dazu erhalten hat. Die Wirtbfchaftsrechte werden 
entweder ald Neal» oder ald PBerfonalrechte ertheilt, 
je nachdem fie auf beftimmten Häufern baften, oder nur 
von denjenigen Berfonen betrieben werden dürfen, welchen 
fie verliehen wurden. 


Die Perſonalrechte werden entweder auf beflimmte 
Zeit oder auf die Lebenszeit desienigen, dem fie verliehen 
werden, ertheilt: erftered gefchicht nur dann, wenn der 
Grund, aus welchem die Verleihung gefchieht, ein vor- 
übergebender ift. 


$ 1276. Die Wirtbfchaftsrechte werden ertheilt, ent- 
weder. 
41) als Gaſtwirthſchaften; welche zur Verabreichung 
von Speifen und Getränken jeder Art und zur Be— 
berbung berechtigt find. 


2) oder als Schenft- und Speifemwirtbfchaften 
(NReftaurationen) die alle Rechte der Gaftwirtbfchaften 
haben, mit Ausnahme des Rechtes zur Beberbung ; 


3) oder ald Bier- und Branntweinwirthſchaften 
mit der Berechtigung: Bier, Branntwein und Falte 
Speiſen zu verabreichen. 


Den unter 1 und 2. genannten Wirtbfchaften ſteht, in 
foferne das geeignete Lokal vorhanden ift, das Necht zu, 
unter Beobachtung der polizeilichen Vorfchriften, Tanzmuſik 
zu halten. Baftwirtbfchaften werden in der Regel ald 
Realwirthſchaften ertheilt, in fofern die Wirthfchaftsein- 
richtung einen bedeutenden Koftenaufwand verurfacht: unter 


der gleichen Boransfegung aber nur ausnahmsweiſe und 
aus befonders triftigen Gründen können auch Refaurationen 
als Nealrechte erteilt werden. Alle übrigen Wirchfchafte- 
rechte find nur perfönlich. 

$ 1277. Bei Verleihung perfönliher Wirthſchafts⸗ 

rechte ift folgendes zu beobachten : Alle fünf Zahre werden 
für jede Gemeinde , in welcher das Bedürfnis des Publi⸗ 
kums die Errichtung neuer Wirthſchaften fordert, fo vice 
Wirtbfchafts - KRonzeffionen ertheilt, ald nöthig find; au 
diefem Behufe berichtet der Gemeinderach alle fünf Jahre 
im Monate Auguft über folgende Punkte: 

1) Welche Wirtbhfchaften beftehen dermalen in der Ge— 
meinde ? und zwar a. Gaftwirthfchaften, b. Reſtaura⸗ 
tionen , c. Bier- und Branntweinwirchfchaften ? 

2) Welche von diefen Wirtbfchaften werden dermalen 
betrieben ? 

3) Entfpricht die eine oder die andere derſelben den 
Anforderungen, die an eine gute Wirthfchaft gemacht 
werden fünnen , nicht? 

4) Wie viele Familien zähle die Gemeinde ? 

5) Zt fie ſtark von Fremden befucht ? 

6) Weber die Aeufferung der Wirthe, welche vorher zu 
vernehmen find. 

7) @utachten des Gemeinderaths ob eine oder mehrere 
weitere Wirtbfchaften nöthig find? 

8) Antrag des Gemeinderathes. | 

Bon diefem Bericht ſteht, che er vom Amt, das alle 

derartigen Berichte aus feinem Bezirke fammelt, der Kreis- 
regierung mit Antrag vorgelegt wird, den Intereſſenten 
die Einficht offen; die Kreisregierung beitimmt salvo rec. 
wie viele und welche Wirtbfchaften vom 1. Merz des darauf 
folgenden Jahres in den einzelnen Gemeinden zu errichten 
find. Hierauf werden die Kompetenten zur Vorlage ihrer 


664 


Gefuche aufgefordert; über diefe erkennt das Amt auf 
Antrag des Gemeinderatbed, ob einer und welcher der 
Kompetenten zu berückſichtigen fey, ebenfalls salva recursu. 


Gegen die amtlichen Entfcheidungen, fo mie gegen die 
Entfcheidung der Kreisregierungen wie viele Wirthfchaften 
in der einzelnen Gemeinde neu hergerichtet werden follen, 
fteht dem Gemeinderathe wie den Intereſſenten der Rekurs 
zu; (den Wirtben der Gemeinde fteht das Rekursrecht nur 
gegen die Entfcheidung darüber zu, ob und wie viele 
neue Wirtbfchaften in der Gemeinde zu errichten feyen, 
nicht Darüber, wem fie verliehen werden. A. 3. 1. 
1835, N. 55.) die Kreisregierung ift aber immer die lebte 
Inſtanz, wenn ihre Entfcheidung von dem Antrage des 
Bemeinderatbes und dem Antrag oder der Entfcheidung des 
Amtes nicht abweicht, 


Bleibt eine Wirthſchaft, weil Feiner der Komperenten 
dazu befähigt iſt, vafant, fo kann fie auch mährend des 
Laufes der fünf Fahre nach vorgängiger Einvernahme des 
Gemeinderathes durch das Amt an einen Kompetenten ver- 
geben werden, 


Wird in unvorbergefebenen Fällen, 4. B. megen Ent- 
dedung von Heilquellen, und dergl.— im Laufe der fünf 
Jahre, die Errichtung einer neuen Wirthfchaft Bedürfniß, 
fo fann ausnahmsweiſe das obige Verfahren fogleich ein- 
treten. Wo mehr Wirtbfchaften beſtehen, als das Bedürf- 
niß des Publitums erfordert, werden fo lange feine neue 
Konzeffionen ertheilt, bis die beſtehenden auf die fefge- 
feste Zahl reduzirt find. Bierbraner, welche ihr felbit 
gebrautes Bier fchenfen wollen, bedürfen hiezu gleichfalls 
einer KRonzeffion, find jedoch nicht an die fünfiährige 
Friſt gebunden. 

$ 1278, Wird um Ertheilung einer Realwirth— 
fchaftögerechtigkeit gebeten, fo kann dies nur in der fünf« 
jäprigen Periode gefcheben; das Gefuch ift beim Gemeinde« 
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rath anzubringen, diefer erhebt die nöthigen Notizen über 
die verfönlichen Familien. und bürgerlichen Verhältniſſe 
ded Kompetenten, feinen Leumund, fein Vermögen, feine 
Befähigung, in welchem Haus die Wirtbfchaft getrieben 
werden fol, fügt einen detaillirten Plan des fraglichen 
Haufes und eine Befchreibung der im Fall der Bewilligung 
des Gefuches zu treffenden Wirtbfchaftseinrichtung bei, 
und legt died Alles dem Amt mit Antrag vor, welches 
diefen Bericht mit motivirtem Antrag an die Kreisregierung 
einfendet; dieſe kann das Geſuch zurückweiſen, und jeden- 
fols nur dann das Nealrecht ertbeilen, wenn der Ge. 
meinderath und das Amt darauf angetragen haben. In 
allen anderen Fällen ift die Ertheilung der Realrechte dem 
Minifterium des Innern vorbehalten, Erft wenn über die 
Geſuche um Realrechte entfchieden, und die Entfcheidung 
vollgugsreif ift, verfügt das Amt nach $ 1277. über die 
Gefuche um perfönliche Wirtbfchaften. Die Kompetenten 
um ein Realrecht können für den Fall, daß diefes Gefuch 
abgewiefen werde, eventuell zugleich um Verleihung eines 
Perſonalwirthſchaftsrechtes nachfuchen. 


$ 1279. Berfonalwirthfchaftsrechte Fönnen nur aus. 
nahmsweiſe mit Genehmigung des Amtes in einem anderen 
als dem im Gefuch bezeichneten Haufe, oder für einzelne 
Gelegenheiten an irgend einem befondern Plate, ausgeübt 
werden; Realwirtbfchaftsrechte können nur mit Genehmi— 
gung der Kreisregierung auf ein anderes Haus übertragen 
werden. 


5 1280. Die Verpachtung der Verſonalrechte 
ift in der Regel nicht geftattet, ebenfo daß der perfönlich 
Berechtigte auf feine Rechnung durch einen Dritten die 
Wirthfchaft betreiben läßt, in dringenden Fällen kann 
jedoch die Kreisregierung eine Ausnahme bewilligen. 


Zu Berpachtungen von Realmirtbfchaften ertheilt das 
Amt die Erlaubniß, wenn der Bächter einen ‚guten Leu⸗ 


mund Hat, und überhaupt im Inland. zum Gewerbsbetrieb 
befngt ift. Leber den Rekurs hiebei gelten diefelben Vor⸗ 
ſchriften, wie oben $ 1277. 


6 1381. Zum Verkauf der Realwirtbfchaften ik 
feine befondere Konzeffion nöthig, zum Betrieb aber amt. 
liche Erlaubniß , welche nicht verfagt werden kann, wenn 
der, welcher fie betreiben will, einen guten Leumund bat, 
und zum Gemwerbsbetrieb im Fuland befugt if. 


6 1282, Wer eine Wirthfchaftsfongeffion erhält, über- 
nimmt damit die Verbindlichkeit, die Wirthſchaft zu berrei- 
ben; jeder , welcher fie einftellt, muß dies beim Gemeinde- 
rath binnen 14 Tagen anzeigen, bei Vermeidung einer 
Strafe von 10 Reichäthalern. Findet der Gemeinderath, 
dag die Errichtung einer neuen Wirtbfchaft vorerft fein 
Bedürfnis ift, fo beruht die Sache einftweilen; finder er, 
daß dies fogleich Bedürfniß ift, oder findet er es beim 
Ablauf der fünfjährigen Periode, fo if dem Berechtigten 
zu eröffnen, daß wenn er binnen 14 Tagen feine Wirth- 
fchaft nicht wieder eröffne, eine neue errichtet werde und 
er von feiner Konzeffion erft bei einer künftig wieder vafant 
werdenden Wirtbfchaft der betreffenden Art Gebrauch 
machen könne: hiernach wird fodann weiter verfahren. 


5 1283. Berfonalwirthfchaftsrechte erlöfchen durch 
den Ablauf der Zeit, für welche fie gegeben find; find fie 
auf eine beftimmte Zahl von Jahren gegeben, fo erlöfchen 
fie, auch wenn diefe Reihe von Fahren noch nicht abge- 
laufen ift, dennoch mit dem vorher eintretenden Tode des 
Berechtigten; die Erben eines jeden perfonel zu einer 
Wirthſchaft Berechtigten dürfen bdiefelbe noch fechs Monate 
von feinem Todestag an fortführen, wenn nicht der etwaige 
genau beftimmte Zeitpunft des Erlöfchens des Rechtes 
früher eimtritt. Die Wittwen lebenslänglich Berechtigter 
behalten dad Recht, fo Tange fie im Wittwenſtande bleiben. 
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5 1284. Mache Mich ein perſonell Berechtigter eines 
Mißbrauchs feiner Konzeffion dadurch ſchuldig, daß er die 
polizeilichen Geſetze und Ordnungen verletzt, fo erläßt das 
Amt unabhängig von der etwa wegen des fperiellen Ver⸗ 
gehens gegen ihn zu verbängenden Strafe, eine Warnung 
an ibn, daß der fortgefegte Mißbrauch den Verluſt der 
Konzeffion nach fich ziehen könne; bleibt diefe Warnung 
fruchtlos, fo legt das Amt die Alten der Kreisregierung 
vor, welches, wenn fie den Wirthfchaftsberechtigten für 
ſchuldig erachtet, demfelben androbt, dag ihm im mächften 
Falle fein Wirtbfchaftsrecht eingegogen werde, Hat auch 
diefe Androhung ihren Zweck verfehlt, fo wird die Kon- 
zeffion durch Erfenntniß der Kreisregierung für erlofchen 
erklärt. Gleiches Verfahren finder gegen folche ftatt, welche 
eine Realwirthfchaft betreiben: es wird aber nicht der 
Verluft des Nealrechtes, fondern nur des Gelbitbetriebs 
der Wirthſchaft angedroht und erfannt. 


$ 1285. Die Wirthe follen, L. ©. IX. „Von ben 
Wirthen.“ 
. a. feinen unverdächtigen Fremden fortweiſen, wenn fie 
noch Blas in ihrem Haufe haben, in deffen Ermang- 
Iung ihn durch ihr Gefinde anmweifen laſſen; 
b. jedem Einfehrenden befcheiden begegnen, ihr Ge— 
finde zu gleichem Benchmen anhalten, und wenn ein 
Saft Unordnung anfängt, fih nicht felbit Helfen, 
fondern dem Ortsvorſteher die Anzeige machen; 
©. Niemand in der Zeche übernehmen, fie von Tag zu 
Tag in ein gebundenes Buch eintragen und dieſes 
jedem Gaft vor der Zahlung vorlegen; | 


d. Haus und Zimmer, befonders die Betten, rein halten; 


e. Speifen und Getränfe in gefunder und guter Quali 
tät verabreichen; überſchwefelte oder mit fchädlichen 
Subflanzen verfegte Weine find von Amtswegen zu 


verſiegeln, zu Effig verfieden zu laſſen und der Wirth 
mit Strafe zu belegen; 

f. Wirthe dürfen in ihrem Haufe keinerlei Art von Un⸗ 
firtfichfeit dulden, haben nur vertrautes, ehrliches 
Gefinde zu halten und auf daſſelbe firenge Aufficht 
zu führen ; 

fie follen Acht haben, daß 
g. mit Feuer und Licht forgfältig umgegangen werde: 


h. fie find ald Aufbemwahrer für alles verantwortlich, 
mas ein Neifender, den fie beherbergen, zu ibnen 
einbringt; der Beweis des Einbringens kann durch 
Zeugen geführt werden, der Werth fey fo hoch, als 
er wolle; fie haften für jede Entwendung oder Be— 
fhädigung , welche in ihrem Gafthofe vorgeht ; die⸗ 
jenige ausgenommen, welche mit Gewalt verübt wird. 
2, R. 1952, 


i. Die Wirthe haben fich geeichter Gefäße zu bedienen; 
fiebe $ 1354, 

$ 1286, Jeder, der unbefugterweife Bier oder Wein 
ausfchenft, mird je nach der Dauer und Bedeutenheit des 
nachgemiefenen heimlichen Ausſchanks im erften Falle 
in eine polizeiliche Strafe von 5 — 20 fl., im zweiten und 
jeden weitern Falle aber in eine Strafe von 20 — 50 fl. 
verfällt , vorbehattlich der auf die Verlegung der Accis- 
und Ohmgeldgeſetze angedrohten befondern Strafe. R. 3. 
28, XXU. Gleiche Strafe trifft den unbefugten Ausfchanf 
von Branntwein. A. B. M. 1835, Nr. 57, 9.208. 
1832, Nr. 277. Der Handel mit Branntwein ift ohne 
ale Beichränfung des Maaßes frei gegeben, R. B. 32, 
XXXVIII. Die Küfer und Kaufleute dürfen aber feinen 
Branntwein bei fich trinken laffen und auch die Bläfer dazu 
nicht hergeben. A. B. M. 1838. N. 35. Der Weinverfauf im 
Großen darf nicht unter 25 Maas betragen, ausgenommen 
bei Weinen, von welchen dad Fuder über 250 fl. koſtet; von 
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diefen darf niche unter anderthalb Stüben, und Wein in 
Bouteillen nicht unter 24 Bouteillen verkauft werden. R. B. 
33, L. Weinproduzenten find biedurch nicht gehindert, den 
Ertrag ihres Herbſtes, wenn er auch weniger ausmacht, zu 
verkaufen. A. 8. B.1824, 0.92. Das Ausſchenken ſelbſt 
erzogenen Weines aber ift verboten. A. B. D. 1829, 3.101. 


Scchster Titel. 


Gefindenrdnung. 
R, 8. 9, XIX. 


Erftes Kapitel, 
Allgemeine Beftimmungen. 


$ 1287. Der Dienfivertrag begründet die wechfelfeitigen 

Nechte und Pflichten des Dienftberren und Dienftboten ; 

für die Fälle, da nichts befonderes bedungen ift, treten 
die Beflimmungen der Befindeordnung ein, 


$ 1288. Die Annahme der Dienfiboten ftehet dem Fa- 
milienbaupte zu, doch wird rechtlich vermuthet, daß die 
Wahl weiblicher Dienftboten der Frau überlaffen worden fey. 


$ 1289. Jeder eintretende Dienftbote muß Zeugniß 
feines Ortsgerichts und feiner Testen Dienfiherrfchaft der 
Dbrigfeit des Eintrittsortes vorlegen, ein minderjähriger 
die Einwilligung feiner Eltern oder ded Vormunds nach- 
weiten, dafür, auch in Städten, für Löfung des Mieth- 
ſcheins, ift der Dienfiherr verantwortlich. 

$ 1290. Dienſtmakler werden ohne ausdrückliche amt- 
liche Konzeffion nicht geduldet; mer gleichwohl diefes 
Geſchäft treibt, verfällt in dreitägige Gefängnißftrafe. 


$ 129. Der Dienfivertrag kann mündlich abgefchlofen 
werden , das Haftaeld wird dabei zum Zeichen der abge⸗ 
fehloffenen Webereinfunft gegeben; es wird in den Lohn 
eingerechnet und kann bei Dienflaustritt, wenn derſelbe 
vom Dienfiboten verfchuldet if, felbi dann abgezogen 
werden, wenn ed neben dem Lohn bedungen war. 


Gleichzeitiges Verdingen an mehrere Dienfiberren wird 
an dem Dienftboten mit 24ftündigem bürgerlichen Gefäng- 
niß unter Rückgabe des Haftgeldes und Entfchädigung des 
zweiten Dienſtherren beſtraft; bat diefer von dem erften 
Vertrag gewußt, fo verfällt er in 3 Rthlr. Strafe, welche 
nebft dem Haftgeld dem Drtsalmofen zuzumeifen find, 


Zweites Kapitel. 


Bon den Nechten und Pflichten, welche aus dem Dieuſt⸗ 
vertrag entfpringen. 


$ 1292. Die Dauer der Dienfizeit wird in Städten 
auf ein Vierteljahr, auf dem Lande, und für Dienſtboten, 
melche zu Feldgeichäften gebraucht werden, auf ein Fahr 
angenommen. Dienft ziel ift in Städten der zweite Oſter⸗ 
tag , Johannis, Michaelis und der zweite Weihnachtstag, 
auf dem Lande allein der letztere. Lnter der Dienftzeit 
kann ohne Grund feine Auffündigung fatt finden; fie muß 
in Städten 4 Wochen , auf dem Lande 3 Donate vor dem 
Ziel, bei bedungener monatlicher Dienftzeit 14 Tage vorher, 
und fann zur Sicherung des Beweiſes vor dem Ortsvor⸗ 
fieber gefcheben; fpäter gilt der Vertrag ftillfchweigend 
auf ein Ziel verlängert, 

$ 1293. Die Bfihten der Dienſtboten find: 


a. den Dienft zur beftimmten Zeit anzutreten, bei Ber- 
meidung polizeilicher Zwangsmittel; bei bartnädiger 
Weigerung wird auf Rückgabe des Haftgeldes und 
Entfchädigung erkannt, Gründe, welche den Austritt 
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ans dem Dienſt rechtfertigen , entfchuldigen auch die 
Verweigerung des Antritts; 


ſich den ihm beſtimmten, auch aushülfsweiſe andern 


häuslichen Gefchäften, nach feinen Kräften und dem 
Willen der Dienfiherrfchaft treu, fleißig und auf. 
merffam und zwar in Perfon zu unterziehen ; 


. den vorfäßlich oder durch grobes Berfeben verurfach- 


ten Schaden zu erfehen, den durch geringere Ver⸗ 
ſehen veranlaßten nur dann, wenn er gegen den 
ausdrüdlichen Willen des Dienftherren gehandelt hat; 
biewegen fann fih die Dienfiherrfchaft bis zur richter- 
lichen Entfcheidung an den Lohn des Dienftboten, 
und wenn diefer nicht hinreicht, an fein übriged Ver⸗ 


mögen halten, wie in allen Fällen, wo fie ihn für 


Schadenerfag pflichtig hält; 


. auch auffer den Dienſtgeſchäften das Beſte der Dienft- 


won 


berrfchaft zu bewahren und den ihr drohenden Schaden 
zu verbüten. Wenn er Dienfluntrene von Neben. 
dienftboten verſchweigt, fo wird er zum Schadenerfag 
verpflichtet. 


1294. Der Dienftbote ift ferner fchuldig : 


« in feinem Dienſt zu verbleiben; ohne Erlaubniß darf 


er auch in eigenen Angelegenheiten das Haus nicht 
verlaffen, und an bedungenen Tagen des Ausgangs 
nicht , ohne vorher feine nothwendigen Gefchäfte be- 
forgt und fein Weggeben angezeigt zu haben; 


. feine Dienfizeit auszuhalten; wer ohne gefeßliche 


Urfache austritt, wird durch polizeiliche Zmangs- 
mittel zur Fortfegung des Dienftes angehalten und 
bat bei bartnädiger Weigerung den veranlaften mei- 
teen Aufwand zu tragen. Ein entlaufener Dienftbote 
wird auf Betreten obrigfeitlich zur Verantwortung 
gesögen, zu feinem Herrn zurücgeliefere und mit 
Strafe belegt; der Dienfiherr Tann verlangen, daß 
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dieſe erft nach Vollendung der Dienfizeit vollzogen 
werde, Wer mwiffentlich dem entlaufenen Dienftboten 
Unterfunft und Aufenthalt geftatter, ift für den 
Schaden mit verantwortlich und firafbar. 

: 61295. Rechtfertigende Gründe des Austrittes 

find: | 

1) gröbliche Mißhandlung durch den Dienftberen ; 

2) Zumuthungen zu Handlungen gegen die Gefege und 
gute Sitten; 

3) verweigerter oder mangelnder Schutz gegen folche 
Zumutbungen von Berfonen im Haufe oder die in 
demfelben aus - und eingeben; 

4) Verweigerung fchuldiger Koft oder Koſtgeld; 

5) veränderter Wohnfis oder Abweſenheit der Dienfiherr- 
fchaft über das laufende und folgende Vierteljahr. 
Nach kurzer Auffündigung if der Austritt er- 

laubt ; | | 

6) wenn der Lohn nicht in dem feftgefeuten Termin be- 
zahlt wird; 

7) wegen eigenmächtiger öffentlicher Befchimpfung ; 

.„8) wenn der Dienfibote eine Heirath oder vortbeilhafte 
eigene Niederlaffung verfäumen würde, 

F 1296. Gegen Einfttellung eines andern brauch⸗ 

baren Dienftboten ift der Austritt erlaubt: 

9) wenn ihn die Eltern wegen einer, erit nach dem 
VBerdingen eingetretenen Veränderung ihrer Umſtände 
nicht entbehren können; 

10) wenn er eine weite Reife in eigenen Angelegenheiten 
nothwendig zu thun bat. 

In den Fällen 1 bis 5. gebührt dem Dienftboten voll- 
fändige Livree, Koft und Lohn für das Taufende, und, 
wenn der Austritt erft nach der Auffündigungszeit erfolgt, 
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auch für das folgende Vierteljahr; in den Fällen 6, 7 und 
8 Koft und Lohn bis zum Austritt; Livree nach Verlauf 
von einem halben Fahre vollftändig,, vorher ohne Rod und 
Hut. 


$ 1297. Zur Obliegenheit des Dienftboten gehört; 


g- bei dem Ende der Dienftzeit alles Anvertraute richtig 
und reinlich zurückzuliefern. Seine Vergehungen firaft 
der Dienftherr durch Verweis, gröbere die Polizei 
behörde oder der peinliche Richter, 


$ 1298, Die Pflichten des Dienfihberren find: 


a. den Dienftboten zur beflimmten Zeit anzunehmen; wei- 
gert er fich deffen, ohne einen zur Entlaffung hinrei⸗ 
chenden Grund, fo verliert er das Haftgeld und bat 

+ Fahr Lohn zur Entfchädigung zu zahlen; 

b. ihm hinreichende, gefunde Koft, Wohnung und Lager- 

fätte und den bedungenen Lohn zu geben, 


Haftgeld wird in der Regel am Lohn abgerechnet, bei 
fchuldhaftem Austritt immer, in diefem Fall auch Namens. 
tags⸗, Weihnachtd- und Neujahrsgeſchenke. Livree gilt als 
. Theil des Lohns, ausgenommen Staatslivree, Mantel, Kut- 
fcherpelz und dergleichen, welche die — immer zu⸗ 
rücknehmen kann. 


Zur Aufzeichnung des Lohns, wenn dieſer jährlich be- 
dungen ift, iſt dem Dienftboten ein Dienftbüchlein zu— 
suftellen, verweigert der Dienſtherr diefes, fo bat feine 
Aufzeichnung feine Beweisfraft, und er iſt der eidlichen 
Verficherung über die Größe des Lohns und die darauf ge- 
feifteten Zahlungen verlufig. Erfolgt die Auflöfung des 
Vertrags durch das Ableben des Dienftboten, fo bezieht 
feine Erbmafle den Lohn bis zum Anfang der letzten Kranf- 
beit, ftirbt oder verdirbt der Dienftherr, fo ift der Erbe 
oder die Mafie Koft und Lohn bis zum Ende des laufenden 
Quartals (bei Monatsverding des Monats) ſchuldig, erfolgt 

43 
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der Todesfall nach Ablauf der Auffündigungszeit , auch noch 
ein weiteres Bierteljahr Lohn ohne Koft, fo fern fie ihm 
nicht behalten oder andermeit in annehmbaren Dienft bringen 
können. 

Männliche Dienſtboten geben nach halbjähriger Dienſtzeit 
von der Livree nichts, bei früherer Auflöſung Rock und 
bordirten Hut zurück. 


$ 1299. Der Dienſtherr hat ferner die Pflicht: 


c. 


d. 


* 


den Dienſtboten zum ſittlich-religiöſen Wandel anzu- 
halten; 

er darf ihm Feine unerlaubte und nicht mehr Arbeit 
zumuthen, als feine Gefundheit und Kräfte vertragen ; 
bat 


» fich alter Tpätlichkeiten und enrehrenden Schimpfworte 


gegen ihn zu enthalten, bei Vermeidung doppelten 
Schadenerſahes, einer in die Armenkaffe fließenden 
Geldſtrafe oder Arreſt. Ausdrücke, welche Gering- 
ſchätzung andeuten, geziemen dem Dienſtherrn nicht, 
gelten aber nicht für beabfichtigte Ehrenfränfung ; 


‚ ibn bei vorübergehenden Kranfheiten auf feine, 


des Dienfiberen, Koften, mit ärztlicher Hülfe, Koſt 
und Pflege zu verforgen, bei langwierigen, ekelhaften 
oder anfteckenden Krankheiten aber fein Unterfommen 
durch Anzeige bei dem DOrtövorftcher zu veranlaffen. 
Siehe 5 608, Die Koſten des Begräbniffes kommen 
nicht auf den Dienſtherrn. 


$ 1300, Er bat 


B- 


für alle auf fein Geheiß unternommene Handlungen 
des Dienftboten , fo wie überhaupt für fein Benehmen 
in den ihm anvertranten Verrichtungen zu haften, 
fofern er nicht bemweifen Tann, das er die Handlung, 
wofür er verantwortlich gemacht werden will, nicht 
babe Hindern können, 2, R. 1384, für die auf feinen 
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Namen ansgenommene Waaren und Gelder nur dann, 
wenn er fchriftlich eingemwilligt, oder dem Dienftboten 
das Buch anvertraut bat, im welches folche Abgaben 
eingetragen werden. 


Anm. Er wird auch dann für deſſen Yusborgen verhaftet, 
wenn er früher den Dienftboten abgefhidt hat, auf feinen 
Namen Waaren zu borgen und folhe Schulden anerkannt 
hat. 

h. Er darf ihn nicht ohne gefeßlichen Grund fortweifen, 

andernfalls hat er Lohn, Livree und Kofigeld bis zum 
Ablauf der Dienfizeit zu leiften. 


Geſetzliche Gründe zur Fortweifung ohne Entfchädigung 
find: 
1) Thätlichkeit, Schimpfworte, ehrenrührige Nachreden, 
boshafte Verhetzungen in der Familie; 
2) beharrlicher Ungehorſam; 
3) Berleitung der Kinder der Dienfiperrfchaft zum Böfen, 
oder verdächtiger Umgang mit ihnen; 


4) Diebftahl oder Untreue, auch Berleitung der Neben- 
dienftboten ; 


5) Borgen auf den Namen der Herrfchaft; 


6) Verkauf oder Verſetzen der noch nicht verdienten Livree, 
zum Theil oder ganz; 


7) Gewohnheit, ohne Vorwiſſen der Dienſtherrſchaft außer 
dem Haufe zu bleiben, überhaupt ein, mehrfacher Zu- 
rechtweifung ungeachtet fortgefegter unfittlicher Lebens. 
wandel ; 


8) fortgefeßte Unvorfichtigkeit mit Feuer und Licht, er- 
gangener Warnungen ungeachtet, oder, wenn wirklich, 
Feuer dadurch entſtanden ift; 

9) ſelbſtverſchuldete, anſteckende oder efelhafte Krankheit; 

43, 
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10) Gefängniß von längerer Dauer ald 8 Tage; 
11) Schwangerfchaft. 
$ 1301. Nach kurzer Auffündigung. 


12) Untauglichkeit zu den Gefchäften, wozu er erweislich 
gedingt worden; 


13) muthwillige Vernachläßigung des Dienftes, befonders 
wiederholtes Auslaufen ohne Erlaubniß; 


14) Gewohnheit des Trunfes oder Spiels, anhaltende 
Zänkerei oder Schlägerei mit den Nebendienftboten; 
15) Vermögenszerfall des Dienſtherrn. 

In allen dieſen Fällen erhält der Dienſtbote Koft und 
Lohn bis zum Tag der Entlafung; die Montur nimmt der 
Dienfiperr zurück, in den drei Testen Fällen mit Ausnahme 
der Fleinen Montur. 

$ 1302. Der Dienftherr bat 

i. dem Dienitboten beim Weggehen ein wahrhaftes, deut- 

fiches Zeugniß über Treue, Sitten und Fleiß zu⸗ 
zuftellen, bei ungegründeter Weigerung ift er durch 
den Ortsvorſteher dazu anzubalten, 

$ 1303, Weber alle hierher gehörige Streitigkeiten ent- 
fcheidet der Ortsvorftand nach fummarifcher mündlicher Ver⸗ 
handlung, (Vorfchriften der Prozeßordnung find biebei nicht 
zu beobachten. A. B. ©. 1838, Beil, 1.) vorbehaltlich des 
Rekurſes an das Amt, welcher binnen drei Tagen zu erle⸗ 
digen it. Sämmtliche Verhandlungen find tag- und ſpor⸗ 
telfrei. 

In den Orten, wo die Polizei einer Staatsftelle übertragen 
iſt, tritt diefe hier an die Stelle bes Drtsvoritandes. 

Alle Dienfibotenftreitigfeiten follen jedoch nur fo Tange 
polizeilich, d. h. fo wie bier vorgefchrieben, behandelt wer- 
‚den, als Feine förmliche Civilklage erhoben wird. Md. J. 
d. d. 21, Sept, 1838, N. 9601, 
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Drittes Aapitel, 
Bon Taglöhnern. 


$ 1304. Wenn Taglöhner oder Dienitboten durch Abrede 
ihren Lohn allzuſehr erhöhen oder außer Verhältniß mit 
den laufenden Breiten der Lebensbedürfniffe bringen follten, 
fo ift folcher von Amtswegen zu tariren, und mit Strenge 
darauf zu halten, daß er nicht überfchritten werde. 2. O. 
IX. „Von Arbeitern.‘ 

Bei derartigen amtlichen Zarbeftimmungen ift die Ermächti: 

gung der höhern Behoͤrden einzuholen. 

$ 1305. Es ift niemand erlaubt, die Taglöhner eines 
andern durch Berfprechen höhern Lohns abzudingen, bei 
Strafe und Erſatz des veranlaßten höhern Lohns; der Tag- 
löhner verliert fein Guthaben. 

$ 1306. Kinder, welche ihren Eltern in Haus. und 
Seldgefchäften notbwendig find, dürfen unter Feinem Vor⸗ 
wand fich bei diefen einen Taglohn oder fonfligen Vortheil 
für ihre Arbeit bedingen; mas gleichwohl darauf hin von 
ihnen bezogen wird, ift ihnen ald Vorempfang aufzurechnen, 
Kinder, welche den Eltern entbehrlich und zum Dienen. 
geeignet find, follen dazu alles Ernftes angehalten werden, 
2. 9, IX, 


Siebenter Titel. 
Vom Handel. 


Erstes Kapitel. 
Vom Handel überhaupt. 


"51307. Die Beförderung des Handels und des 
Abſatzes inländifcher Natur- und Kunftprodufte haben fümmt- 
liche Staatsbehörden fich beiten Fleißes angelegen ſeyn zu 
laſſen. 
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$ 1308. Feder Staatsangehörige, der die erforderlichen 
Handelsfenntniffe und ein mit feinen Unternehmungen in 
Verhältniß ftehendes Vermögen bat, Tann fich mit Handel 
abgeben, Staats. und Kirchendiener ausgenommen, welche 
nur mit Erlaubniß des Negenten Handels. und Fabrifge- 
fchäfte unternehmen dürfen. Handel mit Lebensmitteln ift 
ihnen bei Dienftentlaffung und nach Umfänden weiterer 
Geldſtrafe verboten. 


Nicht im Staatsdienſt ftehende, aber bei öffentlichen 
Stellen befchäftigte Seribenten und Diener haben fich des 
Handels ebenfals bei namhafter Geldftrafe zu enthalten. 
Den Waagemeiftern und Lagerhausaufſehern ift jede Waaren- 
verfendung bei fchwerer Strafe unterfagt, R. 8.17, XXX. 


$ 1309, Jeder inländifche Handelsmann hat von Tag 
zu Tag ein Handelsbuch in deurfcher Sprache nach fauf- 
männifchen Megeln über feine fämmtlichen Handelsgefchäfte 
zu führen, und alljährlich abzuſchließen, ohne welches alle 
feine Aufzeichnungen beweislos find. 


$ 1310. Handelsgeielifchaften, 2. R. Anhang 
18, find : 


a. offene, deren Handlungsname (Firma) aus dem 
Namen eines oder einiger Gefellfchafter beitebet; bei 
ihnen haften ſämmtliche Gefellfchafter für alle auf den 
Handlungsnamen fontrahirte Verpflichtungen fammt- 
verbindlich. 


b. VBertraute, mo neben mehreren verantwortlichen 
und fammtverbindlichen Gefelfchaftstheilhabern, von 
deren Namen die Firma genommen wird, vertraute 
Gefellfchafter, Commanditarien, befteben, welche feine 
Verwaltungshandlung unternehmen, nicht einmal aus 
Vollmacht der Gefellfchaft handeln dürfen, aber an 
dem Verluſt nur fo viel tragen, als ihre verfprochene 
Einfage beträgt, 
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c. Unbenannte, welche durch Benennung des Gegen- 
ftandes ihrer Unternehmung beseichner werden, und 
ibe Gefchäft durch Gewalthaber führen, welche für 
die Verpflichtungen der Gefellichaft weder ſelbſtver⸗ 
bindlich , noch fammtverbindlich find, 


Die Gefellfchafter werden für nicht mehr als ihren Ein- 
lagsſantheil durch Verluſt verbindlich. Das Kapital der 
Gefellſchaft theilt fich in Aftien, und diefe wieder in Coupons. 
Eine unbenannte Gefellfchaft kann nur durch Erlaubnif des 
Minifteriums d. J. befieben, und der Gefellfchaftsvertrag 
muß von diefem durch eine förmliche Fertigung beitätigt 
feyn. Die offenen und vertrauten Gefellfchaften müffen durch 
öffentliche oder Privaturfunden, unbenannte notbwendig 
durch öffentliche Urkunden geftiftet werden. Ein Auszug 
des Gefellfchaftövertrags iſt binnen 14 Tagen bei dem Amts- 
reviforat zum Eintrag vorzulegen, bei Vermeidung der Nich- 
tigfeit in Beziehung auf die Gefellichafter unter fich, aber 
nicht gegen dritte, Der Auszug enthält Bor- und Zunamen, 
Figenfchaft und Wohnort jedes Geſellſchafters, der nicht 
bios Inhaber einer Aftie oder vertrauter Gefellfchafter if, 
die Firma, Angabe derjenigen Gefellfchafter, welche zur 
Gefchäftsführung , Verwaltung und Handlungsunterfchrift 
ermächtigt find, den Betrag der Aftien oder Einlagen der 
vertrauten Gefellfchafter , die beftimmte Anfangs- und Endi- 
gungszeit der Befellichaft. Der Auszug ift von dem Staats. 
fchreiber, oder bei Privaturkunden von fämmtlichen ſammt⸗ 
verbindlichen oder gefchäftführenden Theilnehmern zu unter- 
zeichnen. Die Staatsbeftätigung ift ebenfalls einzutragen. 


Fortfegungen oder Veränderungen der Handelsgefellfchaf- 
ten unterliegen gleichen Beſtimmungen 


Verbindungen zu einzelnen Handeldunter- 
nebmungen find nicht als Handelägefelfchaften zu be- 
trachten und deren Förmlichkeiten nicht unterworfen. 

$ 1311, Die Rechtöverbältnifie der Handelsleute find 
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einer geſetzlich angeordneten Deffentlichkeit unterworfen, nach 
folgenden nähern Beftimmungen. R. B. 27, XIX. 
1) Zu das Buch des Amtsreviforats find einzutragen: 

a. Gemwaltsentlaffung für gemaltsentlaffene Minder- 
jährige zum Betrieb des Handels (2, R. Anhang 
Gas 2) oder eines einzelnen Handelögefchäfts: 3. 

b. Auszüge aus dem Gefellfchaftsvertrag der offenen 
und der vertrauten Handelsgefellfchafte 42 — 44 
mit ihren Nachträgen über erfolgte Abänderung 
oder Auflöfung vor der Zeit 46, 

c. Befellfchaftsverträge unbenannter Gefellfchafter 
nach ihrem ganzen Inhalt, mit der Staatsge- 
nebmigung. 

d. Urtheile über VBermögensabfonderung , Ehefchei- 
dung oder Trennung von Tifch und Bett zwifchen 
Ehegatten, von welchen der eine eine —— 
bat, L. R. 1445 und Anhang 66. 

e. Auszug aus jedem Ehevertrag zwifchen Ebegat- 
ten, von welchen der eine Handlung treibt, 67, 
und denjenigen, die fich auf gefondert Gut oder 
bewidmete Ehe verheirathet haben und von welchen 
der eine erft nachher eine Handlung beginnt. 69. 

Die Eintragung haben die Betheiligten, im 
dem letztern Sal auch der Amtörevifor von Amts- 
wegen , zu betreiben. 

2) Durch die Anzeigeblätter werden verfündiget: 

a. Gerichtliche Erklärung des Ausbruchs des Zah⸗ 
lungsunvermögens, 208, 

b. Wrtheile über Zablungsflüchtigfeit, 256. 263. 

c. Aufruf zum Widerfpruch gegen das Anfuchen 
eines Handelsmanns um Wiederbefähigung, 265. 

d. Die rechtspolizeilichen Erfenntniffe über die Wie- 
derbefähigung sahlungsunfäpig gewordener Han⸗ 
delsleute. 267, 

Diefe Bekanntmachungen verfügt das Amt. 
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$ 1312, Sämmtliche Handelsleute und Fabrikanten, 
weiche Waaren verfenden, die der Gefundheit gefährlich 
find, haben folche forafältig zu verpaden, auch ihre Kor- 
refpondenten dazu aufzufordern, die Gefährlichkeit auf dem 
SFrachtbrief anzumerken, und diefen vor dem Abladen der 
Bolizeibebörde vorzeigen zu laſſen. 


$ 1313. Der Verlauf in offenem Laden unterliegt 
zwar feinem Zunftzwang, aber wer einen folchen auf eigene 
Rechnung führen will, muß das Detailgefchäft ordnungs- 
mäßig erlernt und zu einem neuen Befchäft amtliche Kon. 
zeffion haben, R, 3. 9, LI. A. B. D, 1833, N. 39; auch 
darf nur in einem Lokale verkauft werden, wo nicht befon- 
dere Beftimmungen anderes erlauben. M. d. %.d.d.17. Febr, 
1837, N. 4621. Jeder Brofeffioniit Fann für das Produkt 
feiner Brofeffion einen offenen Laden führen, — Den Buch- 
bindern ift der Verkauf von Schreibmaterialien erlaubt, 
M. d. J. d. d. 11. Nov, 1817, R. 9774; auch den Stein- 
drudern M. d. J. d. d. 8, Des. 1837, N. 11,244. 


$ 1314. Alle Kaufleute: haben fich adjuſtirter Maaße, 
Ellen, Waagen und Gewichte zu bedienen, und diefe, fo 
oft fie eine Abweichung wahrnehmen, und wenigftens einmal 
des Jahres, von einem verpflichteten Juſtirer berichtigen 
zu laſſen. Ortsvorgeſetzte und Polizeibediente haben bierin 
fleißig nachzuſehen, 9. U. I. „Gewichte,“ und die Veber- 
treter dem Amt zur Beſtrafung anzuzeigen. 9. R. J. 121. 
DVerfälfchung von Maaß, Wange und Gewicht, mo fie als 
eigennütige Nachläßigfeit der Gewerbsleute erfcheint, wird 
polizellich beftraft. O. E. VII, $ 49, Wiederholter Ge⸗ 
brauch falfcher Manage und Gewichte oder anderer Wertb- 
zeichen, auch Waarenverfälfchung wird mit Arbeitshausftrafe 
belegt. R. 3. 26, VII Siehe hierüber $ 1346 u. ff. (Ge⸗ 
wicht- und Maaßordnung). 


$ 1315. Die Reifenden der Handlungshänfer und 
Fabrifanten, und zwar ſowohl inländifcher wie ausländifcher, 


müſſen Patente haben, die ihnen bei dem Aemtern augsgeſtellt 
werden, um hierauf im Lande Beftellungen fuchen und Waaren⸗ 
anfäufe machen zu können. Die Patente für Neifende aus 
den Bereinsftaaten werden auf Vorlage von Gewerbslegiti- 
mationsfcheinen nach vorgefchriebenem Formular unentgeld- 
lich ausgeftellt, die der Reifenden aus Nichtvereinsſtaaten 
werden gegen eine Tare von 11 fl. ausgeftellt. Beide haben 
beſtimmte Formulare. Reiſende aus Vereinsſtaaten, welche 
Waarenanfäufe im Lande machen oder Beitellungen ſuchen, 
und mit feinem Patent verfehen find, unterliegen einer 
Ordnungsſtrafe von 5 — 10 fl., Reifende aus Nichtvereing- 
ftanten im gleichen Falle der Strafe des fünffachen Betrages 
der Tare. Keinem Handelsreifenden if geflattet, Waaren 
mit fich zu führen; er darf nur Beſtellungen auf Muiter 
für feinen Prinzipal, beziehungsweiſe für ſich, ſuchen; die 
im Lande angefauften Waaren muß er von dem Ankaufsorte 
frachtweife an den Ort ihrer Bellimmung verfenden. Der 
Handlungsreifende, welcher dieſer Vorfchrift zuwider ban- 
deit, ift mit einer Strafe von 10 — 25 fl. zu belegen. Das 
Bezirfsamt des Ortes, wo der Neifende angehalten wurde, 
erkennt die Strafe; von diefen erhält der Anzeiger die Hälfte. 
R. 3. 35, LVIL. 9. B. M. 1836, N. 44, ©. 388. 
Mo die Polizei einer befonderen Staatsftelle übertragen ift, 
fteht diefer die Handhabung obiger Beflimmungen zu. M. 
dv. J. d. d. 27. Juli 1838, N. 7699. | 


Zweites Kapitel. 


Dom Pulververkauf. 
R. 8.8, II. 8. B. 16, XVI. 
$ 1316. Niemand darf ohne fpezielle amtliche Erlaubniß 


mit Pulver handeln, bei 10, im zweiten Fall 20 Rthlr. 
Strafe und bei befonderer Gefährlichkeit weiterer Ahndung. 


$ 1317. Nur an Kauflente in Haupt- und Amtsſtädten 
und in diefen nur an einen oder zwei kann diefe Erlaubniß 
ertbeilt werden. Diefe haben 

a. ihren Hauptvorrath außerhalb der Stadt in einem 
von dem Amt genehmigten Lokal, auch nicht in einer 
über dem Verbältniß zur Verfaufsgelegenheit ftebenden 
Quantität aufzubewahren; 

b. im Haufe mehr nicht als 4 Pfund und zwar auf dem 
Speicher unter Verfchluß zu halten, bei 10 bis 100 
Rthlr. Strafe; 

e. nur bei Tage zu verfaufen, bei 10 Rthlr. Strafe; 

d. nur hölzerne oder hornene Gefäße und Gefchirre zu 
gebrauchen; 

e. fein Pulver an Kinder abzugeben, bei 5 Rthlr. Strafe. 

5 1318. Außer diefen Handelsfeuten darf Niemand mehr 
als zwei Pfund Pulver im Haufe haben bei 10 Rthlr. 
Strafe; mo Gewerböbetrieb oder ein vorübergehendes Be- 
fchäft ein Mehreres erfordert, if dem Amt zur Genebmi- 
gung des Aufbewahrungsortes die Anzeige zu machen. 

$ 1319, Altes von inländifchen Fabrifanten oder durch 
inländifche Spediteurs auf dem Waffer (R. B. 34, XIX.) 
au verfendende Pulver muß in dichte Säde gefüllt und 
in Fäfchen gepadt ſeyn, deren Fugen mit Leinwand ver. 
klebt find; es darf daran fein Eifen feyn bei 20 bis 100 
Rthlr. Strafe für den Fabrikanten und 10 bis 100 Rthir. 
Strafe für den Spediteur. Es muß mir befondern Fabr- 
zeugen geführt, und darf nicht unter andere Güter verladen 
werden. R. B 31, XI, $ 55. 

Bei Sendungen , welche durch die Arge gefchehen, muß 
das Pulver in einen dichten Teinenen Sad gefüllt, in eine 
waflerdichte, gut ausgetriebene eichene Tonne fo verpadt 
werden , daß der Raum derfelben genau ausgefüllt iſt; die 
Reife der Tonne müſſen mit ſtark verzginnten Nägeln fo be- 
feftigt werden, daß diefe durchgefchlagen und inwendig ganz 
flach umgelegt oder umgeniethet find. Diefe eichene Tonne 
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tklommt in ein der Größe derfelben entfprechendes tannenes 
Weberfaß, wobei der untere Boden dieſes Ueberfaſſes mit Stroh 
zu belegen und der Zwifchenraum der Seitenwände beider 
Fäſſer mit dem gleichen Material feſt auszuftopfen, fo wie 
auch der obere Boden damit zu belegen iſt. Nur bei Trans. 
porten, welche fechd Stunden Weg nicht Überfteigen, können 
die tannenen Ueberfäſſer weggelaſſen werden; die Erlaubnig 
biezu bat das Amt zu ertbeilen. Die PBulvertonnen dürfen 
nur 1—2 Zentner halten, R. B. 34, II Der Fabrifant 
bat von der Abfendung, der Spediteur, wenn ibm ein nicht 
gehörig verpactes Fäßchen vorkommt, dem Amt die Anzeige 
zu machen, bei gleicher Strafe wie oben. 


$ 1320. Bei Frachtladungen, welche ganz oder zum 

größern Theil in Pulver befteben, ift: 

a. anfommendes Pulver vor der Stadt aussuladen, 
und, mo möglich, mit deren Umgehung, nach vor- 
gängiger Anzeige bei Amt in das Pulvermagazin zu 
verbringen bei 10 bis 100 Rthlr. Geld- und nach 
Befund firenger Gefängnißſtrafe; 

b. durchpaffirendes darf nur dann durch Städte 
geführt werden, wenn es feinen andern Weg gibt und 
dem Amt vorher die Anzeige zur Unterſuchung der 
Fäſſer gemacht iſt, bei obiger Strafe; 

c. das Verladen von Pulver von einem Wagen auf den 
andern darf nur außerhalb der Stadt gefcheben; 

d. der Wagen ift mit einem Fähnchen als Warnungs- 
zeichen verfeben; 

e. von Transporten von 1 bis 2 Fäßchen ift nur an dem 
Ort des Vebernachtens und Abladens der Ortöpolizei- 
bebörde die Anzeige zu machen, R. B. 19, XV 


$ 1321. Zn dem Frachtbrief muß das Schießpulver 
beftimmt deflarirt, dieß auch auf dem Kolli deutlich ange- 
fchrieben ſeyn, bei Strafe der Konfisfation und 10 bis 
100 Rthlr. für den Fuhrmann. 
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Diefer hat bei der. Gränzzollſtätte feine Pulververladung 
anzuzeigen und diefe dem Vorgeſetzten zur Unterfuchung der 
Verpadung die Anzeige zu machen, beide bei 5 fl. Strafe, 
Nachläßigkeit der Polizeibehörden in Beobachtung biefer 
Borfchriften wird mit 10 bis 100 Rthlr., der Unterbedienfteten 
mit fcharfer Arrefiftrafe oder Dienftentlaffung geahndet. 


Drittes Kapitel. 
Bon freien Handel, insbefondere dem Vichhandel. 


N 1322, Der freie Handel, oder jener mit Landes- 
produften, kann ald Haupt- oder Nebenbefchäftigung betrie- 
ben werden, in erfterm Fall bat der Händler ein regelmäßig 
eingerichtetes Tagebuch über Einnahme und Ausgabe zu 
führen. (Zum Salzhandel ift obrigfettliche Erlaubniß nöthig, 
welche an vorgängige Prüfung der perfönlichen und örtlichen 
Verhältniſſe geknüpft if. A. B. D. 1837, Beil. 50.) 

5 133. Auflauf von Früchten zur Erzielung einer 
fünftfichen Theuerung ift bei ſchwerer Strafe verboten. Der 
Verkauf von Früchten auf dem Halm, Kartoffeln im Boden, 
A. 8. P. 1817, N. 66, und Wein an dem Stod ift nicht 
erlaubt und ungültig, A. A. I. „Früchte“; eine Begebung 
derſelben in öffentlicher Verſteigerung kann aus erheblichen 
Gründen angeordnet und ein Verkauf durch einſtimmiges 
Ermeſſen des Ortsgerichtes und des Amtes genehmigt wer- 
den. R. 3. 17, N. XVI. 


$ 1324. Für den Verkauf von —— Vieh iſt in 
jedem Ort ein beſonderes Gerichtsprotokoll zu halten; die 
Einträge macht der Rathtsſchreiber in Gegenwart des 
Ortsvorgeſetzten auf Angabe beider Kontrahenten; die 
Protokollgebühr theilen jene hälftig unter ſich. A. B. D. 
1831, N. 61. Wenn von einer Perſon zu gleicher Zeit 
mehrere Stüde Vieh erkauft werden, fo ift die Gebühr 
dennoch nur einfach aufzurechnen. A. 3. D. 1829, N. 74, 


A. 3. M. 1836, N. 9%. 9.8. O. 1836, N. 9. Auf 
Markttage ftellet der Ortsvorgeſetzte die erforderliche Aus. 
bitfe. A. B. N. 1821, N. 34. Eintrag auf einfeitige 
Angabe iſt unrichtig. Für das gu Markt gebracht werdende 
Vieh find Befundheitszeugniffe mitzubringen; wenn derfelbe 
Eigenthümer mehrere Stüde zu Markt bringen will, Fünnen 
diefe in einem umd demfelben Geſundheitszeugniß aufgeführt 
werden, wobei fich jedoch der Gebührenanfas nach der 
Stückzahl erhöht. A. B. M. 1834, N. 18. A. B. S. 
1834, N. 8, 


Anm. Gorgfame Drtsvorgefegte pflegen die Kontrahenten 
über die getroffene Abrede vollftändig zu fragen, und ihnen, 
die Folgen ihrer Uebereintunft deutlich zu machen, zumal 
wenn ber Handel auf Kredit, unter Vorbehalt des Eigen 
thums, oder auf halbtheiligen Erwachs geſchiehet, und 
laffen ſich bei dem Anfchein einer unterlaufenen Uebervor: 
theilung, bei jungen oder leichtfinnigen Hauswirthen das 
verkaufte Vieh zur eigenen Abfhägung vorführen. 


$ 1325. Alle nicht protofollirte Viehverkäufe gelten zwar 
in eivilrechtlicher Hinfiht, aber die Kontrahenten, welche 
die Protofolirung unterlaffen haben, verfallen in 1 fl. 30 fr, 
Strafe. M. d. J. d. d. 25. Februar 1828, N. 1883, 


$ 1326, Hauptmängel R. 3. 6. XVII. d. h. folche 
Krankheiten, welche ohne ausdrückliche Gewähr Auflöfung 
des Kaufs oder Preiöverminderung geſetzlich begründen, 
find: 


bei Pferden: 1) roßig, 2) follerig, 3) fräßig oder 
wurmigt, 4) bersfchlecht, 5) wehetägig, 6) mondblind. 
Für die 5 erfiern dauert die Gemwährzeit 4 Wochen 
und 3 Tage, für letztere 8 Wochen; 


beim Hornvieh: 1) perlicht, 2) webetägig , 3) tippelich, 
4) Inngenfaul, mit Gewährzeit für erfiere 2 Monate, 
für Die 3 letztern 4 Wochen und 3 Tage; 


bei Schaafen: 1) rändig, 2) anbrüchig. Währzeit für 
beides 2 Wochen and 1 Tag; | 
bei Schweinen: 1) lungenfaul, 2) finnig. Währzeit 
4 Wochen 3 Tage; 
Alle bedungene Gewähr anderer Mängel dauert, wenn 
feine Zeit beftimmt if, A Wochen und 3 Tage. 


$ 1327. Nach Ablauf der gefeslichen Gewährzeit findet 
die Klage noch flatt: 


a. wenn erweislich Betrug unterlaufen if, 
b. wenn längere Gewährzeit bedungen wurde, oder 


c. der Beweis geliefert werden kann, daß der Haupt- 
mangel früheren Urfprungs fen. | 


Mit der Auflöfung des Verfaufs iſt Erfag des Schadens 
und der Koften verfnüpft; kann das Thier noch gebraucht 
werden, fo tritt Breisverminderung ein; erwieſene Gefährde 
des Verkäufers wird mit der Strafe des 10ten Theils des 
Kaufpreifes belegt. 


6 1338. Für das Verfahren bei den Wandelflagen 
treten folgende Beſtimmungen ein: 


a. dem Verkäufer ift die Aufforderung zur Gewähr durch 
feinen ordentlichen Richter anzufagen; das weitere 
Verfahren ift von der Gemwährzeit unabhängig; 


b. die Befichtigung ordnet der Nichter des Orts an, wo 
das Thier ſtehet; fie gefchiehet durch einen Tigentirten 
Tierarzt, in deffen Ermanglung durch einen unter⸗ 
richteten , befonders auf die Befichtigumg verpflichteten 
Kurfchmied, zwei verpflichtete Viehverſtändige, bei 
Pferden Schmiede, in Gegenwart eines amtlich abge- 
ordneten Aktuars oder Gerichtfchreiberd und beider 
Theile. In Ermanglung verordneter Viehverſtündiger 
it von jedem Theil ein Expert vorzufchlagen, ein 
dritter vom Amt zu benennen und ‚alle drei an ver, 


pflichten. IR die Beiladung des Beklagten unmöglich, 
fo kann für ihn ein Vertreter von Amtswegen ange 
ordnet werden, der Kläger muß aber den Beweis der 
behaupteten Unmöglichkeit führen. 


$ 1329, Der Erfund ift fogleich in Gegenwart der 
Parteien zu Protokoll zu nehmen, bei Strafe der Nichtig- 
feit, und folches von fämmtlichen Experten zu unterzeichnen ; 
das Kunftermeflen wird entweder nach Entlafung der Bar. 
teien dem Protokoll angefügt, oder binnen 24 Stunden nach- 
geliefert. Wiederholung der Befichtigung findet nur flatt, 
wenn die erfte für nichtig erfannt wird, aber das Gutachten 
kann einem Dberermeffen der Sanitätsfommiffion unter- 
worfen werden. Ein vorher lebendig befchautes Thier wird 
beim Umſtehen, oder nach erfolgter Todtung auf Verlangen 
eines Theils, Funftverftändig geöffnet, wobei die Befichtigung 
durch drei andere Kunftverfländige, neue Aufnahme des 
Befunds und neues Gutachten flatt hat; letzteres hebt das 
erftere nur dann auf, wenn die Abweichung auf innere, 
nothwendige und augenfällige Merkmale gegründer if. R. 
3, 10, XXXVL P. B. N. 1806, N. 33, 


$ 1330. Jede Viehverſtellung ift vor der Broto- 
follirung genau zu prüfen, ob unter ihr fein Wucher unter- 
laufe? A. A. J. „Viehverſtellung“,, und ob die angegebenen 
Bedingungen den Beſtimmungen des Landrechtes entfprechen ; 
2. R. 1800 — 1831, indbefondere darf der Antheil des 
Einftellers am Verluſt niemals größer feun, als jener des 
Beftellerd, L. R. 1811, Bei balbtheiligem Vieh kommen 
nur Erwachs an Vieh und Wolle zur Theilung; Dilch, und 
Dünger und die Arbeit des Viches gehören ausfchliegend 
dem Einfteller. Keine Kuh, welche nicht. bereits tragend 
oder dazu binlänglich herangewachſen it, darf als Melkvieh 
verftellt werden, bei Strafe des Wuchers und Erſatz des 
Futtergeldes; der Teutere und Aufrechnung des Milchzinfes 
teitt auch alsdann ein, wenn unfruchtbares Vieh oder folches, 


089 
das unfähig iR, Milch zu geben, verſtellt wurde, bis es zu 
drei fteber, d. b. von der Kub, ein Rind und ein Kalb 


vorhanden if. R. B. 18, XXXL A. A. J. ‚‚Zudenbän- 
del“ VII. 


Diertes Mapitel. 
Dom Hauſirhandel. 
R. 8. 45, XVII. 16, XIII. 21, v1. %. B. D. 1816. R. 12. %. 
3. P. 1816. N. 6. A. B. N. 1816. R. 7. 

$ 1331. Der Hauſirhandel ift in der Regel gänzlich ver- 
boten, ſelbſt während der Dauer der Jahrmärtte; das 
Anerbieten von Waaren nach Muftern wird darunter nicht 
verfianden. (f. $ 1315.) 

$ 1332. Ohne befondere Erfaubniß darf haufirt werden 
mit Marktviktualien, Sand, Obſtbäumen, Gewächfen, in- 
Ländifchem Mineralwaſſer. 

Da in den größeren Städten unter folhem Haufiren verſchleiert 
Bettel und Diebereien getrieben werden, ſo iſt da wenigſtens 
eine Anmeldung bei der Polizeibehoͤrde nothwendig. 

5 1333. Auf amtliche Erlaubniß dürfen Jnländer 
baufiren mit Erzengniffen häuslicher Induſtrie, als Lein- 
wand, Kirfchen- und Zwetſchgenwaſſer, Wollengarn ꝛc. 
A. B. D. 1819. R. 9. Die Erlaubniß zum Haufiren mit 
Branntwein hat das Amt nur für feinen und die benach- 
barten Amtsbezirke und nur an die Produzenten felbft auf 
Vorlage eines ortsgerichtlichen Zeugniſſes über die eigene 
Broduftion abzugeben; (A. B. D. 18%, N. 70, A. B. O. 
1832, N. 27.); ferner an: 

In- und Ausländer mit Teppichen, Handſchuhen, 
jedoch an Orten, wo mehrere Sädler wohnen, nur mit 
foichen von Gemsleder, A. B. D. 1817, N. 58., Regen- 
fchirmen, Strobfabrifaten, Nadeln, Eitronen; für letztere 
wird die Erlaubniß abgefchlagen, wenn an dem Ort meb- 
rere Kaufleute Eitronen feil haben und um billigen Preis 
verkaufen, A. 3, D, 1818. N. 33. 4 
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Gleiche Erlaubniß genügt für inländiſche Landkrämer 
zum Herumziehen auf Jahrmärkten unter den oben — f. 
gegebenen Beſtimmungen. 


$ 1334. Ausnahmsweiſe ertbeilen die Aemter auf dem 
Schwarzwald und Odenwald Haufirerlaubnig an 
Inländer für die Fnduftrie- Erzeugniffe ihrer Amtöbezirfe 
unter folgenden nähern Vorfchriften: A. 3. D. 1817. Nr. 
55. 1819. Nr. 103. A. 3. N. 1820. Nr 22, 


a. die Fabrifate müſſen unter amtlicher Leitung auf Ber- 
langen des Fabrifanten , nicht des Bänglers, an bei- 
den Enden geitempelt und ein Stempel bis zum vollen. 
deten Ausfchnitt erhalten werden , 


b. der Sängler empfängt überdieß ein Verzeichnig der 
ibm übergebenen Waare mit amtlicher Beurfundung 
und dem Waarenftempel, 

ce, die Dauer der Haufirbewilligung richtet ſich nach der 
Duantität der dem Gängler Übergebenen oder von 
ibm ſelbſt fabrizirten Waare, 


d. Verlängerung fann nur von der Stelle ertbeilt werden, 
weiche die Haufirerlaubniß gibt. 


e. Fabrifanten, welche Lnterfchleif der Gängler arg- 
wöhnin, haben folchen fogfeich anzuzeigen, 

f. Strafe des entdeckten Unterfchleifs ifi Verluſt der 
Erfaubniß auf ein Jahr und arbiträre Geldftrafe, 


Die Haufirbewilligung des Amtes muß immer die Unterfchrift 
des Beamten felbft haben. 4. B. M. 1838 N. 63. 


$ 1335. Die Kreisregierungen ertheilen Haufirerlaubniß 
an Inländer, in Städten für folche Waaren , die von den 
gewöhnlichen Handelsieuten nicht gehalten oder von den 
dafelbft wohnenden BProfeffioniften nicht geliefert werden, 
auch an Lumpenſammler, ſiehe $ 1335.a , und an in. und 
ausländifche Saamenhändler, von welchen letztern aber die 
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länder vorzugsweiſe zu berücfichtigen find, A. B. D, 
1824, Nr. 24 und 99, | 


$ 1335.a. Für die Zumpenfammler gelten folgende 
befondere Vorfchriften: Nur dem fol das Lumpenfammeln 
geitatter feyn, der Inländer ift, einen guten Zeumund hat und 
aus irgend einer Urſache zu einem anderen Erwerbe mittelſt 
fländiger Arbeit minder tauglich iſt; der Bewerber bat zu 
erklären, in welchem Bezirke er Lumpen fammeln will: 
die Kreisregierungen erfennen über die Geſuche auf den 
Grund der von dem Bürgermeiſteramt ausgeftellten Zeug- 
niffe über obige Erforderniffe: es wird dem Petenten geeig- 
neten Falls ein Erlaubnißfcheinund auf diefen ein Paßbüch⸗ 
fein ausgeſtellt; Familienangehörige oder Gehülfen dürfen 
nur in dringenden Fällen dem Sammler beifen, und müſſen 
dann mit eigenen Paßbüchlein (ſ. $ 664. ff.) verſehen fenn. 
Wer einen Erlaubnißfchein zum LZumpenfammeln erbalten 


% 


bat , darf in dem darin bezeichneten Bezirfe ohne Befchrän- 


fung Lumpen auflaufen, jedoch nur an inländifche oder 
den Vereinsftaaten angebörige VBapierfabrifanten, oder deren 
Kommiffäre verfaufen. Die Haufirerlaubnig kann zurüd 
genommen werden, wegen Mißbrauch des Patents , durch 


Vebertretungen der obigen Vorfchriften, und wenn der Han⸗ 


firer wegen -VBergeben oder Verbrechen beftraft oder nur 
lagfrei erklärt wird. — Die Strafbetimmungen des Be- 
feßes vom 8. März 1841. R. 2. VI., die Beitrafung 
derienigen betreffend, welche die Haufirordnung übertreten, 
fommen auch auf die Lumpenſammler in Anwendung; der- 
jenige , der feinen Erlaubnißfchein und Paßbüchlein nicht 
bei fich trägt, verfällt für jeden Webertretungsfall in eine 
Strafe von 30 fr. 4. B. M. 1838. Beil. 35, 


$ 1336. Alle weitere Haufirerlaubniß iſt beim Mi- 
nifterium des Innern nachzufuchen: die Regierungen 
und enter haben aber, wenn fie eine erbetene Haufir- 
erlaubniß nicht ertheilen können, die Nachfuchenden nur 
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dann an das Minifterium des Innern zu verweiſen, wenn 
es fich um Gegenitände handelt, die nicht in den gewöhn- 
fichen Verkehr gehören, im ganzen Großherzogthum nicht 
Gegenftand eines regelmäßigen Handels find, oder in ein 
Kunft - oder wiffenfchaftliches Fach einfchlagen A. BD. 
1831. Nr. 21, 

$ 1337. Keine Stelle darf ihre Befugniß zur Ertbei- 
fung der Haufirerlaubniß übertreten bei 5 bis 10 Reicht. 
thaler Strafe. 


5 1338, Gänzlich verboten it der Haufirhandel: 


mit Material- und Spezereimaaren, chemifchen Prä- 
paraten, Arzneimitteln; 


. der Handel fremder Thee-, Wurzel- und Kräuter 


händler; A. B. P. 1816. Nr. 91. 

Inländer, welche dieſes Gefchäft treiben wollen, 
haben fich mit einem Atteſtat der Vorgeſetzten bei 
ihrem Phyſikat zu melden, welches fie in den ein- 
fchlägigen Kenntniſſen prüft, U. 3. D. 1816. N. 93. 
A. B. NR. 1816. N. 90., worauf ihnen dag Amt Er. 
Taubnißfchein ertheilt und fie zur Führung eines Buchs 
über ihre Lieferungen anhält, 


. Der Hanfirhandel mit Baummwollenwaaren , Leinwand 


und Teinene Waaren, Seide, und Wollenwaaren. 
R. B. 35, XLVIII.; 


. das Hauſiren mit Gaſſenliedern und anderen Drud- 


fchriften ; 


. überhaupt alles Haufiren von Ausländern, deren 


Gefchäft von fo geringem Umfang iſt, daß fie fich 
damit nicht ernähren fünnen. Solche Leute find nicht 
einmal zum Befuch der Jahrmärkte zuzulaffen, fon- 
dern nach ihrer Heimath zu über die Grenze zu 
bringen. A. 2. D. 1833, Ar, 72. 


Auf Glasſcherbenſammler, die mit fchlechten Ringen 
und anderen Galanteriewaaren handeln und manchmal 
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Diebereien der Kinder verankaffen, mit denen fie Ringe 
u. dgl. gegen andere Gegenftände vertaufchen, iſt be- 
fondere Obſicht zu führen, und der Handel mit folchen 
Galanteriewaaren bfeibt ihnen, wie dies auch fchon 
im Allgemeinen der Fall iſt, unterfagt. A. B. M. 
1834, N. 14. 


$ 1339. Zedes zum Haufiren ausgeftellte Paßbüchlein 
(fiehe $ 664.) enthält genaue Bezeichnung des Trägers und 
feine Unterfchrift, Angabe feines Waarenvorrathes, Beltim- 
mung des Bezirfs und der Dauer feiner Befugniß nebft 
der Erinnerung , in jedem Amtsſitz und bei jedem Aufent- 
halt von mehreren Tagen vifiren zu laſſen; es iſt von dem 
Beamten felbft, nicht von dem Aftuar zu unterzeichnen. 
A. 8. D. 1817. R. 17. N. B. M. 1838, N. 63. 


$ 1340, Wer fein Paßbüchlein einer andern Berfon, 
felbh einem darin, nicht ausdrüdtich genannten Dienftboten, 
übergibt, ift der erbaltenen Begünftigung verluftig; mer 
ohne Erlaubniß hanfirt, auch wer diefelbe der Zeit, dem 
Bezirk oder der Waare nach überfchreitet, verfällt in eine 
Strafe von 5 big 25 fl., die im zweiten Fall verdoppelt 
wird; dabei fann der ausländifche Webertreter über die 
Brenze, der Fnländer in feine” Heimath gemiefen werden. 

Das Hanfiren mit verbotenen Waaren wird mit Hin- 
wegnahme und jedesmal mir Fortweifung beftraft. 


Fünftes Kapitel. 
Vom Nothhandel. 


$ 1341. Zum Notbhbandel wird gerechnet: 


a. Mädlerei oder Sefchäfte des Zwifchenträgers in Ein- 
und Verfaufsangelegenbeiten ohne obrigfeitlihe An- 
ftellung als Senſal; namentlich bei dem Viehhandel, 


b. geringer Haufirhandel, 


694 


c. Trödelhandel, 
d. Leihhandel, Ausleihen im Kleinen, zumal auf Fauft- 
pfänder, 


5 1342, Auf demfelben haftet der Verdacht des Wuchers, 
- er ift daher fein Nahrungszweig, auf den eine eigene Nie- 
derlaffung gegründet werden könnte, fondern nur in Er. 
manglung anderer Hülfsquellen als Nebengewerb oder nach 
dem Verluſt eines andern Gewerbe durch Unglücksfälle zu 
geſtatten. R. B. 9, VI. Jeder Nothhändler muß dazu 
durch ein von dem Amt zu ertheilendes Patent autorifirt 
ſeyn, es ift died nur für feine Perfon, micht für feine 
Kinder oder Dienfiboten gültig, M. d. J. d. d. 28. Mai 
1827. Ar. 5295. 

Wenn folche Perſonen Gegenſtände zum Verkauf anbie- 
ten, welche nicht zu ihrem Stand und Beruf paflen, oder 
auf fonftige Weife den Verdacht einer unrechtmäßigen Er- 
werbung erregen, fo ift fogleich davon und zwar bei Strafe 
dem Amt die Anzeige zu machen, 

$ 1343, Forderungen der Nothhändler aus Handeld- 
büchern und von Viehverſtellung herrührend, werden nach 
den Iandrechtlichen Beſtimmungen beurtbeilt. 2. R. 1330, 
1800, Anbang 8. 


In Karlsruhe und Freiburg beftchen eigene Trödelordnungen. 


Sechstes Kapitel, 
Von den Märkten. 


$ 1344. Die Erlaubnig zur Abhaltung von Jahrmärkten 
und Meſſen für Orte, welche nach ihrer Lage und Induſtrie 
dazu geeignet find, ertheilt die oberfte Staatsbehörde. 
Verlegung einzelner Märkte auf andere Tage kann nur bei 
erheblichen Gründen (3. B. Truppenmärfchen, epidemifchen 
Krankheiten, M. d. J. d. d. 9, Mai 1814, Nr. 4425.), 
deren Ermeflen der Kreisregierung anheimſteht, von diefer 
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ausgefprochen werden; es iſt jedoch darauf Rückſicht zu 
nehmen, daß hiebei feine Kollifion mit auswärtigen Märf- 
ten entſteht. A. 3. D. 1830. 0.7, 4. 2. ©. 1834, 0.71, 
Wo bisher noch Meffen und Gahrmärfte an gebotenen 
Sonn- und Feiertagen abgehalten wurden, haben die Aemter 
deren Verlegung anzuordnen, voraudgefegt, daß es mit 
den beftehenden örtlichen Verhältniſſen vereinbar und fein 
vollgültiger Grund zur Geitattung einer Ausnahme vor- 
banden it. A. B. M. 1838. Beil, 22. ©. 48, 


5 1345. Auf den Märkten kann jeder In- und Aus⸗ 
länder rohe Produfte und Fabrikate jeder Art feil halten; 
eine Befchränfung zum Vortheil einzelner Zünfte oder 
Kaufleute finder nicht ftatt, eben fo wenig die früher geübte 
Vorſchau durch die Zünfte. P. B. N. 1805. N. 31. R. 
8.8, XVIU. 7, b. 

Kaufleute aus ben ZBollvereinsjtaaten haben aud auf ben 
Meffen und Märkten Gewerbslegitimations » Zeugniffe zu 
führen. R. 8. 35, LVIN. $ 10. en 


Wer ald Verkäufer die Jahrmärkte befuchen will, bat 
ſich den örtlichen Marftordnungen zu. unterwerfen, 
welche über den Anfang und die Dauer des Berkaufs, die 
Vermiethung des Lokals und Handhabung der Ordnung 
Betimmung geben. Der Berfauf von Hafnergeſchirr 
anf Jahrmärkten unterliegt feiner Beſchränkung, aber den 
fremden Hafnern it das Aufftellen des unverfauften Ge- 
fchirrd anffer den Jahrmärkten unterfagt, H. R. d.d. 11. 
Dez. 1802, Nr. 13213. 


Keinem Verkäufer iſt erla ubt, die kaufluſtigen von 
andern ab- und zu fich zu rufen. | 


Auf Wochenmärften finder feine Beſchränkung für 
die Viktualienhändler flatt, fie dürfen gleich andern Einwoh— 
nern einkaufen und verkaufen. V. M. d. J. d.d. 7. Febr, 
1823. Nr. 1306. ; in einzelnen Orten aber nur nach Ablauf 
einer beftimmten Stunde. 


Siebentes Mapitel, 


Maafordnung. 
R. 8. 10, XLVI. 28, XIX, 29, II. XVi. 


$ 1346. Im ganzen Lande beſteht ein und daſſelbe 
Maas und Gewichtsſyſtem. Daſſelbe iſt von dem 
franzöſiſchen Maasſyſtem abgeleitet, deſſen Grundlage die 
in dem 10mil lionſten Theile des Meridian⸗Quadranten 
gegebene Größe unter dem Namen Meter bildet. 


$ 1347, Die Einheit der Längenmanße iſt der Fuß von 
drei Decimeter oder drei Zehnteld-Meter des 
franzöfifchen metrifchen Syſtems. Er foll nicht anders, 
als zehntheilig in Zolfe, Linien und Bunfte 
getheilt werden, 


Zehn Fuß machen eine Ruthe. 

Die Elle fol zwei Fuß lang feyn und in Viertel, 
Achtel und Sechzehntel getbeilt werden, 

Das Klafter hat fechs Fuß. 

Die Wegſtunde iſt nahe vierzebntauſend acht- 


bundert fünfzehn Fuß (und genauer 14814,8148 Zug). 
Die Meile ift die doppelte Wegſtunde. 


Die Flächenmaaße find die Quadrate der Lin- 
genmanße. | 

Hundert Quadrat-Rutben follen ein Viertel, 
vier Viertel einen Morgen ausmachen, 

Die Körpermaaße find überhaupt die Kubi der 
Längenmaage, 

Ausnahmsweiſe aber fol das Brennholz Klafter ſechs 
Fuß hoch und breit, die Scheitlänge hingegen vier 
Fuß ſeyn; fiehe $ 1004, 


F 1348. Die Einheit der Hohlmaaße if das Meß. 
kein und die Mans von v5 Kubikfuß des neuen badi- 
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ſchen, oder von ein und ein balb Kubil-Dercimeter . 
oder ein und ein halb Liter des metrifchen Maaßes. 


Die Maaße für ſackfähige und flüffige Dinge 
folen in ihren zehntheiligen Abſtufungen biernach 
gleichen Inhalt haben , und ſeyn: 


für facdfähige Dinge für flüffige Dinge. Meßlein oder Maas. 


der uber — di Fuder — 1000 
das Walter = de Ohm — 100 
der Schr = die Stüke — 10 
das Meßlein — die Mass = 1 
der Schr — das Oh! = ls 


Zum Gebrauche find Halbſeſter und Doppelſeſter, 
Halbmeßlein und Doppelmeßlein, die Halbmans, 
der Schoppen und Halbfchoppen, als Hälfte, Viertel 
und Achtel der Maas, geftattet. 


5 1349. Das Bfund ift die Einheit der Gewichte, 
beträgt einen halben Kilogramm des franzöfifchen me- 
trifchen Syftems, und bat das halbe Gewicht des 
reinften und Dichteften Waſſers in Kubil-Deeimeter 
und den dritten Theil des Gewichts ſolchen 
Waſſers im Meplein oder in der Maas. 


Die Stufen aufwärts vom Pfund geben den Stein 
von gehn, den Centner von hundert Pfunden. 


Abwärts find fie für Nechnung zehntheilig, in 
Zehnlinge, Centaß, Dekaß, AB eingetheilt. 


Für den Verkehr aber ſoll das Pfund nach rein fortge- 
festen Halbirungen feine Marke, Vierlinge, Halbvierlinge, 
Unzen, Lothe, Halblothe, Quentchen, Halbquentchen, und 
dann weiter vom Quentchen herab, nach Vierteln berab- 
fieigend,, feine Pfenninge, Karate, Grane, Gränchen und 
Richttheile haben, fo daß die Markt aus 65536, alfo das 
Bund aus 131072 folcher Richttheile befteht. 


$ 1350, Ale Maaße und Gewichte, weiche im öffent⸗ 
lichen , wie im Brivatverfehre, bei Ausübung von Gemwerbs- 
befugniffen, beim Beben und Empfangen in Gefolge 
privatrechtlicher Verbindlichfeiten, bei Vollziehung von 
Accorden über technifche Arbeiten, zum Meſſen und Wägen 
gebraucht werden, müffen nach dem neuen Maas und 
Gewicht und den nachftehenden Vorfchriften gefertigt und 
geeicht feyn, und das vorgefchriebene Kennzeichen der Eiche 
tragen. 


I. Langenmaaße zum Meſſen der Längen, Flächen 
und Körper. 


5 1351. Die Fußſtäbe mir ihren zehntheiligen 

- Eintbheilungen in Zolle, Linien und Punkte, die 

Ellen, Klafter und Rutbenftäbe, können für den ge- 
meinen Gebrauch von Holz, auch zur Bequemlichkeit zum Zu- 
fammenlegen oder Zneinanderfchieben eingerichtet werden, 
follen aber, die gemeinen aus hartem Holze zu fertigenden 
Ellenftäbe ausgenommen, wenigſtens an den Enden mit 
metallenen Zwingen verfeben feyn. 

Die Ellenftäbe werden nur in Viertel, Achtel 
und Sechzehntel, die Klafterfäbe nur in ſechs 
Fuß oder ſechzig Zoll eingetheitt. 

Die nicht anders als zehntheilig getbeilte Ruthe 
ift auch das Maas der Bergleute, ftatt des Lachters. 


II. Maafe für falfähige Dinge, Arten und Form. 


$ 1352. Die Maafe für ſackfähige Dinge follen nach Mög- 
lichkeit eylindrifch, von oben nach unten von gleicher 
Hohldicke oder innerer Weite, und vom Seſter aufwärts, zwei 
Drittel des Durhmeffers tief ſeyn; hingegen vom 
Sefter an, abwärts, und mit Einfchluß deſſelben die Hälfte 
des Durchmeffers zur Tiefe haben. Die Dimenfio- 


nen diefer Gefäße find genau beſtimmt, R. B. 29, IL 8.9.5 
in die Augen fallende Abweichungen von den beftimmten 
Dimenfionsverhältniffen machen die Gefäße verwerflich. 
Das dazu gehörige Streichholz fol ein gerades Tattenfür- 
miges, auf beiden Seiten der ganzen, für die verfchiedenen 
Gefäße erforderlichen Länge nach abgerundetes Stüd harten 
Holzes feyn, mit einer Hohlkehle in der Mitte beider 
Flächen. 

Molgermaase — für Quantitäten bis zu 5 
Seſtern (4 Malter) und 10 Seſtern (1 Malter) gehalten 
werden. A. B. ©. 1834 Nr. 43. Die Molzermaaße werden 
zwar in ihrer Form den allgemeinen Fruchtgefäßen ähnlich, 
befommen aber die Auffchrift „Molgermang‘’ mit Ge- 
baftsbezeichnung : fie geben wie andere Maaße nur aus 
. den Händen der verpflichteten Eicher legal aus. 

Zum Mehltransport find, um Beſchaͤdigung des Traͤgers zu 
vermeiden , keine Side, die mehr als ein Mälter halten, 

zu gebrauden. U. B. M. 1833. Nr. 9. 


II. Maaße für flüffige Dinge. 
a. Die metallenen Maaßgefaͤße. 


$ 1353. Die zinnernen, fupfernen und blechernen 
Maaßgefäße follen eine doppelte Tiefe gegen die 
Weite und eine um den obern Rand befindliche, in eine 
Schnaupe ausgebildete, Stülpe haben. Blecherne Gefäße 
mit Hängehafen und zum Anfüllen durch bloßes Fintauchen, . 
wie gewöhnlich beim Delverfaufe geſchieht, Fünnen eine 
Tiefe baben , die der Weite gleich if. 


Zur Beſtimmung des Inhalts metallener Gefäße dürfen 
weder bewegliche, oder angelöthete Zäpfchen, Spigen, 
warzenförmige Knöpfchen , Auslaufbffnungen, noch andere 
dergleichen Vorrichtungen angebracht werden, die den In⸗ 
halt unrichtig oder unbefimmbar machen. Die Kleinen 
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metallenen Flüſſigkeitsgefäße für den gewöhnlichen Werkehr 
baben beftimmte Dimenfionen. ($ 11. d. M. ©.) 


Heber das Verzinnen der kupfernen und den Zinngebaft 
ber zinnernen, zum Verkehr und für Getränfeflüffigfeiten 
dienende Gefäße, find die Anordnungen der Gefundheits- 
polizei zu beobachten, . | 


b, Die hölzernen Stüffigfeitd » Maaßgefaͤße. 


Die Stützen follen in ihrer gewöhnlichen, abgekürzten, 
koniſchen Form den Inhalt von 2 zu 2 Manfen angeben, 
und die Zehntkübel, weiche 10 Maas oder eine Stütze 
enthalten, von 2 zu 2 Maaßen bezeichnet werden, und nur 
einen Kleinen überflüffigen Raum haben. Die Tragbüt. 
ten follen auf 25 Maaße oder 4 Ohm geeicht, und darin 
mit Nägeln die 10te, 15te, 20fte und 25fte Maas bemerft 
werden. 


Eiche der Wirthsgefäße zum Ausſchank. 


$ 1354, Alle für den öffentlichen Detail - Verkauf‘ des 
Weins, Biers und Branntweins beftiimmten Gefäße jeder 
Art, follen geeicht feyn, und das Eichzeichen nabe einen 
Zoll unter der Halsöffnung und nahe 4 Zoll vom Rande 
ber Schoppengräfer fallen, Halsflafchen, deren Eichzeichen 
weniger ald 4 Zoll von der Haldöffnung , und Schoppen- 
gläfer, die daffelbe nicht wenigſtens 3 Zoll unter dem 
Rande tragen, find verwerflich. 


Schjegel-Bouteillen dürfen zum Ausfchenfen von Wein 
und Bier nur dann gebraucht werden, wenn fie zur Eichung 
und Bezeichnung auf 4 Maas oder einen Schoppen taug- 
lich find, 


« Ausgenommen von borfiehenden Vorfchriften bieibt der 
Verkauf feiner Bonteillen- Weine, fo wie der Verkauf des 
Arugbiers in Kaffeehäufern. 
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Eiche der Fäſſer, die sum Transport dienen. 
$ 1355. Alle Fäfler, die zum Transport von Flüffig- 
feiten im inländifchen Verkehre dienen, find auf das neue 
allgemeine Maas nach den hierüber befonders ergeben- 
den Borfchriften au eichen; der als richtig anerfannte 


alte Inhalt wird nur im neuen überſetzt, und auf dem 
Fußboden bemerkt. 


Jeder Küfer, der ein neues Faß verfertigt, oder eine 
beträchtliche , ein neues Eichen erfordernde Reparation an 
einem alten Faß vorgenommen bat, ift verbunden, für das 
Eichen deffelben zu forgen, und darf folches nicht unges 
eicht abgeben. 


IV. Befondere Hohlmaaße, 
a, Für Holzkohlen. 
$ 1356. Die Hohlmaaße für Holzkohlen befichen in ge- 


flochtenen Befäßen, die ein neues Malter halten, in 
viereckig rechtwinkficher Korbform, 


Damit der Korb, welcher eben fo breit, als tief 
feyn fol, mit Kohlen nur eben angefüllt, ein neues Walter 
von 10 Seſtern, alfo 55 Kubiffuße Raum enthalte, muß 
derselbe im Lichten 15 Zoll. breit, eben fo tief, und 
24 300, 6 Linien, 9 Punkte, alfo nabe 25 Zoll lang 
feyn. Für den Inhalt von zwei Maltern aber befommt 
er eine Breite und Tiefe von 18 3011, 9 Linien 
und eine Länge von 31 Zoll, 1 Linie, 


Es wird jedoch für diefe Maafgattung jede bequeme 
Form, namentlich die Wanne geftattet, nur muß das Gefäß 
vorichriftsmäßig geeicht werden. A. B. M. 1828, Beil. 21. 


Der Verkauf von Torf foll auf dem Markt überall nach 
dem Volumen gefcheben in geeichten Körben, zu 3 Fuß 
Länge, 2 Fuß Breite und 14 Fuß Höhe (im Licht), nach 
demfelben Maag wie das Brennholz: die Holzmeſſer haben 
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es zu meſſen. Der Privatverklauf von Torf in Baufch und 
Bogen ift auſſer dem Markte erlaubt, U, B. M. 1838, 
Beil. 21. — 
b. Fuͤr Erze und Steinkohlen. 

Das Erzmaas fol bis zum Rande eben angefüllt, 
zmei Sefter halten, eylindrifch wie die Seſtermaaße aus 
einer ganzen Seitenwand, aber eben fo tief, als weit 
im Durhmeffer feyn. Demnach befommt es 11 Zoll, 2 
Linien, 35 Punkte (ſehr nabe 114 neue Zoll) zur 
Tiefe ſowohl als im Durchmeffer. 

Steinkohlen werden, wie früher üblih, noch immer nach dem 

Gewicht verkauft. | 

Wird das Maas etwas abgekürzt, koniſch gemacht ; fo 
fol es gleichwohl die angezeigte Tiefe und Weite haben, 
festere aber, als das Mittel zwifchen der größern und 
fleinern , in der Mitte der Höhe genommen feyn. 

Für Kalkmange dürfen die größten unter IV. a. er. 
wähnten Maaße genommen werden; die Malter und Dop- 
pelmalter fünnen fatt rundem Maaße auch vieredfige, böl- 
gerne, vechtwintliche Käftchen feyn, natürlich müfen fie 
legale Eichung haben. A. B. M. 1832. N. 69. 1838. Beil. 21. 


V. Gewichte und Waagen. 


$ 1357. Die Geſwichte ſollen von Eifen oder Meffing 
verfertiget, und können in jeder ganzen Pfundzahl vor. 
handen feyn 

Es foll dafür geforgt werden, daß vorzüglich die Stüde 
von 1 did 5 Pfunden, dann die von 10, 25, 50, 100 
Pfunden oder 1 Eentner, ſtets zu erhalten find, fo mie 
abwärts vom Pfund alle bisher übliche Halbirungen. 

Die Gewichte von Eifen follen einen verhältnißmäßig 
farfen Ring in einem Ringzapfen haben, melcher in das 
Gewichtſtück mit Blei befeſtigt ift, zu deſſen Einguß «6 
unten eine Höhle bat, und auf welches das Eichzeichen 
gefchlagen wird. 
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Es wird denfelben eine ſolche Form gegeben, daß fie 
auf einander geſetzt, eine fechdedige Piramide bilden, 

Verboten find alle GewichtKüde , die andere Anhängfel 
baben ‚, oder überhaupt fo befchaffen find, dag fie nach der 
Eichung eine nicht leicht erkennbare Veränderung in. ihrer 
urfprünglichen Form erhalten können. 

In der Regel follen nur ESREHBNEMIAE Wagen ge—⸗ 
braucht werden. 

Der Gebrauch der Schnell- und Federwagen iſt 
nur für ſolche Dinge erlaubt, bei denen es auf die genaue 
Beſtimmung der Theile eines Pfundes nicht ankommt. 

Wer Salz auswiegt, hat ſeine Gewichtſteine ſorgfaͤltig zu 
unterſuchen und oͤfter juſtiren zu laſſin. U. B. M. 1836. 
Nr. 6. Am beſten ſind die Salzwaagen, deren eine Schaale 
von Steingut iſt (fuͤr das Salz), die andere flach von 
Schwarzblech. A. B. M. 1838. Beil. 23. 


Ausnahmen von dem Gebrauch des allge— 
meinen Gewichts. 


Apotheker»: und Muͤnzgewichte. 


$ 1358. Den Apotheken wird zur Zeit noch die Bei- 
behaltung ihres bisherigen Medizinalgewichtes und deffen 
bisherige Eintheilung des Pfundes in 12 Unzen, der 
Unze in 8 Dramen, der Drachme in 3 Gcerupel, 
des Scrupels in 20 Brane erlaubt. 

Es erſtreckt fich jedoch der veritattete Gebrauch dieſes 
Gewichts nur auf die Verfertigung der Rezepte und Ab- 
gabe der Arzneimittel aus der Apotheke. 


Zu allem, was Mpothefer font für den gewöhnlichen 
Gebrauch oder zum Handel einkaufen oder verkaufen, follen 
fie fih des allgemeinen Landes gewichts bedienen, 


Das Münzgewicht bleibt ebenfalls einſtweilen 
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noch das Fölnifche Gewicht, das fih zum allgemei- 
nen badifchen, wie 93456 zu 100000 verhält. 


Yuwelirer und Gold. und Silber-Arbeiter 
dürfen im Verkehr mit Ausländern und unter fich felbit 
das Föllnifche Marfgewicht, wie es im. Art. X, R. B. 
1837. XLIII., beſtimmt ift, für ihre Waaren gebrauchen, 
aber die hiezu nöthigen Gemwichttheile und Waagen nicht 
im offenen Laden, und wenn fie diefelben in ihrer Werk⸗ 
fätte haben, auch nicht in dieſer führen, fondern haben 
dort nur nach dem allgemeinen badifchen Gewichte auszu⸗ 
waägen, welches letztere überhaupt bei jedem Verkauf von 
Gold - und Silberwaaren an Inländer, in fo fern er übder- 
haupt nach dem Gewicht gefchieht, angewendet werden 
muß. A. B. M. 1838, Beil. 10 u. 21. 


$ 1359. Das größte anwendbare Längenmaas in 
den Kanfläden if die Elle; das des Feldmeſſers, die 
Ruthe oder Doppelruthe; für ſackfähige Dinge in der 
Kegel der Seſter, (ſ. $ 1352.); für Erg, mo daffelbe 
nicht in Klaftern aufgefegt oder gewogen wird, der Se⸗ 
fer oder Doppelſeſter; für Kalt ſiehe $ 1356,; für 
Flüſſiges, die Stäbe oder Doppelſtütze; für Kohlen, der 
4 oder 2 Matter baltende Korb oder die Wanne; für 
Gewichte, der Centner. Größere Duantitäten werden 
mit diefen Maaßen und Gewichten , Heinere mit den ben- 
felben zunächſt entfprechenden Maaßen und Gewichten und 
nicht durch Wiederholung der Zumefung und Abwägung, 
mit kleinern Gefäßen und Gewichten, gemefien und gemo- 
gen, wo nicht die Betheiligten ein Anderes verabreden, 

Insbeſondere ift die Anwendung des Doppelfeiterd zum 
Meſſen größerer Quantitäten fakfähiger Dinge durch ſolche 
Verabredung bedingt. 

In Anfehung des Meſſens und Wägens Überhaupt, in 
fo fern nämlich bei einem Gegenftand defielben entweder 
das eine oder das andere, oder beides ſtatt finden könnte, 
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fo mie im Abſicht auf die Art des Meſſens, ob nämlich glatt 
geftrichen,, oder fageweife geitrichen, oder gehäuft gemeffen 
werden fol, wird es bei den biöherigen Gewohnheiten und 
polizeilichen allgemeinen Lokalbeſtimmungen belaffen. 


Die Fruchtmeſſer haben fich bei Vermeidung einer 
Strafe, die, nach Umftänden in Dienftentlafung beftchen 
Tann, beim Meffen aller jener Kunftgriffe zu enthalten, durch 
die, wie 3. ©. durch ſtarkes Aufſtoßen und dergl. das Maaß 
anf irgend eine Weife unrichtig wird; eben fo dürfen fie 
außer der nach der berreffenden Marktorduung beftimmten 
Mepgebühr Feine Belohnung oder dergleichen annehmen, A. 
3. D. 1831, R. 4. 9. B. M. 1832, R. 69. 


$ 1360. Es iſt unbedingt verboten, irgend eines der 
obigen allgemeinen Maaße und Gewichte, wenn auch nur 
zur Bequemlichkeit, zu ändern, größer zu machen, um etwa 
nach einem bisherigen Herfommen, das Einmaaß oder die 
Zugabe beftimmter in das Maaß felbft zu bringen, oder zu 
irgend einer Entfchädigung, oder um eines erlittenen Ab- 
zugs willen Eleiner zu machen, damit es bei der Ausgabe, 
wie bei der Einnahme, auf diefelbe Zahl führe, 


Insbeſondere follen die Detailmaaße und Bewichte ihrem 
fubifchen Inhalte nach flets zu den höhern Stufen genau 
in dem Verhältniſſe fteben, das ihr Name und ihre Unter⸗ 
abtheilung erfordert, die Flüſſigkeitsmaaße für Helles, Trü- 
bes und Trefter, die Hohlmaaße für ſackfähige Dinge, für 
raube und glatte Früchte gleich feun, und ein befonderes 
Klaftermang für grünes Holz, nicht verftatter werden. 


Auch dürfen nur Zentnergewichte von 100 Bfunden, und 
feine folche Gewichte, die blod um des bequemern Wägens 
willen, eine beftimmte Tara enthalten Me, gefertigt und 
geeicht werden, 


In allen Fällen — wo eine Ausgleichung er- 
forderfich ift, die bisher durch Anwendung eines größern 
45 
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Maaßes erfolgte, fol diefelbe künftighin lediglich durch eine, 
dem Herfommen angemeffene Zugabe bewirkt werden, 


Bei der Meffung von Grunditücden ift ed unterfagt, wie 
ed bisher. bie und da üblich war, um des Ertraged, ber 
Befchaffenheit des Bodens, oder der Art der Benutzung 
willen, den Flächengehalt anders, als nach den aus der 
Anwendung der allgemeinen Längenmaaße erwachfenden,, in 
$ 1347 angegebenen, für alle Grundftüde gleichen Ben 
maaße zu beitimmen und auszudrüden. 


Rede Abweichung von dem gefeslichen Maaße, von 
der angegebenen oder ähnlichen Art, fol fowohl gegen die- 
jenigen, welche fich diefelbe erlauben, ald gegen die obrig- 
feitlichen Berfonen, die fie dulden, mit gebührender Strafe 
geahndet werden. 


$ 1361. Die Bewahrung und periodifche Prüfung 
der nach dem neuen Maaffnitem gefertigten Urmaaße und 
Gewichte mit den zu den Maafunterfuchungen gebrauchten 
Geräthſchaften, ift unter Aufficht des Miniſteriums 
des Innern, der Oberdireftion des Waffer- und 
Straßenbaues übertragen. 


In den Refidenzftädten Karlsruhe und Mannheim und 
in der Stadt Freiburg beſtehen Anitalten zur Niederlegung 
und Bewahrung der Lagermaaße und Gewichte, welche nach 
den Normalmaagen und Gewichten gefertigt, zur Bildung 
und Prüfung der Eichmaage und Gewichte dienen. 


Sie ftehen unter der Verwahrung des Bezirfsingenieurs, 
der dafür verantwortlich it, und find von Zeit zu Zeit einer 
Prüfung zu unterwerfen. 

$ 1362. Zum Zwed der Prüfung und Berichtigung der 
Eichmaaße it in jeder Lagerſtätte ein Ober-Eichamt, 
das aus dem Bezirksingenieur und zwei Künftlern beiteht, 
welche vom Gemeinderath vorgefchlagen und von der Kreid- 
regierung verpflichtet werden. Sämmtliche Mitglieder eines 
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Dber-Eichamtes unterzeichnen die Urkunde über die Nich- 
tigfeit eines Eichmaaßes. In jedem Amtsfis fol eine Eich- 
ſtätte ſeyn; diefe it zugleich der Siß eines Eich amtes; 
die Eichftätte hat zur Bezeichnung der Maaße und Gewichte 
einen Stempel mit der Nummer des Bezirks. Das Eichamt 
beſteht aus drei vom» Stadtrathe unter amtlicher Genehmi- 
gung ernannten, durch Prüfung als des Eichens Fundig 
erfundene Berfonen, deren Gewerbe fie hiezu am tauglichiten 
macht. 

Es iſt ihnen geſtattet, unter obrigkeitlicher Genehmigung 
für die Vornahme der Eichgeſchäfte eine Zeit zu beſtimmen, 
und zu dieſem Zwecke die geeignete öffentliche Befannt- 
machung oder Einladung ergehen zu Laffen. 


Niemand, der nicht auf die vorbefchriebene Art dazu 
obrigfeitlich beitellt und befugt iſt, fol fich des Eichens 
unterfangen. | 

Der Eichapparat if R. B. 29, II, $ 25 befchrieben, 


Die Eichmaaße und Gewichte, und der zum Eichen er- 
forderliche Apparat überhaupt, werden aus dem Gemeinde- 
ärar angefchafft und unterhalten, 


Sie werden auf dem Stadt- oder Gemeindehauſe in einem 
eigenen Schranke verwahrt, deſſen Schlüffel dem erſten 
Drtövorgefegten und dem älteften der drei Eicher anvertraut 
it, Sie dürfen nicht über einen Tag aufer ihrem gewöhn- 
lichen Berwahrungsorte fenn, es fene denn zu Reparationen 
oder zu unten angeordneten DVergleichungen, oder wenn an- 
haltendes Eichen länger dauert. 


Die Eicher find für gute Erhaltung der Maaße und 
‚Gewichte verantwortlich, und erſetzen jeden Schaden, der 
durch ihre Nachläßigkeit oder Unachtfamfeit entſteht. 

$ 1363. Die Unterfuchung der Eichmaaße und Gewichte 
ift in jeder Eichftätte eines Ober-Eichamtöbezirfes von einem 
Viſitationskommiſſär ae drei Fahre vorzunehmen, und immer 
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eine an den Gränzen von zwei Ober⸗Eichamtsbezirken gele- 
gene Eichfätte von den beiden Viſitatoren gemeinfchaftlich 
zu unterfuchen, ebe fie, jeder allein, die übrigen Eichſtätten 
ihres Bezirkes befuchen. R. B. 33, VIL 


Wenn fich ein bedeutender, nicht leicht zu berichtigender 
Unterfchied zeigt, fo wendet fih das Eichamt einer diefer 
Eichfätten, durch Vermittlung des Bezirksamtes, an die 
Lagerſtätte, deren Dbereichamt über den Unterfchied ent- 
fcheidet. In dem mämlichen Zeitpunfte follen auch die 
Fichgerätbfchaften in Gegenwart dreier Magiftratöglieder 
nach dem Verzeichniffe geſtürzt, ihr Zuftand unterfucht, und 
das Nefultat davon dem Bezirfsamte zur weitern Verfügung 
angezeigt werden, damit das Schadhafte verbeflert, das 
Mangelnde erfet werde, 


51364. Es darf fein Eichmaaß oder Eichgewicht ohne 
Vorwiſſen des Ober-Eichamtes angefchafft, und den Eichern 
zur Anwendung nicht früher übergeben werden, als bis daf- 
feibe von dem DOber-Eichamte geprüft, und nach erfolgter 
etwaiger. Berichtigung urkundlich als richtig anerfannt worden. 


Eben fo follen Reparationen, die einen merkflichen Ein- 
fiuß auf den Anhalt haben könnten, nicht ohne Mitwirkung 
des Dber-Eichamtes unternommen werden. 


8 1365. Die Eichgebühren werden nach dem in R. 
8.29, XXI enthaltenen Tarif bezahlt, und find ohne befon- 
dere höhere Erlaubniß unter feinerlei Vorwand zu erböben. 


Sie follen, unter. den im Tarif ausgedrüdten Ausnab- 
nien, zwifchen den Gemeindsärarien und den Eichern nach 
einem von dem Amte, auf den Vorfchlag des Gemeinde- 
ratbes beftimmten Verhältniſſe theilbar feyn. 


Für den Antheil der Gemeindsärarien fann auch dem 
Eicher mit amtlicher Genehmigung ein angemeſſenes, in die 
Gemeindskaſſe zu entrichtendes Averfum, jedoch nur wider- 
 ruflich, angefeßt werden, 


709 


‚61366. Es befteht Fein Eichbann und Niemand ift ver- 

bunden, eine Abgabe an die Eichftätte feines Bezirfs zu 
entrichten, wenn er bei einer andern Eichftätte, als jener, 
Maaße und Gewichte unterfuchen läßt, oder Maße und 
Gewichte, die bei einer folchen andern Eichflätte geeicht 
worden, erfauft oder verfauft. 


Nur, wo die Gemeindskaſſe bisher von der Abgabe der 
Ellen überhaupt oder auf Fahrmärften eine Gebühr beson, 
foll es dabei bleiben. 


$ 1367. Größere Eichmaaße für Flüffigfeiten, wie die 
gewöhnlich bei öffentlichen Brunnen vorhandenen Sinnkeſſel 
oder Sinnfäſſer, dürfen überall, wie bisher, wo es die 
Bequemlichkeit des Verkehrs erfordert, alfo auch außerhalb 
der Eichſtätten aufgeſtellt werden. 


Der Sinner wird auf gleiche Weiſe, wie die Eicher er- 
nannt, und verpflichtet. Die Sinngebühr wird eben fo wie 
bei der Bezirkseichſtätte erhoben und vertheilt, 


In den Eichftätten ift die Beforgung des Sinnens einem 
der drei beftellten Eicher zu übertragen. 


Es darf mit diefen befondern Sinnwerkzeugen nichts 
gefinnt werden, als die größern Flüffigfeitögefäße des Orts 
oder benachbarter Drte, wo die gleiche Einrichtung nicht 
vorhanden ift. 


Das Sinnen mittelit des Gebrauches der Viſirſtäbe iſt 
unbedingt unterſagt. 


§ 1368. Die Großherzoglichen Eiſenfaktorien find er- 
mächtigt, die von denfelben ausgehenden eifernen Gewichte 
felbit zu eichen und zu ſtempeln. 


$ 1369. Ausnahmsweiſe ſtehet auch den Glashütten- 
befitern die Befugniß zu, die aus ihren Hütten ausgehenden 
gläfernen Maaßgefäße, durch ihre beftellten und obrigfeitlich 
verpflichteten Glasſchneider, eichen zu laſſen. Zur richtigen 
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Bezeichnung derfelben, ſollen fie mit kupfernen Mutter. 
maaßen verfeben feyn, die cylindriſch, doppelt fo tief als 
weit ſeyn, und einen abgefchliffenen Rand haben müſſen. 


Nach dem Inhalte jolcher Muttermaaße haben fie die 
gläfernen enghalfigen Eichföpfe der aläfernen Wirthsgefäße, 
unter Beobachtung der hierüber in der Snitruftion über das 
Eichen ertheilten Vorschriften, genau zu eichen und das 
vorgefchriebene Zeichen einzufchleifen. 


$ 1370, Den Künftlern ift die Verfertigung und Ausgabe 
von Längenmaagen von feinem Holze und von Metall, wie 
bisher geftatter; fie haben aber die Maaße mit den Anfangs- 
buchftaben ihres Vor- und Zunamens zu bezeichnen, und 
von dem Eicher ihres Bezirks ftempeln zu laſſen, und find 
für die Nichtigkeit der Maaße verantwortlich. Es ift ihnen 
geitattet, von dem Längenmaafe der Eichitätte, unter der 
Aufficht des Eichbeamten, genaue Eopie zu nehmen. 


$ 1371, Die zum Verfehrögebrauche beftimmten Maaße 
und Gewichte, follen von Zeit zu Zeit unterfucht, die 
porgefundenen Maaße und Gewichte, welche unbedeutend 
von dem gefeglichen Gehalte abweichen und verbefierlich 
find, zur Verbeſſerung, richtige, aber ungeeichte Maaße 
und Gewichte zur Eichung an das Eichamt abgegeben, un- 
richtige, unverbefferliche Maaße und Gewichte, zerſchlagen 
oder unbrauchbar gemacht werden. 


Der Viſitation find alle Gebrauchsmaaße und Gemichte: 
auf deren Richtigkeit es zur Sicherbeit des Verkehrs an- 
fommt, nnterworfen , alfo auch die der herrfchaftlichen und 
andern Befällrezepturen, der Müller, der öffentlichen Korn- 
und Kaufhäufer, der Wirthe und Baubandwerker, 


Die Bifitation gefchieht unvermuthet durch die zur Hand- 
babung der Bolizei angeftellten Perfonen nach Ermeflen des 
Amtes, mit oder ohne Zuzug eines der gefchwornen Eicher, 
Siehe A. B. M. 1834, N. 43. 9. B. S. 1834 N. 8 


711 


Eine allgemeine Bifitation der Maaße und Gewichte: ber 
bandeltreibenden Perſonen und der Gewerbsleute, fol in 
Städten wenigſtens einmal im Jahre, auf dem Lande 
wenigftens alle zwei Jahre einmal, fatt finden, 
und vom Amte angeordnet werden. 


Wenigſtens einmal im Fahre, find auch die Maaße 
der Rezepturen, der Öffentlichen Korn- und Kaufhäufer der 
Viſitation zu unterwerfen. 


Die Herbitgefäße find jedes Jahr kurz vor dem Herbfte 
zu unterfuchen. 


Einzelne Unterfuchungen find auf Wochen- und Jahr⸗ 
märften und in der Zmwifchenzeit von einer Bifitation zur 
andern, in den Läden der Kaufleute, durch das Polizei- 
anffichtsperfonafe vorzunehmen, 


Die Kreisregierungen find ermächtiget, mo fie es für 
nöthig erachten, durch befondere Beauftragte, Bifitationen 
vornehmen zu laſſen. 


$ 1372. Die Bifitatoren baben daranf zu feben, daß 
alles Maag und Gewicht fein anderes fen, als das gefch- 
lich geſtattete, daß diefes nicht anders als legal ge- 
eicht, gebraucht werde, und feinen gefeplichen Gehalt 
babe. Der Erfund ift dem Amte vorzulegen. 


Die Bifitatoren find verantwortlich für die unpartheiifche 
Vollziehung ihres Auftrags. Die vom Amte ernannten Bi- 
fitatoren erhalten die Gebühr für ihre Bemühung aus dem 
Gemeindeärar , aber feinen Antbeil an den Strafen 


Den Bolizeiauffebern foll dagegen + der Strafen zufallen, 
welche auf ihre Anzeigen erfannt werden. 
$ 1373. GStrafbetimmungen find folgende: 
1) Verfälfchungen von Maaß und Gewicht bleiben dem 
Richter zur Beſtrafung nach den befiehenden Geſetzen 
überlaffen. 
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2) Eicher - die fich in ihrem Berfahren bei der Vornahme 


des Eichgefchäfts Nachläßigkeiten zu Schulden kommen 
laſſen, wodurch ein unrichtiges Maaß entfteht, follen 
nach dem Grade ihrer Unachtfamfeit in eine Strafe 
von 10 bis 30 fl, — verfällt, und nach Umſtänden 
von ihrem Dienfte entfernt werden, vorbehaltlich des 
Schadenerfages für die Betheiligten, in den geeigneten 
Fällen. 


3) Wer ungeeichtes Maaß und Gewicht, das aber dennoch 


richtig iſt, bei Kauf oder Berfauf gebraucht, foll daf- 
felbe eichen laſſen, und dafür die zweifache Eichgebühr, 
Handels. und Gewerbsleute aber 1 fl. 30 Er. bis 5 fl. 
als Strafe entrichten. 


4) Handels. und Gewerbsleute, die ungeeichte oder ge- 


eichte, durch Abnutzung oder zufällige Befchädigung 
unrichtig gewordene Maaße und Gewichte gebrauchen, 
deren Abweichung vom Wahren, bei geböriger Auf- 
merkfamfeit erkennbar ift, follen mit 3 fl. bis 30 fl., 
wer nicht in die Klaffe gehört, namentlich Landleute, 
welche auf Wochenmärften oder beim Haufiren ihrer 
Erzeugniffe fih unrichtiger Maaße und Gewichte be. 
dienen, mit 30 fr. bis 5 fl. beftraft werden. 


5) Obige Strafe trifft dieienigen Kauf- und Gewerbs- 


leute, in deren Läden und Werfftätten folche mangel- 
bafte, unrichtige oder ungeeichte Maaße und Gewichte 
vorgefunden werden, wenn fie auch ded Gebrauchs 
derfelben nicht überwiefen werden können. Gleiche 
Strafe trifft bei Nezepturen diejenigen Angeftellten, 
welche dem Dienſtherrn über Einnahme und Ausgabe 
verantwortlich find, 


- 6) Die Anwendung der im böchiten und niederfien Satze 


befiimmten Strafen, fol nach Befchaffenheit der Waa⸗ 
ven, für welche der Eigenthümer die unrichtigen 
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Maaße und Gewichte gebraucht,. nach dem Umfange 
feines Gewerbsbetriebs und nach der Größe der Ab- 
mweichung vom gefeßlichen Gehalte und andern erfchwe- 
renden Umftänden bemeffen werden, wofür insbefondere 
die Hinwesichaffung unrichtiger Maaße und Gewichte 
bei einer Bifitation zu achten find, die bei einer Nach⸗ 
vifitation vorgefunden werden. Die Strafe tritt in 
der Regel nur wegen zu geringen Gehalts der Manf- 
werlzeuge ein, in ſofern fie nicht wie in Rezepturen 
und Mühlen zugleich zum Wägen und Meſſen beim 
Einnehmen dienen. Eine Strafe tritt nicht ein, wenn 
eine, die in R. 38.29, &.22 bezeichneten Beſtimmun⸗ 
gen erreichende, aber nicht überfleigende, Abweichung 
der Maaße und Gewichte vom Wahren, nicht bei zwei 
anf einander folgenden Viſitationen vorgefunden, und 
der Betheiligte gewarnt worden, und jedenfalls nicht, 
wenn die Abweichung diefe Beftimmungen nicht erreicht ; 
gleichwohl follen auch geringere Abweichungen als diefe 
nicht geduldet werden. 


7) Wiederholte Vergehen follen, je nach der Bedeuten- 
beit der Abweichung , durch eine höhere Strafe inner- 
bald der angegebenen Gränze der Straffäge, und wo 
diefe fchon angewendet worden, durch eine mit jedem 
weitern Falle um 3 bis 5 fl. fleigende Strafe geahndet 
werden, 


8) Der Gebrauch einer falfchen Waage, deren Unrichtig- 
feit oder Unempfindlichkeit fo bedeutend iſt, daß. fie 
dad Gewicht von 1 Prozent oder darüber unrichtig 
anzeigt, fol mit gleicher Strafe, wie der Gebrauch 
unrichtiger Maaße und Gewichte geahndet werden. 

Iſt die Unrichtigfeit der Waage minder bedeutend, 
fo fol ihre Verbefferung befohlen werden, und wenn 
diefe Auflage bei der nächften Viſitation nicht befolgt 
erfunden wird, die Konfiöfation der Waage eintreten. 


“7 
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Ueber das Verfahren bei Pruͤfung der Eichmaaße, beim Eichen 
ſelbſt, über die Einrichtung der Sinn-Anſtalten, und das 
Berfahren bei ihrem Gebraude find befondere Inftruftionen 
gegeben. 


Achtes Kapitel, 
Don Münzen. 


$ 1374. Der befichende Münzfuß iſt der Kronenthaler- 
fuß unter genauer Einhaltung des 244 fl. Fußes; die Rech- 
nung gefchieht nach Gulden zu 60 Kreuzern, Hierüber iſt 
mit Baiern, Württemberg, Heffen, NRaffau und 
Frankfurt eine Convention abgefchloffen, welcher fpäter 
Hohenzollern Sigmaringen (R. B. 33 XV), 95% 
benzollern Hechingen (R. 8. 38, XX), Sadfen- 
Meiningen (MR. 3.38, XXVIII) und Heffen-Homburg 
(R. B. 39, IT) beigetreten find. Als Hauptmünzen für die 
Staaten diefes Vereins werden Guldenftüde zu 60 Kreuzern, 
balbe Guldenſtücke zu 30 Kreuzern, ferner mit Zugrund- 
legung des 27 fl. Fußes 6 Kreuzer und 3 Kreuzerſtücke von 
Silber, ferner 1 Kreuzerftüde von Silber oder Kupfer ge. 


"prägt, alle, mit Ausnahme der 1 Kreuzerſtücke nach be- 


fimmten gleichförmigen Normen. Eine Devalvation oder 
Außerkursſetzung der oben bezeichneten Hauptmünzen kann 
nicht flatt finden, jeder Staat hat aber die Verbindlichkeit, 
diefe Münzen feiner Zeit wieder einzuziehen, wenn fich er- 
gibt, daß diefelben durch Abnützung eine gewiſſe (noch feit- 
zuſtellende) Bränze der Gewichtsabnahme überfchritten haben. 
Keine Herabfegung oder Verrufung irgend einer in den 
genannten Staaten anerkannten kurshabenden Münze kann 
vorgenommen werden, ohne die übrigen fontrabirenden Staa- 
ten A Wochen zuvor davon in Kenntniß zu ſetzen. Jeder 
diefer Staaten mechfelt alle aus feiner eigenen Münzftätte 
ſowohl vor als nach der getroffenen Hebereinfunft hervorge- 
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gangenen Sechs⸗ und Dreikreuzerſtücke an feiner Münzſtätte 
und an andern (im R. 8.38, X näher bezeichneten) öffent- 
lichen Kaffen auf Verlangen gegen Fursfähige grobe Münze 
in Summen von 100 fl. und darüber ein. R. 3.37, XLIU. 


$ 1375. Unter den Scheidemüngen haben neben den 
inländifchen nur die 6 und 3 Kreuzerſtücke der obengenannten 
Staaten ſowohl im Brivatverfehr ald auch bei den Großh. 
Staatskaſſen in vollem Nennwerthe Kurs. Der Kurswerth 
aller andern zu 6 oder 3 fr, ausgeprägten ausländifchen 
Scheidemünzen ift rüdfichtlich der 6 Kreuzerftüde von 6 auf . 
4 Kreuzer, rüdfichtlich der 3 Kreuzerſtücke von 3 auf 2fr,, 
und bei den Dreikrenzerftüden von Sachfen- Koburg und 
Sacfen-Hildburgbaufen ausnahmsmeife von 3 auf 14 ber- 
abgefest, und fo werden fie von den Großh. Staatskaffen 
zur Ablieferung an die Münzftätte angenommen, Andere 
auskändifche Scheidemüngen als 6 und 3 Kreuzerftüde find 
nur dann, wenn fie von einem unmittelbar an das Groß- 
herzogthum grängenden Staate geprägt find, im Privatver- 
kehr geftattet, R. 3. 37, XLVI. 


$ 1376. Durchlöcherte und befchnittene Münzen dürfen 
nicht bei den Großh. Staatsfaffen angenommen werden; 
find folche Münzen gleichwohl dorthin gelangt, fo dürfen fie, 
nicht wieder in Umlauf gefegt, fondern müflen der Münz- 
verwaltung gegen Erfag des Silberwertbes zum Einfchmelzen 
eingeliefert werden. Den Unterfchied gegen den Kurswerth 
bat derjenige Staatsverrechner oder Untererheber, aus deffen 
Kaffe das mangelhafte Geld berrührt, zu erſetzen. R. 2. 
38, X, ©. 9. 


$ 1377. An Scheidemüngen ift der Empfänger einer 
Zahlung anzunehmen fchuldig: R. B. 7, XXXVL 
bei Zahlungen von 24 fr. bis zu 10 fl, 4 
von 10 bis zu 100 fl. Ya, 
über 100 fl. nicht mehr als 10 fl. 
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Bon der Scheidemünge darf der 10te Theil in Kreuzern 
befteben. | | a 


$ 1378. Allen Brofeffioniften ift das Vergolden filberner 
oder Tupferner Münzen bei 50 Rthlr. Strafe verboten. 


Das Ausgeben von wiffentlich übernommenen falfchen 
Geld wird als Theilnapme an Falfchmünzen oder Betrug 
peinlich beſtraft; wer falfche Münzen redlicher Weife über- 
kommen und nur, um nicht in Schaden zu bleiben, wieder 
ausgegeben bat, verfällt in Bolizeiftrafe, deren Art und 
Größe nach dem Betrag der Münze und den Kegeln der 
Wiederholung eines Vergehens zu beftimmen if, die aber 
big zu Arbeitshausitrafe anfteigen Tann, R. B. 26, XV. 


Achter Titel. 
Benugung der Waſſerſtraßen. 


Erstes Kapitel. 
Von der Schifffahrt. 


$ 1379. Die Aufnahme in die Genoffenfchaft der Sch if- 
fer, welche ihr Gewerb auf inländifchen Wafferftrafen be- 
treiben, ertheilt das Amt, Zur kleinern Schifffahrt auf 
dem Rhein, Main und Necdar gibt auf amtlichen Antrag 
die Kreisregierung, zu den größern die oberfie Staatsbe— 
börde ihre Konzeffion. R. B. 22%, IIL. Um dieſe letztere 
zu erhalten, muß der Schiffer drei Fahre ald Zunge, drei 
Fahre ald Knecht und vier Fahre ald Steuermann oder 
Schiffsführer auf einem Rheinſchiffe gedient haben. A. 2. 
M. 1832, N. 52, 


51380. Für die größere Rbeinſchifffahrt iſt mit 
Balern, Preußen, Heſſen, Naſſau, den Niederlanden und 
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Sranfreich ein ausführlicher Vertrag abgefchlofen, R. ©. 
31, XI, (ſiehe Supplementarartifel dazu in R. 3.36, XIL 
. 38, XXXV, ferner fiebe R. B. 36, XLV und 38, XXXVIII) 
und noch befonders ein weiterer Vertrag zur Begünftigung 
der Rheinfchifffahrt mit den Niederlanden. R.3.37, XXXVIL 
Hiernach ift die Rheinfchifffahrt bis zum Meere (durch die 
fogenannte Led und Waal) frei. Die Rheinfchiffe Haben 
Manifeſte zu führen nach dem in R. 3. 31, XII, ©. 131 
gegebenen Formulars ihre Schiffe müffen geeicht ſeyn, wozu 
in Mannheim und Freiſtett Eichflationen errichter find; 
jedes Schiff darf für Berg. und Thalfahrt nur eine La- 
dungshöhe haben; es werden Eichfcheine ausgeſtellt, die der 
Schiffer nebft feinem Manifeſt immer mit fich zu führen 
bat. R. B. 34, XIV. 36, V. A. 3. U. 1836, N. 13. Alle 
Schiffe am Rhein, vom Bodenfee bis Aue (dem Ausflug 
der Lauter gegenüber) müfen vom Bürgermeifter in ein 
Verzeichnig aufgenommen werden, und find vorher bei 
Strafvermeidung nicht zu gebrauchen; fie haben einen ge- 
wiffen Sammelplas einzuhalten, Fähren ausgenommen, die 
von diefem entfernt Tiegen; eine Stunde vor Sonnenaufgang 
und eine Stunde nach Sonnenuntergang darf von Bafel 
“abwärts Fein Fahrzeug landen, ausgenommen Fifcherfahr- 
zeuge, wo dieß durch befondere Zofalbeftimmungen ihnen 
geſtattet iftz außer an den gewöhnlichen Landungsplägen 
dürfen Büterfchiffe nur in dringenden Fällen landen. A. B. 
M. 1837, N. 61 und Beil, 26 und 31. Fahrzeuge von 
weniger ald 50 Zentnern Ladungsfähigkeit dürfen zum Waa- 
rentransport nicht gebraucht werden. R. B. 36, XL. A. B. 
D. 1836, N.58. Ein- und Ausladftationen am Rhein 
find Mannheim, Leopoldshafen, Freiftett, Ottenheim, Alt- 
breifach und die Schufterinfel, R. 3. 8, IV. 10, XXI. 
34, XXVII und XLVIII. Auch folche Schiffe, die den 
Bodensee befahren, müffen geeicht feyn und haben eine be- 
fonders nach ihrer jeweiligen Größe beflimmte Ladungs- 
fübigfeit, die bei Strafvermeidung einzuhalten iſt. A. B. 
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S. 1834, R. 74. 1835, N. 11 und 60. (Was für ähnliche 
Beltimmungen die Schiffer auf dem Bodenfee für die würt- 
sembergifchen Häfen zu beobachten haben, enthält A. B. S. 
1837, N. 68.) 


$ 1381. Mit Oberlaft auf dem Rhein zu. fahren, if 
verboten; eben fo das Anhängen von Schiffen, die beladen 
find, oder eine Ladungsfähigfeit von mehr als 300 Zentnern 
haben , und das Zufammenlichten derfelben. R. B. 31, XII, 
Art. 61 und 62. Ausnahmen von diefen beiden VBorfchriften 
befteben zu Gunſten der Dampffchiffe, die auch mit Oberlaft 
fahren dürfen, ibidem Artifel 635 in gleichem Betreff zu 
Gunſten der Ladungen, die aus leichten Waaren beſtehen; 
ferner für die Strede von Bafel bis Mainz binfichtlich des 
Zufammenbängens und Zufammenlichtens der Schiffe in 
dringenden Fällen. R. B. 36, XII. Ueberall, wo wegen 
den Eigenfchaften des Fahrwaſſers auf dem Rheine nach 
der Obſervanz oder den beſtehenden Vorfchriften die Zootien 
oder Steuerleute wechſeln, iſt der Schiffspatron oder Führer 
verbunden, einen neuen Zootfen oder Steuermann an Bord 
zu nehmen, wobei er unter mehreren Anwefenden die Wahl 
hat. R. B. 31, XU, Art. 51. A. B. M. 1833, N. 101. 


5 138%, Der Leinpfad it überall in gutem Zuftande 
zu erhalten; es find bei Strafvermeidung nie mehr als drei 
Pferde an einem Stichfeil zu führen. R. ®. 31, XI, 
Art. 68.. Die Goldwäfcher baben die Kieshaufen und die 
Löcher, die bei ihrer Arbeit am Leinpfad entſtehen, auszu⸗ 
ebnen, und den Uferbewohnern ift unterfagt, Dammerde 
megzunehmen und Bauholz oder Bretter auf den Leinpfad 
zu legen, alles bei Strafvermeidung. A. B. M. 1834, N. 63. 


5 1383. Die Baken oder Stöde, die von den Flußbau—⸗ 
beaimten oder Steuerleuten zur Bezeichnung der gefäbrlichiten 
Stellen geſetzt find, dürfen bei Vermeidung einer Strafe 
von 10 bis 15 fl. und Verantwortlichkeit für den etwa da- 
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durch entfiehenden Schaden nicht meggenommen werden, %. 
B. M. 1833, N. 12, 


8.1384. Kontraventionen gegen die Rheinſchifffahrts⸗ 
ordnung und darauf bezügliche Streitigkeiten follen durch 
die Rheinzollrichter, beziebungsweife Rheinzollämter, erledigt 
werden, wenn fich die betreffenden Perfonen diefer Ent- 
fcheidung freiwillig unterwerfen. R. B. XII, Art. 81, 
Ferner ibidem XIII. 1832 XXXIV. A. B. M. 1837, N. 102, 
Weber die Anzeigegebühren dabei ſiehe R. 3. 38, XXXVIII. 


$ 1385. An den vom Staate genehmigten Weberfahrten 
und überhaupt für den Transport von Menfchen iſt von 
Amtswegen darauf zu halten, dag Feine geringere als fo. 
genannte Anfernachen genommen werden, (welche eine La- 
dungsfähigfeit von 10— 20 Zentnern haben, mit Rippen 
und einem boben Bord verfehen ſeyn müffen,) bei Strafe 
von 10 — 30 fl., namentlich feine Weidlinge oder Dreiborde, 
Die Nachen müffen mit Duerbänfen, die genau in die Borde 
einpaffen, verfeben feyn. Die DOrtsvorfteher haben diefe 
- Schiffe durch Sachverftändige unterfuchen zu laffen, wobei 
auch das Minimum und das Marimum der Einfenkung am 
Schiffe auszumitteln und durch einen Strich oder Schild 
am Border- oder Hintertheil ded Schiffes bezeichnen zu 
laſſen it. Zur Beforgung der Ueberfahrt follen nur zuver« 
läßige, des Fahrens und der Lofalität Fundige und dem 
Trunfe nicht ergebene Berfonen zugelafen werden. Die 
- Fähr. und Steuermänner find anzumweifen, bei eigener Ver⸗ 
antmwortlichfeit fih unter allen Umſtänden jcder Meberladung 
des Fahrzeuges zu enthalten. Wenn Sturm, Eisgang oder 
Fluth die Fahre gefähriich erfcheinen laſſen, baben die 
Drtsvorgefesten die Fahrt zu umterfagen, und nur bei 
dringenden Umſtänden die befondere Erlaubnig dazu mit 
Beobachtung der erforderlichen Borfichtömaßregeln zu geben, 
Die Ortsvorgefenten haben über ihre Unterfuchungen ein 
Negifier zu führen. A. B. M. 1833, N. 81. Die Fähr⸗ 
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leute find verpflichtet, verdächtiges Gefindel zurückzuweiſen, 
8, 9. VIL 1I. $ 4, und des Nachts die Nähen und Rachen 
anzufchließen. 


Die nicht befonders concedirte Ueberfahrten CHedenfahr- 
ten) find verboten, A. ©. P. 1814, N. 9. 


$ 1386, Die Dampfichifffahbrt auf dem Rhein 
beftehet nach ihren befondern Statuten. R. B. 35, XXL 
1826, XI. 1832, XXVIL A. B. M. 1839, Beil. 2. Auf 
dem Bodenfee 1832, XVII. 1838, IL. 


3weites Kapitel, 
Vom Floßweſen. 


6 1387. Zur Betreibung des Holzhandels auf Floß—⸗ 
firafen wird höhere Staatsgenehmigung erfordert, A. B. N. 
1822, R. 90, welche zugleich die nähern Vorfchriften für 
die Benugung nach der Lokalität enthält. 


$ 1388. Für die Flöße, welche auf dem Nedar- 
gehen, ift vorgefchrieben: 


a. fie dürfen höchſtens aus 24 Gehören befteben, Bei 
3 Rthlr. Strafe für jedes weitere, bis zu deſſen Ab- 
löſung fie da, mo fie betreten werden, anzubalten find. 
Die Geſtöre dürfen nicht über 12 Schuh neuen Maaßes 
breit fenn; 


b. fie dürfen nur eine Sperre führen und fich derfelben 
nur zum Anlanden und Ausweichen, nicht aber auf 
feichten Stellen bedienen, bei 25 Rthlr. Strafe; 


. wenn fich das Floß einem Engpaffe nähert, ift ein 
Kloßfnecht voraus zu fchiden, um die zu Berg kom⸗ 
menden Schiffe zu warnen, eben fo aufwärts zur 
Warnung der zu Thal kommenden, wenn ed auf einer 
feichten Stelle Liegen bleibt, bei 25 Rthlr. Strafe 
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und Verantwortung für alles Unglück. R. 3, 11, XXXIL 
A. 3. P. 1812. N. 69. 9. 3. N. 1812. N. 67. 


$ 1389. Auf dem Rheine müffen den Flößen Nachen 
mit roth⸗ und fchwarzfarorirten Fahnen eine, Stunde weit 
vorausgefchickt werden; Nachläffigfeit wirft die Verbind⸗ 
lichkeit zum Schadenerfag auf den Flößer. R, 3. 31, XU. 
Art. 66. Bon der Vorfchrift einen Nachen voraussufenden 
befiebt jedoch zu Gunften der kleineren Flöße, der fog. 
einzelnen Boden oder einzelnen Stümmel, eine 
Ausnahme. R. ©, 36, XU. 


Meunter Titel. 


Poſtordnung. 
R. B. 34, XL. 


Erſtes Kapitel. 
Von der Briefpoſt. 


5 1390. Das Briefporto wird nach der direkten Ent- 
fernung und nach dem köllnifchen Gewicht des Briefes 
berechnet; der einfache Brief wiegt nicht über 4 Loth; 
über das Steigen der Portoanſätze befteht eine Progreſſions⸗ 
tabelle; Eingaben an GStaatsbehörden merden geringer 
taxirt; portofreie Schriftenpafete dürfen nur bis zum Ge- 
wicht von 1 Pfund auf der Briefpoft angenommen werben, 


ebenfo findet die Annahme von Geldern oder Geldeswerth, 


fo wie überhaupt von Briefen mit einer Werthsdeklaration 

bei der Briefpoft nicht flatt. Briefe mit erkennbar einge- 

legten Waarenmuftern oder Broben werden geringer takirt; 

für uneingebundene Drucfchriften, Journale u. dgl., die 
j 46 
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unter Kreuzband , franfirt und auffer der Adreſſe nichts 
Gefchriebenes enthaltend aufgegeben werden, ift das Porto 
auf den Aten Theil ermäßigt. 


$ 1391, Alle zur Briefpoft aufgegebenen Briefe müffen 
gebörig verfiegelt und mit einer deutlichen Adreſſe verfehen 
ſeyn. Ale Briefe können innerhalb des Umfangs der 
Großberzogl. Bolten bis an den Beſtimmungsort entweder 
franfirt oder unfranfirt aufgegeben werden; Briefe an 
Staatsbehörden, fo wie die Korrefpondenz in Barthiefachen 
von niederen an höhere Stellen müſſen bei der Aufgabe fras- 
firt werden; das Poſtporto in Barthiefachen haben die Aemter 
aus dem Bureauaverfum oder dem Transportfoftenfond zu 
entrichten, und empfangen nach Vorlage der desfallfigen 
Nechnung den Erſatz biefür aus der Amtskaſſe. R. 2. 
35, XXIV. $ 4, 


Es fteht jedem Aufgeber frei, feine Briefe zu refom- 
mandiren; er erhält gegen Bezahlung von 4 fr. einen 
Schein darüber; für jeden im Umfang der Großherzogl. 
Poſten durch das Verſchulden der Poſtbeamten verloren 
gegangenen refommandirten Brief, wenn derfelbe innerhalb 
drei Monaten verloren wird, vergütet die Poſtadminiſtration 
gegen Rückgabe des Scheins den Betrag von 35fl. Der 
Aufgeber kann fih auch einen Schein über richtige Ablie- 
ferung des Briefed an feine Adreffe ausbitten (gegen Ge— 
bühr). Ein der Poſt übergebener Brief, welcher vor dem 
Paketſchluß zurück verlangt wird, darf nur gegen Bei- 
bringung eines fchriftlichen Ausweifes bierüber, der von 
der nämlichen Hand, wie die Adreſſe gefchrieben und dem 
ein Abdruck des Brieffiegeld beigefügt ift, zurück gegeben 
werden. 


$ 1392. Für Briefe, welche nicht beftellt werden 
fönnen, und and Ddiefem Grunde zurücgefender murden , 
bat der Aufgeber nur das Porto für den Hinweg gegen 
Zurückſte llung des Briefes zu berichtigen. Unbeftellbar 
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ſind diejenigen Briefe: 1) deren Annahme vom Adreſſaten 
verweigert wird, oder wofür er das darauf haftende Porto 
nicht bezahlen kann oder will: 2) deren Adreſſat ohne Hin- 
terlaffung von Erben geſtorben, oder unbefannt, oder nicht 
u erfragen il. 3) poste restante- Briefe, welche inner- 
balb drei Monaten nicht abgeholt worden find; 4) welche 
wegen Mangel einer gehöriger Adreſſe oder der erforderli- 
chen Frankatur nicht Heftellt werden können; 5) welche als 
unbeſtellbar wieder zurücdgefender worden find. Auf der 
Adreſſe eines jeden unbeſtellbaren Briefes iſt die Urſache zu 
bemerfen , warum er nicht an den Adrefiaten hat abgegeben 
werden fünnen. Solche Briefe werden an den Aufgabe-DOrt 
zurücgefendet; kann dort der Aufgeber durch genaue Be- 
fichtigung der Handfchrift oder des Giegels nicht ermittelt 
werden, fo werden die Briefe nicht nur 14 Tage lang in 
einer Rahme am Schalter öffentlich ausgehängt, fondern 
ihre Adreſſen auch durch die am Orte erfcheinenden Tage, 
blätter befannt gemacht, melden fich die Aufgeber hierauf 
nicht , fo werden die Briefe durch eine zu diefem Behufe 
- eigend eruannte und auf gewiſſenhafte Berfchwiegenbeit 
befonderd verpflichtete Kommiffion eröffnet; diefe Kommif- 


- fion beftebt aus dem Vorſtand der Poftrenifion, einem 


Reviſor und zweien Gemeinderarhd- Mitgliedern; es if 
nichts ald der Name und Wohnort des Aufgebers zu leſen, — 
fönnen diefe nicht entziffert werden, oder ift feine Namens. 
unterfchrift beigefügt, fo ift der fragliche Brief fogleich 
durch die Kommiffion urkundlich zu verbrennen, Dokumente 
und Bapiere von Wichtigkeit aber, die etwa darin find, 
Öffentlich auszufchreiben. 


$ 1393, Kein anfommender Brief darf dem Adreffaten 

anders als gegen gleich baare Bezahlung des auf dem 

Briefe baftenden Porto’s oder der darauf baftenden Aus. 

lage verabfolgt werden; wird jedoch die Annahme eines 

Briefes verweigert, fo kann dies nur gefcheben, fo lange 
46 * 
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der Brief moch nicht eröffnet worden if. Briefe, welche 
poste restante geftelt, anfommen, dürfen an Fremde ober 
unbelannte Berfonen nur gegen Vorzeigung ihres Paſſes, 
oder wenn fie fich auf fonflige Art über die Identität ihrer 
Berfon gehörig ausweiten, abgegeben werden. Die Poſt 
ift verpflichtet, alle anfommenden Briefe dem im Ort woh⸗ 
nenden Adreffaten in feine Wohnung zu fenden ; wenn derfelbe 
in gefänglicher Haft oder peinlicher Unterfuchung befangen 
ift, kann die Poſt auf amtliche Requifition des Unterfuchungs- 
richters diefem den Brief abgeben. A. B. D. 1822. 0.48, 
A. B. N. 1822. N. 55. 


$ 1394, Binder fich in einem Amtspaket ein befchädig- 
ter , fchlecht oder gar nicht verfiegelter Brief vor, fo bat 
ibn der Poſtbeamte mit dem Boltamtöfiegel in der Art zu 
verfiegeln, daß das befchädigte Siegel des Briefs von dem 
Poſtamtsſiegel nicht berührt wird , davon ift das Poſtamt, 
woher der Brief Fam und wohin er abgeht, oder der 
Adreffat, wenn der Brief in loco bleibt, zu verfländigen. 


$ 1395. Wegen geöffneter oder auf irgend eine Art im 
verdächtigem Zuſtand fich befindender Briefe it dem Träger 
fogfeich bei der Abgabe die geeignete Bemerkung zu machen 
und, wenn feine genügende Aufklärung erfolgt, Anzeige 
an die Dberpoftdireftion zu erftatten. A. B. D. 1819. N. 
30. 9. 8. 2. 1819, N. 3%. A. B. N. 1819, N. 30. 


5 1396. Niemand ift verpflichtet, Bei unrichtiger An- 
wendung der Portotarife von Geiten der Poſtbeamten 
Beträge unter einem Gulden uachzubezahlen; höhere Nach- 
forderungen ift der Abfender eder Empfänger nur dann zu 
berichtigen fchuldig, wenn folche innerhalb eined Jahres 
gefordert und gehörig nachgemwiefen werden. Dagegen wird 
das in folchen Fällen zuptel erhobene Porto dem Aufgeber 
oder Empfänger zurückerſtattet. 


An jedem Poſtbureau ift der Tarif anzufchlagen. Be⸗ 
fchwerden wegen ordnungswidriger Anſätze find bei dem 
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Dberpoftame Karlsruhe im Rekurswege, oder wenn fie 
diefes ſelbſt betreffen, bei dem Diinifterium der auswärti- 
gen Angelegenheiten vorgutragen. R. ®. 9, XXXIV. ” 
XXXVI. 


$ 1397. Eine Verbindlichkeit von Seiten der Poſtan⸗ 
ftalt, Nachnahme zu Teiften, finder nicht ſtatt; es bleibt 
den Boftbeamten überlaſſen, folche Vorſchüſſe bis zum Be- 
trage von drei Gulden für einen Brief auf ihre eigene 
Gefahr Hin zu Teiften oder zurüdfzumeifen; für dergleichen 
Vorſchüſſe kann fich der Poſtbeamte 1 fr. für je 20 fr. an- 
rechnen und erheben. R. B. 34, XL. ©, 291, XLV. 
Alles perfönliche Brieffreithum ift aufgehoben, 
- ausgenommen für Perſonen, die mit auswärtigen Poftad- 
miniftrationen darüber Verträge abgefchlofen haben, noch 
fo Tange diefe dauern. R. 3. 32, 1. ©. 17. Die Staats. 
ftellen haben in ihren Dienftfachen Bortofreiheit, haben die 
Briefe aber mit ihrem Dienitfiegel zu fchließen und als 
Dienftfache zu bezeichnen. “R. B. 10, XVIL 
Ueber die Bezahlung des Poftporto bei den Aemtern in Nichts 
Dienftfachen fiehe A. B. M. 1838. Beil. 35 u. 3. 


Die Inſpektoren, die im Inlande für Fahrnißverfiche- 
rungsgefellfchaften aufgeitelle find, haben für dieſe Ange- 
legenheiten Portofreithum, müſſen aber ihre Briefe mit 
dem Amtsfiegel des Wohnorts fchliefen. Schreiben der 
Aemter und der Bürgermeifter an fie find als Dienffache 
zu bezeichnen. A. 3. O. 1836. N. 95. 


Auch Gendarmen find für ihre Dienftichreiben, für 
welche fie eigene Dienftfiegel haben, portofrei. 


Das tarifmäßige Borto für Briefe, die an wirklich im 
Dienft befindliche Interoffiziere und Soldaten bis zum 
Feldwebel oder Wachtmeifter einfchließlich adreffirt oder 
von denfelben zur Poſt gegeben find, fo wie für alle mit 
weniger als 10 fl. befchwerten, am diefelden adreffirten 
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Geldpakete iſt in der Art auf die Hälfte berabgefebt , dag 
im Umfang der badifchen Boften von Briefen, die nicht 
mehr als 1 Loth Föllnifchen Gewichts wiegen, (f. $ 1390.) 
in feinem Fall mehr wie vier Kreuzer, von den erwähnten 
Geldpaketen aber keinenfalls mehr ald ſechs Kreuzer erboben 
werden dürfen. Derartige Briefe und Pakete müflen bie 
Bezeichnung: „Soldatenbrief“ und den Stempel des 
betreffenden Mititärbureau’s bezichungsweife das Gemeinde- 
fiegel aufgedrücdt haben, Bei entdecktem Mißbrauch wird 
der Berfender neben Entrichtung des defraudirten tarif- 
mäßigen Porto's mit der Bezahlung des zwanzigfachen 
Betrages deffelben beftraft, welche Strafe bei den Militär- 
perfonen in eine angemeſſene Militärftrafe verwandelt werden 
kann, R. B. 34, XX. 


$ 1399. Die Poſtbehörde, welche Mißbrauch des Brief. 
freithums nach $ 1398. , fo weit daffelbe noch beftebt, ver- 
muthet, Fann den Brief in Gegenwart des Aufgebers oder 
Empfängers bei dem nächiten Amt öffnen laffen ; die Anzeige 
muß binnen vier Wochen nach der Entdeckung gefcheben. 
Das Amt des Adreffanten erfennt über die Anzeige nach 
fummarifcher Unterfuchung , vorbehaltlich des Rekurſes an 
die Kreisregierung als legte Inſtanz. 


Die Strafe des entdeckten Mißbrauchs beitehet im 
20fachen Betrag des defraudirten Borto und 10 bis 30 Rıhlr.; 
ihr Berrag ift binnen 4 Wochen an die DOberpoftdireftion 
einzufenden, R. B. 21. IIL 

- Unter gleichen Bellimmungen für die YUnterfuchung und 
bei Strafe des 5fachen Porto und 10 bis 20 Rehlr. iſt 
verboten , Sammlungen von Briefen in gefchloffenen Pa— 
feten durch den Poſtwagen zu verfenden. Die in diefem 
Fall angefegten Strafen werden an die Dberpoftdireftion 
zur Poſtkaſſe abgeliefert. Strafnachlaßgeſuche in diefem 
Betreff eriedigt das Minifterium des Großherzogl. Hanfes 
und der auswärtigen Angelegenheiten, R. ©. 34, XIIL 
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$ 1400. Bon jeder Briefpoftanftalt können Zeitungen 
und andere periodifch und bogenweife erfcheinende Drud- 
fchriften auf vorgängige Beſtellung und gegen Borausbe- 
zablung des Bezugspreiſes, fo wie der Brovifion bezogen 
werden. Für das Großberzogl, Staats - und NRegierungs- 
blatt, die Kreisanzgeigeblätter und das Tandwirthfchaftliche 
Wochenblatt find befondere BENMIR beſtimmt. R. 8. 
34. XL. ©, 295. 


Zweites Rapitel, 
Ton der Fahrpoft. 


$ 1401. Die Portotagen bei der Fahrpoſt (Packwagen) 
werden berechnet: 1) nach der direkten Entfernung, 2) 
nach dem deflarirten Werth, und 3) nach dem neubadifchen 
Gewicht. Mit der Fahrpoſt können alle Sachen von Werth 
verfender werden, infofern fie nach. ihrem Inhalt und Ge- 
wicht , nad) ihrer Größe und Geſtalt zu verpacden geeignet 
find. Die Bot iſt nicht verpflichtet, unförmlich große 
Kiften oder Ballots mit Anitrumenten, Bäumen und Ge— 
ſträuchen, oder mit leichtem Material, ald Wolle, Strob- 
mwaaren ꝛc. zur Beförderung anzunehmen; ed werden ferner 
zur Fahrpoft nicht angenommen: 

1) unbefchwerte Briefe, und Schriften oder Aftenpafere 

unter 8 Roth, 


2) Waarenfendungen, welche etwa mit einem gefeßlichen 
Ein- und Ausfuhrverbot belegt find, 


3) alle durch Reibung oder Luftzudrang leicht entzünd- 
bare Gegenttände, wie 3. B. Schießpulver, chemiſche 
Präparate, Wachstaffet, 

4) lebende Thiere, 

5) Sendungen, welche das Gewicht von 125 Pfund 
überfteigen, ausgenommen, wenn fie nicht in einem 
Stüd find, fondern abgerheilt gepadt werden können. 
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Waaren in Schachteln gepadt; und flüffige Waaren bis 
zum Gewichte von 25 Pfund werden nur auf Gefahr des 
Aufgebers mit der Fahrpoſt befördert, ebenfo zerbrechliche 
oder leicht verderbliche Waaren; erftere- find mit Glas. 
zeichen zu verfeben. Für das Verderben von Biltnalien 
Tann nur Erfab gefordert werden, wenn nachgewiefen wird, 
dag die Sendung durch Berfchulden der Poſt länger unter- 
wegs geweien, als fie es nach dem Poſtenkurs hätten ſeyn 
follen. 


$ 1402, Ale zur Fahrpoft aufgegebenen Sendungen 
müffen gut gepackt, mit deutlichen GSiegelaufdrüden, les⸗ 
baren und beftimmten Adreſſen, und mit einer Werthsde⸗ 
Haration (ausgenommen bei Schriftenpafeten und Waaren- 
muftern) verfeben ſeyn. Briefe mit einzelnen Goldſtücken 
befchwert, müſſen nebft ihren Einlagen offen aufgegeben 
und alsdann mit dem Poftamtsfiegel und dem des Auf- 
gebers gefchloffen werden. Jede große Geld. und Waaren- 
fendung muß mit einem befondern Adreß- oder Frachtbrief 
verfeben , und dabei auf dem Stück felbit nicht nur das 
Frachtzeichen , fondern der ganze Name ded Bellimmungs- 
orted bemerkt ſeyn. Bei allen Waaren- und Pabetſendun⸗ 
gen ind Ausland muß, nebit dem Werth, auch der Inhalt 
auf der Adreſſe oder, wo die ausländifche Geſetzgebung es 
verlangt, (hierüber konnen die Fahrpoftbehörden nähere 
Ausfunft geben) in einer befonderen Deklaration genau 
angegeben werden. Waareniendungen nach weit entlegenen 
Ländern find an ein Handels. oder GSpeditionshaus in 
einer mit diefen Ländern in Handelöverbindung ftehenden 
Grenzftadt zu adreffiren, damit durch folches die weitere 
Verſendung beforgt werde. 


$ 1403. Die Fabrpoftftücde werden theils nach dem 
Werth, theild nach dem Gewicht tagirt; 3.8. Geld, Pre 
tiofen u. dal, nach dem Werth; Maaren- und andere 
Baferfendungen,, Bücher u. dal, nach dem Gewicht. Für 
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jedes nach dem Wertbtarif zu tarirende Fahrpoſtſtück wird 
von der Boltanftalt ein Schein gegen Gebühr ausgeſtellt; 
bei Fahrpoſtſtücken, die nach dem Gewicht tagirt werden, 
bleibt es dem Ermeſſen des Aufgebers überlafien, ob er 
dafür gegen Entrichtung der gleichen Gebühr einen Schein 
ausgefertigt zu haben wünſcht oder nicht. Dem Berfender 
von Fahrpoſtſtücken fteht es frei, diefelben frankirt oder 
unfranfirt aufzugeben; erfteren Falls ift dies auf der Adreſſe 
zu bemerken, und das Porto fogleich zu bezahlen. Fahr⸗ 
poftfendungen von Privaten an Staatsbebörden, und Gen. 
dungen in Bartbiefachen von niederen an höhere Stellen 
find bei der Aufgabe immer zu franfiren, auch ift in beiden 
Fällen nebft dem Frankobetrag zugleich die Beftellungs.- 
gebühr für die abgebende Poſtanſtalt zum voraus * er⸗ 
heben. R. B. 34, XL. ©, 299, 


$ 1404. Für Fahrpoſtſtücke, welche aus einem der in 
$ 1392, Nr. 1 — 5. angegebenen Gründe nicht beſtellt 
werden können, und aus diefem Grunde zurücgefendet 
werden , bat der befannte Aufgeber beim Rüdempfang für 
unfranfirte Verſendungen das Porto nebft allen ſonſtigen 
etwaigen Auslagen der Hin- und Herfendung, für fran- 
firte VBerfendungen aber blos das Porto der Zurückſendung 
zu bezahlen. Iſt der Aufgeber unbekannt, fo ift eine Ab- 
fchrift der Adreffe, jedoch ohne Angabe des Werthes und 
Gehaltes, in einer Rahme am Schalter drei Monat lang 
auszuhängen und durch die Lofalblätter befannt zu machen. 
Melder fich der Aufgeber nicht , fo ift das fragliche Paket 
an die Oberpoftdireftion zur urfundlichen Eröffnung ($ 1392.) 
einzufenden, und, wenn der Aufgeber hierdurch nicht er- 
mittelt werden kann, fo ift er durch eine öffentliche Be- 
fanntmachung zur Zurücdnahme binnen Donatsfrift aufju- 
fordern. Meldet fich auch darauf der Aufgeber nicht, fo 
it das Baker nach Verlauf von weiteren fechd Monaten 
zum Vortheil der Staatskaſſe zu verfteigern. Iſt der Inhalt 
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eines als unbeftellbar zurückgekommenen Fahrpoſtſtückes bei 
längerer Aufbewahrung dem Verderben ausgefeut, fo ift 
daſſelbe von der Boftmagenserpedition fogleich unter Bei- 
ziehung von zwei Arfundsperfonen zu eröffnen und über 
den Befund ein Protokoll aufzunehmen; läßt fich der Auf. 
geber hiebei ermitteln, fo if ihm folches mit dem Poftamts. 
fiegel verfchloffen, gegen Empfangsbefcheinigung und Ent- 
richtung des Porto's unter Angabe ded Grundes der 
Eröffnung zuzuftellen; kann er nicht ermittelt werden, fo 
find die dem Berderben ausgeſetzten Gegenftände mittelſt 
Öffentlicher Steigerung zu verwertben, und fodann über 
den in Verwahrung zu nebmenden Erlös zu verfügen, mie 
oben für folche unbeftellbare Pakete überhaupt ig 
if. R. B. 34, XLV. S. 327, 


$ 1405. Die Poftadminiftration. haftet für gute Beför- 
derung und richtige Beftellung der ihr anvertrauten Fahr⸗ 
poftfendungen , und leiſtet den Erfas für die ihr im Um— 
fang der Großherzogl. Bolten entkommenen oder befchädigten 
Gegenftände, wenn der Verluſt oder Schaden nicht durch 
unabwendbare Gewalt veranlaft worden ift, fie vergütet 
in folchen Fällen für ein in Verluſt gerathenes Fahrpoſt- 
ſtück den bei der Aufgabe deflarirten Werth, wenn folcher 
innerhalb drei Monaten unter Vorlage des Poſtſcheins 
reflamirt wird. Fahrpoſtſtücke, deren äuſſere Verpackung 
in der Are befchädigt iſt, daß auch eine Befchädigung des 
Inhalts zu beforgen ſteht, müfen auf Verlangen in Gegen- 
wart des Empfängers auf der Bolt geöffnet, der Erfund 
urfuudlich aufgenommen , und fofort entweder der durch 
Experten abzufchäsende Schaden , oder gegen Uebernahme 
der befchädigten Stücke der deffarirte Werth erſetzt werden, 
wenn fich nicht berausftellt, daR fchlechter Verpadung die 
Schuld der Beſchädigung des Inhalts zusufchreiben if. 
Mit der geſchehenen Webernabme und Empfangsbefcheini- 
gung eined unverlegt dem Adreſſaten übergebenen Fahr⸗ 
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poſtſtückes hört die Haftbarkeit der Poſt auf. Fremde oder 
unbekannte Perſonen baben fich vor der Abgabe der an fie 
adreffirten Fahrpoſtſtücke, nöthigenfals durch Päſſe oder 
auf fonftige Art, über die Identität ihrer Perfon gehörig 
auszumeifen. Im Übrigen gelten auch bier die Beſtimmun— 
gen der $ 1393. 1396, 1397 .R. ©. 34, XL. ©. 303 u. ff. 


Die Routen der Padmwägen werden von Gendarmen theils 
mit dieſen befahren, theils zur Zeit der Fahrt begangen. 


Drittes Kapitel, 
Von den Eil: und Voftiwägen. 


5 1406, Die Berfonentage wird für die von den Eil- 
und Boftwagen zurück zu legende Wegftrede nach Maaßgabe 
der beftebenden Ertrapoftdiftangen berechnet. Das Wegmaaß 
einer ganzen Boftftation ift in runder Zahl auf 48000 Fuß 
badifches Maaß beftimmt; die Diſtanzen werden jedoch nach 
Achtelspoften berechnet; biernach find alle Ertrapoftdiftangen 
regulirt, R. B. 38, XXL Jeder Meifende hat 40 Pfund 
feines Reifegepädes frei, in fo fern deffen Werthödellara- 
tion nicht den Betrag von 300 fl. überfleigt, in welchem 
Falle das Gepäck der gewöhnlichen Fahrpofttare unterliegt. 
Die Perfonentage und die Taxe für das etwaige Weberge- 
wicht müſſen fammt der Einfchreibgebüpr ſtets vorausbezahlt 
werden. Ä 


Perfonen mit eckelhaften Gebrechen, fo mie Kinder 
unter drei Jahren werden nicht aufgenommen, für ältere 
Kinder wird die volle Tare bezahlt. Das Poſtillonstrink⸗ 
geld wird von der Poſtadminiſtration berichtigt. Auf den 
Eilwagen darf fein Gepäck mitgenommen werden, Das 
fchwerer iſt, als 50 Pfund; folches wird mit dem Pad- 
wagen nachgefendet; Poſtwagen nehmen ed unter Anrechnung 
der Fahrpoſttaxe für den Mehrbetrag über 40 Pfund mit; 
das Gepäck muß gut verfchloffen, mit lesbarer Adreſſe und 
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mit einer Werthsdeklaration verfehen ſeyn; es iſt eine 
Stunde vor der Abfahrt, oder wenn diefe Nachts ſtatt 
bat, den Nachmittag zuvor auf die Poſt zu geben. Die 
Poſt haftet nur für das auf folche Art übergebene umd im 
dem Paſſagierbillet befcheinigte Gepäck. Für Nachtfäcde, 
Hüte u. dgl. Gepäck, welches der Neifende bei fich behält, 
- oder dem Konduftenr zur Beforgung überräßt , wird nicht 
gehaftet. 


$ 1407. Das Einſitzen der Reiſenden darf in der Regel 
nur am Poſthauſe geſchehen, diefelben haben fich daber 
zur beftimmten Stunde dort einzufinden; wer dies unter- 
läßt, oder fich unterwegs entfernt, und hierdurch zurück⸗ 
bleibt , kann das bezahlte Poſtgeld nicht zurücverlangen; 
nur wenn ein Neifender aus einer andern Urſache verbin- 
dert wird, mit dem Wagen, auf welchen er fich bat ein- 
fchreiben Taffen, abzureifen, und wenn er hievon mwenigftens 
eine Stunde vor der Abfahrt die Anzeige macht, fo darf 
demfelben entweder der Neifefchein auf die nächte Fahrt 
giftig geftelt , oder nach Umſtänden die bezahlte Berfonen- 
taxe, nicht aber die Scheingebühr, gegen Zurüdftellung 
des Neifefcheins wieder zurückbesahlt werden. Das einge- 
: fchriebene Gepäck wird den Reifenden nach erfolgter Ankunft 
und Abpackung des Wagens nur gegen Empfangsbefcheint- 
gung in dem amtlichen Beftellungsbuch veradfolgt. Die 
Bader haben nur, wenn fie dad Gepäd dem Neifenden in 
defien Wohnung nachtragen, Gebühr anzufprechen. 


$ 1408. Jeder Reifende ift verbunden, feinen Bor- 
und Zunamen, fo wie feine Heimath und das Ziel feiner 
Reiſe anzugeben, auch auf Verlangen fich über die Rich— 
tigkeit feiner Angaben durch Vorzeigung feines Reiſepaſſes 
auszuweiſen, fiebe auch $ 671. R. B. 34, XL. ©, 297. 


Diertes Kapitel, 
Don der Exrtrapoft. 
R. 8. 18, XXV. 


$ 1409, Die Diſtanz einer einfachen Poſtſtation 
tft 48000 badifhe Schub, dabei wird nach Achtelspoften 
gerechuet, R. 3. 38, XXL Hiernach find alle Extrapoſt⸗ 
diſtanzen regulirt. 
Die Diftanzen der mächften Stationen find auf einer 
Tafel in Delfarbe aufzuzeichnen, welche in dem Poſthauſe 
zur Einficht der Reifenden aufzuhängen if. R. B. 10, V. 

$ 1410, Unter 2 Pferden wird Feine Befpannung 
abgegeben, auch feine Pferde zur Beſpannung eines Schlit- 
tend. Die Verbindlichkeit zur Annahme der Beſpannung 
richtet fich nach den Perfonen, dem Gepäde und dem 
Chaiſenbau. Ein Kind unter 10 Jahren, 2 Kinder unter 
7 Zahren werden nicht mitgerechnet. 2 Kinder von 7 
Jahren an gelten für eine Berfon. Ein Koffer von 100 
bis 150 Pfund, zwei große Mantelſäcke von gleichem Ge- 
wicht oder eine vollgepadte Vache mit ſteifem Dedel werden 
für eine Perſon gerechret. 

$ 1411. a. Mit 2. Pferden werden gefahren halbgedectte 
Reiſewagen mit 3 Perſonen oder weniger, 

b. mit 3 Pferden halbgedeckte Wagen. mit 4 bis 6 Per⸗ 
fonen und gefchloffene zweifisige Wagen mit 4 Perfonen 
oder weniger, 

c. mit 4 Pferden zweifisige gefchlofne Wagen mit 8 
Perfonen, gefchloffene Reiſewagen mit 6 Berfonen 
oder weniger. 

Was über diefe Belaftung gebet, fährt mit 6 
Pferden. U 

Wagen, bei welchen ein Pferd in der Gabel 
gehet, zahlen 4 Pferd weiter. 
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$ 1412, Unterwegs darf der Reifende Feine Perſonen 
oder Gepäcke aufnehmen, welche die Beipannungsnorm 
überjteigen. 

Der Bofthalter darf nicht von dem Neglement abweichen 
und fih nur die wirklich eingefpannsten —— bezahlen 
laſſen. ⸗ 

Wo beſonders hohe Steigen einen jedesmaligen Vorſpann 
nöthig machen, muß die Ermächtigung dazu von der Ober- 
poftdireftion ertheilt, und in dem Poſthauſe angefchlagen 
feyn. Vorſpann wegen sufälliger Hinderniffe iR nach billi- 
ger Uebereinkunft zu reguliren, 

Die von der Bolt abgegebenen Ehaifen und Pferde 
dürfen ohne deren Bewilligung unter feinem Vorwand über 
die nächfte Station geführt werden. 


$ 1413, Keinem gehörig Tegitimirten Fremden darf die 
Beförderung auf der Poſtroute durch die Poſt verwei— 
gert werden. Wer zuerft mis der Bol anfommt, muß 
zuerſt wieder befördert werden; - Kabinets- und GSchild- 
Kourire allein haben den Vorzug vor den früher einge- 
troffenen; wer mit eigenen oder Lohnpferden anfommt, 
muß den mit der Poſt reifenden nachiteben; es darf ihm 

aber die Befpannung nicht verweigert werden. 


Zum Umfpannen find am Tage 15 bei Nacht W 
Minuten bewilligt, find die Pferde voraus beitellt worden, 
8 Minuten, 


Wenn alle Boftpferde im Dienft abmefend oder für den 
ordinären Poftdienft in Neferve find, fo hat der Bofthalter 
in der fürzeften Zeit (um den vollen Bezug des Poſtgeldes 
oder ganze Bezahlung nach befonderem Accord f. $ 1424.) 
Ausnülfspferde herbei zu fchaffen, wozu ibm das Amt nö- 
thigenfalld zu verhelfen bat. R. B. 5, XXXIV. P. B. M. 
1805. Nr. 88. P. 3. N. 1805. Nr. 45, R. B. 6. XXXL 
ed iſt aber dabei auch darauf zu ſehen, daß die Poſthalter 
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mit den erforderlichen tüchtigen Pferden verfehen find, 


und ihre Pferde immer zuerſt für den Dienft verwenden. 
M. d. J. d. d. 21. Oft. 1817. Nr. 9352. 


$ 1414, Die Station iſt längſtens in zwei Stunden 
und zwar im Trab zurüczulegen; bei fchlechten oder nen 
überführten Wegen, merklichem Berganfteigen, auch wenn 
die Station mehr als eine einfache Poſt beträgt, darf der 
Poſtillon nach Verhältniß im Schritt fahren. 

$ 1415. Die fpäter abgefabrene Exrtrapoft fol der 
früheren nicht vorfahren, wenn diefe nicht anhält, aus— 
genommen, wenn die fpätere mehr Pferde genommen bat, 
als fie nach der Befpannungsvorfchrift fchuldig war. 


Thore und Schlagbäume find der Extrapoſt auf Zeichen 
mit der Peitfche unvermweilt zu öffnen. Wenn ihr unter. 
wegs ein Unfall begennet, find die Ortsobrigkeiten zu 
fhleuniger Hülfe und Beförderung gegen Vergütung ver- 
pflichter. 


$ 1416. Wer diefelbe Station mit der Bot zurüdfährt, 
bat fih vor der Abfahrt darüber mit der Poſt zu verftän- 
digen, zahlt die Hälfte Poſt- Chaifen- und Trinfgeld weiter 
und darf fich nicht länger als eine Zutterzeit aufhalten. 

Pferdemwechfel bei fich begegnenden Extrapoiten darf 


nur ftatt finden bei gleicher Befpannung und mit Einwilli- 
gung der Reifenden, 


8 1417. Die Beförderung auf andern, ald Poſtſtraßen, 
bängt von freier Mebereinfunft mit der Poſt ab, 


Wer mit Ertrapoft ankommt, darf binnen 48 Stunden 
von feinem Hauderer auf der Boftitrafe oder auf einem 
GSeitenwege bis an einen Ort der auf der Poſtſtraße liegt, 
weiter geführt werden, bei Erſatz des Poſtgeldes an die 


überfahrenen Stationen, A. B. P. 1812. Nr. 9%. R. 82. 
6, XXXL 


$ 1418. Die Poſthalter haben den Meifenden mit Höf- 
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lichkeit zu begegnen und gleiches Benehmen, auch, bei 
gegründeten Befchwerden, prompte Unterflüsung durch die 
Obrigkeit gu erwarten, 

Auf jeder Station iſt ein, den NReifenden vorzulegendes, 
Ertrapofibuch zu halten, in welches die Neifenden ihre 
etwaigen Befchwerden einzutragen haben » A. B. B. 1815. 
Nr. 79. A. B. D. 1815. Nr. 80., in diefem Fall ift es 
fogleich, oder, wenn fein Eintrag vorgefommen ift, viertel- 
jäbrig an die Oberpofl-Direktion einzufenden. 


.$ 1419. Das Brief-Felleifen einem Neifenden auf den 
Wagen zu binden, ift den Boftbaltern bei Dienftentlafung, 
den Boftillonen bei Lörperlicher, nach Umſtänden bis zu 
Zuchthaus anfteigender Strafe verboten. R.B. 10, XXXII. 


$ 1420. Jeder Poſtillon, der eine Extrapoſt führt, 

muß | 

a Poſtmontur, Poſthorn mit Schnur und Quafte tragen, 
ſelbſt aushülfsweiſe beftelte Fuhrleute, bei 5 fl. 
Strafe für den Poſthalter. A. B. N. 1813, Nr. 87. 
1819, Nr. 87. 9. B. D. 1819. Nr, 92. Auſſer den 
Großherzogl. Bolten, Hofpoftzügen und jenen der 
Standesherren darf Fein Fuhrwerk Poſthorn führen; 

b. er muß auf Begehren des Neifenden das Fuhrwerk 
reitend und zwar in Stiefeln führen und darf, wenn 
ibm erlaubt ift, auf dem Bock zu fißen, * An⸗ 
frage nicht Tabakrauchen; 

e. darf feine fremde Perſonen oder Gepaäcke mitnehmen, 
Futterſack und Sattel nicht auf den Wagen des Rei- 
fenden paden; 

d. auf chauffirten Wegen nicht abfteigen und nebenher 
geben, wenn diefe nicht fo fteil find, dag fie einen 
Hemmſchuh erfordern, oder ungewöhnlich ſtarke Kälte 
ibn zur Bewegung nöthiget, jedenfalls muß er im 
Nebenhergeben die Zügel feſthalten; 
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e. er darf Unterwegs ohne North nicht anhalten, auch 
ſoll der Reifende nicht ungebührlich Tang anhalten laſſen; 
den Wirthen iſt bei Strafe verboten, Poſtillons gegen 
den Willen der MIR Wein zu verabfolgen; A. 
A. I. „Poſt.“ 


f. der Poſtillon ſoll vorfichtig fahren, ſich vor Trunken⸗ 
beit und Schlaf hüten; Beſchädigung durch die Schufd 
der Poftilond durch Ummerfen, Anfahren, unterlaf- 
fenes Einfegen des Hemmfchuhes u. dgl, wird vergü- 
tet; äußerte Dunkelheit, ſehr fchlimme Wege und 
ſchlechtgebaute Wagen, auch fonflige Unfälle geben . 
zwar Entfchuldigung, jedoch find in dunfeln Nächten 
die Boftchaifen mit Laternen, im Gebirge mit Fadeln, 
gegen Vergütung zu verfehen. 


$ 1421. Grobes oder fonftiges dienſtwidriges Benehmen 
des Poſtillons bat der Poſthalter der Anfunftsftation fireng 
zu abnden und der Oberpoftdireftion davon die Anzeige zu 
eritatten ‚der Reifende ift aber in feinem Fall befugt, ſelbſt 
oder durch feine Leute die Pferde zum fchnellern Laufen 
anzutreiben, oder den Poſtillon perſönlich zu mißhandeln. 


$ 1422, Der Reiſende iſt verpflichtet, vor der Abfahrt 
von der Station nach dem jeweiligen Tarif, deffen Einficht 
er verlangen darf, das Bof- und Ehaifengeld, oder 
für eigenen Wagen das Schmiergeld, Chauſſee⸗, Brüden- 
und Bflaftergeld zu entrichten; auf Begehren erhält er 
Quittung. Das Trinkgeld kann nach zurüdgelegter Fahrt 
bezahlt werden. 


$ 1423, Für beftellte aber nicht benutzte Pferde ift dag 

Bofigeld zu bezahlen, wenn die Beſtellung nicht 6 Stunden 

vor der Abfahrtzeit zurückgenommen worden iſt, das BPof- 

amt, welches die Beſtellung ausgehen lieh, erhebt das Poſt⸗ 

geld. Geht der Neifende fpäter ab, fo iſt für jeden Tag 

des Abwartens die Hälfte Poſtgeld au entrichten, 
47 
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Ein Poſtillon, der anf die beſtellte Stunde eingefpannt 
bat, und den der Neifende eine volle Stunde warten läßt, 
bat die Hälfte des Poſt- und Trinkgeldes einer einfachen 
Station zu fordern und im Berweigerungsfall auszuſpannen. 
Der Neifende, welcher unnötbhigerweife fiundenlang aufge- 
balten wird, fann eben fo viel dem Pofthalter abziehen, 


$ 1424. Für Aushülfspferde darf der Verleiher mehr 
nicht, als die Pofttare fordern; dem Poſthalter iſt unbe- 
nommen, vorber mit ihm einen Afford über feine Bezahlung 
abzufchließen. 


$ 1425. Jede Klage wegen Ueberforderung iſt polizeilich 
firenge zu unterfuchen, der allenfallfigen Webernabme zu 
feuern und davon der Oberpofldireftion Anzeige zu erflatten. 


Anforderung eines höhern ald des tagmäßigen Trink. 
geldes iſt durch den Poſthalter jedesmal und zwar höfliche 
um dem ziweifachen Belauf des Trinfgeldes , grobe wie dienk- 
widriged Benehmen zu beitrafen. 


Fünftes Kapitel, 


on den Gourieren. 


5 14%. Jeder Poſthalter bat zum Neiten tangliche 
Bferde für die Couriere zu halten. Begleiten diefe nicht 
einen Wagen, fo hat ihnen ein Poftillon in Montur vorzu⸗ 
reiten. Dem Courier iſt ein gutes Pferd und guter Gattel 
zu geben; er kann feinen eigenen Sattel auflegen, menu 
er paßt. 


$ 1427, Die einfache Station ift in 14 Stunden zurüd- 
zulegen, andernfalles ift der Poſtillon zur Strafe und Ver⸗ 
antwortung zu zichen, der Courier darf ihn oder fein Pferd 
wicht ſelbſt antreiben; fein Felleiſen darf nicht über 30 Pfund 
fchwer ſeyn; er kann es dem Pferd des Poſtillons auflegen. 
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5 1428, Eouriere, welche vor dem Wagen ihrer Here 
ſchaft vorausreiten, um Pferde zu beftellen,, kann der Poſt⸗ 
balter fo lange zurüdhalten, bis der Wagen eingetroffen ifk, 


Sechstes Kapitel, 
Von Eftaffetten, 


$ 1429. Die Voften find verbunden, au jeder Stunde 
des Tages und der Nacht von öffentlichen Stellen und Pri⸗ 
vatleuten Briefe und größere Schriftenpaquets zur Verfen- 
dung per Sitaffette zu übernehmen, und die anfommenden 
weiter zu befördern. Solche Pakete müſſen wohl verpadt, 
verfiegelt und deutlich adreffire fenn. Nur darf die Ver. 
fendung nicht in eine regelmäfiige Aus-, Ein. oder Durch- 
fuhr, der für das Publikum beftiimmten Correfpondens aus⸗ 
arten. 


41430. Sie find längſtens binnen 4 Stunde bei der 
fpedirenden und 4 Stunde bei der weiter fendenden Poſt 
auf der nächiten oder von dem Aufgeber bezeichneten Route 
durch vertraute Poſtillons in eigenen, mit ledernen Riemen 
verfebenen Umbängtafchen zu befördern; fie durch Fußboten 
oder gelegenbeitlich durch Lohnkutſcher, Neifende, durch- 
paffirende Couriers ic. oder durch die Briefpoft zu befördern, 
ift bei 15 fl. Strafe verboten. Sind fie zu groß zum DVer- 
ſchluß in die Eitafferren-Umbängtafche, fo hat der Aufgeber 
ein eigenes Felleiſen anzufchaffen; ift diefes zu groß zum 
Verpacken auf ein Reitpferd, fo kann er gegen Extrapoſt⸗ 
tage eine Kalefche mit zwei Pferden verlangen, In Er 
mangelung von Boftpferden bat die DOrtöbehörde Aushilfe 
zu verfchaffen. 

$ 1431. Der Aufgeber kann Tag und Stunde des Ab⸗ 
gangs auf der Adreſſe bemerken , von dem Valor wird feine 
Notiz genommen. Er erhält einen Schein Über die Stunde 
des Abgangs und die bezahlten Koſten. er beſtehen in 
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der Expeditionsgebühr, Poſtgebühr und Trinkgeld und fon- 
tigen zufälligen Auslagen, find baar bei der Aufgabe zu 
bezahlen oder Sicherheit dafür zu leiſten. Von Dienftftellen 
und wohlbekannten Inländern mögen ausnahmsweife Eftaf- 
fetten bei der Abgabe zahlbar aufgegeben werden; der Auf- 
geber breibt aber für die Zahlung haftbar, und bat der 
Poſt ein Aufgabscertificat zuzuſtellen. 


Mehrere Depefchen auf derfelben Route können zuſammen 
couvertirt werden an das Poſtamt, woſelbſt fie fich trennen; 
gelegenheitliche Mitfendung if nur für ———— Briefe 
erlaubt. 


$ 1432. Die Eſtaffette uf in der für jede Station 
regulirten Zeit befördert werden, längſtens binnen zwei 
Stunden zwei Meilen zurücklegen. Die Boften haben 


a. über Abgang und Weiterbeförderung fümmtlicher Eitaf- 
fetten Manual zu führen; 


b. deren Nummer auf den der Eftaffette — 
Stundenpaß; 


c. auf die Amtskorreſpondenz und 
a. den Lieferfchein für den Poſtillon einzutragen. 


Der Testere muß die Viertelftunde der Ankunft ausmwei- 
fen, ift von dem Poſthalter bei der Zurückunft des Po- 
ſtillons einzuziehen und aufzubewahren. Sollte der Poſtillon 
den Schein nicht zurückbringen, fo bat fein Herr fogleich 
die genauefte Nachforfchung nach dem Schickſal der Eſtaffette 
anguftellen. Jede Verſpätung, welche nicht mit unvermeid- 
lichen, befcheinigten Hinderniffen entfchuldigt ift, wird mit 
15 fr. für jede Viertelſtunde, bei größerer Verſäumniß mit 

gefchärfter Strafe gerügt. 


$ 1433. Die per Eftaffette angelommene Sendung ift 
fogleich zu jeder Stunde der Ankunft, es fen bei Tag oder 
Nacht, dem Adreſſaten zu behändigen und von diefem die 
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Stunde des Empfangs auf die Amtskorreſpondenz zu be- 
fcheinigen. Iſt der Adreſſat abweſend, fo wird ihm die 
Sendung durch die Briefpoft refommandirr, unter Nach- 
nahme der Beſtellungsgebühr, zugefendet. An Negenten, 
hohe Standesperfonen, Militärfommandanten u. f. w. kann 
die Nachfendung auch ohne Vorausbeftellung durch Eftaffette 
gefcheben. 


oft der Adreſſat nicht im Ort und fein Aufenthalt binnen 
drei Tagen nicht zu erforfchen, fo gebt die Sendung mit 
der Briefpoft refommandirt mit Nachnahme der Beftellungs- 
gebühr ohne Rortotage retour. Der Stundenpaß ift der 
aufgebenden Por zurückzuſchicken, welche daraus erfichtliche 
Verſpätungen vor der Auszahlung der Oberpoftdireftion an⸗ 
zuzeigen hat. R 2. 18, II. 


| Siebentes Kapitel. 
Bon inftitutmäßigen Fuhrwerken und Briefboten. 


R. 8. 7, XXVIL R. B. 8, XL. %. B. P. 1813, N. 46. 
1820, R. 48. P. B. M. 1807, N. 64. A. B. N. 1820, R. 47. 
18235, R.-37. 


$ 1434. Auf den Boftwagenronten follen Feine in ſtitut⸗ 
mäßige Fuhrwerke beſtehen. 

Weder Hauderer noch Boten dürfen verſchloſſene Briefe 
oder Pakete unter 25 Pfund mitnehmen. Offene Kommiſ⸗ 
ſionsbriefe und Uebernahme der darin beſtellten Gegenſtände 
find unter dieſem Verbot nicht begriffen, auch flüſſige Waa—⸗ 
ren, Schießpulver und andere rohe und unverpacdte Mate- 
rialien, womit fich die Poſtwagen nicht befaffen. Strafe 
der Nebertretung ift für den Träger von einem Briefe 1 fl. 
30 fr., wovon die Poſtbehörde das Porto, mas ihr dadurch 
entgangen iſt, erhält, der Reſt aber Anzeigegebühr it. Iſt 
der Aufgeber eines folchen Briefes befannt, fo zahlt er if. 
Strafe in das Allmofen feines Aufenthaltsortes. 
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Die Poſtbehörden können mit Bewilligung des Amtes 
die Boten und deren Wagen vifitiren laffen, und die vor. 
gefundenen gefeßwidrigen Briefe und Pakete wegnehmen , 
baben aber deren Weiterfendung fogleich zu beforgen. 

6 1435. Die auf andern als Poſtrouten beftebenden re- 
gelmägigen Boten find von dem Amt anzuftellen, baben 
fi vorher über Leumund und Kautionsfähigkeit auszumei- 
fen, und erhalten Erlaubnißfcheine, welche ihren Namen. 
den Betrag der geftellten Kaution, Tage und Drte ihrer 
Route, die von ihnen einzubhaltende Straße und ihre Gebühr 
für jeden Brief oder Paket enthalten. Die letztere ift öffent- 
lich befannt zu machen und ihre Hebertretung fireng zu be- 
frafen. A. 3. N. 18211, N. 6. Zur Beförderung der 
Dienfifchreiben aus dem Amtsfig in die einzelnen Amtsorte 
iſt eine ſtändige Boreneinrichtung auf Rechnung der Ge- 
meinden zu machen, nur da, mo fich in dem Amtsbezirk 
Feine Botenanftalt befindet, dürfen auf Rechnung der Amts- 
kaſſe Briefboten angeftellt werden. M. d. J. d. d. 13. Mai 
1823, N. 6298, 


. Zehnter Titel. 
Straßenbau, Straßenordnung und Waſſerbau. 
Das Großherzogehum iſt in 17 Waffer- und Straßenbau: 
bezitke eingetheilt R. B. 1838, IV. 
Erstes Kapitel. 
Straßenbau. 
R. B. 10, &X. 


Erſter Abſchnitt. 
Von Vicinal-, Verbindungs- und Seldwegen. 
$ 1436, Zede Gemeinde unterhält in der Regel die 
durch ihre Gemarkung siehenden nicht chauffirten Vicinal⸗ 
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Berbindungs- und Feldwege. An ſtark gebrauchten, 
daher mehr als gewöhnliche Unterhaltung erfordernden, für 
den Berfehr wichtigen Bicinalftraßen haben auch die benach- 
barten Gemeinden nad) der bisherigen Hebung oder billigem 
Auötheiler zu fonfurriren. Den letztern entwirft die Straßen 
infpeftion unter Genehmigung des Amtes. 


Bei neuer Funftmäßiger Anlage folcher Straßen tritt 
eine erweiterte Konkurrenz ein, welche die Kreisregierung 
regulirt. 


$ 1437. Den Bieinalftraßen ift eine möglichft gerade 
Direktion zu geben, doch fo, daß kurze Kehren, fteile und 
gefährliche Stellen, auch enge Ortsſtraßen, möglichſt ver- 
mieden werden; zu jeder Hauptänderung iſt die Genehmigung. 
der Kreisregierung erforderlich. Die artiftifche Leitung der 
Ausführung ſtehet der Straßenbauinfpeftion zu. M. d. 5. 
v. 29, Dez. 18%, N. 13181. Eine Vicinal⸗Commerzialſtraße, 
die unmittelbar in dad angränzende Ausland führt, darf 
ohne Genehmigung des Minifteriums des Innern nicht aus. 
geführt werden. A. B. M. 1835, N. 85. 

Die Normalbreite if 18 Schub Fahrweg, an Krünt- 
mungen umd in Hoblwegen 21°, überdieß 3 für jeden Sei⸗ 
tengraben. 

Die Normalhöhe iſt Y Talut in den Wänden, an Steigen 
nur 3/5 auf jeden Schub Höhe kommt 1 Wölbung. 

F 1438. Wo das Wafer über die Straßen zieht, find 
Kanäle anzulegen oder die Käntel wenigfiend 6° auf jeder 
Seite abzupflaftern; da, wo fie fich auf die Hauptſtraße 
zieben , it der Chauſſeegraben mit einem Brücklein zu ver- 
ſehen. A. 3. D. 1816, N. 46. Gie follen in der Negel 
ein Steinfundament von 17 Höhe, 1% Breite haben, an 
fumpfigen und ſteilen Stellen darf diefes niemals fehlen. 
Auf das Pflaſter fommt eine Dede von Kies oder kleinge⸗ 
fehlagenen Steinen, nicht größer als ein Hühnerei, welches 
fih in der Mitte um 3 erhebt, 
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$ 1439, Alljährlich im April und September find Die 
Vicinalſtraßen mit Kies zu überführen, die Verbreitung 
darf aber nicht im Abladen, fondern muß im Ganzen ge⸗ 
ſchehen, wobei die, obige Größe überſteigenden Steine zer⸗ 
ſchlagen werden. Vor dem Ueberkieſen iſt der Weg von 
Koth zu reinigen, und nach demſelben die Gräben auszu—⸗ 
heben und die Fußpfade einzuehnen, - 


$ 1440, GSchlaglöcher find, fo bald fie fich zeigen, 1/ 
tief auszuheben, mit geftelten Steinen auszufüllen und mit 
Kies zu überdecken. 


An Plätzen, wo die Paſſage nicht geftört wird, ſi nd 
Vorrathshaufen anzulegen. 


Auf der Straße ſtehendes Waffer ift in Fleinen Gräbchen 
abzuleiten, die Geleife mit Kies von den Vorrathshaufen 
fe auszuſchlagen, dabei das Einlegen diftriftweife bald 
auf der einen, bald auf der andern Seite vorzunehmen, 


$ 1441. Gefährliche Stellen find mit Bruftmauern 
oder Geländern in 14° breiten fteinernen Pfoften zu ver- 
feben, die Geländer müflen von Eichenholz, % did, nicht 
über 10/ lang ſeyn. Abmeisfteine und Pfoften find zu ver- 
meiden, 


Die Bepflanzung mit Obfibäumen ift 4/ von dem äußern 
Grabenbord zu halten Diejenigen Straßenftellen, welche 
Ortspflaſter bilden, find gut zu unterhalten, und das Pflaſter 
niemals mit gefchlagenen Steinen auszubeffern , lieber ganz 
aufzubrechen und die Stelle zu chanffiren. 


5 1442, Berbindungsmwege find unter Leitung der 
Vorgeſetzten und amtlicher Aufficht in der Frohnd in fahr. 
barem Stand zu erhalten. Die Feldwege find der Ob« 
forge der Vorgefegten empfohlen, 


$ 1443, Ihre derartigen Arbeiten beflreiten die Ge— 
meinden in der $ 72 angegebenen Art. 
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Zweiter Abfchnitt. 


Don den Sandstrassen. 


$ 1444, Die Staatskaſſe baut und erhält die chauffirten 
Land. und Kommerzialfiraßen, auch innerhalb der 
Drte, durch welche diefe Straßen ziehen, und ihres Etters, 
mit allen dazu gehörigen Brücden und Dohlen. 

Anm. Den Städten Karlsruhe, Mannheim, Heidelberg , 
Pforzheim, Naftatt, Freiburg und Konftanz iſt gegen Fort» 
bezug des Pflaftergeldes die fernere Unterhaltung des Pflafters 
innerhalb Orts und Etters überlaffen, fo lange fie von 
diefer Bewilligung Gebrauch machen wollen. 


Die Orte haben für die Mitbenukung der Straße 


4) einen verhältnißmäßigen jährlichen Beitrag an die 
Chauſſeekaſſe zu zahlen (ſiehe $ 75); 


DD die Straße neben der Fahrbahn zu unterhalten, und 


3) die Beifuhr der Materialien, auch Handarbeit beim 
Pflaſtern zu leiſten. 


Das Regulativ für obigen Beitrag iſt: 


a. auf Straßenzügen in Städten und Dörfern, welche 
gepflaſtert ſind, oder mit Klopfſteinen unterhalten 
werden, von jeder laufenden Route 8 kr.; 

b. bei Kiesftraßen 5 kr.; 


c. mo Steigen und Brücen über 20 Fuß Deffnung vor- 
fommen, die Hälfte weiter. R. B. 35, X. A. B. D. 
1825, N. A. 


$ 1445. Die Arbeiten der täglichen Nachbefferung und 
Unterhaltung werden durch beſoldete Straßenfnechte 
beforgt, welche die Inſpektion mit Genehmigung der Kreis. 
regierung erwählt und das Amt verpflichtet; fie haben die 
Gräben, Brüden umd Dohlen regelmäßig im Früh⸗ und 
Spätjahr und außerordentlicher Weife nach jedem ftarfen 
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Regenguß auszuſchlagen und zu ſäubern, die Ueberdeckung 
der Straßen mit Kies oder geſchlagenen Steinen zu beſorgen, 
Fahrgleiſe und Löcher einzuebnen, das Waſſer abzuleiten, 
Staub und Straßenforh abzufarren, überhaupt eine ebene 
nad reine Fahrbahn zu erhalten, die Fußpfade aufzutragen 
und befändig fleißige Obficht auf den Zuſtand des ihnen 
anvertrauten Straßendiflrifts, zumal der Brüden und Dob- 
fen, von deren jeweiliger Befchädigung fie fogleich die An- 
zeige zur Heritellung machen müffen, zu führen. Sie werden 
mit dem nöthigen Gefchirr aus der Chauffeefaffe verfeben , 
und zu ihrem Gebrauch beim Nachbeffern ift beftändig ein 
Vorrath von Material auf der Straße zu halten. Im Zwei- 
felsfall werden Straßengraben wie Scheidgraben behandelt, 
daber die Wand nach der Straße von dem Straßenwart, 
jene nach dem Feld von dem Aufftößer unterhalten und 
benugt wird. A. B. D. 183, N. 9. 


Die Abfahrten von den Landſtraßen auf Seitenwege (oder die 
einzelnen Grundftäde) dürfen das Bord der Straßenfläce 
nicht unterbrechen oder vertiefen, fondern bürfen erſt vom 
Straßenbord an abgedacht werden; Straßengräben müffen 
dabei gut ausgefüllt oder Üüberbrüdt werden; neue berartige 
Anlagen dürfen nur mit Genehmigung und unter Leitung 
der betreffenden Straßeninfpektion gemacht werden. ABM. 
1838, Beil. 13. 


Beim Aushauen der Waldungen an den Landftraßen ift nad 
Analogie der 2. R. S. 671 und 672 zu verfahren, wor⸗ 
na im der Nigel hochſtaͤmmige Bäume 6’, andere Bäume 
und Iebendige Heden 14° davon entfernt feyn follen. M. d. 
J 233. Oktober 1837, NR. 9633. 


$ 1446. Bei Gefahr oder Beichädigung der Straßen 
durch größere Naturereigniffe find die oben erwähnten Arbei- 
ten durch die Gemeinden zu unterſtützen. Eben diefelben 
beforgen auf den ihnen zugetbeilten ausgefteinten Straßen- 
difieiften das Kiesgraben und Kieswerfen (erfiered, fo fern 
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es wicht in Flüſſen gefchieht); Auf. und Abladen, Beifuhr 
der Materialien, Wegfuhr der Grabenausmwürfe und bes 
abgeraumten Sandes. Die Beifuhr gefchieht regelmäßig 
im Früh⸗ und Spätiahr nach der Ausfaat. und Ernte, wo 
möglich ohne Unterbrechung, nach näherer Beſtimmung der 
Inſpektion und muß vor dem Anfang des Verbrauchs des 
Materials vollendet fenn. Das Abladen der letzteren an der 
Seite, zunächſt an den Gräben, iſt bei Strafe verboten. 


5 1447. Da, wo die Unterhaltung einer neuen Land- 
ſtraße zu repariren ift, oder aus fonftigem Grund eine neue 
YAustheilung der Straßendiftrifte nothwendig wird, gefchieht 
dieß durch die Kreisregierung auf den Entwurf der Straßen- 
infpeftion nach erhobenem Gutachten der betreffenden Memter. 


6 1448. Die Anlegung neuer Landſtraßen kann nur mit 
Genehmigung des Negenten ſtatt haben; bei derfelben wird 
die Fahrbahn auf 20 bis 24°, jeder Fußweg 3, jeder Gra⸗ 
ben ebenfalld 3° breit angenommen. 

Die Abtretung von Liegenfchaften zur Anlage oder Er⸗ 
mweiterung von Straßen kann gegen den Willen des Eigen - 
thümers nur unter den oben 5 824 ausgefprochenen Beſtim⸗ 
mungen erlangt werden, Ihr muß jedesmal die Zahlung 
des Abſchätzungswerthes vorangeben, | 

$ 1449. Alle Akkorde für Straßen. und Brüdenmmter- 
haltung unterliegen der Genehmigung nnd alle fie betref- 
fenden Streitigfeiten der Entfcheidung der Kreisregierung, 
R. B. 9, LIE. R. 2. 15, XVI R. 3. 19, XXI, fofern 
nicht irgend eine widerfprechende Verbindlichkeit den Aus— 
trag im Rechtsweg nöthig macht. 


Zweites Rapitel. 
Stroßenprönung. 


$ 1450. An allen Haupt- und Seitenftraßen, auch gang⸗ 
baren Feldwegen, find da, wo Wege abgehen oder ſich 
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kreuzen, Wegweiſer auf Koften der Gemeindskaſſen an. 
zubringen. Sie follen, wo möglich, von Stein, jene von 
Holz wenigſtens 8 hoch ſeyn und im leſerlicher eingefchnit- 
tener Schrift Namen und Entfernung des nächſten Orts 
und der nächſten Stadt anzeigen. Ihre Unterhaltung ik 
fortwährend zu beobfichtigen.. A. B. B. 1814, N. 69 und 
74. 18%, N. 16. 4. 3. M. 1833, 02.95. A. B. U. 
1836, N. 36 


$ 1451. In jedem Ort find nach Verhältniß feiner 
Größe 1 bis 3 Orientirungsſtöcke zunächſt an dem 
verfchiedenen Eingängen aufjuftellen, welche den Namen des 
Amtes, des Orts und die Entfernung von der Reſidenzſtadt 
angeben. An den Landesgränzen werden fie auf Koften der 
Staatskaſſe errichtet. 


$ 1452. Keine, die Baffage ftörenden ateriafien dürfen 
auf den Fabrfiragen, zumal wo fie durch die Ortfchaften 
ziehen, und feine Gegenftände, vor welchen die Brerde 
ſcheuen, in der Nähe derfelben Liegen bleiben. Wo erfteres 
über Nacht unvermeidlich ift, muß eine Ausweisſtange mit 
einem Licht davor befeftigt werden. Letzteres ift auch jedes. 
mal auszsubängen, wo Güterwagen oder andere Fuhrwerke 
zur Nachtzeit auf der Straße ſtehen bleiben. A. B. D. 
1814, N. 98, | 

Stellen, welche wegen Aufgrabung der Straße oder wegen 
nahe dabei vorgehendem Bauweſen gefährlich für die Baflan- 
ten werden, find zu fperren oder mwenigftens ein Warnungs- 
seichen aufjurichten, 


$ 1453. Die Anwohner an den — dürfen keine 
Gebäude oder ſonſt etwas Hervorragendes, als Wetterdächer, 
Läden, Dachrinnen, Schilde und dgl. über die Straße hin⸗ 
ausrücken, auch nichts aufſtellen oder aushängen, was den 
Paſſanten Gefahr bringen könnte; dafür iſt der Hauseigen⸗ 
thümer oder derjenige Miethmann, dem das Ganze über- 
lafien if, verantwortlich, vorbehaltlich feines: Rückgriffs 
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auf die Schuldigen, L. R. 1384 a; fie dürfen feinen Wafler- 
ablauf anf die Straße richten, neben ihr feine Dunggruben, 
Schweinftälle und andere verunreinigende Einrichtungen an⸗ 
legen. 


$ 1454. Die Ortöftragen find immer reinlih zu 
balten, aus Häufern, Höfen und Gärten Feinerlei Unrath 
dahin zu werfen, A. A. J. „Straßenſäuberung.“; in Städten 
wöchentlich zweimal zu fehren, nachher alsbald die zuſam⸗ 
mengefehrten Haufen wegzuſchaffen, die Käntel zu reinigen. 


Das Ausleeren von Abtritten und andern Sammlun- 
gen von Unrath darf nur bei Nachtzeit und in wohlverwahr- 
ten Kaften gefcheben. Wenn Glatteis oder Anbäufung von 
Eis in Känteln entſteht, iſt durch Streuen und Aufeifen 
jede Gefährlichkeit zu verhüten. 


$ 1455. Straßenfrever ift verboten: 


1) das Reiten und Fahren auf den Fußwegen der Land. 
firaßen, und über die Straßengräben, fo wie das 
Viehtreiben und Waiden in denfelben bei Strafe von 
1 fl. 30 fr. 


2) Das Einhauen der Straßenborde zum Behuf des Ueber⸗ 
ſetzens mit Fuhren, das Abhaken oder Anpflügen der. 
Straßenböfchung, das Wenden mit den Pflügen auf 
der Straße, wodurch diefe aufgewühlt wird, bei Strafe 
von 3f. ©. a. 5 1445 Anm. 


3) Das Verunreinigen der Landfirafen durch Dünger, 
Schuttfagerung, oder darauf verbrachtes Heckenwerk 
und Unkraut (Ackerabraum) bei Strafe von 1 fl 30 Fr, 


4) Das. Verwenden des Straßenmateriald zu Furten über 
die Straßengräben, das Vorfchieben des GStraßen- 
materials mit den Plugfchleifen in die Gräben, und 
Entwenden deffelben bei Strafe von 1— 3 fl. (Pflug⸗ 
fchleifen find überhaupt für die im allgemeinen Straßen- 
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verband befindlichen Straßen verboten, und find ſtatt 
derſelben dort Pflugrädchen zu gebrauchen, U. B. D. 
1839, NR. 231. 1831, R. 17.) 


5) Das Beichädigen der Abweisfteine, der Mauerdedei 
und Brüſtungen an Brüden durch Abfchlagen der 
Eden, Entwendung der Befeſtigungsklammern, Ab⸗ 
fchleifen und theilweife Zerftörung derfelben, fo wie 
das Befchädigen und Entwendung der Schußgeländer, 
Stangen und Pfoten nach der Größe des Vergehens 
bei Strafe von 5 — 45 fl. 


6) Das Befchädigen oder Zeritören der zur Geite ber 
Straßen ftehbenden Bäume, in fo fern daffelbe in ein 
befonderes peinliches Vergeben, 4. B. rachfüchrige Be- 
ſchädigung, Diebftapl ze, übergeht, in welchem Falle 
vor dem zuftändigen Amte die geeignete Unterſuchung 
einzuleiten tft, (ſ. $ 958) ſodann das Entwenden der 
Baumſtückel bei Strafe von 30 fr, — 5 fl. 30 fr. 


7) Das Ranfperren an Steigen oder das Sperren mit 
Radſchuhen, welche nicht doppelte Breite der Räder 
baben, bei Strafe von 1—3 fl. 

8) Das Ieberladen der Frachtwägen auf beiden Seiten 
(der Quat) bis auf die doppelte Wegſpur bei Strafe 
von 1 fl. 30 fr. | 


9) Das Aneinanderhängen zmeier gleich großer beladener 
Wagen und das Zuſammenhängen des Frachtwagens 
und Beiwägeleins, wenn deffen Deichfel nicht durch- 
aus unter den Frachtwagen gefchoben if, bei Strafe 
von 3 fl.; ein dritter Wagen darf nie angehängt wer. 
den, bei höherer Strafe bis zu 15 fl. 


10) Das freie Herumlanfen der leer gehenden Pferde auf 
der Straße bei Strafe von 1 fl. 

411) Wenn der Fuhrmann nicht zur gehörigen Zeit rechts, 
und wenn er gar nicht ausweicht ($ 1456), auch wenn er 
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beim Zufammentreffen mit einem anderen Fuhrwerl 
fich nicht bei dem feinigen befindet, verfällt er in eine 
Strafe von 11.30 fr. — 3f. 


Ueber das Beſpannen der Zuhriverfe fiehe unter 5.1458. 


Die Strafen hierüber erfennt nach deren Größe und nach. 
dem das Vergeben im Bezirk einer Staats oder eitter Orts⸗ 
polizeiftelle begangen wurde, entweder jene oder diefe ($ 51). 
A. B. M. 1835, N. 3. 188,9. 9. A. B. D. 188, 
N. 4. N B. M. 1835, N. 72. Siehe auch $ 758. Bei 
allen diefen Sträßenfreveln muß nebft der feſtgeſetzten Strafe 
auf den Erſatz des allenfallfigen Schadens erfannt werden; 
Beſchädigungen, deren Urheber nicht entdedt werden kann, 
baben die Gemeinden, in deren Gemarfung fie verübt wor- 
den, aus dem für folche Ausgaben beftebenden Fond, re 
pariren zu laffen. 


$ 1456. Für Führung der Ehaifen, Wagen und Fuhr⸗ 
werfe auf Straßen und öffentlichen Wegen gilt Folgendes: 
1) Zeder Kutſcher oder Fuhrmann muß fein Fuhrwerf 
und Geſchirr immer fo eingerichtet haben, daß er feine 
Pferde oder fonftige Zugtbiere in feiner Gewalt bat, 

und immer im Stande ift, fie gehörig zu leiten. 


2) E8 ift daher gänzlich verboten, daß fich der Fuhrmann 
a. entweder von feinem Fuhrwerk entfernt, oder 
b. daß er fih, ohne Zügel und Leitfeil in feiner 
Gewalt zu haben, auf die Pferde oder den Wagen 
fest, und die Pferde nur mit dem Ruf und der 
Peitſche leiten will, noch 


c. daß er im Fahren fchläft, und ſich, um zu 
fchlafen, auf den Wagen legt, und folchen den 
angefpannten Thieren preis gibt. 

- 3) Das Jagen und Galoppiren, das ſtarke Klatſchen mit 
der Peitſche, fo wie auch das rafche Vorfahren, be 
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fonders mit Ieeren Wagen und bergabmwärts iſt ver. 
boten, 


4) Wer mit feinem Fuhrwerke auf offener Straße fill 
hält, muß es ſtets fo thun, daß er feinen Wagen ſeit⸗ 
wärts der Straße fellt, und durch denfelben die Baf- 
fage nicht gefperrt wird, 


5) Wer in Städten und Ortfchaften ſtill Hält, und fich 
von feinem Fuhrwerf entfernen will, muß nebildem, 
dag er feinen Wagen feitwärts der Straße ftellt, zuvor 
die Pferde an den Strängen losmachen. 


6) Alle Fuhrwerke ohne Unterfchied, feyen es Güterwagen, 
Eil⸗, Pack⸗ und Poſtwagen — Briefpoften, Poſtfuhr⸗ 
werke — beſetzte oder unbeſetzte Chaiſen, beladene oder 
leere Wagen, die ſich begegnen, in ſo fern anders 
Beſchaffenheit und Breite des Weges ſolches geſtattet, 
müſſen gegen einander zur Hälfte rechts ausweichen, 
d. h. rechts auf die Seite der Straße oder des Weges 
einlenfen, Ausgenommen bievon find : 


7) die Gefährte des Landesherrn und aller fürftlichen 
Perſonen des Großherzoglichen Haufes, welchen jedes 
Fuhrwerk nicht blos zur Hälfte, fondern vollfommen 
rechts ausweichen muß, 


8) Erlaubt der Platz das Ausweichen zur rechten Seite 
dem Fuhrwerk nicht, fo muß diefes von dem andern 
fo gefchehen, dag ohne Hinderniß und Nachtbeil vor- 
beigefahren werden kann. 

9) Leider auch diefed die Lage des Weges nicht, fo muß 
derjenige, welcher das andere Fuhrwerk zuerft bemer- 
ten kann, an einem fchicklichen Orte fo lange halten, 
bis folches vorüber gefahren iſt; Kutfcher und Fuhr⸗ 
leute haben daher ftets wachſam zu ſeyn, und fich in 
folchen Wegen durch Rufen oder durch die — 
Zeichen zu geben. 


753 


10) Begegnen fich Fuhrwerke an einem Berge,‘ oder an 
‚ einer fteilen Anhöhe, fo ift das binauffahrende jedes. 
mal zum Ausweichen gegen den Abbang verbunden, 

es mag fchwer beladen feyn oder nicht, 


11) In einem Hohlwege, mo Fein Zeichen gegeben werden 
fann, oder feines vernommen wurde, muß das Fuhr- 
werk, welches, wenn es zurückkehrt, am nächiten beim 
Anfang des Hohlwegs fich befindet, zurückfahren; be- 
gegnen fich die beiden Fuhrwerke in der Mitte des 
Hohlweges, fo muß das Teichtere von beiden zurück⸗ 
fahren; erlaubt aber die Befchaffenbeit des Hohlweges, 
daß ein Fuhrwerk auf den Rangen gehoben werden 
fann, fo muß folches mit dem leichteren vorgenommen 
werden, um das fchwerere vorüber zu Taffen, wobei die 
Fuhrleute fich mechfelfeitig zu unterftüßen verbunden 
find. | 


Ueber Reiten und Fahren auf den Fußwegen fiehe $-1455. 


Wer diefe Belimmungen nicht beobachtet, oder denfelben 
entgegen handelt, zum Aufenthalt, Anfahren oder Ummwer- 
fen Anlaß gibt, verfällt außer dem Erfaß des dem Be- 
fchädigten dadurch verurfachten Schadens in eine den Um— 
ftänden und Verhältniſſen angemeffene Strafe von 30 fr. 
bis zu 5 fl., welche von der Ortspoligeibehörde vorbehaltlich" 
des Nefurfes an das Amt, als Teure Inſtanz, erkannt wird, 
- beziehungsmweife von der Staatspolizeibehörde., N. B. M. 
1835, N. 11. 9. 3. D. 1829, R. 9. 


$ 1457. Die Radfelgen der Frachtfuhrwerke, 
welche gewerbsmäßig benubt werden, und der zum Trand- 
port von Berfonen und Waaren befimmten Poſtwagen 
follen auf den Staatsſtraßen des Großherzogthums minde- 
ftend folgende Breite haben: 


1 bei gweirädrigen Frachtfurwerfen: 
48 
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1) mit der Beſpannung von einem oder zwei Zugthieren 
31 gu; 


2) mit einer Beſpannung von drei oder vier Zugtbieren 
5 35 


II. bei vierrädrigen Frachtfuhrwerken: 


1) mit einer Beſpannung von drei bis vier Zugtbieren 
y,5'; 


2) mit einer Beſpannung von fünf bis acht Zugthieren 
53"; 


IH. bei Poſtwagen zum BPerfonen und Waarentrand- 
yore U, 


Gleiches gilt, unter den nämlichen Vorausfegungen , 
auch von allen anderen Fuhrwerfen, 


Bei Fuhrwerken, die aus anderen (Vereind-) Staaten 
fommen, foll an der vorgefchriebenen Radfelgenbreite ein 
Minderbetrag von höchſtens anderthalb Linien geftattet ſeyn. 


$ 1458. In keinem Fall follen Fuhrwerke irgend einer 
Art, wenn fie zweirädrig find, mit mehr ald 4, oder wenn 
fie vierrädrig find, mit mehr als 8 Zugthieren befpannt 
werden, ausgenommen: 


a. Fuhrwerke, auf welchen ſehr fchwere und zugleich un. 
theilbare Gegenitände verführt werden. 


b. Alle Sattungen von Fuhrwerk binfichtlich des Bor- 
fpanns bei der Fahrt über Steigen, und bei unmweg- 
famer Strafe in Folge vorübergehender befonderer 
Umſtände, oder bei zufälligem Eintreten gehörig be- 
ſcheinigter Umftände, welche außerordentlicher Weife 
einen Borfpann nöthig machen. 


Für jedes zu viel angefpannte Zugthier wird eine Strafe 
von 3 fl, erfannt. 
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Bon den obigen Borfchriften Tann die Regierung, wo 
fie es den Intereſſen des Verkehrs angemeſſen findet, Aus- 
nahmen geflatten. 
$ 1459. Bei allen Fuhrmwerfen ohne Unterſchied, 
welche auf Staatsſtraßen gebraucht werden, müſſen die 
NRadbefchläge fo befchaften feyn: 


1) daß fie eine ebene Oberfläche bilden; 


2) daß die Köpfe der Radnägel und Schrauben nicht 
vorſtehen, ausgenommen beim Glaͤtteis. 


Radbeichläge, deren Oberfläche nur durch den Gebrauch 
an den Kanten abgenugt ift, dürfen jedoch forthin benutzt 
werden. 


8 1460. Die Führer von Fuhrwerken, deren Näder 
die in $ 1457 für fie vorgefchrichene Breite nicht haben, 
bezahlen für jede bereits zurücgelegte, und jede noch zu- 
rüczulegende Stunde Wegs von jedem Stüd der Befpan- 
nung eine Strafe von vier Kreuzern, nebit einer dem 
Anzeiger zufallenden Gebühr von 1 fl. 30 fr. Die Führer 
aller Fuhrwerke verfallen ferner: 


1) in eine Strafe von 4 Kreuzer von jedem Stüd der 
Beſpannung für jede zurückgelegte und jede noch zurück 
zu Tegende Stunde Wege, wenn die Radnägel oder 
Schrauben vorfteben, und | 


2) eben fo, wenn die Radbefchläge Feine obere Oberfläche 
bilden. Der Beftrafte hat überdieß in allen diefen 
Fällen eine dem Anzeiger zufallende Gebühr von 1 fl. 
30 fr. zu zahlen. 


Alle diefe Strafen treten auch dann ein, wenn nur an 


einem Rade ein Fehler gegen obige Vorfchriften gefunden 
wird, 


$ 1461. Die zur Anzeige kommenden Webertretungen 
vorſtehender Vorfchriften unterfucht der Bürgermeifter (be⸗ 
48, 
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ziehbungsmeife die Staatspoligeibehörde) jened Ortes, im 
welchem. die Anzeige gemacht wird, und erfennt darüber 
vorbebaltlich einer Rekursinſtanz; der Rekurs muß fogleich 
angezeigt und binnen 8 Tagen ausgeführt werden. Die 
Strafen fallen der Staatsfaffe zu. Dem Beſtraften if ein 
Schein darüber auszuftellen mit geböriger Bezeichnung, 
warum und wie er beitraft worden. Strafanzeigsgebühr 
und Koften find immer fogleich zu erheben und aufzube- 
wahren, bis diefelben durch den Ortserheber, nachdem vom 
Amt auf Vorlage des Protofolles der geelgnete Eintrag ind 
Hebregifter gemacht ift, erhoben werden. R. B. 37, XXIX. 
Bollzugsverordnung in R.B. 38, XXXVIL A. B. M. — 
Beil. 43. A. B. O. 1838, Beil. 32. 


8 1462, Die Aufſicht über die Straßen führen Die 
Ortsvorgeſetzten in ihren Gemarkungen, die Straßeninfpef- 
toren über ihre Diftrikte. Die Tegtern find von dem Amt 
in ihren Funktionen zu unterftügen und zu Fontroliren; 
eben daffelbe bar die Ehanffeewarten und Unteraufſeher 
zu mahnen und zu beitrafen, wenn fie in ihrem Dienft 
nachläßig find R. B. 19, XXI. 


Auch Forft- und Zollbediente, Gendarmen, Polizei- und 
-Drtsdiener haben auf den Zuitand der Straßen Acht zu 
geben, zumal wahrgenommene Befchädigungen an Brüden 
und Doblen fogleich anzuzeigen. 


Drittes Kapitel. 
Vom Strafengeld. 


5 1463. Es wird fein Straßengeld mehr zu Guniten 
der Staatskaſſen erhoben, und ale deffallfigen frühern 
Geſetze und Verordnungen find nicht mehr giltig. R. 2. 
30, VII. 1831, XXVI. 
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Diertes Kapitel. 
Vom Waſſerban. 


$ 1464. Die Koften des Fluß- und Dammbaues 
an dem Rhein, der Wutah, Schücht, Wieſe, Dreiſam, 
Elz, Kinzig, Rench, Murg und dem Nedar werden aus 
der Flußbaukaſſe beitritten, in welche die am diefen 
Flüſſen, fo weit fich feither der Uferbau erfiredi bat, ge- - 
legenen oder ihren Ueberſchwemmungen ausgefegten Orte 
eine Präzipualſteuer zu entrichten haben. 


An den Koften der Anlage neuer oder der Herftellung 
alter Dämme bat überdieß diejenige Gemarkung, welche da- 
durch geſchützt wird, die Hälfte zu tragen; iſt der Vortheil 
für mehrere Gemarfungen , fo nehmen fie nach Verhältniß 
des ihnen gewährten Nutzens an dem hälftigen Beitrag An- 
tbeil. Dagegen wird die Grundfläche eingehender Damme 
nach gleichen Grundfägen vertheilt, 


$ 1465, Ueber die Frage, ob der Eigenthümer einch 
Grundſtücks verpflichter ſey, daſſelbe abzurreten, weil es 
zum Dammbett, den Dammfüßen oder zum Ausgraben bei 
dem Dammbau benutzt werden ſoll, entſcheiden die Beitim- 
mungen des $ 824. 


5 1466. Sämmtliche Flußbaue find alljährlich durch die 
Inſpektionen zu befichtigen und. über die nothwendigen Re- 
paraturen oder neuen Anlagen Baurelationen der Straßen- 
und Wafferbaudireftion einzufenden. R. B. 23, XV. An 
jedem Fluß und flärfern Bach it die höchſte Waſſerhöhe in 
maffive Steine oder auf fonitige der Veränderung mwider- 
fiehende Weife zu bezeichnen, damit bei neuen Bauen daranf 
Rücdficht genommen werden könne, A. B. P. 1824, N. 92. 


$ 1467, Zur täglichen Aufficht werden von den Kreis: 
regierungen, nach Bernehmung des Oberingenieurd, Damm. 
warten beftellt, aber auch die Ortsvorgeſetzten haben, jeder 
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in feiner Gemarkung, fleißige Aufficht auf den Flußbau zu 
führen, und jeder Staatsangehörige, der irgend eine Be- 
fchädigung an dem Damm. oder Flußbaumelen wahrnimmt, 
ift verpflichtet, davon fogleich die Anzeige zu erflatten. 
Anm. Für den Dreifamkreis beftehen folgende nähere Vor: 
ſchriften: 

1) bei Strafe von 3 bis 15 fl. darf kein Flußhag auf 
irgend eine Weiſe befchädiget werden und die Me: 
paration des Schadens wird auf Koften des Frevlers 
geſchehen. 

2) Alles Weiden in den Pflanzungen und auf den 
Dämmen der Flüffe ift verboten bei 1 fl. Strafe 
per Stud und Schadenserfag,, welchen die Gemeinde 
zu leiden bat, wenn der Eigenthämer nicht entdeckt 
wird. i 

3) Bei 15 fl. Strafe darf eine Pflanzung in einem 
Veberfhwemmumgsgebiet ohne Genehmigung der Ins 
fpeftion ausgerottet oder die Kultur eines durch Fluß» 
bau gewonnenen -Xerrains beftimmt werden. 

4) Sede Belhädigung der Faſchinate und Steinbauten 
durch Holzausreifen, Weiden, Hauen, Grafen, 
Steinabheben oder Entwenden wird mit 1 — 15 fl. 
Strafe belegt. A. B. D. 1822, N. 55. 


Bei hohem Waffer , welches die Damme zu überftrömen 
oder zu durchbohren droht, zumal bei Eisgang, find die 
Dämme mit Wachen zu verfeben, welche fich bei drobender 
Gefahr durch Schießen Zeichen geben, und das nöthige 
Material an Rafen, Steinen, Stroh, Dielen und Balfen 
in Bereitfchaft halten; des Nachts find Wachtfeuer anzu⸗ 
zünden. 


$ 1486, Der Durchftich eines Dammes darf bei fchwe- 
rer Strafe und Berantmwortlichkeit für allen Schaden, Fälle 
dringender Gefahr ausgenommen, nur mit Bewilligung der 
betreffenden Waſſer⸗ und Straßenbauinfpeftion gefcheben. 
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$ 1469. Das Steinfammeln oder Kiedgraben in dem 
Flüfen ohne ſpezielle Erlaubniß der Auffichtöbehörde if bei 
10 Rthlr. Strafe verboten. U. B. N. 1819, N. 238. 1823, 
N. 42. 


$ 1470. Die Benutzung der Bäche und Gräben ſtehet 
in der Regel denjenigen zu, durch deren Eigentbum fie 
zieben , fie muß aber ohne Beeinträchtigung gleichberechtigter 
Dritter gefcheben. 


Zur Vermeidung von Kollifionen find hierüber Bach. 
und Wäfferordnungen aufzurichten und von Zeit zu 
Zeit unter Einvernehmung fämmtlicher Berheiligten an Ort 
und Stelle zu erneuern, 


5 1471. Der Unterhalt der Ufer und die Aushebung 
der Bräben Tiegt im Zweifelsfall dem Eigenthümer des an- 
ftoßenden Gutes, bei Mühlgraben dem Müller ob; fie find 
alljährlich nach der Ernte einer Bifitation durch die Vor- 
gefeßten zu unterwerfen, und dabei anzuordnen, daß Schilf 
und andere Waflerpflanzen, auch Berfandungen und Ber- 
fchlammungen ausgehoben, die Ufer talutmäßig hergeſtellt, 
die Aufwürfe an den Ufern einplanirt, Heden und deren 
Wurzeln an denfelben ausgerottet , fchadbafte oder zu niedere 
Damme verbefiert, befchädiate Schleufen und Schwellen 
bergeftellt, überhaupt der freie Lauf des Waflers befördert 
und gefährliche Anfchwellung oder Verſumpfung verbütet 
werde, Das Amt bat fich bei NRüggerichten und andern 
ſchicklichen Gelegenheiten von dem pünftlichen Bollzug diefer 
Anordnungen zu überzeugen, da, wo die Anlagen zur Troden- 
legung bedeutender Streden gereichen, der Viſitation ſelbſt 
beisumohnen und die Ausftellungen aufzunehmen. Siehe auch 
$ 934 u. fi. 


4 1472. Hohe Ufer, an welchen eine Straße vorüber 
ziebet, fo wie alle Brücken und Stege find mit Geländern 
zu verfeben, und diefe ſowohl, ald die Bedeckungen der 
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Brücken, jederzeit in gutem Stand zu erhalten. Vorgefeste, 
welche fich hierin grobe Nachläßigfeit zu Schulden fommen 
laffen, verfallen in 50 Rthlr. Strafe. A. A. I. „Brücken.“ 
So viel immer thunlich, follen aber alle Brücken, Schlenfen, 
Deiche 10. von Stein erbaut werden, B. B. DM. 1805, N.:60- 


In Betreff des zum Flußbau nothwendigen Gehölzes und 
Geſträuchs ſiehe $ 1068 u. fi. 


Fünftes Buch. 


Digitized by Google 
— u u — —— 


Füuftes Buch. 
Von Kriegslaſten. 


6 1473, Bei dem Durchmarſch fremder Truppen hat 
die Kreisregierung,, in deren Kreis fie zuerſt eintreten, ihnen 
einen Kommiffär über die Gränze entgegen zu ſchicken, um 
mit dem Kommandirenden die Dislofation zu verabreden, 
wenn dieß nicht vorher durch die Kriegsfommiffion geſchehen 
if. Bon der getroffenen Abrede ift die Regierung des rück⸗ 
wärts Jiegenden Kreifes zu benachrichtigen. 


Kantonirungen, Lieferungen und andere größere Kriegs. 
präftationen können nur in dringenden Fällen von der Kreis. 
regierung , ohne vorherige Anfrage, ausgefchrieben werden, 
und find jedenfalls fogleich anzuzeigen. R. 3. 10, XXIV. 


$ 1474. Die Einguartirung wird durch Kommiffionen 
beforgt, welche das Amt beftellt. Sie werden in Städten 
aus einem Mitglied des Stadtraths, Abgeordneten der 
Bürgerfchaft und der Staatsdiener , in Dörfern von einem 
Gemeinderaths⸗ und einem Ausſchußmitglied, in — 
lichen Orten auch noch dem Rentbeamten, R. B. 24, XI, 
gebilder und ihnen ein oder mehrere il tun unter- 
geordnet, Sie haben 
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a. genaue Einquartirungsregifter gu führen, -in 


welchen fämmtliche Einwohner in Klaffen mit Rüdficht 
auf VBermögensumftände, Erwerbögelegenheit und Woh- 
nungsgelaß eingerbeilt find, deren progreffives Ver⸗ 
hältniß zum Voraus zu beftimmen ift. Einquartirung 
ohne Verpflegung wird lediglich nach Verhältniß 
der wohnbaren Gebäude und vorhandenen Stallungen 
repartiret, und betrifft ansfchließlich deren Eigen- 
thümer. 


Jeder Einwohner erhält in dem Regiſter ſeinen 
beſondern Stock mit Angabe der Hausnummer, der 
Klaſſe und ob er mit Stallung verſehen ſey? auf 
welchen täglich die ihm zugewieſene Mannſchaft ein⸗ 
getragen, auch allenfallſige Befreiungsurſache vorge⸗ 
merkt wird. 


. Täglich, und jedesmal vor dem Ausgeben der Billete 


ift aufzuzeichnen, welche Mannfchaft an Staabs⸗ und 
andern Dffisieren, Soldaten fammt Pferden, Schlacht- 
vieh ꝛc. einquartirt worden, unter Angabe der Macht, 
des Arrmeecorps, der Brigade, Waffengattung , des 
Regiments und der linterabtheilung , auch, wo möglich, 
des Namens des Kommandanten, 


$ 1475. ec. Die Eingquartirungsbillete find fo 


vorzubereiten, dag die Ausfüllung und Abgabe ohne 
Verzug gefcheben könne, die Zahl der Mannfchaft in 
mit Worten, ohne Korrektur, und in Hebereinftimmung 
mit dem Eintrag in dem Negifter auszudrücken, dabei 
zu vermeiden, dag Veränderungen der bereits aus— 
gefprochenen Bequartirung (Ausquartirung) eintreten, 
daß Militär von verfchiedenen Graden oder Waffen⸗ 
gattungen in ein Haus komme, daß berittenes weit 
von den Stallungen meggelegt werde. Bei gedrängten, 


vorher nicht. vollftändig angekündigten: Truppenzügen 


iſt daher immer ein Theil des Orts von Eingquartirung 
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frei zu halten, bei welchem. ſodann das nächftemal die 
Beguartirung anfängt: 


. gür Offiziere werden befonders geeignete Quartiere 


vorbehalten, welchen der Staabsoffizier für 5, der 
Subaltern für drei Mann gerechnet wird, Einquar⸗ 
tirung von Dffisiers in Wirthshäufer auf Rechnung 
des Orts oder Landes darf nur mit Genehmigung der 


- Kreisregierung , und fol nur für Generale und Kom⸗ 


e. 


ac) 


ur 


mandanten, deren Aufenthalt von eininer Dauer iſt, 
ftatt finden. Da, wo für Abmefende oder befonders 
widerfpenftige Einwohner Einquartirung in Wirths⸗ 
bäufer gelegt werden muß, ift vorber zu akkordiren 
und den Betroffenen der Accord bekannt zu machen, 
auf dem Billete aber nichts davon zu erwähnen. 


Die Duartierträger find bei Zeiten von dem Einrüden 
der Einquartirung zu benachrichtigen, auch wegen zei— 
tiger Anfchaffung von Lebensmitteln Sorge zu tragen. 


. Alle Eleinere Streitigfeiten mit dem einquartirten Mi⸗ 


litär bei Zeiten und mit Energie zu fchlichten. 


. Fleißig nachzufehen und fich zu überzeugen, ob ſämmt⸗ 


liche nach dem Regiſter belegte Quartiere auch wirklich 
Einguartirung haben? und wenn fie hierin Unterfchleif 
oder Loskauf durch die Duartierpflichtigen wahrnehmen, 
den erften Fall mit doppelter Einquartirung zu belegen, 
den folgenden aber anzuzeigen. 


1476. h. Die Beſcheinigung über die einquartirte 
Mannfchaft, und zwar von dem Kommandanten felbft 
oder deffen Adiutanten zu erheben, fie fol nebft der 
unter b erwähnten Bezeichnung die Zahl der abge- 
gebenen Mundportionen und. Pferderationen, auch ob 
letzteres Teichte oder fchwere gemefen, mit Worten, 
überdieg Datum und Dauer des Quartiers enthalten; 
unvolltändige Befcheinigungen find mit Befcheidenheit 
zurückzugeben und. beffere zu verlangen, wo dieß nicht 


möglich iR, über den Vorgang ein genaues Protokoll 
aufzunehmen und dem Eingquartierungsregifter beizu⸗ 
legen, 


Wenn für ein dislocirtes Corps nur eine Befchei- 
nigung abgegeben wird, iſt fogleich bei dem Empfang 
unter diefelbe zu bemerken, wie die Vertheilung in 
die verfchiedenen DOrtfchaften ſtatt gefunden babe. 


. Niemand zu begünftigen, oder über die Gebühr zu 
belegen, deßhalb von Zeit zu Zeit Abrechnung zu 
pflegen und die Zurüdgebliebenen durch Einauar- 
tirung dem Webrigen wieder gleich zu flellen. Ueber 
die Frage: ob an der einem Butspächter zugemwiefenen 
Einguartirung der Gutseigenthümer Theil zu nehmen 
babe? entfcheiden die Gerichte, den Maaßſtab der 
Vertheilung unter beiden beftimmen, mo folcher in 
dem Bachtvertrag nicht gegeben iſt, die Verwaltungs. 
ftellen: erftere haben fih dahin ausgefprochen , daf 
der Gutsherr Antheil nehmen müſſe, wenn der Bacht- 
vertrag der Einguartirungslaft nicht erwähnt. 


$ 1477. Gefährliche Kranfe und Wöchnerinnen find 
für die Dauer diefer Verhinderung mit Einquartirung zu 
verfchonen. j 


Staatsdiener haben feine Freiheit von Einquartirung, 
aber es ift ihnen zugeftanden, für die fie treffende Quote 
eine angemeſſene Geldvergütung zu leiten. Nur Dienfthän- 
fer, in welchen Kanzleien oder beträchtliche öffentliche Kaffen 
find, auch Poſthäuſer in denen fich eine Expedition befindet, 
find frei, doch haben die Bewohner zu Umlagen für Quar- 
tierlaften zu konkurriren. R.B. 10, VIL N. P. 3.1810, 
N. 11. 


Pfarr⸗ und Schulpäufer, P. 3. M. 1806, N. 31, und 
jene der Hebammen find nur bei allzu großem- Weberdrang , 
da nemlich jedes Haus mit Einquartirung belegt wird, bei- 


zuziehen. Perſonen, welche zur Miethe wohnen, haben 
feinen Anfpruch auf Befreiung. 


6 1478. Lieferungen in Miltitärmagazine, auch 
fonfkige unmittelbare Leiftungen an Geld, Lebensmitteln, 
Fourage, Holz, Kleidungsttüden, Pferden, Reparaturen 
und Befchläg sc. find nur auf Ansfchreiben der Kreisregie- 
rung oder unabwendbaren militärifchen Zwang zu präfliren, 
jedesmal darüber genügende Beicheinigung oder protokolla⸗ 
rifche Berläßigung zu erheben, und dad dazu erforderte 
nicht durch Aufborgen,, fondern durch Umlage auf ſämmt⸗ 
liche Befiger von Gütern und Grundgefällen in dem Bann 
aufzubringen; Vorgeſetzte, welche bierin allzuwillfährig und 
gleichgültig find, haben zu gewarten, daß vermeidliche Aus. 
gaben ihnen zum Erfag zugewieſen werden. 


$ 1479. Nur in Fällen äußerer Roth durch Anhäufung 
von Truppen dürfen Eivilmagazine mit Genehmigung 
der Kriegsfommiffion errichtet, und auch bei diefen fol die 
Lieferung in natura der Begebung an Spekulanten vorge 
zogen, letztern Falles jedesmal eine öffentliche Verſteigerung 
in Abſtreich verfucht werden. Bei folchen Begebungen ift 
Qualität und Maaß der Kieferungsobiehte genau voraus zu 
beitimmen , und jeder Ynterfchleif bei der Ablieferung , ſo⸗ 
wohl mit ald ohne Vorwiſſen der Militärbebörde, durch 
Anftellung eines kontrolirenden Eivilkommiſſärs und firenge 
Ahndung zu verbüten. 


$ 1480, Die zur Beftreitung des örtlichen Bedürfniſſes 
für eingeftellte Pferde erforderliche Fourage kann durch 
Sammlung in Ortsmagazine aufgebracht werden, wor- 
über ein Gerichts. und ein Ausfchußmitglied unter Beige- 
bung einer verbältnißmäßigen Anzahl von Arbeitern die 
Verwaltung führt. 


Sie haben ihre Magasinsrechnung mit den Einzugs⸗ 
regiftern und den Befcheinigungen des empfangenden Mili⸗ 
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tärs nach den oben 5 1476 lit. h erwähnten Beitimmungen 
zu belegen. 


5 1481. Die Verpflichtung zur Kriegsfpyannfrobnd 
(Kriegsfrohnden dauern noch fort, R. 3.32, VII) erfiredt 
ſich auf alles Zugvieh im Lande, ohne Ausnahme; Hornvich 
fol aber nur au einer feinen Kräften entfprechenden Leitung 
genommen, dagegen der Befiger zur Vergütung in Geld 
und zwar bei ſchweren Frohnden fogleich nach deren Vol⸗ 
lendung angehalten werden, 


(Güterbefiser ohne Zugvieh werden nach VBerbältnig der 
zu ihrem Güterbau erforderlichen Frohndkräfte beigezogen. 
A. B. N. 1810, N. 46, 


Alles auf die Kriegsfrohnd gebotene Vieh und Gefchirr 
it vorher gerichtlich abzuſchätzen; der Eigenthümer def- 
feiben bat bei entfichendem Verluſt oder bedeutender Be⸗ 
ſchädigung Erfag anzufprechen, wenn er: 


a. fogleich nach feiner Rückkehr den Vorgeſetzten die An- 
zeige macht; 

b. nachweifer, daß er ohne fein Verſchulden und auf 
welche Art er die Beſchädigung erlitten babe; dar. 
über, namentlich über die Ausfagen der aufgeführten 
Zeugen, ift fogleich ein Protokoll durch die Ortövor- 
geſetzten zu verfafen, und dem Amt vorzulegen. A. B. 
N. 1809, N. 19. 


Bon Berfonalfropnden find der erfte Ortsvorgeſetzte, die 
mit der Einguartirung und dem Magazin befchäftigten Per⸗ 
fonen frei. A. A. II. „Kriegsfrohnden.“ 


5 1482. Schanzfrohnden von einiger Ausdehnung 
werden durch die Kreisregierung repartirt, dabei die geeig- 
nete Ablöſung nach mehrtägiger Arbeit, jedesmal unter 
Anführung eines. Obmannes reguliert; ber letztere ift für 
die Auslieferung der Befcheinigung verantwortlich. Werden 
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Ortfchaften beigegogen, welche mehr als einen halben Tag- 
marfch bis zu dem Ort der Schangarbeit haben, fo wird - 
ihnen diefer in der Repartition vergütet. Die Schanzer 
haben fich ſelbſt zu verföfligen, doch kann Bedürftigen ein 
mäßiger VBorfchuß aus Gemeindsmitteln gereicht werden, 


5 1483, Ale Kriegslaften werden nicht ald Gemeinds— 
laften betrachtet, Sondern find Gegenftand der Präftation 
der einzelnen Gemeindöglieder und anderer Befiker von 
Liegenfchaften in der Gemarkung. Vorſchüſſe aus Gemeinds⸗ 
mitteln und Kapitalaufnahme dazu können nur mit Gench- 
migung der oberſten Staatsbehörde ftatt finden; R. 3. 13, 
XXXI. 16, XXVI A. 3, P. 18%, N. 8, jedenfalls haben 
die obigen Zeiftungspflichtigen die Zinfen von den PBaffiv- 
Kapitalien zu bezahlen, 


Im Felde ſtehende Soldaten find von allen Perfonal- 
laften frei, aber zu Reallaften werden fie nach Verhältniß 
ihrer Befisungen beigezogen, P. Bd. M. 1806, N. 95. 


$ 1484. Bei der Kriegsfoftenausgleichung fom- 
men Plünderung und Befchädigung durch Erceffe, überhaupt 
jeder Schaden , der nicht als eine Folge militärifcher Ope- 
rationen nachgemwiefen ift, oder der durch Vorficht hätte 
vermieden merden können, auch Bequartirung ohne Ver⸗ 
pflegung, Holz und Licht des einzeln einquartirten Militärs, 
Streuftrob und Botenfrohnden, auch ordinäre Einquarti- 
rungs - Bureaufoften nicht zum Erſatz. Dagegen werden 
vergütet: 


a. Lieferungen in Militär. und andere Kriegsmagazine, 
an Depots, Bivouacs und Wachen; 


b.. Abgabe von verarbeiteten Produkten dahin oder un- 
mittelbar an requirirende Militärfommandanten. Die 
Conto's der Handwerksleute hierüber find zu fpesifl- 
ziren, von unbetheiligten Sachverftändigen die Preis. 
anfäge zu prüfen, nöthigenfalls zu ermäßigen, die 
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Abgabe ſelbſt von den dabei beſtellten Aufſehern zu 
verifieiren und die Militärbefcheinigung darüber bei- 
zufügen; 


. Spitalkoften; die Rechnungen der Apotheker find von 


dem Phyſikat zu attefliren und mit den Nezepten zu 
belegen; 


d. Koften für Armecanftalten, Feldbädereien u. dal. 


Ps) 


l. 


. Schang- und Brückenbaukoſten, einfchließlich der Fröp- 


neritellung, Obmannsgebühren und Schanzrequiſiten; 


. Magazindtransport und anderes größeres Armeefubr- 


weien; 


Verluſt von Vieh, Schiff und Befchirr oder bedeutende 


Befchädigung auf der Kriegsfrobnd; 


. Befchädigung durch Lager, Barks, militärifche Bewe- 


gungen und Operationen, 


. Mundverpflegung und Fourageabgabe an einquartirtes 


Militärs Generalstafein und folche Beköſtigung im 
Wirthshäuſern, welche vorher ausnahmsweiſe auf 
Rechnung geſtattet war; andere Wirthsrechnungen 
werden zur Ausgleichung in der Gemeinde zurücge- 
wieien; | 


. Borfpann zu Truppenmarfch nach der Anzahl der ge- 


brauchten Pferde und zurücgelegten Stunden befchei- 
nigt und berechnet; 


Marſchkommiſſariatskoſten. 


$ 1485. Weber Abgaben und Leiſtungen jeder Art bat 
der Ortsvorgeſetzte ein fortlaufendes Journal zu führen, 
darin ſowohl die beziehende Mititärbehörde als die Art und 
den Umfang genau aufzuzeichnen, damit es bei erforder. 
lichen amtlichen Beſtätigungen der Protokolle über man- 
gelnde oder unvolltändige Vefcheinigung , auch unverfchul- 
deren Verluft der letztern neben weiterer Erörterung der 
Verhältniſſe und Vergleichung mit andern Etappenftationen 
zur Grundlage dienen könne. 


1 


Anmeifungen ohne Beicheinigung des Empfangs, letztere 
ohne oder mit offenbar falfcher Unterfchrift, auch Zufäge 
obne neue Beurfundung werden nicht angenommen; Kot 
refturen geben Anlaß zu näherer Prüfung. 


8 1486, Die Audgleihung der Kriegskoften in einer 
einzelnen Gemeinde fann auf deren Antrag durch die Kreis. 
regierung veranftaltet werden; jene in ‚einem Amt, Kreis 
oder im Lande kann nur von einer Anordnung des Landes. 
regenten ausgeben. Weber den Maaßſtab der Vertheilung 
der Kriegslaften zwifchen dem Guteigenthümer und Pächter, 
fo weit folche nicht aus vorliegenden Privatverträgen abge- 
leitet werden, enticheidet die Kreisregierung, Reſol. St, M. 
d. d. 17. Febr. 1825, N. 222, über Erfülung von Liefe⸗ 
rungs- und Fuhrakkorden die ordentlichen Gerichte id. d. d. 
5. Zuli 1826, N. 932. 
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ihre Gehalte 19, 42 Anm. 151 Gefellfchaften , gefchloffene 419. 
L Abf. 7, 135 Abſ. 3, ihre 4 Hit. g. 426. 

Penfion 19 Anm., ihre Did Gefindeordnung f. Dienflboten. 
ten uud Gebühren für einzelne Geftütsanftait 947 ff. 
Verrichtungen 20. Gewaͤhrbuͤcher 42 827. 
Gemeindebürger 2, ihre Rechte Gewähr ber Liegenfhaften 825. 
157 ff. ⸗ Vorzugs und Pfand: 
Gemeindekaſſe, Decretur barauf rechte 839. 

130, 131. Gewalthaber, ihr Eid 537. 
Gemeindelaffes Ueberfchüffe 83. Gemwaltsentiaffung 567, ftille 298. 
135 Abf. 5. 151 L Abf. 4. Gewehre 728. 
Gemeindedienfte, Errichtung Gewerbe, uͤbelriechende 762. 
neuer 42. 135 Abf. 4 Gewerbfhule 341, höhere 353. 
Gemeindegut 53, deffen Genuß Gemwerbegenoffen 1209. 

85, 191, Vertheilung 92 ff., Gewicht u. Maaß f. Maaforbn. 
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Gifte 796. 801. 
Giftpflangen 778. 

Glaſer 1230. 
Glasſcherbenſammler 1338. 


Glockenlaͤuten bei Gewittern 874. 


Gtödner 283. 

Gluͤcksſpiele 439 ff. 

Gnabenquartal 601. 

Goldarbeiter 1253. 1358. 

Gottesdienſt, — beffelben 
413 ff. 

Grab f. Friedhof. 

Gratialfond 602. 

Graveurs 1250. 


5 


Hadwalbungen 1018. 
Hafner 1235. 1345. 
Haftgeld der Dienftboten 1291. 
Häge 932. 
Hagelſchlag 954 ff. 
Hagelverfiherungsverein 921 X. 
Handapotheken 802, 
Hanbdbienfte für die Gemeinde 
72. 135. 
Handel, deffen Beförderung 
1307 ff. 
Handel, freier 1322 ff. 
Hauſir⸗ 1331 ff. fiehe 
Haufirhandel. 
. Noth: 1341. 
⸗ Holz⸗ 1387. 
Dulver⸗ 1316. 


Grundbuͤcher 42. 826. 
Srundherren 51, 644, 754, ihre 
Waiſen 589, ihre Waldungen 
1062. | 
Grundrecht ber Gemeinden 825. 

Bürtter 1254. 

But, liegendes f. Liegenfchaften, 
anvertrautes bei Wirthen 1285, 
berrenlofes 859. 

Güterwagen f. Straßenorbnung 
und Straßenfrevel. 

Gpmnafien 357. 


Gypsbruͤche 119. 


Handel, Wein: 1286. 

2 Dieb: 1322 ff. 
Handelsbuͤcher 1309. 
Handelsgeſellſchaften 1310. 
Hanbdelsleute, ihre Zahlungs⸗ 

flüchtigkeit 863, ihr Laden 1313 
ihe Gewicht und Maaß 1314 
f. a. Maaforbnung, ihre Rei⸗ 
fenden 1315. 
Hanbelsfhule 354. 
Handgelübde 529. 540 ff. 
Handwerksgenoſſen 1209, arme 
trante 607, follen nur aus 
nahmsmeife zur FJagb zugelafs 
fen werben 1176, 
Handwerksgeſchenke 1227. 
Handwerksgeſellen 661. 676. 


Handwerksgefellen, ihr Reifegelb 
677. 


Handwerksmißbraͤuche 1234, f. 


Zunft. 
Hanfbau 925. 
Hanfreiben 1265. 
Hanfdörren 871. 
Harz 1031. 
Harzfharren 1087. 
Hauderer 1417. 1434 ff. 
Haupteid f. Eid. 
Hauptmängel 1326. 
Hausbau f. Baumefen. 
Haufirer, Aufſicht über fie 664. 
684. 


Haufirhandel 1211 d. 1331 ff. 
mit Materialwaaren 806. 

Hausſchlachten 768. 

Hazardfpiele 439. 

Hebammen 786. 

Hebärste 786. 

Hecken 932. 

Hedenfabrten, verbotene Ueber: 
fahrten 1385. 

Hegzeit bei der Jagd 1177. 
Heilkunde 779. 

Heilmittel f. Arzneimittel. 
SHeimathlofe 238. 607. 717. 

Heimathsrecht 235 ff. f. a. Hei⸗ 
matblofe. 

Heimathfhein 41. 661. 
Heirath f. Ehe. 

Heirathsakten 466. 
Heirachserlaubniß für Schulleh: 
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ver 302, für Staatsangehörige 
überhaupt 474. 

Hengfte f. Geftütsanftatt. 

Herberge 1227, 

Herbſtleſe 941. 

Herbftordnung 941. 

Herzenshärtigkeit 504. 

Herrenlofes Gut 859. 

Heu, naffes 873. 

Hirten 983. | 

Hofghter, abgefonderte 153 ff. 

Holz, Bau: 1055. 
„Bedarfsliſten 1048 ff. 

Brenn: 1024. 

:Dörten 871. 

Floße 1387. 

Handel 1387. 

:Hieb jährlicher 116. 151 
I Abf. 6. 1049 ff. 
s DVerfteigerungen 118. 135 

a. E. 
Honigzehnten 972. 
Hoſpital 70, Abſ. 6. 


Hunde, aufſichtsloſe 1002. 1180. 
biſſige 734. 1002. 
N Bang: 7A. 
e große 733. 
=  Megger 733. 


Hundsmufterung 1004 ff. 
Hundswuth 810. 1000. 1003. 
Hut ber Waldungen f. Forſtſchutz. 
Hüte, deren Verlauf 1242. 
Hutmader 1242. 
Hypothekenbuͤcher ſ. Pfandbuͤcher. 


Jagd 1176. 

Sagdauffeher 1182 Anm. 
Sagdaäfte 1176. 

iger, fremde 1180. 

Jagdfrevel 1182. 

Jagdknicker 747. 
Jagdpachtung 1077, wer dazu 
berechtigt ift 1176. 

Jahrtag der Bünfte 1219. 
Jahrmaͤrkte 134. 

Impotenz als Ehehindernif 467. 

Smpftare 815. 

Smpfung 812 ff. 


2 


Induſtrieſchule 201 Anm. 
Ingenieurſchule 350. 
Ingenieurſchulkandidaten 381. 
Inſaſſen 63. 235 ff. 
Inſekten in Waldungen 1045. 
Sntercallarverrehnung 298. 
Inventur 548. 
Stre 504. 705. 730 ff. 
Irrenhaus 70 lit. 9. 
Sfraeliten 63 Anm. 211 ff., ihre 
Schulen 336 ff., ihr Eid 538, 
ihre Unterjtügung 606, fremde 
605, Anm. 685. 


Incipienten 384. Juwbelierer 1358. 
Ä 
Kalender. 401. Kafteiren der Pferde ıc. 996. 


Kalkofen in Waldungen 1039. 

Kameralkandidaten 374. 

Kamerafaffiftenten 386. 

Kamine 869. 

Kaminfeger 877 ff. 

Kanzleigehilfen 386. 

Kapitalaufnahme für Gemein: 
den 82, 135. 151. 

Kapitalaufnahme für Bevor: 
munbete 563. 

Kapitalien der Stiftungen 645. 

Kartenfchläger 465. 

Kartenfpiel 438. 

Kafernen 70 Abf. 7. 


Katafter, Gemeinde» 64 ff. 70, 
. Brand: 897. 
Kaufbrief für Liegenfchaften 838, 
Kaufladen 1313. 
Kaufleute f. Dandelsleute. 
Kauf verbädhtiger Waaren 1342. 
Kegelfpiel 442. 
Kienholz 1032. 
Kiesgraben 1193. 1469. 
Kiesgruben 119, in Waldun⸗ 
gen 1034. 
Kinder, eheliche A91 ff. 
» unebeliche 164. 604. 
« der Staatödbiener 212. 


Kinder der Landfahrer 665. 


. ihre Beauffihtigung 729. 


= WBeitrafung 752, wegen 
Forſtfrevel 1106, jun: 


ger Diebe 272. 

«= bettelnde 621. 

»  follen nichts verkaufen 
1342. 

= Bälle 424 

= Mord 7%. 


Kirchenbaulichkeiten f. Baumef. 
Kirchhoͤfe f. Friedhof. 
Kirchweihen 421 Anm. f. a. 
Zanzbeluftigung. 

Klinitum, hirurgifches 632. 

Kohlen 1356. 

Koblenbrennen 1036. 

Kollektiren ſ. Collectiren. 

Kollegiengelder 369, 

Kolonien 153 ff. Schulunter: 
richt der dorthin gehörigen Kin: 
der 156. 

Korbflechter 664. 

Körperverlegung 745. 

Korrettionshaus 716 ff. 

Koften in Legalfällen 742. 

Koften bei Feuersbränften 890. 

Krämer 802, 806 , f. Haufirer 


und Randfahrer. 


783 


Kranke, arme 608 ff., reifende 
608 ff. f. a. Dienftboten. 
Krankheiten, epibemifche 808 ff. 
Krankes Vieh 769, 772, f. Vieh. 
Kräuterhändier 1338. 
Kräge 611 Anm. 
Kreifende 789. 
Kriegsfropnden 1481. 
Kriegskoften 1484. 
Kriegslaften 1473. 
Kriegslieferungen 1478. 
Kriegsmagazine 1478. 
Kriegsfhulden 81. 1483. 
Kultur, Feld: 922. 
Kulturplane für Waldungen 
1048 ff. 
Kultureränderungen bei Ge: 
meindsgütern 114 ff. 
Kundfchaften der Handwerker 
1224. 
Kuntelftuben 454. 
Kupferfchmiede 1235. 
Kuratel 569. 
Kurkoften für Arme f. Kranke. 
. bei Berlegungen 742. 
s bei Epidemien 808 ff. 
. beim Impfen 815. 
Kurfhmied 996, 
Kürfchner 1244. 
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Laden der Dandelsleute 1313. 
Ragerbücher 826. 
Lagerhausverwalter 42 Anm. 


Landfahrer 664. 684. 686. 
Landflüchtigkeit 504. 
Landgemeinden 1. 
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Landemannfchaften auf Univers 
fitäten 653. 

Landſtraßen 75, 1444, ihre Ab: 
fahrten 1445 Anm. 

Landftreiher f. Landfahrer. 

Laſten, perfönliche 203. 

Laͤſtern 650. 

Laubrecht in Waldungen 1085. 

Läuten bei Gewitter 874. 

Lazarethe, Militär 70 Abf. 7. 
1484. 

Lebensgefährlichkeit als Scheis 
dungsgrund 505. 506. 

Lebensmittel, Sorge für gefunde 
764 ff. Handel damit 1308. 
1322, 

Ledige Perfonen, ihre Zuſammen⸗ 
leben A54. 458. 

ELegalfaͤlle 736 ff. 

Regalinfpektion 739. 

Legalfection 739. 

Legalſtrafen 51. 754. 

Lehmgruben 1193. 

Lehrer f. Schullehter, an Ge: 
lehrtenſchulen 364. 

Rehrjiungen 628. 1220 ff. 

Lehrbrief 1222. 

- Rehrgelder 1223 Anm. 

Leichen 816, ihr Transport 820, 
ihre Ablieferung an bie ana 
tomifchen Inſtitute 820, der 
Seibftmörder 820, 822 Anm. 

Reichenkoften für Arme 611, 

Verbot unnöthiger 444. 

keichenoͤffnung 818. 


Leihenfhau 816 FF. 
Reichtfinnige f. Webelhaufer. 
Leichtſinnsbuße bei Eheverloͤb⸗ 

niffen 476. 

Reihbibliotheten 407. 

Leihhandel 1341. 

Leihhäufer 849. 

Reimfiederei 762. 

Leinpfad 1382. 

Leſeholzſammlung in — 
gen 1021. 

Leumund 178. 

Licenz der Rechtscandidaten ſ. 
Rechtscandidaten, der Aerzte 
ſ. Aerzte u. ſ. w. 

Licht, offenes, in Scheunen, 
Stallungen 872. 


Lieſerungen, Kriegs⸗ 1478. 


Liegenſchaften 825 ff., ihre Ge⸗ 
waͤhr 825 ff., gezwungene Abs 
tretung 824, Lofung 836, Kauf: 
briefe darauf 838, Vorzuge: 
und Pfandredht darauf 839, 
Pachtnachlaß bei Werterfhaden 
957, Zehntpflicht derfelben 958 
ff. 971 ff., der Gemeinden f. 
Gemeinbdegut. 

Livree 1298, 1300. 

gofalanftalten 171. 

Loͤſchanſtalten 867. 

Loͤſchgeraͤthſchaften 884. 

Löferdörre 1000. 

Lofung von Liegenfhaften 836. 

Lotterie 441. 

Luftballons 463. 875. 


Luftroͤhrenſchwindſucht 815 Am. 

Zumpen, beren Berfauf und 
Ausfuhr 1248. 
Lumpenfammier 664. 1335 a. 
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Eungenfhwindfuht 815 Anm. 
Lungenfeuhe 998 Anm. 
Lurus, zwediofer 445. 

Lyceen 357. 


A 


Maaß⸗ und Gewicht⸗Ordnung 
1346 ff. 

Maaßverfaͤlſchung 855. 1873. 
Maaßunrichtigkeit 1373. 
Magazine, Militär: 1478 ff. 
Mabiprobe 1270. 

Matter 1341. 
Marionettenfpielee 463 fiehe 
Baufler. 

Märkte 1344. 

Markungsrecht 151 I. Abf. 8. 

Mafern 815 Anm. 

Masteraden 425. | 

Maft in Waldungen 1030. 1086. 
Materialiften 805. 

Material:Waaren- Handel 805. 
1338. 

Maulmwürfe 928. 937. 

Mauer, Scheibe: 1205. 

Maurer 1235. 

Mäufegift 802. 

Medicamente f. Arzneimittel. 

Mebdicinaltarordnung 781. 

Mebdiciner 376. 

Mehl 764. 1266. 

Meifterrecht 1209, 1231, deffen 
Uebung durch die Wittwe 1233, 


deffen Webertragung an einen 
andern Dre 1232 Anm. 
Meifterfiüd 1232. 
Meldfhein zur Xrauung 477. 
508. 


Mennoniten, ihr Eib 539. 


Mefner 283. 293. 

Mepelei 752. 

Mesger 768 ff. 1241. 
Mitispflichtige 466. 

Milizen f. Soldaten. 

Milzbrand 988 Anm. 

Minderjährige 542. 

Mißgeburt 790. 

Mißhandlung, harte, ald Scheis 
dungsgrund 505 ff. f. a. Koͤr⸗ 
perverlegung. 

Mitteifchulen 338. 

Molzer 1264. 

Morgengedingsehe 499. 


Moſt 943. 


Muͤhlbaͤche 1257 ff. 
Mühlenbau 1259. 
Mühlenconceffion 1255. 
Mühlenordnung 1255 ff. 
Mühlenvifitation 1269. 
Muͤhlgebaͤude 1262. 

50 
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Müpıfteine 1261. derbefähigung der Mundtodten 
Muͤhlwerk 1260. 453, eidesunfähig 527. 
Mühlzwang 1267. Münzen 1373 

Müller, ihre Prüfung 1256. Münzgewicht 1358. 
Muͤndigkeit 542. Mufitanten 463. 664. 


Mundtodte f. Entmündigte. Müffiggänger 446. 
Mundtodtmahung 450 ff. Wie Muthjahre 1224. 


N 


Nahdrud 3. Mebengemeinden 140. 147. 
Nachlaß an Steuer und Pacht Neubruh 959. 973. 
bei MWetterfhaden 954 ff. Meugeborne 729, 


Nachſteuer 223 ff. Meufilber 777. 
Nachtſchwaͤrmer 429, Nichtigkeit der Ehe f. Ehe. 
Nachtwachen 694. Niedertunft 790 f. Hebammen, 
Nachtwaͤchter 694. Niederlaffung der Kinder 498, 
Nachtweiden 981. zum Gewerbbetrieb 1209, frem: 
Nachtzettel 681. der 1210. 
Nagelfhmied 1236. -  Mothhander 1341. 
Nahrungslofigkeit der Ehegat: Mothhaus 630. 
ten 506. Nothkiſte 737. 
Nahrungsmittel gefunde 704 ff. Nugniefung der Eltern am Ver— 
Naturaldienfte 72. mögen der Kinder 493. 520. 
© 
Dberftudienrath 366. Offiziersquartiere 1075. 
Dbfignation 547. Drdensverbindungen 653. 
Obſtbaumzucht 944 ff. Drdnung, Störung bderfelben 
Ochſenknicker 747. bei Öffentlichen Verhandlungen 
Dctroi 71, 151 L Abf. 5. 746, f. a. Rubeftörung. 
Dede Stellen 923. Organiften 2833, 298. 


Dfenfegen 1235. Drgelfpieler 463. 664 
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Drientirungsftöde an ben Lande Ortsbuͤrgerrecht ſ. Buͤrgerrecht. 


ſtraßen 1451. 
DOrtsbürger f. Bürger. 


Ortsſiegel 1250. 


r 


Pächter, ihr Nachlaß bei Wet⸗ 
terſchaden 957. 

Packfong 777. 

Paͤdagogien 357. 
Papierfabrikanten 1248. 
Pasquille 743. 

Paffagiere 1406 ff. ſ. a. Fremde. 
Das, Ertheilung beffelben 659, 
an Ausländer 673. 
Paßverfälfhung 674. 
Papvifirung 675 ff. 
Paßbuͤchlein 664. 9339. 
Patente der Hanbdelsreifenden 
1315, ber Troͤdler 1331. 
Penfionäre 227. 

Pfandduͤcher 839, ihre Erneue: 
rung 848. 

Pfandhaͤuſer 849. 


Pfandrechte aufkiegenfchaft.839. 


Dfand, Fauſt⸗ 849. 
Pferdezucht 974. 
Pferdektankheiten 999. 13236. 
Pflesfhaften 542 ff., deren Ber. 
waltung 558. 
Pflegrehnung 566. 
Dflesihaftstabellen 589. 
Pfehndvertrag 590. 597. 
Pharmaceuten 378. 


Pharmacie ſ. Apotheker. 
Phyſicus f. Aerzte, Epidemien, 
arme Kranke. 
Plattirte Waaren 1251. 
Plantageninfpektoren 947 Anm. 
Polizei, Armen: 600 ff. 
a Bau: 1195. 
Feld⸗ 948 
Seuer: 867 ff. 
Forſt- 1012 ff. 1046. 
Sefinde: 1287 ff. 
Gefundheits: 760 ff. 
Handels: 1307 ff. 
Orts⸗ 6. A7 ff. 151. 
Preß⸗ 394 ff. 
Rechte: 542 FF. 825 ff. 
Sicherheits: 650. 
:  Gitten: 413 ff. 

Polizeiauffichteperfonat 725. 
154 Anm. 
Polizeiftunde 426. 
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Poſt ‚ Brief: 1390. . 


⸗ Fahr⸗ 1401. 
Ertra⸗ 1409. 
Eilwagen⸗ 1406. 
Poſtaſpiranten und Praktikan⸗ 
ten 383. j 
Poftdiftanzen 1409. 
50. 
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Poſtillone 1409 ff. 1420. 
Poftordnung 130 ff. 
Poftporto bei den Aemtern 1398 
Anm., von ber $ahrpoft 1402. 
Poſtuliren 1230. 

Poftwagen 1406. 

Pottafhe 1241. 
Privatiehranftaiten 266. 

Privatlehrer 265. 279. 
Privatwaldungen 1063. 


Madfelgen 1357 ff. 

Rafirten 784 Anm. 

Rathefchreiber 18. 19 Anm. 
46. 129, als Schullehrer 298. 
Raudfang 869. 

Raufhändel 745. 

Raupennefter 947. 

Rebpfaͤhle 1056. 

Mebftiher 939. 

Recepte f. Arzneimittel. 

Rechtscandidaten und Practiz 
canten 373, Rechtspracticanten 
als Gemeindebeamte 13. 

Mechtspolizei f. Polizei. 

Recurs in Gemeindeangelegen: 
heiten 11 Anm. 15 Anm. 17 
Anm. 22 Anm. 41 Anm. 85 


Anm. 150 Anm. 152. 156 An. 


Recurs in Adminiftrativ- und 
Polizeifahen 759. 
= in orfifrevelftrafj. 1169. 


Privilegien 1272. 

Profeffion, ftille 298, f. a. Ge⸗ 
werbe. 

Proceſſe der Gemeinden 60. 125. 
135 Abf. 11. 

Proclamation 479. 
Pulverhandel 1316. 
Pulvertransport 1319. 
Pulvermühlen 893. 896. 


Recurs in gerichtlihen Straf: 
fahen 755 Anm. 
Rechteftreite der Gemeinden f. 
Proceſſe. 
Reinlichkeit in Haͤuſern und 
Höfen 760. 
⸗ auf Straßen 760. 
1447. 
s in Mühlen 1162. 
s bei Mesgern 772, 
in Apotheken 800. 
— ihre Aufnahme, Legi⸗ 
timation f. Fremde. 
P Berforgung armer 
Kranker 608 ff. 
s die an Blattern er« 
krankt find 811. 

s der Hanbelsleute 1315 
Religionshandlungen, beren 
Störung 413 ff. 
Refidenzfchlöffer 70 Abſ. 2. 892. 


Rettungsapparat 737. 
Rettungstafeln 737. 
Rheinſchifffahrt 1379 ff. 
Rinder, deren Ausfuhr 1247. 
Rindviehpeft 1000. 
Rindviehzuht 980, Krankheiten 


Saamenhandel 1335. 

Saatfruͤchte 937. 
Sacyverftändige 536 
Salpetergraben 1194. 
Salzhandel 775. 1422. 1357 
Anm. 

Salzwaage 775. 1357 Anm. 
Sandgruben 119. 

Sattler 1245. 

Säuglinge follen nidyt mit der 
Mutter ins Gorrectionshaus 
7. e 
Schaafe 985, fremde 985. 

Schaafpocken 1001. 
Schaafuͤbertriebsrecht 981. 
Scaafweide 77, -recht 987. 
Schaafzucht 985 ff. 

Schäferei 986. 

Schaͤtzer 536. 

Schag, gefundener 857. 

Schatzgraben 858 

Schaumeifter 1232. 
Schaufpieler 463. 

Scaufpiele, deren Beſchraͤnkung 
an Sonntagen 418. 


Soheerenſchleifer f. Randfahrer. 
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unter demfelben 997, f. Vieh 
und Hauptmaͤngel. 
Rotzkrankheit 999. 
Ruhegehalt der Schullehrer 294. 
Rubeftörung 745. 
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Scyeidemünzen f. Münzen. 
Scheidewand 1205. 
Scheidung, Ehe: 500. 


Schenkwirthſchaften f. Wirth: 


ſchaften. 

Scheuernkraͤmer ſ. Landfahrer. 

Schieferbruͤche 1193. 

Schießen 728. 

Schießgewehre 728. 747. 

Scießpläge 728. 

Schießpulver 1316. 

Schiffer 1379 ff. 

Schifffahrt 1379 ff. 

Schimpfen als Injurie 743. | 
. bei den Zünften 1234. 

Schindeldähher 867. 

Schlachten 768. 

Schlachtvieh 769, deſſen Be 

fbau 771. 

Schlägerei 745. 

Schloſſer 1236. 1238. 

Schlot 869. 

Schmähung 743. 

Schmiede 1235.1237.1238 a. €. 
R Kupfer: 1235. 

Magel: 1237. 
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Schmiede, Kur: 996. 
Schneider 1246. 
Schollertifhe 440. 
Schreibmaterialien 1313. 
Schreiner 1239. 1240. 
Schroten des Holzes 1020. 
Schub 701 ff. 
Schuldenmaden f. Uebelhaufer, 
der Handelsleute f. Handels» 
leute. 
Schulden, Wirche: f. Wirthe. 
Schulen, Bolt: 260. 

s Hortbildunge 261. 
273. 
Induftrie 261 Anm. 
Sonntage: 274. 
Mittel: 338 ff. 
höhere Bürger: 338. 
Gewerbe: 341. 
polytechniſche 347. 
Gelehrten: 357 ff. 

j hohe 367. 

. ifraelitifhe 336 ff 
Schulalter 262. 
afpiranten 278. 
behörbe, Ober: 334. 
candidaten 298. 
dienft 275. 
entlaffung 264 
ferien 267 Ann. 
geld 286, 
geräthfchaften 326. 
haus 81. 323. 324 ff. 
holz 327. 
Infpector, Orts: 328 ff. 
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Schulkinder, ihre Beftrafung f. 
Kinder, 
: prämien 271. 
: prüfung 267. 

s verfäumniß 269. 

s vifitator 332. 337. 

s vorftand 330. 337. 

s zimmer 325. 327 Anm. 

zucht 272. 

— 51. 68. 103. 108. 
275 ff., Hauptlehrer und Unter 
lehrer 276, Hilfslehrer 299. 
300. 

Scullehrereonvente 301. 

gehalte 281 ff. 308. 
B Denfions: und Hilfs: 
fond 322, 
Ruhegehalte 294. 


s.  feminarien 278. 
B MWaifen 303 ff. 
= BWittwen 300.303 ff. 


ihre erlaubten Neben: 
gefchäfte 283. 298. 
Schüffelcollecten 622. 

Schuſter 1245. 

Shusbürger 253 ff. 

Schugpoden 812 ff. 

Schwangere 478, 467, 721, 
7% , ihr fchnelles Abfterben 
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Schweine, ihr Eintrieb zur Maſt 
in Waldungen 1030. 

Schweinszucht 991. 

Schwertfeger 1254. 

Schwindelhafet 764. 


Scribenten 13. 384. 1176. 
Seifenfieder 762. 1241. 
Seiltänzer 463, 

Selbſthilfe 749. 

Seibftmord 740. 

Selbftmörder 80. 822. 
Selbſtrache 749. 

Selbfifhüffe 728. 

Seuchen unter Menfchen 808 ff 

Vieh⸗ 997. 

Siehenhaus 70 Abf. 9 638. 
Siegel 1250. 
Silberarbeiter 1253. 1358. 
Socialausgaben 79 ff. 
Soldaten, ihre Nichtwaͤhlbarkeit 
zu Gemeindebeamten 13, ihre 
Beftrafung 51 Anm. 759, ihr 
Bürgergenuß 87 Anm. 106 
Anm., ihre Unterftüsung 603, 
beurlaubte 668, 759, ihre Ars 
tetirung 759, fremde 759, ihr 
Gewerbebetrieb‘ 1209, ihre 
Briefe 1398. 

Eonntagsfeier 415 ff. 
Sonntagsfhule f. Schulen. 
Speifewirtbfhaften f. Wirth: 
ſchaften. 

Spezereikraͤmer ſ. Kraͤmer. 
Spengler ſ. Landfahrer. 

Sperrwerkzeuge der Schloſſer 
138. 

Spiel 439. 

Stabhalter 143, 153. 

Staatsbürgerliche Einwohner 2, 
60. 63. 65. 76 ff. 
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Staatsdienft 373. 388, 
Staatsdiener 13. 51. 471. 


-Staatspenfionäre 13. 


Staatswaldungen 1047. 
Stabtgemeinden 1. 
Stanbdesherren 5 f. Grumbhen, 
Steifbettler 612. 

Stein, bauen von Stein ſ. 
Bauordnung. 

Steindrühe 1193, in Waldun- 
gen 1034. 

Steinfammeln in Fluͤſſen 1469. 

Steinfag 850, Steinfeger 42 
Anm, 

Sterbfülle 816, der Wöchnerin: 
nen 790, f. a. egalfälle und 
Leichen. 

Sterbfhein 818. 

Steuerfapital der Gemeinden 70. 

Steuernahlaß wegen Wetter: 
ſchaden 954. 

Stiftungen, milde 629 ff. 

Stipendien 372. 

Stoddegen 747. 

Stodflinten 747. 

Strafen im Allgemeinen 51.752: 

Strafenminderung, Nachlaß und 
Ummwandlung 756, f. a. Forft: 
frevelftrafen. Ps 

Sträflinge 13. 728. f. a. Ge: 
fangene. 

Straßenbau und Unterhaltung 
75. 1436 ff. 

Straßenfrevel 1455. 

geld 1463. 
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Straßenknechte 1445. 
j » Drednung 1450. 
Streichfeuerzeuge 876. 
Streifen 698. 
Streuholz 1021. 
©treureht 1085. 
Streufammeln 1029: 


Stroh 924. 
Strohdaͤcher 867. 
Strumpfweber 1243. 
Stubdienfreiheit 368. 
Stundenbläfer 694. 
Sümpfe 762. 933. 
Spnagogen 70, Abf. 4. 


T 


Tabakbau 925, Verbrauch 931. 

Tabakrauchen in Ställen und 
Scheuern 872. 

Zaglöhner 1304. 

Tagwachen 694. 

Zanzbeluftigung 420. 
Tapezirer 1245. 

Tafchenfpieler 463. 664. 
Zauben 929. 1206. 

Zaubftummeninftitut 635. 
Zaufe im Haufe 729. 

Zaration d. Gebäude zur Brands 
verfiherung 899. 

Zaratoren 894. | 

Taxe der Apotheker 798. . 

=  . Bäder 766. 

.  » Mepger 772. 

s Zunft: 1215. 
Thätlichkeiten 745, 
Theehändier 1338. 

Theerofen in Waldungen 1039. 
Theerfchwellen 1037. 
Theilungscommiffäre 586. 
Theologen 375. 


Thierärzte 994 ff. 

Thiere, reifende 732. 

Thürme 1207. 

Tod f Legalfäle, Sterbfall bür« 
gerliher 504. 

Zodtengräber 821. 

Todtenſchau f. Leichenfhan. 
Tollkorn 764. 

ZTorfgruben und Torflager 1193 
ff. 1042. 

Zorfmoore 1037. 

Zransporteurd von Gefangenen 
und Schuͤblingen 706. 
Zrauerzeit vermittweter Perfo- 
nen 272. 

Trauſchein 478. 

Trauung 481. 

Trennung, zeitlihe 506. 
Zriftgerechtigfeit in Waldungen 
1089. 
Trinkſchulden 435. 

Trintwaffer 763. 

Ttoͤdelhandel 1341. 

Trocknen 933. 


Truͤffeln 1033. 1088. 
Zruntenbolde 437. 
Trunkenheit bei Eingehung ber 


u 


Uebelhaufer 447. 

Ueberfahrten 1385. 

Uebertrieb, Schäfereir 981. 
Ueberzug 215. 223. 

Ufer, hohe 1472. 

Uferbau 1464. 1471. 

Uhrmacher 1252. 

Umlagen zu Gemeindsbeduͤrfniſ⸗ 
fen 61 ff., zu Brandgeldern 
913. 

Uneheliche Kinder 164. 604. 

Uneheliche Geburt ſchließt nicht 
von Zünften aus 1234 lit. h. 

Unglüdsfälle 736 ff. 

Ungehorfam gegen obrigkeitliche 
Befehle 746. 

Unreife $rüchte 765. 

Unterhaltspflicht der Eltern und 
Kinder 493 ff., der unehelicyen 


D 


Baganten f. Landfahrer. 
Benerifhe 462. 
Verbindungen, geheime 653. 
Berbindungswege 1436 ff. 
Berbreiter v. Drudfchriften 408, 
Berbrauchsfteuer 71. 
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Ehe als Grund ber Unguͤltig⸗ 
keit 468. | 
Zumult 657. 


Kinder 604, der Frau während 
des Scheidbungsproceffes 512 ff. 
516, getrennter und geſchiede⸗ 
ner Ehegatten 519. 520. 
Unterlehrer 276. 
Unterpfandsbuh 42 Anm. 839. 
848 


Unterriht f. Schulen. 
Unterfchriftenfammeln 38 Anm. 
656. 
Unterftügung d. Armen f. Arme. 
Unterfuhungstoften in Legals 
fällen 742. ; 
Unvermögen zur Ehe 467. 
Unzucht 454. 
Urbarmahung 923. 
Urkundenverfälfhung 674. 855. 
Urlaub, Soldaten in f. Soldat. 
Urphebe 723. “ 


Berbrecher, ihre Ausliefer. 688 ff. 

Bereine 652. 

Berfälfhung ber Päffe 674. 

Vergleiche der Gemeinden 122 ff. 
135. 

Vergolden von Münzen 1378. 
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Berhaftung 750. 

Verhaftete f. Gefängniffe und 
Verhaftung. | 
Berläumdung 743. 

Berleger 339 ff. 396 f. 405. 408 f. 
Vermißte 569. 

Vermögen, nöthiges, zur Bür: 
gerannahme 182 ff. 
Vermögensabfonderung gefchie: 
dener Ehegatten 519. 
Dermögensconfiscationen 752. 
Vermögensübergabe 590 ff. 
Verpachtung von Gem.:gut 114. 
Berpfründung 597. 

Verruf (gegen Jemand) 1234. 
Verfammlung, Volks: 655, der 
Gemeinden 36, der Zünfte 
1219, politifhe 655. 
Berfchollene 569 ff. 
Berfhollenheit 504. 

Berfhwender 444. 

Verfhwendung 445. 

BVerfteigerung 436. 552. 834: 
Verträge der Gemeinden 122 ff. 
135. 

Berunglimpfung als Eheſchei⸗ 
dungsgrund 504. 
Berwandtfchaft der Gemeinde: 
rathsglieder 13, der Verlobten 
470. 

Derwundung f. Körperverlegung 
und Legalfaͤlle. 


Veterindranftalten 993 ff. 
Vicinalftraßen 75. 155. 1436 ff. 
Vieh, krankes 769 ff. 993 ff. 
D todte® 762. 1009. 
Viehhandel 1324. 
s birten 983. 
» mängel 1326. 
maͤtkte 984. 1324. 
: feucdhe 997. 
s tränten in Waldung. 1089. 
s trieb in Waldungen 1089. 
= verfiherungsvereine 921 An, 
: verftelung 1330. 
» weiden 981. 
s zucdht 974 ff. 
Vifiren der Päffe und Wander: 
bücher 675 ff. 
Vogelfang 1185. 
Vogelfhießen 1181. 
Volksſchriften 407. 
Bolksverfammlung 655. 
Volljährigkeit 542. 
Volljaͤhrigkeitserklaͤrung oder Ge⸗ 
waltsentlaſſung 567. 
Voranſchlag (der Gemeinderech⸗ 
nung) 62. 132. 135 Abf. 13. 
Vorenthaltung 855. 
Vorleſe 942. 
Vormuͤnder 546 ff. 558 ff. 
Bormundfhaft 542 ff. 
Vorzugsrehte auf Liegenfhaf: 
ten 839. 
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Waaren, verdaͤchtige 1342. 
Waarenverfaͤlſchung 1314. 

=  verfendung 1312. 
Waaren, doublirte 1251. 

: plattirte 1251. 

: Material: 805. 1338. 

Wachen 694. 

Wachszehnten 972. 

Wachtſtuben 696. 

Wahlen der Gemeinden 11 ff. 

Wahlberechtigung bei Gemeinde: 
wahlen 12. 

Waͤhlbarkeit bei Gemeindewah: 
Ien 13. 

Waffen 728, geheime 747. 

Wahnfinn 705, 730, als Schei- 
dungsgrund 504. 

Wahrfager 465. 

MWaifen, deren Bevormundung 
542, Erziehung 588, Berfor: 
gung armer 626, der Schul: 
lehrer 303. 

MWaifenfond, Baden » Durladıi: 
fher 627. 

MWaifenhaus 70, Abf. 6. 

Waifenrichter 583. 

Wald f. Forft. 

Waldart 1016, 

» beeren 1033. 

: brand 1040. | 

« ausftodungen 111. 1511 
Abf. 6. 

» hüter 1134. 


MWaldfhügen 42 Anm. 
Wuldungen, abgefonderte 153 ff. 
an Flußufern 1068. 
Waldungen d. Gemeinden 1048. 
. der Körperfchaften 
1061: 
: der Privaten 1063. 
j des Staats 1047. 
s der Standes: und 
Grundherren 1062. 
Wandelklagen 1338. 
Wanderbuch, , beffen Ertheilung 
662, Vifirung 675, Hinterle: 
gung 679, 681. 
MWanderjahre 1224. 
Manderfhaft 1224. 
Mafenmeifter 1009. 
Waſſer, ftehenbes 762. 
Trink⸗ 763. 
MWafferbau 1464, an Mühlen 
1259. | 
MWäfferordnung 1471. 
Wäfferung 933 ff. 
Mafferrecht der Mühlen 1257. 
MWafferfheu f. Wuth. 
Wege f. Strafen. 


⸗ Feld⸗ 1436 ff. 
:  gerechtigkeit in Waldun⸗ 
gen 1089. 


=  Bieinals 1436 ff. 
Wegweiſer 1443. 
Wegzug außer Lande 215. 223. 
Weiden, Vieh: 981. 
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Weiderecht in Walbungen 1084. 
Weinbau 938. 
ſchank 434. 
s fliher 943 Anm. 
s vertauf 1286, am Stod 
862, des feibft erzeugten 
434. 


« verfälfhung 943. 1285. 
MWeisgerber 1244. 
Wetterdaͤcher an Straßen 1446. 
Wetterfhaden 954 ff. 
MWiderfeglichkeit gegen die öffent: 
liche Gewalt 658. 
Wiberfpenftigkeit gegen obrigkeits 
lihe Befehle 746. 
Wieſen 933. 
Wilddiebftapt 1182. 
Wildfuhr, deren Schutz 1180. 
Wilderei 1180. 
Wildhuͤter 1081. 
Wildraub 1182. 
Wildpret 1183. 
Wildfhaden 1184. 
Windbuͤchſen 747. 748. 
‚ Wirthe, ihre Waͤhlbarkeit zu 
Gemeindebeamten 13. 


Bahlungsflüchtigkeit d. Handels: 
leute, leichtſinnige 863, 1311, 
beshafte 865. 

Zahnärzte 785. 

Bahnpulver 806. 807. 


Wirthfchaftsordnung 1275 ff. 

Wirthshaͤuſer, ihre Feierabend» 
ftunde 426. 

Wirthshausſitzen 426 ff. 

Wirthoſchilde, Über die Straßen 
haͤngende 1446. 

Wittwen ber Gemeindebürger 
84, 85 Anm., 102, 108, 113, 
209. 

Wittwen Heimathlofer 239. 

‚ deren Wiedervere heli⸗ 
chung 472 
Wittwenkaſſe 601. 
Wittwen, Meiſters⸗ 1233. 
der Schullehrer 300. 
303 ff. 

Wochenmaͤrkte 1345. 

Woͤchnerinnen 789 ff., fterbende 
IR. 

Wucher 860. | 

Wundarzneidiener 783. 

MWundärzte 783. 

Wurzelgräber und Wurzelhänd> 
ler 664. 1338. 

Wuth, Hundswuth, 1000, 1003, 
bei Menſchen 810. 
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Zechen 423. 1234. 
Zehnten 958 ff. 
Zehntablöfung 971. 
Zeitfchriften 404. 1400. 
Zeitungen 404. 1400. 


Zeugen, ihr Eid 536. 
Zeughaus 70, Abf. 7. 


in die Brandverfiherung 896. 
Biehbronnen 763. 
Zigeuner 687. 
Bimmerleute 1240. 
Binngießer 664. 1249. 
Bine 776. 
Zuchthaus 70 Abf. 9. 719 ff. 
Zuchthengſte 974, fremde 979. 
Zuͤchtigung der Kinder durch bie 
Eltern 497 f. Kinder. 
Zuͤchtigung, Börperlihe 752. 
Bugabe beim Fleifchverfauf 771. 
Zuderbäder 776. 
Buderwaarenfabritation 776. 
Zunderhaͤndler 664. 
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Zuͤndhoͤlzchen 876. 
Zünfte 1208 ff. 
Biegelhütten 1200, Aufnahme Zunftartitel 1208. 


gelber 1214. 
genoffen 1209. 
heimlichleiten 1234. 
berberge 1227. 
Jahrstag 1219. 
Iehrlinge 628. 
meifter 1212. 
mißbraͤuche 1234. 
ordnung 1208. 
rechner 1212. 
ſchreiber 1218. 
taren 1215. 
verfammiung 1219. 
zwang 1234. 


Bmwangsfittel 705. 


Nachtrag. 


Zu $ 57. Gemeindeausgaben, Beiträge des Domänenfiscus und 


anderer Zehntberechtigten dazu. %. B. M. 1839, ' 
Beilage 3. . 

188. Bürgereintaufsgelder von Ausländern. A. B. M. 
1838, Beil. 42. 

234. Auswanderung nah Amerika. A. B. M.1839,N 7. 

261 Anm. Kleinfinderfhulen 1838. Beil. 39. 

304. Beiträge von vacanten Schulftellen zur Schullehrer: 
MWittwen: und Waifenkaffe. A. B. M.1839, Beil. 2. 

341. Gewerbfehulen, Anfhaffung von Büchern für diefelben. 
1839, Beil. 3. 

373) Recdtspracticanten und Scribenten, ihr Ein: und Aus: 

384 tritt bei den Aemtern. A. B. M. 1839, Beil. 3. 

415. Auswärtiges Bürgermilitär. A. B. M. 1838, Beil. 41. 

426. Polizei» und Feierabendftunde. A. B. M. 1839, Beil.2. 

586. Theilungscommiffäre,, Gefhäftsauffiht über fie. U. 
B. u. 1838, N. 99. 

680 Anm. Preufifche Heimathfheine. A. B. M. 1838, 
Beil. 33. 

682. Fremde Werber. R. B. 4, III. 13, XXXIV. 

780. Ausländifhe Aerzte, Behandlung ber Verwundeten 
ducdy fie. U. B. M. 1839, N. 7. 

781. Koftenverzeichniffe der Aerzte. A. B. M. 1838, N. 99. 


Bus 79. 
„ 79. 


„ 794. 


vr 7% 


„ 815. 
=. 


„ 89. 


„ 1155. 


„ 1235 


„ 1373. 


», 1398. 
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Hebammen, ihre Taxe. U. B. M. 1839, Beil. 3. 
Hebammen, ihre Beifuhr zu ben Prüfungen. U. B. 
M. 1839, Beil. 3. | 
Apotheken, ihre Koftenverzeichniffe. A. B. U. 1838, 

N. 9. 
Argende Stoffe. A. B. M. 1839, Beil. 3. 
Belehrung Über das Scharlachfieber. A.B. M. 1839, 
Beil. 1. 
Brandkatafter, Fiscigebühren bei deffen Renovation 
und Fertigung ber Einzugsregifter. A. B. M. 1838, 
Beil, 38. 

Sorfifrevelchätigung, Bücher der Waldhuͤter. A. B. M 
1839, Beil. 2. 

Hausweberei. U. B. M. 1837, Beil. 31. 

Münzconvention der zum Zoll: und Handelsvereine 
verbundenen Staaten. R. B 39, VL 

Poftporto, Verſendung von Dienftfahen zwifchen den 
Iandeshertlihen Verrechnungen und ben Bürgers 
meifterämtern. A. B. M. 1839, Beil. 3. 


Berichtigungen. 


Seite 38, Zeile 22 v. o. lies: 35 flatt 85. 

„4113 lies: Achter Titel flatt fiebenter Titel. 

„ 120 fehlt die Sn Zahl 180. 

„183 lies Seitenzahl: 193 ftate 192. 

»‚» 247, Zeile 7 und 8 v. u. flreihe: Frohnden, insbefondere 
Zagdfrohnden. 

‚„ 257, Zeile 21 v. o. lies ($ 444) ftatt (Sag 250). 

» 86 fege nad „zweiter Abfchnite’: Auflöfung ber 
Ehe. 

„305, Beite 5 v. 0. fegevor®. B. ein „„“ flatt eines „, . 
» 329 lies: fehstes Kapitel flatt: viertes Kapitel. 
„445 lies: Erſter Abſchnitt flat: dritter Abfchnitt. 

‚„‚ 75% ftreiche Zeile 12 und 13. 
„ 755, Zeile 13 lies: Frachtfuhrwerke flatt: Fuhrwerke. 
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